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Das  Zentralproblem  der  Nationalökonomie 
als  praktischer  Wissenschaft 

Von  Robert  Wilbrandt 

Die  Nationalökonomie  ist  eine  werdende  Wissenschaft.  Sie  ist  jung. 
Zweitausend  Jahre  älter  zum  Beispiel  ist  die  Jurisprudenz,  die  von  den 
Römern  schon  ausgebildet  wurde;  seit  zwei  Jahrhunderten  erst  ist  von  einer 
Wissenschaft,  wie  ich  sie  als  mein  Fach  vertrete,  die  Rede. 

Dem  Fernerstehenden  wird  es  nicht  leicht  sein,  sich  von  dieser 
Wissenschaft  ein  Bild  zu  machen.  Bekannt  ist  die  charakteristische  Antwort 
auf  die  Frage,  was  denn  das  eigentlich  sei,  ein  Nationalökonom  oder  ein 
Volkswirt.  Die  von  der  Münchener  ,, Jugend“  mitgeteilte  Antwort  lautet: 
Ein  Nationalökonom,  das  ist  einer,  der  mißt  Arbeiterwohnungen  aus  und 
sagt,  die  seien  zu  klein. 

Diese  Antwort  ist  aber  doch  nicht  nur  für  den  Eindruck  des  Außen¬ 
stehenden  charakteristisch,  sondern  auch  für  eine  Lebensfrage  dieser  Wissen¬ 
schaft  selbst.  So  wenig  die  Antwort  in  unsere  Arbeit  eindringt,  ist  sie  doch 
nur  allzu  ernsthaft  in  ihrem  Kern.  Sie  führt  uns,  ahnungslos,  direkt  hinein  in 
unser  Problem:  in  das  Zentralproblem  der  Nationalökonomie  als  praktischer 
Wissenschaft. 

Denn  eben  dies  ist  jetzt  unser  Zentralproblem:  ob  diese  unsere 
Wissenschaft  eine  Wissenschaft  sei,  ob  sie  eine  werden  könne,  und  auf 
welchem  Wege. 

Wer  Arbeiterwohnungen  ausmißt  und  sagt,  die  seien  zu  klein,  der 
muß  dafür  —  außer  dem  Zentimetermaß  —  einen  Maßstab  haben,  der  nicht 
in  ihm  selber  liegt,  der  nicht  subjektiv  ist;  sonst  ist  es  keine  Wissenschaft, 
was  er  da  treibt.  Und  ähnlich  steht  es  in  zahllosen  Fällen. 

Wo  immer  der  Nationalökonom  das  Wort  ergreift,  in  der  Politik,  in 
der  Unterweisung  der  künftigen  Beamten,  deren  Prüfungsordnung  für  den 
höheren  Dienst  in  Verwaltung  und  Justiz  das  Studium  der  Volkswirtschafts¬ 
lehre  verlangt,  stets  kann  die  gleiche  Frage  aufgeworfen  werden:  Ist  das 
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wirklich  Wissenschaft?  Was  da  im  Namen  der  Wissenschaft  gesagt  wird, 
ist  das  objektiv,  begründbar,  allgemeingültig,  von  jedermann  notv/endig  anzu¬ 
erkennen,  oder  ist  es  ebenso  subjektiv,  so  persönlich,  so  unbeweisbar  wie 
irgendein  Parteiideal,  ein  Dogma,  eine  Weltanschauung,  ein  Glaube,  kurz 
wie  irgendein  Werturteil,  das  nur  die  Gefühle  des  Sprechenden  ausdrückt 
und  zahllose  entgegengesetzt  lautende  Werturteile  ganz  gleichberechtigt  noch 
neben  sich  hat? 

Dies  scheint  mir  heute,  wenigstens  in  Deutschland,  das  erkenntnis¬ 
theoretische  Zentralproblem  der  Nationalökonomie  zu  sein. 

Es  hat  freilich  viele  andere  Probleme  zu  Vorgängern  gehabt,  und  ohne 
unser  Problem  zu  vergessen,  tun  wir  gut,  gerade  um  seiner  Lösbarkeit  willen 
uns  jener  älteren  Probleme  zu  erinnern. 

Die  ersten  Probleme,  die  man  uns  stellte,  waren  praktischer  Natur. 
Man  fragte  mit  dem  Emporkommen  des  modernen  Staates:  Wie  muß  der 
Staat  sich  verhalten,  um  die  stets  fehlenden  Mittel  für  alle  seine  Zwecke  zu 
bekommen?  Man  fragte  mit  dem  Emporkommen  der  modernen  Volkswirt¬ 
schaft:  Wie  muß  die  Volkswirtschaft  gestaltet  werden,  damit  sie  reich  und 
mithin  steuerkräftig  wird  für  die  Staatsfinanzen?  Die  alten  Kameralisten 
und  Merkantilisten,  die  Physiokraten  vor  der  französischen  Revolution  und 
Adam  Smith  als  „Vater  der  Nationalökonomie"  im  England  des  achtzehnten 
Jahrhunderts:  sie  alle  gaben  Antworten  auf  diese  praktischen  Grundfragen 
unserer  Wissenschaft.  Zusammenfaßbar  alle  diese  Grundfragen  in  dem  be¬ 
zeichnenden  Titel,  den  Adam  Smith  seinem  berühmten  Werke  gab:  „The 
wealth  of  nations",  der  Volkswohlstand  oder  genauer:  der  Reichtum 
der  Völker. 

In  diesem  Titel  lag  die  Fragestellung,  lag  das  Ziel  des  national¬ 
ökonomischen  Denkens. 

Offensichtlich  ein  praktisches  Ziel.  Ein  praktisches  Ziel,  für  das  der 
Nationalökonom  die  Wege  zu  weisen  hatte.  Seine  Aufgabe  also  die  eines 
Technikers.  Das  Ziel  ist  durch  die  Aufgabe  angegeben;  zu  finden  ist  der 
Weg,  um  es  zu  erreichen. 

So  blieb  esT  auch  als  die  Zielsetzung  erweitert,  der  Volkswohlstand 
nicht  mehr  nur  im  Staatsinteresse  gesucht  worden  ist. 

Die  Nationalökonomie  blieb  eine  praktische  Wissenschaft.  Das  Leben 
hatte  Forderungen  an  sie  und  sie  an  das  Leben.  Man  verlangte  von  ihr  die 
Antwort  auf  drängende  Fragen,  zur  Behebung  von  brennender  Not,  und  sie 
mußte  fordern,  was  sich  als  nötig  zu  erweisen  schien,  um  der  geforderten 
Abhilfe  den  Weg  zu  ebnen. 

Nur  daß  allmählich  die  praktische  Zielsetzung,  zunächst  unbewußt, 
dann  mit  erschreckender  Deutlichkeit,  immer  vielfältiger,  zwiespältiger,  ja 
in  sich  so  widerspruchsvoll  wurde,  wie  es  eine  praktische  Wissenschaft  nicht 
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brauchen  kann.  Ihr  Ziel  muß  klar,  muß  eindeutig  bestimmt  sein.  Nur  dann 
kann  sie,  wie  an  der  Technischen  Hochschule,  wie  an  der  Medizinischen 
Fakultät  bei  uns,  für  ein  vorausgesetztes  praktisches  Ziel  mit  Methoden  der 
Wissenschaft  jeweils  den  Weg  zu  ihm  zeigen. 

Dieses  Zerfallen  unserer  Zielsetzung  begann  mit  dem  Bewußtwerden 
der  sozialen  Frage.  Die  Verteilung  trat  neben  die  Beschaffung  als  zweites 
Problem.  Man  sah  neben  dem  gesuchten  und  erreichten,  für  Staatszwecke 
Mittel  liefernden  Reichtum  der  oberen  Klassen  das  Elend  sich  häufen:  ein 
düsterer  Gegensatz,  ein  drohender  Untergrund.  Man  erlebte,  wie  wir  es 
heute  erleben:  wachsende  Not,  davon  getragen  der  Parvenuluxus  der  neuen 
Reichen.  Man  empfand  das  als  widerwärtig,  als  ungerecht,  als  ästhetisch 
peinlich  oder  ekelhaft  und  als  ethisch  unerträglich,  als  einen  seine  Abhilfe 
fordernden  Mißstand. 

Schon  eine  Reihe  älterer  Nationalökonomen,  dann  die  sozialistische 
und  anarchistische  Anklageliteratur,  aufgipfelnd  in  Marx,  dann  die  unter  all 
solchen  Einflüssen  und  Empfindungen  schreibenden  „Kathedersozialisten“, 
vor  allem  in  Deutschland:  sie  alle  untersuchten  dieses  andere,  dieses  neue 
Problem.  Sie  waren  praktisch  bemüht,  doch  in  anderer  Richtung.  Sie  hatten 
ein  anderes  Ziel,  ja  andere  Ziele.  Denn  ob  nun  ethisch  oder  ästhetisch,  ob 
im  Hinblick  auf  das  zu  erzielende  Glück  der  Menschen  oder  für  die  Kultur¬ 
entwicklung,  ob  im  Namen  der  Gerechtigkeit  oder  für  das  Heranzüchten 
einer  höheren  Menschheit  —  all  das,  was  nun  Zielsetzung  wurde,  war  ein 
Neues,  war  in  sich  selbst  nicht  dasselbe  und  zuletzt  ein  Chaos. 

Allerdings,  man  kann  für  das  alte  und  das  neue  Problem  einen 
gemeinsamen  Nenner  finden. 

Der  „Wealth“  bei  Adam  Smith,  der  besteuerbare  Ueberschuß,  den 
der  Reichtum  der  Nationen  liefern  sollte,  und  der  „Mehrwert“  bei  Marx, 
um  den  seine  Untersuchungen  sich  immer  wieder  drehten:  diese  scheinbar 
so  verschiedenen  Dinge  haben  eines  gemeinsam.  Es  handelt  sich  beide  Male 
um  das,  was  über  die  Lebensnotdurft  hinausgeht.  Das  erste  Mal  um  das, 
was  der  Staatsbürger  entbehren,  was  ihm  also  durch  Steuern  abgenommen 
werden  kann.  Das  zweite  Mal  um  das,  was  ein  arbeitender  Mensch  zwar 
über  seine  Lebensnotdurft  hinaus  produzieren,  aber  wiederum  entbehren 
kann,  ohne  umzukommen,  was  ihm  also  abgenommen  werden  kann,  zu 
ständiger  Bereicherung  von  anderen  Leuten.  Das  ist  der  „Mehrwert“.  Der 
Arbeiter,  so  lehrt  Marx,  produziert  ihn,  die  besitzenden  und  herrschenden 
Klassen  verzehren  ihn.  Die  Ausbeutung  durch  das  Kapital  befördert  ihn  von 
der  unteren  zu  den  oberen  Klassen. 

Dieses  Mehr,  was  der  Mensch  (als  Staatsbürger,  als  Arbeiter)  über 
seinen  Unterhalt  hinaus  für  beliebige  Zwecke  entweder  selber  zur  Ver¬ 
fügung  hat  oder  aber  an  den  Staat  in  Steuern  sowie  an  andere  Klassen  als 
deren  arbeitslos  bezogenes  Renteneinkommen  abgibt,  das  kann  als  das 
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praktische  Zentralproblem  unserer  Wissenschaft  bezeichnet,  ja  gerade  bei 
vertiefter  Untersuchung  als  solches  bestätigt  werden.  Denn  hier  sind  die 
Mittel,  schlechthin,  für  beliebige  Zwecke,  unser  Gegenstand;  Mittel  für 
Staatszwecke,  Mittel  für  irgendwelche  Zwecke,  für  die  die  Arbeitenden 
selbst  oder  die  von  deren  Arbeit  Mitzehrenden  in  der  Gesellschaft  deren 
Arbeitsprodukt  und  deren  Arbeit  zur  Verfügung  haben,  kurz:  Mittel  für 
beliebige  Zwecke  oder  für  das,  was  man  will.  Also  alles  das  erst  möglich 
machend,  was  man  eigentlich  will.  Dessen  Vorbedingung  daher  der  Gegen¬ 
stand  des  Streites  in  der  Gesellschaft:  zwischen  Staat  und  Steuerzahler, 
zwischen  Klasse  und  Klasse;  weil  darüber  entscheidend,  wer  das  erreichen 
könne,  was  er  eigentlich  will. 

Dies  kann  tatsächlich,  wie  wir  sehen  werden,  als  das  Objekt  der 
Nationalökonomie  betrachtet  werden.  Die  Mittel  für  irgend  welches  Wollen 
tunlichst  bereit  zu  halten,  das  Wollen  tunlichst  erfolgreich  zu  machen  durch 
Sicherung  der  Mittel,  die  man  reichlicher  herzustellen  und  sparsamer  zu 
verbrauchen  und  wirtschaftlich  richtiger  zu  verwenden  lernt  —  das  ist  eine 
Kunst,  von  der  Hausfrau  geübt,  vom  Organisator  ins  Große  getrieben,  vom 
Nationalökonomen  abstrakt  zu  lehren  als  die  Welt  der  Wirtschaft,  durch 
deren  Erfolg  erst  realisierbar  gemacht  wird,  was  irgendein  Wunsch  sich 
erträumen,  was  irgendein  Idealismus  anstreben  mag.  Denn  alles  das  hängt, 
soll  es  Dauer  haben,  in  seiner  Verwirklichung  davon  ab,  ob  es  durch  ge¬ 
lingende  Wirtschaft  möglich  gemacht  wird.  Selbst  die  Askese  bedarf  solcher 
Vorbedingungen:  der  Existenz  und  der  wirtschaftlich  nicht  gebundenen,  also 
,, freien“  Zeit,  Alle  Möglichkeiten  erweitern,  sie  zwar  nicht  unbegrenzt 
machen  —  das  geht  ,,über  unsere  Kraft“  — ,  aber  doch  tunlichst  offen  halten 
für  mehr  Wünsche  oder  für  mehr  Menschen  oder  auch  für  beides,  das  ist 
tatsächlich  die  Leistung  der  angewandten  Wissenschaft  auf  unserem  Felde; 
das  war  ihre  Mission,  zunächst  unbewußt,  das  wird  sie,  bewußt  zu  machen 
in  der  Gegenwart,  in  aller  Zukunft  bleiben. 

So  könnte  dies  als  das  Zentralproblem  erscheinen,  dem  wir  nachgehen 
wollen.  Und  das  ist  es  auch.  Aber  erst  der  vorhin  fallen  gelassene,  nun 
wieder  aufzunehmende  Faden  nationalökonomischer  Erkenntniskritik  wird 
uns  dahin  führen,  dies  erkennen  zu  können.  Erst  die  gänzliche  Verneinung 
wird  offenbar  werden  lassen,  was  unsere  Aufgabe  ist.  Erst  die  auf  die  Spitze 
getriebene  Kritik  wird  daran  erinnern,  was  die  Mission  unserer  Wissenschaft 
ist  und  bleibt. 

Die  Nationalökonomie  hat  erst  hindurch  müssen  durch  eine  Krisis, 
die  ihren  Fortbestand  aufs  äußerste  bedrohte  und  auch  heute  noch  bedroht, 
Ihren  Fortbestand  zwar  nicht  als  Theorie  und  als  Geschichte,  wie  die 
Klassiker  und  dann  die  österreichische  Schule,  wie  der  Historismus  und  dann 
die  gegenseitige  Durchdringung  von  Geschichte  und  Theorie  das  neben  der 
praktischen  Aufgabe  allmählich  ausgestaltet  haben.  Ihren  Fortbestand  aber 
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als  praktische  Wissenschaft,  den  sieht  die  Nationalökonomie  bedroht.  Sie  ist 
auf  dem  Wege,  nur  noch  als  empirische  Wissenschaft,  im  Sinn  von  Theorie 
und  Geschichte,  sich  zu  entwickeln.  Also  ihr  praktisches  Raten  und  Helfen 
fallen  zu  lassen,  auf  alle  Stellungnahme  zu  verzichten,  die  Politik  nicht 
mehr  zu  leiten  und  zu  erziehen,  sondern  nur  noch  als  ein  Objekt  unter  ihre 
Lupe  zu  nehmen,  wie  der  Naturforscher  ein  Insekt  oder  eine  Pflanze.  Mithin 
absterben  zu  lassen,  was  ihr  zum  Dasein  verholten  hat:  ihr  von  der  Praxis 
zu  Hilfe  gerufenes  Amt,  der  Gesellschaft  in  ihren  Nöten  beizustehen  wie  ein 
Arzt  dem  Kranken. 

Es  bliebe  der  Weg,  den  so  manche  Wissenschaft  genommen  hat:  vom 
praktischen  Bedürfnis  ausgegangen,  doch  dann  erst  Wissenschaft  geworden 
zu  sein,  als  der  praktische  Grundgedanke  fallen  gelassen  war.  So  ist  aus 
der  Astrologie  die  Astronomie,  so  aus  der  Alchymie  die  Chemie  hervor¬ 
gegangen. 

Ist  ein  solcher  Verzicht  auch  bei  uns  zu  empfehlen?  Was  würde  bei 
uns  die  Folge  sein? 

Die  Wissenschaft  hätte  davon  nichts  zu  befürchten,  wohl  aber  das 
Leben.  Die  zu  durchdringenden  Tatsachenmassen,  deren  Sammeln  und 
Systematisieren  schon  Leistung  genug  ist,  verbürgen  der  Wissenschaft 
Bedeutung  genug.  Doch  die  Politik?  Das  Leben? 

Hier  gähnt  ein  Abgrund.  Hier  droht  ein  unersetzlicher  Verlust.  Denn 
was  blüht  uns  dann?  Die  hochbezahlten  Interessenvertreter,  das  Geschrei 
der  Parteien,  das  Chaos  der  Politik,  der  Taifun  der  Leidenschaften  von 
Völkern,  Rassen  und  Klassen,  alle  Klassenvorurteile,  in  jeder  nur  auf  sich 
beschränkten  Schicht  gesellig  fortgepflanzt,  überwuchert  noch  von  allerlei 
phantastischen  Projekten,  das  bleibt  uns  übrig,  als  sogenannte  öffentliche 
Meinung,  wenn  darauf  verzichtet  wird,  eine  Wissenschaft  dafür  sorgen  zu 
lassen,  daß  das,  was  jeweils  die  Lage  bessern  könnte,  objektiv  herausgestellt 
wird,  sei  es  für  den  einzelnen  Fall,  sei  es  prinzipiell  und  systematisch.  Wird 
dies  geopfert,  so  ist  freilich  denen  gedient,  die  dem  Gesamtinteresse  und 
insbesondere  den  Interessen  der  großen  und  leidenden  Masse  gegenüber  ein 
schlechtes  Gewissen  haben:  sie  brauchen  von  der  Wissenschaft  keinen 
Angriff  mehr  zu  fürchten,  sie  haben  nur  noch  Parteien,  nur  noch  Politiker 
als  Angreifer  gegen  sich,  sie  stehen  nicht  mehr  einem  Kritiker  gegenüber, 
der  durch  die  Aufgaben  seines  Faches  zu  einem  Urteil  berechtigt  ist.  Daher 
die  Vorliebe  gewisser  Interessentenkreise  für  eine  angeblich  unpolitisch 
gewordene,  jeden  Profit  in  Ruhe  lassende,  nur  noch  registrierende,  in  Wahr¬ 
heit  durch  ihr  Schweigen  wie  durch  beschönigende  Theorien  dem  Privat¬ 
interesse  dienstbar  gewordene  Wissenschaft. 

Zeit  und  Ort  verbieten,  das  mehr  als  nur  anzudeuten. 

Verständlich  aber  wird  es  danach  nun  sein,  daß  ein  erheblicher  Teil 
der  Nationalökonomie  eine  solche  ,, pseudowertfreie“  —  wie  Max  Weber 
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sagt  —  Interessennationalökonomie  nicht  mitmacht.  Daher  ein  menschlich 
anerkennenswertes  Festhalten  an  der  ethisch,  ästhetisch  oder  sonstwie 
außerwissenschaftlich  orientierten  Denkart.  Ein  „Fortwursteln“  freilich,  das 
nur  als  Gesinnungsadel,  nicht  als  Wissenschaftsbetrieb,  unsern  Beifall  findet. 

Eine  dritte  Richtung,  deren  überragendes  Haupt  Max  Weber  war,  bis 
der  Tod  diesen  einzig  Großen  uns  zu  früh  entriß,  vertritt  die  Meinung:  als 
Staatsbürger  darf  der  nationalökonomische  Professor  öffentlich  Stellung 
nehmen,  so  wie  sein  Ideal  oder  sein  Dämon  es  ihn  zu  tun  heißt;  als  Mann  der 
Wissenschaft  aber  soll  er  sich  nicht  einbilden,  im  Namen  der  Wissenschaft 
irgendwelche  Werturteile  fällen  zu  können. 

So  ist  denn  nun  die  Nationalökonomie  in  drei  feindliche  Lager 
getrennt.  In  Deutschland  wenigstens  ist  dies  der  Zustand.  Die  antipolitische 
und  angeblich  apolitische  Richtung,  von  Max  Weber  die  pseudowertfreie 
genannt,  verwirft  jedes  öffentliche  Stellungnehmen  in  Fragen  des  Fachs; 
das  zerstöre  die  Unbefangenheit  der  Forschung.  Die  ältere  Schule  politisiert 
weiter,  ohne  die  Maßstäbe,  nach  denen  sie  urteilt,  mit  wissenschaftlicher 
Allgemeingültigkeit  zu  begründen.  Und  die  in  der  Mitte  stehende  von  Max 
Weber  ist  zwar  so  leidenschaftlich  wie  offen  für  die  gleichen  Reformen  und 
Ideale  eingetreten  wie  die  ethische  Schule  der  im  Verein  für  Sozialpolitik 
sich  treffenden  sogenannten  Kathedersozialisten,  hat  aber  alledem  den 
Nimbus  der  Wissenschaftlichkeit  entrissen. 

Die  Oeffentlichkeit  bekommt  mithin  auf  ihre  eingangs  gestellte  Frage, 
ob  das  Wissenschaft  sei,  was  da  im  Namen  der  Nationalökonomie  an 
Kritik,  an  Stellungnahme,  an  Ratschlag  im  Hörsaal  und  öffentlich  aus¬ 
gesprochen  wird,  die  Oeffentlichkeit  bekommt  aus  zwei  Lagern  der 
Wissenschaft  selbst  eine  verneinende  Antwort;  und  was  soll  dann  die 
Oeffentlichkeit  von  dem  noch  halten,  was  trotzdem  an  Weisheit  geboten 
wird  in  dem  dritten  Lager? 

Denn  das  ist  die  Zweifelsfrage:  Nationalökonomen  von  hervorragendem 
Ruf  sind's  ja  doch,  die  da  sprechen;  sollten  die  von  ihrem  Fach  nicht  doch 
mehr  als  andere  Leute  verstehen?  Sollte  das  nicht  doch  ein  besonderes 
Gewicht  haben,  was  die  uns  raten? 

Darauf  erwidert  das  Haupt  der  Erkenntniskritiker:  Nein!  Die  letzten 
Entscheidungen  werden  nicht  von  der  Wissenschaft,  sondern  vom  Gewissen 
gefällt;  und  da  entscheiden  nicht  wissenschaftlich  beweisbare  Wertmaßstäbe. 
Ja,  Wille,  und  weiter  nichts,  so  hallt  es  als  Echo,  realistisch  vergröbert,  von 
den  nicht  abzuschüttelnden  „Pseudowertfreien“  zurück,  nur  der  Wille 
entscheidet,  er  setzt  die  Ziele,  er  stellt  daher  auch  allein  die  —  notwendig 
einander  entgegengesetzten  —  Maßstäbe  auf,  an  denen  politisch  zu  messen 
ist.  Und  wir  können,  so  scheint  es  mir,  nicht  umhin,  uns  zu  erinnern,  wie 
vielfältig  tatsächlich  die  Zielsetzung  und  damit  der  willkürlich  gesetzte 
Beurteilungsmaßstab  geworden  ist. 
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Aber  dennoch  vermag  ich  mich  ganz  ebenso  wenig  von  dem  Ergebnis 
der  Kritiker  wie  von  dem  der  unberührt  gebliebenen  alten  Schule  befriedigt 
zu  fühlen. 

Bewiesen  hat  keine  der  Richtungen,  daß  sie  im  Recht  ist.  Denn  keine 
hat  gezeigt,  daß  es  einen  anderen  Weg  nicht  gibt.  Vielmehr  ist  die  Ablehnung 
eines  solchen  rein  dogmatisch.  Die  ältere  Schule  meint,  man  brauche  keinen 
andern;  in  den  Geisteswissenschaften  sei  eben  dies  der  Weg:  daß  der  Mann 
der  Wissenschaft  aus  seinem  Fach  so  viel  Objektives  in  sich  aufnehme,  mit 
seinem  Ich  verschmelze,  wie  das  sonst  keiner  tut,  daß  er  also  untrennbar 
Persönliches  und  Sachliches  zu  außergewöhnlicher  Weisheit  vereine;  so  daß 
der  so  Vorangeschrittene  sich  gar  nicht  zu  scheuen  brauche,  auch  voranzu¬ 
leuchten  .  .  .  Wobei  im  Konfliktfall  nur  leider  die  Frage  offen  bleibt,  an 
welchen  der  Propheten,  die  unter  sich  nicht  so  selten  uneins,  wir  uns  zu 
halten  haben:  ob  der  oder  jener  mehr  der  vorangeschrittene,  mehr  der  vom 
Objektiven  erfüllte  sei.  Unentscheidbare  Frage,  solange  das  Objektive  nicht 
näher  bestimmt  ist.  Die  Gesellschaft  aber,  als  die  Vielheit  derer,  die  durch 
ihre  Wechselwirkung  auf  praktische  Verständigung  angewiesen  sind,  braucht 
dafür  als  Basis  eben  dies:  das  unwidersprechbar  für  alle  Geltende,  von 
jedermann  Anzuerkennende,  das  Objektive. 

Nicht  stärker  jedoch  als  hier  scheint  mir  die  Beweiskraft  bei  den 
negativen  Ergebnissen  zu  sein.  Da  heißt  es:  ein  objektiver  Maßstab  fehlt 
nicht  nur,  sondern  er  ist  nicht  möglich.  Er  sei  notwendig  in  sich  gespalten, 
er  sei  entweder  individualistisch,  vom  Schicksal  des  Einzelnen  aus  orientiert, 
oder  universalistisch,  nur  auf  ein  die  Volkszukunft  voranstellendes  Gesamt¬ 
wohl  ebenso  einseitig  eingestellt.  Und  er  sei  letzten  Endes  überhaupt  stets 
Glaubenssache;  es  sei  naiv,  da  auch  nur  etwas  anzustreben,  was  in  sich 
selbst  von  vornherein  unmöglich. 

Sind  das  Beweise?  Ist  da  überhaupt  ein  ex  cathedra  proklamiertes 
Ignorabimus  am  Platze?  Ist  der  Versuch  nicht  positiv  und  negativ  die 
letzte  Instanz? 

Ja,  ich  gehe  so  weit,  zu  behaupten,  daß  Weltanschauung,  nichts  als 
Weltanschauung,  also  Subjektives,  der  Wissenschaft  Fremdes  also  und  von 
ihr  fern  zu  Haltendes,  zuletzt  die  Standpunkte  der  drei  sich  befehdenden 
Richtungen  allein  begründet. 

Es  ist  Weltanschauung,  wenn  die  innige  Vermischung,  die  Gleich¬ 
setzung  sozusagen  für  Objektives  und  Subjektives  in  der  Persönlichkeit  des 
führenden  Mannes  in  Anspruch  genommen  wird.  So  viel  Wahrheit  darinsteckt 
—  man  kann  die  Welt  auch  ganz  anders  betrachten.  Man  kann,  statt  solcher 
Identitätsphilosophie  im  Stil  Hegels  oder  Goethes,  statt  solcher  subjektiv¬ 
objektiven  Schau  oder  Intuition  des  Künstlers,  dem  Subjektiven  sein  eigenes 
Reich  anweisen,  das  von  aller  Gleichsetzung  mit  objektiv  für  alle  gültiger 

15 


Wissenschaft  unendlich  verschieden  ist-  Und  man  kann  die  unendliche 
Mannigfaltigkeit  und  Gegensätzlichkeit  auf  sich  wirken  lassen,  die  das  Recht 
des  Geistes  ist;  man  sieht  dann  Glaubensgegensätze,  bei  denen  ein  Beur¬ 
teilungsmaßstab  höchstens  die  Treue  für  den  eigenen  Glauben  sein  kann. 

Und  ebenso  ist's  Weltanschauung,  wenn  die  von  der  Kritik  bewußt 
gemachte  Aufgabe:  die  Entdeckung  eines  rein  herauszuarbeitenden  objek¬ 
tiven  Maßstabs,  gar  nicht  angepackt,  sondern  einfach  dessen  Möglichkeit 
leichthin  verneint  wird.  Was  bei  diesem  leichten  Verzichten  vorschwebt,  ist 
das  Vorbild  der  Naturwissenschaft.  Dies  gestaltet  hier,  bei  den  Antipolitikern, 
ihre  Weltanschauung.  Von  Pohle  bis  Sombart  sind  alle  diese  darin  einig,  daß 
sie  nur  Naturforscher  der  Gesellschaft  sein  wollen;  nicht  deren  Aerzte. 
Warum?  Sie  wollen  nicht  Aerzte  sein,  weil  es  ihnen  nicht  liegt.  Weil  ihnen 
der  Naturforscherstandpunkt  als  selbstverständlich,  als  der  einzig  mögliche 
erscheint.  So  herrscht  hier  positivistische,  das  heißt  an  der  Naturwissenschaft 
orientierte  Weltanschauung:  an  ein  uns  fremdes  Objekt  gewöhnt,  gleichgültig, 
kühl,  ohne  die  innere  Anteilnahme,  wie  unser  Objekt,  die  Gesellschaft,  sie 
demjenigen  einflößt,  der  so  unverbildet  und  warm  an  seine  Aufgabe  heran¬ 
tritt,  wie  sie  es  erfordert. 

Und  Weltanschauung  endlich  ist  auch  der  dritte  Standpunkt,  der  von 
Max  Weber.  Dieser  sieht  nur  in  sich  geschlossene,  auf  sich  gestellte  Subjekte: 
jedes  einzelne  Ich,  seines  Glaubens  voll,  seinem  Ideal  ergeben,  mit  Willens¬ 
anspannung  ihm  im  Kampf  die  Treue  wahrend.  Das  höchstgespannte, 
idealistische  Wollen  des  Einzelnen  die  vermeintlich  allein  denkbare,  allein 
entscheidende  Instanz.  Dies,  wunderbar  groß  in  Max  Weber  selbst  verkörpert, 
einem  jeden  von  uns  im  Einzelleben  als  moralische  Aufgabe  gestellt,  einander 
gegenseitig  in  Ritterlichkeit  zuzugestehen,  wie  Max  Weber  sie  übte:  es  ist 
Weltanschauung,  diesmal  die  des  wollenden,  des  handelnden  Menschen. 
Für  ihn  —  für  uns  alle  in  der  Lage  des  Handelnden  —  unentbehrlich.  Doch 
ebenso  wenig  allgemeingültig,  alles  erledigend,  für  sich  allein  genügend  wie 
eine  der  anderen  Weltanschauungsmöglichkeiten. 

Denn  so  wahr  das  ist,  was  hier  anklingt:  die  notwendige  Gegen¬ 
sätzlichkeit  all  der  sich  ergänzenden  Wertungen  verschiedener  Sphären 
unseres  Wesens  —  so  wenig  ist  damit  die  Unmöglichkeit  wissenschaftlich 
begründbarer,  allgemein  gültiger  Wertungen  gegeben  oder  auch  nur 
behauptet.  Und  es  ist  ganz  übersehen,  daß  in  den  Einzelnen,  die  als 
Glaubenshelden  ihr  persönlichstes  Heiligtum  zu  verfechten  haben,  doch  auch 
die  durch  Wechselwirkung  aufeinander  entstehende  Gesellschaft  da  ist;  und 
damit  gemeinsame  Interessen,  ja  das  Bedürfnis  nach  praktischer  Ver¬ 
ständigung  oder  Beratung,  und  damit  das  Bedürfnis  nach  etwas,  das  für  alle 
gut  ist  und  daher  der  Beurteilung  zu  Grunde  gelegt  werden  kann.  Ja  es  ist 
übersehen,  daß  eine  solche  Beurteilungsbasis  auch  gefunden  werden  kann; 
und  zwar  von  uns,  den  Nationalökonomen. 
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Oder,  um  wieder  aufzunehmen,  was  uns  hier  nun  weiter  führen  kann: 
es  ist  zwar  zuzugeben,  daß  es  letzten  Endes  darauf  ankommt,  was  man  will; 
weil  nur  je  nach  dem  letztlich  Gewollten  dann  etwas  als  dafür  günstig, 
förderlich  oder  gut  bezeichnet  werden  kann.  Doch  diese  Abstraktion  führt  zu 
einer  weitergehenden  hin.  Die  Tatsache,  daß  vielerlei  gewollt  wird, 
führt  zu  der  noch  einfacheren,  die  darin  steckt:  daß  überhaupt  gewollt  wird; 
gleichviel,  was  immer.  Alles  Wollen  aber,  sofern  es  nicht  unmittelbar  zu 
betätigen  ist,  sondern,  auf  die  Dauer  wenigstens,  Mittel  oder  Vorbedingungen 
braucht,  gelangt  nur  soweit  an  sein  Ziel,  als  zur  Erreichung  der  Zwecke  die 
Mittel  oder  Vorbedingungen  nicht  fehlen.  Und  damit  stehen  wir  wieder  an 
jenem  andern,  jenem  älteren  Zentralproblem,  das  sich  mit  dem  eben  be¬ 
handelten  verschlingt  zu  dem  Ganzen  eines  letzten  Gesamt-Zentralproblems 
der  Nationalökonomie,  Denn  hier  eröffnet  sich  die  Möglichkeit,  doch  zur 
Allgemeingültigkeit  begründbarer  Stellungnahme  vorzudringen.  Die  Not¬ 
wendigkeit,  für  jedes  innerste  Sehnen  die  Vorbedingungen  und  für 
irgendwelches  Wollen,  für  das  Wollen  überhaupt,  die  Mittel  zu  haben,  ohne 
die  es  ohnmächtig  bleiben  müßte,  führt  zu  dem  gemeinsam  geltenden 
Maßstab,  dem  des  für  alle  Förderlichen  oder  Günstigen  hin:  dem,  was 
ermöglicht,  daß  es  an  Mitteln  —  für  welchen  Zweck  immer  —  möglichst 
wenig  fehle.  Das  wurde  vorhin  schon  einmal  berührt.  Wir  fanden  in  dem 
die  Lebensnotdurft  übersteigenden  Ueberschuß  (wealth,  Mehrwert)  die 
Möglichkeit  geboten,  zu  erreichen,  was  man  jeweils  eigentlich  will.  Und 
eben  dies  erkannten  wir  als  das  auf  einen  gemeinsamen  Nenner  gebrachte 
Objekt  der  Nationalökonomie  als  praktischer  Wissenschaft.  Sie  ist  als  solche, 
so  sahen  wir  inzwischen,  in  Frage  gestellt.  Gerade  dies  aber  stellt  ihre 
Möglichkeit  wieder  her.  Gerade  dies  löst  das  andere,  das  erkenntnis¬ 
kritische  Zentralproblem.  Denn  gerade  dies  offenbart  die  der  National¬ 
ökonomie  innewohnende  Möglichkeit,  für  jedes  Wollen,  welches  immer  es 
sei,  das  zu  seiner  Erfolgsmöglichkeit  erst  führende  System  von  Methoden 
darzubieten,  das  es  an  Mitteln  oder  Vorbedingungen  so  wenig  als  möglich 
fehlen  läßt:  die  Wirtschaft,  mit  ihren  Kunstgriffen  immer  geschickterer 
Wirtschaftlichkeit  oder  Oekonomie. 

Oekonomie!  Geheimnisvolles  Wort!  Dem  alten  Griechenland  ent¬ 
stammend.  Es  besagt:  im  Oikos,  dem  in  sich  geschlossenen  Hauswesen,  dem 
Bereich  des  da  allein  schaltenden  Patriarchen,  gibt  es  doch  einen  Nomos, 
ein  Gesetz,  auch  wenn  kein  Beschluß  der  Volksversammlung  und  kein 
Tyrannengebot  da  hineinreicht.  Was  ist  das  für  ein  Gesetz?  Ungeschrieben, 
und  doch  wirksam?  Sich  äußernd  in  der  Oikonomia,  in  der  alle  Handlungen 
des  guten  Wirts  durchdringenden  Oekonomie? 

Das  ist,  was  den  Erfolg  seiner  Wirtschaft  und  damit  die  Sicherung 
von  Möglichkeiten  für  gewollte  oder  erst  einst  zu  wollende,  für  gegenwärtige 
und  künftige  Zwecke  tunlichst  erreichbar  macht;  was  also  auch  seinem 
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Wollen  —  irgend  welcher  Art  —  die  Möglichkeit  des  Erfolges  wenn  auch 
noch  nicht  gibt,  so  doch  eröffnet.  Ans  Ziel  zu  gelangen,  an  welches  immer, 
das  hängt  zu  allererst  von  der  Vorbedingung  ab:  wieweit  es  gelang,  die 
Mittel  zu  haben,  die  der  Zweck  erfordert;  und  sei  es  auch  nur  das  elemen¬ 
tarste:  die  Existenz.  Und  das:  von  der  Wirtschaft.  Von  ihr  hängt  ab,  ob  das 
Wollen  in  Armut  —  aller  Art  —  und  daher  in  Ohnmacht  kläglich  endet; 
oder  ob  es  wenigstens  in  seinen  Vorbedingungen  gelingt.  Hier  stehen  wir  an 
den  Pforten  alles  Gelingens. 

So  hat  uns  gerade  die  äußerst  subjektivistische  Betonung  dessen, 
was  der  Einzelne  will,  zu  dem  geführt,  was  für  alle,  sie  mögen  das  oder 
jenes  wollen,  allgemeingültig  ist:  die  tunlichst  zu  sichernden  Vorbedingungen 
alles  Gelingens. 

Sie  ruhen  in  jeder  einzelnen  Menschenbrust,  und  was  da  fehlt,  kann 
unerreichbar  sein.  Das  ist  eine  Grenze.  Und  sie  stecken  in  jeder  einzelnen 
Technik;  gewiß.  Doch  alle  Technik  ist  ja  wieder  nur  so  weit  anwendbar,  als 
die  von  ihr  erkannten  richtigen  Mittel  auch  anwendbar  sind:  weil  sie  da 
sind,  weil  sie  verfügbar  sind,  weil  man  sie  übrig  hat  dafür,  weil  man  sie 
nicht  etwa  für  eine  stets  imentbehrliche  Vorbedingung,  die  Existenzfristung 
bis  zum  Erreichen  des  Ziels,  vorwegbraucht,  sondern  frei  hat  für  das,  was 
man  eigentlich  will. 

Darum  herrscht  die  Wirtschaft  tatsächlich  auch  über  die  Technik. 
Weil  sie  darüber  entscheidet,  wie  weit  jene  anwendbar  ist.  Darum  herrscht 
sie,  gar  in  unseren  Breiten  und  bei  unserer  Volksdichtigkeit,  oft  ungewußt, 
doch  so  allgemein,  über  allen  von  ihr  zuletzt  doch  abhängigen  Idealismus, 
alles  besondere  Wollen,  dessen  Erfolgsmöglichkeit  ja  von  ihrer  Erfolgs¬ 
möglichkeit  bedingt  ist.  Darum  thront  sie,  wie  der  Finanzminister  unter 
den  von  seiner  Zustimmung  abhängigen  Ministerkollegen;  darum  triumphiert 
sie,  als  die  allen  Zwecken  dienende,  die  Mittel  liefernde  und  so  für  alle 
unentbehrliche  Magd,  wie  ein  Aschenbrödel  über  hoffärtige  Schwestern: 
über  all  die  Wünsche,  die  zu  befehlen  glauben,  die  aber  von  dem  Aschen¬ 
brödel  ,, Wirtschaft“  doch  abhängig  sind. 

Darum  vermag  unsere  praktische  Wissenschaft  den  Bankerott,  den 
sie  schon  ansagen  zu  müssen  glaubte,  doch  zu  vermeiden.  Sie  besinne  sich 
nur  auf  die  ihr  —  und  nur  ihr  allein  —  eigene  Möglichkeit,  ein  System 
objektiv  begründbarer,  für  uns  alle  gültiger  Maßstäbe,  Methoden,  Ratschläge 
usw.  zu  errichten.  Sie  besinne  sich  auf  ihr  Gebiet,  auf  sich  selbst:  auf  die  der 
Wirtschaft  den  möglichsten  Erfolg  erschließenden  —  und  so  allem  Wollen 
den  möglichsten  Erfolg  erschließenden  —  Grundsätze  des  wirtschaftlich 
richtigen  Handelns.  Sie  frage  vor  allem:  Wie  ist  erfolgreiche  Wirtschaft 
möglich?  Indem  gezeigt  wird,  wie  —  und  wie  allein,  auf  welchen  allein  zum 
Ziel  führenden  Wegen,  je  nach  der  Lage  im  einzelnen  Fall  zu  betreten  — 
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indem  gezeigt  wird,  wie  Wirtschaft  erfolgreich  sein  kann,  wird  allem  Wollen 
irgend  welcher  Art,  soweit  als  möglich,  der  dauernde  Erfolg  erschlossen. 

Doch  möge  man  uns  nicht  mißverstehen. 

„Wie  wird  man  am  schnellsten  reich?“,  fragte  ein  Sohn  den  Vater. 
Die  lakonische  Antwort  des  Vaters  beschränkte  sich  auf  ein  Sprichwort: 
„Ehrlich  währt  am  längsten“.  Das  heißt,  oder  sollte  in  diesem  Fall  heißen: 
auf  ehrliche  Weise  wird’s  am  längsten  dauern,  bis  du  reich  wirst. 

Das  trifft  vielleicht  —  für  den  Einzelnen!  —  manchmal  zu. 

Doch  für  die  Gesamtheit,  für  alle  Wirtschaftenden  überhaupt,  für  die 
Wirtschaft  schlechthin,  ist  ein  solches  Rezept  unanwendbar.  Und  wir  fragen 
ja  hier  nicht  nach  dem  Gedeihen  der  Wirtschaft  der  oder  jener  „Schieber“, 
überhaupt  nicht  nach  dem  Gedeihen  Einzelner  oder  irgendwelcher  vom 
Glück  oder  von  uns  selbst  begünstigter  Lieblingstypen,  sondern  nach  der 
Wirtschaft,  wie  gesagt,  schlechthin.  Wir  suchen  nach  der  Basis  für  einen 
Ratschlag  an  alle  zugleich:  für  eine  Wirtschaftsberatung  größten  Stils, 
nämlich  all  den  Fragestellern  zugleich  dienend,  deren  Interessen  so  ver¬ 
schlungen  sind,  daß  sie  gemeinsamer  Beratung  bedürfen. 

Da  sind  daher  alle  Methoden,  die  den  einen  bereichern  auf  Kosten 
der  anderen,  auszuschließen.  Sie  sind  der  Fragestellung  nach  unmöglich. 
Denn  sie  würden  für  andere  so  viel  oder  vielleicht  viel  mehr  Beschränkung 
der  Erfolgsmöglichkeit  bedeuten;  sie  scheiden,  wo  Bedingungen  des  Ge¬ 
lingens  der  Wirtschaft  überhaupt  —  in  einer  Volks-  oder  in  der  Welt¬ 
wirtschaft  —  erfragt  werden,  aus. 

Wie  kann  Wirtschaft  erfolgreich  sein?  Einmal  nur  soweit,  als  sie  nicht 
daran  behindert  wird;  als  sie  überhaupt  möglich,  also  nicht  durch  eine 
Gewalt,  wie  den  Staat,  oder  durch  andere  in  der  Gesellschaft  unterdrückt 
(wie  die  der  Sklaven)  oder  sonstwie  eingeengt  wird,  wie  in  zahllosen  Be¬ 
ziehungen  zwischen  Einzelnen  und  zwischen  Klassen.  Nicht  nur  in  den  vorhin 
berührten  Beziehungen  des  Betrugs,  des  Diebstahls,  des  Raubes,  der  Gewalt; 
sondern  auch  in  den  mehr  verhüllten  der  Abhängigkeit,  der  Beherrschung 
und  Ausbeutung  aller  Art.  Dies  ergibt  die  erste  Reihe  von  Bemühungen  um 
erfolgreiche  Wirtschaft:  alles,  was  die  Behinderung  behindert,  von  der 
Gegenwehr  bis  zum  sichernden  Recht  des  Eigentums,  von  da  bis  zur 
Sozialpolitik,  die  den  Besitzlosen  —  durch  den  Eigentümer  ausgeschlossen 
und  daher  abhängig  von  ihm  —  irgendwie  der  Erfolgsmöglichkeit  wieder 
näher  bringt;  und  von  der  Sitte,  die  auf  fremdes  Gelingen  Rücksicht  nimmt, 
bis  zu  all  den  Errungenschaften  der  Erziehung,  der  Religion,  der  autonomen 
Sittlichkeit,  soweit  sie  alle  dazu  dienen,  alles  Behindern  schon  in  der 
Gesinnung,  also  im  Keim,  zu  ersticken,  so  von  Grund  auf  die  Erfolgsmöglich¬ 
keiten  aller  Wirtschaft  zu  erweitern. 
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So  kehren  hier  die  ausgeschalteten  Ideale  der  Ethik  scheinbar  wieder; 
als  wäre  ein  Hintertürchen  für  sie  offen.  In  Wahrheit:  als  ökonomisch 
zu  würdigende,  als  von  uns  mit  unserm  Maßstab  zu  messende  Faktoren 
erfolgreicher  Wirtschaft,  so  kehren  sie  wieder;  nicht  mehr  als  von  außen 
hineingeratene  Fremdkörper  in  der  Nationalökonomie,  sondern  als  in  ihrem 
Wert  erweisbare  Bedingungen  des  allgemeinen  Gelingens  der  Wirtschaft. 

Nur  wird  all  das  hier  eine  erste  Reihe  bildende  soziale  Gute,  daä 
System  von  Behinderung  des  Behindems,  also  von  Freisetzung  erfolgreicher 
Wirtschaft,  doch  erst  von  tiefer  grabender  Erwägung  ganz  einwandfrei 
gemacht.  Denn  Behinderung  bleibt,  gegenseitig,  als  Wechselwirkung;  und 
welches  die  kleinere  Behinderung  sei,  wird  erst  offenbar,  wenn  die 
Oekonomie,  als  Bedingung  erfolgreicher  Wirtschaft,  in  sich  durchdacht  ist. 
Das  ergibt  daher  eine  zweite  Reihe.  Sie  eröffnet  die  Möglichkeit,  die  der 
Sozialpolitiker  wie  der  Wirtschaftspolitiker  braucht:  an  einem  Maßstab  zu 
messen,  welche  Behinderung  vorzuziehen,  welche  auszuschließen  ist  im 
Konfliktfall. 

Die  Interessenabwägung  —  in  der  modernen  Jurisprudenz  ein  ge¬ 
läufiger  Begriff,  auch  ethisch  (bei  Nelson)  von  Bedeutung  —  die  Interessen¬ 
abwägung  bekommt  so  ein  objektiv  begründbares  Fundament.  Die  Gegenwart 
und  die  Zukunft,  der  Einzelne  und  die  Gesamtheit,  also  auch  der  Gegensatz 
von  individualistischer  und  universalistischer  Betrachtungsweise  kann  so 
unter  einheitlichen  Gesichtspunkt  kommen  (innerhalb  der  Grenzen,  die  deren 
sonst  unvermeidliche  Antinomie  uns  setzt) .  Möglichst  wenig  Behinderung, 
möglichst  viel  gelingende  Wirtschaft,  möglichste  Rücksicht  auf  deren 
wichtigste  Vorbedingungen,  möglichst  kein  grundlegender,  weiter  Mangel 
erzeugender  Mangel  —  das  müssen  die  Leitgedanken  sein.  Sie  in  alle 
Einzelheiten,  alle  Methoden  der  Mangelverhütung  hinein  zu  verfolgen,  führt 
hier  zu  weit. 

Das  Zentralproblem  unserer  Wissenschaft  aber,  das  hoffe  ich,  findet 
so  von  innen  heraus  seine  Lösung.  Indem  die  durchzudenkende  Oekonomie 
—  hier  kaum  flüchtig  anzudeuten!  —  ihre  mangelverhütende  Mission  voll 
offenbart,  erweist  sie  sich  allem  Wollen  als  die  tunlichste  Sicherung  der 
die  Zwecke  erst  dauernd  erreichbar  machenden  Mittel;  so  gibt  sie  allen, 
was  immer  sie  wollen  mögen,  die  tunlichst  erweiterte  Möglichkeit,  das,  was 
sie  wollen,  zu  erreichen.  So  läßt  sie  im  Einzelleben  entscheiden,  was  jeder 
will,  gibt  aber  doch  allen  zugleich  das,  was  jeder  dafür  braucht,  und  gibt 
in  den  Vorbedingungen  dieser  Vorbedingung  auch  allen  den  Maßstab,  die 
„Norm“,  um  abzulesen,  was  jeder  wollen  muß,  damit  alle  möglichst  erreichen 
können,  was  sie  wollen. 

Es  versteht  sich:  unendlich  vieles  bleibt  dabei  entscheidbar,  ja  allein 
entscheidbar  nach  dem,  was  jeweils  als  Ideal  empfunden,  was  heilig  gehalten 
oder  geglaubt,  was  persönlich  hochgeschätzt  oder  subjektiv  gewollt  und 
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bedurft  wird,  sei  es  vom  einzelnen  oder  von  vielen.  Und  zahlreiche  andere 
Disziplinen  müssen  als  die  technisch  beratenden  ihre  Mitwirkung  leihen. 
Auch  wird  nicht  der  Gelehrte,  sondern  der  Politiker,  der  Staatsmann,  der 
auf  die  Massenpsyche  des  Augenblicks  horcht,  um  sich  richtig  ihr  anzu¬ 
passen,  im  einzelnen  Falle  den  Ausschlag  geben.  Doch  die  wissenschaft¬ 
lichen  Grundlagen  der  politischen  Entschlüsse,  die  müssen  vor  allem 
nationalökonomische  sein. 

Denn  die  Gesellschaft  als  die  Vielheit  der  Wollenden,  deren  moderne, 
vielverschlungene  Wechselwirkung  sie  auf  praktische  Verständigung  und 
Beratung  durch  den  Fachmann  hinweist,  wird  dafür  am  besten  beraten  von 
der  Nationalökonomie,  als  der  Lehrmeisterin  in  den  Methoden  der  Oekonomie. 
Sind  doch  sie  es,  die  über  alle  Erfolgsmöglichkeiten  der  Wirtschaft  ent¬ 
scheiden,  die  so  allem  Wollen  die  dauernd  unentbehrlichen  Mittel  oder  Vor¬ 
bedingungen  und  damit  den  Erfolg  erst  tunlichst  sichern,  die  mithin  für  alle 
praktisch  allgemeingültig  sind. 

Der  Gedanke  der  Oekonomie  vermag  so  eine  Wissenschaft  zu  be¬ 
gründen,  die  subjektiv  Gewolltes  nicht  zur  Grundlage  oder  zum  Richtmaß, 
sondern  nur  zum  tausendköpfigen  Auftraggeber  hat.  Dieser  befragt  sie,  wie 
all  das  Gewollte  tunlichst  erreichbar  werde.  Auf  ihren  Ratschlag  bringt  man 
der  Wirtschaft  als  der  guten  Hausfrau,  die  man  für  alles  sorgen  läßt,  viele 
Wünsche  zum  Opfer,  nur  damit  sie  wenigstens  so  viel  wie  möglich  erreichbar 
mache.  Eine  Wissenschaft  also,  die  das  scheinbar  über  die  Geltung  ihrer 
Sätze  entscheidende  persönliche  Wollen  von  sich  aus  einschränkt,  weil  es 
nur  in  den  Schranken  des  Oekonomischen  so  viel  wie  möglich  von  allem 
Gewollten  erreicht. 

Nie  mehr  subjektiv  im  Urteil,  nie  mehr  von  außen  durch  die  oder 
jene  Ideale  geleitet,  sondern  in  sich  beruhend,  möge  Nationalökonomie  eine 
Wissenschaft  werden,  die  der  Nation,  am  meisten  der  von  Not  gequälten, 
die  Oekonomie  als  Rettung  bringt;  voll  Rücksicht  auf  Erfolgsmöglichkeit  für 
alle  Wirtschaft,  aber  rücksichtslos,  wo  Behinderung  behindert,  wo  das  für 
alle  Gute  zum  Durchbruch  gebracht  werden  muß. 
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Philosophische  Vorfragen  der  Sozialpolitik 

Von  Leonard  Nelson 

Vorbemerkung 

Es  ist  mir  eine  Genugtuung,  die  vorliegende  Untersuchung,  die  sich 
im  Wesentlichen  mit  dem  sozialpolitischen  Teil  meines  gleichzeitig  er¬ 
scheinenden  „Systems  der  philosophischen  Rechtslehre  und  Politik“  (Verlag: 
Der  Neue  Geist,  Leipzig)  deckt,  meinem  Freunde  OPPENHEIMER  an  dieser 
Stelle  zu  unterbreiten.  Der  Kenner  wird  leicht  bemerken,  wie  eng  sich  die  hier 
von  rein  philosophischen  Gesichtspunkten  aus  angestellten  Erwägungen  mit 
den  durch  FRANZ  OPPENHEIMER  von  ökonomischer  Seite  aus  entwickelten 
Leitgedanken  des  „liberalen  Sozialismus“  berühren  und  in  wie  zwingender 
Weise  uns  insbesondere  das  Problem  der  Anwendung  der  hier  niedergelegten 
rechtsphilosophischen  Grundsätze  auf  den  durch  die  OPPENHEIMERsche 
„Theorie“  gebahnten  Weg  verweist.  Obgleich  die  Begrenztheit  meiner 
Aufgabe  sowie  die  Reinheit  der  ihr  allein  angemessenen  Methode  ein 
Eingehen  auf  diesen  Zusammenhang  im  Rahmen  meiner  Ausführungen  nicht 
zuließ,  so  möchten  diese  doch  dazu  beitragen,  die  tiefe  Bedeutung  der 
durch  das  Werk  FRANZ  OPPENHEIMERs  erschlossenen,  aber  vom  Streit 
der  Parteien  bisher  verdunkelten  uralten  Menschheitsfrage  in  das  ge¬ 
bührende  Licht  zu  rücken. 

Einleitung 
§  1 

Der  Begriff  der  Sozialpolitik 

„Sozialpolitik“  —  in  dem  umfassenden  Sinne  verstanden,  in  dem 
das  Wort  hier  allein  gebraucht  werden  soll,  —  ist  der  Inbegriff  aller 
Maßnahmen,  die  die  Verteilung  des  Eigentums  in  der  Gesellschaft  betreffen. 

Diese  Begriffsbestimmung  macht  zunächst  einige  Erläuterungen 
notwendig. 

1.  Ich  spreche  von  der  Verteilung  des  Eigentums  in  der  Gesellschaft 
schlechtweg  und  nicht  nur  im  Staate.  Was  allgemein  von  jeder  Gesellschaft 
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gilt,  das  findet  nicht  nur  Anwendung  auf  das  Verhältnis  der  Einzelnen 
innerhalb  des  Staates,  sondern  auch  auf  das  Verhältnis  der  Staaten  unter 
einander.  Wenn  daher  im  folgenden  von  der  im  Staate  organisierten 
Gesellschaft  gesprochen  wird,  so  geschieht  dies  nur  der  Einfachheit  halber 
und  mit  der  Maßgabe,  daß  das  für  die  Gesellschaft  im  Staate  Gesagte  in 
sinngemäßer  Uebertragung  auch  für  die  Gesellschaft  im  Staatenbunde 
Geltung  beansprucht. 

2.  Ich  spreche  von  der  Verteilung  des  Eigentums  in  der  Gesellschaft. 
Dadurch  kommt  zum  Ausdruck,  daß  es  sich  um  die  Verteilung  der  äußeren 
Güter  handelt.  Auf  dieser  Einschränkung  beruht  die  Abgrenzung  der 
sozialpolitischen  Aufgabe  innerhalb  der  Aufgabe  der  Verteilungspolitik 
überhaupt,  insbesondere  gegenüber  derjenigen  der  Kulturpolitik. 

3.  Es  handelt  sich  um  die  V  erteilung  des  Eigentums.  Dadurch  grenzt 
sich  unsere  Aufgabe  ab  gegenüber  dem  allgemeineren  Aufgabenkreis  der 
Wirtschaftspolitik  überhaupt.  Die  Sozialpolitik  setzt  zu  ihrer  Möglichkeit 
das  Vorhandensein  der  zu  verteilenden  Güter  voraus.  Neben  ihr  —  ja  man 
kann  sagen:  vor  ihr  —  steht  daher  das  Problem  der  Güterbeschaffung.  Auf 
dieses  Problem  ist  es  hier  nicht  abgesehen;  vielmehr  werden  wir  unmittelbar 
nur  das  der  Verteilung  ins  Auge  fassen. 

Diese  beiden  Aufgaben  stehen  nämlich  in  einem  sehr  ungleichen 
Verhältnis  zur  Philosophie;  und  um  eine  philosophische  Untersuchung  ist 
es  uns  hier  allein  zu  tun. 

Bei  der  Lösung  des  Problems  der  Güterbeschaffung  hat  die  Philosophie 
gar  nicht  mitzusprechen;  dieses  Problem  ist  ausschließlich  eine  Angelegenheit 
der  Erfahrung.  Ganz  anders  bei  dem  Problem  der  Güterverteilung.  Hier 
hat  die  Philosophie  sehr  viel  mitzusprechen;  —  wie  viel,  das  wollen  wir 
hier  gerade  untersuchen.  Wir  wollen  es  untersuchen,  indem  wir  die  Probe 
machen,  wie  weit  wir  allein  mit  den  Mitteln  des  reinen  Nachdenkens  in  der 
Förderung  dieses  Problems  vorzudringen  vermögen.  Denn  eben  darin  besteht 
das  Eigentümliche  der  Erkenntnisart,  die  wir  philosophisch  nennen,  daß 
sie  einzig  und  allein  durch  Nachdenken  klar  wird. 

§  2 

Möglichkeit  und  Notwendigkeit  einer  philosophischen 
Grundlegung  der  Sozialpolitik 

Wozu  aber  eine  solche  philosophische  Untersuchung?  Kommt  man 
nicht  weiter  —  oder  doch  wenigstens  ebenso  weit  —  ohne  sie,  indem  man 
sich  den  Lehren  der  Erfahrung  anvertraut?  Und  wie  sollten  die  Ergebnisse 
einer  philosophischen  Untersuchung  auf  allgemeine  Verbindlichkeit  Anspruch 
erheben  können?  Hat  nicht  jede  Schule  in  der  Wissenschaft,  jede  Klasse 
in  der  Gesellschaft,  jede  Partei  im  Staate  ihren  eigenen  philosophischen 
Standpunkt? 
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Diese  Bedenken  ausführlich  zu  erörtern,  ist  hier  weder  möglich  noch 
notwendig.  Ihre  beste  Beantwortung  wird  der  Erfolg  unseres  Unternehmens 
selber  sein.  Zu  dessen  Rechtfertigung  wird  hier  im  voraus  eine  einfache 
Erwägung  genügen;  die  Erwägung  nämlich,  daß  jene  Standpunkts- 
Philosophie"  mitsamt  dem  ihr  entspringenden  Skeptizismus  sich  durch  ihren 
inneren  Widerspruch  selbst  aufhebt. 

In  der  Tat:  Wenn  es  keine  allgemeingültige,  von  jedem  Standpunkt 
einer  Schule,  Klasse  oder  Partei  unabhängige  philosophische  Wahrheit 
gäbe,  so  könnte  offenbar  auch  diese,  die  Allgemeingültigkeit  der  philo¬ 
sophischen  Wahrheit  leugnende  Standpunkts-Philosophie  keinen  Anspruch 
auf  solche  Wahrheit  erheben,  sondern  müßte  sich  bescheiden,  selbst  nur 
einen,  vor  jenen  anderen  durch  nichts  ausgezeichneten  subjektiven  Stand¬ 
punkt  einzunehmen.  Einen  Standpunkt,  der  gewiß  der  für  eine  wissen¬ 
schaftliche  Betrachtung  allerungeeignetste  ist,  da  er  bereits  sich  selbst 
widerspricht. 

Daß  es  eine  allgemeingültige  philosophische  Wahrheit  gibt,  besagt 
freilich  noch  nicht,  daß  wir  uns  wirklich  in  ihren  Besitz  zu  setzen  vermögen. 
Indessen,  wie  es  sich  hiermit  verhält,  darüber  ist  es  müßig,  allgemeine 
Betrachtungen  anzustellen,  solange  noch  nicht  der  Versuch  ernstlich 
durchgeführt  ist,  die  fragliche  Wahrheit  in  die  Gewalt  der  Wissenschaft 
zu  bringen.  Denn  daß  uns  dieser  Besitz  ohne  Mühe  und  Fleiß  unsererseits 
zufällt,  wird  man  füglich  nicht  erwarten  können.  Es  ist  allzu  billig,  die 
Unlösbarkeit  eines  Problems  zu  behaupten  und  auf  das  Ausbleiben  einer 
Lösung  zu  pochen,  solange  man  die  Erarbeitung  dieser  Lösung,  wenn  sie 
sonst  möglich  wäre,  eben  dadurch  vereitelt,  daß  man  ihr  Gelingen  im  voraus 
für  unmöglich  erklärt. 

Daß  aber  in  unserem  Falle  die  Lösung  wirklich  nur  mit  den  Hilfs¬ 
mitteln  der  Philosophie  gefunden  werden  kann,  ist  leicht  einzusehen. 
Wollten  wir  uns  unter  Ausscheidung  aller  Philosophie  allein  an  die  Erfahrung 
halten,  so  kämen  wir  nie  über  Opportunitätserwägungen  hinaus  zu  einem 
wirklich  verbindlichen  Grundsatz  der  Sozialpolitik.  Denn  nur  zu  einem 
Urteil  über  die  Zweckmäßigkeit  sozialpolitischer  Maßnahmen  kann  die  Er¬ 
fahrung  berechtigen.  Sie  kann  dies,  indem  sie  uns  Aufschluß  darüber  gibt, 
welches  der  Erfolg  einer  solchen  Maßnahme  ist.  Die  Feststellung  des 
Erfolges  betrifft  eine  Tatsachenfrage  und  also  eine  Frage,  die  in  der  Tat  nur 
durch  Erfahrung  entschieden  werden  kann.  Indessen,  um  auf  Grund  des 
festgestellten  Erfolges  einer  Maßnahme  über  deren  Zweckmäßigkeit  urteilen 
zu  können,  müssen  wir  bereits  einen  Zweck  im  Auge  haben,  mit  dem  wir  den 
Erfolg  vergleichen  und  in  Hinsicht  auf  den  wir  den  Erfolg  bewerten.  Dieselbe 
Maßnahme  kann  in  Hinsicht  auf  den  einen  Zweck  zweckmäßig,  in  Hinsicht 
auf  den  anderen  unzweckmäßig  sein.  Daher  ist  gerade  auf  Grund  der  bloßen 
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Erfahrung  nur  eine  relative  Bewertung  sozialpolitischer  Maßnahmen  möglich, 
und  es  bleibt  wirklich  eine  Sache  des  Standpunktes,  welche  Beurteilung  hier 
gelten  soll. 

An  und  für  sich  hat  darum  eine  solche  erfahrungsmäßige  Unter¬ 
suchung  auch  nur  ein  theoretisches  Interesse.  Ihre  eigentlich  praktische 
Bedeutung  und  Fruchtbarkeit  erhält  sie  erst  auf  Grund  des  Hinzukommens 
der  Auszeichnung  eines  bestimmten  Zwecks,  dem  die  zu  beurteilenden  Maß¬ 
nahmen  dienen  sollen  und  in  Hinsicht  auf  den  ihre  Zweckmäßigkeit  beurteilt 
werden  soll.  Diese  Auszeichnung  eines  Zweckes  aber  ist  Sache  der 
Philosophie.  Erfahrung  vermag  uns  wohl  darüber  zu  belehren,  welchen 
Zweck  diese  oder  jene  Gruppe  in  der  Gesellschaft  wirklich  verfolgt,  d.  h. 
welches  das  Ziel  ist,  das  sie  mit  ihren  Maßnahmen  tatsächlich  erstrebt.  Aber 
damit  kommen  wir  auf  eine  Vielheit  einander  widerstreitender  Zwecke,  von 
denen  die  Erfahrung  keinen  vor  den  anderen  auszeichnet.  Diese  Auszeich¬ 
nung,  d.  h.  die  Entscheidung,  welches  unter  allen  möglichen,  einander 
widerstreitenden  Zielen  erstrebenswert  ist,  vermag  nicht  wiederum  die  Er¬ 
fahrung  zu  liefern. 

Man  wendet  ein,  dies  sei  zwar  zuzugeben,  soweit  nur  die  Zwecke  der 
Einzelnen  in  Betracht  kämen,  die  Sozialpolitik  habe  es  aber  mit  der  Gesell¬ 
schaft  zu  tun,  und  da  ließe  sich  recht  wohl  durch  Erfahrung  entscheiden, 
welche  Maßnahmen  im  gesellschaftlichen  Vorteil  liegen. 

Indessen,  wer  so  spricht,  läßt  sich  durch  Worte  verwirren.  Denn 
was  sollen  wir  uns  unter  dem  „gesellschaftlichen  Vorteil1 "  denken?  Die 
Gesellschaft  ist  kein  Wesen,  das  Interessen  besitzt,  so  daß  wir  von  gesell¬ 
schaftlichem  Interesse  und  Vorteil  anders  als  in  bildlichem  Sinne  sprechen 
könnten.  Dieser  bildliche  Sinn  aber  kann  nur  darin  bestehen,  daß  der 
Ausdruck  ,, gesellschaftliches  Interesse“  eine  Umschreibung  dessen  darstellt, 
was  man  ohne  Bild  die  Forderung  der  sozialen  Gerechtigkeit  nennt.  Wenn 
wir  es  aber  so  verstehen,  dann  drehen  wir  uns  mit  der  Berufung  auf  dieses 
Interesse  offenbar  im  Kreise.  Denn  nun  entsteht  die  Frage,  warum  denn 
das  Interesse  der  Gesellschaft  irgend  einem  anderen  Interesse,  sei  es  einer 
Gruppe,  sei  es  eines  Einzelnen,  vorgezogen  werden  soll,  mit  anderen 
Worten:  wie  daraus  die  Verbindlichkeit  für  irgend  welche  Mitglieder  der 
Gesellschaft  folgen  soll,  ihr  Privatinteresse  dem  Interesse  der  Gesellschaft 
hintanzusetzen.  Diese  Frage  läßt  sich,  da  sie  nicht  mehr  die  Tatsachen  als 
solche  betrifft,  auch  nicht  mehr  durch  Erfahrung  beantworten.  Und  doch 
ist  es  allein  die  Beantwortung  dieser  Frage,  was  jener  anderen  Frage  nach 
dem  Vorteil  der  Gesellschaft  überhaupt  erst  ihr  praktisches  Interesse 
verleiht.  * 

Eine  wissenschaftliche  Begründung  der  Sozialpolitik  oder  gar  ein 
„wissenschaftlicher  Sozialismus“  ist  daher  mit  den  Mitteln  der  Erfahrung 
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unerreichbar.  Den  Weg  von  der  Utopie  zur  Wissenschaft  vermag  uns 
vielmehr  nur  die  Philosophie  zu  weisen.  Wer  sich  im  Ernst  und  folge¬ 
richtig  nur  an  die  Erfahrung  hält,  dem  erscheint  —  wie  dem  Sophisten  im 
Platonischen  „Gorgias“  —  die  soziale  Gerechtigkeit  am  Ende  als  eine  bloße 
Erfindung  der  Schwachen  und  Dummen,  um  sich  gegen  das  Recht  des 
Stärkeren  und  Klügeren  zu  schützen. 

Um  in  der  Erfahrung  nicht  nur  blindlings  herumzutappen,  sondern 
erfolgreich  zu  suchen,  müssen  wir  zuvor  wissen,  was,  wo  und  wie  wir  in 
ihr  suchen  sollen;  d.  h.  wir  müssen  dazu  die  philosophischen  Vorfragen 
ins  Reine  gebracht  haben.  Gelingt  dies  nicht,  dann  gibt  es  kein  Prinzip  der 
Sozialpolitik,  sondern  nur  einen  Kampf  aller  gegen  alle,  wo  denn  jede 
Partei  ihren  Privatzweck  als  das  Ziel  der  Sozialpolitik  proklamiert  und 
in  alle  Ewigkeit  das  angebliche  Recht  des  Schwächeren  der  Macht  des 
Stärkeren  weichen  muß. 


§  3 

Anforderungen  der  Theorie  an  Abstraktion  und 

Begründung 

Die  für  unsere  Untersuchung  notwendige  Abgrenzung  der  Probleme 
darf  natürlich  nicht  dahin  mißverstanden  werden,  daß  sich  diese  Fragen 
allemal  auch  in  der  Praxis  trennen  ließen.  Vielmehr  hängen  sie  da  in 
mannigfacher  Weise  zusammen,  und  ihre  Lösungen  beeinflussen  einander 
wechselseitig.  Aber  das  ändert  nichts  an  der  Notwendigkeit,  die  Probleme 
in  der  Theorie  aufs  gründlichste  von  einander  zu  trennen.  Ja  dies  ist  sogar 
die  Voraussetzung  für  eine  befriedigende  praktische  Lösung.  Eine  solche 
erfordert  hinreichende  Klarheit  über  die  Probleme  und  über  deren  gegen¬ 
seitiges  Verhältnis,  —  eine  Klarheit,  wie  sie  nur  durch  die  Abstraktionen 
der  Theorie  gewonnen  wird.  Der  Aufbau  dieser  Theorie  erfordert  eine 
weitgehende  Zerlegung  dessen,  was  im  Leben  nur  vereint  vorkommt,  eine 
Trennung,  wie  sie  das  Leben  nicht  kennt.  Unterläßt  man  diese  Abstraktion, 
so  gehen  die  Probleme  durch  einander  und  mit  den  Problemen  auch  die 
Mittel  zu  ihrer  Lösung.  Mittel  und  Wege,  die  zur  Lösung  der  einen  Aufgabe 
recht  wohl  taugen,  werden  dann  übertragen  auf  eine  andere  Aufgabe,  zu 
deren  Lösung  sie  sich  nicht  eignen,  deren  Lösung  sie  vielleicht  gerade 
vereiteln. 

Und  nicht  nur  auf  die  Richtigkeit  der  Lösung  kommt  es  an,  sondern 
auch  auf  ihre  richtige  und  vollständige  Begründung.  Nichts  vielleicht 
schadet  der  Wahrheit  so  sehr  wie  eine  verkehrte  Begründung  an  sich 
richtiger  Behauptungen  oder  eine  verkehrte  Widerlegung  an  sich  falscher 
Behauptungen.  Eine  solche  unzulängliche  Begründung  oder  Widerlegung 
liefert  nur  dem  Gegner  der  Wahrheit  Waffen  in  die  Hand.  Denn  hat  dieser 
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einmal  die  Haltlosigkeit  der  fraglichen  Argumentation  durchschaut,  so 
wird  er  um  so  leichter  auch  deren  Ergebnisse  als  haltlos  verwerfen  können. 
Darum  muß  uns  daran  gelegen  sein,  nicht  nur  richtige  Behauptungen 
aufzustellen,  sondern  auch  jede  Behauptung  klar,  genau  und  vollständig 
zu  begründen.  Das  ist  eine  Aufgabe,  von  der  sich  bisher  nicht  sagen  läßt, 
daß  sie  auch  nur  annähernd  als  gelöst  gelten  kann. 

,  ",  §  4 

Die  beiden  Grundprobleme  der  Sozialpolitik 

Unsere  Untersuchung  wird  in  zwei  Hauptteile  zerfallen.  Sie  ent¬ 
sprechen  den  beiden  Vorfragen,  deren  Lösung  die  Voraussetzung  der 
Inangriffnahme  jeder  ernsthaften  und  planmäßigen  Sozialpolitik  bildet.  Ich 
nenne  den  Gegenstand  der  ersten  das  Prinzip,  den  der  anderen  die  Methode 
der  Sozialpolitik. 

Das  Prinzip  der  Sozialpolitik  bestimmt  uns  das  Ziel  für  alle  sozial¬ 
politischen,  d.  h.  die  Verteilung  des  Eigentums  in  der  Gesellschaft 
betreffenden  Maßnahmen.  -  -  ,  , 

Dieses  Ziel  muß  sich,  sofern  es  nicht  willkürlicher  Festsetzung  oder 
bloßen  Opportunitätserwägungen  überlassen  bleiben  soll,  rein  philosophisch 
feststellen  lassen. 

Sozialpolitische  Maßnahmen  unterliegen  zwar  auch  der  Beurteilung 
ihrer  Zweckmäßigkeit  —  insbesondere  in  Hinsicht  auf  den  Zweck  der 
Steigerung  der  Güterproduktion.  Aber  diese  Beurteilung  kann  uns  nicht 
genügen,  und  auf  sie  ist  es,  wie  gesagt,  hier  gar  nicht  abgesehen.  Wenn  es 
überhaupt  ein  eigenes  Prinzip  der  Sozialpolitik  gibt,  so  muß  dieses 
unmittelbar  eine  Regel  der  Güter  Verteilung  enthalten.  Unmittelbar:  d.  h. 
die  Bedeutung  der  durch  dieses  Prinzip  geforderten  Verteilung  hängt  von 
gar  keinem  weiteren  Zweck  ab,  und  keine  Verteilung,  wie  zweckmäßig  sie 
im  übrigen  sein  mag,  kann  sich  rechtfertigen,  wenn  sie  gegen  dieses  Prinzip 
verstößt. 

Nur  in  diesem  Sinn  spreche  ich  hier  vom  Prinzip  der  Sozialpolitik. 

Neben  der  Frage  nach  dem  Prinzip  der  Sozialpolitik  steht  dann  die 
andere  nach  der  Methode  der  Sozialpolitik,  d.  h.  nach  den  Mitteln  und 
Wegen  zur  Verwirklichung  jenes  Zieles. 

Da  sich  aber  die  Mittel  und  Wege  zur  Verwirklichung  eines  Zieles 
nur  finden,  ja,  verständiger  Weise,  auch  nur  suchen  lassen,  wenn  zuvor 
das  Ziel  feststeht,  so  werden  wir  die  Frage  nach  der  Methode  der  Sozial¬ 
politik  erst  stellen  dürfen,  wenn  es  gelungen  ist,  das  Prinzip  der 
Sozialpolitik  hinreichend  genau  und  vollständig  zu  bestimmen.  Daher,  und 
auch,  um  in  der  Anwendung  falsche  Konsequenzen  zu  vermeiden,  kommt 
sehr  viel  darauf  an,  diese  beiden  Fragen  sorgfältig  zu  trennen. 
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1.  Teil 


§5 

Das  Prinzip  der  Sozialpolitik 
Da  s  Rechts  ideal  als  Pri  n  z  ip  der  Sozialpolitik 


Das  Prinzip  der  Sozialpolitik  liegt  im  Ideal  der  Geltung  eines  Ge¬ 
setzes,  das  uns  allen  vertraut  ist.  Jeder  von  uns  wendet  dieses  Gesetz  täglich 
an,  freilich  meist,  ohne  sich  davon  Rechenschaft  zu  geben.  Allen  unseren 
Urteilen  über  Recht  und  Unrecht  liegt  es,  mehr  oder  weniger  dunkel,  zu 
Grunde.  Könnten  wir  es  nicht  unabhängig  von  aller  Erfahrung  voraussetzen, 
so  würde  auch  keine  Erfahrung  uns  iiützen,  es  jemals  kennen  zu  lernen. 
Dieses  Gesetz  ist  das  Rechtsgesetz.  Nicht  irgend  ein  „positives  Gesetz“,  wie 
es  uns  in  der  Tat  nur  erfahrungsrnäßig  bekannt  werden  könnte,  sondern  das 
Gesetz,  das  uns  überhaupt  erst  den  Maßstab  dafür  liefert,  den  Rechts¬ 
charakter  irgend  welcher  positiven  Gesetze  zu  erkennen  und  zu  beurteilen, 
und'  das  daher  seinerseits  unabhängig  von  allen  Tatsachen  feststehen  und 
durch  reine  Vernunft  erkannt  werden  muß. 

Auf  die  Frage,  welches  die  Forderung  dieses  Gesetzes  ist,  werden 
wir  leicht  antworten :  Gerechtigkeit  ist  diese  Forderung.  Gerechtigkeit  aber 
ist  nichts  anderes  als  persönliche  Gleichheit. 

Das  Prinzip  der  persönlichen  Gleichheit  ausführlich  zu  erörtern  oder 
gar  zu  begründen,  ist  hier  nicht  der  Ort  und  muß  der  „Kritik  der  praktischen 
Vernunft“1)  überlassen  bleiben.  Wir  haben  es  hier  nur  mit  seiner  sozial¬ 
politischen  Anwendung  zu  tun  und  also  mit  der  Frage,  was  eigentlich  durch 
dieses  Prinzip  in  bezug  auf  die  Verteilung  des  Eigentums  gefordert  wird. 

Der  Versuch,  das  Prinzip  der  persönlichen  Gleichheit  auf  die  Probleme 
der  Eigentumsverteilung  anzuwenden,  ist  nur  darum  so  oft  fehlgeschlagen 
und  wieder  aufgegeben  worden,  weil  man  seine  Bedeutung  mißverstand.  Wir 
müssen  daher  auf  die  besondere  Form  Rücksicht  nehmen,  die  die  gewöhn¬ 
lichen  Mißverständnisse  dieses  Prinzips  auf  dem  Gebiet  der  Sozialpolitik 
annehmen.  Und  hier  will  ich,  um  den  in  der  Tat  naheliegenden  Miß¬ 
deutungen  von  vornherein  möglichst  bestimmt  entgegenzutreten,  die  folgen¬ 
den  Sätze  voranstellen.  ■ 

1.  Das  Rechtsgesetz  fordert  nicht  Gleichheit  schlechthin  und  also 
Uniformität;  d.  h.  es  schließt  die  Berücksichtigung  des  Unterschieds  der  Lage 
(einschließlich  der  individuellen  Eigenart)  der  Personen  nicht  aus.  Es  fordert 
vielmehr  nur  Gleichheit  der  Personen  als  solcher,  d.  h.  deren  Gleichheit  ab¬ 
gesehen  von  dem  qualitativen  Unterschied  ihrer  Lage,  der  recht  wohl  eine 
Bevorzugung  der  einen  vor  der  anderen  rechtfertigen  kann.  Was  durch  das 

*)  Vergl,  meine  „Kritik  der  praktischen  Vernunft",  Leipzig  1917. 
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Gesetz  ausgeschlossen  wird,  ist  nur  der  durch  die  numerische  Bestimmtheit 
der  Person  bedingte  Vorzug,  d.  h.  jede  durch  die  bloß  zahlenmäßige  Ver¬ 
schiedenheit  bedingte  Ungleichheit,  —  jede  Ungleichheit,  mit  anderen 
Worten,  die  unmöglich  wäre,  wenn  es  nicht  eine  Mehrheit  von  Personen, 
sondern  eine  und  dieselbe  Person  wäre,  die  sich  das  eine  Mal  in  der  einen, 
das  andere  Mal  in  der  anderen  Lage  befindet. 

2.  Die  rechtlich  geforderte  Gleichheit  ist  nur  gesellschaftliche  Gleich¬ 
heit,  d.  h.  Gleichheit  im  Verkehr  der  Personen  mit  einander.  Das  Rechts¬ 
gesetz  ist  ein  Gesetz  für  die  Regelung  möglicher  Interessenkonflikte.  Es 
bezieht  sich  also  nur  auf  den  Fall  eines  Konflikts:  den  Fall,  wo  die  Be¬ 
friedigung  des  Interesses  der  einen  Person  nur  dadurch  möglich  wird,  daß 
das  Interesse  einer  anderen  Person  unbefriedigt  bleibt. 

3.  Wenn  daher  das  Rechtsgesetz  nur  den  Einfluß  der  numerischen 
Bestimmtheit  der  Person  ausschließt,  so  folgt  von  selbst,  daß  als  rechtlich 
zulässiger  Grund  einer  Bevorzugung  nur  das  überwiegende  Interesse  der 
vorzuziehenden  Person  übrig  bleibt.  Jede  Ungleichheit  soll  sich  also  recht- 
fertigen  können  durch  das  Uebergewicht  des  Interesses  der  begünstigten 
Person  gegenüber  dem  Interesse  der  benachteiligten. 

4.  Es  folgt  ferner,  daß  jede  mögliche  Anwendung  des  fraglichen  Ge¬ 
setzes  die  Möglichkeit  eines  Ausgleichs  voraussetzt,  derart,  daß  die  Nicht- 
Befriedigung  eines  überwiegenden  Interesses  dadurch  vermieden  werden 
kann,  daß  das  nicht-überwiegende  Interesse  einer  anderen  Person  unbe¬ 
friedigt  bleibt.  Hierauf  beruht  der  Unterschied  zwischen  bloßem  Unglück 
und  Unrecht.  Daß  ein  Interesse  unbefriedigt  bleibt,  ist  an  und  für  sich  nur 
ein  Unglück  für  die  betreffende  Person.  Ein  Unrecht  wird  daraus  nur  dann, 
wenn  es  die  Folge  der  Befriedigung  des  Interesses  einer  anderen  Person  ist 
—  und  zwar  eines  weniger  gewichtigen  Interesses  —  und  wenn  es  also 
auch  vermieden  werden  kann  dadurch,  daß  das  Interesse  dieser  anderen 
Person  imbefriedigt  bleibt. 

Das  Gesetz  schließt  also  nur  eine  solche  Bevorzugung  aus,  die  einen 
größeren  Nachteil  für  einen  anderen  zur  Folge  hat,  als  dem  Bevorzugten 
aus  dem  Verlust  seines  Vorteils  erwachsen  würde,  und  durch  deren  Be¬ 
seitigung  infolgedessen  erreicht  werden  kann,  daß  der  für  den  anderen  be¬ 
stehende  überwiegende  Nachteil  aufgehoben  wird.  Kurz:  es  fordert  die 
Nichtbefriedigung  des  nicht-überwiegenden  Interesses,  wiefern  dadurch  die 
Befriedigung  des  überwiegenden  Interesses  möglich  wird. 

5.  Wir  nennen  einen  Zustand  der  Gesellschaft,  der  durch  die  Geltung 
des  Rechtsgesetzes  gekennzeichnet  ist,  „ Rechtszustand ”.  Daß  sich  eine 
Gesellschaft  im  Rechtszustand  befindet,  ist  die  notwendige  Bedingung  ihres 
Wertes  überhaupt;  d.  h.  es  gibt  keinen  Zweck,  durch  dessen  Erfüllung  der 
Unwert  aufgewogen  werden  könnte,  der  einer  Gesellschaft  zukommt,  die  sich 
nicht  im  Rechtszustand  befindet.  Diesen  Satz  nenne  ich  das  Prinzip  des 

30 


rechtlichen  Rigorismus.  Er  folgt  daraus,  daß  das  Rechtsgesetz  nichts  anderes 
ist  als  der  Inhalt  des  Sittengesetzes,  d.  h.  eines  Gesetzes,  dessen  Verbind¬ 
lichkeit  durch  keinen  Zweck  bedingt  ist,  sondern  vielmehr  ihrerseits  jeden 
möglichen  Zweck  einschränkt  auf  die  Bedingung  seiner  Vereinbarkeit  mit 
dem  Gesetz. 

6.  Die  Verwirklichung  des  Rechtszustandes  ist  daher  ein  notwendiges 
Ideal  der  Politik,  d.  h,  der  den  Zustand  der  Gesellschaft  überhaupt  betreffen¬ 
den  Maßnahmen,  Alle  politischen  Maßnahmen  unterliegen  der  Beurteilung 
danach,  wie  weit  sie  der  Annäherung  an  dieses  Ideal  dienen  oder  wie  weit 
sie  uns  von  ihm  entfernen. 

Die  hiermit  bezeichnete  politische  Aufgabe,  das  Rechtsideal,  ist  wohl 
zu  unterscheiden  von  der  Pflicht,  die  das  Sittengesetz  dem  Einzelnen  in  der 
Gesellschaft  gebietet.  Seiner  Pflicht  genügt  der  Einzelne,  wenn  er  seiner¬ 
seits  kein  Unrecht  begeht.  Zum  Rechtszustand  aber  wird  erfordert,  daß  im 
ganzen  der  Gesellschaft  das  Recht  herrscht.  Hierzu  ist  die  Pflichterfüllung 
und  also  der  gute  Wille  des  Einzelnen  nicht  hinreichend.  Er  ist  dazu  aber 
auch  nicht  notwendig.  Denn  die  Wahrung  des  Rechts  kann  erzwungen  und 
also  unabhängig  vom  guten  Willen  der  Einzelnen  gesichert  werden.  Diese 
Sicherung  des  Rechts  unabhängig  vom  guten  Willen  der  Einzelnen  ist  das 
Ideal  der  Politik.  Mit  ihm  allein  haben  wir  es  hier  zu  tun. 

Denjenigen,  der  die  Zwangsgewalt  inne  hat,  um  nach  seinem  Willen 
den  Zustand  der  Gesellschaft  zu  bestimmen,  nennen  wir  den  Regenten, 
und  die  Form  der  Gesellschaft  unter  einem  Regenten  den  Staat.  Das  Rechts¬ 
ideal  ist  daher  eine  politische  Aufgabe  insofern  und  nur  insofern,  als  es 
durch  Regierungskunst  möglich  ist,  den  Rechtszustand  herbeizuführen,  d.  h. 
durch  hinreichende  Macht  das  Recht  in  der  Gesellschaft  zu  sichern.  Die 
hiermit  ausgesprochene  Beschränkung  nenne  ich  das  Prinzip  des  politischen 
Realismus. 

7.  Die  aus  dem  Rechtsideal  entspringende  politische  Aufgabe  haben 
wir  hier  wiederum  nur  insoweit  zu  betrachten,  als  ihr  sozialpolitische  Be¬ 
deutung  zukommt,  d.  h.  insoweit,  als  sie  die  Beseitigung  der  Ungleichheit 
fordert,  die  hinsichtlich  der  Verteilung  des  Eigentums  in  der  Gesellschaft 
besteht,  —  wiefern  es  nämlich  möglich  ist,  durch  absichtlich  zu  treffende 
Regierungsmaßnahmen  diese  Ungleichheit  auszuschließen. 


§  6 


Abhängigkeit  der  Befriedigung  der  Bedürfnisse 

vom  Besitz 

Wir  wollen  nun  zunächst  eine  Folgerung  aus  dem  ersten  dieser 
Sätze  ziehen. 

Dieser  Satz  wird  uns  sogleich  wichtig  bei  der  Frage,  ob,  wie  man 
meist  angenommen  hat,  die  persönliche  Gleichheit  hinsichtlich  der  Ver- 
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teilung  des  Eigentums  auf  die  Forderung  der  Gleichheit  des  Besitzes  für 
alle  hinausläuft.  Bei  dieser  Frage  muß  man  bedenken,  daß  der  Besitz  ja 
nicht  unmittelbar  der  Zweck  des  Menschen  ist,  sondern  nur  ein  Mittel  zur 
Befriedigung  seiner  Bedürfnisse.  Wir  werden  also  unmittelbar  nur  Gleich¬ 
heit  in  der  Möglichkeit  der  Befriedigung  der  Bedürfnisse  fordern  und  die 
Verteilung  des  Besitzes  rechtlich  nur  danach  beurteilen  können,  in  welchem 
Verhältnis  sie  zur  Möglichkeit  der  Befriedigung  der  Bedürfnisse  steht.  Um 
daher  unser  Prinzip  anwenden  zu  können,  d.  h.  um  die  Frage  zu  beant¬ 
worten,  was  die  Gleichheit  hinsichtlich  des  Eigentums  fordert,  müssen  wir 
erst  das  Verhältnis  des  Besitzes  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  unter¬ 
suchen. 

§  7 

Abhängigkeit  des  Besitzes  von  der  Arbeit 

Dazu  kommt  aber  ein  zweites.  Es  genügt  nicht,  die  Abhängigkeit  der 
Befriedigung  der  Bedürfnisse  vom  Besitz  zu  betrachten.  Denn  wir  dürfen 
nicht  voraussetzen,  daß  uns  die  Mittel  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse, 
d.  h.  der  dazu  erforderliche  Besitz,  ohne  weiteres  zur  Verfügung  stehen. 
Wenn  es  sich  so  verhielte,  wäre  die  Anwendung  des  Prinzips  der  Sozial¬ 
politik  sehr  viel  einfacher,  als  sie  wirklich  ist.  Die  großen  Schwierigkeiten 
seiner  Anwendung,  aber  auch  das  ganze  praktische  Interesse  des  uns  da¬ 
durch  aufgegebenen  Problems  beruht  gerade  darauf,  daß  uns  die  Mittel  zur 
Befriedigung  der  Bedürfnisse  nicht  ohne  weiteres  zur  Verfügung  stehen,  so 
daß  nur  noch  die  Frage  wäre,  wie  sie  zu  verteilen  seien.  Sondern  wir  müssen 
uns  die  Beschaffung  dieser  Mittel  ihrerseits  erst  zum  Zweck  machen,  d,  h. 
sie  erfordert  eine  eigene  Tätigkeit,  die  uns  an  und  für  sich,  d.  h.  abgesehen 
von  diesem  Zweck,  nicht  notwendig  interessiert  und  die  wir  insofern  Arbeit 
nennen.  Wollen  wir  daher  nicht  das  Hauptproblem  von  vornherein  aus¬ 
schalten,  das  es  in  der  Anwendung  zu  lösen  gilt,  und  für  dessen  Lösung 
eijie  philosophische  Politik  die  hinreichenden  Kriterien  bieten  soll,  so  müssen 
wir  neben  dem  Verhältnis  des  Besitzes  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse 
noch  das  Verhältnis  des  Besitzes  zur  Arbeit  bedenken. 

Dann  können  wir  aber  nicht  unmittelbar  nach  dem  Prinzip  der  persön¬ 
lichen  Gleichheit  die  Möglichkeit  gleicher  Befriedigung  der  Bedürfnisse 
fordern,  sondern  nur  deren  Zusicherung  nach  Maßgabe  der  Beteiligung  an 
der  Arbeit.  Denn  es  würde  der  persönlichen  Gleichheit  widerstreiten,  daß 
die  einen  arbeiten  sollten,  damit  die  anderen  ohne  Arbeit  genießen  können. 
Wir  finden  hier  einen  Anwendungsfall  für  den  zweiten  der  vorhin  auf¬ 
gestellten  Sätze.  Wir  ordnen  hier  nämlich  dem  Rechtsgesetz  den  Interessen¬ 
konflikt  unter,  der  dadurch  entsteht,  daß  jeder  eine  möglichst  große 
Interessenbefriedigung  bei  möglichst  wenig  eigener  Arbeit  erstrebt.  Nach 
dem  Kriterium  der  persönlichen  Gleichheit  entscheiden  wir  diesen  Konflikt 
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dahin,  daß  das  Verhältnis  zwischen  Arbeit  und  Interessenbefriedigung  bei 
den  Einzelnen  gleich  sein  soll.  Wir  werden  also  fordern,  daß  jeder  die 
gleiche  Möglichkeit  erhält,  eine  geeignete  Arbeit  zu  übernehmen,  d.  h.  eine 
solche,  die  ihm  den  Erwerb  der  zur  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  nötigen 
Mittel  sichert. 


Persönliche 


§  8 


Gleichheit  und 
Unterordnung 


geschäftliche 


Die  letzte  Betrachtung  führt  uns  zugleich  zu  einer  weiteren  wichtigen 
Anwendung  des  ersten  der  vorhin  aufgestellten  Sätze.  Sobald  nämlich  die 
Arbeitsbedingungen  im  Verkehr  den  einen  vom  anderen  abhängig  werden 
lassen,  entsteht  die  Frage,  ob  und  wie  weit  die  persönliche  Gleichheit  eine 
Unterordnung  des  einen  unter  den  anderen  erlaubt,  und  wie  weit  es  also  im 
geschäftlichen  Verkehr  der  Menschen  Befehl  und  Gehorsam  geben  dürfe. 
Offenbar  ist  eine  Ungleichheit,  wie  sie  in  einem  solchen  Verhältnis  liegt, 
durch  das  Prinzip  der  persönlichen  Gleichheit  ebensowenig  ausgeschlossen 
wie  eine  Ungleichheit  des  Besitzes.  Das  Gesetz  der  persönlichen  Gleichheit 
schränkt  eine  solche  Unterordnung  des  einen  unter  den  Befehl  des  anderen 
allerdings  ein,  nämlich  (wenn  wir  vom  Recht  Dritter  zunächst  absehen)  auf 
die  Bedingung  der  Einwilligung  des  Gehorchenden  in  die  Unterordnung 
unter  den  Befehl  des  anderen.  Eine  solche  Unterordnung  ist  bei  jeder  aus¬ 
gebildeten  Produktionstechnik  notwendig,  wo  die  Mannigfaltigkeit  der  in 
einem  Arbeitsbetrieb  zusammenwirkenden  persönlichen  Kräfte  nur  durch 
einen  leitenden  Willen  zu  einer  Einheit  organisiert  werden  kann.  Ein  Ver¬ 
stoß  gegen  die  persönliche  Gleichheit  liegt  erst  vor,  wenn  die  Unterwerfung 
unter  den  Willen  eines  anderen  auf  einem  Zwangsverhältnis  beruht  und 
nicht  auf  einem  durch  freien  Vertrag  begründeten  Rechtsverhältnis.  Ein 
solches  Zwangsverhältnis  wäre  die  Sklaverei. 

(Man  könnte  hier  die  Schwierigkeit  geltend  machen,  wie  danach  das 
Verhältnis  der  Bürger  zur  Regierung  im  Staat  rechtlich  zu  beurteilen  sei. 
Denn  da  findet  kein  Vertragsverhältnis  statt.  Sondern  die  Regierung  nötigt 
den  Einzelnen  zur  Unterwerfung  ohne  Rücksicht  auf  seine  Einwilligung. 
Darauf  ist  zu  antworten,  daß  das  Verhältnis  der  Einzelnen  zur  Regierung, 
recht  verstanden,  gar  nicht  hierher  gehört.  Denn  in  einem  Rechtsstaat,  wie 
wir  ihn  hier  voraussetzen,  gebietet  die  Regierung  nicht  durch  ihren  Privat¬ 
willen,  sondern  nur  im  Namen  des  Gesetzes.  Die  Verbindlichkeit  des  Gesetzes 
beruht  aber  unabhängig  von  allen  Verträgen  allein  auf  seinem  Charakter 
als  Rechtsgesetz.  Hier  dagegen  betrachten  wir  wirklich  den  Fall,  wo  ein 
Mensch  von  dem  Privatwillen  des  anderen  abhängig  wird,  und  eine  solche 
Abhängigkeit  ist  rechtlich  nur  möglich,  wenn  sie  nicht  auf  Zwang,  sondern 
auf  freier  Uebereinkunft  beruht.) 
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§  9 


Persönliche  Gleichheit  und  Ungleichheit 
des  Besitzes  und  der  Arbeit 


Wir  hatten  die  Forderung  abgeleitet,  jeder  solle  das  gleiche  Recht 
auf  geeignete  Arbeit  haben,  wobei  eine  Arbeit  ,, geeignet“  heißt,  wenn  sie 
dem  Menschen  den  Erwerb  der  zur  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  nötigen 
Mittel  gewährt.  Welches  nun  aber  die  Bedürfnisse  des  Einzelnen  sind,  und 
welches  infolgedessen  die  für  den  Einzelnen  geeignete  Arbeit  ist,  darüber 
läßt  sich  auf  Grund  des  Prinzips  der  Sozialpolitik  nichts  aussagen.  Dieses 
Prinzip  fordert  lediglich  Gleichheit  in  der  Möglichkeit  der  Bedürfnis¬ 
befriedigung  nach  Maßgabe  der  geleisteten  Arbeit  und  enthält  also  keine 
Bestimmung  darüber,  welche  und  wie  viele  Bedürfnisse  der  Einzelne  hat. 
Diese  Bedürfnisse  können  in  der  Tat  individuell  nach  Art  und  Grad  sehr 
verschieden  sein.  Und  demgemäß  wird  auch  die  zu  ihrer  Befriedigung  ge¬ 
eignete  Arbeit  sehr  verschieden  sein. 

So  wenig  also,  wie  durch  das  Prinzip  der  persönlichen  Gleichheit  der 
Unterschied  von  Befehlenden  und  Gehorchenden  ausgeschlossen  wird,  so 
wenig  schließt  dieses  Prinzip  den  Unterschied  von  Reichen  und  Armen,  d.  h. 
von  mehr  und  weniger  reichlich  Begüterten,  aus.  Und  so  wenig  soll  dadurch 
der  Unterschied  und  die  freie  Wahl  der  Berufe  beseitigt  werden. 


§  10 

Die  Zuteilung  von  Besitz  und  Arbeit 

Hiermit  können  wir  sogleich  eine  weitere  Feststellung  verbinden.  Wir 
sagen,  daß  es  dem  Staat  obliegt,  für  die  Verteilung  des  Eigentums  nach 
dem  Grundsatz  der  persönlichen  Gleichheit  zu  sorgen.  Aber  damit  ist  nicht 
gesagt,  daß  eine  Zuteilung  von  Besitz  und  Arbeit  durch  den  Staat  erfolgen 
solle,  sondern  nur,  daß  der  Staat  die  Art,  wie  diese  Zuteilung  erfolgt, 
auf  die  Bedingung  der  persönlichen  Gleichheit  beschränken  soll,  auf  die 
Bedingung  also,  daß  dabei  jeder  die  gleiche  Möglichkeit  erhält,  zur  Be¬ 
friedigung  seiner  Bedürfnisse  zu  gelangen. 

Ob  vielleicht  für  die  Lösung  dieser  Aufgabe  die  Verstaatlichung  der 
Güterzuteilung  ein  geeignetes  Mittel  oder  sogar  das  einzig  zulässige  Mittel 
ist,  dies  ist  eine  weitere  Frage,  die  durch  das  Prinzip  der  Sozialpolitik  un¬ 
mittelbar  noch  gar  nicht  berührt  wird.  Die  Frage  betrifft  die  Methode,  durch 
die  die  rechtliche  Aufgabe  des  Staates  hinsichtlich  der  Verteilung  des 
Eigentums  zu  lösen  ist,  und  ist  nicht  eine  Frage  des  sozialpolitischen 
Prinzips  selber. 

Hier  kommt  es  zunächst,  um  das  Prinzip  gegen  Mißdeutungen  zu 
sichern,  nur  auf  diese  negative  Feststellung  an.  Wie  weit  die  Durchführung 
des  Prinzips  eine  Verstaatlichung  der  Güterzuteilung  erfordert,  läßt  sich 
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nicht  a  priori  und  mit  Allgemeingültigkeit  entscheiden.  Sondern  man  muß 
dazu  die  tatsächlichen  Verhältnisse  untersuchen.  Wir  werden  daher  das 
Dogma  des  wirtschaftspolitischen  Liberalismus  von  der  prästabilierten 
Harmonie  in  der  Durchführbarkeit  der  Ideale  der  Gleichheit  und  der  Frei¬ 
heit  ebenso  ablehnen  wie  das  Dogma  des  wirtschaftspolitischen  Sozialismus 
von  der  grundsätzlichen  Notwendigkeit  der  Aufhebung  aller  individuellen 
Freiheit  zu  Gunsten  der  Gleichheit. 

Aber  allerdings  muß  sich  das  aufgestellte  Prinzip  der  Sozialpolitik 
dadurch  bewähren,  daß  es  uns  die  hinreichenden  Kriterien  liefert,  ohne  die 
wir  diese  die  Methode  der  Sozialpolitik  betreffenden  Fragen  nicht  lösen 
könnten.  Inwiefern  das  aufgestellte  Prinzip  dieser  Anforderung  in  der  Tat 
genügt,  werden  wir  nachher  untersuchen. 

§  11 

Arbeit  als  Mittel  zum  Besitz  und  als  Befriedigung 

eines  Bedürfnisses 

Aber  ehe  wir  uns  daran  machen,  ist  noch  eine  weitere  Erörterung 
des  Prinzips  selber  nötig.  Um  nämlich  die  bisher  eingeführten  Begriffe 
richtig  anzuwenden,  müssen  wir  noch  zweierlei  genauer  untersuchen, 
nämlich  einerseits  das  Verhältnis  der  Arbeit  zum  Arbeitslohn,  d.  h.  dem 
Maß  des  durch  sie  zu  erwerbenden  Besitzes,  und  andererseits  das  Ver¬ 
hältnis  des  Arbeitslohnes  zum  Bedürfnis  des  Einzelnen. 

Hier  gilt  es  nun  vor  allem  zu  berücksichtigen,  daß  die  Arbeit  in 
verschiedenem  Verhältnis  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  stehen  kann. 
Es  liegt  freilich  im  Begriff  der  Arbeit,  daß  die  Tätigkeit,  die  wir  so  nennen, 
als  Mittel  zu  einem  außer  ihr  liegenden  Zweck  notwendig  wird,  und  daß 
es  folglich  nur  zufällig  ist,  wenn  diese  Tätigkeit  auch  schon  an  und  für 
sich  ein  Interesse  befriedigt.  Eben  darum  aber  ist  die  Möglichkeit,  daß 
dieser  Fall  eintritt,  durch  den  Begriff  der  Arbeit  nicht  ausgeschlossen. 
Wir  müssen  daher  allemal  erst  fragen,  wie  weit  für  den  Einzelnen  die 
Arbeit  nur  ein  Mittel  ist,  um  in  den  zur  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse 
nötigen  Besitz  zu  gelangen,  und  wie  weit  er  schon  unmittelbar  durch  die 
Arbeit  selbst  ein  Bedürfnis  befriedigt.  Hiernach  müssen  wir  unterscheiden, 
ob  es  sich  um  bloße  Lohnarbeit  handelt,  d.  h.  eine  solche,  die  eine  ander¬ 
weitige  Vergütung  erfordert  und  nur  um  einer  solchen  willen  unternommen 
wird,  oder  um  eine  Arbeit,  die  Selbstzweck  ist,  d.  h.  unmittelbar  einen  Wert 
für  den  Einzelnen  hat. 

Eine  Arbeit  der  zweiten  Art  erfordert  einen  um  so  geringeren  Lohn, 
als  sie  schon  an  sich  ein  Bedürfnis  befriedigt.  Und  umgekehrt:  es  bedarf 
zur  Erlangung  desselben  Lohnes  eines  umso  geringeren  Maßes  an  Arbeit, 
als  die  Arbeit  nicht  schon  an  sich  ein  Bedürfnis  befriedigt.  Dieser  Satz  ist 
sozialpolitisch  von  großer  Wichtigkeit  und  in  politischer  Hinsicht  sehr 
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einschneidend.  Darauf,  daß  er  übersehen  wurde,  beruhen  die  schwersten 
Fehler  bei  der  Bestimmung  der  sozialpolitischen  Methoden. 

Ich  will  hier  nur  auf  zwei  Beispiele  aufmerksam  machen.  Man  hört 
oft  gegen  den  Anspruch  der  Lohnarbeiter  auf  Verkürzung  ihrer  Arbeitszeit 
mit  dem  Argument  protestieren,  daß  ja  viele  in  der  Gesellschaft,  die  nicht 
Lohnarbeiter  sind,  ebenso  lange  oder  noch  viel  länger  arbeiten  als  die 
Lohnarbeiter,  und  daß  es  also  nicht  nur  kein  Gebot  der  Gerechtigkeit 
sei,  sondern  obendrein  sogar  auf  eine  ungerechte  Benachteiligung  der 
Besitzenden  hinausliefe,  wenn  den  Lohnarbeitern  eine  Verkürzung  ihrer 
Arbeitszeit  bewilligt  würde.  Bei  einer  solchen  Art  zu  argumentieren 
ignoriert  man,  sei  es  aus  Gedankenlosigkeit  oder  aus  Böswilligkeit,  daß  der 
Arbeiter  ja  nur  um  den  Lohn  arbeitet,  während  die  Besitzenden,  die  sich 
als  solche  ihren  Beruf  frei  wählen  können,  eine  Arbeit  haben,  die  sie,  eben 
weil  sie  frei  gewählt  ist,  unmittelbar  befriedigt.  Während  die  sogenannten 
höheren  Berufe  unmittelbar  zur  inneren  Ausbildung  und  damit  zum  Wert 
des  Lebens  beitragen,  kann  sich  der  Lohnarbeiter  nur  außerhalb  seiner 
Arbeitszeit  seiner  geistigen  Ausbildung  widmen  und  seinem  Leben  einen 
Wert  geben.  Er  bedarf  folglich  zur  gleichen  Möglichkeit  eines  für  ihn  wert¬ 
vollen  Lebens  einer  entsprechenden  Verkürzung  der  Arbeitszeit.  Die 
Erfüllung  dieser  Forderung  ist  also  unmittelbar  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit. 

Derselbe  grundsätzliche  Fehler  zeigt  sich,  und  hier  in  einer  Form 
von  weit  größerer  Tragweite,  in  der  bei  sozialpolitischen  Untersuchungen 
gewöhnlich  zu  Grunde  gelegten  Unterscheidung  von  Produktionsmitteln 
einerseits  und  Konsumtionsmitteln  andererseits. 

„ Produktionsmittel “  sind  solche  Güter,  deren  es  bedarf,  um  durch 
Arbeit  die  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  erforderlichen  Mittel  zu 
beschaffen.  Nennt  man  diese  ihrerseits  „Konsumtionsmittel“ ,  so  ist  gegen 
die  Unterscheidung  dieser  beiden  Begriffe  nichts  einzuwenden.  Aber  es  ist 
ein  grober  fehler,  darum  zu  meinen,  ein  wirtschaftliches  Gut  müßte 
entweder  ein  Produktionsmittel  oder  ein  Konsumtionsmittel  sein.  Wenn  es 
sich  so  verhielte,  wäre  die  Aufgabe  der  Sozialpolitik  außerordentlich 
einfach.  Sie  beträfe  dann  nämlich  nur  die  Verteilung  der  Konsumtionsmittel. 
Die  Frage  der  Verteilung  der  Produktionsmittel  dagegen  bliebe  der  Beur¬ 
teilung  nach  bloßen  Zweckmäßigkeitserwägungen  überlassen.  Die  größte 
Schwierigkeit  für  die  Lösung  des  Problems  der  Sozialpolitik  entsteht  gerade 
dadurch,  daß  sich  eine  solche  Unterscheidung  nicht  durchführen  läßt.  Es 
liegt  ihr  die  falsche  Annahme  zu  Grunde,  daß  Arbeit  und  also  der  Gebrauch 
der  Produktionsmittel  nicht  schon  an  sich  zur  Befriedigung  eines  Interesses 
dienlich  und  erforderlich  sein  könnte.  Die  Folgen  dieses  Fehlers  werden  wir 
bald  bei  der  Betrachtung  der  Methode  der  Sozialpolitik  ermessen  können. 

Nun  darf  man  aber  nicht  übersehen,  daß  wir  mit  der  eben  gemachten 
Unterscheidung  nur  den  Ausgangspunkt  zu  einer  sehr  viel  allgemeineren 
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Ueberlegung  gewonnen  haben.  Es  sind  ja  nämlich  nicht  nur  die  beiden 
Grenzfälle  möglich,  daß  entweder  bloß  um  des  Lohnes  willen  gearbeitet 
wird  oder  die  Arbeit  Selbstzweck  ist.  Sondern  es  gibt  in  der  Art  der  Arbeit 
eine  gradweise  Abstufung  danach,  in  welchem  Maße  sie  schon  selber  das 
Interesse  des  Arbeitenden  befriedigt.  Wir  können  sagen,  daß  die  Arbeit  in 
dem  Maße,  als  sie  nur  als  Mittel  dient,  um  in  den  Besitz  der  zur  Interessen¬ 
befriedigung  erforderlichen  Güter  zu  gelangen,  ihrerseits  eine  Interessen¬ 
verletzung  und  also  eine  negative  Interessenbefriedigung  darstellt.  Wir 
erhalten  dann  als  allgemeines  Ergebnis  den  Satz,  daß  die  Arbeit  im  umge¬ 
kehrten  Verhältnis  zu  der  an  sich  schon  durch  sie  gewährten  Befriedigung 
zu  entlohnen  ist. 

§  12 

Das  Prinzip  der  Entlohnung  der  Arbeit 

Wir  sind  jetzt  hinreichend  vorbereitet,  um  die  Frage  zu  beantworten, 
die  viel  Streit  veranlaßt  hat,  ob  die  Entlohnung  der  Arbeit  nach  der  durch 
sie  erzielten  Leistung  oder  nach  dem  für  sie  gemachten  Aufwand  an  Arbeit 
zu  erfolgen  hat.  Der  Arbeitsaufwand  bemißt  sich,  gemäß  dem  Gesagten, 
nach  der  negativen  Interessenbefriedigung,  die  die  Arbeit  mit  sich  bringt. 

Um  nun  die  Erörterung  dieser  Frage  zu  vereinfachen,  wollen  wir  fürs 
erste  nur  die  bloße  Lohnarbeit  betrachten  und  ferner  den  als  Lohn  zu 
erwerbenden  Besitz  nur  insofern,  als  er  sich  durch  die  Arbeit  bestimmt, 
unter  Ausschließung  anderer  —  außer  der  Arbeit  liegender  —  Umstände, 
die  sonst  für  seine  Zumessung  in  Frage  kommen  könnten.  (Diese  Beschrän¬ 
kung  gibt  freilich  nur  wieder,  was  schon  im  Begriff  liegt,  den  der  Sprach¬ 
gebrauch  mit  dem  Worte  „Lohn“  verbindet.  Aber  daß,  in  diesem  Sinne  des 
Wortes,  der  Besitz  nur  als  Lohn  verteilt  werden  soll,  enthält  dann  doch 
eine  Behauptung,  die,  wie  sich  bald  zeigen  wird,  noch  besonderer  Prüfung 
bedarf.)  Endlich  wollen  wir  den  Aufwand  nur  insofern  betrachten,  als  er 
sich  nach  der  faktischen  Stärke  des  jeweiligen  Interesses  bemißt.  Wir 
wollen,  mit  anderen  Worten,  unsere  Untersuchung  anstellen  unter 
Abstraktion 

1.  von  der  schon  durch  die  Arbeit  selbst  etwa  gewährten  Befriedigung, 

2.  von  der  neben  der  Arbeit  etwa  noch  auszugleichenden  negativen 
Befriedigung,  und 

3.  von  der  Bewertung  der  Qualität  der  abzuwägenden  Interessen. 

Es  wird  dann  nachher  leicht  sein,  das  Ergebnis  unserer  Ueberlegungen 
auf  die  Bedingungen  zu  übertragen,  von  denen  wir  vor  der  Hand  ab¬ 
strahieren. 

Erinnern  wir  uns  nun  zunächst,  wie  und  wodurch  wir  überhaupt  bei 
der  Untersuchung  der  Verteilungsfrage  zur  Berücksichtigung  der  Arbeit 
veranlaßt  wurden.  Wir  wollten  nicht  voraussetzen,  daß  die  als  Besitz  zu 
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verteilenden  Güter  ohne  hinreichende  Arbeit  zur  Verfügung  stehen,  mußten 
also  auch  darauf  Rücksicht  nehmen,  daß  die  durch  den  Besitz  gewährte 
Interessenbefriedigung  nur  unter  der  Bedingung  der  mit  solcher  Arbeit 
verbundenen  Interessenverletzung  möglich  ist;  woraus  dann  die  rechtliche 
Forderung  der  Gleichheit  aller  in  der  Gesellschaft  hinsichtlich  des  Ver¬ 
hältnisses  zwischen  jener  Befriedigung  und  dieser  Verletzung  entsprang. 

Wenn  nun  aber  auch  im  allgemeinen  eine  Abhängigkeit  der  zu 
beschaffenden  Gütermenge  von  der  Arbeit  besteht,  so  dürfen  wir  doch  auch 
wiederum  nicht  ein  festes  Verhältnis  zwischen  der  aufzuwendenden  Arbeit 
und  der  durch  sie  zu  beschaffenden  Gütermenge  voraussetzen.  In  der  Tat, 
dürften  wir  ein  solches  festes  Verhältnis  von  Aufwand  und  Produkt 
annehmen,  so  wäre  die  Frage  gegenstandslos,  ob  die  Entlohnung  nach  diesem 
oder  nach  jenem  zu  bemessen  sei. 

Sehen  wir  von  dem  Fall  ab,  daß  die  Güter  von  Natur  aus  ohnehin 
im  Ueberfluß  zur  Verfügung  stehen,  sowie  von  dem  entgegengesetzten,  daß 
sie  auch  durch  keine  Arbeit  beschafft  werden  können,  —  in  welchen  Fällen 
ja  unser  Verteilungsproblem  entfällt,  —  so  kommen  hier  folgende  Sonder¬ 
fälle  in  Betracht: 

1.  Ein  Zuwachs  an  Gütern  findet  ohne  allen  Aufwand  an  Arbeit  statt. 
Es  fallen  einem  Güter  in  den  Schoß:  durch  glücklichen  Fund. 

2.  Die  Beschaffung  einer  bestimmten  Gütermenge  erfordert  zwar 
Arbeit,  aber  der  Aufwand  entspricht  nicht  dem  erzielten  Güterzuwachs, 
sondern  wird  vermindert  infolge  einer  besonderen  Begabung  oder 

3.  vermehrt  infolge  einer  besonderen  Unbegabtheit. 

4.  Trotz  allen  Arbeitsaufwands  findet  kein  Güterzuwachs  statt:  der 
Fall  des  Dilettanten,  der  es  nicht  an  Fleiß  und  Mühe  fehlen  läßt,  aber 
„Schiffe  baut,  die  nicht  schwimmen,  und  Uhren,  die  nicht  gehen“. 

Wie  soll  nun  in  diesen  Fällen,  wo  Aufwand  und  Leistung  einander 
nicht  entsprechen,  der  Lohn  von  Rechts  wegen  bestimmt  werden? 

Hier  müssen  wir  bedenken,  daß  die  Arbeitsleistung,  d.  h.  das  Produkt 
der  Arbeit,  soweit  es  sich  nicht  nach  dem  Arbeitsaufwand  bestimmt,  von 
Umständen  abhängt,  die  in  rechtlicher  Hinsicht  zufällig  sind,  so  von  der 
körperlichen  Kraft  und  Gesundheit  des  Arbeitenden  oder  von  seinen 
Talenten.  Um  hier  die  erforderliche  Klarheit  zu  gewinnen,  brauchen  wir 
wieder  nur  von  der  Betrachtung  eines  einfachen  Grenzfalles  auszugehen, 
nämlich  des  Falles  der  völligen  Arbeitsunfähigkeit.  Dabei  ist  es  gleichgültig, 
ob  die  Arbeitsunfähigkeit  innere  Gründe  hat,  wie  Krankheit  und  Schwäche, 
oder  äußere,  nämlich  Mangel  an  Arbeitsgelegenheit;  sofern  nur  die 
Arbeitsunfähigkeit  unverschuldet  ist,  kann  sie  keinen  rechtlich  zulässigen 
Grund  enthalten,  den  in  solcher  Notlage  befindlichen  Menschen  nicht  zur 
gleichen  Interessenbefriedigung  gelangen  zu  lassen  wie  die  anderen  in  der 
Gesellschaft. 
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Wer  nicht  arbeitet,  nur  weil  er  nicht  arbeiten  will,  der  macht  von  der 
ihm  zustehenden  Möglichkeit,  zur  Befriedigung  seiner  Interessen  zu 
gelangen,  keinen  Gebrauch  und  muß  es  daher  selbst  verantworten,  wenn 
ihm  die  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  versagt  bleibt.  Genug,  daß  ihm  die 
Möglichkeit  gegeben  ist,  sie  zu  befriedigen,  so  hat  die  Gesellschaft  ihm 
gegenüber  keine  weitere  Verpflichtung,  solange  wenigstens  noch  irgend 
ein  anderer  in  der  Gesellschaft  genötigt  ist,  zu  arbeiten,  um  zur  Befrie¬ 
digung  seiner  Bedürfnisse  zu  gelangen.  Es  gibt  daher  kein  allgemeines 
„Recht  auf  das  Existenzminimum“. 

Ganz  anders  bei  dem,  der  nicht  arbeiten  kann,  sei  es  aus  welchem 
Grund  auch  immer.  Wer  nicht  arbeiten  kann,  der  hat,  wenn  ihm  nicht  auf 
andere  Weise  geholfen  wird,  gar  nicht  die  den  anderen  zustehende  Mög¬ 
lichkeit,  zur  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  zu  gelangen.  Es  ist  aber 
rechtlich  gefordert,  daß  diese  Möglichkeit  für  alle  gleich  sei,  sofern  es 
nämlich  überhaupt  von  der  Eigentumsverteilung  abhängt,  diese  Gleichheit 
zu  erreichen.  Daraus  folgt  das  Recht  des  Arbeitsunfähigen,  daß  ihm  aus 
der  Arbeit  der  anderen  in  der  Gesellschaft  der  Besitz  zugeführt  wird,  ohne 
den  er  nicht  zur  gleichen  Interessenbefriedigung  mit  ihnen  gelangen  kann. 

Was  aber  hiernach  für  den  Grenzfall  der  Arbeitsunfähigkeit  gilt, 
das  gilt  in  entsprechender  Weise  für  den  Fall  der  verminderten  Arbeits¬ 
fähigkeit,  die  ja  nur  dem  Grade  nach  von  der  Arbeitsunfähigkeit  verschieden 
ist.  Es  gilt  für  die  Verminderung  der  Arbeitsfähigkeit,  sofern  auch  diese 
auf  bloßem  Unglück  beruht,  wozu  auch  der  Mangel  an  physischer  Kraft 
oder  an  Talent  gehört,  soweit  solche  Mängel  nicht  selbst  verschuldet 
sind.  Bloße  Ueberlegenheit  der  Kraft  oder  des  Talentes  sind  für  den 
Einzelnen  ein  Glück,  können  aber  an  und  für  sich  zu  keiner  Bevorzugung 
vor  den  anderen  berechtigen.  Nicht  Kraft  und  Geschicklichkeit,  sondern 
Mühe  und  Fleiß  sollen  belohnt  werden.  Daraus  folgt,  daß  das  rechtliche 
Prinzip  der  Entlohnung  der  Arbeit  nicht  in  dem  Maße  der  Leistung  gesucht 
werden  darf,  sondern  nur  in  dem  des  Arbeitsaufwandes. 

Man  sieht  hieraus,  daß  es  gar  kein  „Recht  auf  den  vollen  Arbeits¬ 
ertrag“  gibt.  Der  Anspruch  auf  Arbeitslohn  kann  ebensowohl  über  das 
Maß  des  Arbeitsertrages  hinausgehen,  als  auch  hinter  ihm  Zurückbleiben. 
Denn  zwischen  dem  Arbeitsertrag  und  dem  Arbeitsaufwand  besteht  keine 
eindeutige  Beziehung. 

§  13 

Sonderfälle 

Wenden  wir  uns  nun,  um  die  Probe  zu  machen,  den  bereits  genannten 
Sonderfällen  zu.  Da  scheinen  denn  folgende  Sätze  Anwendung  zu 
verlangen: 

1.  Wo  ohne  allen  Arbeitsaufwand  ein  Zuwachs  an  Gütern  stattfindet, 
da  ist  kein  Anspruch  auf  Lohn. 
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2.  Wo  trotz  allen  Arbeitsaufwandes  kein  Zuwachs  an  Gütern  statt¬ 
findet,  da  ist  Anspruch  auf  entsprechenden  Lohn. 

In  der  Tat,  der  glückliche  Finder,  dem  die  Güter  in  den  Schoß  fallen, 
erwirbt  dadurch  noch  keinen  Anspruch  auf  Lohn.  Da  er  aber  durch  sein 
Geschick  anderen  in  der  Gesellschaft  Arbeit  erspart  und  diese  daher  ein 
Interesse  an  der  Nutzung  seiner  Findigkeit  haben  (übrigens  auch  politisch  nicht 
vorausgesetzt  werden  kann,  daß  der  Findige  von  sich  aus  mit  seinen  Gaben 
freigebig  schalten  wird),  hat  die  übrige  Gesellschaft  ein  Interesse  daran, 
die  Leistungen  des  Findigen  zu  begünstigen  und  dementsprechend  zu  be¬ 
lohnen.  Wohlverstanden  ist  aber,  wie  diese  Ueberlegung  zeigt,  die  „Be¬ 
lohnung“  der  Leistung  des  Findigen  nicht  der  Ausdruck  eines  eigenen  Ent¬ 
lohnungsprinzips,  sondern  rechtfertigt  sich  nur  mittelbar  mit  Rücksicht  auf 
die  Interessen  anderer  aus  dem  allgemeinen  Rechtsprinzip  des  gleichen  An¬ 
spruchs  aller  auf  Interessenbefriedigung. 

Die  Behandlung  des  Begabten  ergibt  sich  hiernach  leicht  durch  grad¬ 
weise  Abstufung  des  für  den  Fall  des  Finders  Festgestellten.  Die  Begabten- 
rente  rechtfertigt  sich  aus  dem  Interesse  der  anderen  in  der  Gesellschaft, 
findet  aber  damit  auch  ihre  rechtlich  notwendige  Begrenzung. 

Bleibt  endlich  noch  der  andere  Grenzfall,  wo  ein  beliebig  gesteigerter 
Arbeitsaufwand  keinen  Zuwachs  an  Gütern  hervorbringt,  kurz:  der  Fall 
des  Dilettanten.  Hier  müssen  wir  unterscheiden,  je  nachdem  die  Frucht¬ 
losigkeit  seines  Arbeitsaufwandes  auf  Fahrlässigkeit  beruht  oder  auf  natür¬ 
licher  Schwäche  des  Verstandes.  Im  Falle  der  Fahrlässigkeit  (z.  B.  der  Ver¬ 
nachlässigung  einer  vorhergehenden  Gelegenheit,  sich  besser  zu  unter¬ 
richten)  ist  sie  als  selbstverschuldet  zu  betrachten;  womit  denn  der  An¬ 
spruch  auf  Lohn  entfällt,  gerade  wie  im  Falle  des  Arbeitsunwilligen.  Im  Falle 
natürlicher  Schwäche  des  Verstandes  dagegen  ist  sie  als  unverschuldet  an¬ 
zusehen;  der  Fall  liegt  dann  wie  bei  der  Arbeitsunfähigkeit,  für  die  wir  die 
Entscheidung  bereits  getroffen  haben. 

So  weit  also  leitet  uns  die  strenge  Konsequenz  der  reinen  Rechtsidee. 
Die  Frage,  wie  diese  Idee  im  einzelnen  anzuwenden  sei,  und  wie  sich  die 
Schwierigkeiten,  die  dabei  entstehen,  überwinden  lassen,  diese  Frage  stellen 
wir  hier  noch  nicht.  Denn  ehe  man  an  sie  herantreten  kann,  muß  man  das 
Prinzip  bestimmt  haben,  das  uns  überhaupt  erst  die  Frage  zu  stellen  erlaubt, 
und  ohne  dessen  Kenntnis  alle  Bemühungen  tun  ihre  Lösung  von  vornherein 
zum  Scheitern  verurteilt  sind. 

§  14 

Die  Verteilung  des  Einkommens 

Wir  hatten  zum  Zweck  unserer  Untersuchung  einige  Abstraktionen 
vorgenommen,  denen  gemäß  unsere  Lösung  auf  gewisse  Voraussetzungen 
eingeschränkt  ist.  Es  ist  daher  jetzt  unsere  Aufgabe,  die  gewonnene  Lösung 
von  diesen  Voraussetzungen  unabhängig  zu  machen. 
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Die  erste  von  diesen  betraf  die  Beschränkung  auf  bloße  Lohnarbeit 
und  also  die  Abstraktion  von  der  mit  der  Arbeit  an  und  für  sich  schon  ver¬ 
bundenen  Befriedigung.  Diese  Beschränkung  läßt  sich  nun  leicht  aufheben. 
Ziehen  wir  nämlich  die  durch  die  Arbeit  unmittelbar  gewährte  Befriedigung 
mit  in  Betracht,  so  heißt  das  ja  nichts  weiter,  als  daß  sich  die  mit  der  Arbeit 
verbundene  negative  Interessenbefriedigung,  nach  der  sich  das  Maß  des 
Lohnes  bestimmen  sollte,  um  ebenso  viel  vermindert,  wie  jene  durch  die 
Arbeit  selbst  schon  gewährte  Befriedigung  ausmacht.  Wir  gelangen  also  ohne 
weiteres  zur  Verallgemeinerung  unserer  Lösung,  wenn  wir  sie  mit  der 
Klausel  verstehen,  daß  sie  bei  gleicher  durch  die  Arbeit  selbst  schon  ge¬ 
währter  Befriedigung  gilt. 

Ebenso  leicht  machen  wir  uns  von  der  zweiten  Beschränkung  frei,  die 
durch  die  Abstraktion  von  den  verschiedenen  neben  der  Arbeit  etwa  noch 
auszugleichenden  Bedürfnissen  entstand.  Auch  hier  kommt  es  nur  darauf  an, 
die  bisher  außer  Betracht  gelassene  negative  Befriedigung  zu  der  durch  die 
Arbeit  bedingten  hinzunehmen,  so  daß  unsere  Lösung  von  selbst  in  die  allge¬ 
meine  übergeht,  wenn  wir  sie  mit  der  entsprechenden  Klausel  versehen,  daß 
sie  für  Menschen  mit  im  übrigen  gleichen  Interessen  gilt.  (Von  zwei  Arbeitern 
z.  B.,  deren  einer  ein  lebensfroher  und  vielseitig  interessierter  Mensch  ist, 
während  der  andere  eine  zwar  gewissenhafte,  aber  passive  Natur  ist,  bedarf 
auch  bei  gleichem  Arbeitsaufwand  der  erste  eines  höheren  Lohnes,  um  zu 
der  gleichen  Interessenbefriedigung  zu  gelangen  wie  der  zweite.) 

Unser  Prinzip  läßt  sich  hiernach  dahin  erweitern,  daß  der  Lohn  — 
oder,  wie  wir  nunmehr  zur  Vermeidung  scheinbarer  Widersprüche  besser 
sagen,  das  Einkommen  —  zu  verteilen  ist  nach  dem  Maße,  in  dem  überhaupt 
die  Arbeit  das  Interesse  des  Arbeitenden  unbefriedigt  läßt. 

§  15 

Verhältnis  der  Armut  zum  Reichtum,  Wohlstand 

und  Luxus 

Mit  dem  letzten  sind  wir  bereits  zur  Erörterung  der  Frage  gelangt,  die 
wir  uns  noch  Vorbehalten  hatten,  nämlich  nach  dem  Verhältnis  des  Arbeits¬ 
lohnes  zum  Bedürfnis  der  Einzelnen. 

Wir  hatten  schon  anfangs  gesehen,  daß  bei  der  Eigentumsverteilung 
auf  die  individuelle  Verschiedenheit  der  Bedürfnisse  Rücksicht  genommen 
werden  muß  und  daß  demgemäß  ein  Unterschied  zwischen  Armen  und 
Reichen  in  der  Gesellschaft  nicht  nur  erlaubt,  sondern  vielmehr  rechtlich 
notwendig  wird.  Es  ist  die  persönliche  Gleichheit  selbst,  die,  gemäß  dem 
Unterschied  der  Bedürfnisse,  diesen  Unterschied  fordert. 

Um  dies  vollständig  klar  zu  machen,  wird  es  gut  sein,  die  Begriffe 
der  Armut  und  des  Reichtums  genauer  zu  bestimmen.  Es  sind  zwei  ver- 
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schiedene  Bedeutungen,  in  denen  man  von  Armut  spricht.  Man  kann  diesen 
Unterschied  dadurch  kenntlich  machen,  daß  man  die  Armut  einmal  dem 
Reichtum  und  dann  dem  Wohlstand  entgegensetzt.  Der  Reichtum  betrifft 
das  Maß  des  Besitzes  des  einen  im  Verhältnis  zum  anderen  in  der  Gesell¬ 
schaft.  Daher  ist  die  Aussage,  daß  ein  Mensch  arm  sei  oder  reich,  an  und 
für  sich  noch  ganz  unbestimmt.  Armut  und  Reichtum  sind  hiernach  relative 
Begriffe.  Derselbe  Mensch  kann  sowohl  arm  als  auch  reich  genannt  werden, 
je  nachdem  mit  welchem  anderen  in  der  Gesellschaft  man  ihn  vergleicht. 
Wenn  wir  dagegen  die  Armut  dem  Wohlstand  entgegensetzen,  so  ist  von 
etwas  anderem  die  Rede.  Der  Wohlstand  wird  gemessen  nach  dem  Maße, 
in  dem  der  Einzelne  durch  seinen  Besitz  seine  Bedürfnisse  befriedigen 
kann,  also  unabhängig  von  seinem  Verhältnis  zu  anderen  Personen.  Auch 
er  betrifft  nicht  das  absolute  Maß  des  Besitzes,  aber  auch  nicht  das  Ver¬ 
hältnis  des  Besitzes  des  einen  zu  dem  des  anderen,  sondern  das  Verhältnis 
des  Besitzes  zum  Bedürfnis  des  Einzelnen. 

Es  gibt  freilich  noch  einen  anderen  Sinn,  in  dem  wir  vom  Wohlstand 
sprechen.  Danach  bedeutet  Wohlstand  das  Maß  von  Besitz,  das  für  den 
Einzelnen  notwendig  und  hinreichend  ist,  um  seine  Bedürfnisse  zu  be¬ 
friedigen.  Nach  diesem  Begriff  kann  nicht  von  kleinerem  oder  größerem 
Wohlstand  die  Rede  sein.  Der  Einzelne  verfügt  entweder  über  ihn  oder  nicht. 
Verfügt  er  nicht  darüber,  so  nennen  wir  ihn  arm  in  einem  engeren  als  dem 
vorhin  erklärten  Sinne  des  Wortes,  und  umso  ärmer,  je  weiter  sein  Besitz 
hinter  dem  Wohlstand  zurückbleibt.  Verfügt  er  über  mehr,  so  nennen  wir 
ihn  reich  im  entsprechenden  Sinne,  und  um  so  reicher,  je  mehr  sein  Besitz 
über  das  Maß  des  Wohlstandes  hinausgeht. 

Wir  nennen  die  Armut,  sofern  darunter  das  Fehlen  des  zum  Wohl¬ 
stand  erforderlichen  Maßes  von  Besitz  verstanden  wird,  Bedürftigkeit,  und 
den  Reichtum,  sofern  darunter  ein  über  das  zum  Wohlstand  erforderliche 
hinausgehendes  Maß  von  Besitz  verstanden  wird,  Luxus. 

Das  Maß  von  Besitz,  das  zum  Wohlstand  gehört,  ist  hiernach  ein 
verschiedenes  für  die  Einzelnen.  Es  bestimmt  sich  nach  den  individuellen 
Bedürfnissen. 

Wenn  wir  nunmehr  auf  die  Frage  zurückkommen:  Was  fordert  das 
Gesetz  der  persönlichen  Gleichheit  hinsichtlich  der  Verteilung  des 
Besitzes  in  der  Gesellschaft?  so  werden  wir  antworten:  Nicht  gleiche  Ver¬ 
teilung  des  Reichtums  in  der  Gesellschaft,  sondern  des  Wohlstandes.  Es 
wäre  jedoch  falsch,  zu  sagen,  das  Gesetz  fordere,  daß  jedem  ein  gewisser 
Wohlstand  zugesichert  werden  soll.  Vielmehr  müssen  wir  Nachdruck  darauf 
legen,  daß  nicht  Wohlstand  für  den  Einzelnen,  sondern  Gleichheit  des 
Wohlstandes  für  alle  die  Forderung  des  Gesetzes  ist.  Das  Maß  von  Besitz, 
das  nach  dem  Gesetz  dem  Einzelnen  zufallen  soll,  kann  unter  dem  des 


42 


Wohlstandes  im  absoluten  Sinne  des  Wortes  Zurückbleiben.  Es  kann  aber 
auch  darüber  hinausgehen.  Wir  können  durch  das  Prinzip  der  Sozialpolitik 
unmittelbar  weder  Bedürftigkeit  noch  Luxus  ausschließen.  Denn  dieses 
Prinzip  fordert  unmittelbar  nur  Gleichheit.  Ob  jedem  Einzelnen  der  Wohl¬ 
stand  zugesichert  werden  kann,  das  hängt  nicht  von  rechtlichen  Prinzipien 
ab,  sondern  von  zufälligen  physischen  Verhältnissen,  nämlich  von  der  Größe 
des  bei  der  Verteilung  insgesamt  zur  Verfügung  stehenden  Gütervorrats 
und  von  dem  Verhältnis  dieses  Gesamtvorrats  zur  Zahl  der  Personen,  auf 
die  er  verteilt  wird,  sowie  andererseits  zum  Maße  der  Bedürfnisse  der 
Einzelnen.  Je  nach  der  Größe  dieses  insgesamt  bei  der  Verteilung  verfüg¬ 
baren  Gütervorrats  wird,  bei  gleichem  Wohlstand,  auf  den  Einzelnen  mehr 
oder  weniger  Besitz  entfallen,  wird  der  Einzelne  bedürftig  bleiben  oder 
sogar  vielleicht  zum  Luxus  gelangen.  Wir  können  je  nach  dem  Maße  jenes 
Gütervorrats  nur  fordern,  daß  die  Einzelnen  gleich  wenig  vom  Wohlstand 
entfernt  bleiben  oder  gleich  viel  über  ihn  hinaus  bedacht  werden.  Welches 
Maß  von  Wohlstand  also  dem  Einzelnen  bei  der  gerechten  Verteilung  des 
Eigentums  zufällt,  wie  weit  er  unter  dem  zum  Wohlstand  erforderlichen 
Besitz  zurückbleibt  oder  darüber  hinaus  gelangt,  bleibt  rechtlich  zufällig. 
Wir  können  den  Luxus  rechtlich  nur  insofern  ausschließen,  als  es  zur 
Ausgleichung  der  Bedürftigkeit  erforderlich  ist.  Und  wir  können  die 
Bedürftigkeit  rechtlich  nur  ausschließen,  soweit  dies  durch  Beseitigung  des 
unrechtmäßigen  Reichtums  möglich  ist.  Es  ist  daher  allerdings  noch  kein 
Rechtszustand,  wenn  ein  Teil  der  Gesellschaft  ungehindert  im  Luxus  leben 
kann,  solange  dafür  noch  andere  ohne  Schuld  Not  leiden  müssen.  Die 
Bekämpfung  des  Luxus  zur  Ausgleichung  der  Armut  ist  darum  in  der  Tat 
eine  rechtlich  notwendige  Aufgabe  des  Staates.  Der  Staat  hat  die  rechtliche 
Aufgabe,  Veranstaltungen  zu  treffen,  durch  die  jedem  in  der  Gesellschaft 
die  gleiche  Möglichkeit  gesichert  wird,  zum  Wohlstand  zu  gelangen. 
Niemand  soll  gezwungen  sein,  für  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  anderer 
zu  arbeiten,  und  dabei  zur  Befriedigung  seiner  eigenen  Bedürfnisse  auf  das 
Wohlwollen  der  anderen  angewiesen  bleiben.  Jedem  soll  also  das  gleiche 
Recht  gesichert  werden,  durch  geeignete  Arbeit  zum  Wohlstand  zu  gelangen 
oder,  was  von  selbst  folgt,  wenn  er  nicht  arbeiten  kann,  auf  Staatskosten 
erhalten  zu  werden. 

§  16 

Notwendigkeit  der  Berücksichtigung  der  Qualität  der 

Bedürfnisse 

Wir  haben  die  Frage  der  Besitzverteilung  bisher  unter  der  Voraus¬ 
setzung  beantwortet,  daß  sich  der  Wert  des  Besitzes  für  den  Einzelnen 
danach  beurteilt,  welche  Bedeutung  er  für  ihn  als  Mittel  zur  Befriedigung 
seiner  Bedürfnisse  hat.  Dabei  wurde  also  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse 
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ihrerseits  als  Zweck  vorausgesetzt,  und  die  Möglichkeit  einer  Beurteilung 
der  Bedürfnisse  selbst  nicht  in  Betracht  gezogen.  Wollen  wir  daher  bei 
der  Anwendung  des  sozialpolitischen  Prinzips  vor  falschen  Konsequenzen 
sicher  sein,  so  dürfen  wir  nicht  bei  dieser  Abstraktion  stehen  bleiben. 
Vielmehr  müssen  wir  jetzt  die  Frage  stellen,  ob  die  Befriedigung  der 
zufällig  auftretenden  Bedürfnisse  ihrerseits  als  Selbstzweck  für  den 
Einzelnen  gelten  kann.  Könnten  wir  bei  dieser  Voraussetzung  stehen  bleiben, 
so  käme  es  für  die  gesuchte  Verteilung  des  Besitzes  zuletzt  nur  auf  eine 
Abwägung  der  faktisch  bei  den  Einzelnen  vorhandenen  Bedürfnisse  an. 
Es  käme,  mit  anderen  Worten,  für  den  Wohlstand,  dessen  Gleichheit  für 
alle  das  Ideal  der  sozialen  Gerechtigkeit  ist,  nur  darauf  an,  dem  Einzelnen 
das  Maß  von  Besitz  zugänglich  zu  machen,  das  er  braucht,  um  seine  wirk¬ 
lichen  Bedürfnisse  zu  befriedigen,  wie  groß  oder  gering  diese  auch  sein 
mögen. 

Räumen  wir  dagegen  die  Möglichkeit  und  Notwendigkeit  einer 
Beurteilung  der  Bedürfnisse  selbst  ein,  einer  Beurteilung,  wie  wir  sagen 
können,  der  „Wichtigkeit“  der  einzelnen  Bedürfnisse  nach  ihrer  Qualität 
und  nicht  nur  nach  ihrer  Intensität,  so  gestaltet  sich  die  Aufgabe  weit 
verwickelter,  obgleich  sie  auch  sonst  schon  Schwierigkeiten  genug  bietet. 
Daß  aber  auch  der  Unterschied  in  den  politischen  Konsequenzen  beider 
Auffassungen  sehr  beträchtlich  ist,  fällt  bald  in  die  Augen,  so  selten  er 
auch  bedacht  wird. 

Um  ihn  deutlich  zu  machen  und  damit  das  Problem  zunächst  in  ein 
möglichst  helles  Licht  zu  setzen,  will  ich  einige  Beispiele  nennen. 

Ein  solches  wird  uns  schon  durch  die  über  das  Prinzip  der  Entlohnung 
der  Arbeit  angestellten  Erwägungen  nahegelegt.  Wir  wurden  dort  auf  den 
Satz  geführt,  daß  nach  der  reinen  Idee  des  Rechts  das  Maß  des  Lohnes, 
den  die  Arbeit  verlangt,  sich  nach  der  Größe  der  negativen  Interessen¬ 
befriedigung  bemißt,  die  die  Arbeit  darstellt.  Versucht  man  nun,  diesen 
Satz  anzuwenden,  so  stößt  man  auf  eine  paradoxe  Konsequenz.  Denn  wenn 
der  Lohn,  den  ein  Arbeiter  zu  beanspruchen  hat,  von  dem  Grade  der 
negativen  Befriedigung  abhängt,  die  für  ihn  die  Arbeit  darstellt,  so  würde 
eine  Bevorzugung  für  denjenigen  entstehen,  dem  die  Arbeit,  weil  er  über¬ 
haupt  ungern  arbeitet,  die  geringere  Befriedigung  gewährt.  D.  h.  wir  würden 
zu  einer  Prämiierung  der  Arbeitsscheu  gelangen.  Diese  Konsequenz 
erscheint,  wie  gesagt,  paradox  und  könnte  manchen  veranlassen,  das  Prinzip 
preiszugeben.  Ein  solcher  Schluß  wäre  aber  voreilig.  Halten  wir  uns  nur 
an  unser  faktisches  Urteil,  wie  wir  seiner  im  einzelnen  Fall  sicher  genug 
sind,  so  zeigt  sich,  daß  die  Auflösung  der  Paradoxie  anderswo  gesucht 
werden  muß.  Ziehen  wir  nämlich  in  Betracht,  wie  dies  jeder  unbefangene 
Beurteiler  von  selbst  tut,  daß  die  Arbeitsscheu,  als  Abneigung  gegen 
Tätigkeit  überhaupt,  ein  minderwertiges  Interesse  darstellt,  so  erklärt  sich 
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von  selbst,  daß  sie  bei  der  Abwägung  keine  Berücksichtigung  verdient. 
Lassen  wir  also  die  Möglichkeit  einer  Beurteilung  der  Interessen  nach  ihrer 
Qualität  zu,  so  verschwindet  jener  Anstoß,  den  man  sonst  nur  durch  eine 
willkürliche  Durchbrechung  des  Prinzips  aus  dem  Wege  räumen  kann. 

Ein  zweites  Beispiel  findet  sich,  wenn  wir  das  soeben  Festgestellte 
vergleichen  mit  einer  früher  angestellten  Ueberlegung  über  das  verschiedene 
Verhältnis,  in  dem  die  Arbeit  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  stehen 
kann.  Es  zeigte  sich  dort,  daß  bei  der  Verteilung  der  Güter,  die  die  Aufgabe 
der  Sozialpolitik  bildet,  der  Begriff  dieser  Güter  nicht  so  eng  gefaßt  werden 
darf,  daß  er  nur  die  gewöhnlich  so  genannten  Konsumtionsmittel  umfaßt, 
da  vielmehr  die  Arbeitsmittel,  soweit  die  Arbeit  ihrerseits  einen  Wert  für 
den  Einzelnen  hat,  ein  Gut  darstellen,  auf  das  er  zur  Befriedigung  seines 
Interesses  ebenso  angewiesen  ist,  wie  ein  anderer,  der  nur  arbeitet,  um  in 
den  Besitz  eines  Verbrauchsgutes  zu  gelangen,  auf  den  zu  dessen  Erwrerb 
erforderlichen  Lohn.  Wir  mußten  daraus  den  Schluß  ziehen,  daß  die 
Beschränkung  der  sozialpolitischen  Aufgabe  auf  die  Verteilung  der 
Konsumtionsmittel  unter  Ausschluß  der  Produktionsmittel  eine  einseitige 
und  ungerechte  Berücksichtigung  des  Interesses  derjenigen  zur  Folge  hat, 
die  nur  arbeiten,  um  zu  genießen,  unter  Nichtachtung  des  Interesses  derer, 
die  an  einer  bestimmten  Arbeit  selbst  interessiert  sind. 

Hier  können  und  müssen  wir  nun  aber  noch  weiter  gehen.  Es  liegt 
nämlich  in  diesem  Falle  nicht  nur  insofern  eine  Ungerechtigkeit  vor,  als  das 
unmittelbare  Interesse  an  der  Arbeit  neben  dem  Interesse  am  Lohn  ver¬ 
nachlässigt  wird,  sondern  die  Zurücksetzung  trifft  überdies  das  wertvollere 
Interesse,  wie  man  schon  daraus  erkennt,  daß  diese  Einseitigkeit  offenbar 
ein  noch  größeres  Unrecht  bedeutet  als  die  umgekehrte,  wo  die  Zurück¬ 
setzung  diejenigen  trifft,  die  zur  Arbeit  überhaupt  nur  durch  das 
Interesse  am  Lohn  getrieben  werden,  und  die  Bevorzugung  die,  denen  eine 
Arbeit  lieb  ist. 

Diese  verschiedene  Beurteilung  der  einen  und  anderen  Einseitigkeit 
wäre  unstatthaft,  wenn  wir  nicht  Grund  hätten,  unter  sonst  gleichen  Um¬ 
ständen  das  Interesse  an  der  Arbeit,  d.  h.  an  eigener  Tätigkeit,  dem  Interesse 
am  bloß  passiven  Genuß  vorzuziehen  und  also  eine  Bewertung  der  Interessen 
nach  ihrer  Qualität  vorzunehmen. 

Betrachten  wir  ein  drittes  Beispiel.  Käme  es  nur  auf  die  faktischen 
Bedürfnisse  der  Einzelnen  an,  so  würde,  um  jeden  in  wirtschaftlicher  Hin¬ 
sicht  zu  seinem  Rechte  kommen  zu  lassen,  die  Gewährung  eines  beliebig 
geringen  Maßes  von  Besitz  genügen,  wenn  es  nur  gelänge,  darauf  hinzu¬ 
wirken,  daß  die  wirtschaftlichen  Ansprüche  der  Einzelnen  sich  unter  einer 
hinreichend  niedrigen  Grenze  halten.  Dies  läßt  sich  in  der  Tat  bewerk- 
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stelligen.  Man  braucht  nur  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Bedürftigkeit,  in  der  die 
Menschen  leben,  groß  genug  ist,  um  sie  zu  zwingen,  alle  Zeit  und  Kraft  zur 
bloßen  Fristung  ihrer  Existenz  aufzubieten,  und  ihnen  so  alle  Gelegenheit 
zum  Nachdenken  und  damit  zur  Unzufriedenheit  zu  entziehen.  Um  aber  die 
etwa  dennoch  sich  regende  Unzufriedenheit  zu  beseitigen,  gäbe  es  immer 
noch  Hilfsmittel.  Man  braucht  nur  die  Religion  in  den  Dienst  der  Sozial¬ 
politik  zu  ziehen,  indem  man  die  Armen  damit  tröstet,  daß  die  Notdurft  in 
diesem  Leben  nur  eine  Anweisung  auf  ein  desto  genußreicheres  zukünftiges 
Leben  sei,  wodurch  denn  am  Ende  die  Bedürftigsten  in  der  Gesellschaft  als 
die  Bevorzugtesten  dastehen  würden. 

Ein  solches  Verfahren  wird  niemand  als  widerrechtlich  zurückweisen 
können,  der  nicht  schon  von  der  Voraussetzung  ausgeht,  daß  es  ein  von  der 
faktischen  Stärke  des  Bedürfnisses  unabhängiges  Interesse  gibt,  ein 
Interesse,  das,  wenn  das  Bedürfnis  nach  seiner  Befriedigung  ohne  eigene 
Schuld  unentwickelt  bleibt,  darum  nicht  weniger  Achtung  beansprucht.  Ohne 
diese  Lehre  vom  wahren,  d.  h.  hinsichtlich  seiner  Vorzugswürdigkeit  von  der 
Intensität  des  Bedürfnisses  unabhängigen  Interesse  gibt  es  keinen  Weg,  das 
eben  gekennzeichnete  sozialpolitische  Verfahren  als  verwerflich  zu  erweisen. 
Nach  dieser  Lehre  dagegen  folgt  von  selbst,  daß  das  wahre  Interesse  des 
Einzelnen  geachtet  werden  soll,  auch  wenn  es  nicht  durch  ein  faktisches 
Bedürfnis  vertreten  wird  und  er  also  von  sich  aus  die  Ansprüche  seines 
wahren  Interesses  nicht  geltend  machen  kann.  Künstliche  Bevormundung 
kann  hiernach  nicht  eine  sozialpolitische  Maßregel  sein,  deren  sich  der 
Rechtsstaat  bedienen  dürfte. 

Ein  viertes  Beispiel  endlich  bietet  uns  der  Begriff  des  Luxusbedürf¬ 
nisses.  Ohne  die  Theorie  des  wahren  Interesses  läßt  sich  dieser  Begriff  nicht 
aufrecht  erhalten,  wenn  man  unter  Luxusbedürfnissen  solche  versteht,  die 
ohne  Rücksicht  auf  die  Stärke,  mit  der  sie  vielleicht  auf  treten,  bei  der 
Bestimmung  des  zum  Wohlstand  Notwendigen  von  der  Berücksichtigung 
auszuschließen  sind.  Denn  daß,  wenn  die  Wichtigkeit  der  Interessen  nur 
von  der  faktischen  Stärke  des  Bedürfnisses  abhängt,  die  Befriedigung  eines 
Bedürfnisses  aller  Stärke  ungeachtet  für  den  Wohlstand  überflüssig  sein 
sollte,  widerspricht  sich  selbst.  Es  könnte  dann  von  gar  keinem  Unterschied 
roherer  und  edlerer  Bedürfnisse  die  Rede  sein.  Wenigstens  dürfte  ein  solcher 
Unterschied  sozialpolitisch,  d.  h.  Hinsichtlich  des  Anspruchs  auf  Berück¬ 
sichtigung  bei  der  Güterverteilung,  nicht  in  Betracht  kommen.  Das 
minderwertigste  Bedürfnis  wäre  vom  Anspruch  auf  Befriedigung  nicht 
ausgeschlossen,  wenn  es  nur  mit  der  hinreichenden  Gier  auftritt.  Der  zu 
seiner  Befriedigung  erforderliche  Besitz  könnte  nicht  als  Luxus  gelten.  Denn 
eine  Beurteilung  der  Wichtigkeit  der  Bedürfnisse  unabhängig  von  ihrer 
faktischen  Stärke  wäre  unmöglich. 
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§  17 

Das  Ideal  der  Menschenwürde  als  Prinzip  der 

Wertung  der  Interessen  nach  ihrer  Qualität 

Diese  Betrachtungen  machen  deutlich,  daß  es  für  die  Bestimmung 
des  dem  Einzelnen  zukommenden  Maßes  an  Wohlstand  nicht  genügt,  auf 
seine  faktischen  Bedürfnisse  Rücksicht  zu  nehmen.  Aber  die  Frage  ist:  Was 
gibt  uns  das  Recht  zu  dieser  Behauptung  und  also  dazu,  bei  der  rechtlichen 
Abwägung  über  die  Vergleichung  der  Bedürfnisse  nach  ihrer  faktischen 
Stärke  hinaus  eine  Bewertung  nach  ihrer  Qualität  vorzunehmen,  und  welchen 
Maßstab  haben  wir  für  diese  Bewertung? 

Darauf  antworte  ich: 

Wir  setzen  voraus,  daß  wir  es  mit  einer  Gesellschaft  von  Menschen 
zu  tun  haben,  d.  h.  von  vernünftigen  Wesen,  die  als  solche  nicht  nur  ein 
Interesse  am  Wert  ihres  Lebens  haben,  sondern  sich  diesen  Wert  selbst  zu 
geben  vermögen,  einen  Wert,  der  eben,  sofern  es  von  ihnen  selbst  abhängt, 
ihn  sich  zu  geben,  Würde  heißt.  Menschen  stehen,  mit  anderen  Worten, 
unter  dem  Ideal  der  Bildung.  Und  der  Inhalt  dieses  Ideals  ist  es,  was  uns 
den  Maßstab  für  die  Bewertung  ihrer  Interessen  gibt. 

Während  wir  sonst  alle  Güter  nur  nach  dem  Genuß  werten  könnten, 
den  sie  uns  bereiten,  d.  h.  danach,  ob  und  wieweit  sie  als  Mittel  zur  Be¬ 
friedigung  unserer  Interessen  dienen,  werten  wir  nach  diesem  Ideal 
umgekehrt  allen  Genuß  danach,  ob  und  wieweit  sein  Gegenstand  wert  ist, 
unser  Interesse  zu  finden,  kurz,  wieweit  er  ein  solches  Interesse  verdient. 

Interessen,  die  auf  die  Verwirklichung  dieses  Ideals  gerichtet  sind, 
nennen  wir  als  solche  höhere  Interessen,  im  Unterschied  von  den  niederen, 
die  auf  den  Genuß  gerichtet  sind  und  nur  nach  ihrer  faktischen  Stärke  ver¬ 
glichen  werden  können.  Sie  sind,  sofern  ihre  Wichtigkeit  sich  durch  ein 
objektives  Ideal  unabhängig  von  der  subjektiven  Stärke  des  Bedürfnisses 
bestimmt,  wahre  Interessen. 

Auf  die  Frage  aber,  was  es  denn  nun  ist,  das  unser  Interesse  verdient, 
antworten  wir  mit  der  Inhaltsbestimmung  des  Ideals:  Die  Würde  des 
Menschen  liegt  in  seiner  vernünftigen  Selbstbestimmung. 

Die  Voraussetzung  dieses  Ideals  ist  es,  was  uns  das  Interesse  an  der 
Arbeit  und  überhaupt  an  Tätigkeit  über  das  am  bloßen  Genuß  stellen  läßt  und 
was  uns  berechtigt,  die  Arbeitsscheu  als  ein  minderwertiges  Interesse  von 
der  Abwägung  auszuschließen;  sie  ist  der  Grund,  weshalb  wir  eine  durch 
künstliche  Bevormundung  bedingte  Zufriedenheit  nicht  gelten  lassen  und 
andererseits  doch  schon  da  von  Luxus  sprechen,  wo  im  Verhältnis  zum 
faktischen  Bedürfnis  noch  kein  Ueberfluß  vorhanden  ist. 
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Die  durch  die  Berücksichtigung  des  wahren  Interesses  bedingte  Ein¬ 
schränkung  der  Befriedigung  der  subjektiven  Interessen  erstreckt  sich 
andererseits  —  wie  aus  seiner  Inhaltsbestimmung  hervorgeht  —  nicht  so 
weit,  daß  die  Rücksicht  auf  die  subjektiven  Interessen  ganz  entfiele.  Denn 
die  hier  eingeführte  Modifikation  der  Bewertung  der  Interessen  über  die 
bloße  Stärke  hinaus  betrifft  nicht  sowohl  die  Materie  der  einzelnen 
Interessen,  als  vielmehr  die  Art,  wie  der  Mensch  zu  deren  Befriedigung 
gelangt,  ob  nämlich  durch  freie  Selbsttätigkeit  oder  in  der  Abhängigkeit  von 
der  Gunst  der  Umstände,  —  wobei  das  Ideal  der  freien  Selbsttätigkeit,  da 
es  aufs  Ganze  des  Lebens  geht,  freilich  auch  das  Ideal  der  selbsttätigen 
Gestaltung  der  Lebensumstände  umfaßt. 

Wo  die  Bedingung  der  Selbsttätigkeit  in  der  Gestaltung  des  Lebens 
nicht  erfüllt  ist,  da  wird  das,  wozu  der  Mensch  als  vernünftiges  Wesen 
bestimmt  ist,  verfehlt.  Die  bloß  äußerliche  Uebereinstimmung  dessen,  was 
durch  den  Einzelnen  geschieht,  mit  dem,  was  bei  freier  Selbsttätigkeit 
objektiv  den  Vorzug  verdienen  würde,  hat  vor  dem  Ideal  keine  Bedeutung, 

§  18 

Wohlstand  alsdas  zur  Möglichkeit  eines  menschen¬ 
würdigen  Lebens  hinreichende  Maß  von  Besitz 

Wir  kennen  jetzt  den  Grund,  weshalb  es  für  die  rechtliche  Verteilung 
des  Besitzes  nicht  genügt,  den  Besitz  als  Mittel  zur  Befriedigung  der  tat¬ 
sächlichen  Bedürfnisse  zu  beurteilen,  und  weshalb,  über  die  faktischen 
Bedürfnisse  hinaus,  auch  solche  Interessen  Anspruch  auf  Achtung  haben 
können,  die  sich  unter  geeigneten  äußeren,  nämlich  wirtschaftlichen  Be¬ 
dingungen  entwickeln  würden.  Wo  also  unter  den  geeigneten  äußeren 
Bedingungen  jene  über  die  niederen  Bedürfnisse  hinausgehenden  Interessen 
sich  entwickeln  würden,  da  fallen  sie  für  die  rechtliche  Abwägung  ebenso 
ins  Gewicht,  wie  wenn  sie  durch  ein  tatsächliches  Bedürfnis  von  der  ihrer 
wahren  Bedeutung  entsprechenden  Stärke  vertreten  wären.  Wenn  wir  also 
die  Forderung  der  Gleichheit  des  Wohlstandes  aufgestellt  haben,  so  bleibt 
diese  Forderung  bestehen,  vorausgesetzt,  daß  wir  zum  Wohlstand  nicht  nur 
die  Möglichkeit  rechnen,  die  schon  faktisch  vorhandenen  Bedürfnisse  zu 
befriedigen,  sondern  auch  die  Möglichkeit  der  Befriedigung  des  wahren 
Interesses  an  der  Bildung,  Wir  bezeichnen  die  äußeren  Bedingungen  dieser 
Möglichkeit,  die  für  alle  gleich  sein  soll,  als  die  Bedingungen  eines  menschen¬ 
würdigen  Lebens.  Denn  für  ein  menschenwürdiges  Leben  ist  es  nicht  genug, 
die  zufällig  sich  regenden  niederen  Bedürfnisse  zu,  befriedigen,  sondern  es 
gehört  dazu  die  Möglichkeit,  an  der  Kultur  teilzunehmen,  so  weit  es  nämlich 
die  eigene  Anlage  des  Menschen  irgend  gestattet.  Es  darf  also  das  hierzu 
erforderliche,  über  die  bloße  Befriedigung  des  faktischen  Bedürfnisses 
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hinausgehende  Maß  von  Besitz  nicht  als  Luxus  bezeichnet  werden.  Denn 
es  ist  notwendig  für  den  Wohlstand, 

§  19 

Wohlstand  als  das  zur  Möglichkeit  eines  menschen¬ 
würdigen  Lebens  notwendige  Maß  von  Besitz 

Diese  Ueberlegung  setzt  uns  nun  in  Stand,  nicht  nur,  wie  eben  ge¬ 
schehen,  die  untere,  sondern  zugleich  auch  die  obere  Grenze  zu  bestimmen, 
bis  zu  der  die  Bedürfnisse  der  Einzelnen  Anspruch  auf  Befriedigung  oder 
wenigstens  auf  Berücksichtigung  haben.  Denn  die  faktischen  Bedürfnisse 
haben  auf  der  anderen  Seite  auch  nur  in  dem  Maße  Anspruch  auf  Berück¬ 
sichtigung,  als  ihre  Befriedigung  eine  Bedingung  der  Befriedigung  des  wahren 
Interesses  des  Einzelnen  ist.  Und  wie  auf  der  einen  Seite  ein  Maß  von 
Besitz  unter  dem  Wohlstand  zurückbleibt,  wenn  es  nicht  zur  Befriedigung 
des  wahren  Interesses  hinreicht,  so  übersteigt  ihn  auf  der  anderen  Seite  ein 
solches,  das  dazu  nicht  notwendig  ist. 

Durch  dieses  Ergebnis  werden  wir  zu  einer  ganz  anderen  Beurteilung 
des  Luxus  geführt,  als  es  vorher  scheinen  konnte.  Wir  dürfen  nämlich  nicht 
vergessen,  daß  die  Menschenwürde  schließlich  nur  im  würdigen,  d.  h.  ver¬ 
nünftigen  Gebrauch  der  im  Besitz  liegenden  Mittel  besteht.  Wer  daher, 
wenn  er  die  wirtschaftliche  Möglichkeit  hat,  ein  menschenwürdiges  Leben 
zu  führen,  von  dieser  Möglichkeit  nicht  Gebrauch  macht,  der  verwirkt  damit 
den  rechtlichen  Anspruch  auf  das  zu  solchem  Gebrauch  notwendige  Maß 
von  Besitz,  ja  auf  jeden  Besitz  überhaupt.  Denn  der  rechtliche  Anspruch 
auf  einen  solchen  leitet  sich  ja  nur  ab  aus  der  Notwendigkeit  des  Besitzes 
als  eines  zu  diesem  Zweck  notwendigen  Mittels.  Für  ihn  ist  aber  der  Besitz 
nicht  ein  Mittel  zu  solchen  Zwecken,  sondern  entweder  Selbstzweck,  wenn 
er  nur  besitzt,  um  zu  besitzen  oder  seinen  Besitz  zu  vermehren,  oder  bloßes 
Mittel  zum  Lebensgenuß,  nicht  aber  dazu,  seinem  Leben  einen  Wert  zu 
geben  und  also  seine  Menschenwürde  zu  bewahren.  Für  ihn  ist  daher  schon 
das  Existenzminimum  Luxus.  Sein  Interesse  am  Besitz  ist  folglich  selbst 
widerrechtlich.  Denn  alles,  was  er  besitzt,  kann  ihm  entzogen  werden,  ohne 
daß  er  dadurch  von  der  Bildung,  die  er  sich  bei  noch  so  großem  Reichtum 
aneignen  würde,  etwas  einbüßen  könnte.  Und  es  ist  also  fortan  alles,  was  er 
besitzt,  von  Rechts  wegen  nur  als  gestohlenes  Gut  zu  beurteilen. 

Hiernach  können  wir  eine  abschließende  Definition  des  Wohlstandes 
geben.  Der  Wohlstand,  zu  dessen  Erlangung  jedem  in  der  Gesellschaft  nach 
dem  Prinzip  der  Sozialpolitik  die  gleiche  Möglichkeit  gesichert  werden  soll, 
muß  bestimmt  werden  als  dasjenige  Maß  von  Besitz,  das  notwendig  und 
hinreichend  ist,  um  dem  Einzelnen  zu  ermöglichen,  zu  dem  Höchstmaß  an 
Bildung  zu  gelangen,  das  er  unter  hinreichend  günstigen  äußeren  Be¬ 
dingungen  wirklich  erreichen  würde. 
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2.  Teil 

Die  Methode  der  Sozialpolitik 

§  20 

Vom  sozialpolitischen  Utopismus 

Nachdem  der  Inhalt  des  Prinzips  der  Sozialpolitik  hinreichend 
klargestellt  ist,  wollen  wir  uns  der  für  die  Anwendung  entscheidenden 
Grundfrage  zuwenden,  inwiefern  das  entwickelte  Prinzip  wirklich  ein 
brauchbares  Kriterium  bietet  für  die  Bestimmung  sozialpolitischer  Methoden. 
Und  hier  wird  uns  der  sechste  Satz  wichtig,  den  ich  zu  Beginn  gegen  die 
möglichen  Mißdeutungen  des  Prinzips  der  Sozialpolitik  aufgestellt  habe. 
Dieser  Satz  besagt,  daß  die  persönliche  Gleichheit  als  Ideal  des  Rechts 
nur  insoweit  eine  politische  Aufgabe  enthalten  kann,  als  ihre  Herbeiführung 
zwar  nicht  vom  guten  Willen  der  Einzelnen,  aber  doch  insofern  vom 
menschlichen  Willen  abhängt,  als  es  einer  Regierung  möglich  ist,  sie  durch 
absichtlich  zu  treffende  Maßnahmen  zu  verwirklichen.  Daher  kommt  hier 
alles  darauf  an,  die  Ansprüche  der  Prinzipien  des  rechtlichen  Rigorismus 
einerseits  und  des  politischen  Realismus  andererseits  richtig  mit  einander 
in  Einklang  zu  bringen. 

Gemäß  dem  Prinzip  des  politischen  Realismus  dürfen  wir  nämlich 
nicht  voraussetzen,  die  zur  unmittelbaren  Verwirklichung  des  sozialen 
Ideals  erforderlichen  Mittel  seien  überhaupt  in  unserer  Gewalt.  Ich  verstehe 
dabei  unter  dem  sozialen  Ideal  die  Anforderung  des  Rechts  hinsichtlich  der 
Eigentumsverteilung  und  also  die  gleiche  Möglichkeit  des  Wohlstandes  für 
alle  in  der  Gesellschaft.  Und  ich  sage,  es  kann  die  Verwirklichung  dieses 
Ideals  dem  Staate  nur  so  weit  obliegen,  als  es  von  absichtlich  zu  treffenden 
Regierungsmaßnahmen  abhängt,  die  gleiche  Möglichkeit  des  Wohlstandes 
für  alle  in  der  Gesellschaft  zu  verwirklichen.  Nur  die  auf  die  hiermit 
formulierte  Bedingung  eingeschränkte  Aufgabe  können  wir  das  Prinzip  der 
Sozialpolitik  nennen,  wenn  wir  vom  Staat  die  Durchführung  des  Prinzips 
der  Sozialpolitik  verlangen  wollen. 

Die  Lösung  dieser  Aufgabe  freilich  müssen  wir  auch  vom  Staat 
verlangen.  Denn  das  fordert  das  Prinzip  des  rechtlichen  Rigorismus.  Gehen 
wir  aber  ohne  diese  Beschränkung  nur  vom  Ideal  der  gleichen  Möglichkeit 
des  Wohlstandes  für  alle  aus,  so  können  wir  nicht  ohne  weiteres  dessen 
Durchführung  zur  Aufgabe  irgend  welcher  politischen  Maßnahmen  machen. 
Sondern  wir  müssen  allemal  erst  die  tatsächlichen  Verhältnisse  daraufhin 
befragen,  wie  weit  sie  eine  Annäherung  an  das  Ideal  gestatten,  und  wir 
müssen  auf  die  Notwendigkeit  von  Kompromissen  bei  der  Wahl  von  sozial¬ 
politischen  Methoden  gefaßt  sein,  wenn  wir  deren  Ziel  durch  jenes  Ideal 
bestimmen. 
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Der  Hinweis  auf  diese  zu  erwartenden  Kompromisse  soll  aber 
keineswegs  ein  Entschuldigungsgrund  sein  für  einen  sozialpolitischen 
Opportunismus,  d.  h.  für  die  Unterlassung  solcher  Maßnahmen,  die  zur 
Annäherung  des  sozialen  Ideals  innerhalb  dieser  Schranken  möglich  sind. 
Er  soll  im  Gegenteil,  durch  die  Reinhaltung  des  Prinzips  von  schwärmerischer 
Ueberspannung,  nur  um  so  mehr  dazu  dienen,  solchem  Opportunismus  alle 
Ausflucht  abzuschneiden. 

Die  Verwechslung  dieser  nur  regulativen  oder,  wie  wir  sagen  könnten, 
richtungweisenden  Bedeutung  des  sozialen  Ideals  mit  einem  ohne  weiteres 
anwendbaren  und  durchführbaren  Prinzip  ist  die  Quelle  des  sozialpolitischen 
Utopismus.  Die  Gefährlichkeit  dieses  Utopismus  liegt  nicht  etwa  allein 
darin,  daß  er  dazu  verführt,  einer  vielleicht  unrealisierbaren  Idee  nach¬ 
zujagen  und  so  über  das  Erreichbare  hinaus  zu  streben,  sondern  vor  allem 
darin,  daß  er  zu  Maßnahmen  verleitet,  die  durch  den  Schein  der  kompromiß¬ 
losen  Verwirklichung  jenes  Ideals  darüber  täuschen,  daß  wir  uns  von  dem, 
was  das  wahre  Prinzip  der  Sozialpolitik  verlangt,  vielmehr  entfernen, 
wovon  die  schließliche  Folge  ist,  daß  das,  was  an  sich  wirklich  erreichbar 
wäre,  unerreicht  bleibt  und  seinerseits  durch  unsere  eigene  Schuld  zur 
Utopie  gemacht  wird.  Die  praktische  Konsequenz  des  Utopismus  ist  daher 
die  Preisgabe  gerade  desjenigen  Prinzips,  in  dessen  Namen  er  seine  An¬ 
sprüche  erhebt:  des  rechtlichen  Rigorismus. 

Wir  werden  uns  also  vor  dem  Trugschluß  zu  hüten  haben,  der  allemal 
darin  besteht,  daß  man  von  der  Unzulänglichkeit  einer  bestimmten  sozial¬ 
politischen  Methode  zur  Verwirklichung  des  sozialen  Ideals  ohne  weiteres 
auf  die  Verwerflichkeit  dieser  Methode  schließt.  Ein  solcher  Schluß  ist  nur 
möglich,  wenn  man  von  dem  utopistischen  Vorurteil  ausgeht,  wonach  eine 
unmittelbare  Verwirklichung  des  sozialen  Ideals  in  unserer  Macht  stünde. 
Lassen  wir  dieses  Vorurteil  fallen,  so  müssen  wir  auch  allemal,  um  über 
den  Wert  einer  vorgeschlagenen  sozialpolitischen  Methode  zu  urteilen,  diese 
erst  gegen  die  übrigen  in  Frage  kommenden  Methoden  abwägen  daraufhin, 
welche  von  ihnen  uns  dem  Ideal  insgesamt  am  nächsten  bringt. 

Um  dies  klarer  hervortreten  zu  lassen,  wollen  wir  eine  Anwendung 
davon  machen  auf  das  für  diese  Probleme  wichtigste  Beispiel,  nämlich  auf 
die  Frage,  wie  weit  die  Lösung  seiner  sozialpolitischen  Aufgaben  einen 
Eingriff  des  Staates  in  die  wirtschaftliche  Freiheit  erfordert.  Ich  wähle 
dieses  Beispiel  auch  deshalb,  weil  sich  an  ihm  besonders  deutlich  zeigt,  wie 
sehr  sich  die  Abwägung  in  der  Anwendung  des  Gesetzes  der  Gleichheit 
verschiebt,  wenn  man  die  Theorie  des  wahren  Interesses  hinzuzieht,  und 
welche  Fruchtbarkeit  für  die  Kritik  der  positiven  Gesetzgebung  dieser 
Theorie,  selbst  auf  dem  ihr  an  sich  fremden  Gebiet  der  Eigentumsverteilung, 
zukommt. 
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Wir  hatten  diese  Frage  bisher  zurückgeschoben,  weil  es  an  der 
notwendigen  Vorbereitung  zur  Präzisierung  der  für  ihre  Lösung  erforder¬ 
lichen  Kriterien  fehlte.  Wenn  ich  mich  jetzt  dieser  Frage  zuwende,  so 
geschieht  es  nicht,  um  eine  bestimmte  Lösung,  die  offenbar  nur  mit  Rücksicht 
auf  die  besonderen,  von  Fall  zu  Fall  wechselnden  Verhältnisse  erfolgen 
kann,  der  Erfahrung  vorwegzunehmen,  sondern  nur,  um  an  Hand  eines  für 
die  Anwendung  besonders  wichtigen  Beispiels  vor  den  gewöhnlichen 
Fehlern  zu  warnen,  die  aus  der  Verkennung  der  aufgestellten  Kriterien 
entspringen  und  die  im  allgemeinen  nur  um  den  Preis  vermieden  werden, 
daß  man  auf  einen  ernsthaften  Versuch,  das  Prinzip  der  persönlichen 
Gleichheit  sozialpolitisch  durchzuführen,  überhaupt  verzichtet. 

§  21 

Persönliche  Ungleichheit  als  Folge  des 

Privatbesitzes 

Der  Rechtsstaat  wird,  um  seine  sozialpolitische  Aufgabe  zu  lösen, 
jedenfalls  den  Privatbesitz  beschränken  müssen. 

Es  entsteht  aber  die  Frage,  ob  der  Staat  nicht  vielmehr,  um  die 
Gleichheit  des  Wohlstandes  für  alle  zu  sichern,  den  Privatbesitz  überhaupt 
auf  heben  muß.  Es  ist  in  der  Tat  ohne  weiteres  klar,  daß  auch  bei  anfänglich 
gleicher  Verteilung  der  Privatbesitz,  solange  die  Menschen  nicht  vollkommen 
sind,  notwendig  zu  einer  gewissen  Ungleichheit  führen  wird,  wenn  wenigstens 
der  Gesamtvorrat  an  verfügbaren  Gütern  nicht  hinreichend  groß  ist,  so  daß 
bei  uneingeschränkter  Erwerbsfreiheit  gleichmäßig  jeder  zum  Wohlstand 
gelangen  kann.  Das  Streben  nach  Reichtum  und  Macht,  sowie  andererseits 
die  Verschiedenheit  der  Begabung  an  Intelligenz  und  Energie  werden,  in 
Verbindung  mit  einander,  zur  Uebervorteilung  der  einen  durch  die  anderen 
führen.  Der  Lohn  der  Arbeit  regelt  sich  hier  im  freien  Tauschverkehr  nach 
dem  Verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage  und  folglich  nach  einem  dem 
Prinzip  der  Gleichheit  fremden  Verhältnis.  Es  scheint  daher  bei  einem 
beschränkten  Gesamtvorrat  an  verfügbaren  Gütern  die  Aufhebung  des 
Privatbesitzes  eine  notwendige  Bedingung  der  Sicherung  der  Gleichheit  in 
der  Gesellschaft  zu  sein. 

§  22 

Der  Begriff  des  sozialen  Unrechts 

Immerhin  brauchte,  auch  wenn  sich  der  Staat  (von  der  Sorge  für  die 
überhaupt  Arbeitsunfähigen  abgesehen)  auf  den  Schutz  des  einmal 
erworbenen  Eigentums  beschränkte,  die  so  entstehende  Ungleichheit  doch 
die  Grenze  dessen  nicht  notwendig  zu  überschreiten,  was  Einzelne,  begünstigt 
durch  ihre  persönliche  Ueberlegenheit,  im  wirtschaftlichen  Wettbewerb  zu 
erreichen  vermögen,  wenn  wir  wenigstens  nicht  voraussetzen,  daß  die  diese 
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Ueberlegenheit  bedingenden  Eigenschaften  sich  vererben  und  dadurch  zur 
Entstehung  und  wachsenden  Verschärfung  einer  die  Möglichkeit  des 
allmählichen  Ausgleichs  vereitelnden  Scheidung  bevorzugter  und  benach¬ 
teiligter  Klassen  in  der  Gesellschaft  Anlaß  geben. 

Erst  wo  diese  Grenze  überschritten  wird  und  sich  eine  solche 
Klassenscheidung  einstellt,  die  den  Uebergang  der  Einzelnen  von  der 
benachteiligten  Klasse  in  die  bevorzugte  ausschließt,  d,  h,  wo  die  Klassen¬ 
zugehörigkeit  nicht  mehr  von  den  sie  sonst  bedingenden  persönlichen 
Eigenschaften  abhängt,  sondern  von  Umständen,  die  sich  der  Einwirkung 
des  Einzelnen  entziehen,  da  erst  sprechen  wir  vom  sozialen  Problem  im 
eigentlichen  Sinne,  Da  erst  entsteht  der  eigentlich  wichtige  und  schwierige 
Fall  der  Anwendung  des  Prinzips  der  Sozialpolitik, 

Um  ihn  richtig  zu  beurteilen,  muß  man  zunächst  die  möglichen 
Gründe  unterscheiden,  die  ein  solches  Verhältnis  herbeiführen  können.  Es 
kann  nämlich  einmal  seinen  Grund  haben  in  einem  natürlichen  Mangel  in 
Bezug  auf  den  insgesamt  zur  Verfügung  stehenden  Gütervorrat.  Bleibt 
dieser  unter  einem  gewissen  Maße,  so  ist  keine  Verteilung  der  Güter 
möglich,  die  die  große  Masse  der  Menschen  zur  Teilnahme  an  einem 
menschenwürdigen  Leben  oder  vielleicht  auch  nur  zu  einem  Minimum  von 
Wohlstand  gelangen  läßt.  Und  dasselbe  ist  der  Fall,  wenn  zwar  nicht  der 
überhaupt  vorhandene  Gütervorrat  selbst,  aber  doch  der  Güterverkehr 
infolge  natürlicher  Hindernisse  oder  technischer  Mängel  so  beschränkt  ist, 
daß  die  zum  Ausgleich  erforderliche  Verteilung  unmöglich  wird.  Die 
Unmöglichkeit  einer  solchen  Verteilung  bedeutet  aber  an  und  für  sich  kein 
soziales  Unrecht,  sondern  nur  ein  Unglück. 

Oder  aber,  zweitens,  der  Gesamtvorrat  an  Gütern,  der  der  Gesell¬ 
schaft  zur  Verfügung  steht,  sowie  auch  die  Möglichkeit  des  Güterverkehrs, 
kurz:  der  verteilbare  Gütervorrat  wäre  an  sich  für  eine  allen  genügende 
Verteilung  hinreichend,  es  bleibt  aber  dennoch  die  Mehrzahl  der  Menschen 
zu  bloßer  Lohnarbeit  verurteilt  und  so  von  der  Möglichkeit  eines  menschen¬ 
würdigen  Lebens  ausgeschlossen.  Dann  kann  der  Grund  für  ein  solches 
Verhältnis  nur  darin  bestehen,  daß  die  für  den  Gebrauch  der  Allgemeinheit 
erforderlichen  Güter  sich  im  ausschließlichen  Besitz  einer  bevorzugten 
Klasse  in  der  Gesellschaft  befinden. 

Wir  nennen  ein  solches  Verhältnis  ein  Monopolverhältnis.  Es  besteht 
darin,  daß  Einzelne  die  alleinige  Verfügung  über  eine  bestimmte  Art  von 
Gütern  haben,  so  daß  sie  die  anderen,  die  auf  den  Gebrauch  jener  Güter 
angewiesen  sind,  von  diesem  Gebrauch  willkürlich  auszuschließen  vermögen. 
Das  soziale  Unrecht  entsteht  hier  nicht  etwa  erst  dadurch,  daß  die  Monopol¬ 
besitzer  die  anderen  wirklich  von  dem  Gebrauch  der  fraglichen  Güter 
ausschließen,  sondern  schon  durch  den  bloßen  Umstand,  daß  sie  die 
Möglichkeit  haben,  dies  zu  tun.  Denn  zum  Rechtszustand  v*ird  erfordert, 
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daß  es  nicht  vom  bloßen  guten  Willen  der  einen  abhängt,  ob  die  anderen 
zu  ihrem  Rechte  gelangen.  Hier  aber  werden  die  anderen  von  der  Willkür 
der  Monopolbesitzer  abhängig,  indem  diese  ihnen  nach  Belieben  die  Be¬ 
dingungen  vorschreiben  können,  unter  denen  allein  sie  zum  Gebrauch  der 
erforderlichen  Güter  gelangen  können. 

Sofern  das  Monopol  im  ausschließlichen  Besitz  der  Produktionsmittel 
besteht,  nennen  wir  das  Monopolverhältnis  Kapitalismus. 

Wir  verstehen  darunter  also  die  Form  einer  Gesellschaft,  in  der  eine 
bestimmte  Klasse  im  ausschließlichen  Besitz  der  Produktionsmittel  ist,  d.  h. 
der  Mittel  zur  Beschaffung  der  für  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  der 
Allgemeinheit  erforderlichen  Güter.  Wo  daher  diese  der  Befriedigung  der 
Bedürfnisse  dienenden  Güter  nicht  unmittelbar  zur  Verfügung  stehen, 
sondern  nur  durch  Arbeit  erworben  werden  können,  wo  also  die  Einzelnen 
auf  den  Gebrauch  der  Produktionsmittel  angewiesen  sind,  um  zur  Be¬ 
friedigung  ihrer  Bedürfnisse  zu  gelangen,  da  geraten  sie  in  Abhängigkeit 
von  den  Kapitalisten,  die  ihre  Notlage  ausbeuten  können,  um  sie  zu  über¬ 
vorteilen. 

Auch  und  gerade  bei  voller  Vertragsfreiheit  wird  der  Vertrag,  den 
der  Arbeiter  mit  dem  Kapitalisten  abschließen  muß,  um  zum  Gebrauch  der 
Produktionsmittel  zu  gelangen,  so  ausfallen,  daß  —  unter  Voraussetzung 
einer  genügend  großen  Anzahl  von  Arbeitern,  deren  jeder  die  Produktions¬ 
mittel  nötig  hat,  um  nicht  zu  verhungern,  —  der  einzelne  Arbeiter  gezwungen 
wird,  um  geringeren  Lohn  zu  arbeiten,  als  seiner  Arbeit  entspricht,  da  er 
lieber  einwilligt,  sich  übervorteilen  zu  lassen,  als  zu  verhungern.  In  einer 
solchen  Gesellschaftsordnung  wird  also  gerade  bei  allgemeiner  gesetzlicher 
Freiheit  die  Sklaverei  erblich  sein. 


§  23 


Entscheidung  des  Falles  der  Unzulänglichkeit  des 
verteilbaren  Gütervorrats  zur  Möglichkeit  eines 
menschenwürdigen  Lebens  aller 


Betrachten  wir  nun  zunächst,  ehe  wir  auf  diesen  Fall  näher  eingehen, 
den  anderen,  wo  es  sich  um  einen  unvermeidlichen  Mangel  in  Bezug  auf 
den  überhaupt  verteilbaren  Gütervorrat  handelt.  Was  verlangt  in  diesem 
Fall  das  Prinzip  der  persönlichen  Gleichheit  vom  Staat?  Dieses  Prinzip 
muß  sich  erproben,  indem  es  auch  für  diesen  äußersten  Fall  eine  Lösung 
an  die  Hand  gibt.  Was  soll  also  geschehen,  wo,  in  Ermangelung  eines 
hinreichenden  Gesamtvorrats  an  verteilbaren  Gütern,  die  Möglichkeit  eines 
menschenwürdigen  Lebens  auch  nur  für  einen  Teil  der  Gesellschaft  unver¬ 
einbar  ist  mit  der  Möglichkeit  für  alle,  zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse 
oder  überhaupt  zum  Existenzminimum  zu  gelangen?  Was  fordert  in  einem 
solchen  Fall  die  persönliche  Gleichheit?  Denn  das  Rechtsideal  muß  auf 
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jeden  Fall  und  also  auch  auf  diesen  anwendbar  sein.  Verlangt  es  gleich¬ 
mäßige  Verteilung  der  Lasten  in  dem  Sinne,  daß  die  in  Anbetracht  des 
vorhandenen  Gütervorrats  wenigstens  für  eine  Minderheit  noch  bestehende 
Möglichkeit  eines  menschenwürdigen  Lebens  niemandem  zu  gute  kommt,  nur 
damit  keiner  bevorzugt  werde?  Keineswegs.  Ein  unparteiischer  Beurteiler 
wird  offenbar  einem  Zustand,  in  dem  niemand  in  der  Gesellschaft  ein 
menschenwürdiges  Leben  führt,  —  also  entweder  alle  ein  menschen¬ 
unwürdiges  Dasein  fristen  oder  überhaupt  aufhören,  zu  leben,  —  den 
anderen  Zustand  vorziehen,  in  dem  wenigstens  einige  ein  menschenwürdiges 
Dasein  führen.  Er  wird  also  den  anderen  zumuten,  auf  die  Befriedigung 
ihrer  Interessen  zu  verzichten,  damit  wenigstens  einige  zu  einem  menschen¬ 
würdigen  Dasein  kommen.  In  der  Tat:  Da  im  anderen  Falle  diese  Möglich¬ 
keit  keinem  zu  gute  käme,  so  ist  die  Bevorzugung  nicht  von  der  Art,  daß 
durch  sie  den  anderen  etwas  entzogen  würde.  Man  müßte  denn  den  Neid, 
der  dem  Glücklicheren  seinen  Vorteil  mißgönnt,  für  ein  so  beachtenswertes 
Interesse  halten,  daß  man  ihm  das  Interesse  an  einem  menschenwürdigen 
Leben  oder  überhaupt  am  Leben  opfert. 

Das  Recht  fordert  aber  allerdings,  daß  die  Auswahl  derer,  die  so 
bevorzugt  werden,  nicht  willkürlich  erfolgt.  Es  verlangt,  daß  die  Chance, 
diesen  Vorzug  zu  erhalten,  für  alle,  nach  Maßgabe  des  Interesses,  das  sie 
an  ihr  haben,  also  der  Fähigkeit  und  Bereitschaft,  von  ihr  Gebrauch  zu 
machen,  gleich  sei  und  also,  wo  es  für  diese  Auswahl  an  einem  anwendbaren 
Kriterium  der  Vorzugswürdigkeit  fehlt,  eine  Auswahl  durch  das  Los. 

Der  Grund  der  Unmöglichkeit  für  alle,  zu  einem  menschenwürdigen 
Leben  zu  gelangen,  ist  hier  aber  von  der  Art,  daß  er  auch  durch  eine 
Verstaatlichung  der  Güterverteilung,  durch  die  Aufhebung  des  Privatbesitzes 
also,  nicht  behoben  werden  kann.  Diese  Möglichkeit  kommt  also  allein  in 
dem  anderen  Fall  in  Frage,  wo  der  Grund  der  Ungleichheit  in  einem 
Monopolverhältnis  liegt. 

§  24 

Das  Problem  des  Kapitalismus 

Hier  sind  aber  wieder  zwei  Fälle  grundsätzlich  zu  unterscheiden,  je 
nach  dem  Grunde  der  Monopolbildung, 

Die  Entstehung  eines  Monopolverhältnisses  kann  nämlich  die  Folge 
von  zwei  verschiedenen  Gründen  sein.  Sie  kann  erstens  beruhen  auf 
gewaltsamer  Aneignung  der  das  Monopol  bildenden  Güter  seitens  der 
bevorzugten  Klasse.  Sie  braucht  aber  nicht  diesen  Grund  zu  haben.  Die 
Entstehung  eines  Monopolverhältnisses  kann  auch  ohne  alle  Anwendung 
von  Gewalt  die  Folge  der  durch  den  freien  Wettbewerb  selbst  bedingten 
Entwicklung  sein.  Der  Kapitalismus,  d.  h.  die  Ausschließung  der  Masse  der 
Einzelnen  von  der  freien  Verfügung  über  die  Produktionsmittel,  kann 
vielmehr  bei  friedlicher  Konkurrenz  von  selbst  entstehen  und  also  aus  rein 
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ökonomischen  Gründen,  wenn  nämlich  bei  wachsender  Größe  des  Betriebes 
die  Produktivität  des  Unternehmens  sich  steigert,  so  daß  dadurch  der 
Kleinbetrieb,  weil  er  nicht  mehr  konkurrenzfähig  ist,  vom  Großbetriebe 
erdrückt  wird,  und  wenn  dadurch  eine  Anhäufung  des  Besitzes  an 
Produktionsmitteln  in  immer  weniger  Händen  stattfindet. 

Im  ersten  Fall,  wo  das  Monopol  an  Produktionsmitteln  die  Folge 
gewaltsamer  Aneignung  ist,  läßt  sich  dieser  Vorgang  durch  einen  einmaligen 
staatlichen  Eingriff  rückgängig  machen,  und  es  genügt  eine  Aufteilung  des 
fraglichen  Besitzes,  um  das  soziale  Unrecht  zu  beseitigen.  Keineswegs  aber 
bedarf  es  dazu  der  Aufhebung  des  Privatbesitzes  überhaupt. 

Ganz  anders  im  anderen  Fall,  wo  eine  Aufteilung  des  fraglichen 
Besitzes  entweder  seiner  Natur  nach  überhaupt  unmöglich  ist  oder  doch 
nur  durch  die  Preisgabe  der  im  Interesse  der  Allgemeinheit  liegenden 
Produktivität  seiner  Benutzung  erkauft  würde.  Man  braucht,  um  sich  den 
Unterschied  dieser  beiden  Fälle  klar  zu  machen,  nur  an  das  Verhältnis  des 
Besitzes  an  Grund  und  Boden  einerseits  und  des  Industriekapitals  anderer¬ 
seits  zu  denken. 

Unsere  weitere  Untersuchung  wird  sich  daher  auf  den  zweiten  Fall 
zu  beziehen  haben. 

§  25 

Sozialismus  und  Kommunismus 

Hier  kommen  wir  nun  also  auf  die  Hauptfrage  zurück.  Denn  hier 
liegt  der  Fall  wirklich  so,  daß  die  Beseitigung  der  wirtschaftlichen  Ungleich¬ 
heit  die  Aufhebung  des  Privatbesitzes  an  Produktionsmitteln  zu  fordern 
scheint.  Durch  die  Verstaatlichung  der  Produktionsmittel  wird  es  möglich, 
jedem  Einzelnen  die  Mittel  für  seinen  Lebensunterhalt  entsprechend  der 
geleisteten  Arbeit  zur  Verfügung  zu  stellen,  womit  denn  tatsächlich  die 
durch  den  Kapitalismus  bedingte  wirtschaftliche  Ungleichheit  verschwindet, 
da  hier  ja  den  Einzelnen  die  Möglichkeit  genommen  wird,  das  Kapital 
auszunützen  und  durch  Vorenthaltung  der  Produktionsmittel  die  Arbeiter 
zu  zwingen,  ihnen  ihre  Arbeit  ohne  entsprechende  Vergütung  zur  Verfügung 
zu  stellen. 

Ist  nun  aber  damit  unser  Problem  schon  gelöst? 

Um  auf  diese  Frage,  ich  will  nicht  sagen  eine  bestimmte  Antwort  zu 
geben,  sondern  um  auch  nur  die  Frage  selbst  gehörig  bestimmt  zu  fassen, 
kommt  alles  darauf  an,  daß  wir  zwei  Begriffe  auseinanderhalten.  Ich  will, 
um  ihre  Unterscheidung  zu  erleichtern,  für  sie  besondere  Bezeichnungen 
einführen,  indem  ich  dazu  die  mir  am  passendsten  erscheinenden  sonst  schon 
gebräuchlichen  Namen  anwende.  Wenn  ich  mich  dabei,  wie  es  für  eine 
philosophische  Darstellung  immer  am  zweckmäßigsten  ist,  dem  ursprüng¬ 
lichen  —  hier  auch  etymologisch  gerechtfertigten  —  Sprachgebrauch 
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anschließe,  so  hat  dies  freilich  den  Nachteil,  daß  die  Nebenbedeutungen,  mit 
denen  die  Worte  dank  der  ihnen  in  der  Parteigeschichte  zugefallenen  Rolle 
belastet  sind,  wieder  in  anderer  Hinsicht  irreführen  können.  Zur  Vermeidung 
der  von  dieser  Gefahr  drohenden  Mißverständnisse  ist  streng  daran 
festzuhalten,  daß  die  fraglichen  Ausdrücke  im  weiteren  ausschließlich  im 
Smn  der  folgenden  Definitionen  verstanden  sein  wollen. 

Ich  verstehe  unter  Sozialismus  das  Prinzip  einer  Gesellschaftsordnung, 
die  den  Privatbesitz  auf  die  Bedingung  der  Gleichheit  des  Wohlstandes 
einschränkt.  Und  ich  verstehe  unter  Kommunismus  (wenn  man  lieber  will: 
Kollektivismus )  das  Prinzip  einer  Gesellschaftsordnung,  die  den  Privatbesitz 
(oder  doch  jedenfalls  den  Privatbesitz  an  Produktionsmitteln)  ausschließt. 

Also  nur  auf  Charakter  und  Form  der  Wirtschaftsordnung  selbst 
beziehen  sich  diese  Begriffe.  Die  Wahl  der  zu  ihrer  Einführung  anzu¬ 
wendenden  parteitaktischen  und  verfassungspolitischen  Maßnahmen  (Reform 
oder  Revolution,  Demokratie  oder  Diktatur)  wird  durch  sie  noch  in  keiner 
Weise  berührt. 

Damit  können  wir  unsere  Frage  so  formulieren:  In  wie  weit  ist  der 
Kommunismus  eine  Bedingung  der  Durchführbarkeit  des  Sozialismus?  Oder, 
wenn  wir  den  nicht-kommunistischen  Sozialismus  kurz  liberalen  Sozialismus 
nennen:  Ist  ein  liberaler  Sozialismus  möglich?  Der  Sozialismus  ist,  unseren 
Prinzipien  zufolge,  praktisch  notwendig:  Er  ist  ein  unmittelbares  Postulat 
des  Rechtes  selbst.  Es  bleibt  aber  noch  die  Frage,  ob  auch  der  Kommunismus 
ein  solches  ist,  d.  h.  ob  der  Kommunismus  eine  Bedingung  der  Durchführung 
des  Rechtsideals  in  der  Gesellschaft  ist. 

Eine  solche  Behauptung  bedürfte  jedenfalls  erst  des  Beweises.  Der 
bloße  Unterschied  der  beiden  Begriffe  reicht  aber  freilich  auch  noch  nicht 
hin,  um  eine  solche  Möglichkeit  von  vornherein  auszuschließen.  Es  bedarf 
besonderer  Gründe,  um  die  Unmöglichkeit  einer  solchen  Beziehung  zu 
behaupten.  Denn  wo  liegt  die  Grenze  für  die  rechtlich  notwendige  Be¬ 
schränkung  des  Privatbesitzes?  Der  Privatbesitz  ist  in  jedem  Staat 
beschränkt.  Man  kann  den  Staat  geradezu  erklären  als  eine  Einrichtung  zu 
dem  Zweck,  durch  positives  Gesetz  eine  Beschränkung  des  Privatbesitzes 
herbeizuführen.  Der  Privatbesitz  wird  z.  B.  beschränkt  durch  das  Eigentum 
anderer  Personen,  Er  wird  beschränkt  durch  Besteuerung,  sowie  durch  jede 
gesetzliche  Begrenzung  der  Willkür  bei  letztwilligen  Verfügungen.  Ohne 
solche  Beschränkungen  ist  kein  Staat  möglich.  Das  Eigentum  des  einen 
besteht  nur  vermöge  der  gesetzlichen  Beschränkung  des  Eigentums  der 
anderen.  Das  Maß  dieser  Beschränkung  kann  gradweise  abgestuft  sein.  Und 
man  kann  sich  so  in  der  Beschränkung  des  Privateigentums  einen  allmählichen 
Uebergang  bis  zur  Grenze  des  vollständigen  Kommunismus  denken.  Ein 
bestimmtes  Maß  für  die  Beschränkung  des  Privatbesitzes  läßt  sich  nicht 
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a  priori  auszeichnen.  Denn  man  kann  nicht  a  priori  wissen,  wie  weit  jeweils 
eine  Beschränkung  des  Privatbesitzes  erforderlich  ist,  um  die  persönliche 
Gleichheit  zu  sichern. 

§  26 

Unmöglichkeit,  sowohl  aus  der  durch  den  Kommu¬ 
nismus  bedingten  Unfreiheit  auf  die  Notwendigkeit 
des  P  r  i  v  a  t  b  e  s  i  t  z  e  s,  wie  aus  der  durch  den  Privat¬ 
besitz  bedingten  Ungleichheit  auf  die  Notwendig¬ 
keit  des  Kommunismus  zu  schließen 

Man  argumentiert  gewöhnlich  gegen  eine  kommunistische  Wirtschafts¬ 
ordnung  mit  dem  Hinweis,  daß  sie  die  persönliche  Freiheit  aufheben  würde 
und  darum  zu  verwerfen  sei.  Dieses  Argument  geht  von  einer  Voraussetzung 
aus,  die  man  als  dogmatischen  Liberalismus  bezeichnen  kann,  nämlich  von 
der  grundsätzlichen  Verwerfung  der  Staatseingriffe  zur  Beschränkung  der 
persönlichen  Freiheit.  In  der  Tat,  wer  von  diesem  Prinzip  ausgeht,  der  wird 
allerdings  auch  in  der  eben  angegebenen  Weise  argumentieren  müssen. 
A.ber  der  Fehler  des  Prinzips  wird  gerade  an  diesem  Beispiel  besonders 
deutlich. 

Wenn  es  nur  darauf  ankäme,  den  Einzelnen  gegen  unrechtmäßige 
Eingriffe  in  seine  Freiheit  seitens  des  Staates  zu  schützen,  so  wäre  es  nur 
folgerichtig,  vielmehr  die  Beseitigung  des  Staates  überhaupt  zu  verlangen. 
Denn  wo  kein  Staat  ist,  da  kann  er  auch  niemanden  in  seiner  Freiheit 
beschränken.  Konsequent  zu  Ende  gedacht,  führt  daher  dieser  dogmatische 
Liberalismus  auf  den  Anarchismus  zurück.  Wir  bedürfen  des  Staates  gerade, 
um  eine  unrechtmäßige  Beschränkung  der  Freiheit  der  einen  durch  die 
Willkür  der  anderen  auszuschließen.  Und  so  wäre  auch  in  unserem  Falle 
erst  die  Frage,  ob  die  Freiheit  von  staatlichen  Beschränkungen  nicht  erkauft 
würde  durch  eine  um  so  größere  Abhängigkeit  der  Einzelnen  von  anderen 
in  der  Gesellschaft,  nämlich  von  den  privatwirtschaftlichen  Unternehmern. 

Der  Einspruch  gegen  die  Beschränkung  der  Freiheit  wäre  nur  statthaft, 
wenn  die  Beschränkung  nicht  aus  rechtlichen  Gründen  notwendig  wäre. 
Denn  in  der  Tat,  nur  die  rechtlich  notwendige  Beschränkung  der  Freiheit 
kann  als  rechtlich  möglich  gelten.  Und  die  Beweislast  liegt  also  auf  Seiten 
dessen,  der  eine  solche  Möglichkeit  behauptet. 

Ueber  diese  methodische  Wahrheit  geht  aber  die  Tragweite  jenes 
liberalen  Prinzips  nicht  hinaus.  Und  die  bloße  Berufung  darauf  beweist 
daher  hier  gar  nichts.  Denn  es  handelt  sich  hier  gerade  um  die  Frage,  ob 
nicht  in  der  Tat  die  Aufhebung  des  Privatbesitzes  für  eine  rechtliche  Ver¬ 
teilung  des  Eigentums  notwendig  ist. 

Diese  Frage  muß  man  untersuchen,  um  über  die  Zulässigkeit  oder 
Verwerflichkeit  des  Kommunismus  zu  urteilen.  Ist  sie  zu  bejahen,  so 
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kollidiert  das  Ideal  der  Freiheit  mit  dem  der  Gleichheit.  Und  es  versteht 
sich  aus  der  praktischen  Notwendigkeit  des  Rechtsgesetzes  von  selbst,  daß 
dann  das  Ideal  der  Freiheit  dem  der  Gleichheit  hintangesetzt  werden 
muß.  Dies  folgt  nämlich  unmittelbar  aus  dem  Prinzip  des  rechtlichen 
Rigorismus.  (§  5,  5.) 

Stellt  man  sich  aber  die  Frage,  wie  weit  die  Beschränkung  des  Privat¬ 
besitzes  zur  Durchführung  des  Sozialismus  nötig  ist,  so  muß  man  sich  vor 
einem  umgekehrten  Fehlschluß  hüten.  Es  wäre  ein  Fehlschluß,  wenn  man 
daraus,  daß  der  Privatbesitz  zur  Ungleichheit  in  der  Verteilung  des 
Eigentums  führt,  schließen  wollte,  daß  die  Aufhebung  des  Privatbesitzes 
rechtlich  notwendig  sei.  Dies  wäre  ein  Trugschluß  aus  dem  utopistischen 
Vorurteil,  vor  dem  ich  gewarnt  habe.  Die  Gleichheit  in  der  Verteilung  des 
Eigentums  ist  ein  Ideal,  dem  wir  im  Staate  nachstreben  sollen,  und  es  bleibt 
die  Frage,  wie  weit  wir  uns  diesem  Ideal  unter  den  gegebenen  Umständen 
annähern  können.  Daraus,  daß  der  Privatbesitz  zur  Ungleichheit  führt,  darauf 
zu  schließen,  daß  der  Kommunismus  die  Gleichheit  garantieren  könne,  dieser 
Schluß  wäre  nur  unter  der  Voraussetzung  zwingend,  daß  es  überhaupt 
irgend  eine  politische  Organisation  der  Gesellschaft  gibt,  durch  die  das 
soziale  Ideal  unmittelbar  verwirklicht  werden  könnte. 

Wie  es  also  nicht  zulässig  ist,  aus  der  durch  den  Kommunismus 
bedingten  Unfreiheit  auf  die  Notwendigkeit  des  Privatbesitzes  zu  schließen, 
ebensowenig  ist  es  zulässig,  aus  der  durch  den  Privatbesitz  bedingten  Un¬ 
gleichheit  auf  die  Notwendigkeit  des  Kommunismus  zu  schließen, 

§  27 

Das  Problem  der  folgenden  Untersuchungen 

Wie  sollen  wir  nun  aber  über  diese  rein  formalen  Erwägungen  hinaus 
einer  Lösung  näher  kommen,  ohne  dazu  den  Boden  der  philosophischen 
Untersuchung  zu  verlassen? 

Mit  den  Mitteln  der  reinen  Philosophie  vermögen  wir  in  der  Tat  nicht 
mehr,  als  die  an  die  Erfahrung  zu  stellenden  Fragen  selber,  was  Vollständig¬ 
keit  und  Genauigkeit  betrifft,  auf  ihre  angemessene  Form  zu  bringen.  Die 
Lösung  dieser  Aufgabe  aber  ist  durch  das  Bisherige  noch  keineswegs  so  weit 
geführt,  wie  es  möglich  und  auch  notwendig  ist,  um  uns  zu  berechtigen,  die 
Lösung  aller  weiteren  Fragen  bereits  der  Erfahrung  anzuvertrauen.  Das  wird 
mit  Nutzen  erst  geschehen  können,  wenn  wir  die  an  eine  solche  Lösung  zu 
steifenden  Anforderungen  in  ihrem  ganzen  Umfang  übersehen,  so  wie  sie 
sich  aus  der  Formel  entwickeln  lassen,  auf  die  wir  unser  Prinzip  gebracht 
haben.  Um  nun  diese  Entwicklung  fortzuführen,  wird  es  gut  sein,  die 
Voraussetzungen  zusammenzufassen,  auf  die  wir  die  Problemstellung  bereits 
eingeengt  hatten. 
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Auf  Grund  des  Bisherigen  steht  so  viel  fest,  daß  zur  Beseitigung  der 
sozialen  Ungleichheit,  die  der  Kapitalismus  mit  sich  bringt,  die  Notwendigkeit 
des  Kommunismus  nur  in  Frage  kommt  in  dem  Falle,  wo  der  Kapitalismus 
die  Folge  eines  Monopols  ist,  das  nicht  auf  gewaltsamer  Aneignung  der 
Produktionsmittel  beruht,  sondern  auf  der  Wirksamkeit  rein  ökonomischer 
Kräfte  und  also  auf  einem  Prozeß,  der  nicht  durch  einen  einmaligen,  vorüber¬ 
gehenden  Eingriff  des  Staates  rückgängig  gemacht  werden  kann. 

Schon  diese  einfache  Feststellung  gibt  uns  einen  bedeutsamen  und  in 
praktischer  Hinsicht  fruchtbaren  Fingerzeig.  Sie  zeigt  nämlich,  daß  wir  in 
jedem  vorliegenden  Falle  von  Kapitalismus  nur  dann  zu  einer  befriedigenden 
Lösung  kommen  werden,  wenn  wir  vorher  erst  untersuchen,  ob  und  wie  weit 
wir  es  wirklich  mit  einer  reinen  Erscheinungsform  dieses  zweiten  Typus  zu 
tun  haben,  und  nicht  vielleicht  ganz  oder  teilweise  mit  einer  bloßen  Folge¬ 
erscheinung  des  ersten,  —  daß  wir  also  zum  Beispiel  den  Industrie- 
Kapitalismus  nicht  ohne  nähere  Untersuchung  als  ein  selbständiges  Problem 
betrachten  dürfen,  sondern  die  Frage  stellen  müssen,  ob  und  wie  weit  die 
industrielle  Reservearmee  der  einander  unterbietenden  Arbeiter  erst  eine 
Folge  der  Bodensperre  ist,  ob  und  wie  weit  sie  also  auch  bereits  mit  deren 
Aufhebung  verschwinden  würde.  Soweit  dies  letzte  der  Fall  ist,  darf  nicht 
die  freie  Konkurrenz,  sondern  muß  im  Gegenteil  die  durch  die  Monopol¬ 
gewalt  beschränkte  Konkurrenz  für  die  Ausbeutung  verantwortlich  gemacht 
werden.  Und  statt  einer  weiteren  Beschränkung  der  freien  Konkurrenz 
wird  im  Gegenteil  gerade  deren  Wiederherstellung  das  Mittel  sein,  den 
Grund  des  sozialen  Unrechts  zu  beheben. 


Demnach  bleibt  uns  nur  noch  der  Fall  von  Kapitalismus  zu  unter¬ 
suchen,  von  dem  wir  als  bereits  anderweit  bewiesen  anzunehmen  haben,  daß 
er  ein  selbständiges  ökonomisches  Problem  darstellt,  d.  h.  nicht  auf  bloße 
Folgeerscheinungen  außerökonomischer  Gewalt  zurückgeht.  Diese  Voraus¬ 
setzung  muß  für  alle  folgenden  Untersuchungen  festgehalten  werden. 

Unter  dieser  Voraussetzung  also  entsteht  die  Frage,  ob  bei  staatlicher 
Zuteilung  des  Besitzes  eine  gerechtere  Verteilung  erwartet  werden  kann  als 
in  der  Privatwirtschaft. 

§  28 


Notwendigkeit  der  Zuteilung  der  Arbeit  durch  den 

kommunistischen  Staat 


Wenn  wir  auf  diese  Frage  eingehen,  so  zeigt  sich,  daß  hier  eine  Stelle 
ist,  wo  das  Verteilungsproblem  nicht  unabhängig  vom  Produktionsproblem 
lösbar  ist.  Es  ist  ja  klar,  daß  der  Staat  die  Güter  den  Einzelnen  nur  zuteilen 
kann,  wenn  er  zuerst  selbst  in  ihrem  Besitz  ist.  Der  Staat  wird  daher  genötigt 
sein,  auch  die  Güterbeschaffung  zu  übernehmen,  und  also  in  der  Tat  dazu, 
die  Produktionsmittel  dem  Privatbesitz  zu  entziehen.  Und  je  geringer 
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ohnehin  der  natürliche  Ueberfluß  an  Gütern  ist,  desto  wichtiger  wird  für 
den  Staat  die  Ueberwachung  und  Leitung  der  Produktion  sein.  Wenn  also 
der  Staat  durch  Zuteilung  des  Besitzes  die  Ausbeutung  der  einen  durch  die 
anderen  ausschließen  will,  so  muß  er  auch  die  Arbeit  den  Einzelnen  zuteilen. 
Denn  er  kann  den  dem  Bedürfnis  der  Einzelnen  entsprechenden  Besitz  nur 
unter  der  Bedingung  der  zu  seiner  Beschaffung  notwendigen  Arbeit  zuteilen. 
Die  Arbeit  selbst  muß  daher  vom  Staat  dem  allgemeinen  Bedürfnis  gemäß 
verteilt  werden,  und  der  Besitz  selbst  nach  Maßgabe  des  Anteils  an  der  zu 
seiner  Beschaffung  notwendigen  Arbeit. 

Im  kommunistischen  Staatswesen  muß  also  der  Staat  zugleich  Arbeit¬ 
geber  sein,  und  es  müssen  die  Einzelnen  als  Staatsbeamte  ihre  Arbeit 
verrichten, 

§  29 

Wechselseitige  Abhängigkeit  von  Produktion 

und  Verteilung 

Zwar  gehört  das  Problem  der  Produktion  an  und  für  sich  nicht  zu 
unserem  Thema,  aber  es  wird  hier  doch  mittelbar  von  Bedeutung  durch  den 
wechselseitigen  Einfluß  von  Verteilung  und  Produktion,  den  wir  beachten 
müssen.  Eine  Verteilungsort  nämlich,  die  bei  hinreichender  Produktion  sozial 
gerecht  wäre,  braucht  es  bei  verminderter  Produktion  nicht  mehr  zu  sein. 
Wir  haben  etwas  ähnliches  schon  gesehen  in  dem  Falle,  wo  der  Gesamtvorrat 
an  verteilbaren  Gütern  nicht  hinreicht  für  eine  Verteilung,  die  allen  die 
Möglichkeit  eines  menschenwürdigen  Lebens  sichert.  Aber  es  ist  doch  ein 
großer  Unterschied,  ob  es  sich  um  einen  von  Natur  aus  bestehenden  und 
insofern  unvermeidlichen  Mangel  an  verteilbaren  Gütern  handelt,  oder  ob 
dieser  Mangel  die  Folge  der  Verteilungsart  ist. 

Es  ist  eine  alte  Frage,  ob  die  Ausschaltung  des  Privaterwerbs  nicht 
ein  Sinken  der  Produktion  zur  Folge  hat. 

Diese  Frage  haben  wir  hier  nicht  zu  entscheiden;  denn  das  ist  nicht 
Sache  einer  philosophischen  Untersuchung.  Aber  desto  mehr  gilt  es  hier,  auf 
die  sozialpolitische  Bedeutung  der  Frage  selbst  hinzuweisen. 

Um  dies  klar  zu  machen,  wollen  wir  uns  des  grundsätzlich  analogen 
Problems  erinnern,  das  wir  bereits  entschieden  hatten.  Wie  nämlich  die 
Begünstigung  des  glücklichen  Finders,  obgleich  er  keinen  rechtlichen  An¬ 
spruch  auf  Entlohnung  hat,  mit  dem  Rechtsprinzip  im  Einklang  ist,  weil  das 
überwiegende  Interesse  der  übrigen  Mitglieder  der  Gesellschaft  dadurch 
befriedigt  wird,  und  wie  wir  in  analoger  Weise  die  Begabtenrente  gerecht¬ 
fertigt  haben,  so  werden  wir  das  Problem  auch  hier  zu  lösen  haben,  wo 
das  arbeitslose  Einkommen  in  Gestalt  des  privatwirtschaftlichen  Kapital¬ 
profits  auftritt. 
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Wenn  nämlich  die  Ausschaltung  des  privatwirtschaftlichen  Kapital¬ 
profits  eine  Verminderung  der  Produktion  zur  Folge  hat,  derart  daß  dadurch 
eine  noch  größere  Herabdrückung  des  Wohlstands  der  Arbeiter  entsteht 
als  durch  die  kapitalistische  Ausbeutung  —  und  diese  Möglichkeit  können 
wir  nicht  a  priori  ausschließen  — ,  dann  bedeutet  die  Beseitigung  des 
Kapitalismus  noch  keine  Verbesserung  in  sozialpolitischer  Hinsicht,  Daher 
ist  es  keineswegs  genug,  auf  die  wirklich  eintretende  Annäherung  an  die 
gleichmäßige  Verteilung  des  Wohlstands  hinzuweisen,  um  die  kommunistische 
Wirtschaftsform  zu  rechtfertigen.  Vielmehr  ist  erst  die  Frage,  ob  mit  dieser 
gleichmäßigeren  Verteilung  des  Wohlstandes  auch  eine  Hebung  —  oder 
wenigstens  keine  Senkung  —  der  wirtschaftlichen  Lage  der  Benach¬ 
teiligten  einhergeht. 

Nur  wenn  die  Verteilung  des  Mehrwerts,  der  sonst  als  Unternehmer¬ 
profit  in  die  Taschen  der  Kapitalisten  fließt,  an  die  Arbeiter  diesen  eine 
Entschädigung  bietet  für  die  infolge  der  Verminderung  der  Produktivität 
der  gesamten  Wirtschaft  etwa  eintretende  Verminderung  des  Anteils  an 
den  produzierten  Gütern,  der  bei  gleichbleibender  Produktivität  auf  den 
Einzelnen  entfallen  würde,  nur  dann  ist  der  Kommunismus  sozialpolitisch 
zulässig. 

Hierbei  sind  freilich  nur  die  eigentlich  wirtschaftlichen  Folgen  der 
Verteilungsart  in  Erwägung  gezogen.  Es  bleibt  zu  bedenken,  ob  und  wie 
weit  die  Abhängigkeit,  die  in  der  Lohnsklaverei  als  solcher  liegt,  eine  Ver¬ 
letzung  des  wahren  Interesses  mit  sich  bringt,  deren  Beseitigung  als 
hinreichender  Ausgleich  für  die  fragliche  Verschlechterung  der  wirtschaft¬ 
lichen  Lage  gelten  kann.  Welchem  Interesse  hier  das  Uebergewicht  zufällt, 
das  läßt  sich  nicht  allgemein  philosophisch,  sondern  nur  mit  Rücksicht  auf 
die  jeweils  vorliegenden  Umstände  entscheiden.  Worauf  es  für  uns  hier  aber 
vor  allem  ankommt,  ist,  daß  es  nicht  genügt,  diese  Entscheidung  auf  Grund 
der  Erfahrung  herbeizuführen,  da  vielmehr  allemal  noch  die  Frage  zurück¬ 
bleibt,  was  dem  Gewinn,  der  mit  der  Beseitigung  eines  Wirtschaftssystems 
verbunden  ist,  auf  Seiten  des  dafür  eingetauschten  Systems  gegenübersteht. 
Diese  Untersuchung  bleibt  uns  noch  Vorbehalten, 

Sehen  wir  vor  der  Hand  von  dieser  tiefer  liegenden  Fragestellung 
ab,  so  wird  man  jedenfalls  unter  der  zuletzt  betrachteten  Voraussetzung, 
daß  bei  Ausschaltung  des  Privatunternehmers  derAnteil  an  den  produzierten 
Gütern  für  den  Lohnarbeiter  sinkt,  auf  andere  Methoden  sinnen  müssen, 
um  der  kapitalistischen  Ausbeutung  zu  steuern,  Aehnlich,  wie  in  dem 
früher  betrachteten  Falle,  wo  ein  natürlicher  Mangel  an  Gütern  zur  Folge 
hat,  daß  eine  gleichmäßige  Verteilung  sozial  ungerecht  wäre,  —  wo  eine 
größere  Annäherung  an  eine  solche  gleichmäßige  Verteilung  vielmehr  eine 
größere  Entfernung  von  der  sozialen  Gerechtigkeit  bedeuten  würde,  —  und 
wie  in  dem  anderen  Falle,  wo  die  Begünstigung  des  Finders  und  des  Be- 
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gabten  mit  der  Gerechtigkeit  durchaus  im  Einklang  war,  ähnlich  wie  dort 
könnte  hier  nur  der  Neid  die  Ausgebeuteten  dazu  verführen,  in  der  Herab¬ 
drückung  des  Wohlstandes  der  vorher  Bevorzugten  und  in  der  damit 
allerdings  erreichten  allgemeinen  Nivellierung  des  Wohlstandes  eine  Ent¬ 
schädigung  für  die  damit  verbundene  weitere  Senkung  ihrer  eigenen  Lage 
zu  suchen.  Es  versteht  sich  bei  alledem  von  selbst,  daß  die  Aufrechterhaltung 
des  privatwirtschaftlichen  Kapitalprofits  nur  innerhalb  der  Grenzen  zulässig 
ist,  bei  deren  Ueberschreitung  das  wohlverstandene  Interesse  der  Minder¬ 
begünstigten  an  seiner  Aufrechterhaltung  entfallen  würde. 

§  30 

Das  Problem  des  Kryptokapitalismus 

In  diesem  Zusammenhang  taucht  noch  eine  andere  Frage  auf,  die 
an  und  für  sich  nicht  die  Verteilung,  sondern  die  Produktion  betrifft. 

Es  entsteht  nämlich  die  Frage,  wie  verhindert  werden  soll,  daß  die 
Einzelnen  in  der  ihnen  bleibenden  Freizeit  durch  einen  Tauschhandel  von 
Arbeitsleistung  unter  der  Decke  des  Kommunismus  Gebrauchsgüter  ein- 
tauschen  und  sich  so  in  den  illegalen  Formen  des  Schleichhandels  ein 
Kryptokapitalismus  entwickelt. 

Man  müßte,  um  dieser  Gefahr  zu  begegnen,  zum  mindesten  die 
staatliche  Zwangs-  und  Aufsichtsgewalt  bis  auf  eine  peinliche  Ueberwachung 
der  Freizeit  und  auf  eine  Kontrolle  des  Güterverbrauchs  bis  in  alle  Einzel¬ 
heiten  ausdehnen.  Und  man  müßte,  darüber  hinaus,  ein  Mittel  erfinden,  um 
die  Bestechlichkeit  der  diese  Kontrolle  ausübenden  Beamten  und  deren 
eigene  Beteiligung  am  Schleichhandel  auszuschließen. 

Ich  will  indessen  diese  Frage,  so  wichtig  sie  für  die  Praxis  ist,  hier 
nicht  weiter  verfolgen;  denn  auch  sie  ist  nicht  von  philosophischer  Ent¬ 
scheidung.  Ich  will  vielmehr  annehmen,  es  gebe  Mittel,  um  einem  solchen 
Schleichhandel  erfolgreich  zu  begegnen  und  also  die  kommunistische 
Wirtschaftsordnung  nicht  nur  in  der  Form  gesetzlicher  Anordnung,  sondern 
in  der  wirklichen  Praxis  durchzuführen. 

§  31 

Die  durch  den  Kommunismus  bedingte  Ungleichheit 

Wir  setzen  also  das  Problem  der  Güterbeschaffung  als  gelöst  voraus 
und  kommen  auf  die  Frage  zurück,  ob  unter  dieser  Voraussetzung  von  der 
kommunistischen  Verteilungsform  größere  Gerechtigkeit  zu  erhoffen  ist  als 
bei  Aufrechterhaltung  des  Privatbesitzes  an  Produktionsmitteln. 

Hier  zeigt  sich  nun  ein  wichtiger  Anwendungsfall  für  die  Unter¬ 
suchungen,  die  wir  über  das  verschiedene  Verhältnis  angestellt  haben,  in 
dem  die  Arbeit  zum  Bedürfnis  stehen  kann. 


63 


Wir  haben  hier  nämlich  zu  bedenken,  daß,  wie  der  Staat  für  die 
Möglichkeit  der  dem  Bedürfnis  der  Einzelnen  entsprechenden  Güterzuteilung 
auf  die  Arbeit  der  Einzelnen  angewiesen  ist,  so  andererseits  die  Einzelnen 
für  die  Möglichkeit  der  Arbeit  auf  das  Bedürfnis  nach  solcher  Arbeit  von 
Seiten  des  Staates  angewiesen  sind.  Denn  der  Gebrauch  der  für  die  Arbeit 
erforderlichen  Produktionsmittel  ist  dem  Einzelnen  nur  möglich,  wenn  der 
Staat  sie  ihm  zur  Verfügung  stellt. 

Da  wird  man  denn  durch  die  staatliche  Zuteilung  von  Arbeit  und 
Gebrauchsgütern  wohl  denen  gerecht  werden  können,  die  nur  arbeiten 
wollen,  um  den  zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  nötigen  Lohn  zu  erlangen. 
Denn  soweit  die  Arbeit  nur  um  des  Lohnes  willen  gesucht  wird,  läßt  sich 
dem  individuellen  Unterschied  der  Bedürfnisse  durch  quantitative  Ab¬ 
stufung  der  Arbeit  hinreichend  Rechnung  tragen;  und  so  weit  wird  daher 
jeder  die  zur  gleichen  Befriedigung  der  Bedürfnisse  geeignete  Arbeit  finden 
können. 

Ganz  anders  diejenigen,  denen  eine  bestimmte  Arbeit  selbst  Bedürfnis 
ist.  Denn  wo  die  Arbeit  nicht  nur  um  des  Lohnes  willen  gesucht  wird, 
sondern  weil  sie  an  und  für  sich  befriedigt,  da  hängt  die  Befriedigung  von 
der  Qualität  der  Arbeit  ab.  Um  auch  diesen  gerecht  zu  werden,  die  eine 
Arbeit  um  ihrer  selbst  willen  suchen,  dazu  wird  daher  eine  individuelle 
Beurteilung  erfordert,  die  um  so  schwieriger  ist,  je  feinere  Abstufungen  es 
zu  würdigen  gilt.  Und  da  hier  die  Produktionsmittel  für  die  dem  Einzelnen 
erwünschte  Arbeit  dem  freien  Güteraustausch  entzogen  sind,  ihm  also  auch 
nicht  durch  Kauf  erreichbar  sind,  d.  h.  auf  dem  Umwege  über  hinreichend 
gesteigerte  Arbeitsleistung  anderer  Art,  so  ist  er  hinsichtlich  des  Zutritts 
zu  ihnen  gänzlich  davon  abhängig,  wie  weit  die  von  ihm  gesuchte  Arbeit 
zufällig  ein  in  der  übrigen  Gesellschaft  faktisch  hervortretendes  Bedürfnis 
befriedigt  oder,  was  für  ihn  auf  dasselbe  hinausläuft,  wie  viel  sie  im  Urteil 
der  seine  Bewerbung  prüfenden  Behörde  gilt.  Es  werden  daher  unver¬ 
meidlich  gerade  die  zu  höherer  Kultur  Befähigten,  die  also  die  wertvolleren 
Interessen  haben,  gegenüber  den  anderen  benachteiligt  werden.  Der  Mensch 
mit  den  primitivsten  und  gröbsten  Interessen  erhält  die  größten  Chancen 
der  Interessenbefriedigung.  Und  umgekehrt:  Je  höher  und  differenzierter 
die  Interessen  eines  Menschen  sind,  desto  mehr  läuft  er  Gefahr,  daß  es  ihm 
versagt  bleibt,  durch  Arbeit  mittelbar  oder  unmittelbar  seine  Interessen  zu 
befriedigen. 

Und  nicht  nur  in  dieser  Hinsicht  wird,  unmittelbar,  die  niedere  Kultur 
begünstigt  sein,  sondern  auch  darüber  hinaus,  mittelbar,  insofern  eine  solche 
Einrichtung  unvermeidlich  das  Strebertum  begünstigt.  Denn  die  größere 
Abhängigkeit  der  Einzelnen  vom  Staat,  die  hier  besteht,  wird  in  Wahrheit 
eine  umso  größere  Abhängigkeit  von  dem  Privaturteil  der  Staatsbeamten 
sein,  —  eine  Abhängigkeit,  die,  solange  wir  es  nicht  mit  idealen  Menschen 
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zu  tun  haben,  den  denkbar  fruchtbarsten  Nährboden  für  eine  weitverzweigte 
Günstlingswirtschaft  abgibi  Und  je  mehr  deren  demoralisierende  Wirkung 
um  sich  greift,  desto  weniger  werden  wir  es  mit  idealen  Menschen  zu  tun 
haben,  desto  weniger  also  ist  auf  die  Veredlung  des  Charakters  zu  hoffen, 
die  allein  gegen  die  Gefahren  solcher  Abhängigkeit  schützt 

Die  gleiche  Freiheit  aller  von  der  Ausbeutung  durch  den  Privat¬ 
unternehmer  wird  daher  bei  dieser  Einrichtung  erkauft  durch  eine  ungleiche 
Abhängigkeit  der  Einzelnen  von  der  Willkür  der  Staatsbeamten.  Während 
aber  die  Abhängigkeit  vom  Privatunternehmer,  sofern  sie  sich  als  eine  bloße 
Folge  der  wirtschaftlichen  Umstände  einstellt,  an  und  für  sich  nur  eine 
wirtschaftliche  Benachteiligung  bedeutet,  bedeutet  hier  die  Abhängigkeit 
von  den  Staatsbeamten  eine  um  so  drückendere  persönliche  Demütigung,  als 
sie  unmittelbar  mit  dem  Anspruch  einer  rechtlichen  Institution  auftritt. 

Und  während  bei  einer  privatwirtschaftlichen  Gesellschaftsordnung 
mit  der  Ausschließung  eines  Menschen  von  einem  Staatsamt  ihm  noch  nicht 
alle  Möglichkeit  genommen  wird,  aus  Privatmitteln  die  ihm  erwünschte 
Arbeit  auszuführen,  —  durch  äußerste  Herabdrückung  seiner  physischen 
Bedürfnisse,  durch  Fleiß  und  Sparsamkeit  und  besonders  durch  private 
Unterstützung  kann  er  dazu  gelangen,  wenn  er  nicht  ohnehin  über  hin¬ 
reichende  Mittel  verfügt,  —  so  ist  ihm  bei  kommunistischer  Gesellschafts¬ 
ordnung  jede  Möglichkeit  dazu  abgeschnitten.  Es  ist  aber  weniger  unwürdig, 
als  freier  Mensch  Hunger  zu  leiden,  als  selbst  durch  Hungern  sich  die 
Freiheit  zu  vernünftiger  Tätigkeit  nicht  erkaufen  zu  können. 

Es  würde  also  zwar  die  in  der  Privatwirtschaft  liegende  Ungerechtig¬ 
keit  gegen  diejenigen,  die  nur  arbeiten  wollen,  um  zu  besitzen,  durch  eine 
kommunistische  Wirtschaftsordnung  aufgehoben  werden  können.  Dieser 
Vorteil  wäre  aber  erkauft  durch  eine  um  so  größere  Ungerechtigkeit  gegen 
diejenigen,  die  nur  besitzen  wollen,  um  zu  arbeiten.  Die  Chance  der 
Möglichkeit  der  Interessenbefriedigung  stünde  hier  im  umgekehrten  Ver¬ 
hältnis  zum  Werte  der  Interessen,  während  sonst  dieses  Verhältnis  wenigstens 
nur  zufällig  bleibt. 

§  32 

Unmöglichkeit  der  Wahrung  der  Freiheit  der 
höheren  Berufe  durch  Einschränkung  des  Prinzips 
der  staatlichen  A  r  b  e  i  t  s  z  u  t  e  i  1  u  n  g 

Man  könnte  hier  die  Erwägung  anstellen,  daß  zwar  ein  Kommunismus, 
wie  er  der  Definition  entspricht,  die  für  diese  Kritik  zu  Grunde  gelegt 
worden  ist,  in  seiner  Konsequenz  die  aufgezeigte  Ungleichheit  einschließt, 
daß  aber  diese  Kritik  wenig  Bedeutung  besitzt,  solange  nicht  erwiesen  ist, 
daß  das  Prinzip  für  die  Anwendung  nicht  gewisse  Einschränkungen  verträgt, 
die  es  erlauben,  so  extreme  Konsequenzen  zu  vermeiden. 
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Zugestanden,  daß  die  uneingeschränkte  Verstaatlichung  der  Produk¬ 
tionsmittel  und  die  mit  ihr  verbundene  staatliche  Zuteilung  und  Kontrolle 
der  Arbeit  zu  einer  ungerechten  Zurücksetzung  der  höheren  Interessen 
führt,  so  liegt  es  nahe,  die  Verstaatlichung  der  Produktionsmittel  dahin 
einzuschränken,  daß  die  zur  Ausübung  der  höheren  Berufe  erforderlichen 
Mittel  entweder  überhaupt  frei  gelassen  oder  doch  denen,  die  einen  höheren 
Beruf  auszuüben  wünschen,  auf  ihren  bloßen  Antrag  hin  zur  Verfügung 
gestellt  werden,  womit  denn  die  aufgedeckten  fatalen  Konsequenzen  ent¬ 
fallen  würden. 

Wie  verhält  es  sich  mit  diesem  Kompromiß? 

Was  zunächst  die  allgemeine  Freilassung  gewisser  Produktionsmittel 
im  Interesse  der  höheren  Berufe  betrifft,  so  ist  sie  offenbar  an  die  Voraus¬ 
setzung  gebunden,  daß  die  frei  zu  lassenden  Mittel  von  solcher  Art  sind, 
daß  sie  nicht  zu  Gunsten  einer  kapitalistischen  Monopolbildung  mißbraucht 
werden  können  oder  der  Mißbrauch  doch  wenigstens  gewisse  enge  Grenzen 
nicht  überschreitet,  eine  Voraussetzung,  die  keineswegs  ohne  weiteres  als 
erfüllt  gelten  kann,  sondern  einer  besonderen  Prüfung  von  Fall  zu  Fall  bedarf. 

Und  auch  im  anderen  Fall,  wo  der  Staat  die  fraglichen  Produktions¬ 
mittel  nur  auf  jeweiligen  Antrag  zur  Verfügung  stellt,  ist  die  Gefahr  der 
kapitalistischen  Monopolbildung  immer  noch  vorhanden.  Die  Gefahr  des 
Kryptokapitalismus,  von  dem  wir  schon  allgemein  gesprochen  haben,  stellt 
sich  hier  in  erhöhtem  Maße  ein,  da  ja  in  Ermangelung  einer  Kontrolle  ihrer 
Arbeit  die  Antragsteller  eine  tatsächliche  unbeschränkte  Freizeit  genießen, 
die  sie  infolgedessen  auch  zu  einer  unbeschränkten  Ausnutzung  im  Interesse 
einer  kapitalistischen  Monopolbildung  verwenden  können. 

Sehen  wir  indessen  von  den  sich  hier  zeigenden  Schwierigkeiten  ab, 
so  stoßen  wir  sogleich  auf  ein  anderes,  noch  schwerer  wiegendes  Bedenken. 
Die  Freistellung  der  Mittel  für  die  Ausübung  der  höheren  Berufe  und  also 
die  Freiheit  von  staatlicher  Kontrolle  hinsichtlich  der  Wahl  und  Ausübung 
dieser  Berufe  läuft  in  jeder  Form  auf  nichts  anderes  hinaus  als  auf  die 
gleiche  Behandlung  von  wirklicher  und  nur  vorgeschützter  Arbeit  im  Namen 
jener  höheren  Berufe.  Das  aber  bedeutet  praktisch  so  viel  wie  eine  staatlich 
garantierte  Prämiierung  der  Faulheit,  des  Hochstaplertums  und  der  eitlen 
Prätentionen  zu  Ungunsten  der  fleißigen  und  ehrlichen  Arbeiter. 

Wollte  aber  der  Staat,  um  sich  des  Ansturms  der  unproduktiven 
Müßiggänger,  Hochstapler  und  Charlatane  zu  erwehren,  statt  bedingungs¬ 
loser  Freigabe  der  Mittel  deren  Ueberlassung  an  eine  Prüfung  knüpfen,  um 
sie  nur  den  tauglichen  Bewerbern  zugänglich  zu  machen,  so  würde  er 
wiederum  dieselbe  Abhängigkeit  einführen,  zu  deren  Vermeidung  er  jene 
Freigabe  der  fraglichen  Mittel  unternommen  hatte. 

Es  bliebe  also  statt  dieser  Bevormundung  nur  übrig,  die  Freigabe  der 
Mittel  für  die  höheren  Berufe  an  die  Ableistung  einer  anderweitigen,  not- 
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wendigen  Arbeit  zu  knüpfen.  Eine  solche  Inanspruchnahme  der  Arbeitskraft 
würde  indessen  auf  Kosten  derjenigen  Leistungen  erfolgen,  auf  deren 
Ermöglichung  diese  Einrichtung  abzielte,  womit  wir  denn  auf  eben  jene 
Ungleichheit  zurückgeführt  würden,  auf  deren  Vermeidung  es  abgesehen  war. 

In  dem  Maße,  wie  man  zu  Gunsten  der  Freiheit  der  höheren  Berufe 
die  zu  leistende  niedere  Arbeit  herabmindern  wollte,  in  demselben  Maße 
würde  der  Zustrom  der  Parasiten  wieder  anschwellen,  während  sich  durch 
Vermehrung  der  geforderten  niederen  Arbeit  zwar  recht  wohl  dieser  Zustrom 
abdämmen  ließe,  aber  um  ebenso  viel,  wie  in  Hinsicht  auf  diesen  Zweck 
gewonnen,  der  Freiheit  der  höheren  Berufe  Abbruch  geschehen  würde. 
Der  Forderung  der  Gleichheit  läßt  sich  im  einen  Fall  so  wenig  Genüge  tun 
wie  im  anderen. 

Der  Vorschlag  also,  den  fatalen  Konsequenzen  des  extremen  Kommu¬ 
nismus  dadurch  auszuweichen,  daß  man  das  Prinzip  der  staatlichen  Arbeits¬ 
zuteilung  im  Interesse  der  höheren  Berufe  durchbricht,  führt  nicht  zu  dem 
gewünschten  Ziel. 

§  33 

Das  Problem  des  Kommunismus  unter  der  Herrschaft 

der  Weisen 

Man  könnte  jedoch  der  ausgeführten  Kritik  gegenüber  ein  tieferes 
Bedenken  geltend  machen.  Das  Bedenken  nämlich,  daß  sie  am  Ende  zu 
viel  beweise. 

In  der  Tat  lassen  sich  Unvollkommenheiten  in  der  Staatsverwaltung 
auch  sonst  nicht  ausschließen,  und  doch  werden  wir  dadurch,  daß  wir  die 
Möglichkeit  solcher  Mängel  zugestehen,  nicht  schon  zu  Anarchisten.  Warum 
also  sollen  wir  hier  die  Kompetenz  des  Staates  darum  beschränken,  weil 
sie  das  Vorkommen  von  Fehlgriffen  nicht  ausschließt?  Wenn  wenigstens, 
wie  wir  mit  PLATON,  gemäß  einem  Postulate  der  formalen  (vom  Inhalt 
des  Rechtsgesetzes  noch  unabhängigen)  Staatsphilosophie,  fordern  dürfen, 
die  Staatsleitung  in  den  Händen  der  dazu  hinreichend  Gebildeten  liegt, 
dann  wird  durch  die  Abhängigkeit,  in  die  hier  die  Einzelnen  von  den 
Regierenden  geraten,  ja  nicht  der  Gebildete  vom  weniger  Gebildeten  ab¬ 
hängig,  wie  unsere  Kritik  zu  behaupten  schien. 

Kurzum,  wenn  nicht  zugleich  mit  dem  kommunistischen  Ideal  bereits 
das  formal-politische  Ideal  einer  vernünftigen  Regierung  überhaupt  als 
Utopie  verworfen  werden  soll,  so  muß  sich,  scheint  es,  mit  dem  zweiten  auch 
das  erste  aufrecht  erhalten  lassen. 

Um  die  Stichhaltigkeit  dieser  Alternative  zu  prüfen,  wollen  wir  die 
Voraussetzung  machen,  das  Ideal  einer  vernünftigen  Regierung  sei  erfüllt, 
und  uns  fragen,  was  denn  die  Weisheit  dieser  Regierung  fordern  wird.  Denn 
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in  der  Tat  verlangt  jenes  formal-politische  Postulat,  von  dem  wir  hier  aus¬ 
gehen,  nicht  nur  die  Regierung  der  Weisesten,  sondern  sogar  die  Unbe¬ 
schränktheit  ihrer  Regierungsgewalt. 

Daher  ist  zunächst  klar,  daß  eine  weise  Regierung,  gerade  um  die 
Unbeschränktheit  ihrer  Regierungsgewalt  zu  sichern,  auch  keine  private 
Kapitalmacht  aufkommen  lassen  wird,  in  deren  wirtschaftliche  Abhängigkeit 
sie  geraten  und  die  zu  einer  Nebenregierung  anwachsen  könnte.  Vor  keinem 
Eingriff  in  die  wirtschaftliche  Freiheit,  der  sich  aus  diesem  Grunde  als 
notwendig  erweist,  wird  sie  zurückschrecken.  Denn  dies  ist  die  Vorbedingung, 
um  sich  als  Regierung  in  den  Dienst  irgend  eines  weiteren,  rechtlich  zu 
beurteilenden  Zweckes  zu  stellen. 

Damit  ist  aber  andererseits  auch  die  Grenze  bezeichnet,  die  eine 
weise  Regierung  innezuhalten  bestrebt  sein  wird.  Und  dies  zwar  unter  drei 
verschiedenen  Gesichtspunkten.  Ich  will  sie  kurz  den  technischen,  den 
formal-rechtlichen  und  den  material-rechtlichen  nennen.  Wir  wollen,  der 
Reihe  nach,  unter  ihnen  unsere  Behauptung  nachprüfen. 


§  34 

Der  t  e  c  h  n  i  s  c  h  e  G  e  s  i  c  h  t  s  p  u  n  k  t 

Was  das  erste  betrifft,  so  ist  zwar  richtig,  daß  Unvollkommenheiten 
in  der  Staatsverwaltung  auch  ohne  die  Uebernahme  der  Produktionsmittel 
und  die  damit  verbundene  Zuteilung  der  Arbeit  durch  den  Staat  unaus¬ 
bleiblich  sind.  Dennoch  besteht  hier  ein  bemerkenswerter  Unterschied. 
Während  es  sich  nämlich  sonst  bei  der  Staatsverwaltung  im  allgemeinen 
tun  die  Ausführung  gesetzlich  bestimmt  zu  regelnder  Aufgaben  handelt,  läßt 
sich  die  Würdigung  von  Kulturleistungen  nicht  nach  gleichmäßig  ein-  für 
allemal  feststellbaren  Kriterien  in  objektiver  Weise  ausführen.  Und  je  weiser 
eine  Regierung  ist,  je  mehr  Selbsterkenntnis  sie  also  besitzt,  desto  weniger 
wird  sie  sich  das  Vermögen  Zutrauen,  solche  Kriterien  aufzustellen  und  zu 
handhaben.  Einen  je  weiteren  Spielraum  des  freien  Ermessens  die  hier  not¬ 
wendige  individuelle  Beurteilung  erfordern  würde,  desto  mehr  würde  durch 
sie  der  individuellen  Willkür  Raum  geschaffen. 

Gesetzt  selbst,  es  gelänge,  brauchbare  Kriterien  für  die  Würdigkeit 
der  Einzelnen  zu  bestimmten  Berufen  in  allgemein  anwendbarer  Form 
festzulegen,  so  würde  eine  solche  Kodifizierung  der  geltenden  Wertungen 
zu  einem  desto  größeren  Hemmnis  des  Kultur fortschritts  werden,  d.  h.  der 
Durchbrechung  und  Berichtigung  der  geltenden  Wertungen.  Ihre  Anwendung 
würde  also  auch  zu  einer  umso  größeren  Benachteiligung  derer  führen,  die 
sich  um  den  Fortschritt  der  Kultur  am  meisten  verdient  machen. 
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Der  f  o  r  m  a  1  -  r  e  c  h  1 1  i  c  h  e  Gesichtspunkt 

Es  gibt  aber,  und  das  ist  das  zweite,  ein  von  diesem  technischen 
Gesichtspunkt  unabhängig  feststehendes  Rechtsprinzip  aller  Politik,  das  hier 
seine  Forderungen  geltend  macht.  Dem  formalen  Postulat  der  Unbe¬ 
schränktheit  der  Regierungsgewalt  steht  nämlich  zunächst  ein  ebenfalls 
formales  Postulat  ihrer  rechtlichen  Beschränkung  gegenüber.  Es  ist  dies  das 
Postulat  der  Publizität.  Nach  diesem  Prinzip  darf  keine  Regierung  den 
Anspruch  erheben,  über  dem  Gesetz  zu  stehen  und  von  der  Gesellschaft, 
die  sie  regiert,  für  unfehlbar  angesehen  zu  werden.  Sondern  jede  soll  sich 
der  freien  Kritik  unterwerfen.  Ja  sie  darf  ihr  Arnit  nur  als  übertragen 
betrachten  von  dem  Urteil  der  gebildeten  öffentlichen  Meinung;  d.  h.  es 
soll  dasjenige  Urteil  gesetzgebend  sein,  das  sich  im  Wettstreit  der  Gründe 
und  Gegengründe  bei  voller  Freiheit  der  öffentlichen  Kritik  als  das  am 
besten  begründete  herausstellt. 

Es  ist  daher  die  erste  rechtliche  Forderung  an  jede  Regierung,  daß 
sie  eine  solche  Freiheit  der  Kritik  gewährleistet. 

Wie  ist  aber  eine  solche  Freiheit  der  Kritik  möglich,  wenn  die  zu 
ihrer  fruchtbaren  Ausübung  notwendige  Freiheit  im  voraus  beschränkt  wird 
durch  das  Urteil  derer,  die  sich  selbst  dieser  Kritik  unterwerfen  sollen, 
da  sich  ja  erst  auf  Grund  dieser  Kritik  ihr  Urteil  als  verbindlich  er¬ 
weisen  kann? 

Dies  sind  Erwägungen,  die  auf  den  Inhalt  des  Rechtsideals  und 
also  insbesondere  auf  irgend  ein  sozialpolitisches  Prinzip  noch  gar  keine 
Rücksicht  nehmen. 

§  36 

Der  m a t e r i a 1 - r e c h 1 1  i  c  h e  Gesichtspunkt 

Mit  alledem  ist  daher  das  im  Rahmen  unserer  ursprünglichen 
Problemstellung  zuletzt  allein  entscheidende  Prinzip  noch  nicht  berührt. 
Es  ist  das  material-rechtliche,  das  wir  als  das  Prinzip  der  Sozialpolitik 
aufgewiesen  haben.  Nehmen  wir  es  hinzu,  so  ergibt  sich  ein  neuer  Grund 
für  das  Ergebnis  der  eben  angestellten  Erwägungen.  Und  zwar  ergibt  er 
sich  um  so  deutlicher  und  zwingender,  je  reiner  und  strenger  wir  die  in 
diesem  Prinzip  liegenden  Anforderungen  zur  Geltung  bringen. 

Um  uns  gegen  jeden  Verdacht  opportunistischer  Rücksichten  zu 
verwahren,  wollen  wir  in  solcher  Reinheit  und  Strenge  sogleich  bis  an  die 
äußerste  Grenze  gehen.  Wir  wollen  die  eben  erwogenen,  der  notwendigen 
Unvollkommenheit  jeder  menschlichen  Regierung  entspringenden  Anfor¬ 
derungen  jetzt  beiseite  lassen  und  uns  die  Frage  vorlegen,  was  mit 
Rücksicht  auf  dieses  material-rechtliche  Prinzip  die  Weisheit  der  Regierung 
fordern  würde,  —  auch  dann  noch  fordern  würde,  wenn  jene  Anforderungen 
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weiser  Selbstbeschränkung  entfallen  könnten,  weil  wir  es  nicht  nur,  wie 
bisher,  mit  einer  menschlich-weisen,  sondern  geradezu  mit  einer  —  freilich 
schon  über  die  Schranken  der  Natur  hinaus  idealisierten  —  unfehlbaren 
Regierung  zu  tun  hätten. 

Stellen  wir  die  Frage  so,  dann  ist  allerdings  klar:  Eine  weise 
Regierung  muß  wissen,  was  das  Recht  der  Einzelnen  fordert.  Sie  wird 
es  —  unter  unserer  jetzigen  Voraussetzung  —  also  auch  ohne  jene  Ein¬ 
schränkungen  durchsetzen  können. 

Was  aber  ist  es,  das  sie  als  Recht  und  dessen  Durchsetzung  sie  also 
als  ihre  Aufgabe  erkennt?  Die  Antwort  auf  diese  Frage  wird  durch  das 
Rechtsgesetz  gegeben:  Das  Recht  des  Einzelnen  bestimmt  sich  durch  sein 
wahres  Interesse. 

'  ~«H) 

Und  was  fordert  das  wahre  Interesse  des  Einzelnen?  Auch  die 
Antwort  auf  diese  Frage  wird  die  Weisheit  der  Regierung  zu  finden  wissen. 
Sie  findet  sie  in  dem  Ideal  der  Menschenwürde,  dem  zufolge  vernünftige 
Selbstbestimmung  das  wahre  Interesse  des  Einzelnen  und  also  Aus¬ 
schließung  aller  künstlichen  Bevormundung  die  Aufgabe  einer  rechtlichen 
Regierung  ist. 

So  klar  es  nun  ist,  daß  die,  gemäß  dem  früher  Bewiesenen,  von  der 
notwendigen  Unvollkommenheit  in  der  Durchführung  des  Kommunismus 
zu  erwartende  Verletzung  vorzugswürdiger  Interessen  von  der,  gemäß 
unserer  jetzigen  Voraussetzung  idealisierten  Regierung  nicht  zu  befürchten 
ist,  so  klar  ist  es  andererseits,  daß  selbst  die  Vollkommenheit  in  der  Durch¬ 
führung,  —  wenn  sie  im  übrigen  möglich  wäre,  ja  wenn  durch  sie  die 
faktische  Zufriedenstellung  aller  vorher  Benachteiligten  gesichert  würde, — 
die  Verletzung  desjenigen  Interesses  nicht  aufwiegen  kann,  das  der 
Befriedigung  jedes  anderen  Interesses  erst  ihren  wahren  Wert  verleiht.  Ist 
aber  einmal  das  wahre  Interesse  als  das  an  der  vernünftigen  Selbst¬ 
bestimmung  anerkannt,  so  folgt  von  selbst,  daß  es  unmittelbar  eine  Ver¬ 
letzung  des  wahren  Interesses  bedeutet,  wenn  die  Möglichkeit  der 
Interessenbefriedigung  für  den  Einzelnen,  mag  sie  im  übrigen  gesichert  sein, 
in  die  Hände  eines  seine  Bewerbung  prüfenden  Staatsbeamten  gelegt  und 
so  der  freien  Selbstbestimmung  entzogen  wird.  Der  bloße  Umstand,  daß  er 
darauf  angewiesen  ist,  die  Sicherung  seiner  Zufriedenheit  von  der  Unfehl¬ 
barkeit  eines  Beamten  entgegenzunehmen,  verletzt  seine  Menschenwürde 
und  entwertet  die  Interessenbefriedigung,  um  die  der  Bewerber  einkommt. 

In  der  Tat  bleibt  es  nur  Zufall,  wenn  der  Wunsch  des  nicht  notwendig 
weisen  Bewerbers  mit  der  Entschließung  des  Regenten  zusammenfällt. 
Harmonieren  sie  aber  nicht,  so  kann  sich  der  Bewerber  auch  nicht  damit 
zufrieden  geben  und  soll  sich  sogar  nicht  damit  zufrieden  geben,  daß  die 
Abweisung  seines  Wunsches  dessen  Unrechtmäßigkeit  beweist.  Denn  wenn 
sein  Wunsch  auch  im  übrigen  (materiell)  auf  einem  Irrtum  beruhen  sollte, 
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so  bleibt  doch  sein  wahres  Interesse  bestehen,  diesen  Irrtum  auf  sich  zu 
nehmen,  —  und  sei  es  auch  auf  die  Gefahr  hin,  zu  hungern,  —  um  dem 
schwereren  Irrtum  zu  entgehen,  sich  am  Gängelband  , .richtig“  führen  zu 
lassen  und  darin  zufrieden  zu  sein. 

Wollte  man  erwidern,  daß  der  Regent,  seiner  vorausgesetzten  Weis¬ 
heit  gemäß,  seine  Entscheidungen  nur  unter  Berücksichtigung  dieses 
Umstands  treffen  und  sich  also  bei  ihnen  von  dem  Wunsch  des  Bewerbers 
leiten  lassen  wird,  so  würde  diese  Erklärung  vielmehr  nur  auf  eine 
Bestätigung  des  Widerspruchs  hinauslaufen,  der  zwischen  der  staatlichen 
Arbeitszuteilung  einerseits  und  der  vorausgesetzten  Weisheit  des  Regenten 
andererseits  besteht.  Denn  die  Erklärung,  daß  für  die  Arbeitszuteilung 
seitens  eines  weisen  Regenten  das  Interesse  des  Bewerbers  leitend  sein 
solle,  läuft  —  bei  Licht  besehen  —  auf  dasselbe  hinaus  wie  das  Zugeständnis, 
daß  eine  weise  Regierung  es  vorziehen  wird,  die  Verteilung  der  Arbeit  der 
freien  Wahl  des  Einzelnen  zu  überlassen. 

Während  es  also  vorher  so  scheinen  konnte,  als  seien  die  bei  der 
Durchführung  des  Kommunismus  nun  einmal  in  Kauf  zu  nehmenden  Mängel 
nur  Kompromisse,  die  sich  wenigstens  in  der  Idee  eines  rein  durchgeführten 
Kommunismus  als  aufgehoben  denken  lassen  müssen,  so  zeigt  sich  nunmehr 
bei  konsequentem  Durchdenken  der  Folgen  unserer  idealisierenden  Abstrak¬ 
tion  die  Falschheit  dieses  Scheins.  Nach  Aufhebung  aller  Mängel  einer 
noch  so  weisen  menschlichen  Regierung,  die  die  reine  Durchführung  der 
Idee  beeinträchtigen,  tritt  nur  um  so  klarer  der  unaufhebbare  Widerspruch 
in  der  Idee  selbst  hervor,  —  der  Idee  des  Kommunismus  als  der  vollendeten 
Durchführung  des  Sozialismus.  Das  gerade  Gegenteil  jenes  Anscheins 
erweist  sich  als  richtig:  Der  Idee  nach  kann  das  reine,  kompromißlos  durch¬ 
geführte  Endziel  nur  der  liberale  Sozialismus  sein,  wie  er  uns,  nicht  etwa 
von  dem  Ideal  der  Freiheit,  sondern  von  dem  durch  das  wahre  Interesse 
an  der  Freiheit  inhaltlich  bestimmten  Rechtsideal  der  Gleichheit  vorge¬ 
zeichnet  wird.  (Und  wie  er  daher  auch  wohl  zu  unterscheiden  ist  von 
dem  —  ihm  dem  Prinzip  nach  gerade  entgegengesetzten  —  dem  vermeint¬ 
lichen  Ideal  der  Freiheit  huldigenden,  dieses  aber  durch  Zugeständ¬ 
nisse  an  das  Rechtsideal  der  Gleichheit  kompromittierenden  „sozialen 
Liberalismus“.)  Die  realen  Umstände  dagegen,  die,  wenn  wir  unsere 
idealisierende  Abstraktion  nunmehr  fallen  lassen,  wieder  in  ihr  Recht 
eintreten,  können  uns  Kompromisse  aufnötigen,  die  uns  dem  Kommunismus 
mehr  oder  weniger  annähern.  Dann  nämlich,  wenn  die  Unterlassung  solcher 
Kompromisse  durch  schwerer  wiegende  Ungerechtigkeiten  erkauft  wird, 
als  unter  anderen  Umständen  der  kommunistischen  Methode  zur  Last  fallen 
würden.  Eine  nicht  nur  rechtliebende,  sondern  auch  aufgeklärte  Regierung 
wird  daher  alle  Zugeständnisse  an  den  Kommunismus,  wie  an  den  Kapitalis¬ 
mus,  nach  der  Bedeutung  werten,  die  ihnen  als  Kompromissen  auf  dem 
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Weg«  zu  der  insgesamt  größten  möglichen  Annäherung  an  das  Rechtsideal 
zukommt.  Denn  freilich:  Kompromisse  nach  der  einen  Richtung  lassen  sich 
ebensowenig  wie  solche  nach  der  anderen  a  priori  ausschließen.  So  weit 
geht  die  Tragweite  der  philosophischen  Kritik  nicht,  und  kein  Versuch,  sie 
dahin  zu  überspannen,  kann  durch  das  hier  Gesagte  gerechtfertigt,  sondern 
jeder  nur  durch  einen  abermaligen  Trugschluß  aus  dem  utopistischen 
Vorurteil  erschlichen  werden. 

§  37 

Nichtigkeit  der  Alternative  zwischen 
kommunistischer  Diktatur  und  sozialistischer  • 

Demokratie 

Wir  können  jetzt  die  Frage  entscheiden,  ob  die  am  Kommunismus 
geübte  Kritik  zu  viel  beweist,  indem  durch  sie  zugleich  das  formal-politische 
Ideal  der  Herrschaft  der  Weisen  getroffen  wird. 

Wenn  dieses  Bedenken  auch  nach  unseren  letzten  Untersuchungen 
noch  einen  Anschein  für  sich  haben  kann,  so  nur  darum,  weil  man  einer¬ 
seits  leicht  geneigt  ist,  den  Begriff  des  liberalen  Sozialismus  verfassungs¬ 
politisch  zu  mißdeuten,  während  doch  der  Gegensatz  zwischen  kommu¬ 
nistischem  und  liberalem  Sozialismus  ein  solcher  der  Wirtschaftsordnung  ist 
und  insofern  nur  material- rechtliche  Bedeutung  besitzt,  und  weil  man 
andererseits  die  verfassungspolitische  Bedeutung,  die  dem  Postulat  der 
Publizität  in  der  Tat  zukommt,  in  der  vermeintlichen  Forderung  einer 
politischen  Beschränkung  der  Regierungsgewalt  sucht  und  also  in  der 
Forderung  einer  demokratischen  Kontrolle,  während  doch  jenes  Postulat 
in  Wahrheit  nicht  eine  politisch-beschränkte,  sondern  nur  eine  rechtlich¬ 
beschränkte  und  also  nicht-despotische  Regierung  fordert. 

Die  Vereinigung  des  Postulats  der  politischen  Unbeschränktheit  der 
Regierungsgewalt  mit  dem  ihrer  rechtlichen  Beschränkung  ist  es  unmittelbar, 
was  auf  das  Ideal  der  Herrschaft  der  Weisen  führt.  Dieses  Ideal  ist  daher 
seinem  Ursprung  und  seiner  Gültigkeit  nach  von  jeder  Inhaltsbestimmung 
der  material-rechtlichen  Regierungsaufgaben  unabhängig.  Folglich  ist  es 
auch  von  der  Entscheidung  des  Streits  zwischen  kommunistischem  und 
liberalem  Sozialismus  unabhängig  und  bewahrt  die  gleiche  Notwendigkeit 
für  diesen  wie  für  jenen. 

Hiermit  ist  die  klare  und  einfache  Lösung  eines  Problems  gegeben, 
das  bisher  in  einer  theoretischen  Verworrenheit  gelegen  hat,  die  nur  von  der 
Ungeheuerlichkeit  ihrer  praktischen  Folgen  übertroffen  wird.  Die  Auf¬ 
deckung  des  Fehlers,  der  die  Lösung  vereitelte,  enthüllt  den  Kern  der 
Tragödie,  die  die  Geschichte  des  Sozialismus  durchzieht.  Denn  wie  unter 
den  Sozialisten  —  von  PLATON  bis  LENIN  —  die  Verfechter  der  Unbe¬ 
schränktheit  der  Regierungsgewalt  sich  durch  das  Ideal  der  Herrschaft  der 
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Weisen  zugleich  an  das  Ideal  der  kommunistischen  Wirtschaftsordnung 
gebunden  wähnten,  so  zeigt  sich  von  der  anderen  Seite  derselbe  Grundfehler 
bei  denen,  die  als  Gegner  der  kommunistischen  Diktatur  den  Sozialismus 
an  die  Demokratie  verrieten.  Beide  Teile  standen  unter  der  gleichen 
Zwangsvorstellung:  der  vermeintlichen  Alternative  zwischen  der  Demokratie 
und  dem  Kommunismus,  oder,  mit  anderen  Worten,  der  Verkoppelung 
eines  formal  richtig  bestimmten  Ideals  mit  einem  material  falsch  bestimmten 
und  umgekehrt. 

Einzig  dieser,  beiden  Teilen  gemeinsame,  philosophische  Grundfehler 
erklärt  und  seine  Aufhebung  allein  schlichtet  den  unseligen  Bruderzwist, 
in  dem  sich  der  Sozialismus  selbst  zerrüttet. 

§  38 

Unmöglichkeit  der  Ausschließung  des  Despotismus 

durch  Aufhebung  der  Berufsteilung 

Der  entscheidende  Fehler  des  dogmatischen  Kommunismus  ist  nach 
alledem  nicht  erst  in  der  utopistischen  Verkennung  der  realen  Anwendungs¬ 
bedingungen,  sondern  schon  in  einer  falschen  Inhaltsbestimmung  des 
sozialistischen  Ideals  selber  zu  suchen,  die  dazu  verführt,  sich  mit  der 
Interessenabwägung  nach  dem  relativen  Gewicht  der  einzelnen  faktischen 
Interessen  zu  begnügen. 

Zu  einem  ganz  anderen  Ergebnis  würden  wir  daher  kommen  können, 
wenn  wir  —  gemäß  jener  falschen  Voraussetzung  —  nur  auf  die  „niederen“ 
Bedürfnisse  (im  früher  erklärten  Sinn  des  Wortes)  Rücksicht  zu  nehmen 
brauchten.  Denn  —  was  zunächst  das  Technische  betrifft  —  in  Bezug  auf 
diese  sind  die  persönlichen  Unterschiede  weniger  erheblich  und  ist  jeden¬ 
falls  das  Maß  der  Bedürfnisse  der  Einzelnen  leichter  zu  erkennen.  Es 
handelt  sich  bei  ihrer  Abschätzung  nur  um  eine  Tatsache nfrage.  Und  es 
wäre  für  die  Möglichkeit  einer  gerechten  Verteilung  des  Besitzes  nur  das 
quantitative  Verhältnis  der  Bedürfnisse  zu  berücksichtigen  und  demgemäß 
auch  der  zu  verteilenden  Arbeit.  Ferner  aber  —  was  die  wesentlichere,  rein 
rechtliche  Seite  der  Frage  betrifft  — :  Da  es  keinen  eigenen,  von  der 
Befriedigung  der  Bedürfnisse  unabhängigen  Wert  der  Arbeit  gäbe,  so  würde 
deren  Zuteilung  durch  den  Staat  und  die  damit  verbundene  Abhängigkeit 
keine  die  Menschenwürde  verletzende  Bevormundung  einschließen.  Das 
„höhere“  Interesse  an  der  durch  ein  arbeitsfreies  Einkommen  bedingten 
einkommensfreien  Arbeit  könnte,  da  es  nicht  existierte,  auch  nicht  ver¬ 
letzt  werden. 

Es  ist  daher  begreiflich,  daß  man  im  allgemeinen  von  Seiten  der 
Theoretiker  des  Kommunismus  das  Problem  auch  nur  von  dieser  Seite 
behandelt  hat.  Nur  unter  dieser  einseitigen  und,  wie  wir  uns  überzeugt 
haben,  falschen  Voraussetzung  läßt  sich,  wie  ich  gezeigt  habe,  die  der 
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kommunistischen  Lösung  zu  Grunde  liegende  Trennung  von  Produktions¬ 
mitteln  einerseits  und  Konsumtionsmitteln  andererseits  durchführen  und  so 
die  Vorstellung  aufrecht  erhalten,  daß  durch  eine  Verstaatlichung  der 
Produktionsmittel  Gleichheit  in  der  Verteilung  der  Konsumtionsmittel 
erreicht  werden  könnte. 

Angesichts  des  Ergebnisses  dieser  Kritik  wird  aber  auch  zugleich 
der  tiefere  Grund  begreiflich,  warum  man  von  Seiten  jener  Theoretiker 
meist  zu  dem  Vorschlag  gegriffen  hat,  die  Berufsteilung  aufzuheben,  in  dem 
Sinne,  daß  in  dem  kommunistischen  Gemeinwesen  alle  gleichmäßig  mit  der 
Ausübung  der  niederen  Arbeit  beschäftigt  werden  sollen,  derjenigen,  die  für 
eine  gewisse  Höhe  der  äußeren  Lebenshaltung  und  den  Bestand  des  ganzen 
Gemeinwesens  die  erforderlichen  Mittel  liefert. 

Es  liegt  aber  in  dem  schon  vorhin  Ausgeführten,  daß  eine  solche 
Einrichtung  unmittelbar  wieder  zu  einer  ungerechten  Zurücksetzung  derer 
führen  muß,  die  nicht  nur  um  den  Lohn  arbeiten  wollen,  sondern  denen  eine 
bestimmte  Arbeit  selbst  Bedürfnis  ist,  die  also  das  wertvollere  Interesse, 
haben,  —  so  daß  auch  hier  die  durch  Anlage  und  Bereitschaft  zu  höherer 
Kultur  Berufenen  die  am  meisten  Benachteiligten  sein  werden. 

§  39 

Unmöglichkeit  der  Ausschließung  des  Despotismus 
durch  die  W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  -  D  e  m  o  k  r  a  t  i  e 

Die  Aufhebung  der  Berufsteilung  hätte  aber  noch  eine  weitere 
Konsequenz,  Ihre  Folge  wäre  nämlich  die  Aufhebung  gerade  derjenigen 
Staatsform,  die  —  wenn  irgend  eine  —  die  Durchführbarkeit  des  Kommu¬ 
nismus  gewährleisten  könnte,  nämlich  der  Herrschaft  der  Weisen,  —  ja 
noch  mehr:  die  Aufhebung  des  Staates  überhaupt.  Denn  mit  dem  Unterschied 
der  Berufe  wäre  auch  der  Unterschied  zwischen  Regierenden  und  Regierten 
aufgehoben. 

Aber  selbst  wenn  wir,  wie  dies  übrigens  die  kommunistischen  Theo¬ 
retiker  (die  nicht  gern  vom  Staat,  sondern  nur  von  der  Gesellschaft  sprechen) 
schon  im  allgemeinen  zu  tun  die  Tendenz  haben,  von  dem  politischen 
Verhältnis  absehen  und  uns  auf  das  Problem  der  Wirtschaftsorganisation 
beschränken,  so  stoßen  wir  auf  dieselbe  Schwierigkeit.  Denn  gerade  eine 
kommunistische  Wirtschaftsordnung  würde  mehr  als  jede  andere  einen 
Organisationsapparat  erfordern,  für  dessen  Bedienung  sich  ein  ungeheurer 
Bedarf  an  geschulten  Beamten  erheben  würde.  Infolge  der  Aufhebung  der 
Berufsteilung  würden  aber  gerade  diese  Kräfte  fehlen. 

Wenn  wirklich  die  Berufsteilung  entfiele,  so  müßte  eine  gemeinsame 
Verwaltung  des  Besitzes  durch  die  Einzelnen  auf  dem  Wege  persönlicher 
Vereinbarung  stattfinden.  Die  Folge  wäre,  daß  wir  eine  anarchische  Gesell- 
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Schaftsordnung  erhielten.  Sobald  wir  es  aber  mit  einer  hinreichend  großen 
Gesellschaft  zu  tun  haben,  wird  zu  ihrer  Verwaltung  ein  besonderer  Stand 
nötig  sein.  Auch  kann  ein  bloßer  Vertrag  zwischen  Einzelnen  keine  Verbind¬ 
lichkeit  für  die  anderen  begründen.  Er  kann  also  auch  keinen  Zwang  zur 
allgemeinen  Durchführung  der  vereinbarten  Einrichtungen  rechtfertigen; 
denn  es  bleibt  der  Willkür  jedes  Einzelnen  überlassen,  wie  weit  er  seiner¬ 
seits  in  solche  Vereinbarungen  einwilligen  will. 

Wollten  wir  die  fraglichen  Einrichtungen  unabhängig  von  individuellen 
Verträgen  durchführen,  so  bedürfte  es  dazu  eines  umso  größeren  Apparates 
von  Verwaltungsbeamten,  je  größer  die  Gesellschaft  ist.  Läßt  man  aber 
einen  besonderen  Stand  von  solchen  Beamten  zu,  so  entsteht  sogleich  wieder 
die  Frage,  wer  denn  zum  Eintritt  in  diesen  Stand  ausersehen  werden  soll. 
Und  da  haben  wir  keine  Vertreter  höherer  Berufe,  die  auf  Grund  ihrer 
Vorbildung  geeignet  wären,  derartige  Posten  einzunehmen.  Dies  Geschäft 
kann  aber  ebensowenig  auf  alle  Einzelnen  gleichmäßig  verteilt  werden.  Denn 
je  größer  die  Gesellschaft  ist,  desto  weniger  ist  ein  unmittelbarer  Anteil 
ihrer  einzelnen  Mitglieder  an  der  Leitung  der  Organisation  möglich. 

Es  bleibt  also  nur  übrig,  nach  demokratischem  Prinzip,  d.  h.  durch 
allgemeine  Wahl,  zu  entscheiden,  wer  in  die  leitenden  Stellen  der 
Organisation  kommen  soll.  Und  da  treten  denn  die  von  ihrer  sonstigen 
Anwendung  bekannten  Mängel  der  Demokratie  in  gesteigertem  Maße 
hervor.  In  einem  Gemeinwesen,  das  unmittelbar  den  Besitz  zuteilt,  ist  der 
Einzelne  mehr  als  in  irgend  einem  anderen  in  allen  Verhältnissen  seines 
Lebens  von  den  leitenden  Beamten  abhängig.  Dies  hat  zur  Folge,  daß  in 
einem  solchen  Gemeinwesen  alle  Einzelnen  bestrebt  sein  müssen,  nach 
Möglichkeit  selbst  in  die  leitenden  Aemter  einzudringen  oder  doch  sich  die 
Gunst  der  diese  Aemter  verwaltenden  Personen  zu  sichern.  Bei  demo¬ 
kratischer  Verfassung,  die  ohnehin  die  Bahn  dazu  frei  gibt,  wird  also  unver¬ 
meidlich  ein  allgemeiner  Wettbewerb  um  möglichst  einflußreiche  Posten 
in  der  Organisation  entbrennen  oder  doch  um  die  persönliche  Gunst  einfluß¬ 
reicher  Beamter.  Die  am  wenigsten  vor  rücksichtsloser  Demagogie  und  vor 
würdeloser  Kriecherei  Zurückschreckenden  werden  aus  diesem  Wettbewerb 
als  Sieger  hervorgehen.  Und  je  weniger  in  einer  kulturlosen  Demokratie 
durch  eine  gebildete  öffentliche  Meinung  dem  demagogischen  Machtstreben 
und  der  Beamtenwillkür  ein  Gegengewicht  entstehen  kann,  desto  drückender 
wird  der  Despotismus  werden. 

Wir  werden  also  zu  dem  Schluß  genötigt,  daß  eine  kommunistische 
Wirtschaftsordnung  die  persönliche  Gleichheit  in  der  Verteilung  des  Eigen¬ 
tums  keineswegs  verbürgt  und  daß  sie  umso  sicherer  in  eine  Despotie,  d.  h. 
in  eine  widerrechtliche  Unterdrückung  der  einen  durch  die  anderen,  aus¬ 
arten  muß,  je  mehr  sie  durch  das  Streben  nach  demokratischen  Garantien 
dieser  Gefahr  zu  begegnen  scheint. 
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§  40 


Regulative 


Bedeutung  des  Ideals  der  Gleichheit 
für  die  Sozialpolitik 


Legt  man  sich  unter  dem  Eindruck  dieser  Erwägungen  die  Frage  vor, 
wie  wohl  ohne  Aufhebung  der  Berufsteilung  die  Willkür  in  der  Eigentums¬ 
verteilung  auszuschließen  sei,  so  scheint  noch  der  Ausweg  offen  zu  stehen, 
die  Verteilung  der  Arbeit,  und  dadurch  mittelbar  des  Besitzes,  durch  das 
Los  vorzunehmen.  Denn  auf  diese  Weise  wäre  gewiß  niemand  einem  anderen 
gegenüber  durch  ungerechte  Willkür  benachteiligt. 

Wie  weit  uns  indessen  dieser  Vorschlag  von  der  kommunistischen 
Lösung  entfernt,  wird  klar,  wenn  man  bedenkt,  daß  er  im  Grunde  auf  die 
gerade  in  der  unbeschränkten  Privatwirtschaft  herrschende  Zufälligkeit  der 
Verteilung  des  Eigentums  zurückführt.  Denn  ob  jemand  als  Kind  reicher 
oder  armer  Eltern  geboren  wird,  das  ist  ja  für  ihn  zufällig  und  läuft  insofern 
auf  dasselbe  hinaus  wie  eine  Entscheidung  durch  das  Los. 

Eben  darum  liegt  denn  auch  wirklich,  weil  sie  nicht  auf  Willkür 
beruht,  in  dieser  Verteilungsart  unmittelbar  keine  Ungerechtigkeit,  sondern 
an  und  für  sich  nur  ein  Unglück  für  die  dabei  Benachteiligten. 

Ist  aber  damit  etwa  gesagt,  daß  in  einer  privatwirtschaftlichen 
Gesellschaft  die  Anforderungen  der  sozialen  Gerechtigkeit  notwendig  schon 
erfüllt  sind,  daß  also  dem  Rechtsstaat  in  einer  solchen  Wirtschaftsordnung 
keine  Aufgabe  mehr  aus  dem  Prinzip  der  Sozialpolitik  erwächst? 

Die  Wahrheit  des  Gegenteils  kann  und  soll  durch  unsere  Kritik  des 
Kommunismus  nicht  verdunkelt  werden.  Diese  Kritik  soll  im  Gegenteil  ein 
Ansporn  sein,  unter  Verzicht  auf  den  sozialpolitischen  Utopismus  mit 
um  so  größerem  Emst  nach  den  Mitteln  zu  suchen,  die  uns  wirklich  der 
sozialen  Gerechtigkeit  näher  bringen  können.  Die  Ungleichheit  in  der  an 
und  für  sich  zufälligen  Verteilung  des  Besitzes,  wie  diese  durch  die  Geburt 
erfolgt,  verpflichtet  die  unverdient  Begünstigten  zu  einer  Ausgleichung 
gegenüber  den  ohne  Schuld  Benachteiligten.  Erst  im  Verstoß  gegen  diese 
Forderung  besteht  das  soziale  Unrecht.  Und  wenn  der  gebotenen  Aus¬ 
gleichung  durch  die  völlige  Aufhebung  der  Privatwirtschaft  nicht  gedient 
wird,  so  folgt  keineswegs,  daß  nicht  eine  geeignete  Einschränkung  der 
Privatwirtschaft  ihr  dienlich  ist. 

Es  wird  daher  allerdings  eine  Gesetzgebung  notwendig  sein,  die  eine 
geeignete  Beschränkung  des  Privatbesitzes  bewirkt,  d.  h.  eine  solche,  durch 
die  man  der  Gleichheit  in  der  Verteilung  so  nahe  wie  möglich  kommt.  In 
unserem  Zusammenhang  handelte  es  sich  nur  darum,  festzustellen,  daß  es 
eine  Grenze  gibt,  über  die  hinaus  die  Beschränkung  des  Privatbesitzes  uns 
der  Gleichheit,  dem  sozialpolitischen  Ziel  also,  nicht  näher  bringt,  sondern 
vielmehr  wieder  von  diesem  Ziel  entfernt,  da  durch  die  Ueberschreitung 
dieser  Grenze  das  soziale  Unrecht,  das  es  zu  beseitigen  gilt,  nur  mit  einem 
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andersartigen,  nicht  geringeren  vertauscht  wird.  Diese  Grenze  ihrerseits  zu 
bestimmen,  ist  nur  durch  ein  erfahrungsmäßiges  Studium  der  besonderen 
Verhältnisse  möglich. 

Eine  gesetzliche  Sicherung  der  persönlichen  Gleichheit  bei  der  Ver¬ 
teilung  des  Eigentums  wird  sich  also  auf  besondere  Maßnahmen  beschränken 
müssen,  die  sich  als  solche  nicht  philosophisch  vorschreiben  lassen  und  für 
deren  Auffindung  es  hier  nur  darauf  ankam,  der  Erfahrung  wirklich  den 
Weg  frei  zu  machen.  Die  hinreichenden  Kriterien  aber  für  die  Wahl  dieser 
Maßnahmen  besitzen  wir  in  dem  philosophischen  Prinzip  der  Sozialpolitik. 

§  41 

Beispiele 

Eben  weil  die  Aufsuchung  dieser  Maßnahmen  nicht  mit  rein 
philosophischen  Mitteln  möglich  ist,  hat  hier  unsere  Untersuchung  ihre 
Grenze,  und  nur  zur  Erläuterung  mögen  einige  Beispiele  solcher  Maßnahmen 
genannt  werden,  deren  wirklichen  Wert  zu  prüfen  der  Erfahrung  über¬ 
lassen  bleibt. 

Das  erste  Beispiel,  das  sich  hier  anbietet  und  von  dem  sich  nicht 
a  priori  sagen  läßt,  wie  weit  seine  Wirksamkeit  reicht,  kam  schon  früher 
vor.  Es  ist  die  Aufhebung  des  durch  außerökonomische  Gewalt  geschaffenen 
Monopols:  die  Aufhebung  der  Bodensperre,  nicht  durch  Verstaatlichung, 
sondern  durch  Aufteilung  des  monopolisierten  Gutes. 

Es  gibt  zweitens  sozialpolitische  Maßnahmen,  die  überhaupt  keinen 
Eingriff  in  den  Privatbesitz  erfordern.  Eine  solche  finden  wir  in  der  Be¬ 
günstigung  des  Genossenschaftswesens,  insbesondere  einer  Vereinigung  der 
Konsumenten,  damit  sie  geschlossen  den  kapitalistischen  Ausbeutern 
gegenübertreten  können,  um  gleichsam  ein  Monopol  an  Kaufkraft  zu  schaffen, 
durch  das  sie  dem  Monopol  an  Produktionsmitteln  ein  Gegengewicht  bieten. 

Nächstdem  sind  solche  Maßnahmen  zu  erwägen,  die  auf  eine  gesetz¬ 
liche  Beschränkung  der  Vertragsfreiheit  hinauslaufen.  Eine  Beschränkung, 
die  verhindern  soll,  daß  der  eine  auf  Grund  seiner  wirtschaftlichen  Vorzugs¬ 
stellung  die  Notlage  des  anderen  ausnutzt,  um  durch  einen  Scheinvertrag 
zu  größerer  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  zu  gelangen,  als  ihm  auf  dem 
Wege  eines  wirklich  freien  Vertrages  möglich  wäre. 

Hierher  gehört  die  gesetzliche  Sicherung  des  Koalitionsrechts  der 
Arbeiter,  sowie  die  gesetzliche  Sicherung  einer  hinreichend  wirksamen  Ver¬ 
tretung  ihrer  Interessen  bei  der  Betriebsleitung. 

Eine  Ausgleichung  der  trotz  aller  derartigen  Maßnahmen  noch  ent¬ 
stehenden  Unterschiede  des  Wohlstands,  wie  sie  besonders  das  Erbrecht 
mit  sich  bringt,  —  eine  Institution,  deren  Aufhebung  nur  durch  die  Aufhebung 
des  Privateigentums  überhaupt  in  sozial  wirksamer  Weise  möglich  wäre,  — 
ist  auf  dem  Wege  einer  gerechten  Steuerpolitik  möglich,  d.  h.  einer  solchen, 
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die  die  zur  Verwaltung  des  Staates  erforderlichen  Abgaben  auf  die  Einzelnen 
so  verteilt,  daß  dadurch  die  nachweislich  vorhandene  Ungleichheit  in  der 
Verteilung  des  Eigentums  ausgeglichen  wird. 

Aber  auch  die  Tunlichkeit  immittelbarer  Eingriffe  in  die  Produktion 
selber  läßt  sich  —  wie  wir  beweisen  konnten  —  nicht  ausschließen;  sei  es, 
daß  der  Staat  sich  darauf  beschränkt,  auf  einem  Gebiet  der  Produktion  dem 
Privatkapital  als  Konkurrent  gegenüber  zu  treten,  sei  es,  daß  er  geradezu 
sozial  gefährliche  Monopole  enteignet. 

Was  andererseits  die  Verteilung  der  Berufe  betrifft,  so  kann  und  soll 
auch  hier  der  Staat  eingreifen,  soweit  es  nämlich  zur  Annäherung  an  das 
soziale  Ideal  möglich  ist.  Die  gegen  den  Kommunismus  erhobenen  Bedenken 
schließen  nicht  die  Notwendigkeit  aus,  da,  wo  es  angängig  ist,  eine  rechtliche 
Kontrolle  über  die  Berufsverteilung  in  der  Gesellschaft  auszuüben.  Es 
besteht  also  für  den  Staat  die  Aufgabe,  nachweislich  tüchtigen  Personen 
zum  Aufstieg  zu  höheren  Berufen  zu  verhelfen  und  nachweislich  untüchtige 
von  ihm  auszuschließen.  Die  erste  Bedingung  aber  für  die  Lösung  dieser 
Aufgabe  ist,  daß  alle  möglichst  gleiche  Anfangsbedingungen  erhalten,  um 
ihre  Fähigkeiten  erweisen  zu  können,  und  daß  also  alle  die  gleiche 
Möglichkeit  geeigneter  Vorbildung  zu  dem  ihrer  Veranlagung  entsprechenden 
Beruf  haben,  unabhängig  von  ihrer  wirtschaftlichen  Lage.  Nur  dann  kann 
die  Differenzierung  der  Berufe  nach  persönlichen  Eigenschaften  erfolgen, 
statt  nach  dem  Besitz  der  Eltern.  Es  soll  also  aus  Staatsmitteln  nachweislich 
befähigten  Kindern  die  Möglichkeit  einer  ihren  Fähigkeiten  entsprechenden 
Ausbildung  gewährt  werden,  wenn  sie  nicht  schon  selbst  die  erforderlichen 
Mittel  mitbringen.  Und  es  sollen,  umgekehrt,  nachweislich  imtüchtige  vom 
Zutritt  zu  den  höheren  Berufen  ausgeschlossen  werden,  auch  wenn  sie  die 
erforderlichen  Mittel  für  diese  mitbringen. 

Es  ist  schließlich  selbstverständlich,  daß  alle  Rechtsansprüche  der 
Bedürftigen,  die  diese  ohnehin  nach  dem  positiven  Recht  haben,  vom  Staat 
befriedigt  werden  sollen.  Zu  diesen  Ansprüchen  sollen  aber  gehören:  das 
Recht  der  Arbeitslosen  auf  staatliche  Fürsorge,  sowie  der  Rechtschutz  der 
Unmündigen  und  der  Rechtsbeistand  für  die  Armen. 

Zuletzt  darf  man  nicht  ein  Mittel  übersehen,  das  dem  Staat  neben 
allen  schon  erwähnten  Maßnahmen  zur  Verfügung  steht  und  das  alle  die 
Einwirkungen  umfaßt,  die  durch  die  Erziehung  ausgeübt  werden  können. 
Es  wird  schwerlich  eine  noch  so  künstliche  Staatseinrichtung  glücken,  die 
eine  gerechte  Verteilung  des  Eigentums  sichert,  wenn  es  nicht  gelingt,  eine 
öffentliche  Meinung  im  Volk  zu  erzeugen,  die  sich  des  Rechts  der  Be¬ 
dürftigen  annimmt,  indem  sie  dem  Grundsatz  huldigt,  daß,  solange  es 
überhaupt  noch  Bedürftige  in  der  Gesellschaft  gibt,  der  Luxus  eine 
Schande  ist. 
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Produktivität  und  ideeller  Wert 

Ein  Beitrag  zur  Volks-  und  Privatwirtschaftslehre 

Von  Carl  Brinkmann 

I. 

Der  Begriff  der  Produktivität  greift  an  die  Wurzeln  des  wirtschafts¬ 
wissenschaftlichen  Denkens  hinunter.  Alle  Begriffsbildung  über  wirtschaft¬ 
liches  Leisten  wie  über  dessen  Gegenstück,  das  Teilhaben  an  wirtschaft¬ 
lichen  Erträgen,  hängt  davon  ab,  in  welcher  Lage  und  Beweglichkeit  zwischen 
dem  Naturgrund  der  Wirtschaft  und  ihren  geistigen  Faktoren  die  durch¬ 
schnittlichen  Bewertungen  der  Güterwelt  so  angebracht  werden,  daß  ein 
gesellschaftliches  System  der  Wirtschaft  dadurch  Dauer  und  Lebendigkeit 
erhält.  Um  die  Verteilung  von  Leistungen  und  Erträgen  geht  deshalb  wie 
der  Kampf  des  gesellschaftlichen  Handelns  so  der  Kampf  der  wirtschaft¬ 
lichen  Dogmatik,  und  zwar  nicht  bloß  zwischen  den  Klassen  und  anderen 
Gruppen  eines  und  desselben  geschlossenen  Systems,  sondern  (da  diese 
selten  theoretisch  gleichwertig  vertreten  sind)  fast  bedeutungsvoller  noch 
zwischen  verschiedenen  zeitlich  oder  räumlich  aufeinander  stoßenden 
Systemen.  Dabei  ist  die  Rolle,  die  jenseits  der  sinnlichen  Sichtbarkeit 
körperlicher  Leistungen  und  körperlicher  Leistungsergebnisse,  der  „Güter“, 
jeweils  den  unkörperlichen  Leistungen  und  (in  einem  weiteren  Sinn  so  zu 
bezeichnenden)  Gütern  zugewiesen  wurde,  von  einer  bisher  noch  kaum  ge¬ 
würdigten  Tragweite  gewesen.  Für  die  klassische  Produktivitätslehre  ver¬ 
schwanden  diese  unkörperlichen  Werte  wenigstens  der  vorwiegenden 
Intention  nach  nahezu  ganz  in  der  bürgerlich-kapitalistischen  Verdammnis 
aller  der  feudal-vorkapitalistischen  Ordnungen,  deren  Widerspruch  zu  einer 
dauerhaften  und  lebendigen  Gesellschaftswirtschaft  durch  die  Tatsache  ihrer 
Auflösung  bewiesen  erschien.  Das  war  nur  zu  einem  Teile  der  Materialismus, 
der  von  der  Aufklärung  her  als  Randvorstellung  mehr  oder  minder  deutlich 
hinter  der  gesamten  modernen  Kausalwissenschaft  stand.  Es  war  auch  das 
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starke  ideologische  Pathos,1)  das  mit  ebenso  kühner  wie  für  den  Kapitalismus 
selbst  gefährlicher  Einseitigkeit  den  Wert  wirtschaftlich-gesellschaftlichen 
Leistens  auf  die  „Arbeit“  (industrie,  industry)  als  Schöpferin  greifbarer  und 
rechenhaft  tauschbarer  Sachgüter  einengte  und  so  mit  den  Leistungsträgem 
der  feindlichen,  vorkapitalistischen  Ideologien,  Feudalstaat  und  Kirche,  auch 
die  unentbehrlichen  Stützen  jeder  Gesellschaftswirtschaft  überhaupt,  geistige 
Führerleistung  und  staatlich  -  „amtliche“  Ordnungs-  oder  Rahmenleistung, 
als  imgreifbare  Werte  ins  Wanken  bringen  mußte. 

Der  erste,  in  seiner  Weise  großartige  theoretische  Versuch,  über  solche 
materialistische  Ideologie  hinaus  wieder  in  die  eigentliche  Lebensverbunden¬ 
heit  gesellschaftlicher  Wirtschaft  zurückzukommen,  Eugen  v.  Böhm-Bawerks 
„kritische  Studie“  über  „Rechte  und  Verhältnisse  vom  Standpunkt  der  volks¬ 
wirtschaftlichen  Güterlehre“  (1881),  blieb  gerade  dadurch,  daß  er  seinen 
Gegenstand  als  ein  Gebiet  der  bloßen  Beziehungen  zwischen  den  „echten 
wirtschaftlichen  Güterkategorien“  faßte,  im  Grunde  noch  völlig  in  jener 
Ideologie  befangen.  Denn  ihm  galt  es  in  erster  Reihe,  genau  wie  Karl 
Marx  durch  „Geldschleier“  und  „Warenfetisch“  zu  den  gesellschaftlichen 
Produktionsverhältnissen  vorgedrungen  war,  nun  auch  wiederum  diese  Ver¬ 
hältnisse,  von  allem  in  ihrem  Sachen-  und  schuldrechtlichen  Ausdruck,  auf 
ihren  „wahren“  Gehalt  an  wirtschaftlichem  Sinn  zurückzuführen,  und  das 
konnte  auf  der  damaligen  Stufe  theoretischer  Erkenntnis  nur  heißen:  sie  in  die 
bekannten  körperhaften  „Sachgüter“  und  „Nutzleistungen“  des  klassischen 
Wirtschaftsbildes  aufzulösen.  Vor  der  Abwehr  des  juristischen  Mystizismus, 
der  in  der  Unterscheidung  besonderer  „immaterieller“  Sachen  oder  „Rechte“ 
engeren  Sinnes  von  den  „materiellen“  Sachen  lag,  trat  die  Anerkennung  der 
ursprünglichen  Quelle  dieses  Mystizismus,  nämlich  der  Tatsache  zurück, 
daß  nicht  alle  wirtschaftlichen  Rechte  „bloße  Bedingungen  der  subjektiven 
Gutsqualität  ihrer  Objekte“2)  sind,  sondern  die  gesellschaftliche  Wirtschaft 
überall  von  Leistungen  (in  diesem  Sinne)  rein  subjektiver  und  objektloser  Art 
durchzogen  und  getragen  wird. 

*  Einen  wesentlichen  Schritt  vorwärts  tat  das  Verständnis  dieser 
Tatsache  in  der  Darstellung,  die  mehr  als  zwei  Jahrzehnte  später 
J.  v.  Komorzynskis  „Nationalökonomische  Lehre  vom  Kredit“  (1903)  dem 
persönlichen  Vermögen  widmete.  Von  einem  den  imgreifbaren  Werten  der 

*)  Siehe  noch  Oppenheimer,  System  3,  1,  43:  „Arbeit  heißt:  Aufwand  von  Körper, 
energie  im  Dienste  der  Wirtschaft  (wenn  auch  nicht  mehr:  in  Gestalt  stofflicher  Güter)" 
und  309;  „Vom  Standpunkt  der  Oekonomik  gibt  es  nur  eine  einzige  praktische  Politik  der 
Dauer:  Herstellung  der  vollen  Rechtsgleichheit,  der  vollen  Bürgerfreiheit  und  Beseitigung 
aller  künstlichen  Schranken  des  Verkehrs“. 

“)  Böhm-Bawerk  a.  0.  122.  Vgl.  das  vorübergehende  Auftauchen  der  „persönlichen 
Nutzleistungen"  S.  111  ff.  Dazu  jetzt  M.  R.  Weyermann,  Sozdalökonomische  Begriffs- 
entwicklung  des  Vermögens  und  Volksvermögens  in  Conrads  Jahrbüchern  107  (1916), 
195  ff. 
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Wirtschaft  besonders  naheliegenden  Gebiet  der  nationalökonomischen 
Theorie  aus  wurde  hier  im  Anschluß  an  die  dort  erlebten  Beispiele  von 
Bewertung  immaterieller  Wirtschaftsbeziehungen  der  Zentralbegriff  der 
kapitalistischen  Güterlehre  selbst  erschüttert  und  der  von  aller  Unterstützung 
durch  Sachfaktoren  entblößten  Leistung,  im  Grenzfall  also  auch  der  „besitz¬ 
losen“  Arbeitskraft,  ein  Vermögenswert  zugesprochen.3)  Damit  war  denn 
freilich  der  Wirtschaftserfahrung  des  kapitalistischen  Zeitalters  (und  allge¬ 
meiner  und  weniger  heftig  auch  jeder  theoretisch  denkbaren  Bewertung  von 
„Grenzarbeit“  überhaupt)  ins  Gesicht  geschlagen.  Aber  gerade  so  war 
gleichsam  grundsätzlich  die  Tür  aufgerissen,  durch  die  auch  ohne  Postulat, 
im  Rahmen  der  reinen  Phänomenologie  gesellschaftlicher  Wirtschaft,  das 
verbannte  Verständnis  der  immateriellen  und  ideellen  Werte  wieder  in  die 
Theorie  zurückkehren  konnte. 

Ehe  das  wirklich  geschah,  enthüllte  sich  allerdings  die  große  Un¬ 
klarheit  der  modernen  nationalökonomischen  Wertbegriffe  noch  einmal  in 
fast  erschreckender  Weise  bei  einer  berühmten  Aussprache  des  Vereins  für 
Sozialpolitik  auf  dessen  Wiener  Tagung  von  1909  über  einen  schriftlichen 
und  einen  mündlichen  Bericht,  den  Eugen  v.  Philippovich  dort  zum  Gegen¬ 
stand  der  „volkswirtschaftlichen  Produktivität“  abstattete.  Gegen  die 
Erfahrungsmaßstäbe,  die  der  Berichterstatter  dabei  aus  der  praktischen 
Volkswirtschaftslehre  in  die  Theorie  übernahm,  erhob  sich  mit  großer  Schärfe 
die  bekannte  Ansicht  Max  Webers,  Werner  Sombarts  u,  a.  von  der  „Wert¬ 
freiheit“  strenger  wissenschaftlicher  Betrachtung.  Aber  das  Bezeichnende 
war,  daß  es  bei  dieser  einfachen  Schlachtordnung  nicht  blieb,  sondern  eine 
dritte  Meinung,  die  beiden  anderen  bekämpfend  und  von  ihnen  bekämpft, 
in  der  Gestalt  der  „ökonomischen  Produktivitätstheorie“  Robert  Liefmanns 
dazwischentrat.  Mit  Max  Webers  Standpunkt  in  der  Gleichsetzung  wissen¬ 
schaftlicher  und  „wertfreier“  Nationalökonomie  einig,  stieß  sie  doch  wieder 
aufs  schärfste  mit  ihm  zusammen,  wo  sie  mit  äußerstem  Subjektivismus 
volkswirtschaftliche  Produktivität  einfach  für  das  Maß  des  Ausgleichs  der 
Grenzerträge  oder  (mit  einem  von  ihr  selbst  gebrauchten  ganz  groben  Aus¬ 
druck)  des  höchsten  Geldeinkommens  aller  Wirtschaftssubjekte  erklärte,  in 
einem  viel  erörterten  (übrigens,  ohne  daß  einer  der  Diskussionsredner  das 
bemerkt  hätte,  schon  von  Proudhons  Antinomien  verwendeten)  Beispiel  also 
die  privatwirtschaftliche  Rentabilitätssteigerung  eines  Kolonialwarenhandels¬ 
zweigs  durch  Vernichtung  eines  Teiles  seiner  Vorräte  ohne  weiteres  auch 
volkswirtschaftlich  als  „produktiv“  ansprach.  Hier  bot  sich  denn  das  selt¬ 
same  Schauspiel,  daß  der  Vorwurf  des  erschlichenen  Werturteils  sowohl  von 

3)  Komorzynski  a.  0.  133  ff.  Auf  das  Gleiche  zielt  das  angelsächsische  Gewerk¬ 
schaftssprichwort:  ,,Skill  is  a  property  (nicht,  wie  G,  Briefs  in  seinem  schönen  Aufsatz 
„Ueber  das  Verhältnis  des  Proletarischen  zum  Sozialistischen",  Kölner  Vierteljahrshefte 
zur  Soziologie  3,  107  schreibt:  propriety).“ 
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Weber  gegen  Liefmann  wegen  dessen  Verallgemeinerung  von  ,, Unternehmer¬ 
interessen“  als  auch  umgekehrt  von  Liefmann  gegen  Weber,  den  Bekämpf  er 
des  Werturteils,  selber  wegen  seiner  Bemengung  von  Ertragsproblemen  mit 
Vorstellungen  von  ,, Genuß“  und  „Zufriedenheit“  erhoben  werden  konnte.4 5) 

Nahezu  unbeachtet  blieb  in  der  Vereinsdebatte  der  einzige  Beitrag, 
der  den  „schlichten  und  klaren“  Grundgedanken  der  Referate  von 
Philippovich  annahm  und  ihn  nur  durch  eine  logisch  genaue  Bestimmung 
des  Wirtschaftlichen  innerhalb  der  übrigen  Kategorien  gesellschaftlichen 
und  staatlichen  Lebens  gegen  die  gefährliche  Anklage  der  Unwissenschaft¬ 
lichkeit  zu  sichern  versuchte.  Es  waren  Ausführungen  Othmar  Spanns,  die 
auch  sogleich  auf  die  große  dogmengeschichtliche  Tatsache  der  Thünenschen 
Theorie  als  „genialen  Anfang“  einer  zwar  notwendig  relativen,  aber  darum 
doch  objektiv-gesellschaftlichen  Produktivitätslehre  hinwiesen.  Die  damaligen 
Andeutungen  sind  dann  von  Spann  im  „Fundament  der  Volkswirtschafts¬ 
lehre“,6)  besonders  in  den  Abschnitten  über  die  „Kapitalleistung  höherer 
Ordnung“  und  über  die  „wirtschaftliche  Fruchtbarkeit“  zu  einer  Systematik 
erhoben  worden,  die  aller  künftigen  Forschung  über  Produktivität  und 
ideellen  Wert  als  fester  Boden  dienen  kann.  Wird  im  entscheidenden  Sinne 
der  Kapitaltheorie  Böhm-Bawerks  am  Begriff  des  Kapitals  als  „Leistungs¬ 
umweg“  festgehalten,  so  kann  das  gesellschaftswirtschaftliche  Netz  solcher 
Umwege  nicht  weit  und  tief  genug  in  seine  feinsten  und  ungreifbarsten  Ver¬ 
ästelungen  verfolgt  werden,  grundsätzlich  mithin  vor  allem  bis  dorthin,  wo 
mit  den  bewußten  oder  unbewußten  Organisationsvorgängen  in  Einzel¬ 
wirtschaft,  Tauschwirtschaft  und  Staatswirtschaft  das  noch  so  unerforschte 
Zwischenreich  zwischen  der  Naturgrundlage  und  der  „Arbeit“  als  unmittel¬ 
barer  Erfolgsbewirkung  beginnt  und  „Kapital“  (entsprechend  zahlreichen 
instinkthaften  Ausdrucksweisen  der  Tagessprache)  noch  etwas  anderes  zu 
sein  vermag  als  immer  nur  der  „ersparte“  oder  der  „erarbeitete“  Sachgüter¬ 
vorrat.  Und  wird  in  dem  gesellschaftlichen  Netz  der  wirtschaftlichen 
Leistungswege  nun  der  tatsächliche  Zusammenhang  aller  Leistungen  auf  die 
einzig  mögliche  Wertfrage  nach  ihrer  (verhältnismäßigen)  „Bedeutung“, 
sowohl  als  „Sinn“  wie  als  „Wichtigkeit“,  hin  untersucht,  so  verschwinden 
zwar  die  dogmatischen  Werturteile,  die  ihren  Maßstab  dem  bloßen  Inhalt 
oder  der  bloßen  Zielnähe  einer  Leistung  entnehmen,  allein  erst  dieser 


4)  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpol.  132  (1910),  577  ff.  und  dazu  Liefmanns  Aufsatz 
in  Conrads  Jahrbüchern  98  (1912),  312  ff.,  der  freilich  hier  vom  Grundsätzlichen  in  die 
T atsachenberichtigung  ausweicht. 

5)  2.  Aufl.  (1921)  103  ff.  214  ff.  und  vorher  Schriften  des  Vereins  a.  0.  588  ff.  Vgl. 

jetzt  auch  die  von  ihm  ganz  unabhängigen,  aber  bemerkenswerter  Weise  gleichfalls  an 
Adam  Müller  angelehnten  Ausführungen  von  F.  Wunderlich,  Der  Produktivitätsbegriff 
Conrads  Jbb.  116  (1916),  301  ff,  und  über  verwandte  Gedankemgänge  der  neo- 
saintsimonistischen  „Producteur“-Gruppe  E.  R.  Curtius,  Der  Syndikalismus  der  Geistes¬ 
arbeiter  in  Frankreich,  (Bonn  1921)  20  ff. 
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Relativismus  öffnet  den  Blick  dafür,  daß  neben  der  unmittelbaren  Erfolgs¬ 
wirkung,  der  privatwirtschaftlichen  „Ergiebigkeit“  der  Produktion,  werde  sie 
nun  mehr  als  Gebrauchswert  oder  als  Tauschwert  verstanden,  auch  noch 
ihre  volkswirtschaftliche  „Nachhaltigkeit“,  d.  h,  Sicherung  vor  allen  Arten 
von  Ertragsabnahme  in  der  gesellschaftlichen  Zeit,  und  ihre  staatswirtschaft¬ 
liche  „Verhältnismäßigkeit“,  d,  h.  Sicherung  vor  allen  Arten  von  Gleich¬ 
gewichtsstörungen  im  Zusammenhang  mit  den  übrigen  Produktionen,  man 
könnte  sagen  im  gesellschaftlichen  Raume,  für  den  wissenschaftlichen  Begriff 
der  Produktivität  unentbehrlich  ist. 


II. 

Wie  wenig  sich  das  Interesse  solcher  Untersuchungen  auf  das  Gebiet 
der  reinen  Theorie  beschränkt,  zeigt  ihre  Maßgeblichkeit  für  die  namentlich 
seit  der  dynamischen  Auflockerung  des  Wirtschaftslebens  vor,  während 
und  nach  dem  Weltkrieg  wieder  eifrig  erörterten  Probleme  der  praktischen 
Vermögens-  und  Einkommensberechnung  in  Volks-  und  Einzelwirtschaft. 
Während  in  der  Lehre  vom  Volksvermögen  gerade  bei  ihrer  Anwendung  auf 
die  Weltfriedensverhandlungen  die  früher  fast  allein  herrschende  Klasse  der 
stofflichen  Sachgüter  gelegentlich,  etwa  durch  die  Aufrechnung  der  Gesamt¬ 
vorräte  eines  Staates  an  unabgebauten  Bodenschätzen,  ad  absurdum  geführt 
wurde,6)  wandte  sich  andererseits  die  Aufmerksamkeit  genau  wie  vor 
hundert  Jahren,  als  im  Gefolge  der  Napoleonischen  Kriege  die  (reichlich 
unbestimmte)  Theorie  der  Produktivkräfte  entstand,  mehr  und  schärfer  den 
persönlichen  und  stofflosen  Werten  der  Wirtschaftsgesellschaft  zu,  und  nach 
Vorarbeiten  von  Moritz  Rudolf  Weyermann  hat  Spann  in  einem  glänzenden 
Kapitel  seines  „Fundaments“7)  denn  auch  bereits  die  Umrisse  einer  dadurch 
erneuerten  Volksvermögenstheorie  gezeichnet.  Was  er  dabei  über  die  Be¬ 
stätigung  höherer  Volksvermögensmaßstäbe  durch  die  Erfahrungen  der 
Kriegskostenaufbringung  sagt,  kann  trotz  aller  Nöte  der  Nachkriegszeit  sogar 
von  der  grundsätzlichen  Bewältigung  der  friedensvertraglichen  Lasten 
gelten,  die  nach  dem  Vorgänge  früherer,  wiewohl  leichterer  Friedensschlüsse 
für  wieder  gesundete  Volkswirtschaften  nicht  unerfüllbar  sein  dürften. 

Von  fast  noch  größerer  praktischer  Bedeutung  können  die  Umwand¬ 
lungen  im  Begriff  des  produktiven  wirtschaftlichen  Wertes  für  unsere  neue, 
hauptsächlich  ja  doch  immer  aus  den  Bedürfnissen  der  Praxis  angeregte  und 
gespeiste  Wissenschaft  von  der  Privat-  oder  Einzelwirtschaft  sein.  Hier  fühlt 
man  auf  Schritt  und  Tritt,  wie  die  grundlegenden  Lehren  von  der  Bilanz, 
von  Aufwand  und  Ertrag,  Gründung  und  Finanzierung  theoretisch  fast 


6)  Siche  die  beißende  Kritik  bei  Keynes,  Wirtsch.  Folgen  des  Friedensivertrags  (dt. 
Ausg.)  164  f.  Anm.  128. 

7)  205  ff.  Vgl.  dazu  das  neue,  von  Corrado  Gini  in  Padua  eingeführte  Buch  von 
F.  Schindler  über  das  Volksvermögen  Vorarlbergs  (Ferrara  1923). 
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überall  auf  das  Denken  des  aufblühenden  Wirtschaftsrechts  angewiesen  sind 
und  darüber  hinaus  in  dem  heutigen  Stand  der  Volkswirtschaftslehre  eine 
zwar  durchaus  nicht  vernachlässigte,  aber  im  wesentlichen  unergiebige 
Erkenntnisquelle  finden. 

Schon  zu  den  Erörterungen  über  eine  entscheidende  Frage  wie  die 
nach  den  „wahren“  kaufmännischen  Buchwerten  (§  40  HGB.)  hat  seit  ihrem 
vorläufigen  Abschluß  durch  das  Handelsgesetzbuch  des  Deutschen  Bundes 
{§  31)  die  Nationalökonomie  niemals  eigentlich  theoretisch  neben  der 
Jurisprudenz  das  Wort  ergriffen,  obwohl  ein  Ueberblick  gerade  über  die 
juristischen  Meinungen  dazu8)  den  Nationalökonomen  hier  an  die  Quelle 
aller  mit  dem  Weltkrieg  brennend  gewordenen  Probleme  des  Markt-  und 
Preisbildungsrechts  zu  führen  geeignet  ist.  Die  beste  nationalökonomische 
Darstellung  der  Bilanzlehre  bei  Richard  Passow9)  steht  noch  heute  auf  dem 
Standpunkt,  daß  der  Begriff  des  Vermögens  mit  dem  der  äußeren,  übertrag¬ 
baren  wirtschaftlichen  Güter  Zusammenfalle.  Dagegen  ist  die  eindringendste 
juristische  Bearbeitung  des  Gegenstandes  für  die  Aktiengesellschaft  bei  Veit 
Simon  mit  ihren  rein  rechtlichen  Merkmalen  viel  beweglicher,  wenn  sie  die 
bilanzmäßige  Aktivbewertung  subjektiv  durch  das  Erfordernis  des  Auf¬ 
wandes  für  ein  Vermögensrecht,  objektiv  durch  die  entgeltliche  Erwerbung 
von  Dritten  umschreibt  und  sich  dabei  ausdrücklich  auf  die  neuere  Richtung 
des  wirtschaftsrechtlichen  Wertbegriffs  zum  Immateriellen  beruft,  die  im 
Entwicklungszug  des  Patent-,  Marken-  und  Musterrechts  auch  Verhältnissen 
ohne  Sonderschutz  wie  Firmenrechten,  Konzessionen,-  Fabrikationsgeheim¬ 
nissen  einen  neuen  Rang  zuerteilt  hat.10) 

Bei  der  Behandlung  solcher  Probleme  pflegt  die  vergleichende 
Beobachtung  von  Recht  und  Wirtschaft  des  Auslandes  gute  Dienste  zu 
leisten  und  hat  das  auch  hier  in  gewissem  Umfang  bereits  getan.  So  entnimmt 
das  französische  Gesellschaftsrecht  bezeichnender  Weise  seiner  nationalen 
Erfahrung  die  Fragestellung,  in  welchen  Fällen  der  „Kredit“  eines  Gesell¬ 
schafters  als  Sacheinlage  in  die  Gesellschaft  (apport)  gelten  könne,  um  den 
„credit  politique“  oder  die  „influence  que  Ton  peut  obtenir  gräce  ä  certaines 
fonctions  ou  ä  certaines  relations“  von  dieser  Geltung  auszuschließen,  sie 
aber  auf  der  anderen  Seite  dem  „credit  commercial“  einer  Persönlichkeit 
selbst  dann  zuzugestehen,  wenn  dieser  Kredit  sich  in  dem  bloßen,  an  ihre 
Beteiligung  geknüpften  Vertrauen  zu  der  gesellschaftlichen  Unternehmung 

8)  Am  besten  R.  Fischer  bei  Ehrenberg,  Handbuch  des  Handelsrechts  2  (1918) 
504  ff.,  dazu  V.  Simon,  Bilanzen  4  (1909)  166  ff.,  304  ff. 

9)  Bilanzen  der  privaten  Untern.  1  2  (1922),  62  i.  275.  Charakteristisch  auch  die 
Literaturangabe  ebd.  66.  Anm.  1.  In  anderen  Beziehungen  kann  natürlich  wieder  der 
nationalökonomische  Wirklichkeitssinn  dem  Problem  näher  kommen  als  der  juristische 
Formalismus. 

10)  Leider  enthält  die  jüngste  Darstellung  des  Patentrechts  von  G*  Kisch  1  (1923), 
49  ff.  über  diesen  Entwicklungsgang  nur  das  Notdürftigste. 
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erschöpft  und  nicht  noch  durch  eine  besondere  tätige  Mitwirkung  (cooperation 
active)  daran  gerechtfertigt  wird11)  —  eine  Auffassung,  die  immerhin  den 
Gewohnheiten  einer  mit  politischer  und  gesellschaftlicher  Macht  durch¬ 
setzten  Wirtschaft  noch  ein  gutes  Stück  Weges  entgegenkommt. 

Das  hervorragende  Beispiel,  das  das  englische  Recht  des  sogenannten 
Goodwill  für  die  wirtschaftliche  Verwendung  ideeller  Wertbegriffe  bietet, 
ist  wenigstens  dem  Wirtschaftsrecht  und  der  Geschäftswelt  Deutschlands 
hinreichend  bekannt.  Doch  hat  der  Mangel  wirtschaftstheoretischer  Be¬ 
schäftigung  damit  es  zu  einer  Benutzung  für  die  Produktivitätslehre  kaum 
kommen  lassen.  Weit  über  seinen  ursprünglichen  und  noch  heute  volks¬ 
tümlichsten  Sinn,  den  der  kaufmännischen  Kundschaft,  hinaus  ist  es  in  seiner 
ungemein  vielseitigen  Uebertragung  auf  das  Recht  der  freien  Berufe  und  vor 
allem  auf  das  landwirtschaftliche  Pfand-  und  Pachtrecht  ein  sprechender 
Beweis  dafür,  wie  gerade  die  Materialisierung  auch  der  höheren  und  mittel¬ 
baren  gesellschaftlichen  Leistungsverhältnisse  durch  den  Kapitalismus 
letzten  Endes  umgekehrt  zu  einer  Immaterialisierung  auch  der  niederen  und 
unmittelbaren  hinführt.  Dasselbe  Rechtsinstitut,  mittels  dessen  sich  in 
England  nicht  zuletzt  die  viel  beklagte  Kommerzialisierung  ärztlicher  und 
rechtsanwaltlicher  Tätigkeiten  vollzogen  hat,  wurde  zur  Handhabe  der 
modernen  agrarpolitischen  Sozialgesetzgebung,  die  in  der  Form  der  Aner¬ 
kennung  einer  Gesamtheit  vom  Pächter  in  die  Pachtung  hereingesteckter 
Leistungen  (neben  allen  besonderen  Meliorationen)  geradezu  für  ihn  eine 
Art  Untereigentum  von  dem  Obereigentum  des  Grundherrn  abspaltete.12) 
Das  größere  Alter  wie  auch  wieder  die  größere,  jugendlichere  und  persön¬ 
lichere  Intensität  des  englischen  Kapitalismus  werden  dadurch  gekenn¬ 
zeichnet,  daß  nicht  nur  hier,  sondern  ebenso  im  kaufmännischen  Besitz-  und 
Betriebsrecht  die  Uebertragung  solcher  immaterieller  Leistungskomplexe, 
wie  nach  der  einen  Seite  einen  Anspruch  auf  Entschädigung,  so  nach  der 
andern  Seite  einen  Anspruch  auf  Unterlassung  gleichartigen  Wettbewerbs 
ähnlich  der  Konkurrenzklausel  in  den  Anstellungsverträgen  des  deutschen 
Handelsrechts  (restraint  of  trade)  mit  sich  brachte. 

Die  wirtschaftlichen  Erscheinungsformen  des  ideellen  Wertes  legen 
in  einer  auf  den  ersten  Blick  widerspruchsvoll  erscheinenden  Weise  den 
Nachdruck  bald  auf  seine  sachlichen,  bald  auf  seine  persönlichen  Elemente. 
Darin  äußert  sich,  wie  die  nationalökonomische  Theorie  unschwer  durch¬ 
schaut,  nur  die  unvermeidliche  Polarität  der  wirtschaftlichen  Leistung 
überhaupt  zwischen  ihrer  Naturgrundlage,  die  durch  Arbeit  allmählich  zum 

A1)  Lyon-Caen  et  Renault,  Tratte  de  Droit  Commercial  2  4  (1908).  33  f. 

12)  Ueber  diese  von  C.  E.  Allan,  The  law  relating  to  Goodwill  (1889)  111  ff.  natur¬ 
gemäß  noch  nicht  vorausgesehene  Weiterbildung  s.  jetzt  meine  ,, Englische  Geschichte 
1815 — 1914"  (1924).  Die  (z,  B.  hypothekarische)  Verpfändbarkeit  des  englischen 

Goodwill  erfüllt  eine  von  der  Privatwirtschaftslehre  (z.  B.  Leitner,  Unternehmung  324) 
häufig  für  die  Bilanzfähigkeit  ideeller  Werte  aufgestellte  Bedingung. 


85 


Kapital  umgeformt  wird,  und  ihrem  Arbeitsüberbau,  der  umgekehrt  nur  im 
Zusammenwirken  mit  Naturfaktoren  Kapital  zu  bilden  vermag.  Aber  es 
gehört  eine  erhebliche  gesellschaftliche  Reife  der  spezifisch  kapitalver¬ 
wertenden,  „kapitalistischen“  Wirtschaft  dazu,  die  Praxis  des  Geschäfts¬ 
lebens  zur  zweckmäßigen  und  gefahrlosen  Beurteilung  von  persönlichen 
Werten,  die  ihre  Sachdarstellung  erst  erwarten,  und  von  sachlichen  Werten, 
die  ihre  Unabhängigkeit  von  persönlichen  Voraussetzungen  erst  erproben 
sollen,  zu  befähigen.  Eben  dies  jedoch  ist  das  doppelte  Problem  der  ideellen 
oder  Goodwillbewertung.  Es  ist  daher  nicht  zu  verwundern,  daß  das  deutsche 
und  des  weiteren  auch  allgemein  das  festlandseuropäische  System  der 
Industriefinanzierung  wesentlich  durch  Vermittlung  von  Großbanken,  die 
den  Geld-  und  Kapitalmarkt  fast  nach  Art  des  alten  Festlandsstaats  schützen, 
aber  auch  bevormunden,  die  Ausbildung  ideeller  Bewertungsmethoden  nach 
englischem  Vorgang  bisher  so  gut  wie  verhindert  hat.  Der  Nachweis  des 
besonderen  Aufwands  und  der  entgeltlichen  Erwerbung,  der  in  einem 
gewissen  Zirkel  die  Verkehrsfähigkeit  eines  Werts  auf  seine  tatsächliche 
Aufnahme  in  den  Verkehr  gründete,  hielt  die  Entstehung  freier,  rein  markt¬ 
mäßiger  Goodwillbewertungen  hintan,  und  in  dem  klassischen  Fall,  in  dem 
die  Großunternehmung  mit  bereits  aufgebauten  ideellen  Leistungskomplexen 
an  den  volkswirtschaftlichen  Geldkapital  Vorrat  heranzutreten  gewohnt  ist, 
im  Fall  der  Umwandlungsgründung  besonders  von  Aktiengesellschaften, 
beschränkt  das  deutsche  Wirtschaftsrecht13)  die  Anerkennung  dieser  Kom¬ 
plexe  auf  die  Agiotage  der  neuen  Aktien,  d.  h.  den  etwaigen  bei  der  Emission 
festzusetzenden  Ueberschuß  des  Ausgabekurses  über  den  grundlegenden 
Nennwert. 

Die  Industriefinanz  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  gilt  noch 
heute  vielfach14)  als  ein  System,  das  weder  auf  alte  kaufmännische  und 
privatkapitalistische  Stützen  wie  die  englische  noch  auf  starke  bankmäßige 
Stützen  wie  die  festlandseuropäische  rechnen  könne.  Daß  eine  solche  Ansicht 
wichtigen,  sowohl  aus  der  gemein-angelsächsischen  Ueberlieferung  wie  aus 
der  modernen  national  wirtschaftlichen  Entfaltung  stammenden  Faktoren 
des  amerikanischen  Kapitalismus  kaum  gerecht  wird,  lehrt  nichts  ein- 
drücklicher  als  die  jüngsten  Wandlungen  des  dortigen  industriellen  und 
kommerziellen  Gesellschafts-  und  Konzentrationswesens,  die  weit  über  das 
Vorbild  des  englischen  Wirtschaftslebens  hinaus  die  Bewertung  des  Goodwill 
geradezu  in  einen  Brennpunkt  des  Kapitalmarkts  gerückt  haben.  Die  letzte 
große  Epoche  amerikanischer  Industriegründungen  vor  der  Erneuerung  der 

13)  Auf  Grund  §  186  HGB.  Dazu  Leitner  a.  0.  28,  Passow,  Aktiengesellschaft  2  (1921) 
107  ff.  und  jetzt  das  schöne  neue  Bewertungskapitel  bei  E,  Schmalenbach,  Finan¬ 
zierungen2  (1921)  36  ff.  Die  juristische  Exegese  (Staub,  Kommentar  1  10  815  f.)  nur 
mittelbar.  Die  Vorsicht  doch!  auch  der  englischen  Revisionspartei  s,  bei  L.  R.  Dicksee, 

*  Auditing  (1910)  218  f. 

14)  S.  z.  B.  die  vergleichende  Skizze  von  Th.  Vogelstein  im  GdS.  6  2  (1923),  390  ff. 
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Antitrustgesetzgebung  durch  den  Präsidenten  Wilson15)  hatte  vergebens 
durch  das  Ideal  der  optimalen  riesenbetrieblichen  Leistung  nicht  bloß  sozial¬ 
politisch,  sondern  auch  kreditpolitisch  den  Trust,  d.  h.  die  sachliche 
Zusammenfassung  ganzer  Produktionsgebiete  mit  dem  unmittelbaren  Ziel 
der  Marktherrschaft,  in  der  Gunst  der  Oeffentlichkeit  zu  erhalten  gesucht. 
Die  Furcht  vor  gesetzgeberischen  Eingriffen  und  in  gleichem  Maße  wohl 
auch  die  vollendete  Besetzung  des  der  Trustbildung  zugänglichsten  schwer¬ 
industriellen  Betätigungsfeldes  zwangen  zur  Umschau  nach  weniger  ehr¬ 
geizigen  und  auffälligen  Mitteln  der  Kapitalballung.  Als  das  vornehmste 
darunter  bot  sich  seit  1911/12  die  Umwandlung  von  Einzeluntemehmungen 
und  offenen  Handelsgesellschaften  in  die  bevorzugte  amerikanische  Rechts¬ 
form  der  Aktiengesellschaft,  die  Corporation,  unter  einer  ganz  neuen 
Beziehung  zwischen  dem  Personalkapital  des  Anfangsstadiums  und  der 
Emission  des  Endstadiums.  Diese  Gründungsmethode,  die  sich  besonders  in 
vier  großen  Zweigen  der  kapitalistischen  Erschließung  und  Durchdringung 
des  amerikanischen  Westens,  in  der  Erzeugung  landwirtschaftlicher 
Maschinen,  Pneumatikreifen  und  Kraftfahrzeuge  sowie  im  filialistischen 
Warenhausgeschäft  (Chain  Store),  bewährt  hat,  hat  neuerdings  durch  einen 
Beamten  des  Marktreferats  im  Bundes-Landwirtschaftsministerium,  Kemper 
Simpson,  eine  auch  theoretisch  ausgezeichnete  Behandlung  erfahren.16) 

Der  Bearbeiter  geht  von  einer  Beobachtung  aus,  die  auch  auf  dem 
deutschen  Effektenmarkt  der  Nachkriegszeit  in  der  ganz  neuen  Bedeutung 
persönlicher  Eigennamen  unmittelbar  in  Firmen  (Otto  Wolff,  Caro,  Rosen¬ 
thal)  oder  darüber  hinaus  mittelbar  in  Beteiligungs-  und  Verflechtungs¬ 
verhältnissen  (Stinnes,  Bosel,  Castiglione)  ihre  Entsprechung  findet:  Neben 
und  nicht  selten  vor  die  großen  alten  Gesellschaftsfirmen,  deren  Namen 
sich  von  ihrem  sachlichen  Arbeitsgebiet  herschreibt  (United  States  Steel 
Corporation,  International  Harvester  Company),  sind  im  Laufe  des  letzten 
Jahrzehnts  neue  persönliche  Weltfirmen  wie  Rumely  in  der  landwirtschaft¬ 
lichen  Maschinenfabrikation,  Ford  oder  Studebaker  in  der  Automobil¬ 
fabrikation,  Woolworth  im  Warenhausgewerbe  getreten;  ja  in  der 
Pneumatikindustrie  hat  diese  neue  Unternehmungsform  in  Riesenbetrieben 
wie  Goodrich,  Goodyear  oder  Fisk  sogar  geradezu  den  Befreiungskampf 
der  Verarbeiter  gegen  das  Rohstoffmonopol  der  U.  S.  Rubber  Co.  ermöglicht.17) 

Während  nun  in  Deutschland  das  schöpferische  Hervortreten  der 
Führerpersönlichkeit  im  Unternehmertum  bisher  eine  unendliche  Mannig- 

15)  Vgl.  die  Uebersicht  in  meiner  Amerikanischen  Geschichte  (in  W.  Dibelius' 
Handbuch  der  eniglisch-amerikanischen  Kultur  1924).  Dazu  technisch  A.  S.  Dewing, 
Corporate  Promotions  and  Reorganizations  (Harvard  Univ,  Studies  1914)  518  ff. 

16)  The  capitalization  of  Goodwill  (Johns  Hopkins  University  Studies  in 
Historical  and  Political  Science  39,1).  Baltimore  1921, 

17)  Simpson  90, 
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faltigkeit  betrieblicher  und  finanzieller  Möglichkeiten  aufgewiesen  hat,18} 
drückt  sich  der  Formalismus  des  angelsächsischen  Wirtschaftslebens  und 
Wirtschaftsrechts  in  der  Art  und  Weise  aus,  wie  diese  Umgründungen  des 
letzten  Jahrzehnts  typisch  auf  eine  ganz  getrennte  Bewertung  der  persön¬ 
lichen  Unternehmerleistung  und  der  sachlichen  Kapitalleistung  hinausliefen: 
Das  neue  Kapital  wurde,  sei  es,  daß  es  der  Geschäftserweiterung,  der 
Konversion  schwebender  Schulden  oder  dem  Ersatz  herauszuziehenden 
Vorbesitzerkapitals  zu  dienen  bestimmt  war,  regelmäßig  in  zwei  gesonderten 
Aktienklassen  auf  genommen,  deren  eine,  die  Vorzugsaktien  (preferred  stock) 
mit  pfandrechtlich  gesicherter  Tilgung  und  fester  Dividendenberechtigung, 
durch  ihr  (oft  auch  rechtlich  verbürgtes)  Verhältnis  zu  den  greifbaren  Aktiven 
(tangible  assets)  den  eigentlichen  Gegenwert  des  vorhandenen  Sachkapitals, 
die  andere  aber,  die  über  diesen  Betrag  hinaus  ausgegebenen  Stammaktien 
(common  stock),  infolge  ihrer  nur  ganz  geringfügigen  Ueberschußdeckung 
durch  jene  Aktiven  eine  (von  Simpson  sogen.)  Kapitalisierung  des  in  dem 
vorhandenen  Betriebe  verkörperten  Goodwill,  eine  Anweisung  der  Oeffent- 
lichkeit  auf  den  zu  dem  Sachkapital  hinzukommenden  persönlichen 
Leistungskomplex  darstellt.  Diese  Goodwillbewertung  erscheint,  wie  nach 
dem  oben  theoretisch  Ausgeführten  zu  erwarten  war,  bald  mehr  auf  ihre 
rein  persönlichen  Elemente  abgestellt,  wie  wenn  die  Umgründung  das 
persönliche  Verbleiben  des  früheren  Inhabers  (mindestens  also  seines  — 
französisch  ausgedrückt  —  ,, credit  commercial“)  in  der  Geschäftsleitung 
ausbedingt,  bald  mehr  auf  die  sachlichen  Elemente,  wie  wenn  (außer  der 
Erhaltung  der  Firma,  deren  allgemeiner  Sinn  jetzt  voll  verständlich  wird) 
der  frühere  Inhaber  etwa  die  vielbegehrte  Zulassung  an  der  New  Yorker 
Stock  Exchange  als  ,, Reklamewert“  (advertisement  value)19)  in  die  neue 
Gesellschaft  einbringt. 

Je  nach  dem  größeren  oder  geringeren  „Konservatismus“  der 
Kapitalisierung,  d.  h.  dem  größeren  oder  geringeren  Ueberschuß  des  über¬ 
nommenen  Sachkapitals  über  die  Vorzugsaktien,  einerseits  und  nach  der 
Verwendung  des  aufgenommenen  Aktienkapitals  zu  Neuanlagen,  Schulden¬ 
tilgung  oder  Auskauf  anderseits  besitzt  natürlich  dieser  Gründungstypus 
noch  immer  beliebigen  Risikospielraum,  innerhalb  dessen  sich  das  Geschick 


1S)  Auch  die  Bedeutung  der  Firma  als  ideellen  Wertes  scheint  trotz  der  Unüblich- 
keit  der  Firmenerwerbskonten  in  Deutschland  zu  wachsen.  So  haben  bei  sonst 
völliger  Aufsaugung  durch  die  Discontogesellschaft  1922  Norddeutsche  Bank  und 
Schaaffhausenscher  Bankverein  als  „neue  Gesellschaften"  ihre  Firma  beibehalten, 
und  (vielleicht  nicht  zufällig)  gerade  im  Warenhausgewerbe  spielte  bei  der  Entstehung 
des  Karstadt-Konzerns  die  Firma  des  Mutterhauses  vertraglich  eine  Rolle  (Hdb.  der  A.-G 
Aug.  1921/2  1,  153  ff.  2253). 

19)  Simpson  28  mit  Anm.  1,  bemerkenswert  namentlich  in  Hinsicht  auf  den 
von  Vogelstein  a.  O.  392  behaupteten  „Verschluß"  der  Exchange  vor  der  amerikanischen 
Industrie. 


88 


und  die  Vertrauenswürdigkeit  der  „promotors“,  in  den  meisten  Fällen  großer 
Privatbanken,  in  der  aus  dem  europäischen  Festland  bekannten  Weise  als 
Vermittler  zwischen  Produktion  und  Kapitalmarkt  bewähren  kann  und 
Simpsons  Nachweisen  zufolge  auch  in  der  Tat  bewährt  hat.  Trotzdem  ist 
das  Bemerkenswerte,  mit  welcher  Sicherheit  der  englische  Goodwillbegriff 
hier  in  der  Verteilung  der  Emissionskategorien  eine  naheliegende  Ueberein- 
kunft  zwischen  der  persönlichen  Vertrau enswürdigkeit  des  Unternehmers  und 
dem  Erfordernis  sachlicher  Vertrauensunterlagen  für  den  Kapitalmarkt 
getroffen  hat.  Auch  in  der  deutschen  Industriewirtschaft  ist  ja  besonders 
während  der  Nachkriegszeit  die  Ausgabe  von  verschiedenartig  konstruierten 
Vorzugsaktien  zu  einem  Hauptwerkzeug  der  neuen  Führerrolle  des  Unter¬ 
nehmers  geworden.  Indessen  dort  hat  sich  gerade  mit  dieser  Funktion  der 
Priorität  nicht  selten  die  entgegengesetzte  Sachlage  verknüpft,  daß  die 
Sonderaktie,  statt  wie  die  Obligation  und  die  angelsächsische  Preferred  in 
Wirklichkeit  der  unerschütterliche  Gründungskern  zu  sein,  zwecks  Schaffung 
neuer  Mehrheits-  und  anderer  Herrschaftsverhältnisse  der  Verwässerung 
vorhandenen  Sachkapitals  bedenklich  nahekam.  Die  überlieferte  Vorsicht 
der  bankmäßigen  Industriefinanzierung,  von  der  die  englische  Goodwill¬ 
bewertung  stets  als  zu  gefahrvoll  abgelehnt  worden  war,  hat  sich  da  häufig 
unter  dem  Druck  nicht  nur  nationaler  Ueberfremdungsabwehr,  sondern  auch 
eigner  und  fremder  Herrschaftsgelüste  mittelbar  auf  eine  viel  gefahrvollere 
Anerkennung  persönlich-ideeller  Wirtschaftswerte  eingelassen. 

Es  wird  die  Aufgabe  der  kommenden  deutschen  Wirtschaftsneuord¬ 
nung  sein,  auch  in  diesem  Punkte  teils  Wirtschaftsrecht  und  Wirtschafts¬ 
theorie  dem  schöpferischen  Leben  anzupassen,  teils  die  Auswüchse  dieser 
Schöpferkraft  unter  die  Normen  und  in  die  Folgerichtigkeit  jener  zurück¬ 
zuführen.  In  merkwürdiger  Ueberschneidung  scheint  zwischen  deutscher  und 
angelsächsischer  Auffassung  von  Produktivität  und  ideellem  Wert  fast 
etwas  wie  eine  Arbeitsteilung  bestanden  zu  haben,  die  in  manchen  Be¬ 
ziehungen  an  allgemeinere  Gegensätze  deutschen  und  westlichen  Gesell¬ 
schaftsdenkens  erinnern  würde.  Während  der  Angelsachse  ungestört  von 
seiner  materialistischen  Werttheorie  das  Bewußtsein  einer  ideellen 
Produktivität  lebendig  in  sein  Recht  und  seine  Wirtschaft  aufnahm,  hinderte 
den  Deutschen  eine  an  sich  jüngere,  aber  dazu  noch  von  den  mannigfachsten 
Schranken  gegängelte  Wirtschaftspraxis,  den  ihm  eingeborenen  Vorzug  der 
ideellen  Wertgebiete  darin  zur  Verwirklichung  zu  bringen.  Man  möchte 
wünschen,  daß  er  hier  so  wenig  wie  in  unzähligen  anderen  Bereichen  gesell¬ 
schaftlicher  Entwicklung  dies  schwerste  soziologische  Problem,  die  Verwirk¬ 
lichung  der  Werte,  ohne  die  Rücksicht  auf  Normen  und  Formen,  darunter 
vor  allem  auch  die  geschichtlichen  und  nachbarschaftlichen  des  Auslandes, 
zu  lösen  unternähme. 
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Beitrag  zur  Kritik 

einer  eudämonistischen  Oekonomik*) 

Von  Robert  Michels 

Das  tiefste  Sehnen  des  Menschenherzens  geht  nach  Glück.  Daher  ist 
das  Glück  letzter  Zielpunkt  aller  menschlichen  Einrichtungen,  letzter 
Grund  aller  ethischen  und  religiösen  Ordnung.* 1) 

Ich  habe  mir  meine  Aufgabe  so  gestellt,  zu  untersuchen,  zu  welchen 
Grenzmöglichkeiten  das  Medium  Oekonomie  ad  ,,finem“  des  Glückes  zu 
führen  vermag. 

A.  Dogmenhistorische  Vorbemerkung 

Simonde  de  Sismondi  definiert  (1819)  die  Wirtschaftsökonomie  als  die 
Wirtschaft  von  den  Mitteln,  einer  größtmöglichen  Menschenzahl  eine  möglichst 
große  Summe  materieller  Glücksmöglichkeiten  zu  verschaffen.  Der  Volks¬ 
wirtschaftler  dürfe  die  Gütererzeugung  lediglich  in  ihrer  Eigenschaft  als 
der  Bevölkerung  nutzbringendes  Element  betrachten,  und  somit  das 
Wachstum  der  Bevölkerung  nur  insoweit  befürworten,  als  diese  an  den 
Wohltaten  des  Reichtums  teilzunehmen  vermöge.  Endziel  der  Volks¬ 
wirtschaft  sei  das  menschliche  Glück.  Alles  was  nicht  in  letzter  Instanz 
zur  Erreichung  des  Menschheitsglückes  beitrage,  habe  folglich  aus  ihrem 
Studienbereich  auszuscheiden.  Die  Erzielung  von  Glück  sei  nicht  nur  der 
oberste  Zweck  aller  Gedankensysteme,  sondern  auch  allen  gefühlsmäßigen 


*)  In  beifolgendem  Beitrag  gebe  ich  in  zum  Teil  veränderter  Form  einige  Ab¬ 
schnitte  meines  1918  in  der  Biblioteca  di  Scienze  Economiche  e  Sociali  (Bibi.  Enci- 
clopedica  Vallardi  in  Mailand;)  veröffentlichten,  bisher  deutsch  noch  nicht  erschienenen 
Werkes  ,,Economia  e  Felicitä“, 

1)  Auf  die  am  Eudämonismus  gemachten  Ausstellungen  vermögen  wir  hier  nicht 
einzugehen.  Vieles  an  ihnen  (s,  z.  B.  bei  Heinrich  Gomperz,  Kritik  des  Hedonismus. 
Eine  psychologisch-ethische  Untersuchung.  Stuttgart  1898,  Cotta)  ist  richtig,  trifft  aber 
nicht  unsere  Untersuchungen.  Auch  ,, Pflicht“  und  „Erkenntnis“  sind  lebensgestaltende 
Momente.  Das  Gebiet  ihrer  Beziehungen  zum  Glück  liegt  außerhalb  unserer  Aufgabe. 
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Lebens.2 3 4 5)  Das  Glück  muß  also  erreicht  werden,  wobei  angenommen  werden 
soll,  daß  es  in  der  Sphäre  der  durch  den  Willen  zu  ermöglichenden  Erreich¬ 
barkeit  liege.  Diese  Zwecksetzung  ist  unzählige  Male  variiert  worden,  so 
1780  in  dem  grundlegenden  Werk  des  Herzogs  Filangieri  in  Neapel  über  Auf¬ 
gabe  und  Wesen  der  Gesetzgebung-1) ,  und  findet  sich  auch  in  den  politischen 
Wissenschaften,  wo  ihr  Friedrich  der  Große  ein  Hohelied  singt,  )  In 
Frankreich  hatte  das  Ziel  der  Glückseligmachung  der  Menschheit  schon 
die  Nationalökonomen  des  achtzehnten  Jahrhunderts  beherrscht.  Die  be¬ 
deutendsten  Theoretiker  schrieben  von  dieser  Warte  aus  ihre  Schriften/) 
In  England  gab  der  Rechtsgelehrte  Jeremy  Bentham  in  seiner  Introduction 
of  the  principles  of  moral  and  legislation  1789  dem  Postulat  der  Maximisation 
(d.h.  größtmögliches  Glück  der  größtmöglichen  Zahl)  auch  bereits  eine  der  spä¬ 
teren  Sismondischen  Fassung  ähnliche  Formulierung.  Derlei  Auffassungen 
lagen  in  der  angegebenen  Periode  sozusagen  ,,in  der  Luft“.  Die  Recherche  de  la 
paternite  des  wirtschaftlichen  Eudämonismus  ist  mithin  keine  leichte  Auf¬ 
gabe.  Wie  sehr  der  Eudämonismus  in  jener  Zeit  als  die  Hauptaufgabe  des 
Volkswirtschaftslebens  betrachtet  wurde,  geht  bereits  aus  der  Auswahl  der 
Titel  hervor:  in  England,6)  in  Italien,7)  in  Frankreich8)  erscheinen  Happiness, 


2)  J.  C.  L.  Simonde  de  Sismondi,  Nouveaux  Principes  d'Economie  Politique 
ou  de  la  Richesse  dans  ses  rapports  avec  la  Population,  2.  Aufl.  Paris  1827,  Alaunay, 
vol.  II,  p.  250. 

3)  Gaetano  Filangieri,  La  Scienza  della  Legislazione.  (Ed.  Livorno  1827, 
Masi,  vol.  II,  p.  124  ff.). 

4)  (Frede  ric  II),  Considerations  sur  l'Etat  present  du  Corps  Politique  de 
l'Europe;  vgl.  auch  l'Antimachiavel  (s.  Staatsschriften  aus  der  Zeit  Friedrichs  des  Großen, 
Berlin  1878—189?,  Bd.  1—3). 

5)  In  diesem  Sinne  verfaßte  L  i  n  g  u  e  t  1767  seine  dreibändige  Theorie  des  lois 
civiles  ou  principes  fondamentaux  de  le  societe;  Neck  er  1775  sein  De  la  legislation  et 
du  commerce  des  grains;  Turgot  1766  seine  Reflexions  sur  la  formation  et  la  distri- 
bution  des  richesses;  Brissot  1780  seine  Recherches  philosophiques  sur  la 
propriete  (Oeuvres  Completes,  Paris  1830,  4  volumes).  Später  auch  Auguste 
G  o  d  i  n  ,  La  Richesse  au  Service  du  peuple.  Le  Familistere  de  Guise.  Paris  1874,  Libr, 
de  la  Bibi.  Democratique,  p.  8;  in  Deutschland  Hans  von  Scheel,  Die  Theorie  der 
sozialen  Frage.  Jena  1871,  Mauke,  p.  23. 

6)  William  Thompson,  The  Inquiry  into  the  Principles  of  the  Distribution 
of  Wealth  most  conductive  to  Human  Happiness  (1824);  John  Gray,  Lecture  on 
Human  Happiness  (1825);  (Robert  Malthus)  An  Essay  on  the  Principle  of  Popu¬ 
lation,  or  a  View  of  its  Past  and  Present  Effects  on  Human’  Happiness;  with  an  Enquiry 
into  our  Prospects  respecting  the  Future  Removal  or  Mitigation  of  the  Evils  which  it 
occasions,  London  1798. 

7)  Giuseppe  Palmieri,  Riflessioni  sulla  pubblica  felicitä  relatdvamente  al 
Regno  di  Napoli  (1789),  (2.  AufL  Milano  1805,  Destefanis);  Antonio  Genovesi, 
Lettere  accademiche  su  la  questione  se  sieno  piü  felici  gl’ignoranti  che  gli  scienziati. 
Venezia  1791.  Savioni;  Lud.  Antonio  Muratori,  Deila  Pubblica  Felicitä, 
Lucca  1749.  s.  n. 

8)  Jean  Pierre  Brissot  de  Marville,  Correspondance  universelle  sur 
ce  qui  interesse  la  felicite  de  l’homme  et  de  la  societe,  1783,  2  vol. 
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Felicitä,  Bonheur  auf  den  Titelblättern  der  bedeutendsten  Dissertationen 
unserer  Wissenschaft,  zumal  auch  zu  Beginn  des  neuen  Jahrhunderts.  Kaum 
daß  sich  ein  Widerspruch  erhebt.  Nur  Giammaria  Ortes  1777  in  Venedig 
meinte,  wichtiger,  als  Systeme  für  die  Erlangung  des  Glückes  für  das  Volk 
aufzustellen,  sei  es,  die  Ursachen  seines  Unglücks  zu  untersuchen/')  Grund¬ 
sätzlicher  war  schon  der  von  dem  schottischen  Sozialphilosophen  Adam 
Ferguson  1767  erhobene  Einwand,  das  Glück  sei  Bewegung,  denn  bewußte 
Lust-  oder  Unlustempfindung  füllten  nur  einen  geringen  Teil  des  mensch¬ 
lichen  Lebens  aus,  das  in  weit  höherem  Grade  von  active  pursuifs  (mit 
Glückshoffnung)  bewegt  werde.9®)  Doch  war  auch  damit  nur  die  Methodik 
der  Glückserreichung,  nicht  das  Ziel  selbst  verschoben.  Bei  Ortes  tun 
andere  Stellen  seines  Werkes  dar,  daß  er  selbst  der  Auffassung  von  den 
eudämonistischen  Zwecken  des  Gesellschaftslebens  nahe  stand.10)  Die  sozia¬ 
listischen  Schulen  in  Frankreich  gingen  dann  sogar  noch  einen  Schritt 
weiter;  Fourier  stellte  als  Ziel  der  Gesellschaft  nicht  nur  die  Glückselig- 
machung  der  Menschen,  sondern  auch  die  der  Tiere  auf.* 11) 

Die  Freude  an  der  eigenen  Arbeit  war  das  Grundelement.  In  den 
primitiven  Zeiten  der  Wirtschaftsgeschichte  fallen  in  der  Regel  Produktion 
und  Konsum  in  einer  Hand  zusammen:  Eigenproduktion  zu  Zwecken  des 
Eigenkonsums.  Der  Verfertiger  der  Ware  arbeitet  für  den  eigenen  Gebrauch. 
In  dieser  Zielsetzung  liegt  ein  die  Arbeitsfreudigkeit  förderndes  Element. 
Denn  Arbeit,  die  auf  den  Besitz  des  Arbeitenden  am  Arbeitsstück  gestellt 
ist,  nährt  Besitzesfreude.  Die  sichere  Aussicht  auf  Besitzesfreude  läßt 
in  prospektivischer  Weise  Arbeitsfreude  entstehen.  Die  fortdauernde, 
über  den  Arbeitsprozeß  hinaus  währende  Gemeinschaft  zwischen  dem 
Produzenten  und  dem  Produkt  erleichtert  die  Arbeit  selbst.  Das  Nicht¬ 
vorhandensein  weitgehender  Arbeitsteilung  stellt  den  Menschen  auf  sich 
selbst.  So  verschafft  die,  wenn  auch  einfache,  Eigenart  seiner  Arbeitsleistung 
und  seiner  Arbeitszwecke  dem  Naturmenschen  Befriedigung12)  sowie,  wenn 
wir  von  den  zur  Bereitung  der  Nahrung  bestimmten  Arbeitsleistungen  ab- 
sehen,  ,,die  mit  dem  Besitz  und  Gebrauch  des  eigenen  Arbeitsprodukts  ver¬ 
knüpfte  Ehre“.13) 

In  der  zivilisierteren  Phase  des  Handwerksbetriebes  wird  das 
handarbeitlich  hergestellte  Produkt  zu  Zwecken  des  Austausches  her- 

9)  G.  0  r  t  e  s,  Deila  Economia  nazionale  (1777),  2.  ed.  Milano  1804,  Destefanis,  p.  32. 

9a)  Adam  Ferguson,  An  Essay  on  the  History  of  Civil  Society  (Ed.  Basel 

1767,  Tourneisen,  p.  64,  p.  75.). 

10)  Giammaria  Ortes,  Annotazioni  dcll'  Autore  al  libro  Degli  Errori  popolari 
Süll’  Economia  nazionale.  Milano  1804,  Destefanis,  p.  257. 

11)  Charles  Gide,  Les  Propheties  de  Fourier,  2e  ed.,  Nimes  1894,  Roger  p.  25. 

12)  Jean-Jacques  Rousseau,  De  l'Inegalite  parmi  les  hommes  (Paris 
1903,  Bibi.  Nat.,  p.  97.), 

13)  Karl  Bücher,  Arbeit  und  Rhythmus.  4.  Aufl.  Leipzig  1909,  Teubner,  p.  16. 
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gestellt.  Die  Befriedigung  bei  der  Arbeit  läßt  hiermit  nach,  da  der  Eigentums¬ 
zweck  in  Wegfall  gekommen  ist.  Produzent  und  Konsument  werden  zweierlei. 
Indes  verbleibt  der  Produzent  mit  dem  Konsumenten,  obschon  leiblich  ge¬ 
trennt,  dabei  doch  noch  in  naher  persönlicher  Verbindung,  Der  Absatz  der  vom 
Produzenten  hergestellten  Ware  findet  auf  direktem  Wege,  in  direktem 
räumlichen  Kontakt  statt.  Dieser  Hergang  enthält  wiederum  Glücks¬ 
momente  für  den  Arbeiter.  In  der  in  seinem  Beisein  vorgenommenen  Wahl 
des  Stückes  durch  den  Käufer  oder  in  persönlicher  Entgegennahme  der  be¬ 
stellten  Arbeit  durch  ihn  liegt  für  diesen  ein  Element  persönlicher  Aner¬ 
kennung,  berechtigten  Stolzes,  wir  möchten  sagen  gewerblichen  Vaterstolzes, 
Freude  an  ihm  gespendetem  Lob  angesichts  der  von  ihm  verfertigten  Ware,11) 

Das  Maschinenwesen  mit  seinen  großen  Vorzügen  von  Schnell,  Viel 
und  Billig  hat  das  Element  des  ,, Arbeitsglückes“,  voraussichtlich  für  immer, 
zerstört,  Handwerk  und  Kunst  für  immer  auseinandergerissen.  Die  moderne 
Betriebstechnik  reißt  den  Konsumenten  vom  Produzenten  weit  auseinander. 
In  den  heutigen  Großbetrieben  arbeitet  der  Lohnarbeiter  für  einen  ihm  völlig 
fremden  Konsumentenkreis,  Zwischen  ihn  und  den  Konsumenten  drängt 
sich  eine  unübersehbare  Schar  von  Zwischenhändlern.  Die  Teilhandhabung, 
die  er  im  Betriebe  vornimmt,  bringt  ihn  überdies  nicht  einmal  immer  in  Be¬ 
rührung  mit  dem  verkaufsfertigen  Produkt.  Daher  weiß  er  von  seiner  Arbeit 
weder  das  Woher  noch  das  Wohin.  Er  besitzt  weder  Kenntnis  von  der  Her¬ 
kunft  der  Rohmaterialien  und  Halbfabrikate  noch  von  der  des  Warenmarktes. 
Die  ganze  Struktur  der  gewerblichen  Produktion,  deren  Infinitesimalteilchen 
er  ist,  bleibt  ihm  fremd.  Er  gewinnt  kein  inneres  Verhältnis  zu  der  von  ihm 
vollbrachten  wirtschaftlichen  Funktion.  Die  Art  der  Arbeitsleistung  ist  so 
beschaffen,  daß  die  Entwicklung  einer  Berufsehre  unmöglich  gemacht  wird. 
Wir  fragen  mit  Sombart:  Wie  soll  ein  Arbeiter  in  einer  Insektenpulverfabrik 
oder  in  einer  Hühneraugenringfabrik  ein  innerliches  Verhältnis  zu  seiner 
Berufstätigkeit  gewinnen?15) 


14)  Ueber  das  persönliche  Verhältnis  von  Käufer  und  Verkäufer  in  der 
mittelalterlichen  Stadt  z.  B.  Jacques  Mesnil,  Li'Education  des  Peintres  Florentins 
au  XVe  siede,  in  der  Revue  des  Idees,  Paris,  September  1910;  Rene  Maunier, 
L'Origine  et  la  Fonction  Economique  des  Villes.  Paris  1910,  Giard  et  Briere,  p.  205; 
Im  Antiquariatshandel  besteht  noch  heute  ein  Typus,  der,  obgleich  es  sich  nicht  um 
selbstverfertigte  Ware  handelt,  persönliche  Beziehungen  zu  ihr  aufrecht  erhält.  So  klingt 
folgende  Charakteristik  fast  wie  ein  Vorwurf:  „Comme  ces  fins  cuisiniers  qui  n'aiment 
que  les  mets  les  plus  simples,  le  pere  Leemans  (brocantier),  si  expert  et  curieux  aux 
choses  d'art,  n’en  possedait  pas  chez  lui  la  moindre  bribe,  et  montrait  bien  en  cela  le 
marchand  qu’il  etait,  estimant,  trafiquant,  echangeant,  sans  passion  ni  regret,  non 
comme  ces  artistes  du  bibelot  qui  avant  de  cedcr  une  rarete,  s'inquietent  de  la  faqon 
dont  l'amateur  pourra  l'entourer,  la  faire  valoir,  (A  1  p  h  o  n  s  e  Daudet,  Les  rois  en 
exil.  55.  ed.  Paris  1882,  Dentu,  p.  223). 

15)  Werner  Sombart,  Das  Proletariat.  Frankfurt  1906,  Rütten,  p.  66. 
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Indes  nicht  nur  der  Lohnarbeiter,  auch  der  Handwerker  unterliegt  dem 
Prozeß  der  Trennung  vom  Konsumenten.  Diese  Trennung  hat  zweierlei 
Gesicht:  entweder  ist  der  Handwerker  zu  einem  Hausindustriellen,  zu  einem 
Bediener  kapitalistischer  Unternehmungen  geworden,  wie  zumal  in  der 
Kleiderindustrie,  und  verkauft  an  den  Kunden  nur  auf  dem  Mittelswege 
über  das  Konfektionshaus;16)  oder  aber  umgekehrt,  er  stellt  die  von 
ihm  direkt  erkauften  Waren  gar  nicht  mehr  selbst  her,  sondern  bezieht  sie 
aus  der  Fabrik.  Die  Schusterwerkstatt  mit  Verkaufsstelle  wird  zum  Schuh¬ 
geschäft.17)  In  beiden  Fällen  ist  die  direkte  Beziehung  zwischen  Produzent 
und  Konsument  verloren  gegangen. 

Wir  sehen:  je  mehr  Produktion  von  Konsumtion,  Produzent  von 
Konsument  getrennt  sind,  desto  mehr  schwindet  die  Glücksmöglichkeit  der 
Arbeit.  Beim  Naturmenschen  liegen  noch  Glücksmomente  in  der  Arbeit 
selbst;  dem  Handwerker  —  sagen  wir  des  Mittelalters  —  bieten  sich  zwar 
schon  weniger  Glücksmomente  während  des  Arbeitsprozesses  selbst,  aber 
doch  noch  bei  der  Uebergabe  des  Arbeitsproduktes  an  den  Liebhaber  oder  den 
Besteller.  In  der  modernen  Zeit  ist  der  Verfertiger  lediglich  auf  die  Glücks¬ 
momente,  die  ein  hoher  Verdienst  ihm  verschaffen  kann,  gestellt,  eine  Glücks¬ 
möglichkeit,  welche  der  Handwerker  akzessorisch  ebenfalls  besaß.  Die  aus 
der  Wirtschaft  resultierenden  Glücksmöglichkeiten  werden  somit  für 
weiteste  Volkskreise  immer  mehr  von  dem  Arbeitsprozeß  auf  den  Arbeits¬ 
ertrag  verrückt  und  sozusagen  hinausgeschoben. 

Inwiefern  und  unter  welchen  historischen  Voraussetzungen  der  teil¬ 
weise  in  der  Arbeitsleistung  inhärente  Glücksinhalt  verloren  ging,  im  einzelnen 
nachzuweisen,  ist  Gegenstand  eines  gewaltigen  soziologischen  Problem¬ 
komplexes,  Hier  dürfen  wir  nur  eins  sagen:  heute  liegt  das  durch  die 
Arbeitskraft  zu  erwartende  Glück  ganz  wesentlich  im  Arbeitsprodukt,  ge¬ 
messen  an  der  Arbeitsrente.  Das  Moment,  welches  die  handarbeitenden 
Berufe  zur  Arbeit  veranlaßt,  besteht  weder  in  Ehrgefühl,  noch  in  persön¬ 
licher  Würde,  noch  in  Opferfreudigkeit,  noch  in  der  Erwartung  paradiesischer 
Freuden,  noch  in  Vaterlandsliebe,  noch  in  christlicher  Nächstenliebe,  noch  in 
sozialer  Solidarität,  noch  in  Nacheiferungstrieb  den  Vorfahren  gegenüber, 
noch  in  der  Liebe  zu  künftigen  Geschlechtern,  sondern  in  dem  puren 


16)  Vgl.  für  Deutschland:  Werner  Sombart,  Die  deutsche  Volkswirtschaft 
im  XIX.  Jahrhundert,  Berlin  1905.  Bondi,  p.  366  ff.;  für  Frankreich:  Charles 
Gide,  Economie  sociale.  Paris  1905,  Larose  et  Tenin,  p,  410. 

17j  Sombart,  Deutsche  Volkswirtschaft,  C,  c.  p.  360;  auch  der  Barbier  ist  oft 
im  Grunde  nur  der  Leiter  einer  Seifenniederlage,  sein  Geschäft  wird  von,  einer  Seifen¬ 
fabrik  finanziert  und  gehalten,  seine  Unabhängigkeit  ist  somit  nur  eine  scheinbare 
(W  ilhelm  Breitfeld,  Der  Deutsche  Drogenhandel.  Leipzig  1906,  Dieterici,  p.  95). 
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ökonomischen  Interesse. lb)  Die  (körperliche)  Arbeit  an  sich  ist  im  ganzen 
heute  freudlos  geworden.19) 

Erfüllt  nun  aber  die  Arbeitsrente  die  Aufgabe,  welche  die  Arbeit  nicht 
mehr  zu  erfüllen  vermag? 


B.  Zur  Hedone 

Die  Volkswirtschaft  als  Lehre  von  den  Gesetzen  der  Produktion  kann 
sich  der  psychologischen  Erkenntnisse  nicht  entschlagen.  Die  Produktion  ist 
ersten  und  letzten  Endes  sekundäres  Element.  Das  Primäre  ist  der  Produzent. 
Der  Produzent  aber  trägt  seine  seelischen  Bedürfnisse  und  Anlagen  in  die 
Produktion  hinein.30)  Die  Gesetze  der  Produktion  liegen  also  in  ihren 
wichtigsten,  nicht  technischen  Teilen  in  den  Gesetzen  der  menschlichen 
Psyche  verankert.  Drei  Viertel  der  theoretischen  Irrtümer  der  Volkswirt¬ 
schaftslehre  entquellen  der  Außerachtlassung  dieser  realen  Vorgänge  in  dem 
Uebersehn  des  psychologischen  Hauptkoeffizienten.  Die  Oekonomie  ist  in 
ihrem  Gesetzesbau  von  der  Hypothese  abzuleiten,  daß  die  Menschen  sich  in 
der  Wirtschaft  wie  in  jeder  anderen  Lebenseinstellung  vornehmlich  von  dem 
Bestreben  bestimmen  lassen,  mit  möglichst  geringstem  Kraftaufwand  den 
größtmöglichen  Nutzen  zu  erzielen.  So  erklärte  bereits  Fichte,  der  „innere 
wesentliche  Wohlstand“  bestehe  darin,  daß  man  mit  mindest  schwerer  und 
anhaltender  Arbeit  sich  die  menschlichsten  Genüsse  verschaffen  könne.21) 
Womit,  nebenbei  bemerkt,  ein  Sein,  nicht  ein  Seinsollen  ausgedrückt  ist.  Die 
Theorie  jedoch  soll  keine  Rezeptsammlung  sein.  Sie  hat  ihre  Aufgabe  erfüllt, 
wenn  sie  Zusammenhänge  einwandfrei  klarlegt  und  regelmäßig  sich  wieder¬ 
holende  Phänomene  nachweist.  Einer  Befehdung  des  Eudämonismus  durch 
die  Moralisten  ist  damit  die  Spitze  abgebrochen. 


18)  Maffeo  Pantaleoni,  Una  visione  cinematografica  del  Progresso  della 
Scienza  Economica,  in  den  Scritti  Vari  di  Economia,  Vol.  III.  Roma  1910,  Castellani  p.  27, 

19)  Daß  der  moderne  Arbeiter  seine  Arbeit  nicht  „liebt“,  ist  nicht  nur  mutmaßliche 
Meinung  der  Wirtschaftsphilosophie,  zumal  der  ersten  Hälfte  des  neunzehnten  Jahr¬ 
hunderts  (vgl,  eingehendere  Dokumentierung  in  meinem  Werke  Economia,  p.  64 — 84). 
Eine  gewissenhafte  Nachprüfung  gestattet,  wenigstens  innerhalb  gewisser  Grenzen,  die 
Enquete-  und  Tagebuchliteratur,  insoweit  sie  vom  Proletariat  ausgeht  oder  doch  an 
es  heran  gelangt,  (vgl.  z.  B.  Adolf  Levenstein,  Die  Arbeiterfrage,  mit  besonderer 
Berücksichtigung  der  sozialpsychologischen  Einwirkung  auf  die  Arbeiter.  München  1912, 
Reinhardt;  Andre  Vernieres,  Camille  Frison,  Ouvriere  de  la  Couture,  Paris  1908, 
Plon-Nourrit,  p.  297.) 

so)  Natürlich  wirkt  die  Produktionsart  und  das  Produktionsmittel  wieder  auf  die 
Psychologie  des  Produzenten  zurück.  Inwieweit  und  in  welcher  Weise  diese  Rückwirkung 
auf  die  Entstehung  des  modernen  Massenwillens  vor  sich  geht  und  welche  Ergebnisse 
sie  hervorruft,  habe  ich  in  meiner  Abhandlung:  Psychologie  der  antikapitalisti¬ 
schen  Massenbewegungen  (Bd.  IX  des  Grundriß  der  Sozialökonomik,  Tübingen  1924, 
Mohr)  ausführlich  darzustellen  versucht. 

21)  Johann  Gottlieb  Eichte,  ,Der  geschlossene  Handelsstaat,  Leipzig, 
Recliam,  p.  38. 
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Immerhin  erhält  das  Gesetz  vom  geringsten  Kraftaufwand  in  der 
Tatsachenwelt  eine  gehörige  Einschränkung.  Da  sich  das  Leben  des 
Menschen  weder  konzentrisch  in  der  Wirtschaft  abspielt  noch  auch  die 
Kreise  der  menschlichen  Tätigkeiten  und  Solidaritäten  an  sich  reinlicher 
Scheidung  unterliegen,22)  so  treten  die  außerwirtschaftlichen  Faktoren  der 
menschlichen  Psychologie  mit  ihren  Zwecksetzungen,  Ideen,  Leidenschaften 
(Residuen)  auch  in  der  menschlichen  Wirtschaft  mitbestimmend  auf,23) 
Dadurch  werden  der  Wirksamkeit  des  Typus  homo  oeconomicus  enge 
Grenzen  gezogen.24)  Auch  wirtschaftliches  Handeln  geschieht  häufig  ganz 
impulsiv,  oder  auch  politisch,  oder  national,  oder  traditionell  gebunden, 
kurz  durch  außerwirtschaftliche  vielfach  unbewußte  Determinanten  getragen 
und  somit  zuweilen  in  sein  Gegenteil  verkehrt. 

Auch  innerhalb  der  Grenzen  seiner  Wirkungskraft  braucht  das 
hedonistische  Prinzip  kein  bewußtes,  zweckklares  zu  sein,  sondern  vermag 
sehr  wohl  im  Unbewußten  oder  im  Instinkt  zu  ruhen.  Endlich  ist  es  keines¬ 
wegs  ausgemacht,  daß  der  Nutzen  als  Eigennutz  erscheint:  er  vermag  sehr 
wohl  Familien-  und  Gruppennutzen  zu  sein.  Ganz  klare  Inbeziehung¬ 
setzungen  erlaubt  die  menschliche  Durchschnittspsyche  nicht. 

C.  Der  Proportionalismus 

Jedenfalls:  Der  Grad  des  Glücksgefühls  stellt  sich  als  Resultante  des 
Vergleichs  zwischen  Nutzen  und  Mühen  dar,  als  Endergebnis  einer  Messung 
des  Nutzens  an  den  Kosten,  oder  auch,  rein  psychologisch  gesprochen,  der 
Lustgefühle  an  den  Unlustgefühlen.  Als  Calculus  of  pleasure  and  pain  hat  es 
Jevons  ausgedrückt.25) 

Für  die  Genußkraft  der  Arbeit  ist  nicht  die  Höhe  des  Lohnes,  nicht 
einmal  die  Kaufkraft  der  Lohnhöhe  entscheidend,  sondern  das  Verhältnis 
derselben  zu  den  vom  Arbeiter  in  der  Arbeit  durch  die  Arbeit  verlorenen 


22)  Ueber  den  Menschen  als  Schnittpunkt  zahlreicher  Solidaritätskreise  handelt 
unvergleichlich  Georg  Simmel,  Ueber  Soziale  Differenzierung.  Soziologische  und 
psychologische  Untersuchungen.  Leipzig  1890,  Duncker,  p.  100 — 106  (vgl.  auch  seine 
Soziologie,  p.  411). 

23)  Vilfredo  Pareto,  Trattato  di  Sociologia  Generale.  Firenze  1917. 
Barbera,  Vol.  II,  cap.  IX  (Le  Derivazioni). 

24)  Vgl.  auch  Franz  Oppenheimer,  System  der  Soziologie.  Jena  1923, 
G.  Fischer,  I,  1,  p.'  330  ff. 

25)  Stanley  Jevons,  Theory  of  Political  Economy.  London,  3  Ed.  1871,  vgl. 
auch  John  Ruskin,  Munera  Pulveris,  London  1872,  p.  40.  Auch  bei  deutschen 
Autoren  finden  wir  die  These  der  Lebensaufopferung.  Vgl.  Fr,  B.  Wilhelm  von 
Hermann,  Staatswissenschaftliche  Untersuchungen,  München  1870  (1.  Aufl.  1832), 
Ackermann,  p.  8  ff.;  Georg  Simmel,  Philosophie  des  Geldes,  Leipzig  1900,  Duncker, 
p,  466  ff. 
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Lebenswerten.  Sehr  gut  unterscheidet  Ruskin,  durch  die  Treffsicherheit  der 
englischen  Sprache  begünstigt,  zwischen  labour  und  work;26)  letztere  als 
notwendiges  Salz  des  Lebens,  etwa  im  Sinne  des  deutschen  Sprichwortes: 
Arbeit  macht  das  Leben  süß,  erstere  als  loss  of  life  wertend.  Dazu  auch  die 
eindringlichen  Worte  Proudhons:  ,,Qu'est  ce  donc  que  le  travail?  Nul  encore 
ne  l'a  defini.  Le  travail  est  l'emission  de  l'esprit.  Travailler,  c'est  depenser  sa 
vie;  travailler,  en  un  mot,  c’est  se  devouer,  s'est  mourir,  Que  les  utopistes 
ne  nous  parlent  plus  de  devouement:  le  devouement,  c’est  le  travail,  exprime 
et  mesure  par  ces  oeuvres.“27)  Hier  liegt  die  Wichtigkeit  der  Produktions¬ 
methode.  Von  ihr  wird  es  abhängen,  mit  welchen  Opfern  von  Arbeitsdauer, 
Langeweile,  Ekel  und  Gesundheitskraft  die  Zunahme  der  Güter  und  die 
Höhe  des  Lohnes  erreicht  wird.  Eine  Steigerung  der  Glücksmöglichkeiten 
liegt  bei  Steigerung  des  Wohlstandes  nur  dort  vor,  wo  der  geschaffene 
Nutzen  das  lebensfördernde  Element  die  als  Lebensopferung  geltenden 
Begleiterscheinungen  der  Arbeit  übertrifft.  Glück  wird  nicht  von  der 
Quantität  des  Erwerbs,  sondern  von  dem  Verhältnis  von  Ertrag  zu  den  dazu 
aufgewandten  Kosten  bestimmt.  Man  erhält  also  etwa  folgende  Formel: 

Mühe,  tedio,  loss  of  life,  „Arbeitsleid“ 

Ertrag 

eine  Formel,  welche  Grenznutzenelemente  mit  Kostenelementen  verbinden 
mag.  Bei  gleichbleibender  Proportion  der  beiden  Ansätze  Arbeit  und  Ertrag 
können  mithin  die  beiden  Quantitäten  sehr  verschiedener  Höhe  sein.  Durch 
eine  große  Menge  Arbeit  vermag  eine  große  Menge  Gewinn  erzielt  zu 
werden.  Eine  geringere  Menge  Arbeit  liefert  caeteris  paribus  eine  geringere 
Menge  Verdienst.  Die  größere  Menge  Arbeit  wird  durch  die  Erzielung 
größerer  Befriedigungsmöglichkeit  belohnt.  Aber  zur  Erzielung  einer  ge¬ 
ringeren  Befriedigungsmöglichkeit  genügt  doch  wieder  ein  geringerer  Auf¬ 
wand  von  Unlustgefühl.  Der  eine  will  „besser  leben“,  der  andere  „weniger 
arbeiten“.  In  welchem  Falle  die  Glücksmöglichkeiten  sich  da  leichter  zu 
Glücksgefühlen  auswachsen,  ist  theoretisch  unbeantwortbar.  Für  viel  Unlust 
viel  Lust,  oder  für  wenig  Unlust  wenig  Lust.  Ob  die  Glücksgefühle  durch  die 
Verfügung  über  größeren  Erwerb  wie  im  ersten  Falle,  oder  durch  geringeren 
Müheansatz  wie  im  zweiten  Falle,  stärker  akzentuiert  werden,  ist  ein  Problem 
persönlichen  Charakters,  professioneller  Mentalität,  ethischer  Anlage  und 
ethnisch-nationaler  Einstellung,  bisweilen  auch  außergewöhnlicher  Zeit¬ 
umstände. 


26)  John  Ruskin,  1.  c.  p.  59. 

2  )  P.  J.  P  r  o  u  d  h  o  n  ,  Systeme  des  Contradictions  Economiques  ou  Philosophie 
de  la  Misere.  3  ed.  Paris  1867,  Lacroix,  vol,  II.  p.  365 
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Ueber  einige  dieser  Punkte  mögen  an  dieser  Stelle  einige  wenige 
(beliebig  vermehrbare)  Literaturangaben  genügen. 

Zur  professionellen  Mentalität: 

„L'existence  du  petit  marchand  dans  sa  boutique  est  plus  douce.  Debout  sur  le 
seuil  de  sa  porte,  ou  beatement  assis  derriere  son  comptoir,  il  attend  les  clients  sans 
tracas,  cause  longuement  avec  ceux  qui  se  presentent,  et  si  son  gain  est  m6diocre,  sa 
peine  Test  encore  davantage."  28) 

„Per  conto  poi  della  plebe,  allorche  essa  vive  in  paesi,  dove  la  mercatura  e  la 
varietä  dell'  arti,  che  alimentano  il  commerzio,  son  poco  introdotte,  piü  amore 
dell'ozio  che  della  fatica  facilmente  si  troverä  in  molti  d"essi.  Avvezzi  coloro  a  guada- 
gnar  tanto,  che  vivono  alla  giomata,  non  saprebbero  ne  vogliono  muovere  un  passo,  per 
migliorar  la  loro  fortuna,  Sforzandosi  piü  tosto  di  sedurre  e  di  tirar  nel  lor  partito  chi 
con  si  vili  massime  non  si  regge,  e  van  dicendo  in  lor  cuore  ciö  che  dello  stolto  ha 
detto  l'ecclesiasta:  Meglio  k.  un  pizzicotto  con  riposo,  che  l'aver  piene  le  mani  con 
fatica."29) 

Zur  ethischen  Anlage: 

„S’il  (I'homme)  consent  ä  passer  sa  vie  dans  un  etat  de  misere  et  de  mediocritö, 
ce  n'est  de  sa  part  ni  moderation,  ni  simplicite  de  moeurs:  c'est  grossierete,  paresse, 
incurie,  absence  de  digaitö,  de  goüt,  de  deiicatesse.  Loin  d’avoir  des  penchants  moderes, 
il  serait  volontiers  dissolu;  il  est  fort  enclin  ä  l’intemperance,  ä  la  luxure,  au  luxe; 
il  a  le  goüt  de  toutes  les  jouissances  desordonn£es:  il  n’a  pas  l’amour  du  bien-etre."  30) 

Zur  ethnisch-nationalen  Einstellung: 

„La  filosofia  dell’  Operaio  Inglese  consiste  in  lavorar  molto  per  goder  molto;  il 
contrario  del  principio  che  professano  il  Lazzarone  e  lo  Spagnuolo,  di  godere  niente 
per  fare  niente."31) 

„Paris  est  peut-etre  la  ville  du  monde  la  plus  sensuelle  et  oü  l’on  raffine,  le  plus 
sur  le  plaisir:  mais  c'est  peut-etre  celle  oü  l'on  mene  une  vie  plus  dure."32) 

Eine  eingehende  Darlegung  des  Proportionalismus  zwischen  Arbeits¬ 
menge  und  Bedürfnismenge  und  ihrer  Beziehung  zum  menschlichen  Glück 
im  Rahmen  nationaler  Differenzierung  befindet  sich  in  meiner  Abhandlung 
über  Wirtschaft  und  Rasse.33)  Niemand  vermag  zu  sagen,  wer  glücklicher 
ist:  der  Londoner  Buchdrucker,  der  bei  zehnstündiger  Arbeitszeit  zehn 
Schilling  verdient,  oder  der  arabische  Hafenarbeiter,  dessen  täglicher 
Durchschnittsverdienst  sich  nur  auf  fünfzehn  Piaster  beläuft,  der  dafür  aber 
nur  täglich  etwa  zwei  bis  drei  Stunden  zu  arbeiten  braucht.  Jener  hat 
größere  Möglichkeiten  der  Zufriedenheit  in  der  größeren  Kauffähigkeit 
seines  Gewinnes,  die  ihm  reichere  Genüsse  an  Speise  und  Trank,  Theater 


28)  Georges' d'Avenel,  Le  M6canisme  de  la  vie  moderne,  5.  ed.  Paris,  1908, 
Colin,  Vol.  I„  p.  84. 

29)  Muratori,  Pubblica  Felicitä,  1.  c.,  p.  239. 

30)  Charles  Dunoyer,  De  la  Libert6  du  Travail  ou  simple  Expose  des  Con- 
ditions  dans  lesquelles  les  Forces  humaines  s’exercent  avec  le  plus  de  Puissance.  Paris 
1845,  Guillaumin,  vol.  II.,  p.  81. 

31)  Giuseppe  Pecchio,  Un’elezione  di  membri  del  parlamento  in  Inghilterra, 
Lugano  1826,  Vanelli,  p.  87. 

32)  Montesquieu,  Lettres  persanes  (Ed.  Paris  1891,  Didot,  p.  409/410). 

3S)  2.  Aufl.  des  2.  Bandes  des  Grundriß  für  Sozialökonomik  (Tübingen  1922). 
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und  Sonntagsfreuden  gestatten  kann,  jener  darf  sich  auch  bei  kärglicherer 
Lebensweise  länger  ausruhen,  länger  sonnen,  darf  länger  träumen.31) 

Zu  den  außerordentlichen  Zuständen,  so  zur  Zeit  der  Belagerung 
von  Paris: 

,,Ces  habitudes  de  fairicantise  militaire  et  de  dissipation  soldatesque  leur  plasaient, 
ils  se  dcgoütaient  du  travail.  Je  me  souviens  qu’un  jour,  ayant  besoin  de  cartes  de 
visite,  j'allai  chez  un  graveur  qui  me  dit:  Pendant  le  siege,  monsieur,  nous  n'avons  pas 
d'ouvriers.  fComme  ils  ne  gagnet  que  3  Ir.  50  ou  4  francs  ä  travailler  dans  notre 
partie,  ils  iaimönt  mieux  recevoir  1  fr.  50  ä  ne  ricn  faire,  C  etaient  les  fameux  ateliers 
nationaqx  de  48  qui  revenaient  sous  une  autre  forme.  3j) 

-  il/  bie  Wertung  der  Arbeitsertragshöhen  wie  überhaupt  der  erreichbaren 
Gjiter  ist  also,  auch  von  der  in  sie  hineingesteckten  Arbeit  abstrahiert,  keine 
Absolute,  sondern  unterliegt  dem  gesamten  Komplex  ökonomischer,  volks-, 
berufs-  und  individuellpsychologischer  Staffelungen,  aus  welchen  sich  das 
menschliche  Leben  zusammenfügt,  im  Verein  mit  den  Wechselfällen  des 
Schicksals.  Der  berühmte  Baseler  Mathematiker  Daniel  Bernoulli  war  be¬ 
strebt,  den  Abstand  zwischen  der  sogenannten  mathematischen  Hoffnung 
und  den  von  der  Hoffnung  bedingten  Erscheinungen  des  täglichen  Lebens 
auf  ein  bestimmtes  Prinzip  zurückzuführen.  Er  definierte  die  mathematische 
Hoffnung  als  den  zahlenmäßigen  Wert  eines  Gutes  multipliziert  mit  dem¬ 
jenigen  Bruch,  welcher  die  subjektive  Wahrscheinlichkeit  der  Erlangung 
dieses  Gutes  ausdrückt.  Die  Inbeziehungsetzung  dieser  Formel  mit  der 
Empirie  der  Lebenserscheinungen  erzielt  als  Resultat,  daß  die  Schätzung 
eines  und  desselben  Gutes  auf  sehr  erhebliche  Schätzungsunterschiede 
stößt.  Die  Glückshoffnung  oder  Glücksmöglichkeit  (Chance)  steht  in  umge¬ 
kehrtem  Verhältnis  zu  dem  im  Falle  des  Inerfüllunggehens  von  ihr  ausge¬ 
lösten  Glücksgefühl.  Je  geringer  erstere,  desto  gewaltiger  letzteres.  Das 
gilt  sowohl  individuell  wie  sozial.  Aber  auch  der  unerwartete30)  Gewinn  von 
tausend  Franken  löst  beim  Reichen  nicht  das  gleiche  Wonnegefühl  aus  wie 
beim  Armen.  Bernoulli  stellt  den  Satz  auf,  daß  der  persönliche  Wert  einer 
Summe  gleich  dem  absoluten  mathematischen,  durch  das  Vermögen  der 
interessierten  Personen  dividierten  Werte  ist.37)  Glücksgefühl  wäre  dann 

3‘)  Giu  steppe  Pecchio,  Osservazioni  semiserie  di  un  esule  in  Ingbilterra. 
Neue  Aufl,  Lanciano  1913,  Carabba,  p.  39 — 40. 

35)  Francisque  Sarcey,  Le  siege  de  Panis.  Paris,  Flammiarion,  p.  153. 

36)  Das  Eigenschaftswort  „unerwartet“  ist  von  großer  Wichtigkeit.  Ein  erwarteter 
Vermögenszuwachs  verringert,  auch  wenn  er  von  gleicher  Größe  ist,  den  Abstand 
zwischen  den  Glücksgefühlen  der  ökonomisch  Differenzierten.  Der  Reiche  wird  sich  über 
den  erwarteten  Zuwachs  von  hundert  Franken  mehr  freuen  als  über  den  unerwarteten, 
weil  im  ersteren  Fall  eine,  wenn  auch  geringe  Spannung  vorhanden  gewesen  ist,  die 
im  andern  Fall  fehlt  und  die  nach  Entspannung  verlangt,  welche,  wenn  sie  nicht  eintritt, 
auch  im  Reichen  Unlustgefühle  auslöst  (z.  B.  bei  der  Nichtrückgabe  von  kleinem  Leih¬ 
kapital,  dasi  „gebucht“  ist,  also  ordnungsmäßig  einlaufen  „müßte“,  oder  dessen  Nicht¬ 
zahlung  auf  „Frechheit“,  Nichtachtung  usw,  des  Schuldners  zurückgeführt  werden  kann). 

37)  DanielBernoulli,  Specimen  Theoriae  Novae  de  Mensura  Sortis.  (Deutsche 
Aufl.  Leipzig  1896,  p.  23  ff.) 
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nichts  als  ein  Derivat  der  Wertschätzung  eines  Wirtschaftsgutes  und  auch 
in  seiner  Gradstärke  von  dieser  abhängig.  Wir  stoßen  hier  auf  ein  Gesetz, 
das  uns  in  seiner  ursprünglichen  Form  als  Gossensches  Gesetz  auch  in  dem 
normalen  Bestand  der  reinen  Oekonomie  bekannt  ist,  das  (erweiterte) 
Gesetz  vom  sinkenden  Nutzen,  demzufolge  die  individuelle  Wertschätzung 
eines  Wirtschaftsgutes  durch  einen  Wirtschaftsmenschen  (innerhalb  einer 
„Bedürfnisperiode“)  zu  der  jeweilig  ihm  zur  Verfügung  stehenden  Menge 
dieses  Wirtschaftsgutes  steht:  je  geringer  diese  Menge,  desto  höher  der 
Nutzen;  oder  das  Gesetz  von  der  Sättigung  der  Bedürfnisse,  das  im  Grunde 
nur  eine  anders  orientierte  Fassung  des  ersteren  darstellt:  die  These  vom 
mit  zunehmender  Quantität  sich  einstellenden  Sinken  der  Fähigkeitsquote 
des  Wirtschaftsgutes  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse.  Dieses  Sinken  setzt 
sich  fort,  bis  das  Bedürfnis,  übersättigt,  in  Widerwillen  umschlägt.  Wenn 
die  Maus  voll  ist,  schmeckt  ihr  der  Zucker  bitter.  Ist  der  Sättigungspunkt 
erreicht,  so  kann  auch  eine  eintretende  Verringerung  der  vorhandenen 
Quantität  dem  Schätzungswert  nicht  wieder  die  ehemalige  Höhe  zurück¬ 
geben,  wenigstens  nicht  ohne  längeren  zeitlichen  Intervall.  Der  Seltenheits¬ 
wert  der  Kirsche  ist  zu  Beginn  und  zu  Ausgang  der  Kirschensaison  der 
gleiche.  Dementsprechend  müßte,  nur  an  ihm  gemessen,  auch  der  Markt¬ 
wert  der  Kirsche  in  beiden  Perioden  der  gleiche  sein.  Statt  dessen  ist 
der  Preis  der  Frühkirschen  ungleich  höher  als  der  der  letzten  gleichen 
Früchte  der  Saison.38)  Von  obiger  These  bleibt  zunächst  nur  das  Geld  frei, 
insofern  es  nämlich  unendlich  tauschfähiges  Befriedigungsmittel  ist. 

Bedeutet  mithin  die  Erschwerung  der  Erreichbarkeit  der  Genüsse 
implicite  eine  Erhöhung  der  menschlichen  Genußfähigkeit?38)  Die  Frage  so 
stellen,  heißt  ihr  Grenzen  ziehen.  Der  Intensität  des  Wunsches  entspricht 
nicht  die  gleiche  Intensität  des  Genusses  bei  der  Befriedigung.  Wäre  diese 
These  falsch,  so  wären  Lustgefühle,  deren  Genesis  nicht  in  einem  behobenen 
Unlustgefühl  bestände,  absurd.  Achille  Loria  zufolge  sind  es  vier  Elemente, 
deren  Zusammentreffen  Glück  ergibt:  Bedürfnis,  Befriedigung,  Arbeit,  ge¬ 
sicherte  Zukunft.  Das  Fehlen  eines  derselben  mache  Glücksmöglichkeit  zu¬ 
schanden.  So  vermöge  der  Mönch  nie  glücklich  zu  sein,  da  er  zwar  zwei  der 
genannten  Faktoren,  Arbeit  und  gesicherte  Zukunft,  nicht  aber  den  Wunsch 
kenne  (was  bestreitbar  ist),  Wunschlosigkeit  aber  schließe  Glück  aus.40) 
Indes  gibt  es  wünsch-  und  arbeitslose  Glücksgefühle  da,  wo  zwischen 
Subjekt  und  Objekt  unursächliche,  zusammenhanglose  Erscheinungen  ob¬ 
walten:  der  Duft  eines  Rosengartens,  der  unerwartet  zu  uns  herüberweht, 

38)  Charles  Gide,  Cours  d’Economie  Politique.  2.  Aufl.  Paris  1911,  Recueil 
Sirey,  p.  50. 

39)  Bernard  de  Fönten  eile,  Le  Bonheur,  in:  Oeuvres  de  Monsieur  de 
Fontenelle.  Neue  Aufl.  Paris  1742,  Brunet,  p,  244. 

40)  Achille  Loria,  Siamo  rcoi  piü  felici  dei  nostri  antenati?  in  der  Nuova 
Antologia,  Januar  1?08. 
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eine  herrliche  Aussicht,  die  sich  unversehens  unserem  Auge  darbietet,  bieten 
auch  , .Glück“.41)  Auch  ökonomisch  determinierte  Lustgefühle  vermögen  zu 
entstehen,  wo  kein  Begehren  als  Auftakt  vorhanden  war.  Das  Gesetz  der 
Kontrastwirkungen  würde  bestimmen,  daß  die  Höhe  der  Lustgefühle 
von  der  Höhe  der  vorher  empfundenen  Unlustgefühle  abhängig  ist,  da  die 
Nerven  für  eine  bestimmte  Erregungsrichtung  um  so  empfänglicher  sind,  je 
intensiver  sie  vorher  der  entgegengesetzten  ausgesetzt  gewesen  waren.  Die 
Richtigkeit  dieser  Behauptung  oder  doch  wenigstens  ihre  Anwendbarkeit  auf 
die  Sozialwissenschaft  bricht  sich  indes  an  der  empirischen  Erkenntnis  von 
der  seelischen  Abstumpfung  als  phaenomenon  concomitans  der  Entbehrung. 
Die  Physiologie  gelangt  zu  dem  gleichen  Gesetz:  ein  gewisses,  individuell 
verschiedenes  Maß  von  Mühe  und  Anstrengung  erhöht  den  Stoffwechsel  und 
somit  auch  die  geistige  Aufnahmefähigkeit.  Der  Organismus  erstarkt.  Die 
Ueberschreitung  dieses  Maßes  aber  bringt  dem  Menschen  körperlichen 
Schaden,  vermindert  seine  geistige  Elastizität  und  zerstört  seine  seelische 
Fähigkeit  zur  Empfindung  von  Freude.  Die  Kurve  der  Arbeitsfähigkeit  bietet 
eine  gewisse  Parallele  zur  Kurve  der  Glücksfähigkeit.  Die  allererste  Arbeits¬ 
periode,  der  Beginn  der  Arbeit,  liefert  ein  an  Quantität  und  an  Qualität 
gleichmäßig  bescheidenes  Resultat.  Erst  nach  Ueberwindung  der  Phase  des 
Einarbeitens  wird  durch  das  Training  eine  höhere  und  ertragreichere 
Arbeitsleistung  ermöglicht,  auf  die  dann  aber  wieder  eine  dritte,  durch  den 
Hinzutritt  der  Mattigkeit  geringwertiger  sich  gestaltende  Phase  folgt,  deren 
Grad  der  Minderwertigkeit  mit  dem  Grad  des  zeitlich  ununterbrochenen 
Fortganges  der  Arbeit  wächst,  bis  sie  den  Nullpunkt  erreicht,  auf  dem  der 
Arbeiter  überhaupt  keiner  Leistung  mehr  fähig  ist.  Ein  Prozeß,  dessen  Ent¬ 
wicklungsphasen,  gemessen  mittels  des  Mossoschen  Ergographen  oder  des 
Dynamometers  (physiologische  Methode)  oder  durch  Notierung  der  Sensi¬ 
bilität  der  Untersuchungsobjekte  durch  den  Brown-Sequartschen  Aesthesio- 
meter,  objektiv  verfolgt  und  dargestellt  werden  kann.  Das  Resultat  liegt 
danach  etwa  folgendermaßen:  die  erste  Arbeitsphase  erzeugt  das  Produkt 
100,  die  zweite,  wohl  längste,  das  Produkt  200,  die  dritte  150,  die  vierte  100, 
die  fünfte  60,  die  sechste  40,  die  siebente  0.42) 


41)  „Ein  ethischer  Hedonismus  ist  unmöglich.  Ein  ästhetischer  Hedonismus  ist  mög¬ 
lich."  (G  o  m  p  e  r  z  ,  1.  c.,  p.  121.) 

42)  Alfredo  Niceforo,  Anthropologie  der  nichtbesitzenden  Klassen.  Studien 
und  Untersuchungen.  Leipzig-Amsterdam  1910,  Maas  u.  van  Suchtelen,  p.  320.  Vgl.  auch 
vom  gleichen  Verfasser:  Les  Classes  pauvres.  Recherches  Anthropologiques  et  Sociales. 
Paris  1905,  Giard  et  Briöre,  p.  308  segg.;  Enrico  Leone  (L'economia  politica  in 
rapporto  al  socialismo.  Genova  1904,  Libr.  Mod.,  p.  75)  irrt,  wenn  er  annimmt,  daß  die 
erste  Stunde  für  den  Arbeiter  eine  Arbeitsmühe  von  10  und  einen  Produkt  von  20,  die 
zweite  eine  Mühe  von  11,  einen  Produkt  von  19  ergebe.  Bei  den  meisten  Arbeits¬ 
arten  wird  die  zweite  Stunde  für  den  Arbeiter  weniger  Mühe  bedeuten  als  die  erste. 
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Die  Glücksempfänglichkeit  gestaltet  sich  dementsprechend.  Die  Be¬ 
glückung  bei  geringer  Anstrengung  weist  geringe  Intensität  auf.  Die  Frucht 
gesunder  Arbeit  stillt  den  Hunger  am  besten.  Bei  überhandnehmender  Ueber- 
arbeit  aber  stellt  sich  eine  mit  dem  Grade  der  Ueberarbeit  wachsende  Un¬ 
tauglichkeit  zur  Genussesfreude  ein,  wobei  die  Regel  selbst  dann  gilt,  wenn 
das  durch  die  Ueberarbeit  gewonnene  Resultat  nicht  nur  als  absolut,  sondern 
im  Hinblick  auf  das  Plus  an  angewandter  Arbeitszeit  und  Arbeitsmühe  auch 
als  relativ  bedeutender  erscheint  als  das  Resultat  der  gesunden  Arbeit. 
In  der  Lohnarbeit  macht  Ueberarbeit  weder  glücklich  noch  reich.  Denn  sie 
pflegt  die  gleichen  Folgen  aufzuweisen  wie  die  Faulheit;  beide  folgern  sie 
das  Elend.  Wolle  man  die  Armut  in  England  und  in  Frankreich  mit  der  in 
Spanien  vergleichen,  vermeinte  Fourier,  so  müsse  sogar  zugegeben  werden, 
daß  sie  in  letzterem  Land  eher  geringer  sei  als  in  dem  erstgenannten.  Der 
apathische  Spanier  besitze  wenigstens  die  Wahrscheinlichkeit,  wenn  er  sich 
nach  Arbeit  umsehe,  solche  zu  finden,  während  diese  Gewißheit  dem  fran¬ 
zösischen  und  dem  englischen  Arbeiter  sowie  auch  den  Arbeitern  des 
industriereichen  Katalonien  fehle/3) 

*  *  * 

Ueber  das  Lucrum  als  Opfer,  insoweit  es  den  Typus  des  „Schatz- 
bilders“  erzeugt,  hat  Karl  Marx  wohl  das  letzte  Wort  gesprochen:  „Um  das 
Gold  als  Geld  festzuhalten  und  daher  als  Element  der  Schatzbildung,  muß 
es  verhindert  werden  zu  zirkulieren  oder  als  Kaufmittel  sich  in  Genußmittel 
aufzulösen.  Der  Schatzbilder  opfert  daher  dem  Goldfetisch  seine  Fleisches¬ 
lust.  Er  macht  Ernst  mit  dem  Evangelium  der  Entsagung.  Andererseits  kann 
er  der  Zirkulation  nur  in  Geld  entziehen,  was  er  ihr  in  Ware  gibt.  Je  mehr 
er  produziert,  desto  mehr  kann  er  verkaufen.  Arbeitsamkeit,  Sparsamkeit 
und  Geiz  bilden  daher  seine  Kardinaltugenden,  viel  verkaufen,  wenig  kaufen 
die  Summe  seiner  politischen  Oekonomie.“44) 

Ueber  den  inhärenten  eudämonologischen  Selbstzweckcharakter  des 
Geldes,  gemessen  an  der  dadurch  erlangbaren  Materie,  ist  die  Kontroverse 
weniger  eindeutig.  Ein  italienischer  Klassiker  der  Nationalökonomie  des 
sechzehnten  Jahrhunderts,  Bernardo  Davanzati,  hat  das  Gold  und  das  Silber 
als  die  Mittel  und  Werkzeuge,  welche  die  ganze  menschliche  Güterwelt 
rühren  und  umrühren  und  die  mithin  als  die  zweiten  Gründe  zum  glücklichen 
Leben  betrachtet  werden  könnten,  gelobt,45)  Ein  altes  toskanisches  Sprich- 


43)  Charles  Fourier,  L’Industrie  industrielle  et  scientifique.  Paris  1847, 
Libr.  Phalanst.,  p.  20. 

44)  Karl  Marx,  Das  Kapital.  Zweite  Aufl.  Hamburg  1872,  Meißner,  vol.  I.,  p.  115. 

45)  Bernardo  Davanzati,  Lezione  delle  Monete  (Opera,  Firenze  1853.  Le 
Monnier.  Vol.  II,  p.  438);  vgl.  auch  Giuseppe  Pecchio,  Storia  dell'  Economia 
Pubblica  in  Italia.  Lugano  1849,  Tip.  Svizzera,  p.  119. 
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wort  bezeichnet  das  Geld  als  zweites  Blut.46)  Der  deutsche  Volksmund  spricht 
von  Glücksgütern,  der  französische  von  biens  de  fortune.  Im  Altgriechischen 
bezeichnet  das  gleiche  Wort  öß.ßog  Reichtum  und  Glück.  Es  bestehen  mithin 
Auffassungen,  denen  zufolge  die  Begriffe  vom  Geld  und  menschlichen  Glück 
einander  sehr  nahe  kommen,  wenn  nicht  geradezu  ineinander  übergehen, 
Solchen  Axiomen  stellte  sich  die  Empirie  entgegen.  Sie  sprach  schon  aus 
Montaigne:  .  .  .  il  n’est  rien  naturellement  si  contraire  ä  nostre  göust,  que  la 
satiete  qui  vient  de  l'aysance;  ny  rien  qui  l'aiguise  tant  que  la  rarete  et 
difficulte.47)  Nach  Francis  Hutcheson,  dem  Lehrer  Adam  Smiths,  ist  der  von 
hedonistischen  Zwecken  freie  Durst  nach  Reichtum  ebenso  unersättlich  wie 
unnütz.  The  thurst  for  wealth  without  reference  to  pleasure  or  offices  of 
liberality,  is  an  eager,  insatiable,  restless,  joyless  craving.48)  Der  reisende 
Perser  Montesquieus  höhnte  den  reichen  Pariser  damit,  daß  er  sein  Leben 
damit  verbringe,  pour  amasser  de  quoi  vivre.49) 

In  der  Tat:  Nach  Erlangung  einer  bestimmten  Einkommenshöhe  ist 
die  Steigerung  des  Genusses  kaum  mehr  möglich.  Von  künstlerischen  und 
wohltätigen  Zwecken  (Anlage  von  Museen,  Stiftung  von  Krankenhäusern 
und  dergleichen)  etwa  abgesehen  und  die  Frage  nur  im  Lichte  der  physischen 
Genußvermehrung  betrachtet,  kann  der  vielfache  Millionär  seine  Glücks¬ 
möglichkeiten  nicht  mehr  vergrößern.  Shaw  hat  recht:  er  wird  als  Aktionär 
bald  zu  der  Ueberzeugung  gelangen,  daß  es  für  den  Geschäftsgang  des  Unter¬ 
nehmens,  an  dem  er  beteiligt  ist,  von  geringerem  Nachteil  ist,  wenn  er  einen 
seiner  Standesgenossen  aus  seinem  Kreise  vor  die  Tür  setzt,  als  wenn  er 
mit  einem  Handelsreisenden  oder  einem  Radfahrer  in  Streit  gerät.  Ueber 
England  wird  berichtet,  daß  dort  selbst  der  reichste  Mann,  wenn  er  müh¬ 
samen  Anproben  und  Aenderungen  aus  dem  Wege  gehen  will,  gezwungen 
ist,  sich  in  einem  mehr  oder  weniger  billigen  großen  Konfektionsgeschäft  zu 
kleiden,  da  gerade  derartige  Geschäfte  die  besten  Zuschneider  mit  Beschlag 
belegt  haben,  weil  es  ihnen  vor  allem  darauf  ankommt,  daß  die  bei  ihnen 
bestellten  Röcke  gleich  bei  der  ersten  Anprobe  gut  sitzen.  Sonst  würden  sich 
ja  durch  längere  Arbeit  die  Herstellungskosten  zu  sehr  erhöhen,  während 
das  Bestehen  der  Konfektionshäuser  die  Ansatzmöglichkeit  billiger  Preise 


40)  Giuseppe  Giusti,  Raccolta  di  Proverbi  Toscani.  Firenze  1886,  Le  Monnier, 
p.  257,  —  Noch  heute  wird  in  Neapel  von  dem  kleinen  Wucherer  das  ausgeliehene 
Geldkapital  als  sein  Blut  (mio  sangue)  bezeichnet  (M  a  t  i  1  d  e  S  e  r  a  o  :  II  Paese  di 
Cuccagna.  Napoli,  25.  Aufl.  1910,  Perrella,  p.  273/6. 

47)  Michel  de  Montaigne,  Essais.  Paris  1844,  Lefevre,  p,  291. 

48)  Francis  Hutcheson,  A  System  of  moral  Philosophy.  London  1755, 
Millak,  Vol.  I,  p.  163. 

49)  1.  c. 
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voraussetzt.50)  Auf  diese  Weise  ist  die  Genußfreude  des  reichen  Mannes 
gebunden. 

Für  den  Reichen  bedeutet  die  Zunahme  der  Einkommenshöhe  also  nicht 
immer  eine  ihr  entsprechende  Zunahme  der  Glücksmöglichkeiten  oder  des 
Glückszuwachses.  Dagegen  bedeutet  es  für  den  Armen  einen  Ausschluß  der 
Glücksmöglichkeiten,  wenn  sein  Verdienst  unter  ein  allerdings  nur  örtlich 
und  zeitlich  und  auch  da  nur  äußerst  schwer  zu  bestimmendes  Mindestmaß 
heruntersinkt.  Daher  die  eudämonistische  Bedeutung  der  Festsetzung  von 
Minimallöhnen  in  dem  Sinne,  daß  behördlich  fixierte  Lohnsätze  eine  Grenze 
bilden,  unter  welche  die  Arbeitgeber  bei  Vereinbarung  der  Löhne  mit  den 
Arbeitern  nicht  heruntergehen  dürfen,  oder  auch,  daß  von  den  organisierten 
Arbeitern  selbst  in  den  mit  den  Unternehmern  geschlossenen  Tarifverträgen 
Abmachungen  ausgehen,  in  welchen  die  Arbeiter  sich  ausdrücklich  Mindest¬ 
lohnsätze  zu  stipulieren  trachten.  Zugleich  entstanden  die  steten  Versuche 
der  Arbeiter  und  ihrer  Freunde,  die  Arbeitsfreude  auf  anderem  Wege  sicher¬ 
zustellen.  Francois  Vidal,  die  rechte  Hand  Louis  Blancs,  konnte  es  in  der 
von  der  Regierung  1848  eingesetzten  Kommission  im  Luxembourg  als  ein 
Ziel  des  Regierungssozialismus  darstellen,  daß  er  die  Arbeiterexistenz 
ihres  Charakteristikums  als  einer  Resultante  des  dynamischen  Gesetzes  von 
Angebot  und  Nachfrage  zu  entkleiden  beabsichtige,  indem  der  Staat  den 
Arbeitern  ein  ständiges  Existenzminimum  garantiere  und  ihnen  Beamten¬ 
charakter  verleihe.51)  Noch  häufig  sind  bis  auf  unsere  Tage  Sozialreformer 
meist  christlicher  Observanz  auf  diesen  Gedanken  zurückgekommen.52)  Das 
sine  qua  non  einer  Mindesteinkommenshöhe  für  die  Möglichkeit  der  Ent¬ 
stehung  von  Glücksmöglichkeiten  macht  es  erklärlich,  daß  in  Ländern,  in 
denen  die  Lohnhöhe  den  Gesetzen  von  Angebot  und  Nachfrage  allein  über¬ 
lassen  und  niedrig  ist,  selbst  an  dem  Zurechtbestehen  der  Arbeiterschutz¬ 
gesetzgebung  Zweifel  entstehen,  falls  von  ihr  angenommen  werden  kann,  daß 
sie  die  Verdienstmöglichkeiten  der  ärmeren  Schichten  des  Proletariats 
schmälern  könne.  Als  1902  in  Italien  das  erste  größere  Kinder-  und 
Frauenschutzgesetz  zur  Frage  stand,  wurden  Stimmen  laut,  die  darauf 
hinwiesen,  daß  durch  gesetzlichen  Ansatz  einer  geringeren  Stundenzahl 
sowie  zumal  Ausschluß  gewisser  Altersgruppen  aus  der  Fabrikarbeit  die 
Gefahr  entstehe,  das  Budget  der  armen  Familien  zu  verringern.  Ueberarbeit 


50)  Bernard  Shaw,  Socialism  for  Millionaires.  London  1901,  Fabian  Tract., 
p.  4.  Ueber  das  unnötige  Quälen  und  Abrackern  der  Kapitalisten  s.  auch  Gustav 
Landauer,  Aufruf  zum  Sozialismus.  2.  Aufl.  Berlin  1919,  Cassirer,  p.  94. 

51)  Louis  Blanc,  La  Revolution  de  Fevrier  au  Luxembourg.  Paris  1849, 
Levy,  p.  50. 

52)  Auch  in  neueren  Zeiten  sind  einige  wieder  zu  diesem  Postulat  gelangt.  Vgl. 
S.  J.  V  i  s  s  e  r,  Over  Socialisme.  s'  Gravenhage  1903,  Nijhoff,  p.  137  ff.;  Hermann 
Schwarz,  Das  sittliche  Leben.  Leipzig  1900,  p.  196. 
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mache  zwar  früh  ergrauen,  Verdienstlosigkeit  aber  führe  zur  Misere.  Der 
entscheidende  Punkt  der  Lohnfrage  bestehe  in  der  Lohnhöhe,  erst  in  zweiter 
Linie  käme  die  Frage  der  Arbeitsdauer,  die  als  Ansatz  zur  Lohnhöhe  zu 
gelten  habe,  in  Betracht.  Ein  hoher  Lohn  garantiere  dem  Arbeiter  Glücks¬ 
möglichkeiten  wie  gute  und  sorgsame  Kindererziehung.63)  Andere  wiederum 
fürchten  als  Wirkung  der  Schutzgesetzgebung  eine  Behinderung  der  Ent¬ 
wicklungsfähigkeit  der  Industrie  und  folglich  auch  der  Lohnerhöhungs¬ 
chancen,  da,  wie  sie  mit  Adam  Smith  meinen,  soziales  Wohlergehen  nur  von 
der  Mehrung  des  wirtschaftlichen  Reichtums  der  Nation  im  ganzen  be¬ 
dingt  werde,61) 

*  #  * 

Die  Theorie  vom  sinkenden  Nutzen  bedarf  jedoch,  ganz  allgemein  auf 
die  Erzeugung  menschlicher  Glücksgefühle  angewandt,  noch  einer  weiteren 
Ergänzung,  insofern  nämlich,  als  sich  der  mehr  oder  weniger  früh  eintreten¬ 
den  Uebersättigung  an  gewissen  materiellen  Gütern  eine  ewige  ideelle  Uner¬ 
sättlichkeit  zugesellt,  die,  aus  der  menschlichen  Psychologie  selbst  er¬ 
wachsen,  die  restlose  Erlangung  eines  vollkommenen  Glückszustandes  trotz 
periodischer  teilweiser  Sättigung  verunmöglicht.  Das  beste  Beispiel  hierfür 
bietet  die  Verelendungstheorie  in  ihrer  übertragenen,  psychologischen  Form. 

Die  Verelendungstheorie  ist  in  psychologischer  Fassung  sehr  wohl 
haltbar.  Neben  der  Verelendung  als  Resultante  einer  Erweiterung  des  Ab¬ 
standes  von  Arbeitslohn  und  Unternehmergewinn  gibt  es  eine  Verelendung 
als  Resultat  einer  Erweiterung  des  Abstandes  zwischen  den  Bedürfnissen 
und  den  ihnen  zur  Verfügung  stehenden  Befriedigungsmitteln,  Die  Erhöhung 
des  Reallohnes,  der  eine  Erhöhung  des  Betriebskapitals  zur  Prämisse  hat, 
stillt  nicht  nur  vorhanden  gewesene  Bedürfnisse,  sondern  erweckt  deren 
neue.  Es  ist  technisch  und  vielleicht  auch  hygienisch  ein  Fortschritt,  wenn 
die  Angehörigen  der  Arbeiterklasse,  die  um  die  Wende  des  vorigen  Jahr¬ 
hunderts  noch  zum  großen  Teile  barfuß  gingen,  heute  durch  die  erhöhten 
Lohnbezüge  in  den  Stand  gesetzt  werden,  sich  der  Schuhe  und  Strümpfe  zu 
bedienen.  Aber  psychologisch  bedeutet  diese  Entwicklung  keinen  Fort¬ 
schritt.55)  Die  Besserstellung  des  Arbeiters  kommt  diesem  nicht  zum  Bewußt¬ 
sein,  wenn  sie  mit  der  Besserstellung  der  übrigen  Erwerbsstände  parallel 
geht.  Die  menschheitlichen  Bedürfnisse  erwachen  aus  der  Gesellschaft  und 
messen  sich  an  ihr.  Sie  sind  nicht  an  den  Objekten,  die  ihrer  Befriedigung 

®3)  Vgl.  z.  B.  die  Artikel  von  Gina  Lombroso  Ferrero,  Sülle  Leggi  pro- 
tettive  del  Lavoro,  in  Ferris  Zeitschrift:  II  Socialismo,  1903,  p.  161  ff.,  1902,  p,  391; 
sowie  des  Hygienikers  Tullio  Rossi  Doria,  Medicina  sociale  e  Socialismo.  Roma 
1904,  Mongini,  p.  221. 

54)  Arturo  Labriol  a,  Riforme  e  Rivoluzione  sociale.  Milano  1904,  Soc.  Ed. 
Milanese,  p.  146. 

55)  S.  m  e  i  n  Werk:  La  Teoria  di  C.  Marx  sulla  Miseria  crescente  e  le  sue  origini. 
Contributo  alla  storia  delle  dottrine  economiche.  Torino  1922,  Bocca. 
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dienen,  meßbar,  sondern  sie  sind  soziale  Phänomene  und  als  solche  relativ.159) 
In  dem  gleichen  Sinne  sind  auch  die  Begriffe  Reichtum  und  Armut  keine 
absoluten,  sondern  relative  Größen.57)  Das  Unternehmerwort,  daß  die  Arbeiter 
umso  höhere  Forderungen  stellen,  je  besser  es  ihnen  ergeht,  drückt  somit  ein 
ehernes  psychologisches  Gesetz  aus.  Jeder  errungene  Fortschritt  gebiert 
neue  Bedürfnisse,  sowie  den  Versuch  nach  Erlangung  eines  zu  seiner  Be¬ 
friedigung  tauglichen  Mittels.  Denn  es  liegt  im  Wunschleben  des  Menschen, 
ein  rastloses  Begehren  mit  ewig  erneuter  Zielsetzung.  Der  dynamischen 
Entwicklung  der  Bedürfnisse  ist  die  Stabilität  nichts  als  Phase. 

Man  darf  also  sagen:  Das  überelementare  Bedürfnis  ist  schlechter¬ 
dings  nichts  als  die  Rückwirkung  eines  ökonomischen  und  kulturellen  Milieus 
auf  die  Psyche  der  in  ihm  lebenden  Menschen.  Die  Intensität  des  Bedürf¬ 
nisses  steht  mithin  mit  der  Höhe  des  Lohnes  in  keiner  absolut  festen  Be¬ 
ziehung.  Die  Höhe  des  Standard  of  living  sagt  uns  nichts  Sicheres  über  den 
Grad  an  Glücksgefühlen  und  Glücksbedürfnissen  der  Lohnarbeiter.  Die 
Aufstellung  einer  Lohnskala,  auf  der  nachweislich  festgestellt  werden 
könnte,  bei  welcher  Höhe  der  kollektive  Wunsch  nach  einer  besseren  Gesell¬ 
schaftsordnung  entstehe,  und  auf  welcher  Höhe  dieser  wieder  verschwinde, 
indem  eine  Sättigung  eintrete,  ist  nicht  durchführbar.  Die  sogenannte  soziale 
Frage  ist  nicht  auf  Grund  des  sozialen  Aufschwungs,  wie  er  sich  aus  der 
Statistik  nachweisen  läßt,  nachweisbar  oder  gar  lösbar.  Die  Verelendung  ist 
nicht  objektiv,  in  den  Tatsachen,  sondern  subjektiv,  in  den  Personen  faßbar. 
Es  läßt  sich  in  keinem  Einzelfall  erweisen,  welche  der  beiden  Termen  in 
schnellerem  Wachstum  begriffen  ist:  der  Lohn  oder  das  Bedürfnis.  Immerhin, 
so  viel  dürfte  feststehen:  sozialistische  Propaganda  heißt  die  Triebkraft,  die 
das  Bedürfnis  weit  über  die  Lohnhöhe,  jedwede  Lohnhöhe,  hinausschnellen 
läßt.  Vor  ihr  ist  die  Bescheidenheit  und  Entsagungsfähigkeit  des  modernen 
Industriearbeiters  geschwunden,  von  ihr  die  Bedürfnislosigkeit  als  Schädling 
der  Arbeiterinteressen  mit  dem  Bann  belegt  worden.  Statt  der  entsagenden 
Bescheidenheit  hat  sie  das  Klassenbewußtsein,  diesen  lebenden  Vertreter  der 
theoretisierten  Unzufriedenheit ,  aus  dem  Boden  wachsen  gemacht.  Das  wird 
heute  auch  sonst  zugegeben.  Der  Grad  individuellen  Glücksbefindens  ver- 


50)  Karl  Marx,  Das  Kapital,  1.  c.,  Bd.  T,  (p.  235  ital.  Ausg.),  Uebrigens  hat  schon 
Pellegrino  Rossi  lange  vor  Marx  geschrieben:  Toute  chose  propre  ä  satisfaire 
aux  besoins  de  l’homme,  est  richesse.  La  richesse,  pour  parier  comme  parle  l’ecole, 
est  essentiellement  subjective.  La  matiere  possede,  sans  doute,  certaines  proprietes;  mais 
les  objets  ne  deviennent  richesse  qu’autant  qu’ils  ont  6te  mis  en  rapport  par  le  travail, 
ou,  du  moins,  par  l'appropriation,  avec  les  besoins  de  l’homme.  (Pellegrino  Rossi, 
Cours  d'Economie  Politique,  annee  1636 — 1837.  Bruxelles  1840,  Haumann,  p.  21.) 

57)  Vgl.  Rodbertus,  Offener  Brief  an  das  Comite  des  Deutschen  Arbeitervereins 
in  Leipzig,  in  F.  Lassalle,  Politische  Reden  und  Schriften.  Aufl.  Blum.  Leipzig,  Pfau, 
Bd,  II,  p.  2;  Carlo  Petrocchi,  La  Teoria  marxista  della  miseria  crescente  e  la  sua 
unica  interpretazione.  Milano  1902,  Uff.  della  Critica  Sociale,  p.  32. 
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mag  auch,  zumal  in  den  auf  die  Arbeitsleistung  jeweilig  folgenden  Perioden, 
durch  das  Verhältnis  zwischen  den  Befriedigungsmitteln  und  den  Gewohn¬ 
heit  gewordenen  Bedürfnissen  oder  auch  den  in  einer  gegebenen  Zeitepoche 
erreichbar  gewordenen  Bedürfnissen  bestimmt  zu  werden.  Bei  sotanen  Ver¬ 
hältnissen  muß  der  Gemütszustand  der  Angehörigen  der  Arbeiterklasse  in 
einer  Zeit  wie  der  unsrigen,  in  welcher  der  Sozialismus  den  Bedürfnissen 
einen  beständigen  Stimulus  verleiht,  indem  er  nicht  nur  die  Ungenügenheit 
der  heutigen  proletarischen  Lebensführung  betont,  sondern  auch  die  Mittel  zu 
ihrer  Besserung  angibt  und  als  mit  einem  energischen  Kräfteaufwand  leicht 
erreichbar  darstellt,  und  in  der  andererseits  die  Industrie  vor  den  Augen  der 
armen  Leute  ihre  feenhaftesten  Reichtümer  in  exhibitionistischer  Weise 
aufbaut,  sich  eher  verhärten  als  erweichen.  Der  proletarische  Status  animi 
wird  mit  der  Verelendung  als  Bewußtseinsinhalt  angefüllt.  Nationale  Kriegs¬ 
psychosen  vermögen  diesen  Prozeß  aufzuhalten,  nicht  zu  eliminieren.88) 

Unter  den  Anklagen,  welche  die  Arbeiter  in  der  Jugendzeit  des 
Kapitalismus  gegen  diesen  erhoben,  spielt  die  Unsicherheit  ihrer  Lage  und 
ihrer  Zukunft  eine  große  Rolle.  Sie  ist  es  in  erster  Linie,  welche  die  Unzu¬ 
friedenheit  nährt.  Von  Louis  Blanc  bis  Marx  geht  die  Klage:  der  Lohn  ist 
die  endgültige  Abfindung  des  Arbeiters  für  den  Verkauf  seiner  ,,Ware“ 
Arbeitskraft,  die  Lohnhöhe  aber  ist  nicht  dergestalt,  daß  der  Arbeiter  sich 
mit  ihr  über  die  Bestreitung  der  normalen  Lebenskosten  hinaus  zu  versorgen 
imstande  ist.  Krankheit,  Invalidität  und  Alter  drohen  stets  als  Schreck¬ 
gespenst  im  Hintergründe.  Der  Nichtbesitz  an  den  Arbeitsmitteln  aber  macht 
ihn  zum  Anhängsel  der  Produktion,  steter  Entlassung  gewärtig,  weil  von 
der  , .industriellen  Reservearmee“  abhängig  fMarxl  oder  im  gesellschaftlichen 
Monopolverhältnis  zum  auf  den  natürlichen  (Leih-)  Preis  des  Arbeitsproduktes 
Monopolgewinne  aufschUgen  könnenden  Eigentümer  der  Produktionsmittel 
stehend  (Oppenheimer).  Entlassung  aber  bedeutet  Arbeitslosigkeit. 

Neben  der  Unsicherheit  ist  es  die  schwer  empfundene  Abhängigkeit, 
welche  im  Proletariat  die  , .Verelendung“  steigert.  Ruskin  und  Kraootkin 
haben  sich  mit  ihrer  Verherrlichung  der  alten  Form  des  Handwerkerfleißes 
und  des  Kunstgewerbes  in  diesem  Punkte  als  feinere  Psychologen  erwiesen 
als  die  ganze  historisch  und  ökonomisch  fundierte  Marxschule.  Zumal  in  der 
französischen  Literatur,  die  in  die  Zeit  des  Uebergangs  aus  dem  Kleinbetrieb 
in  den  Großbetrieb  fällt,  sind  die  Zeugnisse  zahlreich,  die  den  Verlust  der 
Freiheit  und  wirtschaftlichen  Selbständigkeit  beklagen,  auch  dann,  wenn 
mit  dem  Einzug  in  den  Fabriksaal  hygienische  und  ökonomische  Fortschritte 


B8)  Das  Vorhandensein  arbeitslosen  Einkommens  erschwert  die  Arbeitsleistung 
des  Lohnarbeiters,  gemessen  an  dessen  Unlustgefühlen  (Francesco  Saverio  Nitti, 
II  Lavoro,  in  d.  Riforma  Sociale,  IV,  1.  2.  3.  (1895),  p.  135  ff. 
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erzielbar  sein  sollten.59)  Aber  auch  in  dem  weniger  individualistischen 
Deutschland  werden  ähnliche  Stimmen  laut.00) 

D.  Der  ökonomische  Eudämonismus  und  das  Temperament 

Es  lassen  sich  zwei  Gruppen  von  Menschen  konstruieren,  von  denen 
die  eine  kraft  besonderer  Anlage,  deren  psychologische  Analyse,  so  reizvoll 
sie  auch  wäre,  wir  uns,  als  in  das  Gebiet  der  Psychologie  in  engerem  Sinne 
fallend,  hier  versagen  müssen,  die  Reize,  welche  zu  Lustempfindungen 
führen,  leichter  aufnimmt,  die  andere  dagegen  den  Reizen,  welche  Unlust¬ 
empfindungen  wecken,  leichter  nachgibt.  Angesichts  ununterscheidlicher, 
völlig  unübersichtlicher  Wahrscheinlichkeitsrechnung  des  Gelingens,  also  in 
der  gleichen  wirtschaftlichen  Lage,  hofft  der  eine  auf  einen  guten,  fürchtet 
der  andere  einen  schlechten  Ausgang  des  Unternehmens.  In  diesem  Sinne 
sind  Glück  und  Wirtschaft  dissoziierte,  zusammenhanglose  Begriffe.  Zwei 
Worte  der  Renaissance-Philosophie:  Die  Leier  ist  eins,  der  Musiker  ein 
anderes,  lehrt  Giordano  Bruno.61)  Oder:  Le  bonheur  des  hommes  ne  depend 
pas  moins  de  leur  humeur  que  de  leur  fortune,  wie  sich  Larochefoucauld 
ausdrückt.62)  Glücksgefühl  ist  wesentlich  auf  Temperament  gestellt.  Der 
Optimist  bringt  Vocation  zum  Glück  mit,  der  Neidische63)  ist  wie  der  Hypo- 

69)  „Aussi  quel  changemcnt  pour  celui  qui  ©st  force  de  quitter  le  travail  domestique 
pour  entrer  ä  la  manufacture!  Quitter  son  pauvre  c  h  e  z  s  o  i,  les  meubles  vermoulus 
de  la  famille,  tant  de  vieilles  choses  aimees,  cela  est  dur,  plus  dur  encore  de  renoncer 
ä  la  libre  possession  de  son  äme.  Ces  vastes  ateliers  tout  blancs,  tout  neufs, 
inondes  de  lumiere,  blessent  l'oeil  accoutume  aux  ombres  d’un  logis  obscur,  La,  nulle 
obscurite,  oü  la  pensee  se  plonge,  nul  angle  sombre  oü  Pimagination  puisse  suspendre  son 
reve;  point  d’illusion  possible,  sous  un  tel  jour,  qui  sans  cesse  avertit  durement  de  la 
realite."  (J  u  1  e  s  M  i  c  h  e  1  e  t,  Le  Peuple.  Geneve  1846,  Fallot,  p.  34);  „Pour  etre  heureux, 
il  faut  s’appartenir“  (Edouard  Laboulaye,  Le  Prince-Caniche.  12  ed.  Paris  1886, 
Charpentier,  p.  273). 

60)  Ein  Sozialist  und  ehemaliges  Mitglied  des  Deutschen  Reichstages,  August 
Heine  (Halberstadt)  hat  erklärt:  „Ich  bin  lieber  Kleinkrämer  als  Lagerhalter  in  einem 
von  Arbeitern  geleiteten  Konsumverein,  ich  bin  lieber  freier  Kleinbauer  als  Arbeiter  in 
einem  Kapitalistengroßbetriebe  der  Feldwirtschaft.  Ich  kenne  überhaupt  nur  e  i  n 
menschliches  Glück,  und  das  ist  das:  in  seinen  eigenen  Stiefeln  zu  stecken!"  Neue 
Zürcher  Zeitung  (Nr.  1435,  2.  Nov.  1922). 

81)  „  ...  et  ogn'  un  sa'  che  la  felicitude  di  beni  estemi  non  si  puo  riferir  piu 
alla  Ricchezza  come  ä  suo  principio,  che  ä  me:  sicome  la  beltä  della  musica  et  eccellenza 
de  l'armonia  da  qualchuno  non  si  deve  piu  principalmente  referire  alla  lyra,  et  intru- 
mento,  che  ä  Parte  et  ä  l'artefice  che  le  maneggia.“  (Giordano  Bruno,  Spaccio 
de  la  bestia  trionfante,  nelle  Opere  italiane  di  G.  B.,  ristampate  da  Paolo  de  Lagarde, 
vol.  II,  Gottinga  1888,  Dieterich,  p.  479), 

82)  Duc  de  LaRochefoucauld,  Memoires  et  reflexions  morales.  (Aufl.  Paris 
1795,  Devaux',  p,  36.) 

83)  Diese  Beziehung  darf  als  ein  Lieblingskind  der  älteren  Philosophie  und 
Nationalökonomie  betrachtet  werden.  So  fragt  Pascal:  „Qui  se  trouve  malheureux  de 
n'avoir  qu'une  bouche?  et  qui  ne  se  trouve  malheureux  de  n’avoir  qu’un  oeil?'On  ne 
s’est  peut-etre  jamais  avise  de  s’affliger  de  n'avoir  pas  trois  yeux;  mais  on  est  inconsolable 
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chonder  dagegen  a  priori  davon  ausgeschlossen.  Wie  es  eine  misere  de 
comparaison  gibt,  gibt  es  auch  eine  melancolie  de  comparaison. 

Selbst  der  Glückskoeffizient  der  Stabilität  unterliegt  der  Revision 
des  Temperaments.  Der  sozialpsychologische  Typus  des  Spekulanten  ist 
zwar  insofern  Erwerbsmensch,  als  er  sich  in  seinen  Handlungen  ebenfalls 
von  Hoffnungen  des  Gewinnes  leiten  läßt,  aber  seine  Unternehmungen 
werden  doch  von  Erwägungen  orientiert,  in  welchen  der  erwartete  Gewinn 
durch  Eintrittt  oder  Ausbleiben  von  Ereignissen  bedingt  ist,  die  von  der 
Macht  des  Unternehmers  (Spekulanten)  selbst  unabhängig  sind  und  bei 
deren  Fehlschlagen  bei  nicht  in  genügendem  Maße  vorhandener  Deckung  der 
Unternehmer  erdrückt  wird.  Der  Spekulant  ist  ein  Spieler  in  einem  Spiel,  in 
welchem  die  Kontinuität  der  Einsatz  ist,  der  aus  ihm  entweder  beträchtlich 
vermehrt  oder  aber  auch  vernichtet  hervorgehen  kann.  Er  hat  das  Tempera¬ 
ment  eines  Psychopathen  oder  eines  Fieberkranken.  Auch  im  modernen 
Geschäftsmann  steckt  der  Spieler.  Nicht  deshalb,  weil  ihm  das  Geschäft 
Selbstzweck  sein  soll,  im  Sinne,  daß  der  Profiterfolg  ihm  nicht  an  erster 
Stelle  stehen  soll.64)  Sondern  weil  er  sich  auch  durch  die  Emotionen  des 
Geschäftes  befriedigt  zu  fühlen  vermag.  Ein  moderner  französischer  Finanz¬ 
soziologe  hat  an  dem  Mirbeau'schen  Axiom  Les  affaires  sont  les  affaires 
heftigste  Kritik  geübt.  In  der  Tat  sind  die  Affairen  noch  alles  mögliche 
andere.8'’)  Diese  „unsolide“  Tendenz  des  modernen  Unternehmers  wird  durch 


de  n’en  avoir  qu’un."  (Blaise  Pascal,  Pens6es.  Nouv.  ed.,  Paris  1835,  Pougin,  vol.  I„ 
p,  101.)  Hierzu  bemerkt  d’Avenel:  ,,Si  personne  ne  s’est  jamais  afflige  de  n'avoir  pas 
trois  yeux,  c’est  apparemment  parce  que  personne  ne  les  a  jamais  eus;  du  jour  ou  un  seul 
fran<;ais  possederait  ce  troisiöme  oeil,  tous  les  autres  fran<;ais  seraient  inconsolables 
aussitöt  de  ne  plus  en  avoir  que  deux."  (Georges  d'Avenel,  Le  m&canisme  etc,, 
I.  c„  p.  XX.  Vgl.  fernerhin  über  diesen  Gegenstand:  Marquis  d’A  r  g  e  n  s,  La  Philo¬ 
sophie  du  Bon-Sens,  ou  Röflexions  philosophiques  sur  l’Incertitude  des  Connaissances 
humaines.  12.  ed.  Dresde  1769,  Walther,  vol.  II,  p.  134/5;  H  u  t  c  h  e  s  o  n,  I.  c.,  Vol.  II.,  p.  9; 
Pietro  Verri,  Discorso  sulla  Felicita  (1763),  abgedruckt  in  der  Opöra  filosofiche 
ed  economiche  del  conte  P.  Verri,  Milano  1844,  Ubicini,  Bd.  I,  p.  82;  (Samuel  John¬ 
son),  The  Idler,  London  1767,  Vol.  II,  p.  158;  Philippe  Buonarroti,  La  Con- 
spiration  de  l'Egalite,  dite  de  Babeuf.  Bruxelles  1828,  Libr.  Romand,  Bd.  II,  p.  139; 
Napoleone  Colajanni,  Latin!  ed  Anglosassoni.  2.  Aufl.  Napoli  1906,  Riv.  Pop., 
p.  376;  Georges  d’Avenel,  Les  Fran^ais  de  mon  temps.  Paris  1907,  Nelson, 
p.  349.  —  Die  Gefährlichkeit  des  Neides  als  Moment  der  Unzufriedenheit  und  der  Störung 
von  Glück  bildet  bei  Campanella  eines  der  wesentlichsten  Argumente  für  die  Befür¬ 
wortung  des  Kommunismus.  (II  comunismo  di  Tommaso  Campanella,  in  Benedetto 
C  r  o  c  e ,  Materialismo  Storico  ed  Economia  Marxista.  Milano-Palermo  1900, 
Sandron,  p.  423.) 

84)  Ludwig  Pohle,  Der  Unternehmerstand,  i.  d.  Vorträgen  der  Gehe-Stiftung. 
Bd.  III  (1911),  p.  8. 

65)  ,,Les  affaires  sont  les  affaires,"  Si  le  premier  qui  langa  cet  aphorisme 
macaronique  entendit  signifier  par  lä  que  toutes  considerations  sentimentales  sont 
bannies  des  affaires,  il  fit  preuve  d'une  pietre  connaissance  psychologique.  Les  alfaires 
ne  sont  pas  que  logique  et  raison:  les  affaires  c'est  le  bo-um,  c'est-ä-dire  remballement 
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die  Valutazerrüttungen  und  -Differentiationen  natürlich  noch  ins  Unermeß¬ 
liche  gesteigert. 

Ganz  allgemein:  Temperament  als  sich  über  den  Durchschnitt  weit 
erhebende  Intensität  des  psychisch  Funktionellen,  als  turgor  vitalis,  bedeutet 
eine  Erhöhung  der  Rezeptionsfähigkeit  schlechtweg.  Nicht  die  Zahl  der 
Genüsse,  sondern  die  Lebendigkeit  des  Genußempfindens  entscheidet. 
Somit  verleiht  der  turgor  vitalis  folglich  größere  Veranlagung  zu  Glück  wie 
zu  Unglück,  da  er  Lust-  wie  Unlustempfindung  intensifiziert.  Der  sogenannt 
Temperamentvolle  wird  eher  himmelhoch  jauchzend,  aber  auch  eher  zu 
Tode  betrübt  sein  als  der  sogenannt  Temperamentlose.06)  Damit  ist  frei¬ 
lich  noch  nichts  über  die  Reaktion  auf  die  verschiedenen  Reize  gesagt. 
Namentlich  ist  der  Stärkegrad  der  wirtschaftlichen  Koeffizienz  der  Lust- 
und  Unlustgefühle  kein  absolutes  Korrelat  des  Temperaments.  Vielmehr 
steht  er  außerhalb  der  im  Temperament  gegebenen  Unterschiede.  Die 
gleichen  wirtschaftlichen  Reizerscheinungen  vermögen  auch  innerhalb  der 
gleichen  Temperamentsgruppen  ganz  ungleiche  Wirkungen  hervorzurufen. 
Die  Wirkungen  können  sogar  geradezu  im  umgekehrten  Verhältnis  zur 
generellen  Lebendigkeit  und  Aufnahmefähigkeit  des  Einzelmenschen  stehen. 
Von  zwei  Personen,  für  welche  es  von  gleicher  Wirkung  für  ihren  Vermögens¬ 
stand  ist,  wenn  die  Kurse  ihrer  Wertpapiere  sinken,  kann  die  Nachricht,  daß 
dies  in  beträchtlichem  Maße  geschehen,  den  einen,  der  sonst  höchst  lebhaft 
und  erregbar  ist,  ganz  kalt  lassen,  weil  er  überhaupt  für  Geldsachen  kein 
Interesse  und  Verständnis  hat,  den  anderen,  der  sonst  wie  leblos  und  indolent 
erscheint,  aber  ganz  im  Erwerbstrieb  aufgeht,  in  die  höchste  Aufregung 
versetzen.67)  Wenn  man  also  Personen  in  diesem  Punkt  beurteilen  und 
vergleichen  will,  muß  man  sie  in  ihrem  Verhalten  auf  relativ  große  Reize 
beobachten.  Hier  wird  die  Entscheidung  über  den  Grad  der  Durchschlags¬ 
kraft  ökonomischer  Reize  wesentlich  also  nicht  allein  vom  Temperament, 


irraisor.ne,  la  fiere  mystique,  le  fetichisme,  la  foi  au  grigri.  Les  affaires  c'est  le  sentiment, 
l’imagination,  tout  ce  qui  demeure  en  nous  de  reve,  d’infini,  de  metaphysique.  C’est 
l'esperance  et  non  le  reel.  L'argent  a  sa  legende  doree,  sa  mythologie.  Ces  recits  mer- 
veilleux  s'appellent  les  Matines,  les  Mines  d’Anzin,  Suez,  la  Nationale,  les  Assurances 
generales.  Chaque  fois  qu’un  capitaliste  souscrit  dans  une  societe  industrielle  ou 
miniere,  c’est  quelques  billets  de  mille  qu’il  immole  sur  l'autel  de  ces  divinites 
souriantes.“  (Paul  Laffitte,  Jeroboam  ou  la  Finance  sans  meningite.  10.  Ed.  Paris 
1920,  La  Sirene,  p.  29  ff.)  —  Vgl,  über  das  spielerische  Element  im  Wirtschaftsleben 
übrigens  auch  Ferguson,  1.  c.,  p.  77. 

60)  So  z.  B.  John  Ruskin,  Unto  this  last,  Four  essays  on  the  first  principles  of 
political  eoonomy.  8.  Ed.  London.  1892,  Allen,  p.  173.  Aehnlich,  nur  verklausulierter, 
Wilhelm  Ostwald,  A  Theory  of  Happiness,  in  The  International  Quarterly,  Vol.  XI 
(1905),  p.  316  ff.  Dagegen  Ludwig  Boltzmann,  Populäre  Schriften.  Leipzig  1905, 
Ambrosius,  p.  366,  der  u.  a.  geltend  macht,  der  Typus  des  Buddhisten  beweise,  daß  es 
ein  Glück  ohne  Energie  gebe. 

8)  Gustav  Rümelin,  Kanzlerreden.  Tübingen  1907,  Mohr,  p.  290. 
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sondern  von  der  Weltanschauung  oder  besser  noch  Wertanschauung  der 
Individualitäten  und  Stände  gegeben.  Uebrigens  erscheinen  oder  erschienen 
zum  Beispiel  doch  auch  gerade  in  den  Glücksmöglichkeiten  der  Gelehrten¬ 
arbeit  die  ökonomischen  Faktoren  subordiniert.  Erasmus  von  Rotterdam  hat 
mit  dem  derben  Spott  des  beginnenden  sechzehnten  Jahrhunderts  in  seinem 
Encomium  Moriae  ausgeführt:  die  Gelehrtenarbeit  mache  ihre  Jünger 
triefäugig,  halte  sie  in  Armut  umfangen  und  führe  sie  frühzeitigem  Tode 
entgegen.  Und  doch  seien  die  viri  doctissimi  die  am  leichtesten  zu  be¬ 
friedigenden  unter  den  Menschen:  genüge  es  ihnen  doch  zum  Glücksgefühl, 
von  zweien  oder  dreien  ihrer  Sorte  belobigt  zu  werden.68) 

*  *  *  * 

In  seinem  Charakter  als  medium  ad  finem  ist  die  glückbringende 
Eigenschaft  des  Reichtums  nur  da  keiner  Begrenzung  unterworfen,  wo  es 
sich  um  die  „Sublimierung“  der  Glücksgüter  zur  Gewinnung  von  Macht  und 
Einfluß  oder  um  glückbringende  Erregung  von  Neid  handelt.  Neid  empfinden 
ist  eine  antihedonistische  Potenz;  seine  Komplementär-Erscheinung,  Neid- 
Erwecken,  ist  dagegen  hedonistisch.  Rousseau  hat  gesagt:  ,,Si  l’on  voit  une 
poignee  de  puissants  et  de  riches  au  falte  des  grandeurs  et  de  la  fortune, 
tandis  que  la  foule  rampe  dans  l'obscurite  et  dans  la  misere,  c'est  que  les 
Premiers  n'estiment  les  choses  dont  ils  jouissent  qu’autant  que  les  autres 
en  sont  prives,  et  que,  sans  changer  d'etat,  ils  cesseraient  d’ötre  heureux 
si  le  peuple  cessait  d’etre  miserable.“69)  Dementsprechend  wäre  Glück  die 
Folgeerscheinung  der  Erweckung  von  sozial  abwärts  gerichteten  kompara¬ 
tiven  Gefühlen  im  Nächsten.  Le  plaisir  de  se  voir  jalouser  etant  la  moitie 
dans  le  bonheur  du  proprietaire.70)  Zweitens:  Reichtum  als  granitene  Basis 
zu  persönlicher  Machtentfaltung.  Macht  und  Ehre  bedürfen  an  sich  natür¬ 
lich  nicht  nur  keiner  wirtschaftlichen  Fundierung,  sondern  vermögen  diese 
sogar  zu  ersetzen.  So  bemerkte  schon  Adam  Smith:  „Honour  makes  a  great 
part  of  the  reward  of  all  honourable  professions“  und  deshalb:  ,,In  point 
of  pecuniary  gain,  all  things  considered,  they  are  generally  under-recom- 
pensed.71)  Indes  kann  die  bloße  Freude,  anderen  im  Besitz  zuvorzukommen, 
die  Bereicherung  fast  als  Selbstzweck  erscheinen  lassen.72)  Häufiger  als 

°8)  Desiderii  Erasmi  Rotterodami  Encomium  Mioriae  sive  Declamatio 
in  laudem  Stultitiae,  Eiusdem  libelli  de  ratione  studiorum,  Lugduni  Ba.  1641,  p.  156. 

®9)  Rousseau,  Inegalite,  p.  129, 

,0)  Jules  D  e  s  t  r  6  e,  Quelques  histoires  de  misericorde  (Anthologie  des  Ecrivains 
Beiges  en  langue  Franqaise,  Bruxelles  1906,  Dechenne.  p.  71).  —  Dieses  Thema  be¬ 
schäftigt  schon  Bernard  de  Mandeville,  Remarque  U  sur  La  Fable  des  Abeilles 
ou  les  Fripons  devenus  honnetes  Gens.  (Traduit  de  lAngloiis  sur  la  6.  ed.)  Londre  1740. 
Vol.  I,  p,  149. 

71)  Adam  Smith,  Inquiry  into  the  Nature  and  Causes  of  the  Wealth  of 
Nations.  3.  Aufl.  London  1826,  Dove,  p.  100. 

72)  Gustav  Schmollen  Grundriß  der  Allgemeinen  Volkswirtschaftslehre. 
Leipzig  1908,  Duncker  u.  Humblot,  p.  35. 
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sie  tritt  der  Machtzweck,  bisweilen  mit  der  Verantwortung  gepaart  oder 
mit  ihr  verbrämt,  in  den  Vordergrund.73)  Dieser  doppelte  Zweck  gibt  die 
Erklärung  dafür,  daß  große  Industriemagnaten  wie  Werner  Siemens  den 
Titel  eines  Kommerzienrates  ablehnten,  dagegen  aber  den  eines  Regierungs¬ 
rates,  als  mit  ihrer  Funktion  besser  in  Zusammenhang  stehend,  annahmen.74) 
Auch  Walther  Rathenau  hat  den  Machtkitzel  als  wesentlichen  Stimulus 
des  Unternehmertums  anerkannt.75)  Der  französische  Unternehmertypus 
findet  ebenfalls  seine  Befriedigung  im  Autoritarismus.78)  Gide  unterscheidet 
mithin  mit  Recht  zwischen  den  Zwecken  einer  richesse  de  jouissance  und 
denen  einer  richesse  de  puissance,  wenn  auch  der  Unterschied  ein  mehr 
intentioneller  ist  und  der  Realtypus  des  riche  -  jouisseur  sehr  wohl  auch 
Macht,  sogar  wirtschaftliche  Kommandogewalt,  gewinnen  kann.77)  Daß  die 
Kommandogewalt  nur  dann  ohne  Störung  der  eigenen  Glückschancen  einge¬ 
setzt  werden  könne,  wo  das  ohne  Schädigung  der  Glückschancen  des  Neben¬ 
menschen  zu  geschehen  vermag,  ist  eine  utilitaristische  These,  deren  Be¬ 
weisbringung  noch  aussteht.  8)  Die  Dynamis  des  Verlangens  nach  Macht,  des 
Machtinstinktes,  darf  nicht  verkannt  werden.  Mandeville  hat  ihm  als 
instinct  of  sovereignty  and  of  self-liking  die  zentrale  Stelle  der  menschlichen 
Psychologie  überhaupt  zugeschrieben.79)  Neuerdings  haben  Sexualforscher 
selbst  den  Geschlechtstrieb  auf  den  Machtinstinkt  zurückgeführt.80)  Der 
Reichtum  wird  dort  die  größte  Glücksmöglichkeit  bieten,  wo  die  gesell¬ 
schaftliche  Wertung  des  Geldes  traditionell  die  höchste  ist  und  mithin  die 
größte  soziale  Durchschlagskraft  aufweist.  Das  ist  z.  B.  in  Amerika  (und  in 


73)  Die  Tatsache,  daß  die  Großen  den  Gedanken  eines  Verzichts  auf  ihre  Macht¬ 
stellung  nicht  nur  aus  Machtbedürfnis  nicht  ertragen,  sondern  hierbei  auch  vom  Ge¬ 
danken  zu  erfüllender  Pflichten  geleitet  werden,  hat  schon  der  Marquis  d'Argens  aus¬ 
gesprochen.  (Marquis  d'Argens,  vol.  II,  p.  191.) 

74)  Kurt  Wiedenfeld,  Das  Persönliche  im  modernen  Unternehmertum. 
Leipzig  1911,  Duncker,  p,  106, 

75)  Walther  Rathenau,  Reflexionen.  Leipzig  1908,  Hirzel,  p,  82, 

7e)  Georges  d'A  venel,  L’Industrie  du  Fer,  (Le  Mecanisme,  1.  c.  vol.  I,  p.  151.) 

77)  Charles  Gide,  Cours  d’Economie  Politique.  4.  Aufl,  Paris  1918,  Sirey, 
Vol.  I,  p.  65. 

78)  Die  beste  Formulierung  der  sog.  Deontologie  (Grundsatz:  die  Grundlage  der 
Moral  besteht  im  Nutzen)  lautet:  „Happily  for  each,  happily  for  all  of  us„  the  human 
being  is  differently  constituted.  Of  man’s  pleasures  a  great  proportion  is  dependent  on 
the  will  of  others  and  can  only  be  possessed  by  him  with  their  concurrence  an  co-ope- 
ration,  There  is  no  possibility  of  disregarding  the  happiness  of  others  without  at  the 
same  time  risking  happiness  of  our  own.“  (J  eremy  Bentham,  Works,  Edinburg  1843. 
Vol.  I,  p.  43.).  Zur  Kritik  am  hedonistischen  Utilitarismus  vgl.  z,  B.  G  o  m  p  e  r  z  ,  I.  c. 
p.  84—120. 

79)  Fable  of  the  Bees,  1.  c. 

80)  Ueber  die  versteckte  Art  Machtcharakter  bei  v/eiblicher  Neurose  und 
Exhibitionismus  vgl.  Alfred  Adler,  Ueber  den  nervösen  Charakter.  Wiesbaden 
1912,  Bergmann,  p.  106. 
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geringerem  Umfange  auch  in  England)  der  Fall,  wo  Armut  als  Schande  be¬ 
trachtet  wird  und  die  Menschen  nach  ihrem  Vermögen  ,,wert“geschätzt 
und  gestaffelt  werden,  also  wo  besitzt  =  is  worth  ist  und  wo  es  heißt:  A  is 
threehundred  thousand  Dollars  worth,  B  is  only  onehundred  thousand 
Dollars  worth,  C  is  worth  nothing81)  und  somit  jeder  erhöhte  Reichtumsgrad 
ohne  weiteres  eine  höhere  Stufe  auf  der  sozialen  Leiter  bedeutet. 

Die  Demokratie,  welche  durch  ihre  Eliminierung  aller  Barrieren  in 
der  Rechtsverfassung  die  (zum  mindesten  theoretische)  Freiheit  der  Gleich- 
werdung  durch  die  aemulatio  bedingt,  wirkt  in  gewisser  Richtung  auf  eine 
Erhöhung  der  Wertschätzung  der  materiellen  Güterwelt.  Denn  die  materielle 
Güterwelt  erleichtert  gerade  in  der  Demokratie  die  Eroberung  der  höchsten 
Stellen  und  Ehren.  So  erweckt  die  Demokratie  das  in  der  Aristokratie  in 
vielen  Bevölkerungsklassen  nur  latent  und  beschränkt  wirksame  Gesetz  der 
sozialen  Kapillarität,  Sie  gestaltet  somit  den  Gelderwerb  zu  einem  ihrer 
Lebenselemente.  Tocqueville  macht  in  seinen  Studien  über  das  Gesellschafts¬ 
leben  Amerikas  zu  Beginn  des  neunzehnten  Jahrhunderts  einmal  die  Be¬ 
merkung,  es  sei  unrichtig,  die  Demokratie  anzuklagen,  daß  sie  die  Menschen 
veranlasse,  unerlaubten  Freuden  nachzujagen,  viel  eher  könne  man  sie 
dessen  zeihen,  daß  sie  die  Menschen  auf  das  Auf  gehen  in  der  Jagd  nach 
erlaubten  Genüssen  verwiese.82) 

Selbst  das  Maximum  persönlicher  Empfänglichkeit  für  die  positiven 
und  negativen  Reize  des  ökonomischen  Glückskoeffizienten  ist  indes  in  seiner 
Tragweite  an  anderen  Kategorien  angehörige  Prämissen  gekettet,  Aeußere 
Glücksgüter  machen,  wir  sahen  es,  noch  kein  Glück.  Zwischen  dem  allgemein 

81)  Georg  Brand,  Reise  eines  jungen  Deutschen  in  Frankreich  und  England  im 
Jahre  1815.  Leipzig  1900,  Wiegand,  Bd.  I,  p.  92,  101,  105,  Bd.  II  88,  184;  Alexander 
Iwanowitsch  Herzen,  Erinnerungen,  deutsche  Ausg.  Berlin  1907,  Wiegandt,  Bd.  II, 
p.  105,  150,  291;  Edward  Lytton  Bulwer,  England  and  the  English.  Paris  1836, 
Baudry,  p,  20;  Federico  Garlanda,  La  Nuova  Democrazia  Americana,  Roma  1891, 
Soc,  Laziale,  p.  83;  Guglielmo  Ferrero,  Fra  i  due  Mondi.  Milano  1913,  Treves 
p.  372;  Max  O’relil,  John  Bull  and  his  Island,  London,  Leadenhall,  p.  53.  „Der 
Deutsche  lebt,  um  zu  leben,  der  Engländer  lebt,  um  zu  repräsentieren.  In  Deutschland 
lebt  man  glücklich,  wenn  man  behaglich  lebt,  in  England,  wenn  man  beneidet  wird.“ 
(Theodor  Fontane,  Der  englische  Charäkter,  heute  wie  gestern.  Berlin  1915. 
Fischer,  p.  12).  —  Ueber  die  verschiedenartige  Wertung  des  Reichtums  für  die  Glücks¬ 
empfindung  und  die  öffentliche  Meinung  in  Frankeich  (und  Deutschland)  auf  der  einen 
und  England  auf  der  anderen  Seite  vgl.  auch  Philip  Gilbert  Ham  ertön,  Round 
tny  house.  Notes  of  rural  life  in  France.  2  Ed.  London  1886,  Seeley,  p,  98  —  Die  wirt¬ 
schaftliche  Unersättlichkeit  der  englischen  Wirtschaft  war  schon  im  18.  Jahrhundert  so 
groß,  daß  sich  Antonio  Genovesi  in  Neapel  zu  der  Feststellung  veranlaßt  sah,  daß  gerade 
in  den  Jahren  glänzenden  Geschäftsganges  und  unbestreitbarer  Hausse  die  englischen 
Kaufleute  ein  Jammergeschrei  anzustellen  und  die  englischen  Natüonalökonomen  Bücher 
voller  Klagen  erscheinen  zu  lassen  pflegen  (Genovesi,  Lezioni  di  Commercio  o  sia 
di  Economia  Civile,  Milano  1820,  Silvestri,  Vol.  II,  p,  211). 

82)  Alexis  de  Tocqueville,  La  Democratie  en  Amerique.  Paris  1840, 
Gosselin.  Vol.  II,  1.  p.  211, 
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gültigsten  Tauschmittel  und  deshalb  höchsten  Wirtschaftsgut,  dem  Gelde, 
und  dem  Glück  besteht  ein  Einseitigkeitsverhältnis.  Wohl  lassen  sich  alle 
außerwirtschaftlichen  Glückselemente  nötigenfalls  in  Geldwert  ausdrücken 
und  in  Münze  umwandeln,  Gesundheit,  Schönheit,  Sittlichkeit  haben  Markt- 
und  Versicherungspreise,  aber,  wie  Ruskin  hervorhob,  der  Rückverwand¬ 
lung  des  Geldes  in  diese  Güter  stehen  unüberwindliche  Schwierigkeiten 
im  Wege.03) 

*  *  * 

Das  Glücksgefühl  ist  eine  wesentlich  psychologische,  nicht  wirtschaft¬ 
liche  Kategorie.  Der  Mensch  strebt  nach  Glück,  obwohl  er  fühlt,  daß 
weder  Arbeit  noch  Entgelt  der  Arbeit  ihm  Glück  bringen.84)  Das  Glück  ist 
schlechterdings  nur  ein  incidens  der  Wirtschaft,  aber  Wirtschaft  muß  ein 
incidens  des  Glückes  sein.85)  Es  gibt  wirtschaftliche  Unternehmen,  die  ihre 
Kosten  nicht  aufbringen,  geschweige  einen  Ueberschuß  abwerfen.  Es  wird 
deren  immer  geben.  Es  gibt  aber  auch  Menschenleben,  welche  die  Kosten 
des  Glückes  nicht  aufbringen,  geschweige  einen  Ueberschuß  abwerfen.  Es 
wird  deren  immer  geben.  Aber  ein  gutes,  geordnetes  Wirtschaftssystem  kann 
durch  eine  Besserung  der  wirtschaftlichen  Koeffizienten,  durch  Schaffung 
und  Verstärkung  der  Lustursachen  die  Glücksmöglichkeiten,  individuell 
wie  kollektiv,  erhöhen  und  die  Zahl  derer,  die  die  Kosten  des  Lebens  auf¬ 
bringen,  mehren.  So  mag  an  den  epikureischen  Satz  erinnert  werden,  ,,se 
paratum  esse  cum  Jove  de  felicitate  certare,  si  polentam  et  aquam 
habuisset.  b)  Darüber  hinaus  vermag  die  Wirtschaft  nichts  zu  versprechen. 


8S)  John  Ruskin,  Unto  this  last.  I.  c.,  §  1 — 4, 

84)  D'Avenel  macht  die  ganz  richtige  Bemerkung,  daß  es  den  Geistern  des  18.  Jahr¬ 
hunderts  höchst  verwunderlich  vorg  ©kommen  wäre,  wenn  man  ihnen  vorausgesagt  hätte, 
daß  der  Anteil  der  Menschen  an  Wohlstand  und  Rechten  (dignite)  stark  zunehmen 
werde,  ohne  daß  damit  eine  Zunahme  des  Glückes  verbunden  sein  würde  (Georges 
d’Avenel,  Decouvertes  d’Histoire  Sociale  1200 — 1910.  Paris  1910.  Flammarion, 
p.  281).  —  In  einem  lesenswerten  Buch  hat  der  Schotte  Smart  von  der  Universität 
Glasgow  gerade  aus  der  Oede  der  meisten  Arbeitsleistungen  in  idealer  Konkurrenz  mit 
dem  geringen  Glücksvermögen  der  noch  so  hohen  Arbeitsrenten  und  der  Tatsache  des 
trotzdem  intensiven  Arbeitslebens  der  meisten  Millionäre  auf  die  These  hin  argumentiert, 
daß  die  Menschen  instinktiv  aus  der  Arbeit  mehr  zu  erhalten  suchten  als  bloß  die  Mittel 
zur  Befriedigung  rein  materiellen  Glückes.  (Smart,  The  second  thought  of  an  Eco¬ 
nomist.  London  1916.  Macmillan.) 

85)  So  sagt  der  ausgezeichnete  venezianische  Historiker  und  Staatsphilosoph  Paolo 
Paruta:  ,,Quelli  (beni  di  natura)  sono  per  se  stessi  beni  e  questi  (beni  di  fortuna)  solo 
per  accidente.“  (Paruta,  Deila  Perfezione  alla  Vita  Politica.  Venetia  1582,  Nicolini, 
p.  16,  p.  287). 

86)  V  i  n  c  e  n  z  o  Sigu  al  d  i  ,  Repubblica  di  Lesibo,  ovvero  del'la  Ragione  di  Stato  in. 
un  Dominio  Aristocratico.  Bologna  1640,  Tibaldini,  p.  178. 
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Der  Begriff  der  Wirtschaft 

Ein  literarhistorischer  Beitrag 

Von  Bruno  Schultz 


A,  Einleitung. 

1.  Begriffe  und  Grundbegriffe  im  allgemeinen. 

2.  Der  Wirtschaftsbegriff  im  besonderen. 

B.  Der  Begriff  der  Wirtschaft. 

I.  Die  Definitionen  bis  gegen  1911. 

a)  logisch  falsche  Definitionen, 

b)  sachlich  falsche  Definitionen. 

1.  Bestimmung  durch  die  Methode  der  Tätigkeit. 

2.  Bestimmung  durch  das  Ziel  der  Tätigkeit. 

3.  Bestimmung  durch  das  Objekt  der  Tätigkeit, 

a)  äußere  Güter  als  Objekt, 

ß )  beschränkt  gegebene  Güter  als  Objekt, 
y)  Sachgüter  als  Objekt, 

b)  Zusammenfassende  Kritik. 

II.  Die  Negation  des  Wirtschaftsbegriffes. 

a)  Die  Objektsbestimmung  Schumpeters. 

b)  Die  Objektsbestimmung  Amonns, 

III.  Die  Definitionen  seit  1911. 

a)  Voigt. 

b)  Liefmann. 

c)  Spann. 

d)  Oppenheimer, 

Vorbemerkung: 

Dieser  Beitrag  beabsichtigt  einmal  eine  systematische  Zusammenstellung 
der  Definitionen  des  Wirtschaftsbegriffes  mit  anschließender  Kritik  zu  geben. 
Sodann  halte  ich  auf  Grund  meiner  Erfahrungen,  die  ich  während  meiner 
achtsemestrigen  Leitung  des  Proseminars  von  Oppenheimer  an  der  Universität 
zu  Frankfurt  a.  M.  gesammelt  habe,  den  Beitrag  für  geeignet,  im  Unterricht  als 
eine  Ergänzung  des  kritischen  Teiles  der  Oppenheimerschen  Begriffsbestimmung 
zu  dienen  und  zugleich  die  Hörer  an  das  Problem  der  Objektsbestimmung 
heranzuführen.  Unter  diesen  Gesichtspunkten  bitte  ich  Oppenheimer,  einen 
meiner  hochverehrten  Lehrer,  an  die  folgenden  Blätter  heranzugehen. 
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A.  Einleitung 

1.  Begriffe  und  Grundbegriffe  im  allgemeinen 

Der  Eindruck,  daß  die  theoretische  Volkswirtschaftslehre  der  Gegen¬ 
wart  einem  „Trümmerhaufen“  gleiche,  drängt  sich  einem  sofort  auf,  wenn 
man  das  erste  Kapitel  der  meisten  Lehrbücher  und  Grundrisse  überblickt, 
das  Kapitel  von  den  Begriffen  und  Grundbegriffen.  Hier  herrscht  geradezu 
eine  babylonische  Sprachverwirrung.  Jeder  Nationalökonom  hat  seine 
eigenen  Begriffe,  mit  denen  er  arbeitet.  Selbst  in  Sammelwerken  ist  es 
gewöhnlich  nicht  einmal  möglich,  hinsichtlich  der  vorkommenden  Begriffe 
eine  Uebereinstimmung  unter  den  Mitarbeitern  herbeizuführen.1)  Arbeitet 
man  sich  nun  in  diesen  Wirrwarr  hinein,  so  bekommt  man  ein  geradezu 
trostloses  Bild.  Man  wird  an  die  Worte  im  Faust* erinnert: 

Im  ganzen  —  haltet  Euch  an  Worte! 

Dann  geht  Ihr  durch  die  sichre  Pforte 
Zum  Tempel  der  Gewißheit  ein. 

Und  weiter: 

Mit  Worten  läßt  sich  trefflich  streiten, 

Mit  Worten  ein  System  bereiten, 

An  Worte  läßt  sich  trefflich  glauben, 

Von  einem  Wort  läßt  sich  kein  Jota  rauben. 

Es  sind  in  der  Tat  immer  nur  Worte,  nichts  als  Worte,  um  die  der 
Kampf  tobt.  Daher  ist  es  durchaus  zu  begreifen,  wenn  hin  und  wieder  den 
Jüngern  unserer  Wissenschaft  der  Rat  erteilt  wird,  so  schnell  wie  möglich 
durch  die  Vorhalle,  die  dicht  mit  Kontroversen  dieser  Art  gefüllt  ist, 
hindurchzueilen  und  gleich  in  den  Tempel  selbst  einzutreten.  Die  Worte 
Cohns2) :  „Die  ältere  Nationalökonomie  hat  sich  vielfach  um  die  Begriffe 
des  Wertes  abgemüht,  weniger  hat  sie  über  den  Wert  der  Begriffe  nach¬ 
gedacht“  gelten  heute  hinsichtlich  aller  Begriffe. 

Der  unheilvolle  Zustand  des  Grundbegriffskapitels  hat  jedoch  auch 
zu  scharfer  Kritik  herausgefordert.  So  schreibt  Menger3) :  „Es  ist  ein  Zeichen 
des  geringen  Verständnisses,  welches  namentlich  einzelne  Vertreter  der 
historischen  Schule  für  die  Ziele  der  theoretischen  Forschung  haben,  wenn 
sie  in  Untersuchungen  über  das  Wesen  des  Gutes,  über  das  Wesen  der 
Wirtschaft,  das  Wesen  des  Wertes,  des  Preises  und  dergleichen  mehr  nur 


1)  Im  Vorwort  der  1.  Aufl.  zu  Schönbergs  Handbuch  heißt  es  S.  V  f.:  ,,Da  leider 
in  Bezug  auf  ökonomische  Grundbegriffe  noch  ein  sehr  verschiedenartiger  Sprach¬ 
gebrauch  besteht,  war  es  auch  nicht  ganz  zu  verhindern,  daß  einzelne  Begriffe  in  den 
verschiedenen  Abhandlungen  in  einem  verschiedenen  Sinne  angewendet  werden". 
Aehnlich  heißt  es  auch  im  Vorwort  zum  „Grundriß  der  Sozialökonomik",  Tübingen  1914. 

2)  „Grundlegung  der  Nationalökonomie",  Stuttgart  1885.  Band  I,  S.  181. 

3)  „Untersuchungen  über  die  Methode  der  Sozialwissenschaften  und  der  politi¬ 
schen  Oekonomie",  Leipzig  1883;  S.  7,  Anm,  4. 
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Begriffsanalysen  und  in  dem  Streben  nach  einer  exakten  Theorie  der 
volkswirtschaftlichen  Erscheinungen  die  Aufstellung  eines  Systems  von 
Begriffen  und  Urteilen  sehen.“ 

Ganz  besonders  scharf  mit  den  Grundbegriffen  unserer  Wissenschaft 
ins  Gericht  gegangen  sind  Dietzel,  Gottl  und  Amonn.  Was  der  erste  darüber 
schreibt,  ist  wohl  das  Beste,  was  wir  diesbezüglich  überhaupt  besitzen. 
Aus  dem  prachtvollen  Abschnitt  seiner  „Theoretischen  Sozialökonomik“ 
seien  hier  einige  Sätze  wiedergegeben.4)  Hinsichtlich  der  Vielheit  der  Be¬ 
griffsbestimmungen  meint  er:  „Lohnte  es  die  Mühe,  so  könnte  eine  Statistik 
der  Grundbegriffe  den  Beweis  erbringen,  daß  sowohl  hinsichtlich  des 
Bestandes  wie  der  Anordnung  nichts  weniger  als  Uebereinstimmung 
herrscht.“  Weiter  heißt  es  dann:  „Hier  Klarheit  zu  schaffen  —  die  Frage  zu 
entscheiden,  welche  Begriffe  die  Grundbegriffe  seien,  wie  aus  dem  gründ¬ 
lichsten  Grundbegriff  die  Reihe  der  übrigen  organisch  sich  entfalte  — 
sollte  für  die,  welche  dies  Kapitel  als  notwendig  ansehen,  die  erste, 
dringendste  Aufgabe  sein.  Aber  sonderbarerweise  wird  diese  Frage 
außerordentlich  wenig  erörtert,  dagegen  über  den  Wortlaut  der  Definitionen 
mit  einem  Aufgebot  von  Scharfsinn  und  einer  Schärfe  des  Tons  gestritten, 
welche  den  Leser  glauben  machen,  es  lägen  hier  Probleme  vor,  „des 
Schweißes  der  Edlen  wert“.“  Und  Seite  155:  „Mit  dem  traditionellen 
Aneinanderflicken  einer  Anzahl  von  Wortumschreibungen  und  eben  von 
Umschreibungen  fast  nur  solcher  Worte,  welche  der  Erklärung  gar  nicht 
bedürfen,  wird  ein  beträchtliches  Quantum  von  Gehirn-  und  Papiersubstanz 
nutzlos  vergeudet.“  Seite  153:  „Wer  sich  noch  gründlicher  von  der  Nutz¬ 
losigkeit  dieses  Grundbegriffskapitels  überzeugen  will,  mag  die  späteren 
Abschnitte  der  betreffenden  Lehrbücher  einsehen.  Er  wird  finden,  daß  die 
dornenvollen  Worthäkeleien  vergessen  sind,  sobald  die  Erklärung  der  Tat¬ 
sachen  einsetzt.“  Er  meint  schließlich,  daß  die  Vertreter  der  Grundbegriffs¬ 
lehre  in  Verlegenheit  geraten  würden,  wenn  sie  beweisen  sollten,  daß  sie 
durch  die  Definitionen  für  den  späteren  Weg  Hemmnisse  weggeräumt  hätten. 

Gottls  Buch  „Herrschaft  des  Wortes“  (Untersuchungen  zur  Kritik  des 
nationalökonomischen  Denkens  Jena  1901)  befaßt  sich  eingehend  mit  den 
Grundbegriffen.  Wie  schon  der  Titel  sagt,  zieht  er  zu  Feld  gegen  die 
„Wörterei“.  Er  meint,  daß  durch  das  Kleben  am  Worte  unser  ganzes  Denken 
und  damit  unsere  Erkenntnis  gehemmt  sei.  Seite  175  drückt  er  dies  treffend 
aus:  „Das  Wort  ist  der  Hehler  für  alle  Diebereien  an  der  Erkenntnis.“5) 


4)  „Theoretische  Sozialökonomik“,  Leipzig  1895;  S.  149  ff. 

5)  Auch  in  einer  Reihe  von  Abhandlungen  im  „Archiv  für  Sozialwissenschaft  und 
Sozialpolitik“  (Zur  sozialwissenschaftlichen  Begriffsbildung  Band  XXIII  ff.)  wendet  er 
sich  gegen  die  Herrschaft  des  Wortes  und  meint  hier  einmal  (Band  XXIII.  S.  504), 
daß  sich  die  Worte  mehr  um  die  Begriffe  drehen  sollten,  nicht  immer  nur  die  Begriffe 
um  herrschende  Worte. 
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Während  die  beiden  letztgenannten  Autoren  die  Grundbegriffslehre 
prinzipiell  verwerfen,  hält  Amonn,  der  sich  in  seinem  Buch  „Objekt  und 
Grundbegriffe  der  theoretischen  Nationalökonomie“  (Wien  und  Leipzig  1911) 
eingehend  mit  dieser  Frage  beschäftigt,  an  ihr  fest.6)  Allerdings  stimmt  er 
Dietzel  und  Gottl  darin  zu,  daß  die  heute  herrschende  Grundbegriffslehre 
für  unsere  Disziplin  ungeeignet  ist.  Er  will  sie  jedoch  durch  eine  neue  logisch 
fundierte  ersetzen.  Dietzel  gegenüber  meint  er  Seite  198:  „Die  Dietzelsche 
Kritik  der  üblichen  Grundbegriffslehre  und  ihrer  üblichen  Begründung  ist 
völlig  richtig,  aber  der  daraus  gezogene  Schluß  der  Negation  der  Grund¬ 
begriffslehre  überhaupt  ohne  jede  Berechtigung.“  Ebenso  schießt  nach  ihm 
Gottl  über  das  Ziel  hinaus.  Seiner  Meinung  nach  stellt  sich  Seite  205  das 
Problem  der  Grundbegriffsbestimmung  als  Ableitung  der  Grundbegriffe  aus 
dem  begrifflich  bestimmten  Erkenntnisobjekt  dar;  eine  Ansicht,  die  voll¬ 
kommen  richtig  ist,  es  fragt  sich  nur,  ob  es  Amonn  gelungen  ist,  das 
Erkenntnisobjekt  in  richtiger  Weise  zu  definieren  (vgl.  weiter  unten), 

2,  Der  Wirtschaftsbegriff  im  besonderen 

Was  von  den  Grundbegriffen  im  allgemeinen  gilt,  gilt  auch  von  dem 
Wirtschaftsbegriff  im  besonderen.  Auch  hinsichtlich  dieses  Begriffes  kann 
man  sagen,  daß  fast  jeder,  der  über  theoretische  Volkswirtschaftslehre 
schreibt,  seine  eigene  Definition  hat,7),  die  seiner  Ansicht  nach  die  allein¬ 
richtige  ist.  Die  Schärfe,  mit  der  die  Kontroversen  um  diesen  Begriff  geführt 
wurden  und  auch  heute  wieder  geführt  werden,  erklärt  sich  aus  der  Bedeutung, 
die  man  dem  Wirtschaftsbegriff  zuschreibt.  Er  soll  der  Grundbegriff  unserer 
Wissenschaft  sein,  der  Oberbegriff,  aus  dem  sich  alle  anderen  Begriffe 
ableiten  lassen,  oder,  wie  Gottl  ihn  einmal  nennt,  das  „Schlüsselwort“.  Aus 
dieser  Einstellung  ergibt  sich  die  Notwendigkeit,  ihn  an  die  Spitze  des 
ganzen  Systems  zu  stellen.  Zuerst  ist  dies  wohl  bewußt  von  Lindwurm8) 
geschehen.  Er  wendet  sich  dagegen,  daß  die  Volkswirtschaftslehre  aus  den 
Begriffen  Gut,  Wert,  Vermögen,  Reichtum  den  Wirtschaftsbegriff  hervor- 

6)  Vgl.  S.  195—205. 

7)  Aus  der  älteren  Literatur  sind  mir  nur  drei  Autoren  bekannt,  die  den 
Begriff  „Wirtschaft“  nicht  definieren.  Obgleich  Lotz  („Revision  der  Grundbegriffe  der 
Nationalwirtschaftslehre“  1811 — 14) ,  wie  schon  der  Titel  seines  Buches  sagt,  sich  mit 
der  Revision  der  nationalökonomischen  Grundbegriffe  befaßt,  rechnet  er  unter  diese 
doch  nicht  den  Begriff  der  Wirtschaft.  Auch  das  Buch  von  Hufeland  („Neue  Grund¬ 
legung  der  Staatswirtschaftskunst,  Durchprüfung  und  Berichtigung  ihrer  Hauptbegriffe 
von  Gut,  Wert,  Preis,  Geld  und  Volksvermögen  mit  ununterbrochner  Rücksicht  auf  die 
bisherigen  Systeme".  Wetzlar  1807.)  gibt  keine  Definition  des  Wirtschaftsbegriffes,  — 
Max  Wirth  („Grundzüge  der  Nationalökonomie"  1861)  verwendet  zwar  diesen  Begriff, 
definiert  ihn  aber  nicht.  Man  hat  das  Gefühl,  als  ob  diese  Autoren  den  Begriff  für 
viel  zu  selbstverständlich  halten,  als  daß  er  noch  einer  Definition  bedürfe. 

8)  „Grundzüge  der  Staats-  und  Privatwirtschaftslehre  nebst  einer  Darlegung 
deren  Verhältnisse  zur  Jurisprudenz".  Braunschweig  1866;  S.  35  ff. 
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gehen  läßt,  meint  vielmehr,  daß  dieser  der  ursprünglichere  sei  und  fährt 
dann  fort:  ,,Es  wäre  in  der  Tat  eine  seltsame  Anomalie,  wenn  es  in  den 
Wirtschaftslehren  Begriffe  gäbe,  die  gründlicher  wären  als  der  Wirtschafts¬ 
begriff  selbst.“ 

In  der  Folge  ist  dieser  Begriff  dann  auch  immer  mehr  und  mehr  an 
die  Spitze  gerückt  worden,  so  besonders  von  Wagner  und  Schäffle.  Die 
weitere  Konsequenz  war  nun  die,  daß  man  in  ihm  das  Erkenntnisobjekt 
unserer  Wissenschaft  zu  sehen  glaubte,  d.  h.  also,  daß  dieser  Begriff  die 
Abgrenzung  der  theoretischen  Volkswirtschaftslehre  ermöglichen  sollte. 
So  fordert  z.  B.  Hasbach,9)  daß  sich  der  Inhalt  unserer  Wissenschaft  völlig 
aus  dem  Grundbegriff  ableiten  lassen  müsse.  Und  in  demselben  Sinne  nennt 
Cohn10)  ihn  den  Eckstein  unserer  Wissenschaft,  auf  dem  sich  alles  weitere 
aufbauen  müsse,  was  in  das  Gebiet  unserer  Wissenschaft  hineingehöre.  Er 
ist  nach  ihm  die  schneidende  Grenze,  die  das  Hierhingehörige  von  dem 
Anderswohingehörigen  abtrennt. 

Unter  diesem  Gesichtspunkt,  nämlich  daß  der  Wirtschaftsbegriff  das 
Erkenntnisobjekt  der  theoretischen  Volkswirtschaftslehre  sei,  werde  ich  in 
den  folgenden  Ausführungen  die  hauptsächlichsten  in  der  Literatur  vor¬ 
handenen  Definitionen  des  Wirtschaftsbegriffes  betrachten. 

Zusatz:  Eine  Zusammenstellung  der  in  der  Literatur  vorhandenen  Defi¬ 
nitionen  des  Wirtschaftsbegriffes  findet  sich  in  der  Dissertation  von  Werner 
Pratsch  ,,Zur  Entwicklung  des  Begriffes  Wirtschaft  in  der  deutschen  Volkswirt¬ 
schaftslehre“  (Tübingen  1915).  Der  Verfasser  nennt  seine  Arbeit  eine  kritische 
Studie  und  geht  so  vor,  daß  er  den  Wirtschaftsbegriff  in  seiner  historischen 
Entwicklung  verfolgt  und  ihn  zu  kritisieren  versucht.  Von  einer  eignen  neuen 
Definition  sieht  er  ab,  um,  wie  er  in  der  Einleitung  betont,  diese  erfahreneren 
und  berufeneren  Denkern  zu  überlassen.  —  Gleichfalls  eine  Zusammenstellung 
der  Definitionen  des  Wirtschaftsbegriffes  findet  sich  in  dem  Buch  von  Linde¬ 
mann  ,,Urbegriffe  der  Wirtschaftswissenschaft“  (Dresden  1904).  Vom  Zweck, 
den  dieses  Buch  verfolgt,  schreibt  der  Autor  im  Vorwort  S.  IV:  „Verfasser  dieses 
würde  sich  glücklich  schätzen,  wenn  in  den  in  diesem  Buch  von  ihm  vorge¬ 
tragenen  Gedanken  und  Vorschlägen  eine  Anregung  dazu  gefunden  würde,  daß 
die  Vertreter  und  Freunde  unserer  Wissenschaft  in  den  verschiedenen  Kultur¬ 
ländern  sich  über  die  dauernde!  Fassung  und  Feststellung  wenigstens  einiger 
Grundbegriffe  als  Urbegriffe  verständigten.“  Unter  Urbegriffen  versteht  er  S.  11 
solche  Begriffe,  „welche  überall  auf  der  Erde  und  zu  allen  Zeiten,  wo  sich  ein 
Wirtschaftsleben  der  Menschen  entfaltete  oder  entfaltet,  zur  Geltung  kamen 
oder  kommen,  unberührt  durch  die  so  mannigfaltig  gestalteten  politischen  Ver¬ 
hältnisse  und  Entwicklungen,  unabhängig  von  volklichen  Eigentümlichkeiten,  vom 
Klima,  von  der  Art  der  Beschäftigung  und  den  verschiedenen  wirtschaftlichen 
Entwicklungsstufen.“  Als  solche  Urbegriffe  führt  Lindemann  dann  der  Reihe 
nach  auf:  Arbeit,  Wert,  Geld,  Preis  und  Wirtschaft.  Von  diesen  Begriffen  gibt 
er  Definitionen  deutscher,  englischer,  amerikanischer,  italienischer  und  franzö- 


9)  „Güterverzehrung  und  Güterhervorbringung".  Jena  1906.  S.  65. 

10)  a.  a.  O.  S.  189. 
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sischer  Autoren,  und  zwar  hat  er  nach  seinen  eignen  Angaben  (vgl.  S,  9)  nicht 
weniger  als  130  Autoren  herangezogen.  Auf  eine  von  allen  diesen  verschiedenen 
Definitionen  soll  man  sich  bei  einem  jeden  „Urbegriff“  einigen.  —  Dasselbe 
erstrebte  er  bereits  1859,  wo  er  unter  dem  Titel  „Wirtschaftswissenschaftliche 
Urbegriffe“  auf  drei  Druckseiten  einige  Gedanken  und  Vorschläge  veröffentlichte. 
Diese  Veröffentlichungen  erwiesen  sich,  wie  er  im  Vorwort  zu  seinem  neuen 
Buch  S.  III  schreibt,  damals  als  verfrüht.  Jedoch  auch  mit  dem  neuen  Buch  hat 
Lindemann  nicht  mehr  Erfolg  erzielt.  Eine  Einigung  hat  und  konnte  auch  auf 
der  von  ihm  vorgeschlagenen  Grundlage  nicht  geschehen,  verkennt  er  doch  voll¬ 
kommen  das  Wesen  und  die  Bedeutung  der  Grundbegriffe,  die  eben  für  die 
meisten  Nationalökonomen  keine  Vokabeln  sind,  (Wie  unbeachtet  dieses  Buch 
geblieben  ist,  erhellt  schon  rein  äußerlich  daraus,  daß  es  mir  seiner  Zeit  weder 
in  Breslauer  noch  Berliner  Bibliotheken  möglich  war,  ein  Exemplar  desselben 
zu  bekommen.  Die  angestellten  Nachforschungen  ergaben  dann,  daß  keine  einzige 
preußische  Bibliothek  in  seinem  Besitz  war.  Den  Bemühungen  der  damaligen 
Königlichen  Bibliothek  verdanke  ich  es,  daß  mir  eine  Hamburger  Bibliothek  ein 
Exemplar  desselben  zur  Verfügung  stellte.) 

B.  Der  Begriff  der  Wirtschaft 
I.  Die  Definitionen  bis  gegen  1911 

Wenn  ich  in  den  folgenden  Blättern  die  Definitionen  des  Wirtschafts¬ 
begriffes  in  der  deutschen  Literatur  kritisch  bespreche,  so  ist  es  selbst¬ 
verständlich,  daß  dieses  nicht  durch  eine  wahllose  Aneinanderreihung 
derselben  geschehen  kann,  sondern  daß  eine  gewisse  Systematik  dabei 
erforderlich  ist.  Ein  doppelter  Weg  ist  hierbei  möglich.  Einmal  können  sie 
chronologisch  angeordnet  werden,  d.  h.  ich  müßte  dann  z.  B.  mit  der  Justis 
beginnen  und  mit  der  Oppenheimers  schließen.  Dieses  Vorgehen  wäre 
durchaus  zweckmäßig,  wenn  es  sich  darum  handelte,  die  geschichtliche 
Entwicklung  des  Wirtschaftsbegriffes  klar  zu  legen,  wie  es  sich  die  oben 
angeführte  Dissertation  von  Pratsch  zur  Aufgabe  gestellt  hat.  Der  zweite 
Weg  wäre:  auf  Grund  gewisser  Kriterien  eine  bestimmte  Ordnung  in  die 
zahlreichen  Definitionen  zu  bringen. 

Beide  Wege  habe  ich  in  den  folgenden  Untersuchungen  vereinigt. 
Ich  teile  die  Definitionen  chronologisch  in  zwei  große  Abschnitte.  Die  Grenze 
bildet  das  bereits  erwähnte  und  weiter  unten  noch  ausführlich  zu  be¬ 
sprechende  Buch  von  Alfred  Amonn,  mit  dem  auch  für  die  Definition  des 
Wirtschaftsbegriffes  gewissermaßen  eine  neue  Epoche  anbricht. 

In  dem  ersten  Abschnitt,  der  die  Definitionen  bis  etwa  1910  umfaßt, 
habe  ich  nach  bestimmten  Kriterien  eine  Anzahl  von  Gruppen  gebildet. 
Derartige  Versuche  finden  sich  bei  einigen  Nationalökonomen,  die  sich  mit 
dem  Wirtschaftsbegriff  ausführlicher  beschäftigen.  So  vertreten  Oppen¬ 
heimer  und  Voigt  die  Ansicht,  daß  sich  alle  Definitionen  des  Wirtschafts¬ 
begriffes  in  zwei  Gruppen  unterbringen  lassen.  Der  erstere  sagt11) :  „Es 

X1)  „Archiv  für  Sozialrwissenschaft  und  Sozialpolitik“,  Band  XXXIII,  S.  195. 
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gibt  im  Grunde  nur  zwei  Definitionen  des  Begriffes  Wirtschaft.  Nur  zwei, 
obgleich  fast  jedes  Lehrbuch  seine  eigene,  zumeist  sehr  wortreiche  und 
sehr  gequälte  Formulierung  dafür  hat.  Aber  es  bleibt  im  Kern  hier  und 
dort  immer  das  gleiche.  Die  eine  Gruppe  definiert  die  Wirtschaft  als  das 
Streben  nach  Sachgütern,  die  andere  als  das  Handeln  nach  dem  wirtschaft¬ 
lichen  Prinzip  des  kleinsten  Mittels.“  Nur  abweichend  im  Ausdruck,  sonst 
aber  in  voller  Uebereinstimmung  schreibt  Voigt12):  ,,In  der  Tat  können  wir 
alle  von  Nationalökonomen  unternommenen  Versuche  zum  Begriff  der 
Wirtschaft  zu  gelangen,  darnach  sondern,  ob  sie  Mittel  oder  Motiv  zum 
Unterscheidungsmerkmal  erheben.“  Gleichzeitig  weist  er  darauf  hin,  daß 
es  neben  diesen  beiden  Gruppen  von  Definitionen  noch  solche  gibt,  die  nicht 
Mittel  oder  Motiv,  sondern  Mittel  und  Motiv  verwenden.  —  Auf  Grund 
dieser  Unterscheidung  kritisieren  diese  beiden  Autoren  dann  die  Definitionen 
des  Wirtschaftsbegriffes.  Eine  derartige  Unterscheidung  ist  m.  E.  zu 
generalisierend  und  läßt  mancher  Definition  nicht  genügend  Gerechtigkeit 
widerfahren.  Deshalb  bin  ich  dieser  Gliederung,  so  klar  und  einfach  sie  auch 
sein  mag,  nicht  gefolgt. 

Zweifelsohne  die  allerbeste,  wenn  auch  älteste  Zusammenstellung  ist 
die  von  Heinrich  Dietzel  in  der  Tübinger  Zeitschrift  von  188313).  Er  schreibt 
hier  Seite  82  f,:  ,,Es  lassen  sich  drei  Gruppen  von  Definitionen  unterscheiden: 

1.  die  ethische  Gruppe,  welche  den  Begriff  Wirtschaft  zu  definieren 
sucht,  indem  sie  den  Zweck  dieses  Tätigkeitskollektivums  bestimmt. 

2.  Die  psychologische,  welche  die  Methode,  das  sogenannte  „ökono¬ 
mische  Prinzip“  als  das  charakteristische  Merkmal  bezeichnet. 

3.  die  objektive  findet  im  Objekt  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit  das 
unterscheidende  Kriterium,  a)  das  Objekt  allein,  b)  Methode  und  Objekt." 

Ich  werde  mich  der  Dietzelschen  Gruppierung  im  großen  und  ganzen 
anschließen  bei  der  Zusammenfassung  derjenigen  Definitionen,  die  ich  als 
„sachlich  falsch“  bezeichne.  Diesen  so  zusammengefaßten  Definitionen 
schicke  ich  einen  Abschnitt  voran,  der  die  „logisch  falschen“  Definitionen 
bringen  wird.  Daß  eine  solche  Gliederung  anfechtbar  ist,  besonders  da,  wie 
sich  später  zeigen  wird,  ein  Ineinandergreifen  und  Sichschneiden  stattfindet, 
verkenne  ich  nicht.  Da  sie  indessen  ein  leichtes  Verständnis  des  Stoffes 
erlaubt,  so  erschien  sie  mir  zweckmäßig. 

Zusatz:  Vorweggenommen  seien  hier  zwei  Definitionen,  deren  Eigenart 
eine  besondere  Behandlung  rechtfertigt.  Es  handelt  sich  um  Versuche,  aus  dem 
Worte  Wirtschaft  selbst  die  Definition  abzuleiten.  Es  ist  dies  eigentlich  der  nächst- 
liegende  Weg,  den  man  bei  einer  etymologischen  Untersuchung  einzuschlagen 

12)  „Wirtschaft  und  Technik"  in  der  Zeitschrift  für  Sozialwissenschaften  1911, 
Band  II,  S.  4, 

13)  „Der  Ausgangspunkt  der  Sozialwirtschaftslehre  und  ihr  Grundbegriff".  Band  39, 
S.  Iff. 
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hätte.  Eine  andere  Frage  ist  freilich,  ob  ein  derartiges  Vorgehen  zu  einem  befrie¬ 
digenden  Ergebnis  führen  kann,  wenn  es  sich  darum  handelt,  den  Grundbegriff 
einer  Wissenschaft  zu  definieren,  der  nicht  von  der  Wissenschaft  erst  geprägt, 
sondern  von  ihr  vorgefunden  und  übernommen  wurde. 

Den  ersten  Versuch,  aus  dem  Worte  Wirtschaft  die  Definition  herzuleiten, 
unternimmt  Lindwurm  (a,  a.  0.  Seite  14  ff.).  Er  geht  aus  von  dem  Satz,  daß  eine 
Wirtschaft  ohne  ein  Wirtschaftssubjekt  und  ein  Wirtschaftsobjekt  sich  nicht 
denken  läßt.  Allein  diese  beiden  Momente  genügen  ihm  nicht,  es  muß  vielmehr 
noch  eine  Tätigkeit  vorhanden  sein,  die  sie  in  Verbindung  setzt.  „Hierdurch  ist  der 
Forschung  der  Weg  gewiesen:  sie  hat,  um  zu  einer  Deutlichkeit  des  Begriffes  der 
Wirtschaft  zu  gelangen,  die  Merkmale  des  Wirtschaftssübjektes,  des  Wirtschafts¬ 
objektes  und  derjenigen  Tätigkeit  aufzusuchen,  welche  beide  in  ein  Verhältnis  zu 
einander  setzt.“  Er  zerlegt  das  Wort  „Wirtschaft“  in  „Wirt“  und  „schaffen“. 
Dadurch  ist  nach  ihm  das  Wirtschaftssubjekt  eindeutig  gegeben,  es  ist  der  Wirt. 
Nicht  ohne  weiteres  ist  indessen  das  Wirtschaftsobjekt  erkennbar.  Es  muß  in 
dem  zweiten  Bestandteile  des  Wortes,  im  „schaffen“  enthalten  sein.  Von  diesem 
sagt  er:  „Analysieren  wir  aber  den  Begriff  des  Schaffens,  so  finden  wir  darin 
den  Begriff  des  Objektes  als  prädikativen  Inhalt“,  Das  Schaffen  ist  eine  Tätigkeit, 
und  zwar  verhält  sich  der  Begriff  des  Schaffens  zu  dem  der  Tätigkeit  wie  die 
Art  zur  Gattung.  Die  besondere  Art  der  Tätigkeit,  die  im  Schaffen  liegt,  ergibt 
sich  daraus,  daß  das  Schaffen  das  Objekt  miteinbezieht.  Demnach  ist  das  Schaffen 
diejenige  Tätigkeit,  die  in  einem  Objekte  dargestellt  ist.  Es  kommt  nun  darauf 
an,  die  Verbindung  zwischen  Wirtschaftssubjekt  und  Wirtschaftsobjekt  herzu¬ 
stellen.  Seiner  Meinung  nach  kann  das  Schaffen  nur  von  dem  Subjekt  ausgehen, 
und  zwar  muß  zu  jedem  Schaffen  der  Wille  vorhanden  sein.  Der  Wille  ist  somit 
bereits  ein  Merkmal  des  Wirtschaftssubjektes.  Dieser  Wille  muß  aber  erst  durch 
ein  Objekt  erregt  werden.  Das  wird  aber  nur  dann  der  Fall  sein,  wenn  das  Objekt 
geeignet  ist,  dem  Willen  des  Subjektes  zu  dienen.  Dann  wird  der  Wille  des 
Objektes  wegen  zu  einer  schaffenden  Tätigkeit  schreiten.  Die  Aufgabe  der 
Wirtschaftstätigkeit  ist  also  nach  Lindwurm  die  Willensbefriedigung  des  Wirt¬ 
schaftssubjektes,  das  Wirtschaftsobjekt  ist  dabei  das,  was  hierzu  geeignet  ist. 
Die  Tauglichkeit  also,  dem  Willen  eines  Wirtschaftssubjektes  zu  dienen,  ist  das 
Merkmal  des  Wirtschaftsobjektes.  Nun  kann  man  nach  ihm  ohne  weiteres  das 
Merkmal  der  Wirtschaft  angeben.  „Denn“,  so  schreibt  er  Seite  29,  „da  dasjenige 
des  Wirtschaftssubjektes  dessen  auf  ein  Objekt  gerichteter  Wille,  dasjenige  des 
Wirtschaftsobjektes  die  Tauglichkeit  desselben  war,  dem  Willen  des  Wirtschafts¬ 
subjektes  zu  dienen,  so  muß  dasjenige  der  Wirtschaft,  nämlich  der  schaffenden 
Tätigkeit  des  Wirtes,  in  der  Befriedigung  des  Willens  dieses  letzteren  mit  einem 
hierzu  geeigneten  Objekte  bestehen.“ 

Diese  so  gewonnene  Definition  wird  nicht  nur  konsequent  in  seinem  Buche 
festgehalten,  sondern  auch  an  die  Spitze  seines  Systems  gestellt.  Es  heißt 
Seite  98:  „Es  ist  die  Wirtschaftswissenschaft  die  Lehre  von  derjenigen  Tätigkeit 
des  Wirtschaftssubjektes,  welche  in  einem  Objekte  Befriedigung  sucht,  dessen 
Tauglichkeit,  dem  Willen  zu  dienen,  der  Vorstellung  des  Wirtschaftssubjektes 
von  ihr  gemäß,  das  Motiv  zu  der  jener  Tätigkeit  zu  Grunde  liegenden  Willens¬ 
regung  war.  Wo  sich  also  eine  solche  Tätigkeit  findet,  einerlei,  welche  beson¬ 
deren  Merkmale  ihr  sonst  die  Arbeitsteilung  gegeben  hatte,  so  fordert  die 
logische  Konsequenz,  daß  die  Lehre  von  ihr  in  das  Bereich  der  Wirtschafts¬ 
wissenschaft  gehöre,“ 
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Klarer  als  in  dem  letzten  Satze  kann  die  Bedeutung,  die  dem  Begriff 
der  Wirtschaft  gewöhnlich  eingeräumt  wird,  kaum  betont  werden:  der  Begriff 
der  Wirtschaft  ist  das  Erkenntnisobjekt.  Allein  daß  die  Lindwurmsche  Definition 
nicht  geeignet  ist,  diesem  Zwecke  zu  dienen,  ergibt  sich  daraus,  daß  sie  zu 
weit  ist.  Zum  Beweis  ein  einfaches  Beispiel:  Vor  mir  liegt  Goethes  Faust.  Dieses 
Buch  erregt  in  mir  den  Willen  es  zu  lesen.  Ich  tue  es,  und  mein  Wille  ist  be¬ 
friedigt,  auch  das  Objekt  war  tauglich  dazu.  Wirtschafte  ich?  Gehört  das  Lesen 
des  Faustes,  zum  mindesten  in  diesem  Falle,  in  die  Volkswirtschaftslehre?  Ist 
diese  Tatsache  wirklich  relevant  für  unsere  Disziplin?  Das  kann  und  wird  wohl 
keiner  behaupten.  Die  Abgrenzung  unseres  Gebietes  mit  Hilfe  dieser  Definition 
wäre  also  viel  zu  weit. 

Einer  anderen  Anregung,  aus  dem  Namen  Wirtschaft  zu  einer  Definition 
zu  gelangen,  sei  hier  noch  gedacht.  Während  Lindwurm  zu  seinem  Ergebnis 
kam,  indem  er  den  zweiten  Bestandteil  des  Wortes  „Wirtschaft“  untersuchte, 
will  Oppenheimer  auf  Grund  der  Silbe  „Wirt“  zum  Ziele  kommen.  Nach  ihm 
bestehen  zwischen  den  Begriffen  Wirtschaft,  Wert  und  Kosten  feste  psycho¬ 
logische  Bindungen.  Er  schreibt  („Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozial¬ 
politik“  XXXIII  Seite  198):  „Wir  wirtschaften  nur  mit  solchen  Dingen,  die  kosten, 
und  zwar  weil  sie  kosten;  und  alles,  was  kostet,  hat  eben  deshalb  Wert,“ 
„Wirtschaften  heißt  nichts  anderes  als  mit  Werten  schaffen.“  (Und  ähnlich 
heißt  es  in  der  zweiten  Auflage  seiner  „Theorie  der  reinen  und  politischen 
Oekonomie“  (Berlin  1911;  Seite  177);  „Vielleicht  bedeutet  „Wirtschaften“  nichts 
anderes  als  mit  Werten  schaffen.  Ich  habe  mich  an  sachverständiger  Stelle 
erkundigt,  ob  Wert  und  Wirt  wurzelverwandte  Worte  seien  und  die  Antwort 
erhalten,  bisher  sei  niemand  darauf  gekommen,  aber  vom  Standpunkt  der 
Sprachwissenschaft  stehe  der  Annahme  nichts  entgegen.  Vielleicht  ist  hier,  wie 
so  oft,  der  formende  Sprachgeist  weiser  gewesen  als  alle  Weisheit  der  Ge¬ 
lehrten.“  Aehnlich  heißt  es  einmal  bei  Philippovich:  „Wirtschaften  ist  weiter 
nichts  als  Aufgeben  niederer  Werte,  um  höhere  Werte  zu  erlangen.“  —  Auf  die 
Oppenheimersche  Definition  komme  ich  weiter  unten  noch  zurück. 

a)  Logisch  falsche  Definitionen 

Wenn  ich  in  diesem  Abschnitt  von  logisch  falschen  Definitionen 
spreche,  so  bleibe  ich  mir  der  Forderung,  daß  man  über  die  Logik  die 
Volkswirtschaftslehre  nicht  vergessen  dürfe,  durchaus  bewußt.  Allein  die 
elementaren  Sätze  der  Logik  müssen  in  jeder  Wissenschaft  gewahrt 
bleiben.  Zuerst  einmal  geht  es  nicht  an,  wenn  man  den  Wirtschaftsbegriff 
als  den  ursprünglichen,  als  den  Grundbegriff  unserer  Wissenschaft  ansieht, 
einen  oder  gar  eine  ganze  Reihe  von  Begriffen  festzulegen  und  dann  auf 
diesen  den  Wirtschaftsbegriff  aufzubauen.  Es  muß  bei  einer  derartigen 
Auffassung  des  Wirtschaftsbegriffes  vielmehr  so  sein,  daß  sich  auf  ihn  alle 
anderen  Begriffe  stützen  oder  aus  ihm  abgeleitet  werden  können.  Eine  sehr 
große  Zahl  von  Definitionen  wird  dieser  einfachen  Forderung  indessen  nicht 
gerecht.  Immer  wieder  findet  man,  daß  die  Begriffe  Gut,  Wert,  Vermögen, 
Reichtum  und  Bedürfnis  als  Stütze  für  die  Definition  des  Wirtschaftsbegriffs 
verwendet  werden.  Der  Leser  findet  hierfür  genügend  Beispiele  in  den 
folgenden  Abschnitten. 
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Ein  noch  schlimmerer  Verstoß  gegen  die  Logik  liegt  dann  vor,  wenn 
sich  der  Autor  in  Zirkelschlüssen  bewegt,  also,  wenn  er  den  Begriff  der 
Wirtschaft  z.  B.  auf  dem  des  wirtschaftlichen  Gutes  aufbaut.  In  einem 
solchen  Falle  definiert  man  nur  idem  per  idem,  ersetzt  eine  Unbekannte 
durch  eine  andere.  Auch  hierfür  läßt  sich  eine  ganze  Reihe  von  Beispielen 
anführen,  ich  greife  jedoch  nur  vier  typische  Fälle  heraus. 

Zuckerkandl  schreibt:14)  „Der  Inbegriff  der  auf  die  Erwerbung  und 
die  erhaltende  Pflege  von  Gütern  bis  zu  ihrer  Verwendung  gerichteten 
Handlung  ist  die  Wirtschaft,“  Aus  seinen  folgenden  Ausführungen  geht  dann 
hervor,  daß  nur  wirtschaftliche  Güter  den  Gegenstand  der  Wirtschaft  bilden. 
Eine  solche  Definition  ist  unhaltbar! 

In  einem  höchst  bedenklichen  Zirkel  bewegen  sich  die  Definitionen 
von  Knies  und  Neumann,  —  Auch  für  Knies,  den  theoretischen  Begründer 
der  historisch-psychologischen  modernen  deutschen  Nationalökonomie,  wie 
ihn  Schmoller  nennt,  ist  der  Begriff  der  Volkswirtschaft  das  Objekt  unserer 
Wissenschaft.  Er  zerlegt15)  den  Begriff  in  Volk  und  Wirtschaft.  Der  Begriff 
des  Volkes  ist  seiner  Meinung  nach  schon  in  der  vulgären  Sprache  so  klar 
und  eindeutig  bestimmt,  daß  wissenschaftlich  eine  weitere  Untersuchung 
desselben  nicht  mehr  erforderlich  sei.  Anders  dagegen  steht  es  mit  dem 
Begriff  der  Wirtschaft,  dessen  Definition  ihm  scheinbar  unüberwindliche 
Schwierigkeiten  macht.  Er  sagt:  „Wirtschaft  ist  die  Gesamtheit  der  wirt¬ 
schaftlichen  Tätigkeiten,  die  auf  Herstellung  und  Verteilung  von  Gütern 
gerichtet  sind.“  Der  Begriff  der  Wirtschaft  ist  nach  ihm  gestützt  auf  den 
des  Gutes,  was  aber  sofort  neue  Schwierigkeiten  verursacht,  da  es  keinen 
einheitlichen  Begriff  des  Gutes  gibt.  Es  muß  ein  Ausweg  gefunden  werden. 
Er  schreibt:  „Es  gibt  Begriffe,  deren  Feststellung  in  gewisser  Beziehung  nur 
Sache  des  Uebereinkommens  ist,  so  daß  sie  nur  unter  gewissen  Voraus¬ 
setzungen  allgemein  gültig  werden  können.“  Weiter  heißt  es  dann  Seite  125: 
„Hierzu  gehört  auch  der  Begriff  der  Wirtschaft,  namentlich  deshalb,  weil 
er  abhängig  ist  von  dem  des  Gutes.“  Wie  man  nun  aber  das  Uebereinkommen 
auch  immer  treffen  mag,  immer  muß  der  Begriff  der  Wirtschaft  nach  ihm 
abhängig  sein  von  dem  des  Gutes.  Daher  versucht  Knies  nun  den  Begriff 
des  Gutes  festzustellen.  Seiner  Ansicht  nach  kommen  nur  wirtschaftliche 
Güter  in  Betracht.  Er  schreibt  Seite  126:  „Fragt  man  nach  Gütern,  auf  deren 
Herstellung  und  Verteilung  die  wirtschaftlichen  Tätigkeiten  gerichtet  sind, 
so  kann  es  sich  nur  um  solche  Güter  handeln,  die  geeignet  sind,  menschliche 

14)  „Wörterbuch  der  Volkswirtschaftslehre",  Art.  „Wirtschaft“.  Band  II,  S.  894. 

15)  „Die  politische  Oekonomie  vom  Standpunkt  der  geschichtlichen  Methode“, 
1853;  S.  124.  Für  die  hier  angeführten  Zitate  konnte  die  1.  Aufl.  benutzt  werden,  da  in 
der  2.  Aufl.  in  dieser  Hinsicht  (trotz  der  sonstigen,  schon  aus  dem  Titel  erkennbaren 
Abweichungen  „Die  Politische  Oekonomie  vom  geschichtlichen  Standpunkt“  1883) 
nichts  geändert  worden  ist. 
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Bedürfnisse  zu  befriedigen.“  Also:  wirtschaftliche  Güter  sind  solche  Güter, 
die  geeignet  sind,  menschliche  Bedürfnisse  zu  befriedigen,  auf  deren  Er¬ 
langung  sich  die  wirtschaftliche  Tätigkeit  richtet.  So  sind  wirtschaftliche 
Güter  unterschieden  von  den  Gütern  im  allgemeinen.  Faßt  man  nun 
zusammen,  so  ergibt  sich:  der  Begriff  „Wirtschaft“  ist  in  Abhängigkeit  ge¬ 
bracht  von  dem  des  „Gutes“,  der  des  „Gutes“  wieder  näher  eingeschränkt 
durch  das  „wirtschaftliche  Gut“  und  der  des  „ wirtschaftlichen  Gutes“  hängt 
seinerseits  nun  wieder  ab  von  dem  Begriff  der  „wirtschaftlichen  Tätigkeit“. 
Amonn  schreibt  daher  mit  Recht  von  dieser  Kniesschen  Definition:16)  „So 
dreht  sich  die  ganze  Begriffsbestimmung  im  Kreise  und  der  Ausgangspunkt 
hängt  völlig  in  der  Luft.“  —  Diese  Definition  ist  also  logisch  falsch  und 
unhaltbar.  Zwar  stimme  ich  Knies  durchaus  zu,  wenn  er  Seite  129  schreibt: 
„Die  Volkswirtschaftslehre  ist  keine  Wissenschaft,  in  welcher  es  auf  nichts 
als  auf  die  richtige  Logik  der  Gedankenverbindung  ankommt,“  wiederhole 
aber  das  schon  Gesagte:  man  darf  über  der  Volkswirtschaftslehre  die  Logik 
nicht  vollkommen  außer  acht  lassen  und  sich  in  Zirkelschlüssen  bewegen. 

Neumann  beschäftigt  sich  in  seinem  Buche  „Grundlagen  der  Volks¬ 
wirtschaftslehre“  (Tübingen  1889)  auf  den  ersten  vierunddreißig  Seiten  mit 
dem  Wirtschaftsbegriff,  wobei  er,  teilweise  sogar  recht  gut,  die  ihm  bekannten 
Definitionen  kritisiert.  Da  alle  den  an  sie  gestellten  Anforderungen  nicht 
genügen,  nimmt  er,  um  zu  einem  befriedigenden  Resultat  zu  kommen,  eine 
Vereinfachung  des  Problems  vor,  indem  er  die  Fragestellung  einschränkt. 
Er  schreibt  Seite  19:  „Es  dürfte  nämlich  geboten  sein,  statt  nach  dem  Wesen 
der  Wirtschaft  überhaupt,  auf  allen  Kulturstufen,  in  allen  Lagen  des 
Lebens,  auf  Robinsoninseln,  auf  verlassenem  Schiff,  im  Urwalde  oder  in 
Wüstenoasen  usw.  allein  nach  dem  Wesen  jener  Wirtschaft  zu  forschen, 
welche  nach  den  uns  regelmäßig  umgebenden  Kulturverhältnissen  als  Wirt¬ 
schaft  erscheint.“  Bei  einer  derartigen  Unterscheidung  ergeben  sich  für  ihn 
zwei  Stufen  der  Wirtschaft.  Zuerst  wirtschaftete  man,  um  seinen  Bedarf  zu 
decken,  das  hat  sich  aber  geändert,  seitdem  das  Geld  die  Gelegenheit  zum 
Erwerb  größerer  Vermögen  bietet.  Jetzt  wirtschaftet  man,  um  Vermögen 
zu  erwerben  und  zwar  ohne  jede  Schranke.  Aus  dieser  Erkenntnis  ergibt 
sich  für  ihn  nun  die  Definition  der  Wirtschaft.  Er  schreibt  Seite  24;  „Wollen 
wir  wissen,  was  Wirtschaft  ist,  so  haben  wir  frühere  und  jetzige  Wirtschaft 
auseinander  zu  halten  und  haben  den  jetzigen  Begriff  der  Wirtschaft  im 
Anschluß  an  den  jetzigen  Begriff  des  Vermögens  zu  gestalten.“  Daher  heißt 
es  dann:  „Wirtschaft  ist  ein  Inbegriff  von  Tätigkeiten  behufs  Gewinnung 
oder  Erhaltung  von  Vermögen  für  jemand.“17)  Von  seiner  Definition  sagt  er 

16)  a.  a.  0.  S.  51. 

17)  Ebenso  schreibt  er  in  Schönbergs  Handbuch  I,  S.  122:  „Wirtschaft  ist  der 
Inbegriff  von  Tätigkeiten  zur  Gewinnung  oder  Erhaltung  von  Vermögen  für  jemand." 
S.  160:  „Das  Vermögen  jemandes  ist  der  Inbegriff  der  Güter,  über  die  derselbe  in 
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dann  selber  Seite  25:  „So  einfach  jene  Lösung,  scheint  sie  doch  durch  keine 
bessere  ersetzt  werden  zu  können.“  Voraussetzung  ist  allerdings  nach  ihm, 
daß  man  der  heutigen  Auffassung  von  Vermögen  gerecht  wird,  besonders 
deshalb,  weil  der  Begriff  der  Wirtschaft  auf  dem  des  Vermögens  aufgebaut 
ist.  Diesen  definiert  er  folgendermaßen  Seite  106:  „Das  Vermögen  jemandes 
ist  der  Inbegriff  der  Güter,  über  die  derselbe  in  seinem  Interesse  verfügen 
kann.“  Unter  Gütern  versteht  er  nun  wieder  Seite  103  „Bestandteile  von 
Vermögen“  oder  auch  „Objekte  wirtschaftlicher  Betätigung“.  Somit  liegt  der 
Zirkel  klar  zu  tage.  Neumann  selbst  ist  der  logische  Fehler  seiner  Definition 
nicht  entgangen,  er  setzt  sich  jedoch  darüber  hinweg  mit  dem  Bemerken, 
daß  es  aus  jedem  Zirkel  einen  Ausweg  gäbe.  Um  sein  Vorgehen  zu  recht- 
fertigen,  zieht  er  einen  Vergleich  heran.  Seite  29:  „Wie  ein  guter  Baumeister 
in  vielen  Fällen  nicht  Stein  auf  Stein  sich  häufen,  sondern  diese  Steine  sich 
gegenseitig  halten  und  stützen  läßt,  so  ist  es  vielfach  auch  in  unserer  Wissen¬ 
schaft  der  Fall.  Es  ist  tunlich  und  es  ist  in  vielen  Fällen  geboten,  die  zu 
verwendenden  Begriffe  sich  gegenseitig  stützen  zu  lassen.“  Dies  gilt  nach 
ihm  auch  für  die  Begriffe  „Wirtschaft“  und  „Vermögen“,  denn  er  fährt  fort: 
„Zugegeben  ist,  daß  es  verkehrt  wäre,  in  unserem  Fall  zuerst  Wirtschaft 
zu  definieren  unter  Bezugnahme  auf  Vermögen  und  sodann  wieder  Vermögen 
unter  Bezugnahme  auf  Wirtschaft  und  Volkswirtschaftslehre.  Aber  es  ist 
nicht  verkehrt,  sondern  ist  gestattet  und  kann  geboten  sein,  Wirtschaft  zu 
definieren  unter  Bezugnahme  auf  Vermögen  und  bei  der  Definition  dieses 
letzteren  Begriffes  den  Zusammenhang  von  Wirtschaft  und  Vermögen  derart 
zu  wahren,  daß  man  den  letzteren  Begriff  zu  einem  guten  Bausteine  auch 
für  jene  Definition  gestaltet.“  Meines  Erachtens  wird  weder  durch  den 
hinkenden  Vergleich  noch  durch  die  Kasuistik,  mit  der  Neumann  aus  dem 
Zirkel  herauszukommen  sucht,  seine  Definition  logisch  haltbar.  Das  einzige, 
was  bemerkenswert  an  seiner  Definition  ist,  weil  es  vielfach  vollkommen 
vergessen  wird,  ist,  daß  er  durch  den  Begriff  des  Vermögens  das  rechtliche 
Moment  in  die  wirtschaftliche  Tätigkeit  miteinbezieht,  wodurch  die  Tätigkeit 
eines  Diebes  oder  Räubers  nicht  unter  diese  fällt. 

Endlich  sei  noch  auf  zwei  zeitlich  auseinanderliegende  Definitionen 
von  Roscher  hingewiesen.  Der  ersten  wirft  der  mehrfach  zitierte  Lindwurm 
gleichfalls  einen  Zirkel  vor.  In  der  dritten  Auflage  seiner  „Grundlagen  ‘ 
(1858)  schreibt  Roscher  Seite  16:  „Jede  fortgesetzte  Tätigkeit  zur  Erwerbung 
und  Benutzung  eines  Vermögens  heißt  Wirtschaft.“  Vermögen  definiert  er 


seinem  Interesse  verfügen  kann,  und  zwar  entweder  tatsächlich  oder  rechtlich."  —  Auf 
diesem  Wirtschaftsbegriff  baut  er  dann  den  der  Volkswirtschaft  auf.  Es  heißt  S.  163: 
,,Der  Begriff  der  Volkswirtschaft  ist  etwa  so  zu  bestimmen,  daß  unter  letzterer  zu 
verstehen  ist:  der  Inbegriff  der  miteinander  durch  mannigfache  Wechselwirkungen 
verbundenen  Tätigkeiten  der  Angehörigen  eines  Volkes  zur  Gewinnung  oder  Erhaltung 
von  Vermögen.“ 
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Seite  10  als  die  Summe  aller  Verkehrsgüter,  welche  sich  im  Eigentum  einer 
physischen  oder  juristischen  Person  befinden.  —  Nicht  ganz  mit  Unrecht  übt 
Lindwurm  hieran  nun  folgende  Kritik.  Er  schreibt  (a.  a.  0.  Seite  36) :  „Hier 
muß  zunächst  gefragt  werden,  weshalb  bloß  eine  fortgesetzte  Tätigkeit  so 
genannt  werden  darf?  Ist  nicht  ein  Wirtschaftsakt  so  gut  Wirtschaft  wie  100 
oder  mehr?  Was  ist  außerdem  eine  fortgesetzte  Tätigkeit?  Wieviel  einzelne 
Akte  müssen  aufeinander  gefolgt  sein,  damit  man  sie  fortgesetzt  nennen 
darf?“  Nachdem  er  sich  dann  gegen  die  Verwendung  des  Vermögensbegriffes 
gewandt  hat,  fährt  er  fort:  „Güter  endlich,  sagt  Roscher,  nennen  wir  das¬ 
jenige,  was  zur  Befriedigung  eines  wahren  menschlichen  Bedürfnisses 
anerkannt  brauchbar  ist.  Bei  dieser  Definition  bleibt  es  zunächst  zweifelhaft, 
was  ein  „wahres“  menschliches  Bedürfnis  ist.  Soll  der  Wirtschafter  vielleicht, 
um  zu  wissen,  welches  Ding  er  ein  Gut  nennen  darf,  jedesmal  bei  der 
philosophischen  Fakultät  in  Leipzig,  in  specie  bei  dem  berühmten  National¬ 
ökonomen  Roscher  Anfrage  darüber  machen,  oder  will  es  dieser  Schrift¬ 
steller  dem  Urteile  eines  jeden  Wirtschafters  selber  überlassen,  was  er  unter 
seinem  „wahren“  Bedürfnis  versteht?  Im  letzteren  Falle,  der,  wenn  er 
Roschern  auch  vielleicht  nicht  der  liebste  ist,  doch  wohl  tatsächlich  eintreten 
wird,  gibt  es  aber  kaum  ein  anderes  Erkennungszeichen  eines  Gutes  als  den 
Umstand,  daß  ein  Ding  von  jemand  erstrebt  wird;  ist  dem  aber  so,  dann 
laufen  die  Roscherschen  Definitionen  in  einem  vollständigen  circulus  vitiosus 
aus.  Lassen  wir  nämlich  den  sehr  überflüssigen  Begriff  des  Vermögens  aus 
dem  Spiel,  so  lauten  jene  Erklärungen  mit  etwas  anderen  Worten:  eine 
Wirtschaft  ist  dasjenige,  wodurch  Güter  erworben;  ein  Gut  ist  dasjenige, 
was  durch  die  Wirtschaft  erworben  wird.“  So  sehr  berechtigt  die  Hinweise 
Lindwurms  auch  sind,  so  sehr  sind  seine  persönlichen  Ausfälle  gegen  Roscher 
abzuweisen.  Der  Kampf  der  Meinungen  soll  sich  streng  auf  sachlichem  Gebiet 
halten!  —  Roscher  scheint  sich  übrigens  der  Kritik  von  Lindwurm  nicht  ganz 
verschlossen  zu  haben,  denn  die  Definition  ist  in  den  späteren  Auflagen 
abgeändert.  In  der  fünfundzwanzigsten  Auflage  von  1918,  die  an  die 
letzte  von  Roscher  noch  selbstbesorgte  Auflage  anschließt,  heißt  es  Seite  5: 
„Unter  Wirtschaft  verstehen  wir  die  planmäßige  Tätigkeit  des  Menschen, 
um  seinen  Bedarf  an  äußeren  Gütern  zu  befriedigen.“  Vergleicht  man  nun 
diese  Definition  mit  der  obigen,  so  ist  einmal  „fortgesetzte“  durch  „plan¬ 
mäßige“  ersetzt  worden,  und  dann  der  Begriff  des  Vermögens  gänzlich 
fortgelassen,  dafür  der  Wirtschaftsbegriff  auf  den  Gutsbegriff  gestützt.  Die 
Definition  dieses  Begriffes  ist  aber  leider  unverändert  geblieben,  denn  auch 
in  dieser  Auflage  heißt  es  Seite  2:  „Güter  nennen  wir  alles  dasjenige,  was 
zur  mittelbaren  oder  unmittelbaren  Befriedigung  eines  wahren  menschlichen 
Bedürfnisses  anerkannt  brauchbar  ist."  Dadurch,  daß  Roscher  in  seiner 
Gutsdefinition  wieder  den  Zusatz  „wahr“  beibehalten  hat,  bleibt  der  Lind- 
wurmsche  Vorwurf  des  Zirkelschlusses  bestehen,  denn  vereinigt  man  jetzt 
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diese  beiden  Definitionen,  so  ergibt  sich  etwa:  Unter  Wirtschaft  verstehen 
wir  die  planmäßige  Tätigkeit  des  Menschen,  um  seinen  Bedarf  an  dem¬ 
jenigen  zu  decken,  was  geeignet  ist,  seine  wahren  Bedürfnisse  zu  befriedigen. 
—  Viel  unglücklicher  als  die  logische  Konstruktion  dieser  Definition  ist 
noch  die  sachliche.  Roscher  schreibt  (Seite  2  Anmerkung  7) :  „Der  Zusatz 
„wahr“  scheidet  nicht  allein  dasjenige,  was  nur  unvernünftige  und 
unsittliche  Bedürfnisse  befriedigen  könnte,  vom  Reich  der  Güter  aus,  sondern 
vindiziert  auch  gleich  den  Grundbegriff  der  ganzen  Volkswirtschaftslehre 
als  einen  Gegenstand  ebensowohl  ethischer  wie  psychologischer  Unter¬ 
suchung.“  Dieses  Vorgehen  Roschers  wird  sowohl  von  Wagner18)  als  auch 
von  Dietzel19)  durchaus  abgelehnt  und  zwar  mit  vollem  Recht.  Es  ist  ver¬ 
fehlt,  wenn  Roscher  in  den  Grundbegriff  ein  ethisches  Postulat  hineinbringt, 
durch  das  dann  notwendigerweise  die  ganze  Wissenschaft  ethisiert  wird. 

b)  Sachlich  falsche  Definitionen 

Kann  man  bei  Verstößen  gegen  die  Logik  ohne  weiteres  von  „falschen. 
Definitionen“  sprechen,  so  kommt  es  bei  den  von  mir  als  „sachlich  falsch“ 
zusammengefaßten  Definitionen  mehr  darauf  an,  ob  sie  ihren  Zweck,  das 
Gebiet  unserer  Wissenschaft  von  demjenigen  anderer  Wissenschaften 
abzugrenzen,  erreichen  oder  nicht.  „Falsch“  ist  also  im  folgenden  subjektiv 
gebraucht,  d.  h.  von  meinem  Standpunkt  aus  lehne  ich  diejenigen  Definitionen 
ab,  die  unser  Gebiet  in  einer  m.  E.  unrichtigen  Weise  abgrenzen.  — 

Alle  im  folgenden  angeführten  Autoren  sehen  in  der  Wirtschaft  eine 
Tätigkeit  oder  einen  Inbegriff  von  Tätigkeiten.  Je  nachdem,  ob  sie  besonders 
die  Art  und  Weise  der  Tätigkeit  (das  ökonomische  Prinzip),  oder  das  Ziel 
der  Tätigkeit  (Bedürfnisbefriedigung)  oder  die  Objekte  der  Tätigkeit  (Güter 
in  verschiedener  Abgrenzung)  betonen,  fasse  ich  sie  in  drei  Gruppen 
zusammen. 

1.  Bestimmung  durch  die  Methode  der  Tätigkeit 

Hierher  gehören  die  Definitionen  von  Schäffle,  Hermann  und  Adolf 
Wagner. 

Hermann  schreibt20):  „Diese  quantitative  Ueberwachung  der  Her¬ 
stellung  und  Verwendung  der  Güter  in  einem  gesonderten  Kreise  von 
Bedürfnissen  heißt  Wirtschaft.“21) 


18)  „Grundlegung  der  politischen  Oekonomie“,  3.  Aufl.  I.  Teil  „Grundlagen  der 
Volkswirtschaft“,  Leipzig  1892;  S.  289. 

19)  Tübinger  Zeitschrift  1883;  S,  68. 

20)  „Staatswirtschaftliche  Untersuchungen“,  2,  Aufl.  München  1870.  S.  60. 

21)  Aehnlich  S.  11:  „Wirtschaft  ist  die  quantitative  Kontrolle  der  Verwendung 
vop  Arbeit  und  Vorräten“  oder  S.  61:  „Die  quantitative  Zuratehaltung  der  Arbeit  und 
Güter,  die  nicht  ohne  Aufopferung  zu  erlangen  sind,  um  mit  gegebenem  Aufwand 
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Schäffle  schreibt:22)  „Wirtschaft  ist  eine  bewußte  planvolle  Regelung 
einer  Vielheit  nützlicher  Bewegungen  und  Kraftäußerungen  in  der  Richtung 
höchsten  reinen  Nutzens.“23) 

Adolf  Wagner:24)  „Die  Wirtschaft  im  allgemeinen  Sinn  des  Wortes 
ist  der  Inbegriff  der  auf  fortgesetzte  Beschaffung  und  Verwendung  von 
Gütern  zur  Bedürfnisbefriedigung  gerichteten,  planvoll  nach  dem  ökono¬ 
mischen  Prinzip  erfolgenden  Arbeitstätigkeiten  in  einem  geschlossenen  oder 
als  geschlossen  gedachten  menschlichen  Bedürfnis-  und  Befriedigungs¬ 
kreise.“ 

Das  entscheidende,  in  allen  drei  angeführten  Definitionen  hervor¬ 
tretende  Kriterium  ist  also  das  wirtschaftliche  Prinzip.  Es  wird  von  diesen 
Autoren  behauptet,  daß  alle  Tätigkeiten,  die  nach  diesem  Prinzip  vor  sich 
gehen,  wirtschaftliche  seien  und  somit  in  den  Bereich  unserer  Wissenschaft 
hineingehörten. 

Von  den  verschiedensten  Seiten  und  mit  den  verschiedensten  Argu¬ 
menten  hat  man  dieses  Prinzip  angegriffen.  Es  kann  nicht  meine  Aufgabe 
sein,  auf  diesen  Blättern  hierauf  näher  einzugehen25).  Zwei  Fragen  sind 


die  Bedürfnisse  einer  Person  möglichst  wirksam  zu  befriedigen,  heißt  „Wirtschaft“,  oder 
S.  67:  „Die  Wirtschaft  ist  die  messende,  ordnende,  Mittel  und  Zweck  abwägende 
Tätigkeit",  S.  68  schreibt  er  dann  konsequent:  „Die  Wirtschaftswissenschaft  ist  eine 
Größenlehre  der  Güter“.  Aehnlich  S.  143,  S.  74. 

22)  „Das  gesellschaftliche  System  der  menschlichen  Wirtschaft",  Tübingen  1872  S.  4, 

23)  Aehnlich  heißt  es  bei  ihm  im  „Sozialen  Körper",  Band  III,  S,  284:  „Wirt¬ 
schaft  ist  der  Inbegriff  der  Stoffwechseltätigkeiten  eines  Subjektes  in  der  Richtung 
mindester  Kosten  und  größten  Nutzeffekts  geregelt."  In  seinem  „Gesellschaftlichen 
System"  beginnt  er  sofort  mit  dem  ökonomischen  Prinzip.  Es  heißt  hier  ferner  S.  1: 
„Die  Reglung  der  Hervorbringung  und  der  Ansichnahme  (Nutzaneignung,  Konsumtion) 
beschränkt  verfügbarer  äußerer  Befriedigungsmittel  in  der  Richtung  möglichst  großen 
reinen  Nutzens  zum  Zweck  einer  möglichst  reichlichen  Versorgung  des  ganzen  per¬ 
sönlichen  Lebens,  diese  Reglung  ist  es,  welche  erfahrungsmäßig  als  Wesen  und  Kern 
aller  Wirtschaft  sich  darstellt,"  Aehnlich  S,  24.  —  Ganz  konsequent  definiert  er  dann 
auch  unsere  Wissenschaft,  indem  er  S.  46  schreibt:  „Die  Nationalökonomie  ist  die 
Lehre  von  der  Erscheinung  des  wirtschaftlichen  Prinzips  in  der  menschlichen  Ge¬ 
sellschaft." 

24)  a.  a.  0.  S.  349. 

25)  Einige  Andeutungen  seien  jedoch  gegeben.  —  Das  wirtschaftliche  Prinzip  wird 
angegriffen  hinsichtlich  seines  Namens,  seiner  Fassung  und  seines  Geltungsbereiches, 
—  Julius  Wolf  („Nationalökonomie  als  exakte  Wissenschaft",  Leipzig  1908;  S.  13) 
nennt  es  das  Prinzip  des  Optimums,  Dietzel  („Theoretische  Sozialökonomik“,  S.  177) 
das  Sparprinzip  —  eine  Terminologie,  die  nicht  sehr  glücklich  ist;  einverstanden 
kann  man  sich  dagegen  erklären,  wenn  man  diese  Maxime  als  „Prinzip  des  kleinsten 
Mittels"  bezeichnet.  —  Gottl  („Herrschaft  des  Wortes",  S.  139)  nennt  die  Fassung  der 
Maxime  einen  hellen  Widersinn,  da  man  den  „höchsten"  Nutzen  nicht  mit  den  „gering¬ 
sten"  Kosten  erreichen  könne,  die  beiden  Superlative  entzögen  sich  gegenseitig  den 
Boden,  Mit  Recht  bemerkt  Liefmann  („Grundsätze  der  Volkswirtschaftslehre"  Berlin 
1917;  I.  S.  76)  hiergegen,  daß  durch  die  Korrektur  „möglichst  hoher"  Nutzen  mit 
„möglichst  geringen“  Kosten  der  Pleonasmus  und:  falsche  Dualismus  hinfällig  werde.  — 
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es,  die  eine  entscheidende  Rolle  spielen:  1.  ist  das  wirtschaftliche  Prinzip 
identisch  mit  dem  allgemeinen  Rationalprinzip?  und  2.  ist  das  wirtschaftliche 
Prinzip  objektiv  oder  subjektiv  zu  fassen? 

Wird  die  erste  Frage  bejaht,  so  ist  das  wirtschaftliche  Prinzip  nicht 
in  der  Lage,  die  wirtschaftliche  Handlung  als  solche  von  der  vernünftigen 
mensphlichen  Handlung  überhaupt  zu  sondern.  Wie  ist  man  aber  dann  dazu 
gekommen,  das  Rationalprinzip  als  wirtschaftliches  Prinzip  zu  bezeichnen? 
Ich  glaube,  man  kann  Dietzel  zustimmen,  wenn  er  in  Beantwortung  dieser 
Frage  schreibt  °) :  ,,So  ist  vor  allem  die  Wirtschaft  die  Bühne,  auf  welcher 
das  Wesen  und  Wirken  des  Sparprinzips  beachtet  werden  kann.  Die 
durchaus  allgemeine  Methode  rationalen  Handelns  tritt  innerhalb  dieser 
besonderen  Kategorie  am  sinnfälligsten  hervor.“  In  gleichem  Sinne  schreibt 
Philippovich*') :  ,,Es  ist  ein  in  der  menschlichen  Natur  und  zwar  nicht  bloß 
auf  materiellem  Gebiete  begründetes  Prinzip,  das  sich  aber  auf  wirtschaft¬ 
lichem  Gebiet  mit  solcher  Ausschließlichkeit  äußert,  daß  es  geradezu  den 
Namen  des  wirtschaftlichen  oder  ökonomischen  Prinzips  erhalten  hat.“  Also 
eine  petitio  principii  liegt  hier  vor.  Man  nennt  ein  Prinzip,  das  sich  gerade 
bei  wirtschaftlichen  Tätigkeiten  deutlich  nachweisen  läßt,  das  wirtschaft¬ 
liche  Prinzip,  und  dann  sondert  man  mit  Hilfe  dieses  Prinzips  aus  der  Fülle 
menschlicher  Tätigkeiten  die  wirtschaftlichen  heraus.  Ein  unhaltbarer 
Zustand!  Verwendet  man  es  doch  als  Kriterium,  so  definiert  man  nicht 
wirtschaftliches,  sondern  rationales  Handeln,  denn  jede  vernunftgemäße 
menschliche  Tätigkeit  beobachtet  dieses  Prinzip  und  muß  es  beobachten, 
oder  mit  Schumpeter  negativ  ausgedrückt38} :  ,,Das  Handeln  nach  dem 
ökonomischen  Prinzip  hört  da  auf,  wo  vernünftiges  Handeln  aufhört.“  Die 
Definitionen  des  Wirtschaftsbegriffes  mittels  dieses  Kriteriums  sind  also 
unhaltbar.  Die  Folgen  einer  solchen  Begriffsbestimmung  liegen  auf  der 
Hand.  Alle  drei  Verfasser,  deren  Definitionen  zu  Beginn  dieses  Abschnittes 
zitiert  worden  sind,  bauen  den  Begriff  der  Volkswirtschaft  auf  den  der 


Auch  der  Umfang  des  Geltungsbereiches  des  wirtschaftlichen  Prinzipes  ist  bestritten. 
Nach  Sombart  („Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik",  Band  XXXVII,  S.  33) 
ist  es  erst  in  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  zum  Ausdruck  gekommen,  nach 
Lexis  gilt  es  nur  für  die  Geldwirtschaft  —  zwei  Anschauungen,  die  abzulehnen  sind. 
Ganz  unmöglich  ist  es,  in  dem  wirtschaftlichen  Prinzip  nur  eine  technische  undj  privat¬ 
wirtschaftliche,  dagegen  keine  volkswirtschaftliche  Maxime  zu  sehen,  wie  es  Diehl 
tut  („Theoretische  Nationalökonomie",  I.  Einleitung  in  die  Nationalökonomie,  Jena  1916; 
S.  7);  vgl.  hierzu  die  Entgegnung  von  Adolf  Weber  im  Nachtrag  zur  25.  Auflage  der 
„Grundlagen“  von  Roscher  (Stuttgart  und  Berlin  1918;  S.  880).  —  Auf  der  anderen 
Seite  schreibt  Hasbach  dem  Prinzip  des  kleinsten  Mittels  nicht  nur  einen  rationalen, 
sondern  auch  einen  ästhetischen  Charakter  zu. 

26)  a.  a.  0.  S.  180  f. 

27)  „Grundriß  der  politischen  Oekonomie",  I.  Tübingen  1916,  S.  2. 

28)  „Das  Wesen  und  der  Hauptinhalt  der  theoretischen  Nationalökonomie", 
Leipzig  1908;  S.  80. 
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Wirtschaft  auf,  nehmen  also  in  jene  Begriffsbestimmung  den  Fehler  dieser 
mit  hinüber.  Infolgedessen  wird  nicht  eine  Seite  des  menschlichen  Gesell¬ 
schaftslebens  herausgehoben,  sondern  nach  diesen  Definitionen  würde  unsere 
Disziplin  zu  einer  allgemeinen  Gesellschaftslehre  erweitert  werden. 

Was  die  zweite  oben  aufgeworfene  Frage  anbetrifft,  so  ist  zu  sagen, 
daß  es  sich  nicht  um  das  absolute  oder  objektiv  kleinste  Mittel  handelt. 
Die  Voraussetzung,  unter  der  wir  allein  theoretische  Volkswirtschaftslehre 
treiben  können,  ist,  daß  jeder  entsprechend  seiner  Qualifikation  seinen 
Vorteil  kennt  und  danach  handelt,  daß  jeder  das  Ziel  auf  dem  kürzesten, 
d.  h.  aber  gleichzeitig  erlaubten  Weg  erstrebt  (vergleiche  hierzu  die  Aus¬ 
führungen  Oppenheimers  in  der  neuen  Auflage  seiner  Theorie,  s.  u.). 

b)  Bestimmung  durch  das  Ziel  der  Tätigkeit 

Eine  zweite  Gruppe  von  Autoren  glaubt,  daß  das  Ziel,  auf  das  die 
wirtschaftlichen  Tätigkeiten  gerichtet  sind,  als  Kriterium  benutzt  werden 
könne,  um  sie  von  der  Fülle  menschlicher  Tätigkeiten  auszusondern.  Hierhin 
sind  folgende  Definitionen  zu  rechnen: 

Conrad29):  „Wirtschaft  ist  der  Inbegriff  von  Tätigkeiten,  die  planvoll 
auf  die  Bedürfnisbefriedigung  eines  Haushaltes,  eines  Unternehmens  oder 
einer  Person  gerichtet  sind.“ 

Steinlein30):  „Die  Erwerbung  und  Verwendung  der  Mittel  zur 
Befriedigung  von  Bedürfnissen  heißt  Wirtschaft.“31) 

SchwiedlancP) :  „Wie  einstmals  besteht  das  Wirtschaften  auch  heute 
in  einer  planvollen  Sicherung  von  Dingen,  die  man  anstrebt  zur  Befriedigung 
von  Begierden  oder  Bedürfnissen.“ 

Diehl33) :  „Wirtschaft  ist  die  auf  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  ge¬ 
richtete  Tätigkeit  der  Menschen.“ 

Besonders  der  letztgenannte  Autor  tritt  neuestens  für  das  Kriterium 
der  Bedürfnisbefriedigung  ein.  Entsprechend  der  von  ihm  vertretenen 
sozial-rechtlichen  Schule  lehnt  er  die  Bedürfnisse  des  einzelnen  als  irrelevant 
für  uns  ab  und  schreibt  Seite  3:  „Für  unsere  Wissenschaft  sind  nur  die  in 


29)  „Grundriß  zum  Studium  der  politischen  Oekonomie“,  I.  Jena  1910;  S,  1. 

30)  „Handbuch  der  Volkswirtschaftslehre",  München  1831;  Einleitung,  S.  X. 

31)  Auf  dieser  Definition  baut  er  dann  konsequent  die  Privatwirtschaftslehre 
und  die  Volkswirtschaftslehre  auf.  Bezüglich  der  letzteren  heißt  es  S.  XIV:  „Das 
Streben  der  Gesamtheit  aller  Einzelnen  im  Volke,  durch  Arbeit  und  wechselseitiges 
Geben  und  Nehmen  der  Arbeitserzeugnisse,  bei  dem  jeder  Zweck  und  Mittel  zugleich 
und  jeder  Fortschritt  des  einen  von  einem  entsprechenden  Fortschritt  des  anderen 
bedingt  ist,  die  Mittel  zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  zu  erlangen  und  zu  ver¬ 
wenden,  heißt  Volkswirtschaft.“  „Die  Kunde  von  diesem  Streben,  seinen  Mitteln  und 
Ergebnissen  heißt  Volkswirtschaftslehre." 

32)  „Einführung  in  die  Volkswirtschaftslehre“,  Wien  1909;  S.  37. 

3S)  a.  a.  0.  S.  2. 
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Gemeinschaft  lebenden  Individuen  von  Bedeutung“  und  bezeichnet  Seite  48 
als  Gegenstand  der  nationalökonomischen  Betrachtung  „das  Zusammen¬ 
wirken  der  Menschen  zum  Zwecke  der  Bedürfnisbefriedigung“. 

Bereits  auf  den  ersten  Blick  erkennt  man,  daß  eine  derartige 
Trennung  unhaltbar  ist.  An  und  für  sich  ist  doch  wohl  eine  jede  zweck¬ 
bewußte  Handlung  darauf  gerichtet,  ein  Bedürfnis  zu  befriedigen.  Ein  nach 
angestrengter  Arbeit  zur  Erholung  unternommener  Spaziergang  ist  eine 
Tätigkeit,  die  geeignet  ist,  ein  Bedürfnis  zu  befriedigen,  aber  sicherlich  doch 
keine  wirtschaftliche34).  Mit  Recht  weist  Schmoller33)  darauf  hin,  daß  Turnen 
und  Gesundheitspflege,  Menger3fa),  daß  Leibesübungen  und  Besichtigungen 
von  Kunstwerken  und  Dietzel  (a.  a.  O.  Seite  174),  daß  auch  Gesundheits¬ 
pflege  und  die  Versöhnung  mit  Gott  zwar  Tätigkeiten  zur  Befriedigung  von 
Bedürfnissen,  aber  niemals  wirtschaftliche  seien. 

Richtig  ist,  daß  das  Bedürfnis  die  Ursache  und  die  Befriedigung  der 
Zweck  aller  wirtschaftlichen  Tätigkeiten  ist;  falsch  ist  es  jedoch,  die  Be¬ 
dürfnisse  in  die  theoretische  Volkswirtschaftslehre  hineinziehen  zu  wollen. 
Eine  Theorie  der  Bedürfnisse  gehört  in  die  Psychologie  und  ist  von  unserer 
Wissenschaft  als  gegeben  zu  übernehmen.  Wenn  die  Psychologie  auf  diesem 
Gebiet  ihre  Schuldigkeit  noch  nicht  getan  haben  sollte,  so  ist  das  zu 
bedauern,  berechtigt  jedoch  den  Nationalökonomen  nicht  zu  Grenzüber¬ 
schreitungen.37) 


34)  Wenn  Schumpeter  (a.  a.  0.  S.  80)  schreibt,  „Es  ist  sozusagen  Geschmack¬ 
sache,  ob  man  einen  Spaziergang  z.  B,  als  wirtschaftliche  Handlung  auffassen  will 
oder  nicht",  so  kann  ich  diesem  Satz  nicht  zustimmen.  Ein  derartiger  Geschmack  ist 
mindestens  recht  sonderbar  und  unzweckmäßig. 

35)  „Grundriß  der  allgemeinen  Volkswirtschaftslehre",  Leipzig  1900;  S.  3, 

30)  „Untersuchungen  über  die  Methode  der  Sozialwiissenschaften  und  der 
politischen  Oekonomie",  Leipzig  1883;  S.  232,  Anm.  128. 

37)  Wieser  („Theorie  der  Gesellschaftswirtsehaft"  im  „Grundriß  der  Sozial¬ 
ökonomik"  Band  I.  Tübingen  1914,  S.  143)  will  dieser  Klippe  dadurch  entgehen,  daß  er 
meint,  daß  die  Wirtschaft  es  nicht  unmittelbar  mit  der  Bedürfnisbefriedigung  zu  tun 
habe,  sondern  mit  der  Deckung  des  Bedarfs.  Er  gibt  zu,  daß  die  Analyse  der  Bedürf¬ 
nisse  Sache  der  wissenschaftlichen  Psychologie  sei  und  will  nun  folgendermaßen  einen 
Ausweg  finden:  „Die  Wirtschaftstheorie  hat  z.  B.  nicht  etwa  das  psychologische 
Wärmebedürfnis  zu  untersuchen,  sondern  sie  hat  es  mit  dem  Bedürfnis  nach  Feuerung, 
nach  wärmenden  Kleidern,  nach  schützender  Wohnung  zu  tun;  oder  sie  hat  sich  nicht 
etwa  mit  dem  Hunger  als  solchem  zu  beschäftigen  —  mit  dem  „Ernährungsbedürfnis,  wie 
man  sagen  könnte  —  sondern  mit  dem  Ernährungsbedürfnis,  das  die  Aufnahme  be¬ 
stimmter  Nahrungsmittel  begehrt,"  Weiter  schreibt  er  dann:  „Noch  Weniger  hat 
sich  die  Wirtschaftstheorie  mit  dem  dunklen  Trieb  zu  beschäftigen,  der  sich  gerade 
nur  eines  Brauchens  bewußt  wird,  aber  seinen  Gegenstand  noch  nicht  kennt;  dieser 
Trieb  ist  die  ursprüngliche,  die  urwüchsige  Erscheinung,  aber  erst  aus  dem  Begehren, 
das  seinen  Gegenstand  deutlich  erkennt  und  ihm  zugewandt  ist,  wächst  die  Wirtschaft 
heraus  und  erst  bei  diesem  beginnt  die  Aufgabe  der  Wirtsohaftstheorie."  —  Diese 
Formulierung  erinnert,  nebenbei  gesagt,  an  die  oben  besprochene  Definition  von  Lind¬ 
wurm,  Wieser  verkoppelt  das  Bedürfnis  mit  dem  Objekt,  auf  das  es  gerichtet  ist  und 
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Blieben  die  in  diesem  Abschnitt  angeführten  Autoren  ihrer  Definition 
treu,  so  wären  auch  sie  nicht  in  der  Lage,  die  wirtschaftlichen  Tätigkeiten 
aus  den  menschlichen  Tätigkeiten  überhaupt  herauszunehmen;  noch 
schlimmer  ist  es  aber,  wenn  man  die  wirtschaftliche  Tätigkeit  beschränkt 
auf  die  Befriedigung  „wirtschaftlicher  Bedürfnisse“.  Abgesehen  davon,  daß 
man  in  einen  Zirkel  hineingerät,  gibt  es  kein  „wirtschaftliches  Bedürfnis“  sui 
generis.  Wäre  das  der  Fall,  so  wäre  die  Lehre  von  der  Kreuzung  der  Motive 
richtig,  Oppenheimer  hat  in  der  neuen  Auflage  seiner  Theorie  mit  allem 
Nachdruck  nachgewiesen,  daß  eine  Kreuzung  der  Motive  unmöglich  ist,  da  die 
Bedürfnisse  als  solche  finale  Triebe  sind,  während  es  sich  dagegen  beim  soge¬ 
nannten  „wirtschaftlichen  Bedürfnis“  um  einen  modalen  Trieb  handelt.  Die 
Verwechslung  entstand  nach  Oppenheimer  dadurch,  daß  man  die  Zusammen¬ 
setzung  „wirtschaftliche  Bedürfnisbefriedigung“  falsch  verstand.  Es  handelt 
sich  nicht  um  die  „Befriedigung  wirtschaftlicher  Bedürfnisse“,  sondern  um 
die  „wirtschaftliche  Befriedigung  von  Bedürfnissen“.  Die  Art  und  Weise  der 
Befriedigung  also  ist  das  Entscheidende.  Hierbei  können  alle  Bedürfnisse 
in  Frage  kommen,  ausschlaggebend  ist  jedoch,  ob  sich  der  Vorgang  der 
wirtschaftlichen  Befriedigung  von  Bedürfnissen  kostender  Dinge  bedient 
oder  nicht.  (Vergleiche  hierüber  weiter  unten  die  Ausführungen  über 
Oppenheimer.) 

Hingewiesen  sei  hier  noch  auf  zwei  weitere  Definitionen,  die,  genau 
genommen,  vielleicht  nicht  mehr  in  diesen  Abschnitt  gehören,  aber  auch  nicht 
ganz  in  den  folgenden;  sie  bilden  vielmehr  eine  Art  Brücke,  einen  Ueber- 
gang.  Es  ist  die  Verquickung  des  Zweckes  mit  dem  Objekt  der  Tätigkeit, 
jedoch  ist  das  Objekt  hier  noch  so  weit  gefaßt,  daß  es  nicht  als  hervor¬ 
tretendes  Kriterium  angesehen  werden  kann,  sondern  daß  der  Zweck,  das 
Ziel,  noch  immer  die  erste  entscheidende  Rolle  spielt.  Es  handelt  sich  um 
die  Definitionen  von  Menger  und  Sombart.  Jener  schreibt  (a,  a.  0.  Seite  44) : 
„Unter  Wirtschaft  verstehen  wir  die  auf  Deckung  ihres  Güterbedarfs 
gerichtete  vorsorgliche  Tätigkeit  der  Menschen“  und  „unter  Volkswirtschaft 
die  gesellschaftliche  Form  derselben“.  Sombart  schreibt38):  „Wirtschaft  heißt 
die  menschliche  Unterhaltsfürsorge“.  Der  Begriff  der  Unterhaltsfürsorge 
wird  aber  eingeschränkt,  denn  es  heißt  Seite  21:  „Objekt  der  National¬ 
ökonomie  ist  die  menschliche  Unterhaltsfürsorge,  soweit  diese  nicht  von  der 
Rechtswissenschaft  oder  den  verschiedenen  Kunstlehren  behandelt  wird.“ 
Positiv  grenzt  er  sie  dann  folgendermaßen  ab:  „Nationalökonomie  ist  die 
Lehre  von  den  Wirtschaftssystemen.“  Der  tragende  Begriff  der  National¬ 
bedient  sich  zur  Bezeichnung  dieses  Verhältnisses  des  Wortes  „Bedarf“.  Der  Bedarf 
an  sich  reicht  nun  aber  nicht  aus,  es  hätte  vielmehr  hier  dann  mindestens  noch  einer 
weiteren  Einschränkung  bedurft,  die  jedoch  fehlt. 

38)  „Der  moderne  Kapitalismus“.  2,  neu  bearbeitete  Aufl.  München  und  Leipzig 
1916,  I.  S.  13,  ähnliche  S,  4, 
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Ökonomik  ist  bei  ihm  der  Begriff  des  Wirtschaftssystems,  d.  h.  ,,eine  be¬ 
stimmte  Organisation  des  Wirtschaftslebens".  Bei  ihm  ist  die  Volkswirt¬ 
schaftslehre  so  innig  mit  dem  Recht  und  der  Technik  verwoben,39)  daß  eine 
scharfe  Trennung  kaum  möglich  ist.  Es  heißt  einmal  bei  ihm:  „Wirtschaften 
heißt  die  in  unserem  Bewußtsein  zur  Idee  der  Unterhaltsfürsorge  sich  voll¬ 
ziehende  Zusammenfassung  von  Technik  und  Recht."  Abgesehen  davon,  daß 
bei  einer  richtigen  Unterscheidung  von  Erfahrungs-  und  Erkenntnisobjekt 
sich  wirtschaftliche,  rechtliche  und  technische  Betrachtungsweise  trennen 
läßt,  genügt  seine  Definition  eben  so  wenig  wie  die  von  Menger  zur  Ab¬ 
grenzung  unserer  Disziplin,  denn  sie  ist  viel  zu  weit.  Sie  sagen  dasselbe  wie 
Schwiedland  (a.  a.  0.  Seite  111):  „Wirtschaften  heißt  sorgen  für  einen 
Vorrat  materieller  Güter,  heißt,  um  ein  Goethesches  Wort  anzuwenden, 
„unsere  kümmerlichen  Bedürfnisse  sichern"."  (Vergl.  auch  den  folgenden 
Abschnitt.) 

3.  Bestimmung  durch  das  Objekt  der  Tätigkeit 

Eine  dritte  Gruppe  von  Schriftstellern  endlich  benutzt  als  unter¬ 
scheidendes  Kriterium  das  Objekt,  auf  das  sich  die  wirtschaftlichen  Tätig¬ 
keiten  richten,  wobei  allerdings  keine  Einigung  darüber  besteht,  was  als 
Objekt  wirtschaftlicher  Tätigkeiten  in  Frage  kommt.  Nach  der  einen  Ansicht 
handelt  es  sich  um  äußere  Güter  überhaupt,  nach  einer  anderen  nur  um 
beschränkt  gegebene  und  nach  einer  dritten  sogar  nur  um  Sachgüter.  Auf 
Grund  dieser  verschiedenen  Auffassungen  stelle  ich  die  in  diesen  Abschnitt 
gehörigen  Definitionen  in  drei  Gruppen  zusammen. 

a)  Aeußere  Güter  als  Objekt 

Hierher  gehören  folgende  Definitionen: 

Mangoldt:40)  „Andererseits  ist  jenes  Streben  des  Menschen  gegen  die 
Außenwelt  gerichtet  und  geht  dahin,  die  äußeren  Gegenstände  und  bestehen¬ 
den  Verhältnisse  seinen  Bedürfnissen  und  Zwecken  entsprechend  zu  ge¬ 
stalten,  Die  gesamte  Betätigung  eines  Menschen  in  dieser  letzten  Richtung 
nennen  wir  Wirtschaft."  Faßt  man  diese  beiden  Sätze  in  einen  Satz  zu¬ 
sammen,  so  kann  man  sagen:  Wirtschaft  ist  die  gesamte  Betätigung  einer 
Person  in  der  Richtung,  die  Gegenstände  und  Verhältnisse  der  Außenwelt 
den  persönlichen  Bedürfnissen  entsprechend  zu  gestalten. 

Roscher:41)  „Unter  Wirtschaft  verstehen  wir  die  planmäßige  Tätigkeit 
des  Menschen,  um  seinen  Bedarf  an  äußeren  Gütern  zu  befriedigen," 

39)  Vgi.  „Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik"  Band  XXXVII,  „Die 
Elemente  des  Wirtschaftslebens".  S.  1  ff. 

40)  „Grundriß  der  Volkswirtschaftslehre“,  2,  Aufl.  bearbeitet  von  Kleinwächter, 
Stuttgart  1871;  S.  7. 

41)  „Grundlagen",  25.  Aufl.  S.  5. 
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Gemäß  ihrer  Auffassung  der  wirtschaftlichen  Güter  gehören  dann 
noch  folgende  drei  Definitionen  hierher: 

Julius  Wolf:42)  „Wirtschaft  nennen  wir  die  auf  Erlangung  und  Nutz¬ 
barmachung  von  Gütern  gerichtete  Fürsorge  und  Tätigkeit.“ 

Lexis:43)  „Wirtschaft,  d.  i.  die  geregelte  Tätigkeit  und  Fürsorge  des 
Menschen  zur  nachhaltigen  Beschaffung  und  zweckmäßigen  Verwendung  der 
zur  Befriedigung  eines  Bedürfnisses  dienenden  Güter.“ 

Held:44)  „Wirtschaft  heißt  die  planmäßige  Tätigkeit  des  Menschen, 
die  darauf  gerichtet  ist,  sich  wirtschaftliche  Güter  zu  verschaffen.“ 

Zu  den  einzelnen  Definitionen  kurz  das  folgende:  Gegenüber  der 
Definition  Mangoldts  ist  zu  bemerken,  daß  eine  Abgrenzung  von  der  Technik 
wohl  beim  besten  Willen  nicht  möglich  sein  dürfte,  ja  es  scheint,  als  habe  er 
gerade  diese  definieren  wollen.  Die  Definition  Roschers  ist  bereits  oben 
(vergl.  Seite  128)  besprochen.  Auch  die  von  Held  ist  wieder  ein  typisches 
Beispiel  für  den  Fehler,  den  Begriff  der  Wirtschaft  auf  den  des  wirtschaft¬ 
lichen  Gutes  aufzubauen. 

Daß  diese  Definitionen  nicht  in  der  Lage  sind,  wirtschaftliche  Tätig¬ 
keiten  abzugrenzen,  zeigen  die  einfachsten  Beispiele.  Wohl  ist  es  richtig,  daß 
nur  äußere  Güter  Objekte  wirtschaftlicher  Tätigkeit  sein  können,  nicht  etwa 
Tugend,  Ehre  usw.,  aber  nicht  alle  äußeren  Güter  kommen  in  Frage.  Mit 
Recht  bemerkt  Neumann:45)  „Wer  zu  seiner  Unterhaltung  sich  Steine  oder 
Muscheln  aufliest  oder,  um  sein  Zimmer  zu  schmücken,  Blumen  und 
Moose  sammelt,  erscheint  uns  ebensowenig  zu  wirtschaften  wie  der  Natur¬ 
forscher,  der  Objekte  solcher  Art  sich  zu  wissenschaftlichen  Untersuchungen 
zusammenstellt.“  Ebensowenig  wirtschaftet  man  mit  der  Luft,  der  Sonnen¬ 
wärme  usw.  Man  könnte  diese  Beispiele  beliebig  vermehren,  allein  die 
bereits  angeführten  zeigen  deutlich,  daß  das  Kriterium  „äußere  Güter“  eine 

viel  zu  weite  Definition  des  Wirtschaftsbegriffes  ergibt. 

/ 

^ß)  Beschränkt  gegebene  Güter  als  Objekt 

Andere  Autoren  haben  daher  das  Objekt  eingeengt.  Sie  glauben,  daß 
nur  solche  Güter  Objekte  wirtschaftlicher  Tätigkeiten  seien,  die  nicht  im 
Ueberfluß  vorhanden  sind.  Hierher  gehören  die  Definitionen  von: 

Bücher:46)  „Wirtschaft  ist  das  zielbewußte  Handeln  des  Menschen 
bei  Beschaffung  und  Verwendung  der  beschränkt  verfügbaren  Dinge,  welche 
seinen  Zwecken  dienen.“ 


42)  „Nationalökonomie  als  exakte  Wissenschaft",  Leipzig  1908;  S.  5. 

4S)  „Allgemeine  Volkswirtschaftslehre",  Berlin  1910;  S.  2. 

44)  „Grundriß  für  Vorlesungen  über  Nationalökonomie",  Bonn  1878;  S.  9. 

45)  a.  a.  0.  S.  9. 

46)  „Volkswirtschaftliche  Entwicklungsstufen"  im  „Grundriß  der  Sozialökonomik", 
Band  I.  S.  3. 
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Cohn:47)  ,, Wirtschaft  ist  die  Betätigung  der  praktischen  Vernunft  an 
den  Dingen,  welche  beschränkt  gegeben  sind  im  Vergleich  zu  unserem  Bedarf 
nach  äußerer  Ergänzung  des  individuellen  Lebens.“48) 

Gewiß  hebt  man  aus  der  viel  zu  großen  Gruppe  der  äußeren  Güter 
einen  bestimmten  Kreis  von  Gütern  heraus,  aber  dennoch  kann  es  nicht  ge¬ 
lingen,  hierdurch  die  wirtschaftlichen  Tätigkeiten  von  anderen  Tätigkeiten 
abzugrenzen.  Dadurch,  daß  eine  Tätigkeit  sich  auf  beschränkt  gegebene 
Güter  richtet,  wird  sie  noch  nicht  zu  einer  wirtschaftlichen.  Das  Moment 
der  Beschränktheit  liegt  nicht  allein  auf  Seiten  des  Objektes,  sondern  auch 
auf  Seiten  des  Subjektes.  Sehr  fein  bezeichnet  Oppenheimer  als  freie  Güter 
diejenigen,  die  in  solcher  Menge  und  Lagerung  gegeben  sind,  daß  jeder,  auch 
der  größte  Bedarf  nach  ihnen  überdeckt  erscheint.  Wären  Bücher  und  Cohn 
einen  Schritt  weiter  gegangen  und  hätten  sie  als  Kriterium  statt  „beschränkt 
gegebene  Güter“  das  der  „kostenden  Güter“  oder  besser  der  „kostenden 
Dinge“  verwendet,  so  hätten  sie  die  Beziehung  zum  Subjekt  gewonnen.  Die 
Definition  Büchers  würde  dann,  wenn  man  unter  „planmäßig“  „das  Prinzip 
des  kleinsten  Mittels“  versteht  und  statt  „Verwendung“  „Verwaltung“  setzt, 
der  Oppenheimers  gleichen.  In  der  vorliegenden  Fassung  sind  jedoch  die 
beiden  Definitionen  abzulehnen. 

y)  Sachgüter  als  Objekt 

Eine  dritte  Gruppe  von  Definitionen  endlich  weist  als  entscheidendes 
Kriterium  „Sachgüter“  auf.  So  die  Definitionen  von: 

Rau:49)  „Wirtschaft  ist  der  Inbegriff  von  Verrichtungen,  welche  zur 
Versorgung  einer  Person  oder  mehrerer  Personen  mit  Sachgütern  be¬ 
stimmt  sind.“ 

Harms:50)  „Wirtschaften  d.  h.  eine  mehr  oder  weniger  planvolle  Be¬ 
schaffung  und  Verwendung  von  Sachgütern.“ 

Rodbertus:51)  „Wirtschaft  ist  die  Verwaltung  vorhandener  Güter  zum 
Zwecke  der  möglichst  besten  Befriedigung  der  Bedürfnisse.“ 


47)  ,i Grundlegung  der  Nationalökonomie",  Stuttgart  1885;  S.  189. 

48)  Zu  seiner  Definition  schreibt  er  dann  noch,  „daß  die  Einschränkung  „äußere“ 
besonders  betont  werden  müsse,  denn  das  haushälterische  Benehmen  der  praktischen 
Vernunft  innerhalb  des  individuellen  Lebens  fällt  nicht  unter  den  Begriff  „Wirtschaft", 
Ferner  dürfen  nach  ihm  die  Dinge  unserer  Macht  auch  nicht  entzogen  sein,  denn  sonst 
könne  die  praktische  Vernunft  sich  nicht  betätigen. 

19)  „Grundsätze  der  Volkswirtschaftslehre",  Leipzig  und  Heidelberg  1868,  8.  ver¬ 
mehrte  und  verbesserte  Auflage;  S.  1. 

50)  „Probleme  der  Weltwirtschaft",  Band  VI.  „Volkswirtschaft  und  Weltwirt¬ 
schaft",  Versuch  der  Begründung  einer  Weltwirtschaftslehre".  Jena  1912,  S.  90. 

51)  „Zur  Erkenntnis  unserer  staatswirtschaftlichen  Zustände",  Heft  1,  Neubranden¬ 
burg  1842;  S,  4. 
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Schönberg:52)  „Wirtschaft  ist  der  Inbegriff  der  wirtschaftlichen  Tätig¬ 
keiten  einer  Persönlichkeit  resp.  Personengemeinschaft,  d.  h.  die  Gesamtheit 
der  Handlungen  einer  Persönlichkeit,  welche  sich  auf  die  Beschaffung  und 
Verwendung  materieller  Güter  zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  bezieht.“ 

Dietzel:53)  „Wirtschaftliche  Handlungen  sind  solche,  die  den  Zweck 
verfolgen  und  denselben  zu  erreichen  geeignet  sind,  einen  begrenzten  Teil 
des  Stoffes  der  Willensherrschaft  einer  Person  zu  unterwerfen.  Wirtschaft¬ 
liches  Bedürfnis:  das  Bedürfnis  dieser  Herrschaft.  Wirtschaft:  der  Inbegriff 
der  wirtschaftlichen  Handlungen  eines  Subjektes.“  An  einer  anderen  Stelle54) 
faßt  er  die  Definition  in  folgendem  Satz  zusammen:  „Wirtschaft  ist  das 
Ganze  der  Handlungen,  mittels  deren  ein  Subjekt  seinen  Bedarf  an  Sach¬ 
gütern  deckt,“85) 

Zu  den  oben  gegebenen  Definitionen  seien  noch  einige  Bemerkungen  der 
Autoren  hinzugefügt. 

Rodbertus  betont  Seite  1,  daß  er  nur  materielle  Güter  mit  in  das  Reich 
der  Wirtschaft  zieht.  Er  fährt  fort:  „Im  Grunde  tut  dies  jeder  Staatswirtschaftler, 
der  auch  im  Anfang  seines  Werkes  beweisen  will,  daß  immaterielle  Güter  dazu 
gehören,  denn  von  diesen  ist  im  Verlauf  desselben  nicht  mehr  die  Rede.“ 

Schönberg  schreibt  Seite  2:  „Sofern  die  Tätigkeit  der  Menschen  sich 
direkt  oder  indirekt  auf  die  Beschaffung  und  Verwendung  von  materiellen 
Mitteln  zur  Befriedigung  menschlicher  Bedürfnisse,  d.  h.  von  materiellen  Gütern 
richtet,  bezeichnet  man  sie  als  eine  wirtschaftliche."  Er  bemerkt  nun  aber 
selbst,  daß  die  so  abgegrenzte  wirtschaftliche  Tätigkeit  nicht  imstande  ist,  das 
Objekt  unserer  Wissenschaft  klar  zu  bestimmen,  sondern  daß  sie  zu  weit  ge- 


52)  „Handbuch  der  politischen  Oekonomie",  2.  starkvermehrte  Aufl.  Tübingen 
1890;  S.  8  f. 

53)  „Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft",  1883;  S.  65  f. 

B4)  „Theoretische  Sozialökonomik“,  S.  159. 

55)  Aus  der  älteren  Literatur  seien  noch  zwei  weitere  Definitionen  hier  wieder¬ 
gegeben:  Jacob  („Grundsätze  der  Nationalökonomie  oder  Nationalwirtschaftslehre“,  Halle 
1805;  S.  5):  „Die  Art  und  Weise,  wie  jemand  seine  irdischen  Güter  erwirbt  und  ver¬ 
wendet,  wird  Wirtschaft  oder  Oekonomie  genannt."  Riedel  („Nationalökonomie  oder 
Volkswirtschaft",  Berlin  1838;  I.  S.  4):  „Wirtschaft  heißt  das  die  Befriedigung  ihrer 
Bedürfnisse  nach  sachlichen  Gegenständen  erzielende  Verhalten  und  Verfahren  einer 
Person,  mag  diese  letztere  nun  eine  physische  oder  moralische  Persönlichkeit  sein,  und 
mag  jenes  Verhalten  oder  Verfahren  im  Hervorbringen  und  Erwerben  von  Befriedi¬ 
gungsmitteln,  im  Verzehren  und  Verwenden  oder  im  Sparen  derselben  sich  kund¬ 
geben."  Erwähnt  sei,  daß  er  dann  auch  konsequent  hierauf  den  Begriff  der  Volks¬ 
wirtschaft  und  den  der  Volkswirtschaftslehre  aufbaut.  Eß  heißt  Band  I.  S.  12: 
„Volkswirtschaft  ist  hiernach  das  auf  die  Versorgung  eines  Staatsvereins  mit  sach¬ 
lichen  Gütern  zur  Befriedigung  sowohl  seiner  öffentlichen  als  der  Privatbedürfnisse  aller 
seiner  Glieder  gerichtete  Verhalten  und  Verfahren  einer  politischen  unabhängigen 
Gemeinheit  von  Menschen".  „Volkswirtschaftslehre  ist  eine  Darstellung  des  Systems, 
wonach  eine  solche  Gemeinheit  sich  verhält  und  verfährt,  um  sich  in  den  Besitz  der 
nötigen  Mittel  zur  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  zu  setzen,  sowie  der  gesamten 
Gesetze  und  Regeln,  wodurch  das  Gelingen  dieses  Bestrebens  bedingt  wird." 
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faßt  ist.  Daher  sieht  er  sich  Seite  5  Anmerkung  5  zu  folgender  Einschränkung 
gezwungen:  „Objekt  der  Volkswirtschaft  ist  nicht  die  gesamte  wirtschaftliche 
Tätigkeit  der  Menschen  —  nicht  ist  Objekt:  1.  der  technische  Produktions¬ 
prozeß  (seine  wirtschaftliche  Erkenntnis,  seine  Vervollkommnung  ist  Gegen¬ 
stand  der  Technik  und  Naturwissenschaften)  ebenso  wenig  2.  der  Wirtschafts¬ 
betrieb  der  einzelnen  Privatwirtschaft  als  solcher  (Gegenstand  der  sogenannten 
Privatwirtschaftslehre).“  So  richtig  diese  Einschränkung  nun  ist,  so  schnell  hat 
Schönberg  sie  indessen  wieder  vergessen,  denn  er  baut  den  Begriff  der  Volks¬ 
wirtschaft  auf  den  Begriff  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit  ohne  Einschränkung 
auf,  Seite  13  heißt  es:  „Die  Volkswirtschaft  oder  das  wirtschaftliche  Leben 
eines  Volkes  ist  ein  Inbegriff  der  wirtschaftlichen  Tätigkeiten  eines  politisch 
selbständigen  Volkes  (soweit  diese  also  direkt  oder  indirekt  auf  die  Beschaffung 
und  Verwendung  materieller  Güter  zum  Zweck  der  Befriedigung  von  Bedürf¬ 
nissen  gerichtet  sind)“  und  Seite  15  spricht  er  sogar  von  der  Volkswirtschaft 
als  von  einem  „materiellen  Güterleben  eines  Volkes“.  Auf  den  ersten  Blick  ist 
sofort  erkenntlich,  daß  bei  der  Schönbergschen  Definition  eine  Verwechslung 
mit  der  Technik  vorliegt. 

Am  stärksten  ist  das  Kriterium  des  Sachguts  zweifelsohne  von  Dietzel  ver¬ 
treten.  Er  stellt  an  die  Spitze  nicht  den  Begriff  der  Wirtschaft,  sondern  den  der 
wirtschaftlichen  Handlung,  die  nach  ihm  den  Grundbegriff  unserer  Wirtschaft  bildet. 
Unter  Handlung  versteht  er  „jede  zweckbewußte  Willensäußerung“.  Diese  „wirt¬ 
schaftlichen  Handlungen“  sondert  er  nun  aus  der  Fülle  menschlicher  Handlungen 
dadurch  aus,  daß  er  das  Merkmal  des  Sachguts  verwendet.  Von  diesem  meint 
er,  daß  es  schlechterdings  unentbehrlich,  aber  auch  ausreichend  sei.  Er 
schreibt  wörtlich  („Theoretische  Sozialökonomik“  Seite  160):  „Nur  dadurch, 
daß  man  sich  des  Merkmals  „Sachgut“  bedient,  kann  eine  Absonderung  des 
wirtschaftlichen  von  dem  übrigen  menschlichen  Tun  erfolgen."  Daß  Dietzel 
dazu  gekommen  ist,  das  Objekt  der  wirtschaftlichen  Handlung  als  ausschlag¬ 
gebend  zu  nehmen,  erklärt  sich  wohl  daraus,  daß  er  mit  Recht  das  Kriterium 
des  Motives  vermeiden  wollte.  Um  bei  dieser  seiner  Definition  nun  aber  den 
sozialen  Charakter  unserer  Disziplin  zu  wahren,  schreibt  er  („Tübinger  Zeit¬ 
schrift“  Seite  17):  „Nicht  die  individualwirtschaftliche  Tätigkeit  ist  das  Objekt 
unserer  Wissenschaft,  sondern  die  sozialwissenschaftliche  Tätigkeit,  d.  h.  die 
Handlungen,  mittels  deren  das  Wirtschaftssubjekt  eingreift  in  den  Organismus 
der  Sozialwirtschaft,  den  gesellschaftlichen  Organismus,  welcher  sich  aus  der 
Abhängigkeit  der  materiellen  Bedürfnisbefriedigung  jeder  Einzelwirtschaft  von 
der  wirtschaftlichen  Tätigkeit  einer  Unzahl  anderer  Einzelwirtschaften  aufbaut.“ 

Man  nimmt  also  als  Kriterium  nur  materielle  Güter  und  wird 
in  dieser  Meinung  dadurch  bestärkt,  daß  auch  Autoren,  die  zu  Anfang 
immaterielle  Güter  dazu  rechnen,  diese  doch  nachher  stillschweigend 
außerhalb  der  Betrachtung  lassen.  Nun  ist  aber  ohne  weiteres  ersichtlich, 
daß  die  Beschränkung  auf  materielle  Güter  auf  der  einen  Seite  zu  eng  ist, 
denn  es  ist  nicht  zu  bestreiten,  daß  auch  Rechte  und  Dienstleistungen 
Objekte  wirtschaftlicher  Tätigkeiten  sind.  Mit  Recht  betont  Amonn  (a.  a.  0. 
S.  158),  daß  sich  die  Stellung  eines  Privatlehrers  gegenüber  seinen  Kunden 
für  die  nationalökonomische  Betrachtungsweise  in  nichts  von  der  Stellung 
eines  Warenhändlers  gegenüber  seinen  Kunden  unterscheidet.  Philippovich 
ist  die  zu  enge  Begrenzung,  die  im  Kriterium  „Sachgut“  liegt,  nicht  ent- 
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gangen,  denn  er  schreibt:56)  ,,Der  Begriff  Wirtschaft  umfaßt  alle  jene 
Vorgänge  und  Einrichtungen,  welche  auf  die  dauernde  Versorgung  der 
Menschen  mit  Sachgütern  und  Dienstleistungen  und  auf  den  Verbrauch  bezw. 
die  Nutzung  dieser  Güter  gerichtet  sind.“  Er  setzt  ausdrücklich  „der  Begriff 
umfaßt“,  denn  eine  Definition  dieses  Begriffes,  die  unsere  Disziplin  ab¬ 
grenzen  will,  vermeidet  er  bewußt. 

Auf  der  anderen  Seite  ist  das  Kriterium  „Sachgüter“  aber  auch  wieder 
zu  weit,  denn  es  gibt  Tätigkeiten,  die  wohl  auf  sie  gerichtet,  aber  dennoch 
nie  als  wirtschaftliche  zu  bezeichnen  sind.  So  erinnert  Neumann  in  dem 
bereits  zitierten  Artikel  in  Schönbergs  Handbuch  S.  138  daran,  daß  auch 
das  Aneignen  von  Dünensand  und  von  Vögeln  keine  wirtschaftlichen  Tätig¬ 
keiten  seien,  oder  richtiger:  zu  sein  brauchen.  Nach  der  Dietzelschen 
Definition  hätte  man  auch  Stehlen  und  Rauben  als  wirtschaftliche  Hand¬ 
lungen  aufzufassen,  da  sie  nach  ihm  alle  Voraussetzungen  wirtschaftlicher 
Handlungen  erfüllen.  Die  Beispiele,  die  die  Unhaltbarkeit  dieser  Definitionen 
ergeben,  lassen  sich  beliebig  häufen. 

ö)  Zusammenfassende  Kritik 

Faßt  man  das  Ergebnis  der  Abschnitte  a  bis  y  zusammen,  so  kann 
man  sagen,  daß  das  Objekt  der  Tätigkeit  in  der  bisher  vorgenommenen 
Abgrenzung  nicht  dazu  geeignet  ist,  diese  als  wirtschaftliche  oder  nicht 
wirtschaftliche  zu  unterscheiden.  Daß  man  trotzdem  gerade  so  oft  auf  dieses 
Kriterium  verfallen  ist,  ergibt  sich  aus  der  Geschichte  unserer  Wissenschaft, 
die  wie  eine  jede  Wissenschaft  aus  praktischen  Bedürfnissen  entstanden  ist. 
Mit  Recht  schreibt  Dietzel  in  seiner  „Theoretischen  Sozialökonomik“  S.  10: 
„Die  theoretische  Erkenntnis  ist  nur  deshalb  betrieben  und  nur  soweit 
betrieben,  als  sie  Früchte  am  „goldnen  Baum  des  Lebens“  zu  zeitigen 
verhieß,  ist  Mittel  gewesen,  ehe  sie  Selbstzweck  war.“  Der  Zweck,  zu  dem 
unsere  Wissenschaft  zu  Beginn  Mittel  war,  war  die  Steigerung  und  Ver¬ 
mehrung  des  Reichtums  (ich  erinnere  hier  an  die  Kameralisten,  aber  auch 
noch  an  die  Titel  der  Bücher  von  Turgot  und  Smith).  Trat  auch  im  Lauf 
der  Entwicklung  der  praktische  Gesichtspunkt  mehr  und  mehr  in  den 
Hintergrund  und  wurde  die  Wissenschaft  auch  um  ihrer  selbst  willen 
getrieben,  so  hat  man  doch  ihren  Ursprung  nie  vergessen  und  der  Reichtums¬ 
begriff  trat  immer  wieder  in  den  Vordergrund.  Nahm  der  Reichtum  nun 
einmal  diese  Stelle  ein,  so  ist  es  erklärlich,  daß  das  Augenmerk  sich  auf 
die  Gegenstände  lenkte,  die  den  Reichtum  bilden  sollten,  d.  h.  auf  Güter. 
So  kam  es,  daß  die  Güterwelt  in  den  Mittelpunkt  unserer  Wissenschaft 
rückte  und  man  nur  derartige  Tätigkeiten  als  wirtschaftliche  bezeichnete, 
die  in  irgend  einer  Beziehung  auf  Güter  gerichtet  waren.  —  Bekanntlich 


56)  „Grundriß  der  politischen  Oekonomie“,  I.  „Allgemeine  Volkswirtschaftslehre’’, 
12.  Aufl.  Tübingen  1916;  S.  1. 
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setzte  aber  schon  frühzeitig  der  Angriff  gegen  diese  Auffassung  unserer 
Disziplin  ein.  Zu  erinnern  ist  hier  besonders  an  Friedrich  List,  der  ,,der 
Schule“  neben  anderen  bekannten  Vorwürfen  auch  den  des  „toten  Materia¬ 
lismus“  machte.  Von  ihm  stammt  der  oft  zitierte  Satz:  „Die  Kraft,  Reichtum 
zu  schaffen,  ist  wichtiger  als  der  Reichtum  selbst.“  Er  setzte  daher  bewußt 
neben  die  „Theorie  der  Werte“  die  „Theorie  der  produktiven  Kräfte  — 
Seit  jener  Zeit  haben  dann  diese  Angriffe  nie  auf  gehört  bis  in  die  neueste 
Zeit  hinein.  So  macht  Liefmann  wieder  ganz  besonders  scharf  Front  gegen 
die  „technisch-materialistische“  Auffassung  in  unserer  Disziplin,  von  der  er 
nicht  ganz  mit  Unrecht  behauptet,  daß  sie  Wirtschaft  mit  Produktion 
verwechsle.  Er  selbst  glaubt,  um  den  Fehler  zu  vermeiden,  eine  ganz  neue 
Auffassung  von  der  Wirtschaft  geben* zu  müssen.  (Vgl.  unten  S.  154.) 

Zusatz:  In  diesem  Zusammenhänge  sei  noch  auf  den  Artikel  von 
Kliwansky  „Zur  Kritik  der  Nationalökonomie“  (Archiv  für  Sozialwissenschaft 
und  Sozialpolitik,  XXXIX;  Seite  12  ff.)  hingewiesen.  Ausgehend  von  dem  Satze 
Schmollers  (Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Artikel  „Volkswirt¬ 
schaftslehre“  3.  Auflage,  Seite  431):  „Die  Volkswirtschaftslehre  steht  mitten 
inne  zwischen  den  angewandten  Naturwissenschaften,  der  Technologie, 
Maschinen-,  Landwirtschafts-,  Forstwirtschaftslehre,  sowie  der  Anthropologie, 
Ethnographie,  Klimatologie,  der  allgemeinen  und  der  speziellen  Pflanzen-  und 
Tiergeographie  auf  der  einen  Seite,  und  den  wichtigsten  Geisteswissenschaften, 
der  Psychologie,  Ethik,  Staats-,  Rechts-  und  Gesellschaftslehre  auf  der  anderen“ 
stellt  er  die  Frage:  was  Schmoller  mit  den  Worten  „mitten  inne“  sagen  will, 
denn  die  Volkswirtschaftslehre  kann  doch  nur  entweder  Natur-  oder  Sozial¬ 
wissenschaft  sein.  Die  Entscheidung  hängt  nach  Kliwansky  von  den  Objekten 
ab,  mit  denen  sie  sich  beschäftigt.  Sind  diese  materielle  Dinge,  so  muß  sie  als 
Naturwissenschaft  aufgefaßt  werden;  will  man  sie  indessen  als  Sozialwissen¬ 
schaft  konstituieren,  so  darf  sie  sich  auch  nicht  mit  materiellen  Dingen  be¬ 
schäftigen.  Wenn  Kliwansky  unsere  Wissenschaft  zu  den  Sozialwissenschaften 
rechnet,  stößt  dieses  wohl  kaum  auf  Widerspruch;  allein  in  der  Regel  vergißt 
man,  die  Konsequenzen  aus  einer  derartigen  Auffassung  zu  ziehen.  Nicht  ganz 
mit  Unrecht  schreibt  er  Seite  131:  „Was  helfen  da  die  schönen  Definitionen  und 
konsequenten  Darstellungen  eines  Wagner,  oder  sogar  eines  Lexis,  eines  Dietzel, 
die  sie  in  der  Einführung  oder  an  erster  Stelle  bringen,  wo  es  sich  um  den 
Charakter  der  Nationalökonomie  handelt,  wenn  durch  eine  Hintertür  später 
in  die  soziale  Wissenschaft  körperliche  Dinge  gelangen  und  ganz  ungeniert  den 
besten  Platz  einnehmen.“  Nun  ist  nach  Kliwansky  nicht  zu  leugnen,  daß  die 
Betrachtung  der  theoretischen  Volkswirtschaftslehre  scheinbar  unzertrennlich 
mit  sachlichen  Dingen  verknüpft  ist;  nur  an  ihnen  treten  die  in  unserer  Disziplin 
zu  lösenden  Probleme  auf  und  es  scheint,  als  ob  sie  einen  integrierenden  Be¬ 
standteil,  ein  logisches  Erfordernis  derselben  bilden.  Daß  dies  aber  nicht  der 
Fall  ist,  zeigt  er  an  einem  recht  gut  gewählten  Beispiel.  Ein  Koffer  beim  Händler 
hat  nach  ihm  wohl  Interesse  für  uns,  das  aber  sofort  aufhört,  sowie  er  in 
den  Besitz  irgend  eines  Käufers  endgültig  übergegangen  ist.  Der  Koffer  ist  ein 
und  derselbe  geblieben,  es  muß  somit  etwas  anderes  als  die  Sache  selbst  sein, 
das  den  spezifisch  volkswirtschaftlichen  Charakter  trägt.  Wenn  Kliwansky,  der 
sich  in  den  Bahnen  von  Marx  bewegt,  den  Warencharakter  als  das  Entscheidende 
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anspricht,  wobei  die  Eigenschaft  der  Ware  sich  durch  nichts  anderes  ausdrückt, 
als  daß  sie  einen  Wert  oder  Preis  hat,  so  kommt  er  im  Endergebnis  Alfred 
Amonn  nahe,  unterscheidet  sich  von  ihm  aber  darin,  daß  er  äußerlich  volks¬ 
wirtschaftliche  Erscheinungen  mit  materiellen  Erscheinungen  in  Verbindung 
bringt;  man  braucht  ihm  nur  Rechte  oder  Dienstleistungen  entgegenzuhalten, 
um  zu  zeigen,  daß  auch  rein  äußerlich  die  Beziehung  auf  materielle  Güter  nicht 
entscheidend  ist. 

II,  Die  Negation  des  Wirtschaftsbegriffes 

• 

Auf  den  vorhergehenden  Blättern  habe  ich  eine  große  Zahl  von 
Definitionen  des  Wirtschaftsbegriffes  zusammengetragen.  Es  ergab  sich,  daß 
große  Abweichungen  zwischen  den  einzelnen  Autoren  vorhanden  sind.  Zwei 
Ursachen  hierfür  liegen  ohne  weiteres  auf  der  Hand:  einmal  hat  man  den 
Wirtschaftsbegriff  auf  andere  Begriffe  gestützt,  deren  Definition  selbst  nicht 
feststeht  (ich  erinnere  an  den  heißumstrittenen  Gutsbegriff),  sodann  hat 
man  auch  die  Fragestellung  verschoben.  Statt  zu  fragen:  was  ist  Wirtschaft?, 
untersuchte  man,  warum  und  wozu  gewirtschaftet  v^rd.  Würde  es  sich  bei 
dem  Wirtschaftsbegriff  nur  um  einen  gewöhnlichen,  in  der  Disziplin  hin  und 
wieder  verwendeten  Begriff  handeln,  so  wären  die  Abweichungen  in  den 
Definitionen  gewiß  zu  bedauern,  jedoch  nicht  von  allzu  großer  Tragweite. 
In  Wirklichkeit  handelt  es  sich  bei  den  Autoren  jedoch  um  das  Schlüssel¬ 
wort,  um  den  Grundbegriff  unserer  Disziplin.  Sieht  man  in  dem  Begriff 
Volkswirtschaft  das  Objekt  der  Wissenschaft,  so  ist  es  erklärlich,  daß  man 
nach  einer  Definition  des  Wirtschaftsbegriffes  sucht,  denn,  so  scheint  es, 
Volkswirtschaft  ist  eine  bestimmte  Wirtschaft,  der  Begriff  der  Volkswirt¬ 
schaft  eine  nähere  Einschränkung  des  Begriffes  der  Wirtschaft.  Die 
Definitionen  der  Volkswirtschaft,  die  ich  als  Beispiel  oben  bei  einzelnen 
Autoren  ihren  Definitionen  der  Wirtschaft  anfügte,  lassen  das  deutlich 
erkennen.  Die  Abweichungen  in  den  Definitionen  des  Wirtschaftsbegriffes 
kehren  wieder  in  denen  des  Volkswirtschaftsbegriffes  und  so  besteht  keine 
einheitliche  Auffassung  über  das  Objekt  unserer  Wissenschaft.  Das  ist  mit 
einer  der  wesentlichsten  Gründe,  die  unsere  Wissenschaft  so  in  Mißkredit 
gebracht  haben,  bewegen  wir  uns  doch  auf  allen  möglichen  Gebieten,  ohne 
die  erforderliche  Fachkompetenz  zu  besitzen.  Es  heißt  daher  nicht  ganz  mit 
Unrecht  bei  Diehl:°7)  „Es  würde  direkt  verderblich  sein  für  die  Zukunft 
unserer  Wissenschaft,  wenn  sich  ihre  Jünger  allen  möglichen  geographischen, 
technischen,  naturwissenschaftlichen  und  anderen  Forschungen  hingeben  im 
besten  Glauben,  Nationalökonomen  zu  sein,  ohne  von  dem  wirklichen  Geist 
unserer  Wissenschaft  auch  nur  einen  Hauch  verspürt  zu  haberf“ 

In  dem  Streben,  den  mehr  als  verzweifelten  Zustand  der  theo¬ 
retischen  Volkswirtschaftslehre  zu  bessern,  ist  es  erklärlich,  daß  man  sich 


ß7)  a.  a.  0.  S.  126. 
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der  Objektsbestimmung  und  damit  auch  aller  Kritik  des  Wirtschaftsbegriffes 
zuwandte.  Zwei  Wege  waren  möglich:  entweder  man  mußte  versuchen,  eine 
logisch  und  sachlich  befriedigendere  Definition  als  die  bisherigen  zu  finden, 
oder  aber  man  erklärte  die  Problemstellung  für  falsch,  d.  h.  man  sah  in  dem 
Wirtschaftsbegriff  nicht  den  Grundbegriff,  dann  war  es  Pflicht,  eine  neue 
Objektsbestimmung  vorzunehmen.  Den  letzteren  Weg  gingen  Schumpeter 
und  Amonn.58) 


a)  Die  Objektsbestimmung  Schumpeters 

Da  es  nach  Schumpeter  falsch  ist,  unsere  Wissenschaft  als  die  Lehre 
vom  wirtschaftlichen  Handeln  zu  bezeichnen,  so  findet  sich  in  seinem  Buche 
„Das  Wesen  und  der  Hauptinhalt  der  theoretischen  Nationalökonomie" 
(Leipzig  1908)  keine  Definition  des  Wirtschaftsbegriffes. 5U)  Nach  ihm  ist 
es  ein  Irrtum,  daß  alles  das,  was  die  Wirtschaft  beeinflußt,  in  unsere 
Disziplin  gehöre.  In  dem  Bestreben,  ein  enges,  fest  umrissenes  Gebiet  für 
unsere  Wissenschaft  abzugrenzen,  verbannt  er  aus  ihr  die  Psychologie 
(Seite  30,  543  ff.),  Motive  (Seite  77  ff.,  88),  ja  selbst  den  Menschen 
(Seite  86).  Ebenso  löst  er  die  Theorie  von  politischen,  ethischen,  philo¬ 
sophischen  Diskussionen.  Seite  158  heißt  es:  „Wo  nehmen  wir  die  Berech¬ 
tigung  her,  über  den  Grund  und  Boden  und  die  übrigen  Verhältnisse  des 
geographischen  Milieus  etwas  zu  sagen?"  Mit  Recht  betont  er,  daß  wir  uns 
hier  auf  „Gemeinplätze  der  traurigsten  Art“  beschränken  müßten,  wenn 
wir  nicht  etwas  Falsches  sagen  oder  überhaupt  Geographen  usw.  werden 
wollten.  Auch  das  Bevölkerungsproblem  scheidet  er  übrigens  als  in  die 
Biologie  gehörig  aus  (Seite  159).  Bewußt  will  er  sich  nur  auf  ein  kleines 
Gebiet  beschränken  (Seite  27)  mit  dem  Bestreben,  dieses  dann  aber  auch 
zu  halten  und  zu  beherrschen.  Dieser  kleinen  exakten  Insel  von  Wissen, 
wie  er  Seite  525  schreibt,  wenden  wir  uns  jetzt  zu.  Wie  kommt  sie  zu 


58)  Auch  Gottl  negiert  den  Wirtschaftsbegriff,  insbesondere  in  seinem  oben  mehr¬ 
fach  zitierten  Buche  „Herrschaft  des  Wortes".  Nach  ihm  hat  man  ein  Wort  auf  einen 
Thron  gehoben,  der  ihm  nicht  zukommt,  er  fordert  daher:  los  vom  Wort  und  ins¬ 
besondere  auch  los  vom  Worte  „Wirtschaft". 

59)  Auch  mit  anderen  Begriffen  gibt  er  sich  so  gut  wir?  gar  nicht  ab,  bemerkt  viel¬ 
mehr,  daß  schon  an  der  Schwelle  unserer  Disziplin  eine  große  Zahl  von  Schwierigkeiten 
sich  erhebt  und)  daß  viele  Nationalökonomen  ihr  ganzes  Interesse  diesen  zuwenden  und 
ihre  Kräfte  daran  verschwenden.  Wörtlich  fährt  er  S.  24  fort:  „Da  erhebt  sich  denn 
die  Frage,  oth  wir  denn  wirklich  alle  jene  Probleme  lösen,  ob  alle  Klippen  wirklich  in 
die  Luft  gesprengt  werden  müssen  und  ob  es  nicht  möglich  ist,  um  dieselben  herum¬ 
zusteuern."  Er  erinnert  an  andere  Disziplinen,  in  denen  das  letztere  ja  auch  oft  der 
Fall  ist:  „Wollte  die  Mechanik  eine  befriedigende  Antwort  darauf  geben,  was  „Kraft", 
„Bewegung",  „Masse“  usw.  ist,  so  wäre  nie  das  stolze  Gebäude  entstanden,  das  wir 
heute  bewundern".  Hieran  schließt  er  dann  die  Frage:  „Ist  es  nicht  auch  auf  unserem 
Gebiete  möglich,  an  seine  Probleme  heranzutreten,  ohne  eine  Vorarbeit  zu  leisten,  an 
der  wir  unsere  Kraft  erfolglos  verschwenden?" 
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Stande?  Was  enthält  sie?  Ist  sie  in  der  Tat  das  Gebiet  der  theoretischen 
Volkswirtschaftslehre? 

In  seinem  eben  zitierten  Buche  beschränkt  Schumpeter  sich  auf  die 
Darstellung  des  Gleichgewichtszustandes,  der  Statik,  die  nach  ihm  allein 
bisher  eine  befriedigende  Lösung  aufweisen  kann.  Infolgedessen  scheidet 
er  nun  auch  die  Probleme  aus,  die,  obwohl  sie  spezifisch  volkswirtschaft¬ 
licher  Natur,  doch  nicht  statische  sind.  Hierher  rechnet  er  vor  allem  das 
Problem  des  Kredites,  sowie  die  Probleme  des  Kapitalzinses  und  des  Unter¬ 
nehmergewinnes,  die  beiden  letzten  sind  dynamische  Einkommenszweige. 

Er  geht  davon  aus,  daß  Menschen  immer  gewissen  Güterquantitäten 
gegenüberstehen,  eine  Feststellung,  die  seiner  Ansicht  nach  immer  gültig 
ist.  Da  er,  wie  gesagt,  vom  Menschen  abstrahiert,  so  sollen  die  Verän¬ 
derungen,  die  mit  diesen  Gütermengen  Vorgehen,  betrachtet  werden,  als 
wenn  sie  automatisch  sich  vollzögen.  Die  Veränderungen  der  Güter¬ 
quantitäten  sind  also  das  Ausschlaggebende,  aber  Seite  135  heißt  es:  „Nicht 
alle  Veränderungen,  welche  an  den  Gütermengen  Vorgehen,  können  wir 
beschreiben,  sondern  nur  eine  Gruppe  derselben,  nämlich  jene,  welche 
durch  die  Tauschrelationen  charakterisiert  ist.“  So  ist  nicht  mehr  der  Begriff 
der  Wirtschaft  das  Entscheidende,  sondern  die  Tauschrelation.  Von  den 
Beziehungen  zwischen  dem  Wirtschafts-  und  dem  Tauschbegriff  schreibt 
er  Seite  54,  daß  der  Tausch  lediglich  ein  Synonym  für  wirtschaftliche 
Handlungen  oder  wirtschaftliche  Ueberlegungen  mit  Rücksicht  auf  eine 
mögliche  Handlung  sei;  oder:  „das  Moment  des  Tausches  bildet  den 
exakten  Kern,  der  in  diesen  Worten  liegt.“  Seite  53:  „Alle  reine  Wirt¬ 
schaftstheorie  ist  nur  eine  Untersuchung  des  Tauschproblems.“  Seite  50: 
„Der  Tausch  bildet  also  sozusagen  die  Klammern,  welche  das  ökonomische 
System  Zusammenhalten,  oder  mit  einem  anderen  Bilde,  dessen  Leitungs¬ 
drähte,“  Schumpeter  betrachtet  also  nur  Gütermengen  und  führt  die  für 
unsere  Disziplin  relevanten  Vorgänge  auf  Tauschrelationen  zurück.  Zwischen 
diesen  Gütermengen  bestehen  nun  gewisse  „Abhängigkeitsverhältnisse“ 
oder  „Funktionalbeziehungen“,  d.  h.  die  einzelnen  Güterquantitäten  (Ele¬ 
mente  oder  Daten  seines  Systems)  sind  von  einander  so  abhängig,  daß, 
wenn  eine  von  ihnen  geändert  wird,  auch  die  übrigen  eine  Aenderung 
erfahren  müssen.  Tritt  keine  Aenderung  ein,  so  herrscht  Gleichgewichts¬ 
zustand.  Den  Gleichgewichtszustand  der  wirtschaftlichen  Quantitäten  in 
ihrer  gegenseitigen  Bedingtheit  zu  beschreiben,  ist  die  Aufgabe  seiner  reinen 
Oekonomie,  d.  h.  also  die  Abhängigkeitsverhältnisse  und  Funktional¬ 
beziehungen  der  Gütermengen  festzustellen.  Aber  hiermit  ist  das  Problem 
der  Oekonomik  noch  nicht  erschöpft,  denn  an  Hand  des  dargelegten  Gleich¬ 
gewichtszustandes  sollen  nun  gewisse  Variationen  desselben  betrachtet 
werden  (Seite  198).  Eine  der  wirtschaftlichen  Quantitäten  wird  jetzt 
geändert.  Daraus  folgt:  1.  daß  auch  die  anderen  Quantitäten  sich  ändern 


to 


145 


müssen*  da  sie  Funktionen  der  ersten,  geänderten  sind;  und  2.  daß  der 
sich  nach  der  Veränderung  von  neuem  ergebende  Gleichgewichtszustand 
bekannt  ist,  denn  die  Funktionalbeziehungen  der  wirtschaftlichen  Quantitäten 
sind  bekannt.  Die  Aufgabe  der  Oekonomik  ist  demnach:  auf  Grund  eines 
gegebenen  Zustands  dieses  Systems  jene  Aenderungen  der  Quantitäten 
abzuleiten,  welche  im  nächsten  Augenblick  vor  sich  gehen  würden,  wenn 
nichts  Unvorhergesehenes  eintritt.  Diese  letzte  Voraussetzung  muß  er 
freilich  hinzufügen,  denn  sonst  wäre  sein  System  unmöglich.  Er  vergleicht 
sein  Vorgehen  Seite  142  mit  der  Aufnahme  einer  Momentphotographie,  die 
einen  gegebenen  Zustand  von  Güterquantitäten  vorführt.  Das  Bild,  das  sich 
ergibt,  zeigt  alles  in  voller  Ruhe  und  wird  jetzt  eingehend  beschrieben. 
„Diese  Beschreibung  soll  uns  in  den  Stand  setzen,  das  ist  ihr  einziger  Zweck, 
das  Augenblicksbild,  das  uns  die  Wirklichkeit  im  nächsten  Momente  bieten 
würde,  aus  der  ersten  abzuleiten,  ohne  eine  neue  Aufnahme  zu  machen." 

Soviel  über  die  Struktur  seiner  reinen  Oekonomik.  Ueber  deren 
materiellen  Inhalt  sei  nur  angegeben,  daß  der  Kern  das  Preisproblem  ist 
(Seite  119).  ln  der  Statik  ist  er  sodann  im  Stande,  das  Wertproblem  zu 
lösen  sowie  die  wichtigsten  Anwendungen  der  Preistheorie,  nämlich  die 
Geldtheorie  und  die  Verteilungstheorie.  Von  der  letzteren  jedoch  nur  die 
beiden  statischen  Einkommenszweige,  Lohn  und  Grundrente.  Schließlich 
umfaßt  sie  noch  die  Variation  ökonomischer  Quantitäten  mittels  der 
V  ariationsmethode. 

Von  dem  Zweck  der  reinen  statischen  Oekonomik  schreibt  er  selbst 
Seite  527,  daß  sie  nichts  anderes  sei  als  ein  abstraktes  Bild  gewisser  wirt¬ 
schaftlicher  Tatsachen,  ein  Schema,  das  zur  Beschreibung  derselben  dienen 
soll.  Und  hinsichtlich  ihrer  Ergebnisse  heißt  es  Seite  315:  „Würde  man 
gefragt,  was  die  reine  Oekonomie  an  praktisch  brauchbaren  Resultaten 
liefere,  so  könnte  man  vor  allem  zwei  Dinge  anführen:  daß  sie  nämlich 
erklärt  „was  die  Preise  sind"  und  daß  sie  gewisse  Bewegungsgesetze 
derselben  gibt." 

Das  Erkenntnisobjekt  Schumpeters  ist  also,  um  es  noch  einmal  klar 
hervorzuheben,  ein  gedankliches  System  von  zusammengehörigen  Quantitäten 
von  Gütern,  die  in  gegenseitiger  Abhängigkeit  voneinander  stehen  in  der 
Weise,  daß  die  Veränderungen  des  einen  derselben  auch  eine  Veränderung 
der  anderen  nach  sich  zieht.  Hiergegen  läßt  sich  zweierlei  geltend  machen. 
Das  Erkenntnisobjekt  einer  Wissenschaft  darf  nicht  irgendwie  künstlich  aus 
dem  Erfahrungsobjekt  herauskristallisiert  und  dann  zur  Konstituierung  einer 
Wissenschaft  benutzt  werden.  Es  muß  vielmehr  so  sein,  daß  die  Wissen¬ 
schaft  bereits  vorliegen  muß,  und  mit  Hilfe  der  ihr  spezifischen  Probleme 
kann  man  erst  zum  Erkenntnisobjekt  gelangen.  Das  hat  Schumpeter  über¬ 
sehen.  Sein  Erkenntnisobjekt  ist  eine  willkürliche,  rein  ideale,  gedankliche 
Konstruktion.  Die  Folge  dieser  Willkür  ist,  daß  sein  Erkenntnisobjekt  die 
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Beziehung  mit  dem  Erfahrungsobjekt  und  damit  mit  der  Wirklichkeit  fast 
verloren  hat.  Immer  wieder  spricht  er  in  seinem  Buche  von  Abhängigkeits¬ 
verhältnissen,  aber  das  eine,  und  zwar  das  wichtigste  Abhängigkeitsverhältnis 
hat  er  dabei  übersehen,  nämlich  das  zur  Realität.00)  Der  Grund  der  zu  weit¬ 
gehenden  Abstraktionen  Schumpeters  erklärt  sich  wohl  daraus,  daß  er  der 
Exaktheit  zum  Opfer  gefallen  ist.  Diese  ging  ihm  über  alles  und  er  wollte  sie 
auf  jeden  Fall  wahren,  selbst  auf  die  Gefahr  hin,  den  Zusammenhang  mit 
dem  Leben  zu  verlieren.  —  Da  nach  ihm  alle  unsere  Begriffe  Quantitäts¬ 
begriffe  sind,  so  ergibt  sich  für  ihn  die  Notwendigkeit  der  Anwendung  der 
mathematischen  Methode.  Schumpeter  begnügt  sich  aber  nicht  damit,  nur 
mathematische  Formeln  exemplifizierend  in  die  theoretische  Volkswirt¬ 
schaftslehre  zu  tragen,  sondern  betont,  daß  es  nur  mit  Hilfe  rein  mathema¬ 
tischer  Methode  möglich  sei,  einwandfreie  Resultate  zu  erzielen.  Nicht 
nur  einfache  mathematische  Formeln  kommen  bei  ihm  zur  Anwendung, 
sondern  er  wendet  u,  a.  die  Differentialrechnung  und  sogar  die  Taylorsche 
Reihe  an,  und  nur  mit  ihrer  Hilfe  ist  es  ihm  möglich,  die  Variations¬ 
theorie,  die  einen  integrierenden  Bestandteil  seiner  reinen  Oekonomik 
bildet,  zu  lösen.  So  heißt  es  denn  Seite  497:  ,,Ich  glaube  gezeigt  zu  haben, 
daß  die  Variationsmethode  in  der  Tat  der  einzige  Weg,  das  einzige  Mittel 
ist,  den  rein  ökonomischen  Momenten  alles  das  abzugewinnen,  was  sie 
bieten  können,  und  eine  ernste  Mahnung  folgt  daraus,  sich  mit  der  höheren 
Mathematik  bekannt  zu  machen.  Sonst  könnte  es  geschehen,  daß  der  Fort¬ 
schritt  der  ökonomischen  Theorie  völlig  stockt,  und  dieses  Gebiet  erscheint 
imfruchtbar  lediglich  durch  Verschulden  seiner  Vertreter.“  Was  ergibt  sich 
aus  dieser  Forderung?  Knies  schreibt  einmal  (a.  a.  0.  Seite  124):  „Das 
eigentümliche  Wesen  jeder  einzelnen  Wissenschaft  wird  durch  das  Gebiet 
für  ihre  Untersuchung,  die  Aufgabe,  welche  ihr  gestellt  ist,  und  durch  die 
Methode  bestimmt,  in  welcher  sie  dieselbe  lösen  mag.“  Dieser  Satz  auf 
Schumpeter  angewendet  ergibt:  Objekt  unserer  Wissenschaft:  gewisse  Ab¬ 
hängigkeitsverhältnisse  oder  Funktionalbeziehungen  von  Güterquantitäten; 
ihre  Aufgabe:  auf  Grund  eines  gegebenen  Zustandes  dieses  Systems  jene 
Aenderungen  der  Quantitäten  abzuleiten,  welche  im  nächsten  Augenblicke 
eintreten  werden,  und  ihre  Methode:  die  mathematische.  Leitet  man  hieraus 
das  Wesen  unserer  Disziplin  ab,  so  ergibt  sich,  daß  sie  eine  Naturwissen¬ 
schaft  sein  müßte.  In  der  Tat  will  er  sie  zu  einer  solchen  stempeln.  So  erklärt 
es  sich  denn  auch,  wenn  er  Seite  613  meint,  daß  die  theoretische  Volkswirt- 


8°)  Wenn  Diehl  schreibt  (a.  a.  0.  S.  312):  „Es  kommt  schließlich  auf  eine  Anzahl 
von  Rechenexempeln  hinaus,  die  zwar  richtig  gelöst  sein  können,  uns  aber  zur  Er¬ 
klärung  der  Wirklichkeit  nicht  dienlich  sind“  und  „Man  hat  manchmal  den  Eindruck, 
als  ob  es  sich  um  die  Lösung  von  Schachaufgaben,  nicht  aber  um  die  Lösung  ökonomi¬ 
scher  Probleme,  handelt“,  so  ist  das  sicher  stark  übertrieben,  aber  ein  richtiger 
Kern  steckt  doch  darin. 
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schaftslehre  am  nächsten  mit  den  Naturwissenschaften  verwandt  sei  und 
daß  er  sie  sogar  von  den  Sozialwissenschaften  trennen  will  und  Seite  607 
den  Anschluß  an  die  technischen  Wissenschaften  fordert. 

Das  sind  die  beiden  Folgen,  die  sich  mit  Notwendigkeit  aus  der 
Konstruktion  seines  Erkenntnisobjektes  ergeben.  So  recht  er  auch  mit  der 
Ausschaltung  mancher  Probleme  aus  unserem  Gebiet  hat,  so  möchte  ich  ihm 
gegenüber  jedoch  zwei  Momente  betonen,  die  auch  von  einer  „reinen 
Oekonomik“  zu  fordern  sind,  nämlich:  1.  Zusammenhang  mit  der  Wirklich¬ 
keit  und  2.  Sozialwissenschaft,  nicht  Naturwissenschaft. 

b)  Die  Objektsbestimmung  Amonns 

In  seinem  Buch  „Objekt  und  Grundbegriffe  der  theoretischen  National¬ 
ökonomie“  (Wien  und  Leipzig  1911)  weist  Amonn  in  ausführlichen  kritischen 
Darlegungen  nach,  daß  sämtliche  Versuche,  das  Objekt  der  theoretischen 
Nationalökonomik  logisch  und  sachlich  einwandfrei  zu  bestimmen,  bisher 
gescheitert  sind.61)  Diese  Tatsache  legt  den  Verdacht  nahe,  daß  bereits  im 
Ausgangspunkt  in  der  Problemstellung  ein  Fehler  liegt.  In  der  Tat  ist  nach 
ihm  die  Problemstellung  verschoben,  denn  an  die  Stelle  der  Frage  nach 
dem  Objekt  der  Wissenschaft  trat  die  nach  dem  Wesen  der  Wirtschaft  bezw. 
des  Wirtschaftlichen.  Dies  erklärt  sich  daraus,  daß  man  von  dem  Namen 
der  Wissenschaft,  also  von  dem  Begriff  „Volkswirtschaft“  ausging,  in  dem 
man  das  Objekt  der  Wissenschaft  zu  sehen  glaubte.  So  lag  es  denn  auch 
nahe,  in  dem  Begriff  Wirtschaft  den  Grundbegriff  unserer  Wissenschaft  zu 
sehen,  um  so  mehr,  da  es  ja  in  erster  Linie  wirtschaftliche  Erscheinungen 
sind,  mit  denen  sie  es  zu  tun  hat.  Die  Objektsbestimmung  gipfelte  von  nim 
an  darin,  eine  befriedigende  Bestimmung  des  Wirtschaftsbegriffes  aufzu¬ 
stellen.  Diese  Problemstellung  ist  nach  Amonn  falsch.  Wirtschaft  bezw. 
Volkswirtschaft  ist  nicht  das  Objekt  der  theoretischen  Nationalökonomik. 
Diese  Behauptung  ist  nach  ihm  eine  logisch  unberechtigte,  gänzlich  unbe¬ 
wiesene  Voraussetzung.  Auch  eine  logische  Beziehung  zwischen  Volkswirt¬ 
schaft  und  Wirtschaft  kann  nicht  einfach  vorausgesetzt,  sondern  muß  erst 
bewiesen  werden.  Sodann  ist  die  theoretische  Nationalökonomik  eine  Sozial¬ 
wissenschaft,  ihr  Objekt  muß  daher  sozialen  Charakter  besitzen.  Der  Begriff 
der  Wirtschaft  dagegen  ist  vom  Standpunkt  des  einzelnen  aus  gebildet, 
zwischen  wirtschaftlichen  und  sozialen  Tatsachen  besteht  zwar  eine 


61)  In  den  vorhergehenden  Abschnitten  habe  ich  die  ausgezeichnete  Kritik 
Amonns  mehrfach  herangezogen.  In  meiner  Dissertation  „Der  Begriff  der  Wirtschaft 
—  seine  Definition  und  Bedeutung  für  die  theoretische  Volkswirtschaftslehre“  (ein¬ 
gereicht  in  Breslau  1918),  die  als  Grundlage  zu  diesem  Beitrag  gedient  hat,  war  ich 
selbst  sehr  stark,  ja  fast  vollkommen  von  ihm  beeinflußt.  —  Zu  den  folgenden  Aus¬ 
führungen  vgl.  auch  mein  im  Erscheinen  begriffenes  Buch  „Theoretische  Volks¬ 
wirtschaftslehre  —  die  gegenwärtigen  Systeme  in  Deutschland“,  Berlin  1924,  Kap.  II. 
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empirische,  nicht  aber  eine  logische  Beziehung.  Des  weiteren  ist  der  Name 
unserer  Wissenschaft  keineswegs  an  ihrem  Inhalt  orientiert,  nicht  logische 
und  sachliche  Erwägungen  haben  zu  ihm  geführt.  Man  ist  daher  nicht  be¬ 
rechtigt,  in  diesen  Namen  etwas  hinein-  oder  herauszulesen. 

Ging  man  nun  vom  Namen  aus,  so  durfte  man  in  der  Volkswirtschaft 
aber  nur  das  Erfahrungsobjekt,  nicht  schon  das  Erkenntnisobjekt  sehen.  Auf 
die  Bestimmung  des  letzteren  jedoch  kommt  es  an,  denn  dieses  erst  ist  „das 
Objekt  der  Wissenschaft“.  Die  Volkswirtschaft  ist  nur  das  Beobachtungs¬ 
oder  Erfahrungsobjekt;  dieses  führt  durch  logische  Bearbeitung  zum  Er¬ 
kenntnisobjekt.  Als  Erfahrungsobjekt  ist  die  Volkswirtschaft  viel  zu 
heterogener  und  komplexer  Natur,  als  daß  sie  von  einer  Wissenschaft  er¬ 
faßt  werden  könnte.  Seite  60  heißt  es:  „Die  Volkswirtschaft  in  ihrer 
empirischen  Realität  ist  ein  unendlich  mannigfaltiges  und  komplexes  Er¬ 
fahrungsobjekt,  unauflöslich  verschlungen  in  den  Knäuel  des  individualen 
und  sozialen  Lebens  und  Handelns  überhaupt,  auch  niemals  von  einheitlichen 
und  erschöpfend  bestimmbaren  Ursachen  beherrscht  und  einer  begrifflichen 
Erfassung  und  Fixierung  als  Erfahrungsobjekt  nicht  zugänglich.“ 

Einen  weiteren  Grund  für  die  verschiedenen  Ergebnisse  bei  der 
Objektsbestimmung,  d.  h.  also  bei  der  Definition  des  Wirtschaftsbegriffes, 
sieht  Amonn  in  dem  Bestreben  der  meisten  Autoren,  eine  Uebereinstimmung 
zwischen  dem  wissenschaftlichen  und  dem  populären  Sprachgebrauch  herbei¬ 
zuführen.  Dieses  Vorgehen  ist  nach  ihm  hoffnungslos.  In  der  Sprache  des 
Alltags  hat  der  Begriff  „Wirtschaft“  keinen  eindeutig  bestimmbaren  Inhalt 
und  keinen  klaren  sicheren  Umfang,  denn  sie  definiert  nicht,  sondern  be¬ 
zeichnet  nur.  Wie  man  wissenschaftlich  den  Begriff  der  Wirtschaft  auch 
immer  definieren  möge,  es  wird  stets  Erscheinungen  geben,  die  die  Definition 
einschließt,  die  die  Sprache  des  täglichen  Lebens  aber  nicht  als  wirtschaft¬ 
liche  bezeichnet,  während  umgekehrt  man  Erscheinungen  das  Attribut  „wirt¬ 
schaftlich“  nicht  verweigern  kann,  obgleich  sie  von  der  Definition  nicht  er¬ 
faßt  werden. 

Das  Ergebnis,  zu  dem  er  auf  Grund  seiner  kritischen  Ausführungen 
kommt,  ist,  daß  die  Volkswirtschaft  nicht  das  Erkenntnisobjekt,  also  der 
Wirtschaftsbegriff  nicht  der  Grundbegriff  der  theoretischen  National¬ 
ökonomik  ist.  Konsequent  heißt  es  daher  Seite  95:  „Alles  Suchen  nach  dem 
Begriff  der  Wirtschaft  ist  vergeblich.  Der  Begriff  der  Wirtschaft  existiert 
nirgends,  am  allerwenigsten  im  gemeinen  Sprachgebrauch.“ 

In  logisch  einwandfreier  und  sachlich  korrekter  Problemstellung  sucht 
nun  Amonn  seinerseits  zum  Erkenntnisobjekt  zu  gelangen.  Der  Weg  zum 
Erkenntnisobjekt  führt  über  die  Probleme,  denn  eine  Wissenschaft  besteht 
durch  ihre  Probleme,  und  deren  logische  einheitliche  oder  gleiche  Bedingt¬ 
heit  macht  die  theoretische  Einheit  und  systematische  Geschlossenheit  der 
Wissenschaft  aus.  Als  spezifisch  nationalökonomische  Grundprobleme  führt 
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er  Seite  150  an:  das  Preis-,  Lohn-,  Zins-,  Rentenproblem,  die  Probleme  des 
Geldes,  des  Kredits,  der  Unternehmung  u.  a.  Die  Eigenart  dieser  Grund¬ 
probleme  ist  durch  ihren  sozialen  Charakter  konstituiert,  es  sind  sozial¬ 
wissenschaftliche  Probleme  im  methodologischen  Sinn.  Im  methodologischen 
Sinne  stellt  daher  Amonn  dem  Satze:  ,,Die  theoretische  Nationalökonomik 
ist  eine  Wirtschaftswissenschaft“  den  Satz  gegenüber:  „Die  theoretische 
Nationalökonomik  ist  eine  Sozialwissenschaft“  und  macht  den  letzteren  zum 
Ausgangspunkt  der  Objektsbestimmung  (Seite  162).  Worin  besteht  nun  die 
soziale  Bedingtheit  dieser  Probleme?  Es  handelt  sich  offenbar  um  sozial 
bedingte  Tatsachen,  und  zwar  in  dem  ganz  einfachen  und  klaren  Sinn,  daß 
wir  es  mit  Tatsachen  zu  tun  haben,  die  nur  unter  der  Voraussetzung  eines 
sozialen  Zusammenlebens  und  Zusammenwirkens  der  Menschen,  also  eines 
irgendwie  gearteten  sozialen  Verkehrs  denkbar  und  möglich  sind .  . .“ 
(Seite  159).  Aber  nicht  an  alle  sozialen  Beziehungen,  sondern  nur  an  solche 
bestimmter  Art  schließen  sich  die  Grundprobleme  an.  Diese  bestimmte  Art 
wird  charakterisiert  durch  eine  ganz  bestimmte  soziale  Verkehrsordnung 
oder  Organisation,  die  zu  bestimmen  ist. 

Betrachtet  man  die  aufgezählten  Grundprobleme  in  ihrem  inneren 
logischen  Zusammenhang  näher,  so  ergibt  sich,  daß  sich  einem  von  ihnen  die 
anderen  mehr  oder  weniger  unterordnen  oder  logisch  anschließen  lassen: 
dem  Preisproblem.  Die  anderen  Probleme  sind  nur  anders  gewendete  Preis¬ 
probleme.  In  der  sozialen  Bedingtheit  des  Preisproblems  ist  daher  die  soziale 
Bedingtheit  der  spezifisch  nationalökonomischen  Probleme  überhaupt  zu  er¬ 
blicken.  Wo  das  Preisproblem  existent  wird,  da  ist  National  Ökonomik.  „Die 
Voraussetzung  der  Wirksamkeit  rein  individualer,  d.  h.  rein  aus  dem 
Individuum  stammender,  in  ihnen  selbst  schon  schlechthin  gesetzter  Be¬ 
dingungen  reicht  nicht  aus,  um  das  nationalökonomische  Preisproblem 
existent  werden  zu  lassen.  Dazu  bedarf  es  noch  einer  außerhalb  des  Indivi¬ 
duums  gegebenen,  seine  Handlungsweise  bedingenden,  positiv  zu  bestimmen¬ 
den  sozialen  Verkehrsordnung“  (Seite  176).  Diese  bestimmt  geartete  soziale 
Verkehrsordnung  nennt  er  „Tausch“,  wobei  dieser  terminus  technicus  sich 
keineswegs  mit  dem  Tauschbegriff  der  Sprache  des  Alltags  deckt.  „Tausch 
ist  für  uns  dann  einfach  der  Name  für  jene  bestimmt  geartete  soziale  Ver“- 
kehrsbeziehung,  an  die  sich  das  nationalökonomische  Preisproblem  an¬ 
schließt  und  die  nach  ihren  für  das  Existentwerden  des  Preisproblems 
wesentlichen  Merkmalen  eben  aus  der  gegebenen  Wissenschaft  heraus  be¬ 
grifflich  zu  bestimmen  ist“  (Seite  177).  Charakterisiert  wird  diese  besondere 
soziale  Verkehrsordnung  durch  folgende  vier  Momente:  „1.  die  Anerkennung 
einer  in  gewisser  Hinsicht  ausschließlichen  (d.  h.  von  allen  anderen  zu 
respektierenden,  aber  nicht  notwendig  unbeschränkten)  individuellen  Ver¬ 
fügungsmacht  über  äußere,  d.  h.  außerhalb  der  Person  eines  der  Tauschenden 
befindliche  Objekte  (als  Voraussetzung  des  Tausches).  2.  Die  Anerkennung 
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eines  freien,  d.  h,  ganz  von  dem  individuellen  Willen  der  sozialen  Verkehrs¬ 
subjekte  abhängigen  Wechsels  dieser  Verfügungsmacht  (als  Zweck  des 
Tausches)  zugleich  mit  der  dauernden  Bindung  an  die  einmal  getroffene 
Verfügung.  3.  Freiheit  (d.  h.  lediglich  vom  individuellen  Willen  der 
Tauschenden  abhängige  Möglichkeit)  der  Bestimmung  des  quantitativen 
Verhältnisses  der  auszutauschenden  Verkehrsobjekte  (weil  darin  alle 
nationalökonomischen  Probleme,  speziell  das  Preisproblem,  wurzeln).  4.  Die 
Anerkennung  eines  allgemeinen  sozialen  Wertmaßes  und  Tauschmittels  (als 
Bedingung  der  Vergleichungsmöglichkeit  dieser  sozialen  Tausch-  oder  Ver- 
kehrsakte).“  Seite  181.62) 

„Die  ersten  beiden  von  uns  aufgestellten  Bedingungen  sind  notwendige 
Voraussetzungen  dafür,  daß  überhaupt  ein  sozial  und  individual  zugleich 
bedingter  sozialer  Verkehr  in  Form  eines  sozialen  Tauschphänomens  möglich 
ist.  Die  beiden  weiteren  Bedingungen  sind  notwendige  Voraussetzungen 
speziell  für  jene  einheitliche  allgemeine  theoretisch-sozialwissenschaftliche 
Problemgruppe,  die  in  der  theoretischen  Nationalökonomie  gegeben  ist.“ 
(Seite  189  f.). 

Mit  dieser  so  bestimmten  Organisation  sind  die  Grundprobleme  zu¬ 
gleich  schon  notwendig  gegeben.  Und  hier  ist  das  Mittel,  alle  national¬ 
ökonomischen  Probleme  von  allen  nicht  nationalökonomischen  Problemen 
zu  trennen  und  der  Weg  zum  Erkenntnisobjekt  gegeben.  Alle  Probleme, 
welche  unter  diesen  Voraussetzungen  als  ihren  allgemeinsten  konstitutiven 
Erkenntnisbedingungen  stehen,  welche  ohne  sie  nicht  existent  werden 
können  und  mit  ihnen  zugleich  notwendig  gegeben  sind  (abgesehen  von  den 
überhaupt  nicht  sozialwissenschaftlichen,  natürlichen,  technischen,  psycho¬ 
logischen  und  anderen  Voraussetzungen),  sind  eben  deswegen  national¬ 
ökonomische  Probleme,  schließen  sich  mit  jenen  Grundproblemen  zu  einer 
notwendigen  Erkenntniseinheit,  zum  einheitlichen  Objekt  einer  und  der¬ 
selben  theoretischen  Sozialwissenschaft  zusammen.“  (Seite  109). 

Und  nun  kann  Amonn  das  Erkenntnisobjekt  ohne  weiteres  bestimmen, 
denn  dieselben  Bedingungen,  welche  die  bestimmte  Artung  der  national¬ 
ökonomischen  Probleme  konstituieren,  konstituieren  auch  die  bestimmten, 
das  Objekt  der  Wissenschaft  ausmachenden  sozialen  Beziehungen.  Daher 
heißt  es  Seite  191:  „Erkenntnisobjekt  der  theoretischen  Nationalökonomie 
sind  jene  sozialen  Beziehungen,  die  unter  der  Bedingung  jener  vierfach 
bestimmten  Organisation  des  sozialen  Verkehrs  als  ihrer  allgemeinsten  und 
notwendigen  Voraussetzung  stehen,  oder:  Erkenntnisobjekt  der  National¬ 
ökonomie  ist  die  eigenartige,  einheitliche  Form  und  Gestaltung,  welche 
soziale  Beziehungen  in  dieser  allgemeinbestimmten  Organisation  des 

02)  Die  bei  Amonn  gesperrten  Worte  sind  hier  nicht  gesperrt. 
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sozialen  Verkehrs  erhalten."63)  Diese  so  bestimmte  Organisation  des  sozialen 
Verkehrs  nennt  er:  „individualistische  Organisation  des  sozialen  Verkehrs". 

So  allgemein  anerkannt  der  kritische  Teil  des  Buches  von  Amonn 
von  der  Fachliteratur  auch  wird,  so  sehr  wird  auch  sein  eigenes  Ergebnis 
angegriffen.  Wie  man  zu  diesem  aber  auch  stehen  möge,  eines  hat  er 
erreicht:  fast  alle  Systeme,  die  in  den  letzten  Jahren  entstanden  sind, 
geben  sich  ausführlich  und  ernsthaft  mit  der  Frage  der  Objektsbestimmung 
ab.  Von  diesen  Systemen  interessieren  in  diesem  Zusammenhänge  nur 
diejenigen,  die  den  Versuch  unternehmen,  trotz  der  Amonnschen  Angriffe 
den  Wirtschaftsbegriff  wieder  als  den  Grundbegriff  hinzustellen;  von  ihnen 
sei  auf  den  folgenden  Blättern  noch  die  Rede. 

III.  Die  Definitionen  seit  1911 

Drei  Autoren  sind  es,  die  in  Opposition  zu  Amonn  ihre  Grund¬ 
legungen  mit  einer  eingehenden  Untersuchung  des  Wirtschaftsbegriffes 
beginnen  und  diesem  wieder  den  Platz  einräumen,  der  ihm  besonders  von 
Schumpeter  und  Amonn  streitig  gemacht  wurde:  Liefmann,  Spann  und 
Oppenheimer.  Bemerkenswert  ist,  daß  sie  dabei  zu  voneinander  abweichen¬ 
den  Ergebnissen  kommen,  und  jeder  seine  Definition  für  die  allein  richtige 
hält;  ebenso,  daß  sie  alle  bestrebt  sind,  ihre  Definition  so  zu  fassen,  daß 
sie  eine  scharfe  Trennung  von  Technik  und  Wirtschaft  zuläßt.  Auch  die 
Definition  von  Andreas  Voigt,  dem  das  Buch  Amonns  noch  nicht  vorlag, 
will  eine  klare  Trennung  von  Wirtschaft  und  Technik  ermöglichen.  Auf 
diese  sei  im  folgenden  zuerst  eingegangen. 

a)  Voigt 

Da  sich  die  wirtschaftliche  Tätigkeit  nach  ihm  besser  als  das  Ab¬ 
straktum  Wirtschaft  dazu  eignet,  als  Ausgangspunkt  zu  dienen,  sucht 
Voigt84)  diese  irgendwie  von  den  übrigen  menschlichen  Tätigkeiten 
abzugrenzen.  Nach  ihm  können  aber  weder  spezifisch-wirtschaftliche 
Zwecke,  noch  ausschließlich  wirtschaftliche  Mittel,  noch  besondere  wirt¬ 
schaftliche  Motive  dazu  verwandt  werden,  da  kein  Motiv  der  Wirtschaft 
fremd  sei  und  da  es  auch  garnicht  darauf  ankomme,  durch  welche  Mittel 
die  Bedürfnisse  befriedigt  werden,  ob  sie  materieller  oder  geistiger  Natur 
sind.  (Seite  5.)  Anders  steht  es  dagegen  mit  der  Beziehung,  die  zwischen 
Zweck  und  Mittel  besteht.  Seite  8  heißt  es:  „Die  menschlichen  Zwecke  sind 
im  Prinzip  unbegrenzt  in  Bezug  auf  Mannigfaltigkeit  und  Anzahl,  die  Mittel 


63)  Bis  auf  das  Wort  „oder"  alles  bei  Amonn  gesperrt  gedruckt. 

61)  „Wirtschaft  und  Recht"  in  der  „Zeitschrift  für  Sozialwis-senschaften“, 
1911,  S.  1  ff. 
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dagegen  für  den  einzelnen  Zweck  wie  für  die  Gesamtheit  sind  beschränkt.“ 
Aus  dieser  Beziehung  ergibt  sich  das  ökonomische  Prinzip  und  dieses  soll 
seiner  Meinung  nach  die  Wirtschaft  definieren.  Er  kommt  zu  dem  Satz: 
„Wirtschaftlich  handeln  und  nach  dem  ökonomischen  Prinzip  handeln  ist 
dasselbe“,  oder  ausführlicher  ausgedrückt,  „wirtschaftlich  handeln  heißt 
über  Mittel  zur  Erreichung  von  Zwecken  nach  dem  wirtschaftlichen  Prinzip 
verfügen.“  An  einer  anderen  Stelle  sagt  er  dann  einmal:  „Wirtschaften  ist 
über  Mittel  aller  Art  so  disponieren,  daß  entweder  ein  bestimmter  Zweck 
möglichst  vollkommen  oder  eine  größere  Gesamtheit  von  Zwecken  möglichst 
vollkommen  erreicht  werde.“  Die  Schwierigkeiten,  die  sich  aus  einer  solchen 
Abgrenzung  ergeben,  bleiben  ihm  indessen  nicht  verborgen.  Er  weist  darauf 
hin,  daß  auch  beispielsweise  im  Kriege  nach  diesem  Prinzip  wirtschaftlich 
gehandelt  werde,  denn  der  Feldherr  ist  bestrebt,  den  größten  Erfolg  unter 
möglichster  Schonung  seiner  Truppen  zu  erreichen.  Auch  bei  der  Armen¬ 
pflege,  bei  der  Justiz,  bei  der  Verwaltung,  beim  Unterrichtswesen  herrscht 
dieses  Prinzip  vor.  Alle  diese  Tätigkeiten  können  nach  ihm  nun  selbst¬ 
verständlich  nicht  von  einer  Wissenschaft  behandelt  werden,  und  so  sieht 
er  sich  gezwungen,  anderweitige  Einschränkungen  vorzunehmen.  Diese 
glaubt  er  darin  zu  finden,  daß  er  die  Beziehungen  zum  Recht  mit  hinein¬ 
bringt.  Jedoch  so  allgemein  gesprochen  ist  das  noch  nicht  ausreichend,  denn 
er  gibt  zu,  daß  diese  Definition  dann  immer  noch  sowohl  für  die  Privat¬ 
wirtschaft  als  für  die  öffentliche  Wirtschaft  als  auch  für  die  Volkswirtschaft 
zutreffen  würde.  Um  hier  wieder  unterscheiden  zu  können,  geht  er  auf  die 
Wirtschaftseinheit  zurück,  die  also  nach  ihrer  rechtlichen  Natur  unter¬ 
schieden  wird.  —  Zusammenfassend  heißt  es:  „So  ergibt  sich  zwanglos  die 
Definition  aller  wirtschaftlichen  Svstembegriffe,  wenn  wir  statt  von  dem 
allgemeinen  Begriff:  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit,  der  ins  Unbegrenzte 
führt,  von  den  Wirtschaftseinheiten  ausgehen.  Diese  sind  aber  ohne  Heran¬ 
ziehung  der  Rechtsverhältnisse,  also  ohne  Betrachtung  der  Beziehungen 
zwischen  Wirtschaft  und  Recht  nicht  zu  definieren,  sodaß  diese  sich  für 
die  Systematik  der  Wirtschaftslehre  unentbehrlich  erweist." 

Der  Versuch  Voigts,  mit  Hilfe  der  Einführung  der  Wirtschaftseinheit 
den  Begriff  der  Wirtschaft  einzuengen,  den  er  mit  Hilfe  des  ökonomischen 
Prinzips  definiert,  erscheint  mir  nicht  als  angängig.  Zu  diesem  Vorgehen 
ist  Voigt  dadurch  gekommen,  daß  er  die  Grenzen  zwischen  Wirtschaft  und 
Technik  scharf  ziehen  wollte.  Diese  Abgrenzung  ist  ihm  im  großen  und 
ganzen  zwar  gelungen,  nicht  aber,  unser  Gebiet  nach  allen  Seiten  hin 
einwandfrei  festzulegen.  (Vgl.  auch  die  Kritik  Oppenheimers.)  Durch  die 
Einbeziehung  der  Wirtschaftseinheit  wird  das  Prinzip  des  kleinsten 
Mittels  nicht  zum  geeigneten  Kriterium  der  Abgrenzung  wirtschaftlicher 
Tätigkeiten. 
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b)  Lief  m  a  nn 

In  seinen ,, Grundsätzen  der  Volkswirtschaftslehre' ,a°)  bringt  Liefmann 
seiner  Meinung  nach  eine  ganz  neue  Auffassung  der  Wirtschaft.  Nach 
ihm  haben  alle  bisherigen  Vertreter  unserer  Disziplin  die  technischen 
Vorgänge  der  wirtschaftlichen  Erscheinungen  statt  der  dahinter  stehenden 
psychischen  Erwägungen  betont.  Diese  bisher  herrschende  Auffassung  nennt 
er00)  die  „technisch-materialistische“  oder  auch  „materialistisch-quanti¬ 
tative“  und  stellt  ihr  seine  eigene  gegenüber,  die  nach  ihm  am  besten  als 
„psychisch-realistische“  zu  bezeichnen  ist. 

Bei  den  wirtschaftlichen  Erwägungen,  auf  die  er  die  wirtschaftlichen 
Vorgänge  reduziert,  ist  nach  ihm  das  ökonomische  Prinzip  das  ausschlag¬ 
gebende  Kriterium.  Dabei  verkennt  er  aber  nicht,  daß  hier  die  Gefahr  nahe 
Hegt,  statt  Wirtschaft  einfach  rationales  Handeln  zu  definieren,  aber 
dennoch  glaubt  er,  daß  dieses  Kriterium  ausreichen  kann,  wenn  man  es 
nur  richtig  auffaßt.  Seite  60  schreibt  er:  „Wenn  auch  das  Rationalprinzip 
in  seiner  allgemeinsten  Formulierung  weit  über  das  Wirtschaftsprinzip 
hinausgeht,  so  hat  es  doch  als  Grundlage  der  Wirtschaft  seine  besondere 
Bedeutung“.  Er  erblickt  in  dem  wirtschaftlichen  Prinzip  eine  speziellere 
Form  des  Rationalprinzips,  oder  eine  höhere  Potenz  des  letzteren.  Er 
begründet  es  damit,  daß  das  wirtschaftliche  Prinzip  auf  dreierlei  ver¬ 
schiedene  Weise  aufgefaßt  werden  könne  (Seite  266),  nämlich  als:  1.  das 
Prinzip  des  kleinsten  Mittels;  2.  das  Streben  nach  einem  möglichst  großen 
Erfolg;  3.  die  Verbindung  von  1  und  2:  möglichst  großer  Erfolg  mit  mög¬ 
lichst  geringen  Mitteln.  Hiervon  deckt  sich  aber  nur  die  dritte  Auffassung 
mit  dem  wirtschaftlichen  Prinzip.  Aber  auch  in  dieser  Form  kann  es  noch 
mehrfach  zur  Verwendung  kommen,  deshalb  unterscheidet  er  Seite  282: 
1.  „möglichst  vollkommene  Zweckerreichung  mit  möglichst  geringem  Auf¬ 
wand  an  Mitteln,“  das  logische  oder  rationelle  Prinzip;  2.  „möglichst  viel 
Genuß,  Lustgefühl  mit  möglichst  geringem  Unlustgefühl“,  das  psycho¬ 
logische  Prinzip;  3.  „möglichst  viel  Nutzen  mit  möglichst  wenig  Kosten“, 
das  eigentliche  wirtschaftliche  Prinzip,  wobei  Liefmann  „Nutzen“  und 
„Kosten“  als  rein  ökonomische  Ausdrücke  gebraucht.  In  der  dritten 
Formulierung  sieht  er  das  zur  Abgrenzung  unseres  Gebietes  geeignete 
Kriterium.  Seite  288  schreibt  er:  „Das  wirtschaftliche  Prinzip  im  eigent¬ 
lichen,  nicht  übertragenen  ökonomischen  Sinne  ist  also  nicht  möglichst 
großer  Erfolg  mit  möglichst  geringen  Mitteln,  sondern  möglichst  großer 
Genuß,  Nutzen,  mit  möglichst  geringen  Kosten,  Anstrengungen  und  Auf¬ 
wendungen,  und  wo  dieses  wirtschaftliche  Prinzip  gewahrt  ist,  da  kann 
man  unter  noch  zu  erwähnenden  Umständen  von  wirtschaftlichem  Handeln 

fl5)  Band  I.  Berlin  1917;  die  folgenden  Seitenzahlen  beziehen  sich  auf  den  ersten 
Band,  der  für  die  Objektsbestimmung  das  Entscheidende  bringt. 

66)  S.  68;  69;  112;  212;  213  u.  a.  m. 


154 


sprechen.“  Seite  115  heißt  es  dann:  „Wirtschaften  bedeutet  Nutzen  an 
Kosten  vergleichen“  oder  „Wirtschaften,  ein  Disponieren  von  Nutzen  und 
Kosten,  rein  psychisch  aufgefaßt  mit  dem  Ziel  eines  großen  Nutzenüber¬ 
schusses,  Genuß.“ 

Ganz  im  Einklang  mit  seiner  psychischen  Auffassung  sind  es  also 
lediglich  Erwägungen,  die  in  der  Psyche  angestellt  werden  und  bei  denen 
ausschlaggebend  das  wirtschaftliche  Prinzip  ist.  Gegenüberstellung  von 
Nutzen  und  Kosten,  von  Lust-  und  Unlustgefühlen.  Aber  noch  ist  die  so 
gefaßte  Definition  zu  weit,  noch  können  Erwägungen  darunter  fallen,  die 
auch  nach  diesem  Prinzip  angestellt  werden,  dennoch  aber  nicht  als  wirt¬ 
schaftliche  anzusehen  sind.  Er  führt  selbst  Seite  289  folgendes  Beispiel  an: 
wenn  jemand  nachts  sein  Fenster  knarren  hört,  so  wird  er  erwägen,  ob  es 
für  ihn  vorteilhafter  sei  aufzustehen,  um  es  zu  schließen,  oder  ob  er  liegen 
bleiben  und  die  Störung  mit  in  Kauf  nehmen  solle.  Auch  hier  eine  Gegen¬ 
überstellung  von  Lust-  und  Unlustgefühlen,  ein  Abwägen  von  „Nutzen“  und 
„Kosten“.  Und  doch  gibt  auch  Liefmann  zu,  daß  diese  Erwägungen  in  dem 
angeführten  Beispiel  nicht  als  wirtschaftliche  zu  bezeichnen  seien.  Daher 
ist  für  ihn  noch  eine  weitere  Einschränkung,  ein  zweiter  Bestimmungsfaktor 
erforderlich.  Dieser  ist  dadurch  gegeben,  daß  wirtschaftliche  Erwägungen 
nicht  isoliert,  sondern  nur  komplex  auftreten.  In  dem  oben  gegebenen 
Beispiel  können  nach  ihm  Nutzen  und  Kosten,  Lust-  und  Unlustgefühie  nur 
einander  gegenübergestellt,  aber  nicht  miteinander  verglichen  werden.  Aber 
nicht  auf  die  Gegenüberstellung,  sondern  auf  die  Vergleichung  kommt  es 
nach  ihm  an,  oder  wie  er  Seite  296  schreibt:  „Wirtschaften  ist  ein  doppeltes 
Vergleichen.  Zuerst  wird  jedes  einzelne  Bedürfnis  mit  seinen  Kosten 
verglichen  und  dann  für  die  verschiedenen  Bedürfnisse  noch  einmal  die 
Ueberschüsse,  die  bei  jeder  Kostenaufwendung  erzielt  werden.“  Ueberall 
dort,  wo  nun  derartige  Erwägungen  angestellt  werden,  handelt  es  sich 
nach  ihm  um  wirtschaftliche  Erscheinungen,  wie  aus  seinem  folgenden 
Satze  Seite  115  hervorgeht:  „Wirtschaftliche  Handlungen  sind  also  die, 
die  von  solchen  Erwägungen  geleitet  sind;  wirtschaftliche  Beziehungen  die, 
die  zwischen  den  Menschen  auf  Grund  solcher  Erwägungen  und  Hand¬ 
lungen  entstehen,  wirtschaftliche  Einrichtungen  und  Veranstaltungen  die, 
welche  die  Menschen  auf  Grund  ihrer  wirtschaftlichen  Erwägungen  und 
für  ihre  wirtschaftlichen  Handlungen  und  Beziehungen  geschaffen  haben.“ 

Mit  Recht  betont  Diehl  (a.  a.  0.  Seite  323  f.)  gegenüber  Liefmann: 
„Die  psychischen  Erwägungen  auf  Grund  des  wirtschaftlichen  Prinzips,  wie 
sie  sich  in  der  Einzelwirtschaft  abspielen,  gehen  überhaupt  die  National¬ 
ökonomie  nichts  an.“  Und  in  demselben  Sinne  schreibt  Adolf  Weber  im 
Nachtrag  zur  fünfundzwanzigsten  Auflage  von  Roschers  „Grundlagen“ 
Seite  885:  „Ein  Vordringen  des  Subjektivismus  im  Sinne  Liefmanns  würde 
die  Gefahr  mit  sich  bringen,  daß  unsere  Forschung  auf  Ueberlegungen  und 
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Meinungsverschiedenheiten  hingelenkt  werden  würde,  die  im  günstigsten 
Falle  das  Leben  der  Einzelwirtschaften  erklären  helfen,  aber  wenig  oder 
gamichts  für  die  volkswirtschaftliche  Einsicht  bedeuten  würden.“  Sodann 
liegt  aber  meines  Erachtens  der  Hauptfehler  des  Liefmannschen  Wirtschafts¬ 
begriffes  darin,  daß  er  in  der  Wirtschaft  Erwägungen  und  nicht  Tätigkeiten 
sieht,  ein  Fehler,  auf  den  mit  Recht  von  fast  allen  Seiten  hingewiesen  wird. 

c)  Spann 

Spann  sieht  in  seinem  Buche  ..Fundamente  der  Volkswirtschaftslehre“ 
(Dritte  Auflage  Jena  1923)  den  Begriff  der  Wirtschaft  als  das  Fundament 
der  ganzen  Volkswirtschaftslehre  an  und  stellt  an  ihn  drei  Forderungen: 
1.  alle  anderen  Grundbegriffe  müssen  sich  aus  ihm  entwickeln  lassen  und 
zwar  so,  daß  die  Gesamtheit  der  Grundbegriffe  eine  streng  einheitliche 
Lehre,  ein  geschlossenes  begriffliches  Gebäude  bildet  und  nicht  wie  heute 
einem  Trümmerfelde  gleiche;  2.  muß  sich  aus  ihm  die  Grundbestimmung 
des  Verfahrens  unserer  Wissenschaft  ergeben  und  3.  muß  sich  aus  ihm  die 
Stellung  der  Volkswirtschaftslehre  in  der  Gesellschaftswissenschaft  folgern 
lassen.  Diesen  Anforderungen  entsprechen  die  in  der  Literatur  vorhandenen 
Definitionen  des  Wirtschaftsbegriffes  nicht,  vielmehr  sind  sie  vollkommen 
unklar  und  verschwommen  (Seite  15).  Als  Hauptursachen  hierfür  sieht 
Spann  an:  die  Vermischung  des  Wirtschaftlichen  mit  dem  Stofflichen 
(Technischen),  mit  dem  Seelischen,  die  Vermischung  der  Wirtschaft  als 
solcher  mit  dem  Geschichtlich-Empirischen  der  Gesellschaft,  schließlich  die 
Scheidung  oder  Verbindung  der  Individualwirtschaft  mit  der  Volkswirtschaft. 
Seine  eigene  Definition  lautet:  „Wirtschaft  ist  die  Widmung  von  Mitteln  für 
Ziele  auf  Grund  des  Abwägens  der  Mittel“,  oder  ausführlicher:  „Wirtschaft 
ist  die  rangordnungsgemäße  Widmung  von  Mitteln  für  Ziele  durch  aus¬ 
gleichendes  und  sparendes  Abwägen  bei  Ueberfülle  an  Zielen  oder,  was 
dasselbe  ist,  bei  Knappheit  an  Mitteln.“ 

Betrachten  wir  die  Bestimmungsstücke  dieser  Definition  nach¬ 
einander!67)  Es  handelt  sich  zuerst  einmal  um  „Mittel“  und  „Ziele“,  die 
auseinander  zu  halten  sind,  denn  in  ihrer  Abgrenzung  liegt  das  wichtigste 
Geheimnis  des  Wirtschaftsbegriffes,  da  diese  Abgrenzung  die  Wirtschafts¬ 
wissenschaft  aus  allen  anderen  Gesellschaftswissenschaften  heraushebt. 
Jedes  andere  gesellschaftswissenschaftliche  Denken  hat  nach  Spann  mit  den 
Zielen  selbst  zu  tun,  dagegen  die  Wirtschaftswissenschaft  nur  mit  dem 
Gebäude  der  Mittel.  Das  Mittel  hat  ein  doppeltes  Gesicht.  Einmal  ist  es  die 
Ursächlichkeit,  welches  Werte  vermittelt  (kausal),  sodann  ist  es,  was  in  di« 
Rangordnung  der  Werte  eingetreten  ist,  was  Wertbeziehung  erlangt  hat,  was 
als  Vorzweck  für  einen  Endzweck  dient  (teleologisch).  Diese  Zweiseitigkeit 

87)  Vgl.  zw  den  folgenden  Ausführungen  Kap.  III  meines  oben  genannten  Buches. 
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des  Mittels  ist  ein  wichtiges  Moment  zur  Trennung  von  Wirtschaft  und 
Technik.  Es  heißt  Seite  45:  „Im  Rahmen  der  menschlichen  Gesellschaft  ist 
demnach:  die  Technik  das  Gebäude  der  Mittel  als  Ursächlichkeiten  be¬ 
trachtet,  die  Wirtschaft  das  Gebäude  der  Mittel  als  Zwischenzwecke 
betrachtet.“  Die  Definition  des  Mittels  im  teleologischen  Sinne,  in  dem  es 
allein  für  die  Wirtschaft  in  Betracht  kommt,  lautet:  „Mittel  ist,  was  (ver¬ 
möge  seiner  bestimmt  beschaffenen  Ursächlichkeit)  in  die  Rangordnung  der 
Werte  getreten  ist,  was  Wertbezug  erlangt  hat.“  Zu  betonen  ist,  daß  das 
Mittel  nicht  als  etwas  Stoffliches,  sondern  nur  als  Glied  der  Wertordnung, 
als  Vorzweck  für  einen  höheren  Endzweck  zu  betrachten  ist.  Daher  kann  das 
Mittel  nicht  wie  der  Zweck  an  sich  allein  bestehen,  sondern  nur  für  einen 
gegebenen  Zweck,  ohne  ihm  jedoch  selbst  anzugehören.  „Erst  bei  gegebener 
Wertordnung  steht  fest,  was  Mittel  und  inwiefern  es  Mittel  ist.“  (Seite  36.) 

Des  weiteren  ist  in  der  obigen  Definition  von  „Ueberfülle  an  Zielen“ 
bezw.  „Knappheit  an  Mitteln“  die  Rede.  Das  soll  nicht  sagen,  daß  die  Wirt¬ 
schaft,  etwa  wie  bei  Cassel,  aus  der  Knappheit  abzuleiten  ist,  sondern  daß 
die  Ziele  sich  praktisch  in  einem  unbegrenzten  Maße  geltend  machen  und 
immer  noch  anwachsen  können.  Hierdurch  kommen  die  Mittel  in  ein 
Knappheitsverhältnis.  Es  handelt  sich  aber  nicht  um  ein  Mengenverhältnis 
(im  Begriff  des  Zieles  kann  kein  Mengenverhältnis  liegen),  sondern  um 
Gültigkeitsgrade,  Nicht  eine  Menge  der  Mittel  bei  einer  Menge  von  Zielen 
ist  das  Wesentliche,  sondern  die  Gültigkeitsgrade  der  Mittel  für  ihre  Ziele. 
Also  das  bloße  Verhältnis  von  Vorzweck  zu  Endzweck  ist  noch  nicht  aus¬ 
reichend,  vielmehr:  „Erst  wenn  nicht  alle  Ziele  erreichbar  sind,  dadurch 
nämlich,  daß  nicht  für  alle  Ziele  Vorzwecke  da  sind,  erst  mit  diesem  Fehlen 
der  Mittel,  erst  mit  dieser  Knappheit,  Unzulänglichkeit  der  Vorzwecke 
gegenüber  den  gültigen,  den  gesteckten  Endzwecken  wird  das  teleologische 
Verhältnis  vom  Mittel  zum  Zweck  lebendig:  in  dem  nun  der  Endzweck  eine 
ganz  bestimmte  Geltungsbedingung  der  Vorzwecke  wird!  Erst  damit  entsteht 
Wirtschaft.“  (Seite  50.)  Notwendig  ist  daher,  daß  die  Vorzwecke  auf  die 
Endzwecke  nach  dem  Maße  ihres  Geltungsgrades  aufgeteilt  werden  (Aus¬ 
gleichungsgrundsatz),  und  daß  jeder  nach  dem  Ausgleichungsgrundsatz 
gegebene  Vorzweck  seinem  gegebenen  Endzweck  gegenüber  vollkommen 
gültig  ist  (Spargrundsatz).  Die  rangordnungsmäßige  Gliederung  der  Ziele 
bedingt  ihrerseits  die  rangordnungsmäßige  Gliederung  der  Mittel.  Diese 
letztere  nennt  Spann  „Abwägen  der  Mittel“.  Auf  Grund  dieses  Abwägens 
erfolgt  die  „Fürwahl“,  d.  h.  das  Mittel  wird  endgültig  einem  bestimmten 
Ziele  zugeteilt,  gewidmet.  „Widmung  des  Mittels  heißt  zu  einer  Leistung  für 
ein  bestimmtes  Ziel  widmen.“  „Leistung  heißt  dabei:  sinnvolle  Vorstufe  für 
den  Endzweck  werden,  ein  Stück  Erreichung  (kraft  der  im  Vorzweck  ent¬ 
haltenen  Ursächlichkeit)  des  Zieles  werden,  heißt:  Anteilnahme  am  Ziel.“ 
(Seite  55.) 
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Zu  sagen  ist  nur  noch,  daß,  da  nicht  alle  Ziele  erreicht  werden  können, 
das  Streben  darauf  hingeht,  den  Teil  der  noch  möglichen  Ziele  zu  erreichen. 
Diese  „möglichst  große“  Erfolgerzielung  heißt  das  „wirtschaftliche  Erste“ 
(Prinzip),  der  „wirtschaftliche  Grundsatz“.  (Seite  55.)  Da  es  nur  einen  eben 
noch  möglichen  Teil  der  Zielerreichung  geben  kann,  so  gibt  es  auch  nur  eine 
Rangordnung  der  Mittel,  nämlich  diejenige,  die  diesen  Teil  in  sich  schließt. 
Hieraus  ergibt  sich  die  Eindeutigkeit,  Notwendigkeit  aller  Wirtschaft. 

Mit  seiner  Definition  grenzt  Spann  nur  die  „reine  Wirtschaft“  ab,  di§ 
aber,  wie  er  sagt,  nicht  alles  das  einschließt,  was  die  Wirklichkeit  an  grund¬ 
sätzlichen  Formen  zeigt.  Als  solche  Formen  nennt  er  die  Unwirtschaftlichkeit, 
die  wirtschaftliche  Unbeständigkeit,  die  Wirtschaftslosigkeit,  die  Um¬ 
gliederung  der  Wirtschaft  und  die  abgeleitete  oder  Nebenwirtschaft  (vgl. 
Spann,  Seite  61  ff.).  Er  faßt  also  in  seiner  Definition  die  Wirtschaft  nicht 
mehr  mechanisch-quantitativ,  als  eine  Summe  von  Warenstücken  auf,  sondern 
als  einen  Bau  von  Leistungen.  Somit  ist  die  Volkswirtschaftslehre  nicht  mehr 
eine  rohe  Kausal-,  sondern  eine  reine  Zweckwissenschaft. 

In  der  Spannschen  Definition  liegt  der  erste  Versuch  der  neueren 
Literatur  vor,  unsere  Disziplin  auf  universalistischer  Grundlage  aufzubauen. 
Die  bisherigen  Arbeiten  Spanns  auf  dem  Gebiet  der  theoretischen  Volkswirt¬ 
schaftslehre  sind  rein  methodologischer  Art,  sie  lassen  zweierlei  erkennen. 
Einmal  steht  er  der  Grenznutzenschule  nahe,  deren  individualistischen  Aus¬ 
gangspunkt  er  jedoch  konsequent  ablehnt.  Sodann  hat  nach  ihm  die  klassische 
Schule  nur  den  einen  Zweig  der  theoretischen  Volkswirtschaftslehre,  nämlich 
die  Lehre  von  den  Leistungsgrößen,  ausgebildet,  dagegen  den  anderen,  jenen 
vorausgehenden,  die  Lehre  von  den  Leistungen,  vernachlässigt.  Beide  sollen 
in  seinem  System  gleichmäßig  berücksichtigt  und  entwickelt  werden.  So 
erklärt  es  sich,  daß  die  Definition  des  Spannschen  Wirtschaftsbegriffes  den 
Begriff  der  Leistung  in  den  Mittelpunkt  rückt.  Die  Richtigkeit  und  Brauch¬ 
barkeit  seiner  Definition  wird  sich  erst  dann  ergeben,  wenn  sein  System  voll¬ 
endet  vorliegt. 

d)  Oppenheimer 

Am  deutlichsten  läßt  sich  der  Einfluß  Amonns  bei  Oppenheimer  fest¬ 
stellen,  In  den  ersten  vier  Auflagen  seiner  „Theorie  der  reinen  und  politischen 
Oekonomie“  (Berlin  1910  ff.)  heißt  es  Seite  142:  „Wenn  wir  den  Begriff  der 
Wirtschaft  nicht  ins  Nebelhafte  verblassen  lassen  wollen,  so  müssen  wir  ihn 
immer  festhalten  als  die  zweckbewußte  Tätigkeit  der  Beschaffung  und  Ver¬ 
waltung  kostender  Objekte  nach  dem  Prinzip  des  kleinsten  Mittels.“  Eine 
Ableitung  und  weitgehende  Sicherung  seines  Begriffes  erscheint  ihm  nicht 
notwendig.  Ausführlicher  setzt  sich  dann  Oppenheimer  mit  dem  Wirtschafts¬ 
begriff  auseinander  in  seiner  Kritik  des  Buches  von  Amonn  im  „Archiv  für 
Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik“,  Band  XXXIII,  Seite  194  ff.  —  Wie  hier, 
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so  lehnt  er  auch  in  dem  ersten  Halbband  seiner  in  der  fünften  Auflage 
erschienenen  „Theorie  der  reinen  und  politischen  Oekonomie“08)  mit  Amonn 
alle  bisherigen  Definitionen  des  Wirtschaftsbegriffes  als  unzureichend  ab. 
Dagegen  setzt  er  sich  in  dem  eben  erwähnten  Halbband,  in  der  „Grund¬ 
legung“  die  Aufgabe,  den  Beweis  dafür  zu  erbringen,  daß  der  Begriff  der 
Wirtschaft  mit  den  Mitteln  der  Logik  definierbar  sei,  wobei  er  sachlich  zu 
demselben  Ergebnis  kommt  wie  in  den  ersten  Auflagen. 

Bei  der  Definition  des  „grundlegenden  Begriffes“,  des  „Zentral¬ 
begriffes  der  Oekonomik“  nimmt  Oppenheimer  nicht  seinen  Ausgang  von 
dem  Menschen  als  einem  „bedürftigen“  Wesen  oder  von  den  „wirtschaft¬ 
lichen  Gütern“,  sondern  geht  von  dem  Begriffe  „Wirtschaften“  selbst  aus, 
„wir  ....  werden  ihn  zunächst  in  die  Klassen,  Abteilungen  und  Reiche  ein- 
ordnen,  denen  er  als  Gattung  untergeordnet  ist,  und  werden  ihn  dann 
dichotomisch,  streng  nach  der  Methode  des  ausgeschlossenen  Dritten  in 
einer  disjunctio  completa  nach  der  anderen  zerlegen,  bis  wir  auf  den  Begriff 
der  Wirtschaft  kommen.“  (Seite  12.)  —  Da  Wirtschaften  ein  Tun,  ein 
Inbegriff  von  Tätigkeiten  ist  —  Liefmann  ist  bekanntlich  anderer  Ansicht  — , 
so  ist  der  höchste  Oberbegriff  der  des  Geschehens.  Durch  Verfolgung  des 
eben  zitierten  Weges  gelangt  er  in  absteigender  Linie  vom  Begriffe  des 
Geschehens  zum  Begriffe  der  Wirtschaft.  (Seite  13  seines  Buches  bringt  er 
in  tabellarischer  Uebersicht  das  Ergebnis  seiner  Untersuchung.)  Von  seinen 
umfangreichen  Ausführungen,  in  denen  er  sich  teilweise  eng  an  Leonard 
Nelsons  „Kritik  der  praktischen  Vernunft“  anschließt,  sei  nur  das  hervor¬ 
gehoben,  was  im  Hinblick  auf  die  oben  angeführten  Definitionen  von 
Interesse  ist. 

Nach  der  Methode  des  ausgeschlossenen  Dritten  ergibt  sich  u.  a., 
daß  nur  „besonnenes“  Handeln  in  Frage  kommt,  daraus  folgt,  daß  Spiel, 
Sport,  Pflücken  einer  Blume  „nichtbesonnene“,  also  nicht  wirtschaftliche 
Handlungen  sind.  Das  Wort  „nichtbesonnen“  ist  wertfrei,  während  „nicht 
besonnen“  gleich  „unbesonnen“  wertend  gebraucht  wird;  aber  auch  nicht 
besonnene  Handlungen,  z.  B.  Verschwendung,  sind  nicht  wirtschaftliche 
Handlungen.  Des  weiteren  ist  Wirtschaften  rationelles  Handeln,  d.  h. 
Handeln  nach  dem  Prinzip  des  kleinsten  Mittels.  Mit  Recht  betont  Oppen¬ 
heimer,  daß  das  Prinzip  des  kleinsten  Mittels  das  Prinzip  allen  rationellen 
Handelns  überhaupt,  also  nicht  nur  das  Prinzip  des  ökonomischen  Handelns 
sei,  dieses  ist  vielmehr  durch  gute  Kennzeichen  erst  auszusondern.03)  Dieses 


as)  „System  der  Soziologie",  III.  Band  „Theorie  der  reinen  und  politischen  Oeko- 
nomie",  1.  Kalbband  „Grundlegung”,  Jena  1923.  S.  67  ff.  Hier  finden  sich  noch 
die  Definitionen  einiger  Verfasser,  die  ich  in  den  obigen  Blättern  nicht  heran¬ 
gezogen  haibe. 

69)  Nach  Oppenheimer  handelt  es  sich  weder  um  das  absolut  noch  um  das 
objektiv,  sondern  um  das  subjektiv  kleinste  Mittel;  das  ist  dasjenige  Mittel,  das  jemand 
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gelingt  Oppenheimer  dadurch,  daß  er  nach  der  Scheidung  des  besonnenen 
Handelns  in  ,,Handeln  als  Endziel"  und  „Handeln  als  Zwischenziel: 
rationelles  Handeln"  das  letztere  wieder  teilt  in  Lusthandlung  und 
Lasthandlung,  je  nachdem  sich  das  Begehren  wieder  auf  eine  Handlung 
oder  auf  ein  Ding  richtet.  Beide  können  sich  beziehen  entweder  auf  Personen 
oder  auf  Sachen.  Nur  die  Lasthandlung,  die  sich  auf  Sachen  bezieht,  ist  die 
wirtschaftliche  Handlung'0),  also  „Wirtschaften  ist  das  rationelle  Handeln 
als  Zwischenziel  mit  Sachen".  (Seite  36.)  —  Da  diese  Definition  aber 
leicht  Mißverständnissen  ausgesetzt  ist,  so  schlägt  Oppenheimer  folgende 
Formulierung  vor:  „Wirtschaften  ist  das  rationelle  Verfahren  mit  Sachen."'1) 

Die  so  gewonnene  Definition  des  wirtschaftlichen  Handelns  wird 
dreifach,  nämlich  in  explikativer,  logischer  und  kritischer  Weise  gesichert. 
Bei  der  explikativen  Sicherung,  wobei  sich  aus  dem  Begriff  der  Wirtschaft 
sämtliche  Begriffe  ergeben  müssen,  die  in  der  Regel  als  die  „wirtschaft¬ 
lichen  Grundbegriffe"  bezeichnet  werden,  kommt  Oppenheimer  Seite  39  zu 
der  Formulierung:  „Wirtschaften  heißt:  Wertdinge  mit  dem  kleinsten 
möglichen  Aufwande  beschaffen  und  derart  verwalten,  daß  der  größte 
Erfolg  der  erstrebten  Bedürfnissättigung  erzielt  werde."  Faßt  man  diese 
Definition  kürzer,  so  kommt  man  zu  der  Formulierung  der  ersten  Auflagen 
seines  Buches:  „Wirtschaft  ist  die  Beschaffung  und  Verwaltung  kostender 
Dinge  nach  dem  Prinzip  des  kleinsten  Mittels." 

Haben  wir  so  den  Weg  verfolgt,  den  Oppenheimer  einschlug,  so  ist 
zu  den  einzelnen  Bestimmungsstücken  der  Definition  noch  das  folgende  zu 
bemerken: 

Unter  „kostenden  Dingen"  versteht  er  also  Sachen,  die  nicht  freie 
Güter  sind  —  d.  h.  Sachen,  die  in  solcher  Menge  und  Lagerung  zu  dem 
Begehrenden  vorhanden  sind,  daß  auch  der  größte  denkbare  Bedarf  der 
Gegenwart  und  der  überschauten  Zukunft  als  weit  überdeckt  erscheint  — 
unter  der  einzigen  Bedingung,  daß  sie  das  Ziel  eines  Begehrens  sind.  Da 

„unter  den  sich  ihm  überhaupt  darbietenden  für  das  kleinste,  d.  h.  dasjenige  hält,  das 
ihm  im  Verhältnis  zu  dem  damit  zu  erwartenden  Erfolge  den  geringsten  subjektiven 
Aufwand,  d.  h.  die  Udberwindung  der  geringsten,  inneren,  seelischen  Widerstände 
kosten  wird“.  Zu  den  seelischen  Widerständen  gehören  für  jeden  normalen  Men¬ 
schen  diejenigen  Imperative  des  Rechts,  der  Sittlichkeit  und  der  Sitte,  die  in  seiner 
Gesellschaft  gelten.  Daher  heißt  nach  dem  Prinzip  des  kleinsten  Mittels  handeln:  den 
subjektiv  kürzesten,  d.  h.  bequemsten  und  nächsten  der  möglichen  und  erlaubten  Wege 
einschlagen. 

70)  Bei  der  Spaltung  des  rationellen  Handelns  kommt  Oppenheimer  zu  einer 
Art  „Doppelvielliebchen",  wie  er  seinen  Schülern  gegenüber  zu  sagen  pflegt,  denn 
ist  das  Endziel  des  Begehrens  eine  andere  Handlung  (L  u  s  t  h  a  n  d  1  u  n  g),  so  gelangt 
man  zur  Pädagogik  (Lusthandlung  an  Personen)  und  zur  Technik  (Lust¬ 
handlung  an  Sachen);  ist  dagegen  das  Endiziel  des  Begehrens  ein  Gegenstand,  so 
gelangt  man  zur  Lasthandlung  und  zwar,  ist  der  Gegenstand  eine  Person,  zur 
Politik,  ist  er  eine  Sache,  zur  Wirtschaft. 

71)  Im  Original  gesperrt  gedruckt. 


160 


diese  Güter  knapp  sind,  so  beraubt  jede  Verfügung  über  einen  Teil  des 
vorhandenen  Vorrats  zur  Befriedigung  eines  Bedürfnisses  den  Bedürfenden 
der  Möglichkeit,  ein  anderes  empfundenes  oder  vorempfundenes  Bedürfnis 
zu  decken.  Darum  ist  mit  jeder  Verfügung  über  einen  Teil  des  Vorrates 
ein  Aufwand  an  Ueberwindung  innerer  Widerstände  verbunden,  sie  „kosten“ 
diesen  Aufwand.  —  Zu  beachten  ist  hierbei  zweierlei:  nicht  daß  Güter 
objektiv  knapp  sind,  sondern  subjektiv  (vergleiche  oben  Seite  138).  Sodann 
baut  Oppenheimer  nicht  die  Definition  des  Wirtschaftsbegriffes  auf  den 
der  Arbeit,  insbesondere  der  „wirtschaftlichen  Arbeit“  auf,  bewegt  sich 
also  nicht  in  einem  Zirkel.  „Kosten“  sind,  wie  aus  obigen  Ausführungen 
hervorgeht,  als  Ueberwindung  innerer  seelischer  Widerstände  aufzufassen. 
Mit  Recht  weist  Oppenheimer  Seite  39  darauf  hin,  daß  seine  Definition  an 
einer  geringen  Ueberbestimmung  leidet,  denn  das  Verfahren  mit  „kostenden 
Dingen“  setzt  bereits  die  Wahrung  des  Prinzips  des  kleinsten  Mittels  voraus. 
„Aber“,  so  fährt  er  fort,  „in  Würdigung  der  menschlichen  Schwäche 
empfiehlt  es  sich,  diese  geringe  Ueberbestimmung  beizubehalten.“ 

Unter  „beschaffen“  versteht  er  „ein  Wertding  für  sich  erwerben  oder 
in  seine  Verfügungsgewalt  bringen,  um  es  für  eine  Bedürfnisbefriedigung 
zu  verwenden“.  Der  Terminus  „produzieren“  wird  vermieden,  da  er  für  die 
Marktwirtschaftslehre  reserviert  werden  soll,  wo  er  aber  nicht  technisch 
„erzeugen“,  sondern  „zu  Markte  führen“  (producere)  bedeutet.  „Verwalten 
aber  heißt  ein  beschafftes  Wertding  für  die  und  bis  zur  Verwendung  pfleglich 
vor  Verlust  und  Verderb  bewahren“  (Seite  40). 

Von  den  bisherigen  Definitionen  unterscheidet  sich  die  Oppenheimers 
dadurch,  daß  er  nicht  von  „Verwenden“,  sondern  von  „Verwalten“  spricht. 
Nach  ihm  haben  nur  Adam  Müller  und  Rodbertus  die  Verwaltung  mit  in 
den  Wirtschaftsbegriff  hineingezogen.  Die  Verwendung  ist  von  den  meisten 
Autoren  in  den  Wirtschaftsbegriff  mit  auf  genommen,  um  der  Lehre  von  der 
Konsumtion  eine  Heimatstätte  im  System  zu  geben.  Bei  der  Ablehnung  der 
Lehre  von  der  Konsumtion  folgt  Oppenheimer,  wie  in  so  manchem  anderen, 
seinem  Vorgänger  Eugen  Dühring.72) 


72)  Wie  aus  dem  Titel  seines  Buches  hervorgeht,  hielt  Turgot  nur  die  Probleme 
der  Produktion  und  der  Distribution  relevant  für  die  Wissenschaft.  Ebenso  noch 
Adam  Smith.  Eine  Aenderung  trat  mit  J.  B.  Say  ein,  der  bei  dem  Bestreben,  die  Lehre 
Smiths  zu  popularisieren  und  zu  systematisieren,  zu  der  bis  auf  den  heutigen  Tag  noch 
vielfach  vertretenen  Einteilung  unserer  Disziplin  kam,  also  die  Lehre  von  der  Konsumtion 
als  gleichberechtigt  aufnahm.  Mit  aller  Schärfe  wandte  sich  Eugen  Dühring  da¬ 
gegen.  Im  „Kursus  der  National-  und  Sozialökonomie“  (Berlin  1892)  schreibt  er  S,  9: 
„Die  sog.  Theorie  der  Konsumtion  hat  sich  nämlich  auf  einige  dürftige  Bemerkungen 
über  Luxus  und  unproduktive  Verwendung  eingeschränkt  gesehen  und  hat  überall 
unwillkürlich  die  Rolle  eines  höchst  überflüssigen  Zusatzes  oder  eines  vereinsamten 
Anhanges  spielen  müssen."  Ebenso  heißt  es  in  seiner  „Kritischen  Grundlegung  der 
Volkswirtschaftslehre"  (Berlin  1866)  S,  212:  „Die  oberflächliche  Urteilskraft  bemerkt 
auch  übrigens,  wie  die  Lehre  von  der  Konsumtion  regelmäßig  als  ein  stiefmütterlich 
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Betrachtet  man  nach  dieser  ausführlichen  Zergliederung  die  Definition 
Oppenheimers,  so  wird  man  ihr  nicht  den  Vorwurf  machen  können,  daß 
sie  logisch  falsch  sei.  Ebenso  wenig  treffen  auf  sie  die  Argumente  zu,  die 
ich  gegen  die  als  „sachlich  falsch“  bezeichneten  Definitionen  oben  (ver¬ 
gleiche  Seite  130  ff.)  angeführt  habe.  Seite  51  ff.  konvertiert  und  kontraponiert 
er  seine  Definition  und  liefert  den  Beweis,  daß  sie  weder  zu  eng  noch  zu 
weit  ist.  Wenn  Oppenheimer  die  Verwendung,  den  Verzehr  oder  den  Konsum 
als  nachwirtschaftlich  bezeichnet  (Seite  145)  und  schreibt,  daß  nur  der 
noch  nicht  verbrauchte  Rest  verwaltet  wird,  ferner,  daß  die  Konsumtion 
zum  Teil  Elementargeschehen,  also  nicht  Geschehen  durch  menschliche 
Organe,  zum  anderen  Teil  vegetative  Funktion  ist  —  die  wirtschaftliche 
Handlung  dagegen  ist  animalische  Funktion,  so  ergibt  sich,  daß  letzten 
Endes  es  sich  hier  um  eine  Frage  der  Terminologie  handelt.  Ein  großer 
Teil  jener  Autoren,  die  die  Verwendung  mit  in  die  Definition  des  Wirt¬ 
schaftsbegriffes  einbeziehen,  denken  dabei  weder  an  Elementargeschehen 
noch  an  vegetative  Funktion.  Mit  Recht  aber  lehnt  Oppenheimer  eine 
selbständige  Lehre  der  Konsumtion  ab.  Des  weiteren  hat  die  Oppen- 
heimersche  Definition  den  Vorzug,  daß  sie  sowohl  der  Forderung  Dietzels 
als  auch  der  Spanns  entspricht.  Jener  schrieb  in  Bezug  auf  das  Grund¬ 
begriffskapitel  (vergleiche  das  Zitat  oben  Seite  119):  „Hier  Klarheit  zu 
schaffen,  die  Frage  zu  entscheiden,  welche  Begriffe  die  Grundbegriffe  seien, 
wie  aus  dem  gründlichsten  Grundbegriff  die  Reihe  der  übrigen  organisch 
sich  entfalte,  —  sollte  für  die,  welches  dies  Kapitel  als  notwendig  ansehen, 
die  erste  dringendste  Aufgabe  sein.“  Und  Spann  forderte  (vergleiche  oben 
Seite  156),  daß  sich  aus  dem  Fundament  der  Volkswirtschaftslehre,  aus 
dem  Wirtschaftsbegriff  die  anderen  Begriffe  derartig  entwickeln  lassen, 
daß  die  Gesamtheit  der  Grundbegriffe  eine  streng  einheitliche  Lehre,  ein 

bedachtes  Abschnittchen  nachhinkt  und  zu  'den  beiden  großen  klassischen  Abteilungen 
in  keinem  Verhältnis  steht"  und  S.  213  „ Einige  Redensarten  über  den  Luxus,  wie  man 
sie  häufig  unter  dieser  Rubrik  antrifft,  werden  doch  sicher  keine  Theorie  der  Kon¬ 
sumtion  vertreten  können.“  —  Auch  bei  Held  („Grundriß  für  Vorlesungen  über  National¬ 
ökonomie",  Bonn  1878)  fehlt  die  Lehre  von  der!  Konsumtion.  Er  hat  nur  die  Lehre  von 
der  Produktion,  vom  Verkehr  und  von  der  Verteilung  in  sein  System  aufgenommen, 
wobei  er  die  Lehre  vom  Verkehr  nur  aus  praktischen  Gründen  zwischen  die  beiden 
großen  klassischen  Teile  schiebt.  Auch  bei  Wagner  findet  sich  folgender  Satz  („Grund¬ 
legung  der  politischen  Oekonomie"  3.  Aufl.  I,  Teil  „Grundlagen  der  Volkswirtschaft“, 
Leipzig  1892;  S.  2t):  „In  der  „arbeitsteiligen"  Volkswirtschaft  treten  als  die  beiden 
Grundprobleme  das  „Produktions-"  und  das  „Problem  der  Verteilung  des  arbeitsteilig 
gewonnenen  Produ'ktionsertrages"  unter  den  bei  der  Produktion  beteiligten  Personen 
überall  deutlich  hervor,"  —  In  der  neueren  Zeit  will  nun  Hasbach  wieder  den  Problemen 
der  Konsumtion  Heimatsberechtigung  in  der  theoretischen  Volkswirtschaftslehre  ge¬ 
währen;  er  will,  daß  die  Theorie  an  die  Erklärung  der  volkswirtschaftlichen  Er¬ 
scheinungen  wieder  von  der  Seite  der  Güterverzehrung  und  der  Nachfrage  herantrete. 
Sein  Buch  „Güterverzehrung  und  Güterhervorbringung"  (Jena  1906)  bezweckt,  über  den 
Inhalt  und  systematische  Stellung  der  Güterverzehrungs-  und  Hervorbringungslehre  Klar¬ 
heit  zu  verbreiten. 
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geschlossenes  begriffliches  Gebäude  bildet  und  nicht  wie  heute  einem 
Trümmerfelde  gleiche.  Hinweisen  will  ich  auch  darauf,  daß  seine  Definition 
durch  den  soziologisch  bestimmten  Begriff  des  kleinsten  Mittels  als 
desjenigen,  das  unter  den  von  der  Gesellschaft  erlaubten  Mitteln  als  das 
kleinste  erscheint,  zu  den  wenigen  rechnet,  die  das  verbrecherische  und 
unsittliche  Handeln  aus  dem  wirtschaftlichen  Handeln  ausschalten. 

Ob  die  Definition  des  Wirtschaftsbegriffes,  wie  sie  Oppenheimer 
neuerdings  in  ausführlicher  Ableitung  und  gründlicher  Sicherung  gegeben 
hat,  von  der  Wissenschaft  angenommen  wird,  muß  sich  erst  noch  zeigen, 
denn  es  ist  noch  kein  Jahr  her,  daß  seine  neue  Auflage  veröffentlicht  ist. 
Seine  Kritiker  haben  nun  zuerst  einmal  die  Pflicht,  den  Nachweis  zu 
erbringen,  daß  seine  Definition  unhaltbar  ist  oder  doch  an  irgendwelchen 
Mängeln  leidet.  —  Am  interessantesten  dürfte  die  Stellungnahme  Amonns 
sein.  Oppenheimer  weist  darauf  hin,  daß  er  das  von  Amonn  für  unmöglich 
Gehaltene  möglich  gemacht  hat,  nämlich  mit  den  Mitteln  der  Logik  eine 
einwandfreie  Definition  des  Wirtschaftsbegriffes  zu  geben.  Ist  Amonn 
dadurch  widerlegt?  Das  ist  dann  der  Fall,  wenn  für  Oppenheimer  der 
Wirtschafts-  bezw.  der  Volkswirtschaftsbegriff  das  Erkenntnisobjekt  der 
theoretischen  Volkswirtschaftslehre  ist.  Oppenheimer  spricht  von  „Oeko¬ 
nomik“  und  bezeichnet  als  ihren  Gegenstand  ,,  die  Lehre  von  der  Gesell¬ 
schaftswirtschaft  der  Wirtschaftsgesellschaft“,  An  anderer  Stelle  definiert 
er  die  Oekonomik  als  die  Lehre  von  der  wirtschaftlichen  Handlung.  Dann 
aber  unterscheidet  er  zwischen  ihrem  eigentlichen  Problem,  dem  engeren 
und  dem  weiteren  Gegenstand  ihres  Betriebes.  Als  Zentralproblem,  als 
eigentlichen  Gegenstand  der  Oekonomik  bezeichnet  er  Seite  155  das 
Distributions-  und  insbesondere  das  Problem  des  Unternehmerprofites. 
Amonn  als  Schüler  Ricardos  beschränkt  sich  auf  die  Marktwirtschaftslehre 
oder  Nationalökonomik.  Oppenheimer  bezeichnet  diese  als  den  Kern  der 
gesamten  Wissenschaft  (Seite  10),  und  als  ihr  Objekt  hat  nach  ihm  das 
Problem  der  Distribution  zu  gelten.  Wenn  Amonn  auch  Oppenheimer  ohne 
weiteres  zugestehen  kann,  daß  ihm  die  Definition  des  Wirtschaftsbegriffes 
einwandfrei  gelungen  ist,  so  kann  er  doch  die  Frage  aufwerfen.'  ist  das 
Erkenntnisobjekt  der  theoretischen  Volkswirtschaftslehre  das  Problem  der 
Distribution,  insbesondere  das  des  Unternehmerprofites,  oder  ist  es  das  von 
mir  unter  den  vier  Voraussetzungen  existent  werdende  Preisproblem  und  ist 
das  Problem  der  Distribution  nicht  nur  ein  Teil  des  Preisproblems?  Die 
Antwort  auf  diese  Frage  steht  bei  Oppenheimer  noch  aus,  ebenso  wie  die 
Kritik  Amonns  an  der  Oppenheimerschen  Objektsbestimmung.  Möge  die  sich 
hoffentlich  bald  erhebende  Kontroverse  zwischen  den  beiden  Fachvertretern, 
die  heute  zu  unseren  besten  Theoretikern  rechnen,  unsere  Disziplin  auf  dem 
Wege  zur  Erkenntnis  einen  Schritt  weiter  bringen. 
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Der  Zweck  der  Wirtschaft 

Von  Frieda  Wunderlich 
1.  Philosophische  Grundlegung 

Die  Frage:  Gibt  es  einen  Zweck  der  Wirtschaft?  wird  von  der  heute 
herrschenden  Richtung  der  nationalökonomischen  Wissenschaft  abgelehnt. 
Zweckanerkennung,  so  folgern  die  Vertreter  einer  nur  explikativen  Richtung, 
ist  immer  Wertung;  die  Nationalökonomie  aber  darf  nicht  Werturteile  fällen, 
Ideale  aufzeigen.  Sie  hat  es  nicht  mit  dem  Seinsollen,  sondern  nur  mit  dem 
ökonomischen  Sein  und  dessen  kausalen  Verknüpfungen  zu  tun.  Ihre  Auf¬ 
gabe  besteht  darin,  festzustellen,  zu  beschreiben,  was  ist,  zu  zeigen,  wie  es 
geworden  ist,  wie  gewisse  Folgen  aus  gewissen  Ursachen  hervorgehen.  Sie 
hat  zu  prüfen,  welche  Mittel  für  die  Erreichung  bestimmter  Zwecke  wirksam 
sind,  welche  Nebenwirkungen  eintreten,  doch  kommt  ihr  eine  Untersuchung, 
ob  die  Zwecke  erstrebt  werden  sollen,  nicht  zu.  Denn  alles  Normative  muß 
als  unwissenschaftlich  aus  dem  Kreise  strenger  Wissenschaft  verbannt 
werden.  Begründet  wird  die  Ablehnung  damit,  daß  Werturteile  individuell, 
subjektiv  bedingt  sind,  das  persönliche  Fühlen  und  Begehren  der  einzelnen 
darstellen,  daher  auch  nur  für  diese  selbst  Gültigkeit  haben.  Grundsätzlich 
gibt  es  ebensoviele  Werte,  wie  es  wertende  Menschen  gibt,  sagt  Sombart. 

Der  Werturteilsstreit  stellt  nur  einen  Ausschnitt  dar  aus  dem  um¬ 
fassenderen  Kampfe  um  das  Wesen  der  Wissenschaft  überhaupt.1)  Die 
Wissenschaftsauffassung  der  explikativen  Richtung  entspricht  den  Forde¬ 
rungen,  die  in  der  Philosophie  und  Naturwissenschaft  um  die  Mitte  des 
vorigen  Jahrhunderts  mit  der  „Bankrotterklärung  der  spekulativen  Philo¬ 
sophie“  aufkamen  und  in  einem  neuen  positivistischen  Empirismus  gipfelten. 
Nach  dem  Positivismus  sind  nur  Tatsachen  unserer  Erkenntnis  zugänglich. 
Wahrnehmungen  und  Beziehungen  zwischen  ihnen,  Aufeinanderfolge,  Ver¬ 
knüpfung  der  Erscheinungen  können  allein  den  Gegenstand  der  Philosophie 
bilden.  Erkenntnis  ist  Sammeln,  Ordnen  und  Beschreiben.  Jede  über  die 


*)  Vgl,  Karl  Eugen  Nickels  erschöpfende  Behandlung  des  Methodenstreits  in  „Nor¬ 
mative  Wirtschaftswissenschaft“,  Berlin  1920.  S.  52  ff. 
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Erfahrung  hinausgehende  Metaphysik  wird  abgelehnt.  Forderungen,  die  auf 
Willen  und  Gefühl  zurückgehen,  liegen  jenseits  des  Bereiches  der  Theorie, 
Demzufolge  haben  die  Einzelwissenschaften  sich  auf  die  Feststellung  und 
Sammlung  von  tatsächlichem  Geschehen  und  seiner  Gesetzmäßigkeit  zu  be¬ 
schränken.  Psychologische  Ethik  wurde  an  Stelle  der  normativen,  Rechts¬ 
wissenschaft  an  Stelle  der  Rechtsphilosophie  gefordert.  In  den  Einzel¬ 
wissenschaften  ist  diese  Krise  heute  allgemein  überwunden,  philosophische 
und  positive  Arbeit  wird  nebeneinander  geleistet.  Die  Kritik  der  Positivisten 
hat  die  normative  Wissenschaft  vor  dem  Versinken  in  unwissenschaftliche 
Vulgärphilosophie  bewahrt.  Auch  in  der  Philosophie  selbst  hat  sich  der 
Kritizismus  mit  seiner  Anerkennung  der  vor  aller  Erfahrung  a  priori  gelten¬ 
den  Normen  wieder  durchgesetzt.  Nur  in  der  Wirtschaftswissenschaft  ist 
man  noch  nicht  so  weit. 

Die  schroffe  Ablehnung  jeder  Zwecksetzung  und  Wertung  geht  in? 
der  Nationalökonomie  kaum  auf  die  bewußte  philosophische  Einstellung 
zurück.  Der  Grund  der  Ablehnung  ist  auch  nicht  nur  in  dem  Mißbrauch  zu 
suchen,  der  bisher  mit  der  Zwecksetzung  in  der  Nationalökonomie  getrieben 
wurde.  Im  ganzen  sind  es  drei  große  Gruppen  gewesen,  die  eine  Zweck¬ 
setzung  versucht  haben.  Die  Vulgärökonomen,  die  bewußt  oder  unbewußt 
die  in  der  bestehenden  Wirtschaft  geltenden  Ziele  und  Zwecke  ver¬ 
absolutieren  und  als  allgemeingültig  anerkennen.  Ferner  die  Utopisten,  die 
das  historisch  Gewordene  verneinen  und  ein  vernünftiges  oder  ethisches  Ziel 
konstruieren  und  es  unmittelbar  zu  verwirklichen  suchen.  Schließlich  die 
ethische  Nationalökonomie,  die  Normierung  der  volkswirtschaftlichen  Er¬ 
scheinungen  neben  der  reinen  Theorie  mit  der  Begründung  fordert,  daß 
es  überindividuelle,  unbedingt  gültige  Werte  gibt,  aus  denen  heraus 
die  volkswirtschaftlichen  Normen  entwickelt  werden  müssen.  Gegen  die 
letzte  Gruppe  normsetzender  Theoretiker  richtet  sich  besonders  die  Kritik 
der  wertablehnenden  Nationalökonomen.  Wie  an  anderer  Stelle  nach¬ 
gewiesen  werden  soll,  hält  Grundlegung  und  Zielsetzung  der  ethischen 
Schule  wissenschaftlicher  Kritik  nicht  Stand.  Dürfen  wir  nun  aber  deshalb, 
weil  die  heutige  normsetzende  Wissenschaft  den  Forderungen  philosophischer 
Fundierung  noch  nicht  genügt,  die  Zwecksetzung  für  die  Wirtschaft  über¬ 
haupt  ablehnen?  Ist  diese  Ablehnung  nicht  vielleicht  Symptom  einer  Zeit, 
die  alte  Inhalte  erschöpft,  ihre  Formen  gesprengt  und  neue  noch  nicht  ge¬ 
funden  hat? 

Die  Antwort  ergibt  sich  aus  der  eigentümlichen  Doppelstellung,  in 
die  der  wertablehnende  Nationalökonom  hineingezwungen  wird.  Er  hat  seine 
Theorie,  in  der  er  nur  Kausalzusammenhänge  feststellt,  ohne  über  das  Soll 
der  Wirtschaft  auch  nur  das  geringste  aussagen  zu  können.  Daneben  darf 
der  Wirtschaftstheoretiker  auch  als  Wirtschaftspolitiker  auftreten,  aber  er 
darf  nie  den  Versuch  machen,  diese  beiden  Gebiete  zu  vereinigen.  Er  darf 
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die  Bedingungen  des  Erfolges  erforschen,  nicht  aber  das  Ziel  wissenschaft¬ 
lich  setzen.  Die  Folge  ist  allgemeine  Ratlosigkeit  im  praktischen  Handeln,  ein 
Chaos  von  Zielen  anstatt  wissenschaftlich  begründeten  Zieles.  Die  Führung 
in  der  Wirtschaftspolitik  geht  der  Wissenschaft  verloren,  und  Macht¬ 
interessen  herrschen,  ungestört  von  wissenschaftlicher  Kritik,  die  verstummen 
muß,  weil  ihr  das  Werten  verboten  ist.  Es  ergibt  sich  ein  trauriger  Dualismus 
zweier  nicht  zu  vereinender  Welten,  ein  Dualismus,  den  die  nach  Einheit 
strebende  menschliche  Vernunft  nicht  dulden  kann.  Denn  es  zerreißt  die 
Einheit  der  Persönlichkeit,  wenn  Denken  und  Handeln  unvereinbar  neben¬ 
einanderstehen;  es  zerstört  die  Einheit  der  Vernunft  und  die  Einheit  der 
Wissenschaften,  Nur  eine  einheitliche  Weltauffassung  aber  kann  den  An¬ 
spruch  auf  Wissenschaftlichkeit  erheben.  Unser  Erkenntnisstreben  fordert 
die  systematische  Ordnung  der  Mannigfaltigkeit  und  ihren  Aufbau  zu  einer 
Einheit;  diese  aber  läßt  sich  nur  durch  das  vornehmste  Prinzip  der  Einheit, 
wie  Kant2)  den  Zweck  nennt,  erreichen. 

Bei  Anwendung  des  Zweckbegriffs  auf  die  Wirtschaft  ergeben  sich 
vier  verschiedene  Bedeutungen,  für  die  wir  folgende  Gruppierung  Vor¬ 
schlägen:  1.  subjektive,  2.  kausale,  3.  metaphysische,  4.  idealistische. 

1.  Als  subjektive  Teleologie  soll  alles  Streben  zur  Verwirklichung 
eines  Endzustandes  verstanden  werden,  das  aus  subjektiven,  individuellen 
Motiven  erfolgt,  etwa  deshalb,  weil  es  uns  Lust  bereitet,  ein  Bedürfnis  be¬ 
friedigt,  persönlichen,  nicht  wissenschaftlich  begründeten  Anschauungen 
entspricht.  Es  handelt  sich  also  um  Zwecksetzungen,  die  von  den  Besonder¬ 
heiten  der  wollenden  Menschen  nicht  frei  sind.  Hierher  gehören  die 
verschiedenen,  willkürlichen  Werturteile,  die  von  der  wertfreien  National¬ 
ökonomie  bekämpft  werden.  Es  leuchtet  unmittelbar  ein,  daß  eine  auf  Gefühl 
oder  persönliche  Ansichten  gegründete  Zwecksetzung  keinen  Anspruch  auf 
wissenschaftliche  Allgemeingültigkeit  erheben  kann. 

Allerdings  greifen  die  wertfreien  Nationalökonomen  nicht  nur  diese 
willkürlichen  und  persönlichen  Wertungen  an,  sondern  erklären  von 
vornherein  jede  Zwecksetzung,  jede  Wertung  für  individuell  und  subjektiv. 
Sie  stimmen  darin  überein  mit  derjenigen  Richtung  in  der  Philosophie,  die 
den  Ursprung  aller  Werte  in  den  Menschen  verlegt  und  die  Zwecksetzungen 
auf  subjektive  Wertgefühle  gründet.  Damit  wird  gleichzeitig  von  ihnen  der 
metaphysisch-teleologische  Zweckbegriff  abgelehnt. 

2.  Die  kausale  oder  psychologische  Teleologie  faßt  den  Zweck  nur  als 
besondere  Form,  als  Umkehr,  als  Spezialfall  der  kausalen  Betrachtung, 
nämlich  als  die  durch  den  zwecksetzenden  Willen  herbeigeführte,  also  durch 
ihn  verlaufende  Kausalität.3)  Ihr  ist  der  Zweck  nur  eine  Antizipation  der 


2)  Kant,  Kritik  der  reinen  Vernunft.  Originalausgabe  B.  (S.  730.) 

3)  Max  Adler  Marxistische  Probleme.  3.  Auflage,  Stuttgart  1919,  S.  196  f. 
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eingetretenen  Wirkung  in  der  Vorstellung.  „Die  Motivation  ist  die  Kausalität 
von  innen  gesehen.“  (Schopenhauer,  Ueber  die  vierfache  Wurzel  des  Satzes 
vom  zureichenden  Grunde,  Sämtliche  Werke  III,  Reclam,  S.  163). 

Mit  dem  kausalen  Zweckbegriff  halten  die  Anhänger  der  nur 
kausalen  Forschung  die  Teleologie  für  erledigt.  Richtig  an  seiner  Begründung 
ist,  daß  jede  Zweckvorstellung  die  Kausalvorstellung  einschließt  und 
Kausalität  und  Teleologie  mithin  nicht  sich  ausschließende  Gegensätze  sind. 
Jede  Handlung  kann  als  mechanische  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Kausali¬ 
tät  aufgefaßt  werden.  Dieser  Kategorie  untersteht  alles  Wirkliche.  Eine 
einfache  Umkehr  der  kausalen  Auffassung  des  Vorgangs  in  eine  teleologische 
ist  jedoch  unmöglich.  Teleologisch  nehmen  die  Handlungen  ihren  Ursprung 
im  Subjekt  und  beziehen  sich  auf  ein  Ziel,  das  erst  durch  das  Dasein  des 
Subjekts  gesetzt  wird.  Man  kann  von  den  Wirkungen  ausgehend  die  Be¬ 
dingungen  zur  Einheit  zusammenfassen  und  hat  dann  statt  des  kausalen 
ein  konditionales  Verhältnis,  wie  Rickert4)  es  nennt,  das  aber  noch  kein 
teleologisches  ist.  Dieses  entsteht  erst  durch  Hinzufügung  von  etwas  Neuem 
durch  die  bewußte  Setzung  der  Wirkung  als  Zweck.  Ein  Wirtschaftszweck 
läßt  sich  auf  kausalem  Wege  nicht  auf  stellen,  denn  er  müßte  unabhängig 
vom  menschlichen  Handeln,  von  der  Psyche  des  einzelnen  aufgewiesen 
werden.  Erst  wenn  das  Bezweckte  vom  psychischen  Vorgang  der  Zweck¬ 
setzung  begrifflich  geschieden  wird,  kann  der  objektive  Zweck  gefunden 
werden.  Vom  subjektiven  aus  kommen  wir  bestenfalls  zu  kollektiven  Zweck¬ 
setzungen,  die  in  den  verschiedenen  Zeiten  jeweils  verschieden  gewesen 
sind,  während  der  objektive  Zweck  nicht  historisch  wandelbar  sein  kann. 
Der  subjektive  Zweck  läßt  —  um  Kategorien  Max  Webers  zu  verwenden  — 
nur  die  Prüfung  der  Zweckrationalität,  nicht  aber  die  der  Richtigkeits¬ 
rationalität  zu. 

Die  kausale  Teleologie  ist  harmlos,  unentbehrlich  und  allgemein 
anerkanntes  Hilfsmittel  der  Forschung.  Sie  ist  auf  beliebig  aufgestellte 
Zwecke  anwendbar,  ist  aber  tatsächlich  noch  keine  Zweckerklärung,  weil 
sie  ausführbar  ist,  ohne  daß  der  Begriff  Zweck  dazu  kommt.  Erst  das  bewußt 
zweckvolle  Handeln,  bei  dem  eine  Wahl  stattfindet,  fordert  die  Zweck¬ 
betrachtung  heraus. 

3,  Innerhalb  der  metaphysisch-teleologischen  Betrachtungsweise,  die 
einen  objektiven,  für  die  Wirklichkeit  selbst  gültigen  Zweckbegriff  mindestens 
für  das  Gebiet  menschlichen  Handelns,  meist  analog  für  die  gesamte  Natur 
anerkennt,  hat  der  Zweck  den  methodischen  Charakter,  den  er  als  kausaler 
annahm,  verloren  und  ist  zur  konstituierenden  Kategorie  geworden.  Als 
solche  kann  er  Seinsinhalt  oder  Wertinhalt  besitzen.  Das  erste  ist  der  Fall 
bei  Aristoteles,  der  den  Zweck  zum  Ding  gemacht  hat,  indem  er  ihn  als 


4)  Heinrich  Rickert,  Die  Philosophie  des  Lebens,  Tübingen  1921,  S.  118  f, 
168 


Wesen  und  Ursache  der  Dinge,  als  das  absolute  Prius,  als  ersten  Beweger 
setzt,  der  sich  schließlich  in  der  Gottheit  personifiziert.  Die  aristotelische 
Zweckmetaphysik  ist  niemals  rein  in  die  Wirtschaftsanschauungen  einge¬ 
drungen,  dagegen  hat  sie,  verschmolzen  mit  der  christlichen  Ethik,  in  den 
Wirtschaftsüberlegungen  des  Mittelalters,  z.  B,  in  den  Lehren  des  Thomas 
von  Aquin,  Leben  gewonnen. 

Diese  Verbindung  leitet  uns  zu  der  Auffassung  über,  die  den  Zweck 
mit  einem  Wertinhalt  erfüllt,  ihn  mit  absoluten  Normen  verbindet.  Er  wird 
zum  Guten,  das  erstrebt  werden  soll,  und  zwar  entweder  zu  einem  Sollen, 
das  sich  selbst  realisiert  oder  das  durch  menschliches  Wollen  erst  verwirk¬ 
licht  werden  muß.  Ein  sich  selbst  realisierendes  Sollen  ist  z.  B.  Hegels 
absoluter  Geist,  der  gleichzeitig  Zweckursache  und  höchster  Wert  ist,  der 
mit  Hilfe  einer  List  der  Vernunft  ganz  unbeabsichtigt  von  den  Menschen 
gefördert  wird  und  sich  in  der  Geschichte  immer  deutlicher  offenbart.  Auf 
Rickert  und  die  ihm  nahestehende  Philosophie  (Windelband,  Münsterberg) 
geht,  die  Gleichsetzung  von  Zweck  und  Norm,  die  verwirklicht  werden  soll, 
zurück.  Auch  die  Logik  ist  ihm  teleologisch,  weil  auf  die  Erreichung  des 
Wahrheitszwecks  gerichtet,  ebenso  wie  die  Ethik  auf  das  Gute,  die  Aesthetik 
auf  das  Schöne  als  Zweck  hinzielt.  Im  Gegensatz  zur  subjektiven  Teleologie, 
in  der  die  Wertung  vom  einzelnen  ausgeht,  liegt  sie  hier  schon  der  Setzung 
des  Zwecks  zu  Grunde,  ist  ihm  immanent.  Endzweck  und  absoluter  Wert 
sind  identisch. 

Die  Nationalökonomen,  die  sich  zu  absoluten  Zwecksetzungen  be¬ 
kennen,  suchen  diese  nicht  aus  dem  Wesen  der  Wirtschaft  heraus  zu  moti¬ 
vieren,  sondern  ziehen  einfach  gewisse  allgemein  anerkannte,  meist  ethische 
Werte  heran.  Dabei  ist  unerheblich,  ob  der  sittliche  Maßstab  den  Normen 
einer  absoluten  Ethik  entstammt  oder  empirischen  Anschauungen  von  nur 
historischer  Berechtigung  entnommen  wird. 

Soweit  die  Vertreter  der  ethischen  Schule  der  Nationalökonomie  nicht 
den  subjektiven  Teleologen  zuzurechnen  sind,  gehören  sie  in  diese  Gruppe. 
Ihre  mehr  gefühlsmäßig  gefundenen  als  wissenschaftlich  erkannten  Ziele  ent¬ 
behren  meist  der  systematischen  Begründung,  Indem  sie  an  die  materielle 
Wertverwirklichung,  die  den  Inhalt  der  Wirtschaft  bildet,  den  Maßstab 
fremder  Werte  anlegen,  werden  sie  der  Wirtschaft  in  ihrer  eigenen  Struktur 
nicht  gerecht*.  Es  fehlt  ihnen  die  Untersuchung  der  Wirtschaft  als  eines 
selbständigen  Wertes,  und  damit  ihre  Einreihung  in  ein  Gesamtsystem  der 
Werte,  in  ein  einheitliches  Zwecksystem,  das  alle  Faktoren  wirtschaftlich 
teleologischen  Zusammenhanges  in  sich  auf  nimmt  und  ihm  seinen  Platz 
gegenüber  anderen  Zwecken  zuweist. 

Das  Ganze  eines  solchen  Zweck-  oder  Wertsystems  soll  hier  nicht 
untersucht  werden.  Uns  handelt  es  sich  nur  um  den  Wirtschaftszweck,  den 
man  sich  bisher  aus  einer  anderen  Disziplin,  aus  der  Ethik  geholt  hat.  Diese 
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vulgäre  Vermischung  mit  der  Ethik,  die  eine  eigene  Wirtschaftswissenschaft 
überhaupt  unmöglich  macht,  ist  jedenfalls  abzulehnen.  Denn  neben  der  Ethik 
gibt  es  andere  Wertsphären,  deren  Forderungen  in  Spannung  gegen  das 
Ethische  geraten  können.  Auch  hat  jede  Wissenschaft  ihren  eigenen  Grund¬ 
begriff,  hat  das,  was  Kant  den  transzendenten  Grund  zu  ihrer  Möglichkeit 
nannte.  Es  muß  daher  versucht  werden,  den  Wirtschaftszweck  aus  der 
Wirtschaft  selbst  aufzuweisen.  Es  handelt  sich  also  darum,  aus  dem  Wesen 
der  Wirtschaft,  aus  dem  Wirtschaftsbegriff  selbst,  eine  Grundlage  zu  finden, 
die  gleichzeitig  den  höchsten  Zweck  aufzeigen  soll.  Damit  stellen  wir  dieselbe 
Aufgabe,  die  sich  der  Idealismus  in  der  Philosophie  seit  Platon  stellt,  mit 
der  Hypothesis  die  Idee  zu  setzen.  Was  wir  also  suchen,  ist  die  Idee,  die  uns 
ebenso  wie  bei  Plato  Prinzip  (arche)  und  Endzweck  (telos)  sein  soll. 

4,  Wir  sind  damit  bei  der  letzten  Art  von  Teleologie,  dem  Idealismus 
angelangt.  Idealismus  im  Sinne  von  Plato,  der  Erkenntnis  nicht  nur  auf  das 
Vorgefundene,  auf  die  Erscheinung  beschränkte,  sondern  auf  deren  Voll¬ 
kommenheit,  auf  ihr  Wesen,  ihr  Sollen  ging.  Er  hat  damit  die  teleologische 
an  die  Stelle  der  deskriptiven  Erkenntnis  gesetzt.  Auch  Kant  braucht  den 
Zweck  als  Prinzip  oder  Idee,  um  mit  ihm  die  Erfahrung  zum  System  zu 
begrenzen.  Da  die  mechanische  Naturbetrachtung  nie  zur  Einheit,  zum 
System  führt,  muß  der  Zweckgedanke  zum  regulativen  Prinzip  der  Natur¬ 
beschreibung  werden,  zum  Grenzbegriff,  der  diese  mit  der  Naturtheorie 
systematisch  verbindet.  Der  Zweck  als  Fiktion  des  Systems  ist  die  Idee  der 
Kausalität  selbst.  Die  reflektierende  Urteilskraft  läßt  uns  die  Natur  so 
denken,  als  ob  ein  Verstand  den  Grund  der  Einheit  des  Mannigfaltigen  ihrer 
empirischen  Gesetze  enthalte. 

Kant  hat  uns  den  Zweckbegriff  für  die  theoretische  Naturwissenschaft 
aufgezeigt,  wir  müssen  ihn  weiter  für  die  praktischen  Wissenschaften  ver¬ 
folgen.  Während  in  der  Naturwissenschaft  der  Zweck  nur  retrospektiv  ist 
und  auf  ein  fertiges  Material  angewendet  wird,  handelt  es  sich  bei  den 
Wissenschaften,  denen  die  Nationalökonomie  angehört  und  die  ein  mensch¬ 
liches  Handeln  verlangen,  um  ein  Vorausschauen,  um  die  zukünftige  Ge¬ 
staltung  des  Materials,  um  seine  Erzeugung  mit  Hilfe  einer  leitenden  Idee. 
Dem  Zweck  in  der  Naturwissenschaft  kommt  rein  theoretische  Bedeutung 
zu,  in  den  Wissenschaften  des  Handelns  wird  er  zum  Ziel,  auf  das  mensch¬ 
liches  Wollen  sich  richtet.  Die  Wissenschaften  des  Handelns  sind  mithin 
von  den  theoretischen  unterschieden  durch  die  Setzung  eines  Etwas,  das 
über  die  gegenwärtige  Wirklichkeit  hinausgeht  und  durch  aufzufindende 
Mittel  noch  verwirklicht  werden  soll.  Der  Zweck  ist  also  nicht  nur  eine 
rückwärts  gerichtete  Kausalbetrachtung,  sondern  er  ist  vorwärts  gerichtete 
Bedingung  des  Geschehens,  ist  praktisches  Postulat, 

Innerhalb  der  Wissenschaften,  in  denen  menschliches  Handeln  zu 
den  wesentlichen  Faktoren  der  Erscheinungen  gehört,  würde  noch  einmal 
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eine  Scheidung  in  die  auf  Naturwissenschaft  und  die  auf  Sozialwissenschaft 
gegründeten  vollzogen  werden  müssen.  In  die  ersteren  würde  die  Technik 
und  die  Medizin  gehören,  die  Technik,  die  durch  Anwendung  der  Naturgesetze 
einen  von  anderen  Disziplinen  gesetzten  Zweck  erreichen  will,  die  Medizin, 
die  gemäß  dem  Kantschen  Prinzip  der  objektiven  Zweckmäßigkeit  Leben 
als  Zweck  der  Funktionen  des  menschlichen  Körpers  faßt  und  dieses  zum 
leitenden  Wert  ihrer  Untersuchungen  macht.  Technik  und  Medizin  sind  nur 
praktische  Kunstlehren  mit  festgegebenen  Werten.  Sie  können  mithin,  da 
die  Frage  nach  dem  Mittel  für  einen  Zweck  stets  nur  eine  Frage  nach  den 
Verwirklichungsbedingungen  ist  und  Mittel  kausale  Bewirkungen  sind  als 
System  der  Mittel,  als  kausales  System  aufgefaßt  werden.  Sehr  viel 
schwieriger  ist  die  Zweckfeststellung  für  die  Sozialwissenschaften,  denen 
der  Zweck  nicht  von  außen  gegeben  oder  inhaltlich  fest  bestimmt  wird. 
Die  angewandten  Naturwissenschaften  haben  ihre  feste  Richtschnur  an  der 
eindeutigen  Wucht  des  Naturseins,  während  die  Sozialwissenschaften  vor 
dem  ewig  Neuen,  Kommenden  stehen.  Für  die  angewandten  Naturwissen¬ 
schaften  kann  mithin  ein  materieller  Zweck  gesetzt  werden,  für  die  Sozial¬ 
wissenschaften  kann  es  nur  ein  formaler  sein.  So  bleiben  erstere  Wissen¬ 
schaften  der  Mittel,  während  die  letzteren  darüber  hinausgehen.  In  der 
Medizin  ist  der  Zweck  die  aus  der  Erfahrung  abgeleitete  Gesundheit,  in  der 
Wirtschaft  ist  er  eine  in  keiner  Erfahrung  jemals  anzutreffende  Idee. 

Der  Zweck  ist  also  jetzt  zur  Idee  geworden,  der  keine  Erfahrung 
zu  korrespondieren  vermag,  zur  Idee  als  einer  wissenschaftlichen,  metho¬ 
dischen  logischen  Einheit,  und  hat  damit  den  Charakter  als  Endpunkt  ver¬ 
loren,  ist  unendlich  geworden.  Damit  wird  das  Suchen  nach  einem  End¬ 
zweck,  der  nicht  mehr  Durchgangspunkt,  Mittel  für  neue  Zwecke  ist,  über¬ 
flüssig.  Er  ist  regulative  Idee,  die  nicht  wie  die  konstitutive  Erfahrung  erst 
ermöglicht  und  ihren  Inhalt  bestimmt,  sondern  der  Forschung  Einheit  und 
Richtung  gibt.  Das  Ziel  ist  kein  erreichbarer  Punkt,  sondern  Richtungs¬ 
bestimmtheit  eines  Prozesses.  Bei  den  Utopisten  ist  die  Idee  zum  Ende,  zur 
Ruhe  gekommen,  individualisiert,  personifiziert.  Die  Idee  ist  zeitlos,  , .Rich¬ 
tungsbestimmtheit  eines  unendlichen  Fortganges“,5)  unendliche  Aufgabe, 

Wie  aber  wird  die  Idee  gefunden?  Darauf  gibt  Plato  in  seiner 
„Hypothesis“  die  Antwort.6)  Den  voraussetzungsfreien  Anfang  bilden  die 
Setzungen  des  Denkens,  zu  denen  man  im  logischen  Rückgang  von  den 
Wissenschaften  aus  gelangt  und  die  sich  in  der  Widerspruchslosigkeit  der 
Konsequenzen  rechtfertigen.  Ist  keine  weitere  Herleitung  mehr  möglich,  so 
ist  das  Prinzip  (arche)  gefunden,  die  Hypothesis,  die  Idee.  Wir  müssen  uns 
frei  machen  von  dem  Sinn,  in  dem  das  Wort  Hypothesis  heute  besonders 


5)  Paul  Natorp,  Philosophie,  ihr  Problem  und  ihre  Probleme.  Göttingen,  S.  72, 

6)  Besonders  im  Meno,  Parmenides,  Phädo  und  Staat. 
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in  den  Naturwissenschaften  gebraucht  wird.  Hypothesis  heißt  dort  eine  vor¬ 
läufige  Annahme,  die  noch  nicht  bewiesen  ist,  später  aber  entweder 
verifiziert,  als  wahr  nachgewiesen  oder  widerrufen  werden  muß.  Platos 
Hypothesis  dagegen  ist  ein  unwiderrufliches,  niemals  durch  Experiment  und 
Beobachtung  beweisbares  Grundurteil,  das  über  der  Empirie  steht  und  nicht 
von  ihr  seine  Rechtfertigung  empfängt.  Sie  ist  letzte  Sicherung,  Ursprung  des 
Denkens.  Der  Akt  der  Setzung  schafft  tragfähigen  Boden  für  das  Gebäude 
der  Wahrheit.  Es  gibt  kein  Denksystem  ohne  Grundlegung  (im  logischen, 
nicht  im  psychologischen  Sinn),  keine  Wissenschaft  ohne  Voraussetzungen. 

Der  platonischen  Hypothesis,  der  Cohenschen  Kategorie  des  Ur¬ 
sprungs  muß  eine  Grundlegung  der  Wirtschaft  entsprechen,  die  gleichzeitig 
ihr  Ziel  als  Richtungsbestimmtheit  in  sich  begreift.  Eine  solche  wird  gefunden 
durch  Auseinanderlegen,  durch  Analyse  bis  zur  letztmöglichen  Zerlegung. 
Ist  das  Prinzip  zulänglich  geprüft,  so  wird  sich  zeigen,  wie  alles  folgt,  und 
die  Idee  muß  sich  als  die  Hypothesis  selbst  ergeben.  Haben  wir  die  Idee, 
so  folgt  aus  ihr  das  Sollen  als  Forderung  der  Verwirklichung.  Die  Idee  ist 
dann  höchste  Norm,  höchster  Maßstab  der  Bewertung  des  Sein  und  Handelns, 
Damit  haben  wir  die  für  die  Nationalökonomie  notwendige  teleologische 
Betrachtungsweise  klargelegt, 

2.  Die  Ableitung  des  Wirtschaftszwecks 

Wirtschaften  ist  Teil  des  menschlichen  Handelns  mit  Einschluß  des 
gewollten  Unterlassens,  d.  h.  sinnhaften  Verhaltens  zu  Objekten,  der 
Stellungnahme  des  Willens  als  Begehren  und  Verwerfen  und  Realisierung 
des  Gewollten  in  der  Außenwelt.7)  Der  Mensch  braucht  die  Außenwelt,  um 
sein  Leben  zu  erhalten  und  sich  weiter  zu  entwickeln;  er  braucht  die  Er¬ 
gänzung  seines  individuellen  Daseins  durch  die  ihn  umgebende  Natur  und 
muß  sie  seinem  Bedarf  anpassen.  Vorstufe  wirtschaftlichen  Handelns  ist  die 
triebhafte  Selbsterhaltung;  erst  das  bewußte  Einwirken  auf  die  Außenwelt 
macht  Wirtschaft  zum  Sinngebiet.  Die  Objekte  des  Wirtschaftens  gehören 
der  physischen  Natur  an,  sind  Kräfte  und  Stoffe,  die  aber  erst  in  ihrer  Fähig¬ 
keit,  menschliche  Bedürfnisse  zu  befriedigen,  Bedeutung  gewinnen,  mithin 
auf  das  psychophysische  Subjekt  bezogen  werden  müssen.  Das  wirtschaft¬ 
liche  Handeln  scheint  daher  zunächst  der  naturhaften  Seite  des  Lebens 
anzugehören.  Wirtschaft  entnimmt  ihr  Substrat  der  Natur,  entspringt  mensch¬ 
lichem  Triebleben  und  zielt  auf  dieses  hin  und  beschäftigt  sich  mit  den 
Verhältnissen  der  Arbeitskraft  und  den  anderen  naturgegebenen  Kräften 


7)  In  seiner  umfassenden  Einordnung  des  Wirtschaftsbegriffs  in  die  Klassen,  Ab¬ 
teilungen  und  Reiche,  denen  er  als  Gattung  untergeordnet  ist,  kommt  Oppenheimer  dazu, 
das  wirtschaftliche  Handeln  als  willkürliches),  äußeresi,  besonnenes,  rationelles,  auf 
Sachen  zielendes  zu  charakterisieren  (Franz  Oppenheimer,  System  der  Soziologie  III,  Bd. 
Theorie  der  reinen  und  politischen  Oekonom'ie.  Jena  1923,  S,  13  ff.) 
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und  Stoffen,  In  der  Natur  des  Menschen  und  der  Umwelt  liegt  es  begründet, 
daß  er  Bedürfnisse  hat,  die  er  zu  befriedigen  strebt,  daß  diese  Befriedigung 
nur  erfolgen  kann  durch  in  der  Außenwelt  begrenzt  und  nicht  genußreif  vor¬ 
handene  Güter,  und  er  dadurch  gezwungen  wird,  auf  die  Güter  einzuwirken, 
Arbeit  ist  die  Brücke,  die  den  Menschen  mit  der  Außenwelt,  die  Subjekt 
und  Objekt  verbindet,  die  dem  Menschen  die  Möglichkeit  gibt,  aus  sich 
herauszutreten  und  im  Objekt  seine  Pläne  zu  verwirklichen,  Arbeit  ist  eine 
Kette  von  Handlungen,  ist  planvoll  stetige  Handlungsfolge,  Wirtschaft  ist 
immer  dadurch  bedingt,  daß  der  Fülle  menschlicher  Bedürfnisse  Be¬ 
friedigungsmittel  gegenüberstehen,  die  erst  durch  Arbeit  genußreif  gestaltet 
werden.  So  wirtschaften  wir  aus  doppelter  Notwendigkeit  heraus:  erstens 
weil  wir  Bedürfnisse  befriedigen  müssen,  Bedürfnisse,  die  zum  Teil  auf 
Lebensnotwendigkeiten  hinweisen,  zum  Teil  auf  Kultur-,  Komfort-,  Luxus-, 
Machtstreben  zurückgehen.  Und  wir  müssen  zweitens  wirtschaften,  weil  die 
Mittel  zur  Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  uns  nicht  umsonst  zur  Verfügung 
stehen.  Sie  sind  entweder  nicht  in  genügender  Menge  vorhanden,  so  daß 
wir  mit  ihnen  haushalten  müssen,  oder  bieten  sich  nicht  gleich  in  der  zur 
Verwendung  geeigneten  Beschaffenheit,  müssen  verwandelt,  zubereitet, 
produziert  werden.  In  manchen  Fällen  hat  auch  nur  eine  Zuleitung,  z,  B. 
Ortsveränderung,  an  sich  reichlich  vorhandener  Güter  zu  erfolgen,  Aus¬ 
gangspunkt  ist  also  immer  die  Tatsache,  daß  der  Unendlichkeit  der  Bedürf¬ 
nisse  die  Knappheit  der  Mittel  gegenübersteht,  Knappheit  nicht  nur  im  Sinne 
der  beschränkten  Quantität  oder  in  der  Begrenzung  ihrer  Vermehrungs¬ 
möglichkeit,  sondern  des  nicht  in  genußfertigem  Zustande  befindlichen  Bereit¬ 
seins,  Auch  die  Ueberfülle  der  Natur  erfordert  Kraft,  um  sie  den  mensch¬ 
lichen  Zwecken  dienstbar  zu  machen,  und  wir  wirtschaften  mit  dem  Holz 
des  Urwaldes  wie  mit  den  Kräften  eines  unerschöpflichen  Wasserfalles, 
Das  natürliche  Mißverhältnis  der  menschlichen  Bedürfnisse  und  der  verfüg¬ 
baren  Befriedigungsmittel  fordert  einen  Ausgleich,  fordert  menschliche 
Arbeit,  die  Bedürfnisse  und  Befriedigungsmittel  einander  anpaßt.  Zur  Knapp¬ 
heit  der  von  der  äußeren  Natur  gegebenen  Befriedigungsmittel  kommt  die 
Beschränktheit  menschlicher  Arbeitskraft,  die  allein  schon  zum  Haushalten 
zwingen  würde.  Aus  der  Spannung  von  Bedarf  und  Deckung  entsteht  die 
Wirtschaft,  entsteht  gleichzeitig  auch  ihre  Aufgabe,  diese  Spannung  zu  über¬ 
winden.  Wirtschaften  ist  mithin  das  auf  den  Ausgleich  dieser  Spannung 
gerichtete  Handeln. 

Könnte  die  Wirtschaft  die  Spannung  überwinden,  so  wäre  sie  damit 
selbst  überflüssig  gemacht,  und  somit  stehen  wir  vor  der  paradoxen  Tat¬ 
sache,  daß  Wirtschaft-  das  Ziel  hat,  sich  selbst  überflüssig  zu  machen;  ein 
unerreichbares  Ziel,  weil  mit  steigender  Bevölkerungsvermehrung  freie 
Güter  ins  wirtschaftliche  Mengenverhältnis  hineinwachsen,  weil  die  Bedürf¬ 
nisse,  die  die  Wirtschaft  hervorrufen,  unendlich  sind  und  die  Lebensnot 
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selbst  bei  Festlegung  der  Bedürfnisse  nie  ganz  behoben  werden  könnte. 
Ist  diese  Aufhebung  der  Wirtschaft  ein  unerreichbares  Ziel,  so  bleibt  als 
Aufgabe  die  Milderung  des  Spannungsverhältnisses  durch  Steigerung  der 
Kraft,  die  zur  Ueberwindung  führt.  Die  Größe  der  Kraft  wird  gemessen  an 
ihrer  Fähigkeit,  zur  Besserung  der  Verhältnisse  beizutragen.  Diese  Erfolgs¬ 
kategorie  führt  in  der  Wirtschaft  den  Namen  Produktivität.  Wir  haben  jetzt 
in  der  Aufhebung  der  Spannung  den  Zweck,  an  dem  Wirtschaft  zu 
orientieren  ist,  und  haben  in  der  Produktivität  den  Begriff,  der  zur  Er¬ 
füllung  des  Wirtschaftszwecks  hinführt.  Er  enthält  die  Doppelaufgabe,  den 
Effekt  der  menschlichen  Arbeit  um  ein  Vielfaches  zu  steigern  und  gleich¬ 
zeitig  ihr  Erzeugnis  auf  das  vollkommenste  auszunutzen.  Es  soll  im  folgenden 
unter  Berücksichtigung  der  üblichen  Definitionen  der  Wirtschaftsbegriff 
daraufhin  untersucht  werden,  ob  kein  anderer.  Zweck  sich  aus  ihm  ergibt. 
Eine  nähere  Bestimmung  des  Spannungsverhältnisses  wird  sich  damit 
verbinden.8) 

Aus  unseren  bisherigen  Ausführungen  ergeben  sich  drei  Bedingungen, 
durch  die  Wirtschaft  möglich  wird:  erstens  durch  das  Faktum  der  Bedürf¬ 
nisse,  zweitens  durch  das  der  begrenzten  Mittel  und  drittens  durch  die  aus 
der  Kombination  beider  sich  ergebende  Notwendigkeit  des  Arbeitens,  die 
das  Faktum  der  begrenzten  Arbeitskraft  enthält.  Als  viertes  würde  das  Miß¬ 
verhältnis  der  Bedürfnisse  und  Mittel  auf  die  Notwendigkeit  einer  maximalen 
Ausnutzung  dieser  hinweisen,  also  das  „ökonomische  Prinzip“  hinzutreten. 
In  den  Wirtschaftsdefinitionen  tritt  meist  eins  dieser  vier  Elemente 
herrschend  hervor. 

Von  den  klassischen  Meistern  vernachlässigt,  ist  der  Wirtschafts¬ 
begriff  erst  ganz  allmählich  zu  größerer  Beachtung  gelangt.  Es  fehlt  an  einer 
einheitlichen  Stellung  der  Wissenschaft  in  der  Frage  seines  Umfanges  und 
seiner  Konsequenzen.  Ganz  allgemein  drehen  sich  sämtliche  Wirtschafts¬ 
definitionen  um  die  Tatsache,  daß  der  Mensch  arbeitet,  Güter  beschaffen 
muß,  um  seine  Bedürfnisse  zu  befriedigen.  Dabei  wird  einmal  der  Nachdruck 
auf  das  Mittel,  das  Objekt  des  Handelns  gelegt  (Dietzel,  Philippovich) , 
dann  wieder  auf  die  Methode  (Wagner,  Schäffle,  Hermann)  und  schließlich 


8)  Daß  das  Unzureichende  der  Deckungsmittel  gegenüber  dem  Bedarf  das  Grund¬ 
verhältnis  ist,  das  zur  Wirtschaft  nötig,  ist  eine  Selbstverständlichkeit.  Auf  ihm  baut 
z.  B.  die  Grenznutzentheorie  ihre  Wertlehre  auf.  Neuerdings  hat  das  grundlegende 
Werk  von  Gottl  (Wirtschaft  und  Technik  im  Grundriß  der  Sozialökonomie  II,  2. 
Tübingen  1914)  dasi  Grundverhältnis  scharf  herausgehoben  und  seine  Aufhebung  als  Ziel 
angedeutet.  Wilbrand  (Oekonomie  Tübingen  1920),  der  als  Ziel  der  Wirtschaft  „Mängel¬ 
verhütung“  bezeichnet,  berührt  sich  mit  uns  in  seinem  Bestreben,  das  Oekonomieprinzip 
auf  alle  Wirtschaftsgebiete  anzuwenden.  Franz  Oppenheimer  baut  auf  demselben  Grund¬ 
gedanken  auf,  wenn  er  den  energetischen  Imperativ  „Vergeude  keine  Energie"  in  seiner 
besonderen  Ausgestaltung  als  ökonomischen  Imperativ  des  kleinsten  Mittels  die  Haupt¬ 
richtung  der  Entwicklung  bestimmen  läßt. 
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auf  die  Bedarfsdeckung  bezw.  Bedürfnisbefriedigung.  Was  als  wesentliches 
Merkmal  des  Wirtschaftsbegriffes  erscheint,  wird  gleichzeitig  als  Zweck  der 
Wirtschaft  gesetzt. 

Es  liegt  nahe,  Wirtschaft  zurückzuführen  auf  die  Befriedigung  der 
Bedürfnisse,  die  als  Ursache  und  Ziel  wirtschaftlichen  Handelns  der  Wirt¬ 
schaft  ihren  Sinn  zu  geben  scheinen.  Empirisch  ließe  diese  Zwecksetzung 
sich  nicht  rechtfertigen,  da  das  Wirtschaften  um  des  Verbrauchs  willen  zeit¬ 
weise  als  Motiv  hinter  den  Willen  zur  Bereicherung,  zur  Kapitalansamm¬ 
lung  und  damit  zur  Macht  zurücktritt.  Das  aber  würde  noch  nicht  dagegen 
sprechen,  Bedürfnisbefriedigung  als  Wirtschaftsidee  anzunehmen,  da  die 
Idee  nicht  in  der  Verwirklichung  ihre  Rechtfertigung  findet. 

Die  Bedürfnisse  sind  unendlich;  denn  wenn  auch  jedes  konkrete  Be¬ 
gehren  eine  bestimmte  Grenze  haben  mag,  so  ist  doch  der  Vervielfältigung, 
der  Vermehrung  der  Bedürfnisse  keine  Grenze  gesetzt.  Schon  die  Be¬ 
friedigung  der  Lebensnotdurft  und  des  Genusses  wäre  ein  großes  Ziel,  ganz 
unbeschränkt  aber  bleiben  die  von  der  geistigen  Natur  des  Menschen  immer 
neu  hervorgebrachten  Bedürfnisse,  Die  Abgrenzung  der  Bedürfnisse  ihrem 
Umfange  nach  als  Bedarf  ist  nur  möglich,  wenn  mit  gegebenen  Mitteln  ge¬ 
rechnet  wird.  Bedarf  ist  dann  die  Summe  der  von  Befriedigungsmitteln 
(in  der  Tauschwirtschaft  von  Kaufkraft)  unterstützten  Bedürfnisse,  oder  er 
ist  derjenige  Teil  der  Bedürfnisse,  der  tatsächlich  befriedigt  wird,  also  das 
Ergebnis  der  Wirtschaft. 

Die  Konstituierung  des  Wirtschaftszwecks  durch  das  Ziel  der  Bedarfs¬ 
deckung  geht  demnach  entweder  von  dem  Bedarf  als  der  vorhandenen  Kauf¬ 
kraft  aus  oder  von  dem  Bedarf  als  der  Gesamtheit  der  Bedürfnisse,  also 
von  der  Bedürfnisbefriedigung.  Bedarf  als  tatsächlich  vorhandene  Kaufkraft 
ist  an  das  bestehende  Wirtschaftssystem  gebunden  und  sanktioniert  die  je¬ 
weils  vorhandenen  Machtverhältnisse.  So  bliebe  die  Prüfung  der  Bedürfnis¬ 
befriedigung  im  allgemeinsten  Sinn  übrig. 

Bedürfnisbefriedigung  könnte  ein  material  bestimmtes  oder  ein 
formales  Ziel  sein;  formal  insofern,  als  eine  nähere  Bestimmung  der  Bedürf¬ 
nisse  nicht  angegeben  zu  werden  brauchte,  und  man  die  Unendlichkeit  der 
Bedürfnisse  als  Zweck  setzen  könnte,  material  dann,  wenn  eine  inhaltliche 
Bestimmung  gemacht  oder  der  Umfang  begrenzt  werden  würde.  Wäre  sie 
ein  nur  formales  Ziel,  so  könnte  sie  die  Unendlichkeit  umspannen,  als 
materiales  würde  diese  sie  unerfüllbar  machen. 

Mit  der  rein  formalen  Zwecksetzung  kommen  wir  jedoch  nicht  aus, 
weil  die  Verschiedenwertigkeit  der  Bedürfnisse  (d.  h.  ihre  verschiedene 
Dringlichkeit  und  Stärke)  zur  Klassifizierung  und  Stellungnahme  zwingt. 
So  erweist  sich  eine  andere  materiale  Bestimmung  als  notwendig,  um  einen 
Weg  zur  Erreichung  des  unendlichen  Zieles  zu  kennzeichnen.  Wir  sind  ge¬ 
zwungen,  um  die  Bedürfnisse  zu  bestimmen,  auf  ihre  Art  und  Dringlichkeit 
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einzugehen,  Wertskalen  aufzustellen,  dringen  damit  in  Physiologie  und 
Psychologie  ein  und  machen  diese  zur  Grundlegung  der  Wirtschaftswissen¬ 
schaft,  die  dann  ihrer  Selbständigkeit  beraubt  würde»  Als  Wirtschaftsidee 
wäre  die  Bedürfnisbefriedigung  daher  unmöglich;  aber  auch  als  Hypothesis 
genügt  sie  nicht. 

Es  liegt  im  Begriff  des  Bedürfnisses,  daß  man  bei  ihm  nicht  stehen 
bleiben  kann,  und  die  Forderung  der  Hypothesis,  bis  zu  den  letzten  Voraus¬ 
setzungen  vorzudringen,  läßt  uns  darum  weiter  fragen  und  das  Bedürfnis 
als  Durchgangspunkt  zu  einem  tieferen  Grunde  der  Motivierung  betrachten. 
Als  nächster  Schritt  könnte  sich  die  Aufdeckung  unseres  Trieblebens  er¬ 
geben.  Hinter  dem  Bedürfnis  steht  der  Trieb  zur  Selbsterhaltung,  der  von 
einer  bestimmten  Grenze  ab  in  den  Machttrieb  umschlägt,  in  das  Streben, 
die  eigene  Persönlichkeit  zur  höchstmöglichen  Geltung  zu  bringen,  und  über 
den  Selbsterhaltungstrieb  hinaus  wirkt  der  Trieb  nach  Selbstentwicklung 
und  der  nach  Genuß.  Die  Klassifizierung  der  Triebe  würde  uns  in  die 
gleichen  Schwierigkeiten  bringen  und  ebenso  aus  der  Wirtschaftswissen¬ 
schaft  hinausführen  und  sie  zur  Provinz  der  Biologie  machen  wie  die 
Klassifizierung  der  Bedürfnisse.  So  bleibt  das  Zurückgehen  auf  das  allge¬ 
meine  Streben  nach  Lust,  das  durch  Hinzutreten  eines  gewissen  Maßes  von 
Einsicht  zum  Streben  nach  dem  Nützlichen  führt.  Damit  wären  wir  beim 
Hedonismus  und  Utilitarismus  angelangt,  die  beide  von  einer  idealistischen 
Philosophie  schon  widerlegt  worden  sind.  Der  Utilitarismus  setzt  wieder  an 
die  Stelle  des  bestimmten  Zweckes  die  unendliche  Reihe;  das  persönliche 
Glück  ist  erreichbar,  das  Profitstreben  unendlich.  Er  setzt  als  Ziel  den 
Ueberschuß  des  Nutzens  über  die  Kosten  und  damit  nicht  mehr  das  Be¬ 
dürfnis,  sondern  das  Prinzip  des  kleinsten  Mittels,  dessen  Befolgung  dann 
auch  bei  den  Utilitariern  Bentham  und  Mill  den  eigentlichen  Zweck  aus¬ 
macht.  Mit  dem  Eudämonismus  bleiben  wir  im  nur  Physiologischen  stecken 
und  damit  im  Gebiet  des  Naturhaften  und  der  rückwärts  gerichteten  Zweck¬ 
betrachtung.  Alle  Theorien,  die  Glück,  Lust,  Wohlfahrt  oder  ähnliche  End¬ 
zwecke  aufstellen,  hätten  außerdem  Antwort  zu  geben  auf  die  Frage: 
Wessen  Wohlfahrt,  Befriedigung  der  Bedürfnisse  welcher  Menschen,  des 
einzelnen,  der  größten  Zahl? 

Welche  Bedeutung  kommt  nun  aber  doch  der  Bedürfnisbefriedigung 
in  der  Wirtschaftsteleologie  zu,  nachdem  ihre  Unzulänglichkeit,  als  Wirt¬ 
schaftsidee  zu  dienen,  erwiesen  ist?  Darauf  lautet  die  Antwort:  Die  Be¬ 
deutung  eines  psychologischen  (explikativen),  nicht  eines  objektiven  Zwecks: 
Bedürfnis  ist  der  Antrieb  zu  ökonomischer  Tätigkeit.  Als  Vorstellung  eines 
antizipierten  Zwecks  wird  es  so  zum  Motiv  des  Wirtschaftenden.  Eine 
Untersuchung  dieser  Motivation,  wie  sie  z.  B.  von  Wagner  und  Schmoller 
versucht  wurde,  ist  nichts  weiter  als  die  Erforschung  der  empirischen  Be¬ 
dingtheit  des  wirtschaftlichen  Handelns,  eine  Untersuchung,  die  wie  jede 
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psychologische  Analyse  wertvoll  ist,  sich  aber  zur  erkenntnistheoretischen 
Grundlage  nicht  eignet.  Bedürfnisse  als  Zwecke  sind  etwas  Vorwirtschaft¬ 
liches,  erst  durch  Handeln  kann  Wirtschaft  verwirklicht  werden.  Die  Wirt¬ 
schaftswissenschaft  nimmt  die  Bedürfnisse  als  gegeben  an  und  kann  sie  nur 
als  Grundlage  kausaler  Forschung  verwenden,  indem  sie  ihre  Wirkungen 
in  der  Struktur  der  Einzelwirtschaft  und  deren  tauschwirtschaftlichen  Be¬ 
ziehungen  betrachtet.  Wie  alle  psychologischen  Zwecke  haben  die  Bedürf¬ 
nisse  nur  individuelle,  nicht  allgemeine  Bedeutung.  Die  Versuche,  ein  ein¬ 
heitliches  Motivations-  als  Zwecksystem  zu  schaffen,  sind  daher  auch  zum 
Scheitern  verurteilt.  Gehen  wir  von  einem  einzigen  Motiv  aus,  wie  etwa 
vom  Eigennutz  —  Konstruktion  des  homo  oeconomicus  — ,  so  werden  wir 
der  Wirklichkeit  nicht  gerecht,  nehmen  wir  die  Vielheit  der  Zwecksetzungen 
an  wie  Wagner  und  Schmoller  —  Konstruktion  des  ordinary  business  man  — , 
so  wird  die  strenge  Deduktion  unmöglich.  Die  Grundlegung  der  National¬ 
ökonomie  ist  durch  psychologische  Untersuchungen  nicht  zu  schaffen.  Bedürf¬ 
nisse,  und  zwar  bis  zum  Augenblick  der  Befriedigung  —  auch  diese  gehört 
nicht  mehr  in  die  Wirtschaft  hinein  — ,  sind  Voraussetzung  der  Wirtschaft, 
nicht  ihr  Ziel. 

Als  psychologische  Zwecke  bezeichnen  sie  sowohl  in  ihrer  Dring¬ 
lichkeit  wie  Größe,  d.  h.  in  der  Reihenfolge,  in  der  sie  (konkret,  nicht  als 
Gattung)  befriedigt  werden  müssen,  wie  in  dem  Ausmaß,  in  dem  die  Be¬ 
friedigung  zu  erfolgen  hat,  die  Richtung  der  reinen  (nicht  durch  Macht¬ 
verhältnisse  beeinflußten)  Wirtschaft.  Die  Gesamtheit  der  dann  zu  be¬ 
friedigenden  Bedürfnisse  kann  ebenfalls  Bedarf  genannt  werden,  ist  aber 
nicht  mit  dem  durch  Kaufkraft  bestimmten  Bedarf  unserer  Wirtschaft  zu 
verwechseln.  Während  die  alten  Schriftsteller  offen  vom  Ziel  der  Bedürfnis¬ 
befriedigung  sprachen,  tauchen  bei  den  neueren  die  Bezeichnung  Ziele 
(Spann)  oder  Zwecke  (Gottl)  auf,  an  deren  Stelle  Bedürfnisse  gesetzt 
werden  können  und  die  sich  aus  der  Sphäre  der  Biologie  herausheben  sollen. 
Was  Gottl  als  Konkurrenz  der  Zwecke  bezeichnet,  ist  im  Grunde  die 
Konkurrenz  der  Bedürfnisse,  die  auf  Befriedigung  drängen.  Die  Allzweck¬ 
mäßigkeit,  die  Gottl  fordert:  „Handle  so,  daß  du  bei  der  Verfolgung  des 
einen  Zwecks  den  anderen  Zwecken  möglichst  wenig  Abbruch  tust“,9)  ist 
eine  Uebersetzung  des  zweiten  Gossenschen  Gesetzes:  „Der  Mensch,  dem 
die  Wahl  zwischen  mehreren  Genüssen  freisteht,  dessen  Zeit  aber  nicht  aus¬ 
reicht,  alle  vollaus  sich  zu  bereiten,  muß,  wie  verschieden  auch  die  absolute 
Größe  der  einzelnen  Genüsse  sein  mag,  um  die  Summe  seines  Genusses  zum 
Größten  zu  bringen,  bevor  er  auch  nur  den  größten  sich  vollaus  bereitet,  sie 
alle  teilweise  bereiten,  und  zwar  in  einem  solchen  Verhältnis,  daß  die  Größe 
eines  jeden  Genusses  in  dem  Augenblick,  in  welchem  seine  Bereitung  abge- 


9)  Wirtschaft  und1  Technik  a.  a.  O.  S.  210. 
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brochen  wird,  bei  allen  noch  die  gleiche  bleibt."10)  Wenn  Spann  vom  reinen 
Mittelscharakter  der  Wirtschaft  spricht  und  als  ihre  Eigenart  betont,  daß 
sie  sich  in  den  Dienst  beliebiger  Ziele  stellen  kann,  so  ist  wiederum  das 
Bedürfnis  als  Ziel  gedacht,  daß  wir  ebenso. wie  Spann  für  unfähig  halten, 
Wirtschaft  eindeutig  zu  bestimmen.  Im  Grunde  wird  hier  nur  die  Fest¬ 
stellung  Franz  Oppenheimers  wiederholt,  daß  es  ein  ökonomisches  Bedürfnis 
sui  generis  nicht  gibt. 

Die  Bedürfnisbefriedigung  führt  leicht  dazu,  den  Schwerpunkt  auf 
die  Güter  als  die  Mittel  des  Wirtschaftens  zu  legen,  weil  Wirtschaft  eine 
Einschränkung  auf  solche  Bedürfnisse  verlangt,  die  mit  kostenden  Mitteln 
befriedigt  werden.  Damit  verschiebt  sich  das  Kriterium  aus  der  Sphäre  des 
Bedürfnisses  in  die  des  Mittels.  Dazu  kommt,  daß  das  Wachstum  der  Bedürf¬ 
nisse  seinen  stärksten  Antrieb  von  der  Produktion  her  erhält.  So  hinkt  von 
einer  bestimmten  Entwicklungsstufe  der  Wirtschaft  ab  das  Bedürfnis  hinter 
der  Mittelbeschaffung  her  und  wird  von  dieser  erst  erzeugt.  Es  muß  das 
Objekt  des  Wirtschaftens,  das  Mittel,  daher  auf  seine  Eignung  geprüft 
werden,  den  Wirtschaftszweck  zu  bilden. 

I^ie  ausschließliche  Betonung  des  Objekts  führt  zur  Konstituierung 
des  Wirtschaftsbegriffs  durch  Sachgüterbeschaffung  (Rau,  Platter,  Roscher, 
Sombart,  Pesch,  Schultze-Gaevernitz  mit  der  Erweiterung  ,,für  gesellschaft¬ 
liche  Zwecke").  Als  Zweck  der  Wirtschaft  führt  Sachgüterbeschaffung  meist 
—  allerdings  nicht  notwendig  —  wieder  zurück  zu  jener  Zielsetzung,  die 
sich  an  Reichtum  als  an  einer  Gütermenge  orientiert.  Diese  Definitionen 
haben  sich  häufig  gegen  den  Vorwurf  der  Vernachlässigung  persönlicher 
Leistungen  verteidigen  müssen.  Der  Ausdruck  „wirtschaftliche  Güter"  ist, 
wie  Oppenheimer  hervorhebt,  irreführend,  weil  er  drei  Klassen  kostender 
Dinge  umfaßt:  die  wirtschaftlichen  Güter  im  engeren  Sinne,  Dienste,  d.  h. 
die  von  einer  Person  im  Wege  des  Tausches  geleisteten  Aufwände  von 
Körperenergie,  und  die  sogenannten  Rechte  und  Verhältnisse  einer  Person 
gegenüber  Personen  der  gleichen  Wirtschaftsgesellschaft.11)  Selbst  wenn 
wir  alle  drei  Klassen  in  die  Sachgüterbeschaffung  einbeziehen  und  als  richtig 
unterstellen  würden,  daß  hier  für  die  Wirtschaft  eine  klare  Abgrenzung 
geschaffen  ist,  so  würde  sie  sich  doch  als  ungeeignet  zur  Zwecksetzung 
erweisen.  Sobald  wir  versuchen,  die  Sachgüterbeschaffung  inhaltlich  zu 
bestimmen,  stoßen  wir  auf  die  Schwierigkeit,  daß  die  Geltung  der  Mittel 
sich  in  hohem  Maße  als  abhängig  von  der  jeweiligen  national  und  zeitlich 
bedingten  Weltanschauung  zeigt.  Auf  primitiven  Wirtschaftsstufen  gehört 
der  Raub  zu  den  wirtschaftlichen  Beschaffungsmöglichkeiten,  während  er 
später  nicht  in  die  Wirtschaft  einbezogen  wird.  Wirtschaft  als  Sachgüter- 

10)  Hermann  Heinrich  Gossen,  Entwicklung  der  Gesetze  des  menschlichen  Ver¬ 
kehrs.  Neue  Ausgabe,  Berlin  1889,  S.  12. 

X1)  Oppenheimer,  System  der  Soziologie  III,  a,  a,  0.  S.  39, 
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beschaffung  müßte  den  Diebstahl  als  wirtschaftliche  Handlung  mit  einbe¬ 
ziehen.  Wenn  wir,  um  dieser  Schwierigkeit  zu  entgehen,  von  jeder  inhalt¬ 
lichen  Bestimmung  absehen,  so  bringt  doch  die  Mittelbeschaffung  allein  die 
Frage  nach  dem  Wofür  nicht  zur  Ruhe.  Diese  Definition  der  Wirtschaft 
pflegt  sich  daher,  soweit  nicht  materielle  Bereicherung  als  Zweck  gesetzt 
wird,  mit  der  Ablehnung  jeder  Teleologie  zu  verbinden. 

Es  bleibt  als  dritte  Möglichkeit,  die  Methode  des  Handelns,  das  Wirt¬ 
schaftsprinzip,  als  Ziel  aufzustellen.  Das  Mißverhältnis  von  Bedarf  und 
Deckung  stellt  dem  Menschen  die  Maximumaufgabe,  mit  den  gegebenen 
Kräften  ein  Höchstmaß  von  Erfolg  zu  erreichen.  Das  Objekt  der  National¬ 
ökonomie  hat  die  Tendenz,  maximale  Gestaltung  anzunehmen.  Man  hat  das 
zur  Lösung  dieser  Aufgabe  notwendige  Verhalten  der  Menschen  als  ein  wirt¬ 
schaftliches  bezeichnet  und  das  sogenannte  ökonomische  Prinzip:  „Erreichung 
des  größten  Erfolges  mit  dem  kleinsten  Mittel“  zur  Konstituierung  des  Wirt¬ 
schaftsbegriffs  herangezogen.  Diese  Charakterisierung  der  Wirtschaft  war 
durch  die  Mehrdeutigkeit  des  Begriffs  „ökonomisch“  gegeben,  der  einmal 
oeconomia  =  Oikosverwaltung  und  zweitens  gute  Wirtschaft,  Wirtschaftlich¬ 
keit  bezeichnet.  Das  Prinzip  ist  zu  eng  und  zu  weit,  um  das  Gebiet  der  Wirt¬ 
schaft  abzugrenzen.  Zu  eng,  denn  es  deckt  nicht  das  wirtschaftliche  Dasein 
aller  Zeiten  und  Völker,  gilt  nicht  für  die  mittelalterliche  Welt  und  für  die 
primitive,  in  denen  der  Traditionalismus  an  Stelle  des  Rationalismus  das 
Handeln  beherrschte,  zu  weit,  denn  in  seiner  logischen  Formulierung  als 
möglichst  vollkommene  Zweckerreichung  mit  möglichst  geringem  Aufwand  an 
Mitteln  ist  es  die  Grundlage  alles  rationalen  Handelns  überhaupt.  Nachdem 
die  Philosophie  (Avenarius,  Mach)  das  Prinzip  des  kleinsten  Kraftmaßes  als 
allgemeines  Prinzip  der  menschlichen  Vernunft,  das  alles  menschliche  Tun, 
nicht  nur  das  wirtschaftliche,  bestimmt,  aufgedeckt  hatte,  Simmel  es  als 
Prinzip  des  kleinsten  moralischen  Zwanges  für  die  Ethik,  Hemsterhuis  es  für 
die  Aesthetik  in  Anspruch  nahm,  schien  seine  kategoriale  Bedeutung  für  die 
Wirtschaftswissenschaft  erschüttert  zu  sein.12)  Dietzel  bezeichnet  es  als  zu 
allgemein,  Sombart  und  Schultze-Gaevernitz  wollen  es  völlig  von  der  Wirt¬ 
schaft  lösen,  Gottl  erkennt  es  als  Vernunftprinzip  der  Technik  an.  Jedenfalls 
ist  klar  geworden,  daß  ein  allgemein  geltendes  Rationalprinzip  nicht  aus¬ 
reicht,  Wirtschaft  als  besonderes  Gebiet  von  den  anderen  Gebieten  mensch¬ 
lichen  Handelns  abzugrenzen.  Sie  würde  durch  die  weite  Spannung  des 
Rahmens  gegenstandslos  werden. 

Mit  dieser  Erkenntnis  würde  aber  doch  die  Bedeutung  des  ökono¬ 
mischen  Prinzips  für  die  Wirtschaft  zu  sehr  abgeschwächt.  Da  das  teleo¬ 
logische  Moment  der  Wirtschaft  als  Maximumaufgabe  erscheint,  die  nur 

12)  Entsprechend  das  Prinzip  der  kleinsten  Aktion  (Fermat,  Maupertuis,  ähnlich 
Spinoza,  Leibniz,  v,  Euler,  Lagrange),  dais  Prinzip  des  kleinsten  Zwanges  (Gauß),  der 
kleinsten  Anstrengung  (Ferreno),  des  kleinsten  Kraftaufwandes  (Helmholtz). 
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durch  das  Prinzip  des  kleinsten  Kraftmaßes  lösbar  ist,  kommt  dem  ökono¬ 
mischen  Prinzip  für  die  Wirtschaft  eine  besondere  teleologische  Bedeutung 
zu,  auch  wenn  es  zur  Abgrenzung  des  Wirtschaftsbegriffs  als  Gegenstand 
wissenschaftlicher  Erkenntnis  nicht  ausreicht.  In  der  bisher  verwendeten 
Form  ist  es  allerdings,  wie  schon  Gottl13)  festgestellt  hat,  unbrauchbar,  weil 
es  entweder  einen  Pleonasmus  enthält  oder  eine  doppelte  Maximumaufgabe 
aufstellt.  Größter  Erfolg  und  kleinstes  Mittel  werden  kaum  je  Zusammen¬ 
treffen.  Es  ist  daher  entweder  der  Erfolg  festzulegen  und  dieser  dann  mit 
niedrigstem  Aufwand  zu  erstreben  oder  bei  gegebenem  Aufwand  ein  Höchst¬ 
maß  an  Erfolg.  Nur  als  Herstellung  der  Erfolgseinheit  mit  Mindestaufwand, 
also  als  geringster  spezifischer  Aufwand,  bleibt  das  wirtschaftliche  Prinzip 
praktisch  verwendbar.  Legt  man  eine  der  beiden  Seiten  fest,  so  könnte  nicht 
festgestellt  werden,  welches  Plus  an  Erfolg  ein  Mehr  an  Aufwand  recht¬ 
fertigt.  Beide  Fälle  können  nur  ausnahmsweise  gegeben  sein,  da  es  sich  in 
der  Wirtschaft  meist  nicht  um  bestimmte  Zwecke  und  bestimmte  Mittel 
handelt,  sondern  die  Auswahl  beider  Problem  der  Wirtschaft  ist. 

In  diese  Aufgabenhäufung  stellt  nun  aber  die  Wirtschaft  uns  tat¬ 
sächlich  hinein  und  verlangt  die  Lösung.  Was  wir  als  Ueberwindung  der 
Spannung  von  Bedarf  und  Deckung  bezeichnen,  ist  letzten  Endes  auch 
nichts  anderes  als  die  Forderung,  mehrere  Maximumaufgaben  gleichzeitig 
zu  lösen.  Ist  das  Rationalprinzip  in  üblicher  Formulierung  zu  allgemein, 
so  müßte  versucht  werden,  seine  beiden  Seiten  entsprechend  umzugestalten 
und  zu  bestimmen.  Hatten  wir  erkannt,  daß  die  Bedürfnisse,  und  zwar  im 
Ausgleich  ihrer  Konkurrenz  als  Wirtschaftserfolg,  zu  erstreben  sind,  so 
läßt  sich  der  größte  Erfolg  durch  das  zweite  Gossensche  Gesetz  ersetzen, 
durch  die  Endzweckmäßigkeit,  die  Kunst  des  richtigen  Ausgleichs  unter 
den  Zwecken,  wie  Gottl  es  nennt.  Auf  diese  Weise  kommt  in  die  Zweck¬ 
setzung  die  Bedürfnisbefriedigung,  die  in  ihrer  Isolierung  als  Zweck 
abgelehnt  wurde,  wieder  hinein.  Wir  hätten  dann  das  kleinste  Mittel  in 
seiner  Anwendung  auf  die  maximale  Bedürfnisbefriedigung,  hätten  mithin 
das  wirtschaftliche  Prinzip  unserer  Zwecksetzung  eingeordnet.  Liefmann 
trifft  diese  Bedeutung  scharf,  wenn  er  sagt:  „Wirtschaften  bedeutet  eben, 
die  aufgewendeten  Kosten  nach  dem  wirtschaftlichen  Prinzip  auf  die  ver¬ 
schiedenen,  an  sich  unbeschränkten  Bedürfnisse  verteilen,  d.  h.  sie  so 
verteilen,  daß  eine  möglichst  vollkommene  Bedarfsbefriedigung  mit  mög¬ 
lichst  geringen  Kosten  erzielt  wird.“14)  Dem  Einwand  der  Allgemeinheit 

13)  Wirtschaft  und  Technik  a.  a,  0,,  S.  210  f, 

14)  Grundsätze  der  Volkswirtschaftslehre,  I.  Band,  Stuttgart  und  Berlin  1917.  S.  290. 
Aehnlich  Oppenheimer:  Wirtschaften  heißt:  kostende  Mittel  nach  einem  die  Dignitäts¬ 
skala  der  Bedürfnisse  wahrenden  Wirtschaftsplan  mit  dem  geringsten  Aufwande  zu 
beschaffen  und  so  zu  verwalten,  daß  der  höchste  Erfolg  der  Bedürfnissättigung  erzielt 
wird.  (Die  Krisis  der  theoretischen  Nationalökonomie.  Zeitschrift  für  Politik  1919. 
Bd.  XI.  S.  500.)  In  seinem  Bestreben,  Wirtschaft  und  Technik  scharf  von  einander 
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des  Wirtschaftsprinzips  würde  hier  damit  begegnet,  daß  wirtschaftlich 
Handeln  nicht  den  einzelnen  Vorgang  betrifft,  sondern  immer  einen 
Komplex  von  Handlungen  bezeichnet  und  nur  der  Vergleich  einer  Gesamt¬ 
heit  von  Zielen  (Bedürfnissen)  mit  der  Gesamtheit  der  aufzuwendenden 
Mittel  das  wirtschaftliche  Handeln  charakterisiert.  Beim  wirtschaftlichen 
Handeln  wird  mithin  stets  eine  große  Anzahl  von  Einzelzwecken  mit  den 
aufzuwendenden  Mitteln  unter  dem  Gesichtspunkt  eines  Höchstmaßes  von 
Erfolg  verglichen.  Wir  wägen  die  Mittel  und  teilen  sie  auf,  schieben  sie  in 
wechselndem  Umfang  den  konkurrierenden  Bedürfnissen  zu,  entziehen  dem 
einen,  was  wir  dem  anderen  zuwenden,  derart,  daß  sich  nur  als  Ergebnis 
dieser  Aufteilung,  Bedürfnisse  als  Zwecke  ergeben  würden.  Die  Befriedigung 
jedes  Bedürfnisses  verkürzt  alle  anderen,  denen  dadurch  Befriedigungs¬ 
mittel  entzogen  werden.  So  ist  bei  der  Einsetzung  der  Arbeit  nicht  nur  das 
Arbeitsleid  zu  berücksichtigen,  sondern,  da  Arbeit  ein  begrenztes  Gut  ist, 
müssen  auch  die  Verwertungsmöglichkeiten,  denen  sie  entzogen  wird,  mit 
beachtet  werden.  So  wird  das  Arbeitsleid  des  einzelnen  Prozesses  beschwert 
mit  dem  Leid  der  unvollziehbaren  Werte,  denen  diese  Kraft  sich  nicht 
zuwenden  kann.  Beide  zusammen  erst  sind  die  Kosten.  Die  Oekonomie 
der  Bedürfnisbefriedigung  mit  Rücksicht  auf  alle  anderen  Bedürfnisse 
heißt  Sparen.  In  jedem  einzelnen  Wirtschaftsakt  liegt  mithin  ein  doppeltes 
Abwägen:  das  der  Bedürfnisse  in  ihrer  Dringlichkeit,  und  das  der  Mittel 
in  ihrer  Fähigkeit,  eine  höchste  Bedürfnisbefriedigung  zu  geben.  So  geht 
die  eine  Seite  des  wirtschaftlichen  Prinzips,  das  bei  gegebenem  Mittel 
größtmöglichen  Erfolg  erreichen  will,  auf  die  Gleichmäßigkeit  in  der 
Erreichung  aller  Ziele  entsprechend  ihrer  verschiedenen  Wichtigkeit,  auf 
den  Ausgleich  in  den  Sättigungsgraden  aller  Bedürfnisse,  auf  das  „Haus¬ 
halten“,  auf  die  Herstellung  der  Proportionalität. 

Wird  aber  nun  die  Beschaffung  der  Mittel  selbst  als  zweite  Seite 
des  ökonomischen  Prinzips  ins  Auge  gefaßt,  so  erschließt  hier  der  irre¬ 
führende  Ausdruck  „kleinstes  Mittel“  die  ganze  Fülle  von  Steigerungs¬ 
möglichkeiten  dieser  Mittel,  denen  in  der  Wirtschaft  der  Primat  zukommt 
Kann  sich  das  „Haushalten“  nur  im  Rahmen  des  Gegebenen  bewegen,  so 
kommt  der  „Beschaffung“  die  Initiative,  die  Stoßkraft  der  Deckungs¬ 
erweiterung  in  hohem  Maße  zu.  Haushalten  allein  kann  bestenfalls  das 
Gleichgewicht  wahren,  der  Fortschritt  liegt  bei  der  Beschaffung.  Nicht 
Erhaltung  des  Gleichgewichts  ist  Sinn  der  Wirtschaft,  sondern  steigende 
Produktivität. 

So  kann  die  Ueberwindung  der  Spannung,  die  Steigerung  der 
Produktivität  von  zwei  Seiten  her  erfolgen,  von  der  Deckungs-  und  von 

abzugrenzen,  ist  Liefmann  dann  allerdings  beim  wirtschaftlichen  Erwägen,  im  Psychi¬ 
schen  stecken  geblieben  und  nicht  über  das  Handeln  zur  Wirtschaft  weitergeschritten. 
Psychologische  Ueberlegung  allein  aber  genügt  nichtj  ^Wirtschaften  ist  Handeln, 
nicht\  nur  Ueberlegen,  ein  Handeln,  das  von  solchen  Ueberlegungen  geleitet  ist. 
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der  Bedarfsseite.  Einmal  stehen  wir  vor  der  Aufgabe,  die  Deckung  für  einen 
gegebenen  Bedarf  zu  stellen,  ihn  durch  Erwerb,  d.  h.  durch  Verfügbarmachen 
des  schon  Vorhandenen  (z.  B.  durch  Tausch,  Raub)  oder  durch  Produktion 
zu  beschaffen,  wobei  die  Vorgänge  der  Beschaffung  als  Technik  nicht 
mehr  der  Wirtschaft  im  engsten  Sinne  angehören,  aber  doch  (z.  B.  durch  die 
Produktion)  eng  an  sie  gebunden  werden  und  sie  umgestalten,  im  zweiten 
Fall  vor  der  Notwendigkeit,  den  Bedarf  der  vorhandenen  Deckung  anzu¬ 
passen,  die  Bedürfnisse  im  Hinblick  auf  die  Mittel  zu  ordnen,  die  Mittel 
zu  rate  zu  halten,  mit  ihnen  hauszuhalten,  zu  sparen.  Die  Scheidung  beider 
Seiten  legt  eine  Trennungslinie  durch  den  an  sich  geschlossenen  Zusammen¬ 
hang  des  Wirtschaf tens.  Zwischen  beiden  Sphären  besteht  Wechselwirkung, 
weil  Gestaltung  der  Deckung  Kenntnis  des  Bedarfs,  der  Rangordnung  der 
einzelnen  Zwecke  zur  Voraussetzung  hat.  Auch  wenn  wir  zum  Zwecke  der 
klaren  Ableitung  eine  Scheidung  beider  Seiten  vornehmen,  wird  ihr  natür¬ 
licher  Zusammenhang  immer  wieder  hergestellt  werden  müssen.  Die 
Deckungsseite  könnte  etwa  mit  dem  Begriff  Produktion  umschrieben 
werden,  wobei  Produktion  im  weitesten  Sinne  die  Formung  der  Umwelt, 
die  gesamte  Beschaffung  und  Erhaltung  einschließlich  aller  Leistungen 
und  Organisationen,  die  die  Bewegung  der  Güter  zwischen  den  einzelnen 
Teilen  der  Gesamtwirtschaft  regeln,  also  des  Verkehrs  und  Handels  umfaßt. 
Hat  Produktion  die  Aufgabe,  dem  Menschen  die  Mittel  der  Bedürfnis¬ 
befriedigung  zur  Verfügung  zu  stellen,  so  begreift  sie  auch  alle  diesen 
Zwecken  dienenden  Dienste  in  sich.  In  der  Marktwirtschaft  würde  Pro¬ 
duktion  ein  zu  Markte  bringen  bedeuten  (Oppenheimer).  Zwischen  Pro¬ 
duktion  und  Haushalt  steht  die  Verwaltung,  die  das  beschaffte  Gut  bis  zur 
Verwendung  vor  Schaden  bewahrt.  Sie  kann  sowohl  der  Produktion  wie 
dem  Haushalt  zugerechnet  werden.  Aus  der  Tatsache,  daß  die  Bedarfsseite 
an  die  Grenzen  des  Gegebenen  gebunden  ist  und  sich  nicht  so  frei  aus¬ 
wirken  kann  wie  auf  der  Beschaffungsseite  die  Produktion,  deren  Name 
schon  die  Verwandtschaft  mit  der  Produktivität  andeutet  und  die  allein  den 
Spielraum  der  Verfügung  wesentlich  erweitern  kann,  ergibt  sich  die  Not¬ 
wendigkeit,  von  der  Produktion  auszugehen  und  zuerst  die  Frage  auf¬ 
zuwerfen:  Wie  ist  eine  bessere  Ausnutzung  der  Mittel  zu  erzielen  und  wie 
sind  neue  zu  erschließen,  d.  h.  wie  ist  der  Erfolg  der  Arbeit  zu  erhalten 
und  zu  steigern? 

Aus  dem  Begriff  des  „Wirtschaftens“  allein  läßt  sich  diese  Ableitung 
nicht  vornehmen.  Sie  kann  nur  erfolgen  für  die  „Wirtschaft“,  unter  der  wir 
den  Dauervollzug  des  als  Wirtschaften  bezeichne ten  Handelns  im  mensch¬ 
lichen  Zusammenleben,  die  ununterbrochene  Kette  von  Wirtschaftsakten 
verstehen  wollen,  einschließlich  aller  Einrichtungen  und  Veranstaltungen, 
die  sich  außerhalb  der  Wirtschaft  und  für  ihre  Zwecke  entwickelt  haben. 
Es  ist  also  das  Wirtschaften  innerhalb  einer  Wirtschaftsperiode  zu  be- 
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trachten,  deren  Länge  je  nach  dem  Stand  der  gesellschaftlichen  Ent¬ 
wicklung  eine  verschiedene  sein  mag.  Wir  haben  dann  die  einzelne 
wirtschaftliche  Handlung  in  den  räumlichen  und  zeitlichen  Zusammenhang 
hineingestellt,  sie  zur  kontinuierlich  wiederkehrenden,  zur  dauernd  voll¬ 
ziehbaren  gemacht,  Wirtschaft  zur  Einheit,  zum  Kreis  zusammengeschlossen, 
innerhalb  dessen  die  einzelne  Handlung  nur  insoweit  produktiv  ist,  als  sie 
den  Bestand  des  Ganzen  verbürgen  hilft.  Die  Konkurrenz  der  Bedürfnisse 
nach  ihrer  Dringlichkeit  wird  damit  durch  die  Konkurrenz  gegenwärtiger 
und  zukünftiger  Bedürfnisse  erweitert.  Die  Erweiterung  ergibt  sich  un¬ 
mittelbar  aus  dem  Wirtschaftszweck,  weil  die  Spannung  sich  nur  dann 
überwinden  läßt,  wenn  die  Handlungen  sich  räumlich  und  zeitlich  verketten, 
Vorsorge  und  Zusammenarbeit  einbezogen  wird,  weil  eine  Handlung  allein 
noch  keine  wirtschaftliche  sein  kann,  diesen  Charakter  vielmehr  erst  durch 
Abwägen  gegen  andere  erhält. 

Noch  ein  zweites  ist  damit  gegeben.  Es  genügt  nicht,  Wirtschaft  nur 
naturhaft  zu  fassen.  Es  gibt  keine  Wirtschaft,  in  der  der  Mensch  der  Natur 
allein  gegenübersteht,  Wirtschaft  ist  vollziehbar  nur  in  Vergesellschaftung 
mit  Menschen.  Die  Bedürfnisse  lassen  sich  nicht  durch  isolierte  Tätigkeit 
des  Einzelnen  befriedigen,  sondern  nur  in  Arbeitsteilung  und  in  der  Gene¬ 
rationenfolge,  und  stets  treten  mit  gleichen  oder  ähnlichen  Bedürfnissen 
und  mit  verschiedenen  Vorrechten  ausgestattete  Menschen  in  Konkurrenz 
um  die  Befriedigungsmittel.  Für  die  Gesellschaftswirtschaft,  die  von  der 
Menschheit  im  zeitlichen  und  räumlichen  Nebeneinander  vollzogen  wird, 
ist  charakteristisch  die  Kontinuität  als  die  Verflechtung  der  Handlungen 
in  der  Zeit,  die  Abhängigkeit  der  heutigen  Arbeit  von  der  aller  früheren 
Generationen  und  die  Verbindung  der  Lebenden  untereinander,  die  Ver¬ 
flechtung  im  Raum.  Die  Planmäßigkeit,  die  die  Handlungen  der  Einzel¬ 
wirtschaft  charakterisiert,  wird  hier  zur  gesellschaftlichen,  zur  Organisation, 
die  sich  in  Arbeitsteilung  und  Arbeitsvereinigung  äußert.  Die  Wirtschaft 
gewinnt  dadurch  den  Charakter  der  Ewigkeit,  die  Produktion  den  des  fort¬ 
laufenden  Prozesses,  der  die  Bedingungen  der  unveränderten  Fortsetzbar- 
keit  in  sich  tragen  muß.  Daß  diese  Erhaltung  gleichzeitig  Erweiterung, 
Wachstum,  Fortschritt  sein  sollte,  ist  eine  Forderung,  die  sich  aus  der  Idee 
der  Wirtschaft  ergibt.  Der  Ewigkeit  in  der  Zeit  entspricht  die  unbegrenzte 
Totalität  des  Nebeneinander,  die  uns  an  keinen  Grenzen  Halt  machen  läßt, 
Volkswirtschaft  zur  Universalwirtschaft  gestaltet. 

Indem  wir  menschliches  Zusammenleben  und  Zusammenarbeiten  als 
notwendige  Voraussetzung  der  Wirtschaft  anerkennen,  nehmen  wir  damit 
auch  Macht-  und  Rechtsverhältnisse  auf,  die  sich  aus  der  Zusammenarbeit 
ergeben  und  die  wesentlich  in  der  Verfügungsgewalt  über  Produktionsmittel 
und  Arbeitskraft  ihren  Ausdruck  finden.  Durch  die  Verteilung  der  Ver¬ 
fügungsgewalt  wird  die  Produktivität  wesentlich  beeinflußt. 
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Ist  Wirtschaften  noch  an  den  Menschen  gebunden,  so  wird  Wirt¬ 
schaft  zum  objektiven  Gebilde,  das  sich  von  der  Psyche  der  Wirtschaftenden 
löst.  In  ihr  gewinnen  die  Produkte  menschlichen  Arbeitens  Selbständigkeit, 
getrennt  vom  Prozeß,  in  dem  sie  entstanden  sind.  In  der  Wirtschaft  ist  die 
Arbeit  unzähliger  Generationen  niedergelegt  als  gegenständlich  gewordener 
Geist  (objektiver  Geist  im  Hegelschen  Sinne).  In  ihr  haben  die  sozialen 
Gebilde,  ursprünglich  aus  wirtschaftlichen  Handlungen  entstanden,  ein 
eigenes  Leben  gewonnen  und  treten  wie  selbständige  Einrichtungen  dem 
Handelnden  gegenüber.  Wie  stark  jedoch  die  Wirtschaft  objektiviert  und 
eigengesetzlich  geworden  sein  mag,  sie  bleibt  das  historisch  wandelbare 
Zweckgebilde,  die  geistige  Schöpfung,  die  —  wie  jedes  Wirtschaften  —  auf 
Ueberwindung  der  Spannung  zielt,  wenn  auch  Naturbedingungen  das  Handeln 
begrenzen  und  durch  die  gesellschaftliche  Gestaltung  die  Verfolgung  des 
Zweckes  erschwert  und  nicht  jedes  Handeln  unmittelbar  auf  die  Ueber¬ 
windung  der  Spannung  gerichtet  zu  sein  braucht. 

Aus  der  Untersuchung  des  Wirtschaftsbegriffes  hat  sich  uns  die 
Produktivität  als  Wirtschaftszweck  ergeben,  Produktivität  als  maximaler 
Erfolg,  als  höchste  Spannungsüberwindung,  die  von  der  Wirtschaft  jemals 
erzielt  werden  kann.  Wir  werden  sie  an  erster  Stelle  in  der  Kraftsteigerung 
zu  suchen  haben,  die  immer  reichere  Mittel  zur  Verfügung  stellt.  Doch 
wollen  wir  uns  noch  einmal  von  dem  bisher  gewonnenen  Resultat  Rechen¬ 
schaft  ablegen.  Wir  sind  schon  deshalb  dazu  verpflichtet,  weil  wir  bei 
Würdigung  des  ökonomischen  Prinzips  wohl  den  Einwand  der  Weite,  nicht 
aber  den  der  Enge  gewürdigt  haben. 

Die  Spannungsüberwindung  durch  Erfolgssteigerung  legt  einen  Ein¬ 
wand  nahe,  der  sich  aus  einer  anderen  Grundeinstellung  zur  Welt  zu  ergeben 
scheint  und  etwa  so  lauten  könnte:  Die  Spannung  ist  nicht  nur  durch  bessere 
Ausnutzung  des  Naturgegebenen  zu  überwinden,  sondern  ebenfalls  durch 
eine  Einschränkung  des  Bedarfs,  durch  Einengung  der  Bedürfnisse.  Aus 
unserem  Wirtschaftsgeist  heraus  ist  eine  solche  Einstellung  nicht  zu  erwarten; 
wir  werten  die  Arbeit,  werten  die  Steigerung  ihrer  Ergiebigkeit.  Wie  aber, 
wenn,  wie  Spengler15)  es  annimmt,  künftigen  Generationen  das  Heil  der  Seele 
näher  liegen  wird  als  die  Macht  der  Welt,  wenn  unter  dem  Eindruck  von 
Metaphysik  und  Mystik  das  Gefühl  für  den  Satanismus  der  Maschine  das 
technische  Schaffen  lähmt?  Religionen  und  philosophische  Schulen  haben 
Bedürfnislosigkeit  als  Ziel  aufgestellt,  die  Zyniker  übten  sich  in  Entbehrungen, 
die  Stoiker  suchten  sich  von  äußeren  Dingen  unabhängig  zu  machen, 
Maimonides  fordert,  daß  im  messianischen  Reich  die  Bedürfnisse  des 
materiellen  Lebens  den  Pflichten  der  geistigen  Kultur  keine  Hemmung  mehr 
bereiten  dürfen.  Durch  den  Schmerzenszug  der  Welt-  und  damit  Wirt- 


15)  Untergang  des  Abendlandes  II.  Bd.  München  1922,  S.  632. 
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Schaftsverneinung  ist  der  übersinnliche  Gottesstaat  gekennzeichnet,  der  die 
leitende  Idee  der  mittelalterlichen  Kultur  darstellt.  Ist  nun  vielleicht  das 
aufgezeigte  Wirtschaftsziel  nur  Zeichen  des  nie  rastenden,  zielstrebigen,  fort¬ 
schrittlichen  europäisch-amerikanischen  Intellekts  der  Gegenwart? 

Ist  es  das  Postulat  einer  Philosophie  des  Werdens,  die  das  Sollen  auf¬ 
pflanzt  über  das  Sein,  die  das  Schaffen  und  Gestalten  dem  Hinnehmen  und 
Erleiden,  das  Herrschen  dem  demütigen  Sichunterwerfen,  Eroberung  und 
Kampf  der  friedlichen  Ruhe  vorzieht?  Haben  wir  unbewußt  das  herrschende 
Prinzip  des  okzidentalen  Kapitalismus  verabsolutiert,  den  Idealtyp  der 
rechenhaft,  auf  exakte  Wissenschaft  gegründeten  Wirtschaft  als  Idee  gesetzt? 
Wir  wissen,  daß  vergangene  Wirtschaftsperioden  den  Rationalismus  nicht 
kannten  und  daß  Völker  des  Ostens  ihm  heute  noch  fremd  gegenüberstehen. 
Wir  wissen,  daß  in  dem  leidenschaftlichen  Schaffensdrang  unserer  Zeit  die 
Verabsolutierung  des  wirtschaftlichen  Wertes  durchschlägt.  Nicht  das  kann 
uns  rechtfertigen,  daß  abendländische  Mentalität  uns  die  Möglichkeit  ver¬ 
schließt,  „auf  indisch  zu  entsagen“,16)  könnte  diese  Mentalität  doch  eine 
kapitalistische  sein  und  unser  Ziel  das  der  kapitalistischen  Wirtschaftsepoche. 
Hat  etwa  der  Inder,  der  nur  die  lebensnotwendigsten  Bedürfnisse  mit  einem 
geringen  Zeitaufwand  befriedigt  und  wirtschaftliche  Bedürfnisse  anderer  Art 
nicht  kennt,  die  Spannung  nicht  stärker  vermindert  als  der  Europäer  mit 
seiner  hochentwickelten  Zivilisation? 

Die  Möglichkeit  einer  solchen  Erfüllung  des  Wirtschaftszweckes  ist 
selbstverständlich  zuzugeben.  Eine  Wertver Schiebung  von  der  Wirtschaft 
zu  den  geistigen  Kiilturgebieten  ist  mit  Sicherheit  zu  erwarten  und  bei  der 
Ueberbetonung  wirtschaftlicher  Werte  auch  zu  erstreben.  Die  Hypertrophie 
der  Wirtschaft  drängt  zu  der  Frage,  welcher  Raum  den  wirtschaftlichen 
Dingen  im  Gesamtbewußtsein  der  Kultur  zukommt,  d.  h.  welcher  Wert  ihnen 
im  Verhältnis  zu  den  übrigen  Kulturwerten  zuzumessen  ist.  Soll  Wirtschaft 
in  ein  Kultursystem  einbezogen  werden,  so  ist  die  Entscheidung  über  den 
kosmischen  Wert  der  Wirklichkeit  besonders  der  gesellschaftlich-geschicht¬ 
lichen  voranzustellen.  Voraussetzungslose  Wissenschaft  gibt  es  nicht;  der 
Anerkennung  der  Wissenschaft  selbst  liegt  schon  eine  bestimmte  Einstellung 
zur  Welt  zu  Grunde.  Ist  diese  lebensverneinend,  so  wird  Wirtschaft  über¬ 
flüssig  oder  mindestens  zur  üblen,  nicht  ganz  zu  umgehenden  Notwendig¬ 
keit  herabgedrückt.  Bietet  die  Welt  nur  Unvollkommenheit,  ist  Nirwana, 
ist  das  Jenseits,  die  innere  Welt,  ist  die  Wunschlosigkeit  des  Laotse  das 
einzige  zu  erstrebende  Ziel,  so  hat  es  keinen  Sinn,  Wirtschaft  zu  treiben 
und  der  Einsiedler  mit  individueller  (vorwirtschaftlicher)  Nahrungssuche 
wäre  der  vollendetste  Typ. 


16)  Hermann  Keyserling,  das  Reisetagebuch  eines  Philosophen.  Darmstadt  1921, 
S.  818. 
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Der  tragische  Widerstreit  zwischen  der  religiösen  Idee  und  den 
empirischen  Bedingungen  der  wirtschaftlichen  Wirklichkeit,  der  die  mittel¬ 
alterliche  Kultur  charakterisiert  und  sich  im  Gegensatz  der  Idee  des 
Gottesreiches  und  der  Weltherrschaft  der  Kirche  zeigt,  kann  die  Einheit 
nur  durch  Vergewaltigung  der  Idee  der  Wirtschaft  erreichen.  Wenn  man 
von  solcher  Weltanschauung  aus  argwöhnen  würde,  daß  das  von  uns  an  die 
Spitze  gestellte  wirtschaftliche  Prinzip  hedonischen  Charakter  trägt  im 
Gegensatz  zum  asketischen  Prinzip,  das  kleinsten  Genuß  bei  größtem  Opfer 
fordert,  so  würde  dieser  Einwand  das  Wesen  der  Wirtschaft  verkennen. 
Sie  setzt  nicht  Vermehrung  der  Lust,  Verminderung  der  Unlust  als  Ziel, 
sondern  vergleicht  Anstrengung  und  Befriedigung  miteinander,  urteilt 
modal,  nicht  final  über  den  Erfolg.  Indem  die  Askese  Arbeit  um  ihres 
ethischen  Wertes,  nicht  um  des  Erfolges  willen  wertet,  ordnet  sie  die  Wirt¬ 
schaft  der  Ethik  unter  und  weicht  bewußt  von  den  Zielsetzungen  der 
Wirtschaft  ab.  Und  wenn  auch,  wie  Max  Weber17)  nachweist,  die  protestan¬ 
tische  Askese  mit  ihrer  Anerkennung  der  Arbeit  zum  gewaltigen  Antrieb 
der  Produktivität  geworden  ist,  so  muß  dieser  Erfolg  als  ungewollter,  aus 
der  Heterogenie  der  Zwecke  folgender  und  die  Askese  selbst  aufhebender 
aufgefaßt  werden.  Und  er  wird  uns  das  eine  lehren,  daß  geistige  Mächte 
wirksam  sind,  die  den  Lauf  der  Wirtschaft  gewaltiger  gestalten,  als 
menschliches  Wollen  in  direkter  Zielsetzung  es  vermag. 

Weder  vom  Standpunkt  der  Weltablehnung  noch  von  dem  ebenso 
eindeutigen  antipodischen  der  heidnischen  Lebensbejahung,  die  keine  Ent¬ 
wicklung  kennt,  ist  die  Wirtschaftsidee  möglich.  Nur  in  der  höheren 
Synthese  beider,  im  messianischen  Gedanken,  der  die  Aufgabe  der  Lebens¬ 
gestaltung  und  Wirtschaftssteigerung  bringt,  wird  Wirtschaft  sinnvoll.  Nur 
diese  Einstellung  gibt  der  Menschheit  die  kulturschaffende  Aktivität,  die 
Voraussetzung  jeder  Wirtschaftsentwicklung  ist.  Von  der  messianischen 
Idee,  wie  sie  im  Idealismus  philosophische  Gestalt  gewonnen  hat,  sind  wir 
in  unseren  Untersuchungen  ausgegangen.  Nur  eine  Weiterentwicklung  der 
Wirtschaft,  die  alles  Errungene  in  sich  aufhebt  in  der  dreifachen  Hegelschen 
Bedeutung  dieses  Wortes  als  beendigen,  bewahren  und  steigern,  kann  von 
uns  erstrebt  werden.  Jede  Rückentwicklung  der  Wirtschaft  müßte  die  gewiß 
von  keiner  Religion  gebilligte  Katastrophe  einer  starken  Bevölkerungs¬ 
minderung  zur  Folge  haben  und  würde  damit  endigen,  daß  die  Völker  des 
Abendlandes  ihren  geringeren  Bedarf  mit  einem  Mehr  an  Aufwand 
beschaffen  müßten  als  heute  den  höheren.  Das  Wirtschaftsziel  wäre  hier 
in  der  kargen,  stark  erschöpften  Natur  nicht  zu  erreichen.  Dem  wirtschaft¬ 
lichen  Wert  seine  Berechtigung  zugestehen,  heißt  jedoch  keinesfalls,  das 
Weltbild  überhaupt  in  der  Sphäre  der  Diesseitigkeit  zu  erschöpfen. 


17)  Die  protestantische  Ethik  und  der  Geist  des  Kapitalismus.  Gesammelte  Auf¬ 
sätze  zur  Religionssoziologie  I.  Tübingen  1920,  S.  201. 
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Nach  der  Philosophie  unserer  Zeit  kann  auch  das  einzelne  Individuum 
nur  in  zweckvoller  Arbeit  Erfüllung  seines  Daseins  finden.  Werkschaffen, 
Hingabe  an  das  Werk  ist  Leben  in  höchster  Potenz.  Im  Prinzip  des 
Schaffens  liegt  eine  Grundmacht  des  heutigen  Lebens.  Indem  der  Mensch 
über  sein  Dasein  hinaus  das  seiner  Generation  gestaltet,  stellt  sich  sein 
Schaffen  in  den  Dienst  des  Kulturfortganges  und  gewinnt  metaphysischen 
Charakter.  Im  restlosen  Fortschreiten,  in  der  Setzung  immer  höherer  Ziele 
strebt  die  Idee  der  Menschheit  ihrer  Erfüllung  zu.  Ist  dieses  abendländische 
Philosophie,  stellt  sich  der  Idealismus  Europas  dem  Nichtigkeitsgefühl,  der 
Passivität  und  Schicksalsergebenheit  des  Morgenlandes  gegenüber,  was 
nicht  bestritten  werden  soll,  so  würde  daraus  nur  folgen,  daß  sich  der 
Westen  in  höherem  Maße  der  Idee  der  Wirtschaft  zu  nähern  strebt. 
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Zur  ökonomischen  Theorie  des  Imperialismus 

Von  Adolf  Löwe 

jr 

1.  Das  Problem 

Der  gewaltige  Expansionsdrang  der  abendländischen  Staaten  in  der 
Neuzeit  ist  eine  unbestrittene  Tatsache.  Auch  daß  dieses  machtpolitische 
Verhalten  der  Staaten  seinen  Niederschlag  in  der  Wirtschaftspolitik  findet 
und  die  Struktur  der  nationalen  Wirtschaften  wie  des  weltwirtschaftlichen 
Verkehrs  seit  Anfang  des  neunzehnten  Jahrhunderts  nachdrücklichst  beein¬ 
flußt  hat,  ist  allgemeine  Ueberzeugung.  Um  so  heftiger  tobt  der  Meinungs¬ 
streit  um  das  Problem,  ob  die  Wirtschaft  und  ihre  Triebkräfte  selbst  die 
entscheidende  Ursache  für  diesen  politischen  Expansionsdrang,  der  mit  dem 
Begriff  „Imperialismus“  gemeint  ist,  darstellen,  oder  ob  diese  aggressiven 
Tendenzen  sich  ohne  Rücksicht,  womöglich  gar  im  Gegensatz  zu  den  wirt¬ 
schaftlichen  Interessen  der  Subjekte  einer  solchen  Politik  durchsetzen. 

Vor  dem  Kriege  betonten  sowohl  die  neomerkantilistische  Doktrin, 
welche  allerdings  das  engere  Problem  des  Imperialismus  im  wesentlichen 
populärwissenschaftlich  behandelte  (Naumann),  als  auch  die  neomarxistische 
Lehre  (Bauer,  Hilferding,  vor  allem  Rosa  Luxemburg)  den  engen  Zusammen¬ 
hang  zwischen  politischer  Expansion  und  wirtschaftlichem  Interesse.  Die  in 
der  offiziellen  Wissenschaft  aller  Länder  überwiegende  Auffassung  wandelte 
aber  in  den  Bahnen  der  alten  liberalen  Theorie  und  hielt  auch,  wo  sie  die 
Lehre  von  der  Interessenharmonie  zwischen  den  Klassen  preisgegeben  hatte, 
doch  für  den  zwischenstaatlichen  Wirtschaftsverkehr  an  den  pazifistischen 
Grundmeinungen  der  alten  Freihandelslehre  fest  (Brentano,  Marshall).  Die 
wirtschaftlichen  Wirkungen  des  Krieges  und  noch  mehr  die  unbezweifel- 
baren  Mißerfolge  der  imperialistischen  Friedensverträge  für  die  Wirtschafts¬ 
interessen  wichtiger  Siegerstaaten  haben  das  Ansehen  der  liberalen  Theorie 
auch  in  der  Praxis  wieder  erheblich  gestärkt  (vergl.  die  politische  Wirkung 
der  Keynesschen  Bücher).  Andererseits  erklärt  ein  merkantilistischen  An¬ 
schauungen  so  nahestehender  Autor  wie  Spann  neuerdings  den  Begriff  des 
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Imperialismus1)  für  eine  nur  parteipolitische  Begriffsbildung,  hinter  der  sich 
letztlich  ein  soziologisches  Problem,  und  zwar  das  von  Gleichheit  und  Un¬ 
gleichheit  der  einzelnen  wie  der  Gesamtheiten,  verberge.  Im  Gegensatz 
hierzu  haben  dieselben  Ereignisse  im  sozialistischen  Lager,  vor  allem  bei 
den  in  der  Theorie  heute  führenden  Bolschewisten,  die  Ueberzeugung  ver¬ 
stärkt,  daß  der  Imperialismus  der  schärfste  Ausdruck  für  die  inneren  Wider¬ 
sprüche  des  herrschenden  Wirtschaftssystems  sei  (Lenin,  Trotzky,  Bucharin). 

Bei  diesem  Stande  der  Kontroverse  dürfte  das  Ringen  um  weitere 
Klärung  des  Sachverhalts  nicht  überflüssig  erscheinen.  Zum  Ausgangspunkt 
nehmen  die  folgenden  Darlegungen  eine  Spezialarbeit  über  das  Problem  des 
Imperialismus,  für  deren  rein  wissenschaftliche  Absicht  fern  von  jeder 
politischen  Tendenz  in  gleicher  Weise  der  Name  des  Verfassers  wie  der 
Erscheinungsort  bürgt.  Es  handelt  sich  um  Schumpeters  Aufsatz:  „Zur 
Soziologie  der  Imperialismen“,  erschienen  im  Archiv  für  Sozialwissenschaft 
und  Sozialpolitik.2)  Dieser  Ausgangspunkt  erscheint  deswegen  besonders  ge¬ 
eignet,  weil  diese  Studie,  wenn  auch  mit  sehr  interessanten  Nuancen, 
den  Standpunkt  der  liberalen  Theorie  neu  zu  rechtfertigen  sucht,  in  ihrer 
Methode  aber,  und  zwar  sowohl  in  der  ökonomischen  als  in  der  soziologisch¬ 
historischen,  sich  auf  gleichen  Boden  mit  den  von  ihr  bekämpften  Arbeiten 
der  wissenschaftlichen  Sozialisten  stellt,3 4)  so  daß  die  Gefahr  methodischer 
Mißverständnisse  zwischen  den  streitenden  Richtungen  auf  ein  Mindestmaß 
beschränkt  ist. 

In  Uebereinstimmung  mit  Sch,1)  soll  das  ökonomische  Problem  des 
Imperialismus  in  aller  Schärfe  folgendermaßen  gestellt  werden:  Läßt  sich 
der  Zustand  dauernder  Aggressivität  unter  den  Staaten  der  entfalteten 
kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  auf  die  wahren  ökonomischen  Interessen 
einer  in  dieser  Wirtschaftsordnung  maßgebenden  und  für  sie  typischen 
Gruppe,  Klasse  oder  gar  Volksgesamtheit  gründen? 

Nicht  handelt  es  sich  also  um  die  Erklärung  aggressiver  Ausbrüch^ 
wie  zum  Beispiel  nationaler  Einigungskriege,  deren  anders  geartete  Ziele 

1)  Handb.  der  Staatsw.  4.  Aufl.  Bd.  5.  S,  383  ff. 

2)  46.  Bd.  S.  I  ff.  Sch.  unternimmt,  wie  schon  der  Titel  des  Aufsatzes  anzeigt,  den 
Versuch  einer  Entwicklungsgeschichte  des  Imperialismus  seit  den  frühesten  historischen 
Epochen  bis  zur  Gegenwart.  Für  die  folgende  Untersuchung  steht  nur  der  Zusammenhang 
zwischen  dem  heute  herrschenden  Wirtschaftssystem  und  dem  Imperialismus,  d.  h.  im 
wesentlichen  der  Gegenstand  des  I.  und  V.  Kapitels  der  Abhandlung  in  Frage.  Ob 
die  Ausdehnung  des  Begriffs  „Imperialismus“  auf  alle  Arten  gewaltsamer  Expansion,  die 
im  Laufe  der  Geschichte  aufgetreten  sind,  zweckmäßig  ist,  kann  hier  daher  unerörtert 
bleiben.  Von  den  Ergebnissen  seiner  Untersuchung  aus  kann  Sch,  jedenfalls  diese  Ter¬ 
minologie  rechtfertigen. 

3)  Oekonomisch:  in  der  Anerkennung  des  Profitinteresses  als  der  Triebkraft  der 
kapitalistischen  Wirtschaft  (S.  284);  soziologisch-historisch:  durch  die  Einstellung  zur 
ökonomischen  Geschichtsauffassung  (S.  283,  290,  309), 

4)  S.  I  ff.,  287, 
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und  Ursachen  mindestens  zunächst  unbezweifelbar  sind,  wenn  auch  wirt¬ 
schaftliche  Interessen  in  der  Tiefe  oft  eine  größere  Rolle  spielen  mögen,  als 
die  herrschende  Ideologie  wahr  haben  will.  Gemeint  ist  vielmehr  der  mit 
der  liberalen  Theorie  zwischenstaatlicher  Interessenharmonie  so  unverein¬ 
bare  Dauerzustand  politischer  Spannung,  der  seit  dem  neuen  Kolonialzeit¬ 
alter  in  der  Mitte  des  neunzehnten  Jahrhunderts  vor  aller  Augen  im  An¬ 
wachsen  begriffen  war,  seit  der  Jahrhundertwende  zur  Explosion  drängte 
und  auch  nach  der  über  vier  Jahre  dauernden  Entladung  zwar  die  Hochdruck¬ 
zustände  verlagert,  aber  im  Gesamtdruck  kaum  abgenommen  hat.  Der 
Beweis  kann  ferner  nur  als  erbracht  gelten,  wenn  es  wahre,  nicht  ver¬ 
meintliche  wirtschaftliche  Interessen,  und  zwar  die  Interessen  spezifisch 
kapitalistischer,  nicht  etwa  feudaler  Schichten  sind,  auf  welche  die  imperia¬ 
listische  Tendenz  sich  gründet.  Und  schließlich  müssen  diese  wirtschaft¬ 
lichen  Interessen  nicht  bloße  Begleiterscheinung  anderer  Ursachen,  sondern 
zum  mindesten  so  mächtige  selbständige  Antriebe  des  Imperialismus  sein, 
daß  sie  auch  für  sich  allein  zu  seiner  Verständlichmachung  ausreichen 
würden,  wenngleich  ihre  Ausschließlichkeit  als  Ursache  weder  erforderlich 
ist  noch  auch  bei  der  Komplexheit  historisch-soziologischer  Tatbestände 
ernsthaft  behauptet  werden  kann. 

2.  Die  These  Schumpeters 

Die  Darlegungen  Sch.s5)  bewegen  sich  in  einem  ökonomischen  und 
einem  soziologischen  Gedankengang.  Uebereinstimmend  mit  der  klassischen 
Lehre  sieht  Sch,  den  ökonomischen  Gewinn  des  internationalen  Verkehrs 
in  der  durch  die  internationale  Arbeitsteilung  reichlicher  werdenden  Güter¬ 
versorgung.6)  Dieses  Ziel  wird  am  vollkommensten  bei  uneingeschränktem 
Freihandel  erreicht.  Da  der,  natürlich  nicht  auf  Zollfreiheit  beschränkte, 
Freihandel  das  ganze  Ausland  wirtschaftlich  dem  Inland  gleichstellt,  besteht 
hier  für  keine  Klasse  ein  Interesse  an  gewaltsamer  Expansion.  Statisch  ge¬ 
sehen  findet  jede  Ware  ihren  Käufer,  jedes  Kapital  seine  Anlage,  da  ja 
Kapital  und  Arbeit,  wenn  sie  sich  der  Betätigung  im  Ausland  zuwenden, 
notwendig  irgendwo  eine  Lücke  lassen,  die  den  anderen  Völkern  die  ent¬ 
gangene  Anlage  ersetzt. 

Auch  Schutzzölle  ändern  diese  friedliche  Interessenlage  nicht  von 
Grund  aus.  Sie  entstammen  an  sich  einer  vergangenen  Wirtschaftsepoche 
und  wirken  im  wesentlichen  aus  nur  historisch-soziologisch  zu  erklärenden 
Gründen  in  die  Gegenwart  fort.  Sie  erschweren  wohl  den  internationalen 
Austausch  und  rücken  die  Unternehmerschaften  der  verschiedenen  Länder 
in  Kampfstellung,  dienen  damit  aber  mehr  einer  aus  anderen  Gründen 

5)  Wo  nicht  besonders  zitiert  ist,  bezieht  sich  die  Darstellung  in  diesem  Ab¬ 
schnitt  auf  das  V.  Kapitel  des  erwähnten  Aufsatzes. 

6)  S.  293. 
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expansiven  Staatspolitik  als  spezifisch  wirtschaftlichen  Interessen.  Den 
Arbeitern  wie  den  Kapitalisten  (in  dem  für  Sch.  typischen  Gegensatz  zu  den 
Unternehmern  verstanden)  gehen  Schutzzölle  gegen  ihr  Klasseninteresse 
sowohl  als  Produzenten  wie  als  Konsumenten,  Auch  den  Unternehmern 
nützt  nur  der  gerade  auf  ihr  Produkt  gelegte  Zoll,  ein  Vorteil,  der  überdies 
infolge  der  Gegenmaßnahmen  der  anderen  Länder  in  der  Regel  nur  vor¬ 
übergehend  ist.  Fast  restlos  vorteilhaft  sind  die  unmittelbaren  Wirkungen 
der  Schutzzölle  nur  für  die  Grundherren. 

Wenn  trotzdem  die  Unternehmer  in  der  Regel  Schutzzöllner  sind,  so 
liegt  das  an  zwei  Gründen:  einmal  an  ihrer  Neigung  zum,  kurz  gesagt, 
Traditionalismus,  die  einen  Teil  von  ihnen  der  Anpassung  an  die  Produktions¬ 
fortschritte  des  Auslandes  widerstreben  läßt;  vor  allem  aber  an  der  Er¬ 
leichterung,  welche  die  Schutzzollpolitik  für  die  Kartell-  und  Trustbildung 
bietet.  Indem  der  Schutzzoll  die  ausländische  Konkurrenz  fernhält,  schafft 
er  diesen  monopolistischen  Organisationen  erst  die  unangreifbare  Stellung 
auf  dem  Binnenmarkt,  die  ihnen  ihre  monopolistische  Preispolitik  ermöglicht. 
Freilich  kann  das  Kartell  das  ökonomisch  optimale  Produktquantum  in 
der  Regel  zum  Monopolpreis  nicht  auf  dem  Inlandsmarkt  unterbringen.  Es 
hilft  sich,  indem  es  den  Rest  zu  niedrigeren  Preisen,  möglicherweise  unter 
Selbstkosten,  ins  Ausland  verkauft. 

Diese  Schleuderkonkurrenz  stellt  nun  in  der  Tat  die  Produzenten¬ 
gruppen  einer  Nation  in  den  schärfsten  wirtschaftlichen  Gegensatz  zu  den 
Produzentengruppen  der  anderen,  zumal  da  die  Herrschaft  der  Großbanken 
die  gleiche  Politik  auf  dem  Kapitalmarkt  gestattet.  Sind  erst  alle  Nationen 
zu  dieser  Art  monopolistischer  Preispolitik  übergegangen,  so  werden  die 
Schleuderpreise  für  die  Produktionsreste  am  Weltmarkt  immer  niedriger,  die 
Feindseligkeit  der  Konkurrenz  immer  heftiger.  In  diesem  Kampf  ge- 
dumpter  Produkte  und  Kapitale  wird  die  politische  Expansion,  der  Erwerb 
von  Kolonialbesitz,  ausländischen  Anlagen,  handelspolitischen  Vorzugs¬ 
bedingungen  von  höchster  Wichtigkeit.  Jedes  Mittel  zu  ihrer  Erringung  wird 
angewandt,  schließlich  auch  die  kriegerische  Gewalt.  Diese  vom  Export¬ 
monopolismus  geschaffene  Atmosphäre  erzeugt  nun  unter  der  ständigen 
Kriegsdrohung  die  Tendenz  zu  wirtschaftlicher  Autarkie  und  damit  ein 
weiteres  imperialistisches  Interesse  an  der  Eroberung  rohstoff-  und  nahrungs¬ 
mittelproduzierender  Länder  und  schließlich  sogar  das  Interesse  an  dem 
reinen  Konsumtionsexzeß  des  Krieges  als  solchem. 

Trotz  dieser  schärfsten  Gegensätze  sind  aber  auch  jetzt  noch  die 
Gemeinschaftsinteressen  der  weltwirtschaftlichen  Arbeitsteilung  nicht  völlig 
aufgehoben.  Ein  wirkliches  Interesse  am  Exportmonopolismus  haben  nur  die 
beteiligten  Unternehmer.  Alle  anderen  Schichten,  so  die  nicht  kartellierten 
Produzenten,  Händler  und  auch  die  eigentlichen  Kapitalisten  sind  im  wesent¬ 
lichen  nur  Opfer  dieser  Politik.  Aufs  schärfste  gegeninteressiert  ist  aber  die 
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Arbeiterklasse-  Wenn  die  gedumpten  Produkte,  die  ja  nur  ,, infolge  der 
Politik  des  Exportmonopolismus  exportiert  werden  und  sonst  nicht  exportiert 
würden“,7)  im  Inlande  abgesetzt  würden,  so  müßte  die  Arbeiterschaft  als 
Konsument  daran  gewinnen,  ohne  als  Produzent  zu  verlieren.8)  Aber  auch 
für  die  unmittelbaren  Nutznießer  selbst  ist  die  Bilanz  dieser  Politik  „nichts 
weniger  als  glänzend“,9)  sobald  diese  allgemein  geworden  ist.  Daher  ist  auch 
seit  geraumer  Zeit  eine  Gegenbewegung  in  Gestalt  der  Antidumpinggesetz¬ 
gebung  der  Schutzzollstaaten  im  Gange,  die  sich  „zwar  in  erster  Linie  gegen 
das  Dumping  des  fremden  und  nicht  des  eigenen  Unternehmers  richtet“,10) 
aber  „bei  ruhiger  Entwicklung“  wohl  „nach  und  nach  eine  Spitze  gegen  das 
Dumping  der  heimischen  Kartelle  bekommen  wird“.11)  Jedenfalls  ist,  so 
unrichtig  die  Katastrophentheorie  die  Zukunft  des  Kapitalismus  beurteilt, 
„der  eben  geschilderte  Zustand  wirklich  unhaltbar,  wirtschaftlich  und 
politisch“.12) 

Nun  entspringen  Trust  und  Kartell  und  die  von  ihnen  betriebene 
Politik  des  Exportmonopolismus  keineswegs  dem  Automatismus  der  Kon¬ 
kurrenzwirtschaft.  Sie  können  ihren  Daseinszweck  nur  mit  Hilfe  von 
Schutzzöllen  erreichen,  die  gleichfalls  nicht  aus  der  Konkurrenzwirtschaft 
erwachsen,  sondern  Kinder  sind  „einer  politischen  Aktion,  die  sofort  unmög¬ 
lich  wird,  sowie  sich  die  Majorität  derer,  die  mittun  müssen,  ihrer  wahren 
Interessenlage  bewußt  wird“.13)  Ein  Blick  auf  die  geschichtliche  Herkunft 
der  Zölle  gibt  die  Erklärung.  Die  Zölle  entsprangen  dem  finanziellen 
Interesse  der  fürstlichen  Gewalten,  zunächst  als  nackte  Besteuerung  des 
Handelsgewinns,  später  in  der  veredelten  Form  der  merkantilistischen 
Züchtung  leistungsfähiger  Steuerobjekte.  Das  handel-  und  gewerbetreibende 
Bürgertum  kam  so  in  Abhängigkeit  vom  Fürsten,  dessen  es  überdies  zum 
Schutze  gegen  die  übrigen  feudalen  Gewalten  bedurfte.  Vom  Fürsten,  d.  h. 
„von  den  Notwendigkeiten  und  Interessenlagen  eines  essentiell  un-  und  vor¬ 
kapitalistischen  Milieus“14)  geformt,  trat  das  Bürgertum  in  die  industrielle 
Revolution  ein.  So  viel  der  Kapitalismus  durch  seinen  Automatismus  ver¬ 
änderte,  auf  dem  Kontinent  griff  er  nirgends,  am  wenigsten  gegenüber  den 
agrarischen  Kreisen,  durch.  So  konnten  „die  Tendenzen  des  Fürstenstaates 
—  unter  diesen  auch  die  imperialistische  —  sich  so  widerstandsfähig“15) 


7)  S.  301. 

8)  Auf  die  hieran  angeknüpfte  Polemik  Sch.s  gegen  die  neomarxistische  Lehre,  die 
wenigstens  momentane  Vorteile  der  Arbeiterklasse  am  Exportmonopolismus  zugibt 
(S.  300),  wird  später  noch  eingegangen. 

9)  S.  302.  —  10)  302.  —  u)  302. 

12)  S.  297.  Dieses  Herausfallen  der  Darstellung  aus  der  beabsichtigten  und  im 

übrigen  auch  durchgehaltenen  wertungsfreien  Theorie  in  den  Ton  der  Wirtschaftspolitik 

ist  für  die  liberale  Grundeinstellung  Schs.  überaus  bezeichnend, 

13)  S.  303.  —  14)  S.  305.  —  15)  S.  305. 
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zeigen,  so  machtvoll  die  kapitalistische  Entwicklung  beeinflussen,  und  so 
konnte  der  alte  Exportmonopolismus  fortleben  und  der  moderne  entstehen. 

Damit  ist  die  Ueberleitung  zur  soziologischen  Strukturanalyse  gegeben. 
,,Die  soziale  Pyramide  der  Gegenwart  ist  nicht  von  Stoff  und  Gesetz  des 
Kapitalismus  allein  gebildet,  sondern  von  zwei  verschiedenen  sozialen  Stoffen 
und  von  den  Gesetzen  zweier  verschiedener  Epochen“16).  Der  feudale  Stoff 
in  der  Form,  die  der  Fürstenstaat  ihm  gegeben  hat:  ,,staatisiert,  imperialisiert, 
das  Nationalgefühl  zum  aggressiven  Nationalismus  gestaltet“1'),  ist  die 
historische  und  soziologische  Quelle  des  Imperialismus.  Der  demokratisierte, 
individualisierte  und  rationalisierte  bürgerliche  Typus  bildet  hierzu  den 
schärfsten  Gegensatz.18)  Sein  Energieüberschuß  wird  von  den  Anforderungen 
der  Konkurrenzwirtschaft  absorbiert.  ,,Die  Abenteuer  einer  aktivistischen 
äußeren  Politik  müßten  als  leidige  Störung  —  als  Ablenkung  von  den  ge¬ 
wohnten,  daher  „wahren“  —  Aufgaben  empfunden  werden.“19)  „Eine  rein 
kapitalistische  Welt  könnte  daher  kein  Nährboden  für  imperialistische 
Impulse  sein.“20)  Der  philosophische  Radikalismus,  die  wachsende  Friedens¬ 
bewegung,  die  politische  Einstellung  der  industriellen  Arbeiterschaft  sind 
trotz  der  vom  feudalen  Typus  und  seinen  intellektuellen  Trabanten  ver¬ 
tretenen  Stimmung  des  Nationalismus  und  Militarismus  ein  deutlicher 
Beweis,  daß  die  kapitalistische  Welt  die  Disposition  zum  Imperialismus 
nicht  fördert,  sondern  unterdrückt.  So  sind  „die  Lebensformen  der 
kapitalistischen  Welt  imperialistischen  Dispositionen  ungünstig“,  wie  „auch 
die  Interessenlage  der  kapitalistischen  Wirtschaft,  selbst  die  ihrer  Ober¬ 
schichten,  keineswegs  eindeutig  in  die  Richtung  des  Imperialismus  weist“.21) 
„Woraus  folgt,  daß  es  grundfalsch  ist,  den  Imperialismus  eine  notwendige 
Phase  des  Kapitalismus  zu  nennen  oder  gar  von  einer  Entwicklung  des 
Kapitalismus  zum  Imperialismus  zu  sprechen.“22) 

Die  Ergebnisse  der  Sch, sehen  Studie  lassen  sich  in  scharfer  Pointierung 
folgendermaßen  zusammenfassen: 

1.  Der  Imperialismus  steht  in  keinem  notwendigen  Zusammenhang 
mit  der  kapitalistischen  Wirtschaft.  Sowohl  die  Struktur  des  kapitalistischen 
Typus  wie  auch  seine  Interessenlage  weisen  in  die  Richtung  des  Freihandels. 

2.  Historisch-soziologische  Gründe  haben  in  der  kapitalistischen 
Wirtschaft  die  der  feudalen  Ideenwelt  und  Interessenlage  zugeordneten 
Schutzzölle  erhalten.  Aus  Traditionalismus  und  Interesse  am  Export¬ 
monopolismus  sucht  eine  kleine  Schicht  der  kapitalistischen  Unternehmer¬ 
schaft  gegen  das  wahre  Interesse  aller  übrigen  Klassen  und  Gruppen  Nutzen 
von  den  Schutzzöllen  zu  ziehen. 


16)  S.  3C6.  —  17)  S.  306.  —  18)  S.  285  ff.  —  19)  S.  287.  —  20)  S.  287.  —  21)  S.  303.  — 
2I2)  S.  303. 
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3.  Dieses  mittels  Kartell-  und  Trustpolitik  sich  durchsetzende,  aber 
bei  allseitiger  Durchführung  immer  fragwürdiger  werdende  Interesse  am 
Exportmonopolismus  ist  die  wirtschaftliche  Ursache  des  heutigen  Imperialis¬ 
mus,  eines  Atavismus  der  sozialen  Struktur. 

4.  Der  „selbst  vom  kapitalistischen  Standpunkt  unhaltbare  Export¬ 
monopolismus“23)  wird  seiner  Irrationalität  notwendig  erliegen,  womit  die 
wirtschaftliche  Ursache  des  Imperialismus  beseitigt  sein  wird. 

Die  von  diesem  Standpunkt  für  die  ökonomische  Geschichtsbetrachtung 
entstehende  Schwierigkeit,  daß  ein  politischer  Tatbestand  ohne  Bezug,  ja 
in  scharfem  Gegensatz  zu  den  herrschenden  Produktionsverhältnissen  sich 
durchsetzt,  glaubt  Sch.  durch  den  Hinweis  überbrücken  zu  können,  daß 
der  Imperialismus  ja  auch  aus  Produktionsverhältnissen,  allerdings  nicht  den 
gegenwärtigen,  sondern  den  vergangenen,  verständlich  sei.24) 

3,  Der  Monopolpreis  der  Kartelle 

So  imponierend  in  seiner  breiten  und  tiefen  soziologischen  Fundierung 
der  Gedankengang  Sch.s  ist,  so  regen  sich  doch  schon  bei  einer  ober¬ 
flächlichen  Musterung  seiner  Ergebnisse  gewichtige  Bedenken.  Der  Imperialis¬ 
mus,  dieser  Despot  der  heutigen  Völkerschicksale,  diese  mächtigste  Trieb¬ 
kraft  des  außenpolitischen  Geschehens  und  unter  seinem  Zwang  auch  des 
innenpolitischen,  ein  sozialer  Atavismus?25)  Entgegen  ihrer  wahren 
Interessenlage  läßt  sich  die  Majorität  jedes  Volkes  von  dieser  atavistischen 
Ideologie  anstecken?  Und  dies  unter  dem  kapitalistischen  Wirtschaftssystem, 
dessen  Ablauf  auf  dem  Handeln  der  Einzelnen  im  Sinne  ihres  wohlver¬ 
standenen  Interesses  beruht? 

Aber  unterwerfen  wir,  unbeeinflußt  durch  diese  phänomenologischen 
Zweifel,  die  eigentlich  ökonomische  Beweisführung  einer  genaueren  Unter¬ 
suchung.  Die  ökonomischen  Betrachtungen  Sch.s  suchen  nicht  ein  flüch¬ 
tiges  Momentbild  des  wirtschaftlichen  Prozesses  festzuhalten.  Sie  sind  immer 
und  überall  in  der  vorliegenden  Studie  darauf  eingestellt,  die  sich  auf  die 
Dauer  durchsetzenden  Tendenzen  der  tauschwirtschaftlichen  Marktvorgänge 
zu  erfassen.  Dies  gilt  für  seine  Aussagen  über  den  Freihandel  wie  über  den 
Schutzzoll,  Es  gilt  auch  für  die  Darstellung  des  Exportmonopolismus,  jener 
für  die  ganze  Ableitung  entscheidenden  Stelle,  weil  im  Exportmonopolismus, 
und  nach  Sch.s  Meinung  nur  hier,  imperialistische  Aktion  und  wirt¬ 
schaftliches  Interesse  zusammenstoßen.  Die  hierbei  sich  abspielenden  Markt- 


23)  S.  310. 

21)  Vor  allem  S.  283,  309, 

25)  Die  imperialistische  Einstellung  der  überwältigenden  Majorität  des  Proletariats 
aller  hochkapitalistischen  Länder  ist  im  Weltkrieg  unbezweifelbar  zu  Tage  getreten. 
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Vorgänge,  d.  h.  die  Produktions-  und  Preispolitik  der  Kartelle  und  Trusts20) 
auf  dem  Binnenmarkt  und  auf  dem  Weltmarkt27),  stellt  Sch.  folgender¬ 
maßen  dar: 

Um  die  Vorteile  des  Großbetriebs  auszunützen,  muß  das  technisch¬ 
ökonomisch  optimale  Produktquantum  hergestellt  werden.  Andererseits  soll 
im  Inland  ein  Monopolpreis  genommen  werden,  der  „weit  über  dem  nach 
dem  Kostensatz  zu  gravitierenden  Konkurrenzpreis“,28)  d.  h.  über  den  Grenz¬ 
kosten  des  Grenzproduzenten,  liegt.  Da  im  Regelfall  nicht  das  ganze  optimale 
Produktquantum  zu  diesem  Monopolpreis  im  Inland  abgesetzt  werden  kann, 
bleibt  ein  unverkäuflicher  Rest,  der  ins  Ausland  verschleudert  wird.  Diese 
Warenmengen  würden,  „wenn  sie  nicht  gedumpt  werden  könnten,  nicht 
etwa  unproduziert  bleiben,  sondern  eben  zum  großen  Teil  —  nicht  ganz  — 
im  Inland  angeboten  werden,  so  daß  der  Arbeiterschaft  im  allgemeinen 
dieselbe  Beschäftigungsmöglichkeit  bliebe  und  außerdem  noch  der  Konsum 
verbilligt  würde“.29)  Sch.  setzt  also  voraus,  daß  das  ganze  vom  Kartell 
produzierte  Produktquantum  zum  Konkurrenzpreis,  d.  h.  unter  Deckung  der 
Kosten  des  Grenzproduzenten,  im  Inland  Absatz  finden  kann.  „Ist  das  nicht 
möglich,  so  ist  eine  solche  Ausdehnung  der  produktiven  Kapazität  der  be¬ 
treffenden  Branche  überhaupt  unwirtschaftlich,  und  es  liegt  im  Interesse  aller 
beteiligten  Produktionsfaktoren,  die  Kartellmachthaber  allein  ausgeschlossen, 
wenn  Kapital  und  Arbeit  in  eine  andere  Branche  wandern,  was  notwendig 
und  immer30)  möglich  ist.“31) 

Der  Ableitung  ist  also  in  der  Tat  der  Fall  einer  stationären  Wirtschaft 
zugrunde  gelegt,  in  der  vor  Auftritt  der  Monopolpolitik  des  Kartells  alle 
Arbeiter  und  Kapitale  als  beschäftigt  gedacht  sind.  Wird  nun  aber  in  einer 
solchen  Wirtschaft  der  Kartellpreis  willkürlich  über  den  Grenzkosten  (plus 
Zins)  des  für  die  Versorgung  der  Binnenwirtschaft  notwendigen  Grenzprodu¬ 
zenten  festgesetzt,  so  bedeutet  dies  eine  Störung  des  statischen  Gleich¬ 
gewichtszustandes,  welche  ganz  bestimmte  Gegenkräfte  auslöst.  Unter  der 
Tendenz  des  Ausgleichs  der  Profitrate  werden  sich  auf  die  Dauer  andere 
Kapitale  dieser  Produktion  zuwenden,  es  sei  denn,  daß  es  sich  um  den 
seltenen  Fall  der  Ausnutzung  eines  Naturmonopols  oder  unumgehbaren 
Patentes  handelt.  Daß  der  Fall  des  Naturmonopols  wirklich  nur  die  Aus- 


20)  Im  folgenden  wird  zur  Abkürzung  nur  von  den  Kartellen  gesprochen.  Dies 
ist  ohne  Schaden  möglich,  da  die  sonst  keineswegs  übereinstimmenden  Tendenzen  der 
Kartell-  und  Trustpolitik  in  den  hier  fraglichen  Beziehungen  tatsächlich  zusammen¬ 
fallen. 

ß7)  S.  295.  —  28)  S.  295. 

29)  S.  301.  Die  Worte  „zum  großen  Teil  —  nicht  ganz"  beziehen  sich  offenbar  auf 
die  Fälle  normaler  Produktion  für  die  Ausfuhr  aus  Gründen  der  internationalen  Arbeits¬ 
teilung  zu  den  üblichen  Konkurrenzpreisen.  Zur  Vereinfachung  wird  im  folgenden  von 
dieser  Variante  abgesehen. 

30)  Im  Original  gesperrt.  —  31)  S.  301. 
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nähme  in  der  Kartellpolitik  darstellt,  erweisen  die  für  die  deutsche 
Vorkriegswirtschaft  und  die  exportmonopolistische  Expansion  überhaupt 
typischen  Kartelle  der  Eisen-  und  Stahlindustrie.  Das  Einströmen  von  Kapital 
im  geschilderten  Falle  ist,  wo  überhaupt  möglich,  jedenfalls  rentabel.  Der 
neu  hinzukommende  Produzent  wird  zwar,  in  strenger  theoretischer  Ab¬ 
straktion  betrachtet,  als  neuer  Grenzproduzent  mit  gesteigerten  Selbstkosten 
zu  rechnen  haben.  Es  bleibt  ihm  im  Regelfall  aber  doch  eine  Gewinnmarge, 
da  ja  der  Kartellpreis  nach  der  Voraussetzung  über  den  Kosten  des  bis¬ 
herigen  Grenzproduzenten  steht. 

Aber  noch  mehr.  Wenn  es  sich  bei  dem  Kartellprodukt  um  ein  Gut 
besonderer  Dringlichkeit  handelt,  —  und  da  ja  die  Massenprodukte  in  erster 
Linie  „kartellfähig“  sind,  handelt  es  sich  in  der  Regel  um  ein  solches  Gut  — , 
so  wird  sich  die  inländische  Nachfrage  nach  ihm  nicht  proportional  zur 
Preiserhöhung  verringern.  Das  Kartellprodukt  wird  vielmehr  unter  dem 
Monopolpreis  einen  größeren  Teil  der  Gesamtnachfrage  des  Binnenmarktes 
an  sich  ziehen,  als  dies  unter  der  Herrschaft  des  Konkurrenzpreises  der  Fall 
wäre.  Diese  nunmehr  dem  Kartellprodukt  zusätzlich  zugewandte  Kaufkraft 
muß  notwendig  einem  anderen  Produkt  verloren  gehen.  In  diesem  letzteren 
Produktionszweig  entsteht  Absatzstockung  und  wird  Kapital  frei.  Nicht  nur 
werden  sich  daher,  durch  die  höhere  Gewinnchance  des  Monopolpreises 
angelockt,  freiwillig  Kapitale  der  Erzeugung  der  Kartellprodukte  zuwenden. 
Durch  die  Kaufkraftverschiebung  beschäftigungslos  geworden,  werden  sich 
Kapitale  zwangsläufig  in  ,,Außenseiter“stellung  begeben.  Jedenfalls,  sei  nun 
das  eine  oder  andere  der  Fall,  trägt  diese  Art  von  Kartellpolitik  von 
vornherein  den  Todeskeim  in  sich.  Sie  kann  für  eine  kurze  Zeit  kinetische31a) 
Renten  erzielen.  Auf  die  Dauer  wird  sie  durch  die  Preis-  und  Profitbewegung 
der  Binnenwirtschaft  unmöglich  gemacht  und  ihr  Monopolpreis  durch  die 
zwangsläufigen  Außenseiter  auf  den  Konkurrenzpreis  heruntergedrückt. 

Wir  stehen  also  vor  dem  Ergebnis,  daß  in  der  von  Sch.  seinen 
Ableitungen  zugrunde  gelegten  stationären  Wirtschaft  für  beliebig  reprodu¬ 
zierbare  Güter  ein  Monopolpreis  der  von  ihm  beschriebenen  Art,  folglich 
auch  die  auf  ihm  begründeten  Kartelle  und  schließlich  der  auf  diesen 
ruhende  Exportmonopolismus  auf  die  Dauer  überhaupt  nicht  möglich  sind. 


31a)  So  sollen  dm  folgenden  die  ihrem  Wesen  nach  vorübergehenden  inneren 
Bewegungsphänomene  eines  ökonomischen  Systemes,  sei  es  eines  statischen  oder 
eines  anderen,  bezeichnet  werden.  Der  Ausdruck,  der  aus  Oppenheimers  System  der 
Soziologie  I.  Bd.  1.  Halbband  S.  71  ff.  entlehnt  ist,  zielt  auf  die  Erscheinungen  der 
„Anpassung“  im  Sinne  Schumpeters  (vgl.  Theorie  der  wirtschaftl.  Entwicklung,  Leip¬ 
zig  1912  S.  474).  Der  für  diese  Erscheinungen  oft  verwendete  Ausdruck  „Dynamic" 
bleibt  wie  bei  Schumpeter  für  ein  selbständiges  System  ökonomischer  Erscheinungen, 
das  dem  auf  der  Hypothese  des  Gleichgewichtszustandes  aufgebauten  System  der 
Statik  nicht  ein-,  sondern  nebengeordnet  ist,  Vorbehalten.  Weiteres  hierüber  im 
IV.  Abschnitt. 
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Damit  erscheint  aber,  weit  über  Sch.s  Beweisführung  hinaus,  die  letzte 
Brücke  zwischen  wirtschaftlichem  Interesse  und  imperialistischer  Expansion 
abgebrochen  und  jeder  Zusammenhang  zwischen  Kapitalismus  und  Imperia¬ 
lismus  aufgehoben. 

Ehe  wir  uns  mit  diesem  Ergebnis  bescheiden,  bleibt  allerdings  noch  zu 
prüfen,  ob  nicht  vielleicht  nur  Sch.s  Beweisführung  ungenau,  seine  Be¬ 
hauptung,  daß  die  monopolistische  Kartellpreisbildung  der  Anstoß  zum 
imperialistischen  Exportmonopolismus  sei,  aber  doch  richtig  ist.  Dies  wäre 
möglich,  wenn  eine  Monopolpreispolitik  aufgezeigt  würde,  die  sich  auch 
gegen  den  Automatismus  der  Tauschwirtschaft  auf  die  Dauer  erhalten 
könnte.  Sch,  selbst  erwähnt  einen  anderen  möglichen  Fall  von  Monopol¬ 
preispolitik,  als  er  von  den  traditionalistischen  Schutzzöllen  spricht,3")  welche 
ausländische  Produktionsfortschritte  vom  inneren  Markt  fernhalten  und  den 
zurückgebliebenen  heimischen  Produzenten  den  Absatz  sichern  sollen.  In 
diesem  Falle  hat  der  Konsument  einen  Monopolaufschlag  in  der  Höhe  der 
Differenz  zwischen  den  höheren  inländischen  und  den  niedrigeren  aus¬ 
ländischen  Produktionskosten  zu  entrichten.  Der  Inlandspreis  steht  zwar  auf 
den  faktischen  Produktionskosten  der  Produzenten  des  betreffenden  Gutes 
—  diese  erzielen  daher  auch  am  Preise  keinen  Gewinn  — ,  aber  er  steht  über 
den  bei  freier  Konkurrenz  zwischen  Ausland  und  Inland  notwendigen 
Kosten.  Denkt  man  sich  das  ausländische  Produktionsverfahren  monopolisiert, 
z,  B.  durch  Patent,  so  ist  der  höhere  Inlandspreis,  solange  der  Schutzzoll 
besteht,  für  den  Automatismus  der  Binnenwirtschaft  unangreifbar.  Er  kann 
mit  den  alten  Produktionsmethoden  nicht  herunterkonkurriert  werden,  da 
er  ja  auf  den  faktischen  Grenzkosten  steht.  Ist  eine  solche,  auf  den  faktischen 
Grenzkosten  aufgebaute  Monopolpreispolitik  denkbar,  bei  welcher  die 
Produzenten,  in  unserem  Falle  also  ein  Kartell,  nun  auch  noch  einen 
unmittelbaren  Gewinn  am  Preise  erzielen,  der  zu  einer  solchen  Politik 
anreizen  würde? 

Daß  die  faktischen  Grenzkosten  eines  Kartells  auf  die  Dauer  über 
den  für  die  Versorgung  des  Marktes  notwendigen  Kosten  liegen,  ist,  von 
dem  Falle  des  Traditionalismus  abgesehen,  nur  möglich,  wenn  das  Kartell 
unter  Einbeziehung  bezw,  Aufrechterhaltung  ungünstigerer  Produktionslagen 
mehr  Produkte  erzeugt,  als  der  Markt  zunächst  nachfragt,  gerechnet  zu 
Konkurrenzpreisen.  Kann  eine  solche  Politik  vorteilhaft  sein?  Das  hängt 
davon  ab,  ob  und  zu  welchem  Preise  der  vom  Markt  zunächst  nicht  nach¬ 
gefragte  Produktionsrest  doch  irgendwo  abgesetzt  werden  kann.  Findet  der 
auf  dem  Inlandsmarkt  nicht  abzusetzende  Produktionsrest  auf  dem  Aus¬ 
landsmarkt  Absatz,  dann  kann  in  der  Tat  der  Preis  der  auf  dem 
Inlandsmarkt  abzusetzenden  Produkte,  falls  die  Konkurrenz  des  Aus- 


a2)  S.  294. 
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lands  ferngehalten  wird,  auf  den  faktischen  Grenzkosten  jener  Ueber- 
schußproduktion  festgesetzt  werden,  d.  h.  über  den  an  sich  zur  vollen 
Versorgung  des  Binnenmarktes  notwendigen  Kosten.  Der  Inlandspreis  ist 
dann,  obwohl  er  keinen  Monopolaufschlag  auf  die  faktischen  Grenzkosten 
enthält,  für  den  Inlandsverbraucher  ein  überhöhter  Monopolpreis.  Der  Preis, 
den  das  Kartell  auf  dem  Auslandsmarkt  für  den  Produktionsrest  erzielt, 
liegt  freilich  ceteris  paribus  unter  den  faktischen  Grenzkosten.  Ja  er  muß 
sogar  unter  dem  Konkurrenzpreis  liegen,  da  das  Kartell  die  ausländischen 
Produzenten  unterbieten  muß,  um  für  seinen  Produktionsrest  Abnehmer 
zu  finden.  Obwohl  auf  diese  Weise  der  Produktionsrest  mit  Verlust  abgesetzt 
wird,  kann  diese  Politik  der  ,,Ueberproduktion“  für  das  Kartell  doch 
einen  Mehrgewinn  ergeben  gegenüber  der  früheren  Politik,  die  nachgefragte 
Menge  zum  Konkurrenzpreis  zu  verkaufen.  Bedingung  für  die  Erzielung 
dieses  Mehrgewinnes  ist  nur,  daß  der  auf  den  Grenzkosten  der  Gesamt¬ 
produktion  stehende  ,, Quasimonopolpreis“  im  Inlande  durch  Schutzzoll 
gesichert  ist.  Ist  dies  der  Fall,  dann  hängt  es  nur  von  dem  Mengenverhältnis 
zwischen  Inlands-  und  Auslandsabsatz  und  von  der  Höhe  des  Dumping¬ 
preises  im  Auslande  ab,  ob  noch  ein  Ueberschuß  erzielt  wird.  Wo  die  Grenze 
liegt,  ist  Tatsachenfrage. 

Diese  zunächst  paradox  erscheinende  Politik  der  Produktionsaus¬ 
dehnung  kann  also  rentabel  sein.  Ist  sie  in  der  kapitalistischen  Wirtschaft 
möglich?  Dies  hängt  von  drei  Voraussetzungen  ab:  dem  Vorhandensein  über¬ 
schüssigen  Kapitals,  überschüssiger  Arbeiter  und  des  Absatzes  für  den 
Produktionsrest.  Sind  diese  Voraussetzungen  gegeben?  Die  theoretisch¬ 
deduktive  Antwort  auf  diese  Frage  muß  für  ein  späteres  Stadium  dieser 
Untersuchung  aufgespart  bleiben.  Hier,  wo  erst  einmal  ganz  allgemein  die 
Möglichkeit  eines  solchen  Verhaltens  aufgewiesen  werden  soll,  gilt  es 
zunächst  nur  induktiv  festzustellen,  ob  die  Voraussetzungen  hierfür  nicht 
etwa  irreal  sind.  Für  Kapital  und  Arbeiter  können  wir  die  Frage  in  Ueber- 
einstimmung  mit  der  bürgerlichen33)  und  der  sozialistischen34)  Oekonomik 
bejahen.  Was  aber  für  den  Fortgang  unserer  Untersuchung  und  ihrer  Stellung 
zu  Sch.  besonders  wichtig  ist,  auch  Sch.  bejaht  das  Vorliegen  beider 
Voraussetzungen.  Für  das  Kapitalangebot  liegt  eine  klare  Meinungsäußerung 
in  der  hier  behandelten  Arbeit  vor.  Bei  den  Darlegungen  über  den  Schutzzoll 
spricht  er  von  den  veralteten  Betriebsformen,  die  ,, mangels  Fähigkeit  ihrer 


s3)  Für  die  bürgerliche  Abfassung  neuestem  Spiethoff  im  Handw.  d.  Staatsw. 
4.  Aufl.  VI.  Bd.  Artikel  „Krisen"  S.  82:  „die  freie  geldwirtschaftliche  Marktverfassung 
der  Volkswirtschaft  mit  der  Möglichkeit,  mittels  Freizügigkeit,  Gewerbefreiheit  und 
freien  gesellschaftlichen  Unternehmungsformen  große  Arbeiter-  und  Kapitalmassen  leicht 
heranzuziehen". 

34)  Für  die  sozialistische  Auffassung  vgl.  die  Lehren  über  Kapital  und  Reserve¬ 
armee,  vor  allem  Marx:  Das  Kapital  I,  22.  u.  23.  Kap. 
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Leiter  —  kaum  jemals,  wie  die  Dinge  stehen,  aus  Kapitalmangel;  vor  dem 
Krieg  wurde  das  Kapital  den  Unternehmern  von  den  Banken  beinahe  auf¬ 
genötigt  —  der  Konkurrenz  des  Auslands  erliegen“.35)  Ueber  die  allgemeine 
Lage  des  Arbeitsmarkts  äußert  sich  Sch.  in  dieser  Arbeit  nicht.  Seine 
Auffassung  ist  aber  an  anderem  Orte36)  in  einem  mit  der  allgemeinen  Meinung 
übereinstimmenden  Sinne  niedergelegt. 

Keine  Regel  läßt  sich  induktiv  angeben  für  das  Vorliegen  der  dritten 
Voraussetzung:  des  Absatzes  für  den  Produktionsrest.  Aber  irreal  ist  auch 
diese  Voraussetzung  nicht,  mag  es  auch  quaestio  facti  sein,  wann  und  wo 
sie  vorliegt. 

Nehmen  wir  einmal  den  möglichen  Fall  an,  daß  alle  drei  Voraus¬ 
setzungen  vorliegen,  so  wird  das  Profitinteresse  des  Kartells  in  der  Tat  auf 
die  Herstellung  dieser  Ueberschußproduktion  drängen,  da  der  auf  den 
Grenzkosten  der  Gesamtproduktion  basierte  Quasimonopolpreis  der  im 
Inland  abgesetzten  Produkte  zuzüglich  eines  entsprechenden  Dumping¬ 
preises  für  den  im  Ausland  untergebrachten  Produktionsrest  einen  Monopol¬ 
gewinn  abwirft.  Dieser  Monopolgewinn  unterscheidet  sich  grundsätzlich  von 
dem  echten  Monopolpreisaufschlag  auf  die  Grenzkosten,  den  Sch.  als 
den  Ausgangspunkt  der  expansiven  Kartellpolitik  ansah.  Dieser  letztere 
erwies  sich  als  auf  die  Dauer  unhaltbar.  Er  wird  durch  die  Gegenbewegung 
des  Kapitalmarktes  mittels  der  „Außenseiter“  aufgehoben.  Ist  auch  der 
„Quasimonopolpreis“  mit  dieser  angeborenen  Schwäche  behaftet,  die  ihn 
nur  als  eine  vorübergehende  Hebung  im  Wellenspiel  der  Kinetik  erscheinen 
läßt?  Die  Schwäche  des  echten  Monopolpreises  lag  in  seiner  Erhöhung  über 
die  Grenzkosten,  welche  die  Konkurrenz  gegen  ihn  auch  bei  steigenden 
Grenzkosten  noch  rentabel  machte.  Der  Quasimonopolpreis  steht  auf  den 
faktischen  Grenzkosten.  Jeder  neue  Konkurrent  müßte  mit  steigenden 
Grenzkosten,  also  teurer  als  das  Kartell  produzieren.  Er  kann  nicht  ohne 
Verlust,  auf  die  Dauer  also  überhaupt  nicht  unterbieten.  Der  Quasimonopol¬ 
preis  des  Kartells  kann,  solange  die  drei  Voraussetzungen  seines  Entstehens 
gegeben  sind,  nicht  durch  die  immanenten  Gegenkräfte  der  Konkurrenz 
wieder  beseitigt  werden.  Er  ist  von  der  Binnenwirtschaft  her  ceteris  paribus 
unangreifbar.37)  Diese  Unangreifbarkeit  seiner  Binnenstellung  gestattet  es 


35)  S.  294. 

30)  Theorie  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  S.  509  ff,  ,,Die  Ursache,  die  die 
praktisch  sehr  auffallende  Arbeitslosigkeit  zeugt  (gemeint  sind  die  Krisen.  L.),  ist 
essentiell  und  von  vornherein  temporär.  Daher  können  wir  nur  vorübergehende  Arbeits¬ 
losigkeit  erklären  —  andere  aber  nicht.  Dieses  Resultat  ist  nicht  ausreichend,  aber  es 
ist  nicht  wertlos.  Es  erklärt  zweifellos  ein  gutes  Stück  des  Phänomens  der  Arbeits¬ 
losigkeit,  m.  E.  dessen  größere  Hälfte.  Für  den  Rest  würden  wir  „nicht  erwarten  ein 
großes,  alles  erklärendes  Prinzip  zu  finden,  sondern  eine  Menge  örtlich  und  zeitlich 
verschiedener  Erklärungen", 

3‘)  Natürlich  nicht  gegenüber  verbesserten  Produktionsmethoden. 
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dem  Kartell,  seine  volle  Aktivität  nach  außen  zu  entfalten.  Der  Monopol¬ 
gewinn  hängt  einzig  an  der  Bedingung,  daß  für  den  Produktionsrest 
auf  dem  Außenmarkt  Absatz  gefunden  wird.  Je  günstiger  diese  Absatz¬ 
bedingungen  sind,  umso  ungünstigere  Produktionslagen  können  einbezogen, 
bzw.  gehalten  werden,  umso  höher  kann  der  Quasimonopolpreis  im  Inland 
und  der  Monopolgewinn  insgesamt  steigen.  Hier  sind  nun  in  der  Tat  alle 
Vorbedingungen  für  „Exportmonopolismus“  und  eine  wachsende  Verschärfung 
der  internationalen  Konkurrenz  gegeben.  Um  der  inneren  Unangreifbarkeit 
willen  stellt  dieser  Exportmonopolismus  für  jede  im  Konkurrenzkampf  mit 
ihm  stehende  Volkswirtschaft  eine  schwere  Gefährdung  dar.  Diese  kann 
sich  in  der  Tat  äußerstenfalls  nur  mit  außerwirtschaftlichen  Mitteln,  und  sei 
es  der  Krieg,  seiner  erwehren. 

Ausgehend  von  der  Beobachtung  gewisser  Tatsachen  der  heutigen 
Wirtschaftsordnung,  welche  von  niemandem,  auch  von  Sch.  nicht,  be¬ 
stritten  werden,  hat  sich  die  These  Sch.s,  daß  eine  spezifische  Monopol¬ 
preispolitik  die  imperialistische  Expansion  begünstige,  als  richtig  erwiesen. 
Unsere  Beweisführung  weicht  aber  erheblich  von  derjenigen  Sch.s  ab, 
ja  sie  steht  methodisch  in  einem  unmittelbaren  Gegensatz  zu  dieser.  Die 
Ableitung  Sch.s  ging  von  einer  stationären  Wirtschaft  aus,  um  mit  Hilfe 
der  „Variationsmethode“  aus  den  Bewegungsgesetzen  einer  solchen  Wirt¬ 
schaft  den  Exportmonopolismus  als  die  Wirkung  des  Kartellmonopolpreises 
zu  deduzieren.38)  Das  Vorhandensein  überschüssigen  Kapitals  und  über¬ 
schüssiger  Arbeiter,  welches  sich  für  einen  schlüssigen  Beweis  als  unent¬ 
behrlich  erwiesen  hat,  ist  nun  aber  ein  Datum,  das  der  Begriffsbestimmung 
einer  stationären  Wirtschaft  und  des  ihr  zugeordneten  Gleichgewichts¬ 
zustandes39)  scharf  widerspricht.  Denkt  man  diese  beiden  grundsätzlich 
unstatischen  Daten  des  Kapitalüberangebots  und  des  Arbeiterüberangebots 
in  einer  Wirtschaft  als  Dauerzustand  gegeben  —  für  jede  statische  Be¬ 
trachtung  eine  widersinnige  Annahme  —  und  stellt  man  mittels  der 
Variationsmethode  die  Bewegungsgesetze  dieses  Wirtschaftszustandes  fest, 
wenn  als  Störungsursache  eine  Ueberschußproduktion  angenommen  wird, 
so  lassen  sich  Exportmonopolismus  und  imperialistische  Expansion  als 
Dauererscheinungen  mühelos  ableiten.  Angesichts  eines  so  befremdlichen 
Ergebnisses  können  wir  uns  mit  der  rein  induktiven  Feststellung  der  beiden 
ausschlaggebenden  unstatischen  Daten  nicht  zufriedengeben.  Ihre  theoretische 
Bedeutung  im  System  der  kapitalistischen  Wirtschaft  muß  geklärt  werden. 
Erweisen  sie  sich  als  strukturell  mit  der  kapitalistischen  Wirtschaft 
verbunden,  so  ist  auf  diese  die  Hypothese  des  statischen  Gleichgewichts- 


38)  Schumpeter,  Wesen  und  Hauptinhalt  der  theoret.  Nat.-Oek.  Leipzig  1908.  S.  443  ff, 

39)  Daß  Sch.  alle  Kapitale  und  Arbeiter  als  beschäftigt  voraussetzt,  geht  aus 
S.  301  unzweifelhaft  hervor. 


201 


zustandes  überhaupt  unanwendbar.  Zeigt  sich  aber  diese  Hypothese  als 
grundsätzlich  untauglich  zur  Aufhellung  der  fraglichen  Erscheinungen,  so 
bricht  die  ökonomische  Argumentation  Sch.s,  die  gerade  darauf  beruht,  im 
Positiven  wie  im  Negativen  zusammen. 

4,  Reservearmee  und  Akkumulation 

Das  überaus  spezielle  Problem  des  Zusammenhanges  von  Kapitalismus 
und  Imperialismus  hat  uns  in  das  Zentrum  der  ökonomischen  Methoden¬ 
lehre  geführt.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  diese  allgemeine  Frage  in  diesem 
Zusammenhang  nicht  in  extenso  behandelt  werden  kann.  Es  soll  nur  so  viel 
gesagt  werden,  wie  zur  Klärung  unseres  Spezialproblems  unerläßlich  ist. 
Die  nähere  Ausführung  und  Begründung  muß  an  anderem  Orte  erfolgen. 

Seit  den  Anfängen  der  ökonomischen  Theorie  im  modernen  Sinn  wird 
die  Aufhellung  der  Hauptprobleme  der  kapitalistischen  Wirtschaft  mittels 
der  Hypothese  des  statischen  Gleichgewichts  versucht.  Von  den  Klassikern 
unbewußt,  aber  mit  größter  Meisterschaft  gehandhabt,  ist  dieser  Ausgangs¬ 
punkt  als  solcher  Gegenstand  wissenschaftlicher  Untersuchung  erst  in  der 
neuesten  Zeit  geworden.  Wieder  ist  es  in  der  deutschen  Wissenschaft 
Schumpeter,  dem  die  ausführlichste  Darlegung  dieser  methodischen  Probleme 
zu  verdanken  ist.40)  Er  ist  es  auch  gewesen,  der  am  schärfsten  die  nur  be¬ 
grenzte  Geltung  der  statischen  Hypothese  für  die  Erklärung  des  kapita¬ 
listischen  Gesamtprozesses  betont  und  ihr  in  der  ,, Theorie  der  Entwicklung“ 
als  ergänzendes  Erklärungsprinzip  eine  auf  anderen  Daten  aufgebaute 
Hypothese  der  Dynamik  zur  Seite  gestellt  hat.41)  Wir  werden,  schon  um  die 
Gemeinsamkeit  des  theoretischen  Ausgangspunktes  nicht  preiszugeben,  zu¬ 
nächst  auch  hier  Schumpeters  Ableitungen  zu  Grunde  legen. 

Die  statische  Betrachtung  geht  von  der  Hypothese  eines  Gleichgewichts¬ 
zustandes  aus,  „wobei  alle  seine  Elemente  eindeutig  bestimmt  sind“.42)  „Alle 
Güterquanten  im  Untersuchungsgebiete  sind  uns  gegeben,  und  die  Frage  .  .  . 
ist  immer  nur:  Wie  ändern  sich  dieselben,  wenn  eine  von  ihnen  geändert 
wird?“43)  Dabei  ist  es  nötig,  „festzusetzen,  daß  sich  unsere  .  .  .  Daten  nicht 
sozusagen  unter  unseren  Händen  verändern“.44)  „Wo  sich  das  ganze  Wert¬ 
system  eines  Wirtschaftssubjektes,  wo  sich  an  seiner  Wirtschaft  geradezu 
alles  ändert  oder  wo  auch  nur  dieselbe  erheblich  anders  wird,  da  läßt  sich 
ebensowenig  Exaktes  sagen  wie  über  die  Wirkungen  der  Eruptionen  eines 
Vulkans.“45) 


40)  Wesen  und  Hauptinhalt  II.  und  IV.  Teil. 

41)  Theorie  der  wirtschaftlichen  Entwicklung.  Leipzig  1912. 

42)  Wesen  und  Hauptinhalt,  S.  451. 

43)  ebenda  S.  135.  —  44)  ebenda  S.  176.  —  45)  ebenda  S.  181. 
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Die  statische  Betrachtung  befaßt  sich  also  mit  der  Beschreibung  gewisser 
Beziehungen  zwischen  den  gegebenen  und  feststehenden  Güterquantitäten 
im  Untersuchungsgebiet,46)  Dabei  kommt  es,  wie  es  diesem  funktionalen  Ver¬ 
hältnis  entspricht,  weniger  auf  die  absoluten  Größen  dieser  Daten  als  auf 
ihre  Relation  untereinander  und  deren  grundsätzliche  Unveränderlichkeit 
an.  Die  statische  Untersuchung  muß  also  vor  allem  von  einer  festen  Relation 
der  zentralen  Produktionsfaktoren:  Arbeit,  Boden  und  Kapital,  ausgehen, 
Aendert  sich  einer  dieser  Faktoren,  so  darf  die  Struktur  der  zu  erklärenden 
Wirtschaftsverhältnisse  jedenfalls  nicht  grundsätzlich  ausschließen,  daß  sich 
auch  die  übrigen  Faktoren  dieser  Veränderung  ,, anpassen“,47)  Soll  also  zum 
Beispiel  die  Zunahme  der  Bevölkerung  nur  eine  ,, Störungsursache“  sein, 
welche  eine  bestimmte  Kette  von  ,,Anpassungs“-Wirkungen  auslöst  mit  der 
Tendenz  der  Herstellung  eines  neuen  statischen  Gleichgewichtszustandes,48) 
dann  muß  die  der  Analyse  zu  Grunde  gelegte  Wirtschaftsordnung  die  Be¬ 
schaffung  neuen  Kapitals,  vor  allem  aber  die  Inbesitznahme  neuen  Bodens, 
gestatten. 

Sind  diese  Bedingungen  in  der  kapitalistischen  Wirtschaft  erfüllt,  vor 
allem  verfügt  die  kapitalistische  Wirtschaft  über  den  für  die  „Anpassung“ 
unentbehrlichen  freien,  und  zwar  ökonomisch  und  juristisch  freien  Boden? 
Schon  Adam  Smith  hat  auf  diese  Frage  eine  verneinende  Antwort  gegeben, 
als  er  im  achten  Kapitel  des  „Reichtum  der  Nationen“  die  kapitalistische 
Ordnung  in  Gegensatz  stellte  zu  „jenem  ursprünglichen  Zustande,  welcher 
der  Bodenaneignung  und  der  Kapitalaneignung  vorhergeht“.  Es  ist  das  Ver¬ 
dienst  der  sozialliberalen  Schule,  vor  allem  ihres  Vollenders  Oppenheimer, 
den  historischen  und  statistischen  Beweis  für  die  Seltenheit  des  Bodens  in 
der  kapitalistischen  Ordnung,  und  zwar  für  eine  durch  soziologische  Tat¬ 
bestände  künstlich  geschaffene  Seltenheit,  erbracht  zu  haben.  Die  kapita¬ 
listische  Wirtschaft  ist  nach  Oppenheimer  geradezu  charakterisiert  durch 
die  Tatsache,  daß  aller  marktfähige  Boden  rechtlich  besetzt  ist,  mag  er  auch 
ökonomisch  zum  Teil  ungenützt  sein,49)  Diese  Seltenheit  des  Bodens  hat  nun 


46)  ebenda  S.  141. 

47)  Theorie  der  wirtschaftlichen  Entwicklung,  S.  88,  90,  94  ft.,  472  ff. 

48)  ebenda. 

49)  Die  soziale  Frage  und  der  Sozialismus,  1913  S.  36  ff.  In  der  Sache,  wenn  auch 
nicht  in  der  Bewertung  übereinstimmend,  Marx  Kapital  I.  25.  Kap,  Diese  Ueberein- 
stimmung  zwischen  Marx  und  Oppenheimer  in  den  Anschauungen  über  die  ursprüngliche 
Entstehung  besteht  nicht  gegenüber  dem  Problem  der  „Reproduktion“  der  Reserve¬ 
armee,  welche  Oppenheimer  gleichfalls  aus  der  Bodensperre,  Marx  aber  aus  der  Frei¬ 
setzung  durch  die  Maschine  ableitet.  Als  Anhänger  der  „Kompensationstheorie"  stimmt 
Oppenheimer  in  der  Stellung  zur  Freisetzungstheorie  mit  Schumpeter  überein.  Vgl. 
Oppenheimer  Theorie  der  reinen  und  politischen  Oekonomie,  2.  Aufl.  S.  659,  Schumpeter 
Entwicklung,  S.  504  ff.  Andererseits  schwebt  über  die  Frage  der  Seltenheit  des 
Bodens  eine  jahrelange  Kontroverse  zwischen  Oppenheimer  und  Schumpeter,  die  bislang 
zu  einer  Einigung  nicht  geführt  hat  (vgl.  Archiv  f.  Soz.  u.  Soz.  42.,  44.  und  47,  Bd.).  Sch., 
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gewisse  von  Oppenheimer  in  allen  seinen  Arbeiten  eindringlichst  ge¬ 
schilderte  Folgen  für  den  Ablauf  der  kapitalistischen  Wirtschaft.  Einmal 
verhindert  sie  bei  der  dauernden  Zunahme  der  Bevölkerung  die  „Anpassung“, 
weil  die  Relation  der  Produktionsfaktoren  Arbeit  und  Boden  notwendig 
dauernd  verschoben  wird.  Damit  wird  ceteris  paribus  eine  Tendenz  zu 
dauerndem  Ueberangebot  des  Faktors  Arbeit,  die  Erscheinung  der  „Reserve¬ 
armee“,  bewirkt.  Daneben  aber  rufen  die  spezifischen  sozialen  Verhältnisse, 
welche  mit  der  Bodenverfassung  der  außerkapitalistischen  Wirtschafts¬ 
gebiete  verbunden  sind,  die  Tatsache  der  Landflucht  hervor,  eine  von  der 
ersten  Ursache,  dem  organischen  Wachstum  der  Bevölkerung,  unabhängige 
zweite  Ursache  für  die  Erscheinung  einer  Reservearmee  im  allgemeinen, 
einer  industriellen  Reservearmee  im  besonderen. 

Ist  die  Bodenseltenheit  und  die  auf  ihr  beruhende  Reservearmee  durch 
soziologische  Umstände  bedingt,  so  könnte  hieraus  eine  Schwierigkeit  für 
die  Verwendung  dieser  Tatsache  und  ihrer  Folgeerscheinungen  in  der 
ökonomischen  Theorie  erwachsen.  Die  moderne  bürgerliche  Wirtschafts¬ 
lehre,  besonders  die  Grenznutzenschule  und  hier  wieder  methodisch  am 
schärfsten  Schumpeter,  lehnt  die  Verquickung  der  Theorie  mit  außer¬ 
ökonomischen,  vor  allem  soziologischen  Momenten  und  jede  Bewertung 
ihrer  Ergebnisse  von  dieser  Seite  her  entschieden  ab.60)  Sie  tut  recht  damit; 
soziologische  Tatbestände  als  solche  können  nicht  Gegenstand  der  ökono¬ 
mischen  Theorie  sein.  Sie  sind  vielmehr  Daten,  welche  die  Theorie  hin¬ 
zunehmen  hat,  um  „die  rein  ökonomischen  Konsequenzen  dieser  Momente 
abzuleiten“.  Dies  kann  uns  aber  nicht  hindern,  die  Berücksichtigung  des 
Faktums  der  Bodensperre  in  der  Theorie  der  kapitalistischen  Wirtschaft  zu 
verlangen.  Allerdings  ist  dieses  Faktum  zunächst  ein  soziologischer  Tat¬ 
bestand.  Aber  einmal  wären  die  Quantitätsverhältnisse  der  Produktions¬ 
faktoren  untereinander  nicht  anders  geartet,  wenn  der  Boden  statt  eines 

der  den  Boden  unabhängig  von  der  Sozialverfassung  für  ein  wirtschaftliches  Gut  hält 
und  selbst  hervorhebt,  daß  dem  Eigentümer  des  Grenzbodens  eine  Seltenheitsrente  zu¬ 
falle,  kritisiert  O.s  Bezeichnung  dieses  Einkommens  als  eines  Monopoleinkommens. 
Diesen  Einwand  konnte  O.  mit  Recht  als  terminologisch  zurückweisen.  Er  hat  aber  seine 
These  gegen  das  viel  ernstere  Bedenken  zu  verteidigen,  wie  denn  der  Grenzboden,  der 
ja  nach  O.'s  Auffassung  von  Natur  aus  ein  freies  Gut  ist,  einen  Monopolzins  oder  eine 
Quasirente  erzielen  kann,  ohne  daß  diese  durch  den  Mechanismus  der  Konkurrenz 
auf  die  Dauer  auf  Null  herabgedrückt  wird.  In  der  Tat  ist  die  Bodensperre  ein  soziologi¬ 
sches  Phänomen,  das  aus  den  Gesetzmäßigkeiten  der  freien  Tauschwirtschaft  und  dem 
sie  tragenden  psychologischen  Mechanismus  nicht  zu  erklären  ist.  Dieses  Datum  der 
ökonomischen  Theorie  des  Kapitalismus  entspringt  der  feudalen  Ordnung  und  dem  dieser 
zugehörigen  psychologischen  Verhalten. 

Diesen  für  die  sozialliberale  Theorie  grundlegenden  Problemen  war  für  die  vor¬ 
liegende  Sammlung  eine  Monographie  zugedacht,  die  aus  persönlichen  Gründen  leider 
nicht  erscheinen  konnte. 

50)  Schumpeter,  Wesen  und  Hauptinhalt,  S.  448,  „Das  Grundprinzip  der  Ver- 
teilungstheorie"  Archiv  f.  Soz.  u.  Soz,  42.  Bd.,  S.  1  ff. 
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künstlichen  Monopols  ein  Naturmonopol  ohne  Abhängigkeit  von  irgend¬ 
einem  speziell  soziologischen  Tatbestand  wäre.  Selbst  wenn  aber  nur  die 
Bodensperre,  nicht  das  Bodenmonopol  überhaupt  diese  Verschiebung  der 
Quantitätsverhältnisse  zur  Folge  hätte,  so  könnten  und  müßten  wohl  alle 
materialen  soziologischen  und  historischen  Qualitäten  der  Bodensperre  für 
die  ökonomische  Theorie  außer  Berücksichtigung  bleiben.  Sollen  aber  die 
speziellen  ökonomischen  Bewegungsgesetze  einer  Wirtschaft  mit  Boden¬ 
sperre  nicht  in  ihrer  wesentlichen  Struktur  verkannt  werden,  so  muß  die 
eine  formal-quantitative  Wirkung  der  Bodensperre  als  Datum  in  die  Be¬ 
trachtung  eingesetzt  werden,  daß  nämlich  in  einer  solchen  Wirtschaft  der 
Faktor  Arbeit  grundsätzlich  nicht  als  quantitativ  konstant  gedacht  werden 
darf.  Würde  man  dieses  Datum  außer  acht  lassen,  so  wäre  der  Struktur¬ 
unterschied  zwischen  einer  Wirtschaft  mit  Bodensperre  und  einer  Wirtschaft 
ohne  solche  nicht  aufzuweisen.  Jede  Ableitung  der  ökonomischen  Bewegungs¬ 
gesetze,  welche  den  Faktor  Arbeit  als  quantitativ  konstant  voraussetzt,  geht 
in  der  Terminologie  Oppenheimers  von  den  Grundlagen  der  ,, reinen“ 
Oekonomie  aus.61)  Wenn  das  Bodenmonopol  kein  natürliches,  sondern  ein 
künstliches  ist,  so  geht  eine  solche  Ableitung  zwar  keineswegs  von  einer 
unmöglichen  Voraussetzung  aus.  Aber  diese  Voraussetzung  ist  jedenfalls 
unwirklich,  wenn  die  Bewegungsgesetze  der  kapitalistischen  Ordnung  dar¬ 
gelegt  werden  sollen. 

Die  Daten  der  Statik,  insbesondere  die  Tendenz  zum  Gleichgewichts¬ 
zustand,  sind  die  Daten  der  reinen  Oekonomie.  Die  Hypothese  der  Statik 
muß  daher  notwendig  untauglich  sein,  um  die  spezielle  Struktur  der  kapita¬ 
listischen  Wirtschaft  aufzudecken.  Der  Ableitung  ihrer  Bewegungsgesetze 
muß  als  Datum  die  grundsätzliche  iWc/zfkonstanz  des  Faktors  Arbeit, 
das  Bestehen  einer  Reservearmee,  die  , , Möglichkeit,  große  Arbeitermassen 
leicht  heranzuziehen“  (Spiethoff),  zu  Grunde  gelegt  werden.62)  Es  kann 
nicht  der  Gegenstand  unserer  Untersuchung  sein,  die  Bedeutung  dieser  Er¬ 
kenntnis  für  den  gesamten  Strukturzusammenhang  der  kapitalistischen  Wirt¬ 
schaft  klarzulegen.  Wir  haben  nur  diejenigen  Gesetzmäßigkeiten  aufzu- 


51)  Theorie  passim,  besonders  13.  Abschnitt,  Der  Ausdruck  „reine  Oekonomie“ 
ist  im  folgenden  stets  im  Sinne  Oppenheimers  gebraucht.  Statt  „politische"  wird  im 
folgenden  „kapitalistische"  Wirtschaft  gesagt. 

52)  Bei  dem  Stand  der  Polemik  zwischen  Oppenheimer  und  Schumpeter  über  die 
Bodensperre  (vgl.  Anmerkung  49)  ist  es  für  unsere  eigene  Auseinandersetzung  mit 
Schumpeter  grundsätzlich  wichtig,  daß  die  Zustimmung  zu  unserer  methodologischen 
Darlegung  nicht  von  der  Zustimmung  zur  Theorie  der  Bodensperre  abhängt.  Unser  Schluß 
ist  zwingend  für  jede  Auffassung  von  der  kapitalistischen  Wirtschaft,  die  das  Faktum 
einer  dauernden  Reservearmee  anerkennt.  Daß  Schumpeter  dies  tut,  ist  gezeigt  worden. 
Vgl.  Anmerkung  36.  Die  entscheidende  methodische  Konsequenz  aus  dieser  Einsicht 
zieht  er  aber  ausdrücklich  nicht.  Vgl,  Das  Grundprinzip  der  Verteilungslehre  a.  a. 
O.  S.  33. 
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zeigen,  welche  der  Erhellung  unseres  Spezialproblems,  des  Zusammenhanges 
von  Imperialismus  und  Kapitalismus,  dienen.  Die  spezifischen  Strukturen 
werden  sich  bei  einer  Gegenüberstellung  entsprechender  „Variationen“  unter 
den  Daten  der  reinen  und  den  Daten  der  kapitalistischen  Wirtschaft  am 
klarsten  abzeichnen.  So  viel  Einsicht  haben  uns  aber  schon  diese  methodischen 
Erwägungen  gelehrt:  wenn  ein  spezieller  Zusammenhang  zwischen  Kapita¬ 
lismus  und  Imperialismus  besteht,  so  kann  er  grundsätzlich  nicht  mit  der 
von  Schumpeter  angewandten  Hypothese  der  Statik  festgestellt  werden.  Hätte 
Schumpeter  einen  schlüssigen  Beweis  für  einen  solchen  Zusammenhang  mit 
seiner  Methode  finden  können,  so  hätte  er  in  Wahrheit  das  Gegenteil  be¬ 
wiesen,  nämlich  daß  dieser  Zusammenhang  nicht  spezifisch  kapitalistisch  ist. 

In  der  reinen  Oekonomie  wird  Umfang,  Ausdehnung  und  Art  der 
Produktion  ausschließlich  durch  die  Nachfragenden  bestimmt.  Soll  die 
Produktion  geändert  werden,  so  wird  das  notwendige  „Kapital“  zur  Neu¬ 
investition  grundsätzlich  durch  Preiserhöhung  der  neu  nachgefragten  Produkte 
gewonnen.  Wächst  die  Nachfrage  nach  Schuhen,  so  steigen  die  Schuhpreise. 
Und  zwar  müssen  sie  so  hoch  steigen,  d,  h.  ein  so  großer  Anteil  der  Gesamt¬ 
kaufkraft  wird  im  Preise  gebunden  und  auf  den  Produzenten  des  stärker 
begehrten  Gutes  übergeführt,  daß  die  Investitionskosten  der  Produktions¬ 
ausdehnung  durch  die  Summe  der  auf  diese  Weise  zugewachsenen 
kinetischen  Renten  gedeckt  werden.  Der  einzige  Fall,  in  welchem  die 
Marktlage  von  der  Angebotsseite  beeinflußt  werden  kann,  ist  der  Fall  der 
technischen  Verbesserung,  der  im  wesentlichen  die  Lage  der  Gesamtheit  als 
Konsumenten  verbessert,  ohne  bei  Geltung  der  Kompensationstheorie  in  der 
Statik  die  Lage  eines  anderen  Produzenten  auf  die  Dauer  zu  schädigen.  Das 
Konkurrenteninteresse  kommt  daher  auf  die  Dauer  nicht  in  Konflikt  mit 
dem  Kontrahenteninteresse,  da  die  Vorteile  der  Arbeitsteilung  und  Arbeits¬ 
verbindung  jedem  Produzenten  zugute  kommen,  welcher  den  Signalen  des 
Preisgesetzes  gehorcht. 

Nun  wachsen  aber  auch  in  der  reinen  Oekonomie  einzelnen  Produzenten 
dauernd  kinetische  Renten,  d.  h.  Gewinne  am  Preise  von  vorübergehender 
Dauer  zu,  zum  Beispiel  im  eben  erwähnten  Falle  der  technischen  Ver¬ 
besserung.  Wie  kann  der  Produzent  diese  Renten  nützen?  Er  kann  sie  wie 
sein  übriges  Einkommen  konsumieren,  also  als  Käufer  auf  dem  Markte  irgend¬ 
eines  Gutes  durch  zusätzliche  Nachfrage  den  Preis  steigern  und  seine  Rente 
„über  Preis“  in  den  Dienst  der  Akkumulation  des  betreffenden  Produktions¬ 
zweiges  stellen.  Kann  er,  statt  die  Rente  zu  konsumieren,  sie  selbst 
akkumulieren  oder  gar  einen  Teil  seines  übrigen  eigentlichen  Arbeitsein¬ 
kommens  zur  Akkumulation  verwenden? 

Er  kann  dies  zweifellos,  wenn  durch  Preissteigerung  eines  Gutes 
auf  dem  Markt  sich  eine  Bedarfsverschiebung  anzeigt  und  er  also  mit  Aus¬ 
sicht  auf  Absatz  in  die  Reihe  der  Produzenten  dieses  Gutes  eintreten  darf. 
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Er  kann  seine  Rente  ferner  in  eine  Produktionsverbesserung  investieren,  die 
ihm  sichere  Aussicht  auf  Absatz  bietet.  Kann  er  ohne  Aenderung  der  Nach¬ 
frage  und  ohne  Verfügung  über  einen  Produktionsfortschritt  die  Rente  in 
der  Ausdehnung  der  Produktion  irgendeines  Gutes  investieren?  Er  könnte 
dies  nur  bei  steigenden  Grenzkosten  tun  und  würde  zugleich  durch  das  in¬ 
folge  der  Ausdehnung  der  Produktion  bei  gleichbleibender  Nachfrage  erzielte 
Ueberangebot  den  Preis  unter  die  Selbstkosten  des  bisherigen  Grenz¬ 
produzenten,  also  ganz  sicher  unter  die  seinigen  werfen.  Er  wird  diese 
Investition  also  gar  nicht  wollen.  Wenn  er  sie  aber  wollte,  und  dies  ist  ein 
entscheidender  Wesenszug  der  reinen  Oekonomie,  er  könnte  sie  nicht 
durchführen. 

Als  Wirtschaft  mit  freiem  Boden  kennt  die  reine  Oekonomie  keine 
freien  Arbeiter.  Jeder  Arbeiter,  der  aus  irgendeinem  Grunde  in  der  gewerb¬ 
lichen  Produktion  nicht  Unterkommen  kann,  wandert  ceteris  paribus  aufs 
Land  ab.  Arbeitslosigkeit  als  Dauererscheinung  ist  undenkbar,  eine  Reserve¬ 
armee  ist  weder  latent  noch  manifest  vorhanden.  Woher  soll  unser 
Produzent  die  Arbeiter  nehmen,  mit  denen  er  die  Produktion  ausdehnen 
kann?  Er  muß  sie  einem  anderen  Produzenten  wegnehmen,  d.  h.  er  muß 
höhere  Löhne  bieten.  Dies  kann  er,  wenn  sich  durch  Preissteigerung  in  einem 
Gewerbe  eine  Nachfrageverschiebung  anzeigt.  Die  kinetische  Rente,  die 
ihm  in  der  Preissteigerung  zuwächst,  gestattet  ihm  das  Angebot  überdurch¬ 
schnittlicher  Löhne,  ohne  daß  sein  eigenes  Konsumenteneinkommen  darunter 
leidet.  Gleiches  gilt  im  Falle  der  Produktionsverbesserung,  die  ihm  wieder 
eine  kinetische  Rente  zufallen  läßt.  Aber  in  dem  letzten  Fall  der  einfachen 
Produktionsausdehnung  ohne  vorherige  Aenderung  der  Nachfrage?  Ersicht¬ 
lich  kann  er  die  Löhne  keines  anderen  Produzenten  überbieten,  da  er  mit 
den  höchsten  sachlichen  Produktionskosten  als  Grenzproduzent  arbeitet, 
also  von  jedem  anderen  Produzenten,  der  ihm  gegenüber  ja  eine  Differential¬ 
rente  genießt,  im  Lohne  überboten  werden  kann. 

Wir  haben  ein  simples,  aber  für  die  Struktur  der  reinen  Wirtschaft 
nicht  bedeutungsloses  Ergebnis  gefunden:  die  Harmonie  des  statischen 
Gleichgewichtszustandes  kann  von  der  Produktionsseite  auf  die  Dauer  nicht 
gestört  werden,  da  eine  Ausdehnung  der  Produktion  über  die  vorhandene 
oder  im  Gefolge  der  „Anpassung“  mit  Sicherheit  zu  erwartende  Nachfrage 
hinaus  weder  rentabel  noch  überhaupt  möglich  ist.  Ersparnisse  irgend¬ 
welcher  Art,  sei  es  aus  dem  normalen  Arbeitseinkommen,  aus  kinetischen 
Gewinnen  am  Preis,  ja  sogar  aus  dauernden  Renten  infolge  natürlicher  oder 
rechtlicher  Monopole  (Patente)  können  unmittelbar  —  d.  h.  nicht  über  den 
Umweg  der  Nachfrage,  durch  Konsum  —  zu  Produktionsausdehnung  nur 
verwendet  werden,  wenn  „zufällig“53)  eine  Verschiebung  der  Nachfrage  oder 

53)  Dieser  ,, Zufall"  der  Theorie  würde  im  praktischen  Fall  einer  reinen  Wirtschaft, 
die  als  ständig  wachsend  gedacht  werden  muß,  in  der  Regel  gegeben  sein. 
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eine  Produktionsverbesserung  gegeben  ist.  Fehlen  diese  Voraussetzungen,  so 
können  diese  Renteneinkommen  sinnvoll  nur  im  Konsum  verwendet  werden. 
Sie  verbessern  zwar  dann  die  Lebenshaltung  ihres  Beziehers,  den 
harmonischen  Ablauf  des  Tauschprozesses  verändern  sie  nicht.54) 

Wie  stellen  sich  die  entsprechenden  Zusammenhänge  unter  den  Daten 
der  kapitalistischen  Wirtschaft  dar?  Die  Bodensperre  vermehrt  die  Quantität 
des  Arbeitsangebots.  Sie  schafft  damit  die  Reservearmee.  Aber  sie  wirkt  da¬ 
durch  auch  auf  den  Preis  der  Arbeitseinheit.  Infolge  der  relativen  Häufigkeit 
der  Arbeitskraft  sinkt  ihr  Preis  gegenüber  dem  Stand  in  der  reinen  Wirt¬ 
schaft;  die  Differenz  fällt,  wie  schon  Smith  im  Kapitel  über  den  Arbeitslohn 
feststellt,  als  dauernde  Rente  den  Käufern  dieses  relativ  vermehrten  Gutes, 
den  Unternehmern,  zu.  Die  Käufer  von  Arbeit  beziehen  also  in  der  kapita¬ 
listischen  Wirtschaft  ein  dauerndes  zusätzliches  Einkommen  über  ihr  Arbeits¬ 
einkommen  hinaus.85)  Dadurch  wird  die  Gesamtmasse  der  Renten  gegenüber 
der  reinen  Wirtschaft  beträchtlich  vergrößert,  und  das  Problem  ihrer  Ver¬ 
wendung  gewinnt  schon  dadurch  an  Bedeutung. 

Die  Rentenmasse  der  kapitalistischen  Wirtschaft  kann  zunächst  wie 
in  der  reinen  Wirtschaft  zur  Produktionsausdehnung  verwendet  werden, 
wenn  eine  Nachfrageänderung  oder  ein  Produktionsfortschritt  gegeben  ist. 
Darüber  hinaus  besteht  aber  die  in  der  reinen  Wirtschaft  nicht  gegebene 
Möglichkeit,  die  Produktion  zunächst  ohne  Rücksicht  auf  die  Preissignale  des 
Marktes  auszudehnen.  Die  kapitalistische  Wirtschaft  bietet  in  der  Reserve¬ 
armee  die  notwendigen  Arbeitskräfte  dar  und  zwar  in  einer  Weise,  daß  die 
Produktionsausdehnung  nicht  mit  steigenden  Lohnkosten  gegenüber  den 
konkurrierenden  Produzenten  belastet  wird.  Unter  dieser  Voraussetzung  ist 


C4)  Irgend  eine  ethische  Rechtfertigung  der  Rente  und  des  tauschwirtschaftlichen 
Systems  als  solchem,  mit  dem  die  kinetischen  Renten  logisch  untrennbar  verbunden 
sind,  liegt  in  dieser  Feststellung  nicht.  Insoweit  der  Sozialismus  die  Triebkräfte  jedes 
tauschwirtschaftlichen  Systems  unter  Kritik  stellt,  ist  auch  die  reine  Oekonomie  seinem 
Angriff  preisgegeben.  Von  dieser  prinzipiellen  Kritik  der  Konkurrenzwirtschaft 
als  solcher  muß  aber  die  Kritik  an  den  spezifischen  Schäden  der  kapi¬ 
talistischen  Tauschwirtschaft  scharf  getrennt  werden,  eine  Trennung,  die  von 
den  Utopisten  bis  auf  den  heutigen  Tag  in  der  sozialistischen  Literatur  vermißt 
werden  muß.  Die  Aufgabe  einer  immanenten  Kritik  der  Tauschwirtschaft  und  ihrer  Ge¬ 
stalttypen  ist  auch  von  Heimann  in  „Mehrwert  und  Gemeinwirtschaft“,  Berlin  1922, 
verfehlt  worden,  da  er  den  Mehrwert  der  kapitalistischen  Wirtschaft  insgesamt  in  kineti¬ 
sche  und  Differentialrenten  auflösen  zu  können  glaubte.  Es  wäre  dringend  an  der  Zeit, 
durch  klare  Trennung  der  so  gestellten  Probleme  die  völlig  verschobene  Front  zwischen 
Liberalismus  und  Sozialismus  herzustellen  und  den  Weg  für  die  eigentliche  sozialistische 
Kritik  frei  zu  machen.  Diese  Kritik  wird  allerdings  nicht  mit  den  Mitteln  einer 
ökonomischen  Theorie  im  heutigen  Sinne  geführt  werden  können.  Die  Geltung  dieser 
Methode  ist  auf  die  Strukturanalyse  freier  Tauschwirtschaften  beschränkt.  Dies  erweist 
im  negativen  wie  im  positiven  Sinne  Wilbrandts  Oekonomie,  Tübingen  1920,  bes.  Teil  I. 

65)  Auf  die  Einzelheiten  des  Problems  vom  „Kapitalprofit“,  insbesondere  auf  den 
Zusammenhang  der  kinetischen  Renten  mit  ihm,  kann  hier  nicht  eingegangen  werden. 
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die  Akkumulation  durch  Ausdehnung  der  Produktion  zunächst  ohne  Rück¬ 
sicht  auf  die  Nachfrage  durchaus  vorteilhaft,  solange  sie  bei  gleichen  Lohn¬ 
kosten  je  Produkteinheit  gegenüber  den  Konkurrenten  die  Vorteile  der 
wachsenden  Großproduktion  gewährt.  Aber  mehr:  diese  Form  der 
Akkumulation  ist  für  den  Produzenten  notwendig,  solange  er  gewärtig  sein 
muß,  daß  sein  Konkurrent  akkumuliert,  sich  die  Vorteile  des  Großbetriebes 
sichert  und  ihn  durch  die  daraus  resultierende  Kostensenkung  mit  Preis¬ 
unterbietung  aus  dem  Markte  wirft.  Solange  nicht  alle  Produzenten  durch 
Kartellvertrag  sich  zur  Nichtakkumulation  der  Rente  verpflichtet  haben, 
bleibt  dem  einzelnen  gar  nichts  übrig,  als  zu  „entsagen“  und  durch 
Produktionsausdehnung  zu  akkumulieren.  Keynes56)  hat  diesen  von  der 
bürgerlichen  Theorie  heroisch  verklärten  Sachverhalt  im  Gleichnis  vom 
Kuchen  dargestellt,  den  die  Kapitalistenklasse  zum  größeren  und  besseren 
Teil  ihr  eigen  nennt  und  scheinbar  ungehindert  verzehren  darf,  unter  der 
stillschweigenden  Bedingung,  nur  sehr  wenig  von  ihm  zu  essen.  Dieser  Ver¬ 
zicht,  um  den  „alle  Instinkte  des  Puritanertums“  gewachsen  sind,  ist  aber 
in  Wahrheit  ein  Verzicht  ebenso  sehr  aus  Interesse  wie  aus  Zwang,  wenn 
sich  auch  hinter  ihm  eine  der  vielen  grandiosen  „Listen  der  Idee“  verbirgt, 
an  denen  die  Institutionen  des  Liberalismus  so  reich  sind. 

Aber  das  noch  so  richtig  verstandene  Interesse  des  einzelnen  Pro¬ 
duzenten  an  dieser  Art  der  Akkumulation  kann  die  Tatsache  nicht  aus  der 
Welt  schaffen,  daß  damit  die  harmonische  Reibungslosigkeit  des  tausch¬ 
wirtschaftlichen  Prozesses  gestört  ist.  Denn  auf  diese  Weise  wird  zwar  nicht 
vom  einzelnen,  aber  insgesamt  mehr  produziert,  als  zunächst  nachgefragt  ist. 
Der  einzelne  kann  gewinnen,  die  Unternehmerklasse  in  ihrer  Gesamtheit 
ceteris  paribus  nicht,  da  infolge  der  Ueberproduktion  die  Preise  fallen  und 
ein  oder  mehrere  Grenzproduzenten  ausscheiden  müssen.  Allerdings  wird 
der  Ausscheidende  im  Regelfall  nicht  —  und  das  bringt  erst  volles  Licht 
in  den  psychologischen  Mechanismus  —  der  am  meisten  Akkumulierende 
sein.  Ihm  fallen  ja  die  Renten  des  Großbetriebes  zu,  er  wird  daher  im 
Regelfall  Sieger  im  Konkurrenzkampf  bleiben.  Aber  ein  anderer,  in  der 
Regel  der  am  wenigsten  akkumulationskräftige  Produzent,  muß  ausscheiden, 
es  sei  denn,  daß  es  ihm  gelingt,  sein  Produkt  außerhalb  des  eigenen  Wirt¬ 
schaftskreises  abzusetzen. 

Damit  wird  die  wesentliche  Struktur  der  kapitalistischen  und  ihre 
von  der  reinen  Tauschwirtschaft  unterschiedene  Tendenz  offenbar.  Der 
Mechanismus  der  Konkurrenz  erzwingt  die  Akkumulation  der  Rente,  setzt 
aber  damit  eine  Gegenbedingung  gegen  seine  Tendenz  in  der  Statik:  die 
Herstellung  des  Gleichgewichtszustands  zwischen  Angebot  und  Nachfrage. 
Unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Rente  nicht  von  ihren  Beziehern  in  voller 
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5e)  Die  wirtschaftlichen  Folgen  des  Friedensvertrages,  deutsch,  1920,  S.  14. 

209 


Höhe  konsumiert  wird,  was  für  den  einzelnen  nur  bei  identischem  Verhalten 
aller  übrigen  möglich  wäre,67)  findet  die  Gesamtheit  der  Unternehmer  (und 
Arbeiter)  nur  Beschäftigung,  wenn  sie  mehr  Produkte  produziert,  als 
auf  ihrem  Markte  nachgefragt  sind.  Zwar  wächst  mit  der  Ausdehnung  der 
Produktion  auch  der  innere  Absatz,  da  die  Löhne  der  bisherigen  Reserve¬ 
armee  eine  zusätzliche  Nachfrage  darstellen.  Während  aber  in  der  reinen 
Wirtschaft  infolge  der  relativen  Seltenheit  des  Faktors  Arbeit  eine  funktio¬ 
nale  Beziehung  zwischen  Produktionsvermehrung  und  Reallohn  der  daran 
beschäftigten  Arbeiter  besteht,  ist  dieser  Zusammenhang  in  der  kapita¬ 
listischen  Wirtschaft  eben  wegen  des  Bestehens  der  Reservearmee  zerrissen, 
ganz  abgesehen  davon,  daß  die  Art  der  Mehrproduktion  nicht  einer  Nach¬ 
frageänderung  folgt,  sondern  eine  solche  vorwegnimmt. 

Mit  der  Größe  der  Reservearmee  und  dem  Umfang  und  Tempo  der 
Akkumulation  wächst  die  so  erzeugte  Diskrepanz  zwischen  Angebot  und 
Nachfrage.  An  die  Stelle  der  fast  mathematischen  Strukturgesetzlichkeit  der 
reinen  Wirtschaft  tritt  im  Automatismus  der  kapitalistischen  Wirtschaft 
damit  ein  gesetzwidriges,  wirklich  anarchisches  Element.  Vollproduktion 
wird  hier  Ueberproduktion.  Der  Motor  des  wirtschaftlichen  Handelns  ist  hier 
nicht  Anpassung  der  Produktion  an  die  veränderte  Nachfrage,  sondern 
Auffindung,  notfalls  Erzeugung  der  Nachfrage  für  das  erweiterte  Waren¬ 
angebot.58)  Nicht  die  Beschaffung,  sondern  der  Absatz,  nicht  die  Ware, 
sondern  der  Markt  ist  Problem  geworden.  Auf  die  Wirkung,  welche  diese 
Verschiebung  der  wirtschaftlichen  Determinanten  auf  das  „Tempo“  der  Ent¬ 
wicklung  und  den  „Geist“  der  wirtschaftenden  Menschen  ausüben  muß, 
kann  hier  nur  hingewiesen  werden.  Immer  bedeutsamer  werden  aber  als 
Ursache  wie  als  Wirkung  dieses  kapitalistischen  Tempos  die  kinetischen 
Renten,  die  Gewinne  am  Preis.  In  der  reinen  Wirtschaft  mangels  einer 
Reservearmee  ohne  Einfluß  auf  die  Bewegungsgesetze  des  Tauschprozesses 
können  und  müssen  sie  in  der  kapitalistischen  Wirtschaft  auf  die  gleiche 
spezifische  Weise  akkumuliert  werden.  Indem  die  kinetischen  Renten  so 
die  Tendenz  der  Expansion,  welche  primär  —  historisch  und  logisch  — 
aus  dem  Bodenmonopol  und  der  diesem  entstammenden  dauernden  Rente 
erwächst,  immer  mehr  steigern,  wachsen  sie  selbst  nach  Menge  und  Grad 
immer  stärker.69) 

B7)  Auch  in  der  Theorie  erscheint  übrigens  ein  solches  „Kartell“  nicht  möglich, 
da  außer  den  Grenzproduzenten  alle  übrigen  Produzenten  von  der  Akkumulation  Vor¬ 
teil  haben. 

58)  Es  bedarf  kaum  besonderer  Hervorhebung,  daß  hiermit  nur  eine  entscheidende 
Akzentverschiebung,  nicht  eine  gänzliche  Loslösung  des  Angebots  von  den  Produktions¬ 
signalen  der  Nachfrage  gemeint  ist,  wie  ja  diese  ganze  Ableitung  nur  die  elementarsten 
Tendenzen  in  schärfter  Abstraktion  herauszuarbeiten  sucht. 

69)  Dies  muß  jede  Profittheorie  beachten,  die  von  der  Prämisse  des  Mehrwerts 
ausgeht.  Es  ist  in  der  Tat  zweifelhaft,  ob  nicht  derjenige  Teil  der  Mehrwertmasse,  der 
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Der  Wirtschaftskreis  kann  als  Produzent  (und  entsprechend  als 
Konsument)  nur  bestehen,  wenn  er  als  Verkäufer  über  seine  Grenzen  hin¬ 
ausgreifen  und  fremde  Kaufkraft  sich  dienstbar  machen  kann.60)  Gelingt 
dies  nicht,  muß  also  die  ganze  Produktion  auf  dem  Binnenmärkte  angeboten 
werden,  so  brechen  die  Grenzproduzenten  zusammen,  die  Reservearmee 
wird  freigesetzt,  ohne  daß  wie  bei  der  Nachfrageverschiebung  oder  dem 
Falle  des  Produktionsfortschritts  auch  Kaufkraft  in  entsprechendem  Maße 
freigesetzt  würde.  Eine  Kompensation  für  die  Freisetzung  der  Grenz¬ 
produzenten  durch  erhöhte  Nachfrage  auf  einem  anderen  Produktions¬ 
gebiet  tritt  daher  nicht  ein.  Die  Produktionsstockung  greift  vielmehr  um 
sich  nach  dem  bekannten  Krisenschema  (Freisetzung  der  Reservearmee  — 
Absinken  des  Reallohnniveaus  —  Ausfall  von  Massenkonsum  —  Ein¬ 
schränkung  in  den  Produktionsstätten  des  Massenbedarfs  —  verstärkte  Frei¬ 
setzung  von  Arbeitern  usw.),  bis  ceteris  paribus  der  ganze  Wirtschaftskreis 
von  ihr  ergriffen  ist.  Der  allgemeine  Preissturz,  den  die  Krise  zur  Folge 
hat,  schafft  in  der  Regel  die  Bedingung  zum  Umschlag  der  Konjunktur, 
indem  der  verringerte  Preis  ermöglicht,  was  zum  höheren  Preise  vor  Aus¬ 
bruch  der  Krise  nicht  gelang:  außerhalb  des  Wirtschaftskreises  Absatz  zu 
finden  und  damit  den  Prozeß  der  Expansion  wieder  in  Gang  zu  setzen,  der 
allein  den  ungestörten  Ablauf  der  kapitalistischen  Produktion  ermöglicht. 
Würde  dieser  Umschlag  der  Konjunktur  einmal  nicht  eintreten,61)  so  wäre 
die  vollkommene  Auflösung  des  tauschwirtschaftlichen  Zusammenhangs 
innerhalb  des  fraglichen  Wirtschaftskreises  die  theoretisch  unausbleibliche 
Konsequenz. 

Diese  ständige  Bedrohung  des  Grenzproduzenten  und  mit  ihm 
des  ganzen  Wirtschaftskreises  durch  Absatzstockung  zerstört  die  in  der 
reinen  Wirtschaft  bestehende  Harmonie  zwischen  dem  Konkurrenten-  und 
dem  Kontrahenteninteresse.62)  Wohl  bleibt  dem  Produzenten  der  Vorteil 


den  kinetischen  Renten  entstammt,  auf  der  heutigen  Stufe  der  kapitalistischen  Ent¬ 
wicklung  größer  ist  als  der  aus  dem  Bodenmonopol  abzuleitende  Teil,  Dies  darf  aber 
nicht  darüber  täuschen,  daß  erst  die  Akkumulation  dieses  letzteren  Teils  das  üppige 
Wuchern  der  kinetischen  Renten  ermöglicht. 

60)  An  dieser  Stelle  wird  besonders  deutlich,  daß  an  die  Stelle  der  Bedarfs¬ 
deckung  der  reinen  Wirtschaft  die  Erzielung  von  Geldprofit  als  Motor  der  kapitalistischen 
Wirtschaft  getreten  ist.  Mag  sich  für  die  privatwirtschaftliche  Betrachtung  auch  in  der 
reinen  Wirtschaft  der  Warenverkauf  als  Tausch  von  Ware  gegen  Geld  darstellen, 
sozialökonomisch  ist  er  stets  ein  Tausch  von  Ware  gegen  Ware  im  Dienste  der  fort¬ 
schreitenden  Integration  des  Marktes,  In  der  kapitalistischen  Wirtschaft  ist  die  nicht 
durch  Einfuhr  kompensierte  Ausfuhr  —  im  weitesten  Sinn:  als  Absatz  außerhalb  des 
produzierenden  Wirtschaftskreises  verstanden  —  auch  sozialökonomisch  ein  Tausch  von 
Ware  gegen  Geld,  eben  die  Realisierung  von  Geldprofit. 

01)  Daß  die  Aussichten  für  seinen  Eintritt  mit  der  Ausdehnung  des  Wirtschafts¬ 
kreises  sich  verschlechtern,  wird  gezeigt  werden. 

62)  Vgl.  Oppenheimers  Theorie  der  Konkurrenz  in  „Theorie“,  2.  Aufl.  S.  558  ff. 
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der  Arbeitsteilung  und  Arbeitsvereinigung  auch  in  der  kapitalistischen  Wirt¬ 
schaft  erhalten;  aber  nur,  wenn  er  die  Krise  überlebt.  Was  für  die  reine 
Wirtschaft  auf  die  Dauer  gesichert  ist,  nämlich  die  Wiederbeschäftigung 
der  im  Konkurrenzkampf  ausgefallenen  Produzenten,  ist  unter  den  Kon¬ 
kurrenzbedingungen  der  kapitalistischen  Wirtschaft  zweifelhaft.  Der  Pro¬ 
duzent  wird  daher  auch  Opfer  seines  Kontrahenteninteresses  zu  bringen 
und  auf  Vorteile  der  Arbeitsteilung  und  -Vereinigung  zu  verzichten  bereit 
sein  (Schutzzoll) ,  wenn  nur  sein  Konkurrenteninteresse,  mit  welchem  Mittel 
auch  immer  und  wäre  es  die  politische  Gewalt,  Befriedigung  findet.  Die 
kapitalistische  Ordnung  verdrängt  zwar  nicht  die  Antriebe  zur  Kooperation, 
aber  sie  bringt  sie  in  Widerstreit  mit  den  Antrieben  zur  Konkurrenz,  welch 
letzteren  sie  im  Zweifel  erliegen. 

Auf  einer  bestimmten  Entwicklungsstufe  verändert  die  kapitalistische 
Ueberproduktion  auch  die  Struktur  der  Konkurrenz  selbst.  Solange  freie 
Konkurrenz  herrscht,  sind  ceteris  paribus  gerade  die  Grenzproduzenten,  d,  h. 
die  Produzenten  mit  den  höchsten  Kosten,  auf  den  Absatz  außerhalb  des 
Wirtschaftskreises  angewiesen.  Sie  müssen  trotz  der  relativ  teuersten  Pro¬ 
duktionsbedingungen  einen  neuen  Markt  erobern,  eine  Aufgabe,  die  in  dem 
Maße  schwieriger  wird,  als  alle  Wirtschaftskreise  zur  entfalteten  kapita¬ 
listischen  Produktion  übergehen.  In  demselben  Grade  wächst  die  Krisen¬ 
gefahr  innerhalb  des  Wirtschaftskreises,  da  der  Grenzproduzent  schließlich 
sein  Produkt  unter  den  Produktionskosten  auf  den  Innenmarkt  wirft,  um  nur 
überhaupt  Absatz  zu  finden.  Gegen  diese  alle  Klassen  des  Wirtschaftskreises 
bedrohende  Krisengefahr  bietet  das  Kartell  einen  weitreichenden  Schutz. 
Es  sichert  allen  auf  dem  Innenmarkt  abgesetzten  Produkten  den  Kosten¬ 
preis  des  faktischen  Grenzproduzenten  und  damit  allen  billiger  arbeitenden 
Produzenten  eine  Differentialrente.  Der  dadurch  erzielte  Ueberschuß  des 
Kartells  über  die  Summe  seiner  Produktionskosten  erlaubt,  den  Produktions¬ 
rest  außerhalb  dauernd  unter  Selbstkosten  abzusetzen.  Dieser  „Kampfpreis" 
des  Produktionsrestes,  den  die  Kartellpolitik  möglich  macht,  erhöht  gegen¬ 
über  der  freien  Konkurrenz  beträchtlich  die  Chance,  die  Gesamtproduktion 
abzusetzen.  Mit  tieferem  Rechte,  als  dies  der  populären  Auffassung  zugrunde 
liegt,  kann  man  daher  sagen,  daß  Kartelle  zur  Vermeidung  der  Krise  bei¬ 
tragen.  Freilich  müssen  die  Verbraucher  des  Innenmarktes  diesen  Vorteil 
mit  der  Bezahlung  eines  ,, Quasimonopolpreises“  aufwiegen,  weil  ja  das 
Kartell  den  Preis  der  innen  abgesetzten  Produkte  auf  den  Grenzkosten  des 
Grenzproduzenten,  also  über  dem  von  der  Nachfrage  des  Innenmarktes  her 
notwendigen  Preise  festsetzt.62a)  Aber  es  bedarf  ernsthafter  Prüfung,  ob  die 

02a)  Die  nur  kinetische  Erscheinung  des  echten  Monopolpreises  spielt  in  der 
praktischen  Politik  der  kapitalistischen  Kartelle  eine  große  Rolle.  Ihr  kommt  gegenüber 
dem  Quasimonopolpreis  die  gleiche  Stellung  zu  wie  den  kinetischen  Renten  gegenüber 
der  Dauerrente,  welche  die  Bodensperre  gewährt:  auf  dem  Grunde  des  letzteren  ent¬ 
wickelt  der  erstere  sein  üppiges  Wachstum. 
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Versicherungsprämie  gegen  Krisen,  welche  die  Konsumenten  im  Quasi¬ 
monopolpreis  an  das  Kartell  entrichten,  nicht  eine  für  alle  Klassen  rentable 
Anlage  auf  Kosten  des  Außenmarktes  darstellt. 

Die  gleichen  Bewegungsgesetze  des  tauschwirtschaftlichen  Prozesses, 
die  unter  den  Daten  der  reinen  Wirtschaft  auf  den  statischen  Gleichgewichts¬ 
zustand  tendieren,  führen  unter  den  Daten  der  kapitalistischen  Wirtschaft 
zur  Krise  und  zur  Selbstauflösung  der  Tauschwirtschaft.  Dieser  Tendenz 
der  kapitalistischen  Wirtschaft  zur  Selbstauflösung  wirkt  eine  der  reinen 
Wirtschaft  gänzlich  fremde  Tendenz  zur  Expansion63)  entgegen.  Die  beiden 
widerstreitenden  Tendenzen  sind  in  den  einzelnen  Phasen  des  kapita¬ 
listischen  Wirtschaftsprozesses  verschieden  stark.  Wie  in  einer  historischen 
Uebersicht  noch  näher  dargelegt  wird,  hat  sich  bisher  die  Tendenz  zur 
Expansion  auf  die  Dauer  als  die  stärkere  erwiesen.  Dies  darf  die  theoretische 
Analyse  nicht  darüber  hinwegtäuschen,  daß  der  tauschwirtschaftliche  Auto¬ 
matismus  im  Kapitalismus  zur  Krise  tendiert.  Die  Tendenz  zur  Krise,  d.  h. 
zur  Bloßstellung  der  spezifisch  kapitalistischen  Daten  als  Störungselementen 
im  tauschwirtschaftlichen  Ablauf,  ist  dem  kapitalistischen  Tauschprozeß 
immanent.  Die  Tendenz  zur  Expansion  ist  trotz  ihres  bisherigen  historischen 
Erfolges  ihm  transzendent.  Wäre  Tauschwirtschaft  mit  Wirtschaft  als  Gegen¬ 
stand  ökonomischer  Analyse  überhaupt  identisch,64)  so  wäre  unter  den 
Daten  der  kapitalistischen  Ordnung  die  Krise  eine  ewige,  die  Expansion 
eine  historische  Kategorie.  Unanwendbar  aber  in  der  kapitalistischen  Ord¬ 
nung  ist  die  Kategorie  der  Statik  des  ruhenden  Gleichgewichts.  Ein  Ruhe¬ 
zustand  kann  in  ihr  nur  als  labiles  Gleichgewicht  auf  dem  Durchgang  von 
einem  ihrer  beiden  Pole  zum  andern  eintreten.  Wie  die  reine  Wirtschaft 
im  statischen  Gleichgewichtszustände  ihre  Wesensstruktur  enthüllt,  so  ist 
die  kapitalistische  Wirtschaft  nur  aus  dem  dynamischen  Spannungszustand 
zwischen  Expansion  und  Krise  zu  begreifen.65) 


63)  Scharf  zu  unterscheiden  von  „Wachstum".  Wachstum  und  Expansion  unter¬ 
scheiden  sich  in  gleicher  Weise  wie  „Anpassung"  und  „Entwicklung"  in  der  Terminologie 
Schumpeters  (Theorie,  S.  473  ff.). 

64)  Vgl.  Anmerkung  54. 

66)  Hier  liegt  der  Grund,  weshalb  die  bürgerliche  Theorie,  die  seit  Smith  und 
Ricardo  mit  dem  Schema  der  Statik  und  des  Gleichgewichtszustandes  die  kapitalistische 
Wirtschaft  zu  analysieren  versucht,  bei  der  Erklärung  der  spezifisch  kapitalistischen 
Störumgsmomente  versagen  mußte.  Auch  die  marxistische  Theorie,  die  vor  der  Gefahr 
der  Apologetik  gegenüber  der  herrschenden  Ordnung  geschützt  ist,  hat  eine  erschöpfende 
Analyse  der  spezifischen  Dynamik  des  Kapitalismus  trotz  Akkumulations-  und  Kon¬ 
zentrationstheorie  bisher  nicht  gegeben.  Mit  ihren  aus  der  Analyse  der  reinen  Wirt¬ 
schaft  abgeleiteten  statischen  Konstruktionen  ließ  sich  das  Problem  der  „Reproduktion 
des  Kapitals"  im  2.  Bde.  von  Marx'  „Kapital"  nicht  lösen.  Wie  Marx,  auch  Hilferding 
„Das  Finanzkapital",  Wien  1920,  S.  330  ff.  Es  bleibt  die  (große  Leistung  Rosa  Luxem¬ 
burgs,  in  der  , Akkumulation  des  Kapitals",  neu  Leipzig  1921,  die  entscheidende 
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Niemand  scheint  auf  den  ersten  Blick  einer  solchen  Betrachtungs¬ 
weise  näher  zu  stehen  als  Schumpeter,  der  ein  eigenes  Buch66)  dem  Nach¬ 
weise  einer  spezifischen  Dynamik  der  kapitalistischen  Ordnung  im  Gegen¬ 
satz  zur  bloßen  „Anpassung“  an  „Milieuänderungen“  gewidmet  hat.  Auch 
er  lehnt  für  diese  „Entwicklung“  die  Möglichkeit  eines  Gleichgewichtszu¬ 
standes  und  die  Tauglichkeit  der  statischen  Hypothese  ab.07)  Und  doch 
wendet  er  eben  diese  Hypothese,  wie  schon  gezeigt  wurde,  zur  Analyse 
einer  der  ausgeprägtesten  Erscheinungsformen  dieser  „Entwicklung“,  des 
Imperialismus,  an.  Es  kann  hier  nur  angedeutet  werden,  wo  die  Lösung  dieses 
scheinbaren  Widerspruchs  zu  suchen  ist.  „Entwicklung“,  d.  h.  unorganische03) 
Dynamik  ohne  Tendenz  zum  Gleichgewichtszustand,  und  „Anpassung“,  d.  h. 
organische  Umstellung  auf  veränderte  Daten  mit  der  Tendenz  zu  einem 
neuen  Gleichgewichtszustand,  sind  für  Schumpeter  nicht  die  Grundstrukturen 
zweier  verschiedener  Typen  von  Tauschwirtschaft  mit  jeweils  verschiedenen 
objektiven  Daten.  Sie  sind  ihm  zwei  Erscheinungsformen  des  einen  Prozesses 
der  kapitalistischen  Tauschwirtschaft.  Die  eine  Form,  die  „Anpassung“,  ist 
gegeben,  wenn  der  Ablauf  des  Prozesses  nur  von  den  objektiven  Daten 
(Bevölkerung,  Kapitalmenge,  Produktionsmethode,  Organisation,  Bedürf¬ 
nisse)60)  bestimmt  ist,  wobei  „ein  jeder  unter  gegebenen  Verhältnissen  sich 
einrichtet,  so  gut  er  kann“.70)  Die  andere  Form,  die  als  Störung71)  der  ersten 
Form  und  der  ihr  zugeordneten  „statischen  Wirtschaftssu6/e£/e“72)  auftritt, 
wird  durch  ein  subjektives  Datum  heraufgeführt:  durch  die  schöpferische 
Führerpersönlichkeit  des  Unternehmers.  Wo  er  eingreift,  wächst  die  Wirt¬ 
schaft  „in  höhere  Formen“  hinein.73)  Wo  er  fehlt,  setzt  sich  die  sozusagen 
seelenlos  naturhafte  Tendenz  zum  ewigen  Einerlei  des  Gleichgewichtszu¬ 
standes  durch.  Der  Kapitalzins  ist  der  wohlverdiente  Preis  für  die  heroische 
Leistung  des  Unternehmers,  die  Krise  das  Gericht  vor  allem  über  die 
statischen  Wirtschaftssubjekte74)  und  zugleich  die  Auslösung  der  Tendenz 
zur  Herstellung  des  Gleichgewichtszustandes,  bis  eine  neue  schöpferische 
Tat  den  toten  Punkt  der  Statik  wieder  überwindet.  So  pendelt  die  kapita¬ 
listische  Wirtschaft,  wenigstens  als  gedachte  (mit  allen  selbstverständlichen 

Wendung  zur  dynamischen.  Betrachtung  und  damit  auch  zu  einer  Theorie  des  Imperialis¬ 
mus  von  den  Marxschen  Voraussetzungen  aus  eingeschlagen  zu  haben. 

In  der  Würdigung  der  Bedeutung  der  Expansion  für  die  Aufrechterhaltung  des 
kapitalistischen  Prozesses  stimmen  die  Grundauffassungen  dieser  Untersuchung  mit  den 
Darlegungen  R.  Luxemburgs  durchaus  überein.  Einschließlich  der  Anschauungen  Schum¬ 
peters,  auf  die  im  Text  noch  eingegangen  wird,  sind,  von  Oppenheimer  abgesehen,  soweit 
ich  sehen  kann,  dies  alle  bisherigen  Ansätze  einer  dynamischen  Wirtschaftstheorie  des 
Kapitalismus,  welche  die  in  dieser  Richtung  weiter  fortgeschrittene,  wenn  auch  noch 
keineswegs  ans  Ende  gelangte  historisch-soziologische  Theorie  des  Kapitalismus  zu 
ergänzen  hat. 

66)  Theorie  der  wirtschaftlichen  Entwicklung. 

07j  ebenda  S.  473  ff.  —  0S)  S.  489.  — *  09)  S.  474.  —  70)  S.  465,  —  71)  S.  489.  — 
72)  S.  487.  —  73)  S.  487.  —  7i)  S.  449. 


214 


Einschränkungen  für  die  Wirklichkeit)  ,7B)  zwischen  dem  unschöpferischen 
Zustand  der  Statik  mit  seiner  spezifischen  Entfaltungsform  der  ,, Anpassung“ 
und  dem  schöpferischen,  neue  Formen  bildenden  Prozeß  der  Entwicklung 
hin  und  her.  Die  spezifische  Dynamik  der  ,, Entwicklung“  ist  also  für  Schum¬ 
peter  wohl  ein  Strukturelement  des  kapitalistischen  Prozesses,  aber  nicht 
das  einzige.  Es  erscheint  ihm  daher  erlaubt,  die  kapitalistischen  Marktvor¬ 
gänge  auch  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Statik  zu  betrachten,  wie  er  dies 
für  den  Imperialismus  tatsächlich  getan  hat. 

Es  ist  oben  schon  angeführt  worden,  daß  Schumpeter  die  Erklärung 
für  die  besonderen  Verhältnisse  des  Arbeitsmarktes  und  seiner  Störungen 
in  der  kapitalistischen  Wirtschaft  außerhalb  der  ökonomischen  Theorie 
sucht.76)  Er  tut  das  Gleiche  gegenüber  dem  Problem  des  Imperialismus.  Dieses 
Vorgehen  ist  konsequent,  denn  es  handelt  sich  im  Grunde  beide  Male  tun 
das  gleiche  Problem.  Dieses  Verfahren  ist  auch  logisch,  denn  ohne  Er¬ 
schleichungen  können  beide  Erscheinungen  vom  Boden  einer  im  Grunde  doch 
statischen  Theorie  aus  nicht  erklärt  werden.  Daß  auch  die  Krisentheorie 
Schumpeters  —  natürlich  aus  den  gleichen  Gründen  —  der  eigentlichen 
Struktur  der  Krise,  ihrem  Katastrophencharakter,  nicht  gerecht  wird,  indem 
sie  die  Depression  zur  „Statisierung“  abschwächt,  kann  hier  nur  festgestellt 
werden.  Es  ist  richtig,  daß  Zins  und  Krise  mit  der  spezifischen  Dynamik 
des  Kapitalismus  Zusammenhängen.  Aber  beide  und  die  Dynamik  selbst 
werden  nicht  von  einem  deus  ex  machina  erzeugt.  Der  Unternehmer  und 
die  ,  .Entwicklung“  sind  nicht  die  Ursachen  für  die  Entstehung,  sondern  nur 
die  Bedingung  für  die  Realisierung  des  Zinses.  Nicht  tritt  dann  und  wann 
ein  neues  subjektives  Datum  revolutionierend  in  den  im  übrigen  statischen 
Ablauf  der  kapitalistischen  Wirtschaft  ein.  Am  Anfänge  der  kapitalistischen 
Ordnung  wurde  vielmehr  ein  objektives  Datum,  die  Bodensperre,  gesetzt, 
das  in  seinen  Auswirkungen  der  Kapitalakkumulation  und  der  Reserve¬ 
armee  den  Ablauf  des  tauschwirtschaftlichen  Prozesses  strukturell  wandelt. 
Nicht  zwischen  , (Entwicklung“  und  ,, Statik“,  sondern  zwischen  ,, Expansion“ 
zu  , , höheren  Formen“  und  , .Krise“  pendelt  die  kapitalistische  Wirtschaft  in 
einem  ununterbrochenen  Prozesse  der  Dynamik,  dem  auch  bei  schärfster 
Abstraktion  jede  Tendenz  zum  Gleichgewichtszustand  fremd  ist.  Schumpeter 
kommt  das  dauernde  Verdienst  zu,  überhaupt  eine  Analyse  der  Dynamik 
unternommen  zu  haben.  Da  er  aber  keine  strenge  morphologische 
Scheidung  der  einzelnen  tauschwirtschaftlichen  Typen  vornimmt  und  wie 
die  übrige  bürgerliche  Oekonomie  die  kapitalistische  Wirtschaft  für  die 
reine  hält,  so  bleibt  seine  Theorie  des  kapitalistischen  Prozesses  trotz  aller 
Betonung  der  „Entwicklung“  essentiell  statisch,  und  so  kann  er  kein  Ver¬ 
ständnis  gewinnen  für  die  wahrhaft  geniale  Intuition  des  Adam  Smith  im 


76)  S.  448. 

78)  Vgl.  Anmerkung  36. 
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8.  Kapitel  über  den  Arbeitslohn,  wo  es  heißt:  „Nicht  die  dermalige  Größe 
des  Nationalreichtums,  sondern  sein  beständiges  Wachsen  bringt  ein  Steigen 
des  Arbeitslohnes  hervor.“  Hier  ist  am  Problem  der  Lohnbildung  der 
dynamisch-expansive  Charakter  der  kapitalistischen  Wirtschaft  in  unüber¬ 
trefflicher  Weise  beschrieben.77) 

Um  die  Möglichkeit  eines  Kartellmonopolpreises  zu  erweisen,  gingen 
wir  im  vorhergehenden  Abschnitt  von  gewissen  induktiv  gefundenen,  mit 
dem  statischen  Thema  der  üblichen  Theorie  durchaus  in  Widerspruch 
stehenden  Daten  aus.  Weitere  komplizierte  Hypothesen  über  quantitatives 
Auseinanderfallen  von  Angebot  und  Nachfrage  haben  uns  schließlich  zum 
Ziel  geführt.78)  Die  prinzipiellen  Darlegungen  über  die  kapitalistische 
Wirtschaft  haben  diese  Daten  und  Hypothesen  als  mit  dem  Wesen  des 
Kapitalismus  untrennbar  verbundene  Qualitäten  auf  gewiesen.  Was  sich 
zunächst  als  eine  abseits  liegende  Möglichkeit  darstellte,  hat  sich  als 
immanente  Notwendigkeit  enthüllt:  Disproportionalität  zwischen  Angebot 
und  Nachfrage,  Kapital-  und  Arbeitsüberschuß  als  Dauererscheinung  und 
fortgesetzte  Sprengung  des  Wirtschaftskreises.  An  die  Stelle  einer  ein¬ 
deutigen  Tendenz  zum  statischen  Gleichgewichtszustand  setzt  der  Auto¬ 
matismus  der  Tauschwirtschaft  die  dynamische  Polarität  von  Expansion  und 
Krise.  Ist  die  expansive  Tendenz  so  der  positive  Pol  der  kapitalistischen 
Dynamik  überhaupt,  so  ist  auch  der  Imperialismus,  die  Form  einer 
historischen  Phase  dieser  Tendenz,  der  wesentlichen  Struktur  des  Kapita¬ 
lismus  zugeordnet.  Nicht  ist  er  das  Produkt  eines  frivolen  Mutwillens  von 
„Kartellmachthabern“,  ein  Manöver  der  „Ablenkung“;79)  er  entspringt  dem 
schärfsten  wirtschaftlichen  Zwang,  den  die  kapitalistische  Ordnung  kennt, 
der  Furcht  vor  der  Krise. 

Aber  ehe  wir  uns  abschließend  einer  allgemeinen  Analyse  dieser 
historischen  Erscheinungsform  der  kapitalistischen  Expansion  zuwenden,  ein 
Wort  zu  der  bürgerlichen  Apologetik  des  Kapitalismus.  Sie  pflegt  alle 
sozialistischen  Angriffe  mit  dem  Hinweis  abzuwehren,  daß  der  Mehrwert 
von  seinen  Beziehern  nicht  oder  nur  zum  kleinsten  Teil  konsumiert  werde, 
in  seiner  Masse  aber  der  Akkumulation  und  damit  dem  Interesse  aller 


77)  In  einer  bei  Schumpeter  ganz  ungewohnten  und  daher  um  so  auffälligeren 
Heftigkeit  nennt  er  diesen  Satz  „oberflächlich“  und  knüpft  daran  allgemeine  Betrach-r 
tungen  darüber,  daß  Smith  „wenig  mehr  getan  habe,  als  die  geschäftlichen  Alltags¬ 
erfahrungen,  oft  in  falscher  Perspektive,  aneinanderzureihen".  S.  498,  499. 

78)  Die  Darstellungsschwierigkeiten  der  tauschwirtschaftlichen  Abläufe  unter  den 
kapitalistischen  Daten  rühren  nicht  zuletzt  davon  her,  daß  die  ökonomische  Theorie  für 
die  spezifischen  Sachverhalte  des  Kapitalismus  noch  gar  keine  Begriffe  geprägt  hat,  so 
insbesondere  für  die  „Dauererscheinung“  der  Reservearmee,  welche  gerade  das  Gegen¬ 
teil  einer  „statischen"  Erscheinung  ist. 

7B)  Schumpeter,  Archiv,  S.  299.  Vgl.  auch  Anmerkung  12. 
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an  der  Produktion  beteiligten  Klassen  diene.80)  Dieser  Einwand  mag  gegen¬ 
über  außerökonomischen,  insbesondere  sittlichen  Vorwürfen  durchschlagen. 
Wer  sein  Werturteil  über  den  Kapitalismus  auf  dessen  spezifisch  ökono¬ 
mischer  Struktur  begründet,  für  den  ist  die  These  der  bürgerlichen 
Apologetik  gerade  der  Zielpunkt  des  Angriffes.  Eben  die  „Vorausakkumu¬ 
lation“  der  Rente  zerstört  den  harmonischen  Ablauf  des  tauschwirtschaft¬ 
lichen  Automatismus  und  verwandelt  die  Statik  in  die  polare  Dynamik. 
Alle  von  der  sozialistischen  Kritik  verurteilten  Erscheinungen  des  Kapita¬ 
lismus,  die  Krisen,  die  künstlichen  Monopolpreise,  die  ständig  sich  steigern¬ 
den  Mehreinkommen  der  Oberklasse,  der  Imperialismus  und  die  aus  ihm 
erwachsende  Gewaltpolitik,  verdanken  ihr  Dasein  gerade  der  kapitalistischen 
Akkumulation.  Unter  den  Daten  des  Kapitalismus  wären  diese  Erscheinungen 
zu  vermeiden  und  die  Harmonie  des  tauschwirtschaftlichen  Prozesses  her¬ 
zustellen  nur  durch  ein  Verhalten  der  Unternehmerklasse,  das  ihre  bürger¬ 
lichen  Apologeten  als  unsittlich  brandmarken:  durch  Konsum  der  Renten, 
und  wäre  es  im  Bau  von  Pyramiden.81)  Wie  man  darum  über  den 
Kapitalismus  urteilen  mag,  sicher  hat  er  mit  der  ökonomischen  auch  die 
moralische  Lage  seiner  Nutznießer  kompliziert. 

5,  Die  historischen  Stufen  der  kapitalistischen  Expansion 

Es  ist  Oppenheimers  große  Leistung  für  den  methodischen  Fortschritt 
der  ökonomischen  Theorie,  mit  seiner  Scheidung  der  „reinen“  und  der 
„politischen“  Oekonomie  und  ihrer  Strukturgegensätze  eine  Morphologie 
der  Tauschwirtschaft  begründet  zu  haben.82)  Die  Wirtschaftsgeschichte  ver¬ 
dankt  ihm  die  Aufdeckung  der  historischen  Bruchstelle,  an  der  die  reine 
Tauschwirtschaft  sich  in  die  politische  oder  kapitalistische  umzubilden 
begann,  und  der  historischen  Fakten,  welche  diesen  Umwandlungsprozess 
hervorgerufen,  bezw.  beeinflußt  haben,83)  Es  liegt  außerhalb  des  Rahmens 
dieser  Untersuchung,  die  Geschichte  der  Bodensperre  in  der  abendländischen 
Wirtschaft  im  einzelnen  zu  verfolgen.  Aber  indem  wir  kurz  und  ohne  jeden 
Anspruch  auf  wirtschaftsgeschichtliche  Vollgestaltung  mehr  schematisch 
die  einzelnen  Stufen  dieser  Entwicklung  aufweisen  und  die  dem  Imperia¬ 
lismus  in  diesem  Phasenablauf  zukommende  Rolle  klar  legen,  leiten  wir 


80)  Vgl.  Rathenau,  Von  kommenden  Dingen,  1917,  S.  84.  Neuestens  Pohle  im 
Handb.  d.  Staatw.  IV.  Aufl,  5.  Bd.  Artikel  „Kapitalismus",  S.  594. 

81)  Dieser  Sachverhalt  ist  klar  erkannt  und  am  Beispiel  der  mexikanischen  Kultur 
aufgezeigt  von  Keßler,  Notizen  über  Mexiko,  1898,  S.  129.  Zitiert  nach  v.  Below, 
Probleme  der  Wirtschaftsgeschichte,  1920,  S.  248,  Anmerkung  1, 

82)  Das  neue  Erkenntnisprinzip  ist  bisher  keineswegs  in  vollem  Umfange  für  die 
Einzelheiten  der  Theorie  fruchtbar  gemacht.  Was  es  leisten  kann,  zeigt  bes.  Oppen¬ 
heimers  Lehre  von  der  zweifachen  Konkurrenz,  Theorie,  2.  Aufl.,  S.  558  ff. 

83)  Großgrundeigentum,  historischer  Teil,  S.  138  ff.,  S.  217  ff.,  bes.  S.  390  ff. 
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zum  Ausgangspunkt  zurück  und  gewinnen  nach  den  vorangegangenen 
ökonomischen  Auseinandersetzungen  eine  Stellung  auch  zu  Schumpeters 
historisch-soziologischer  Auffassung  des  Imperialismus. 

Als  die  Bodensperre  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  in  allen 
europäischen  Ländern  um  sich  greift,81)  treffen  ihre  Wirkungen  —  Reserve¬ 
armee  und  kapitalistische  Akkumulation  —  eine  Anzahl  nebengeordneter 
autarker  Stadtwirtschaften,  die  unter  den  Entwicklungsgesetzen  der  Statik 
während  der  vorhergehenden  Jahrhunderte  in  organischer  „Anpassung“  an 
die  Datenänderung,  vor  allem  die  Bevölkerungszunahme,  und  zunehmender 
Arbeitsteilung  sich  aus  der  Naturalwirtschaft  des  Frühmittelalters  heraus¬ 
gebildet  hatten,  ohne  untereinander  durch  mehr  als  gelegentlichen  Handel, 
also  ohne  Integration  zu  einer  „Volkswirtschaft“,  verbunden  zu  sein.85)  Die 
Sprengung  dieser  Autarkie  der  mittelalterlichen  Gewerbstädte  und  des 
ihnen  zugeordneten  platten  Landes,  die  Verlagerung  der  Produktion  auf 
die  Nachfrage  „auswärtiger“,  d.  h.  außerhalb  des  bisher  autarken  Wirt¬ 
schaftskreises  liegender  Konsumenten  und  das  wachsende  Uebergewicht  des 
Handels  über  das  Gewerbe  sind  die  ersten  Erscheinungen  der  kapitalistischen 
Expansion.  Man  darf  nicht  übersehen,  daß  schon  rein  produktionstechnisch 
durch  die  Massierung  proletarisierter  Arbeitskräfte  zum  ersten  Mal  die 
Möglichkeit  unbegrenzter  großbetrieblicher  Produktion  und  damit  einer 
gegenüber  der  statischen,  von  der  Nachfrage  des  eigenen  Wirtschaftskreises 
geleiteten  „Anpassung“  unerhörten  Steigerung  des  Güterangebots  erschlossen 
war.  Nichts  hat  die  Vollendung  der  Nationalstaaten  im  Westen  Europas,  der 
Territorialstaaten  im  Gebiet  des  alten  Deutschen  Reiches  mehr  beschleunigt 
als  diese  erste  kapitalistische  Expansion.  Nicht  das  finanzielle  Interesse  des 
Fürsten88)  hat  damals  die  Städte  seiner  Botmäßigkeit  unterworfen.  Woran 
die  Territorialgewalten  in  Deutschland  noch  150  Jahre  vorher  während  des 
Interregnums  gescheitert  waren,  das  wird  jetzt  durch  das  Lebensinteresse 
der  Städte  selbst  erzwungen,  die  des  diplomatischen  und  militärischen 
Schutzes,  und  nicht  nur  des  Schutzes,  bedürfen,  um  ihre  Absatzmärkte  zu 
behaupten  und  zu  erweitern.  Das  städtische  Bürgertum  hat  diese  Dienste 
der  Staatsgewalt  besonders  auf  dem  Kontinent,  und  in  Deutschland  mehr 
als  sonstwo,  teuer,  und  nicht  nur  finanziell,  bezahlen  müssen.  Wenn  es 
aber  so  seine  Ideologie  und  sein  politisches  Verhalten  merkantilistisch  modeln 
ließ,  so  wurde  es  damit  nicht  „von  den  Notwendigkeiten  und  Interessen¬ 
lagen  eines  essentiell  un-  und  vorkapitalistischen  Milieus“87)  geformt,  sondern 


84)  Der  Zusammenhang  zwischen  den  wirtschaftlichen  und  den  politischen  Er¬ 
eignissen  dieser  Epoche  ist  noch  keineswegs  eindeutig  klargelegt.  Die  ökonomische 
Theorie  hat  hier  der  Geschichtsforschung  wichtige  und  wegweisende  Fragen  zu  stellen. 
8B)  Großgrundeigentum,  S.  369. 
sa)  Schumpeter,  Archiv,  S.  304. 

87)  Ebenda,  S.  305. 
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von  einem  Geiste,  der  seiner  kapitalistischen  Interessenlage  vollkommen 
entsprach.  Wohl  war  dieser  merkantilistische  Geist  nicht  mehr  die  frühere 
Unabhängigkeitsgesinnung  autonomer  Stadtwirtschaften.  Aber  es  war  unter 
den  veränderten  Verhältnissen  der  kapitalistischen  Wirtschaft  durchaus 
,, moderner  Geist",  der  die  Zeit  und  sein  Interesse  begriff. 

Die  zweite  Stufe  der  kapitalistischen  Expansion,  das  Zeitalter  der 
Nationalwirtschaften,  ist  in  dem  Streit  um  Freihandel  oder  Schutzzoll 
theoretisch  und  historisch  in  seiner  Dynamik  noch  am  weitesten  der  Klärung 
zugeführt.  Freilich  gehen  seit  Smith  Freunde  und  Gegner  des  Freihandels 
in  ihrer  Beweisführung  von  den  Voraussetzungen  der  reinen  Oekonomie  aus 
und  haben  daher  eine  theoretische  Begründung  nur  für  den  Erziehungszoll, 
diese  auch  in  der  reinen  Oekonomie  während  eines  Zwischenzustandes  der 
„Anpassung"  vertretbare  Maßnahme  wirtschaftlicher  Pädagogik,  finden 
können.  Die  praktische  Politik  der  außerenglischen  Welt  hat  sich  von  diesem 
wissenschaftlichen  Zerrbild  nicht  beirren  lassen.  Sie  hat  sogar  die  Theorie 
propagandistisch  in  ihren  Dienst  gestellt  und  Maßnahmen  eigentlichster 
Hochschutzzollpolitik  mit  den  liberalen  Argumenten  des  Erziehungszolls 
verteidigt. 

Die  Expansion  dieser  Phase  wendet  sich  mit  dem  politischen  und 
sozialen  Aufstieg  zunächst  des  dritten,  dann  des  vierten  Standes  dem 
nationalen  Markte  und  seiner  Intensivierung  zu.  Sie  setzt  den  Freihandel 
durch  zwischen  den  unter  gleichartigen  Entwicklungsbedingungen  stehenden 
mnernationalen  Gebieten  und  schafft  mit  dieser  Integration  erst  die  ver¬ 
mehrte  Nachfrage  für  die  Ueberschußproduktion  der  Teilgebiete  und  ihrer 
wachsenden  Industrien.88)  Um  diesen  erweiterten  nationalen  Markt  wurden 
Schutzzölle  gelegt,  welche  die  Konkurrenz  der  Ueberschußproduktion  anderer 
Nationalwirtschaften  femhalten  sollten.  Der  Charakter  dieser  Schutzzölle 
ist  im  eigentlichen  Sinne  der  Wortbedeutung  bis  weit  in  die  zweite  Hälfte 
des  19.  Jahrhunderts  defensiv:  die  Expansion  der  erst  allmählich  ihren 
Markt  ausfüllenden  nationalen  Gewerbswirtschaft  soll  nicht  durch  die  über¬ 
nationale  Expansion  anderer  Wirtschaften,  vor  allem  Englands,  gefährdet 
werden.  Erziehungs-  und  Schutzfunktion  sind  eng  verbunden,  wobei  mit 
Erstarkung  der  Wirtschaft  die  Schutzfunktion  an  Bedeutung  gewinnt. 

So  wirksam  diese  Politik  sich  vor  allem  auf  dem  Kontinent  er¬ 
wiesen  hat,  so  ist  die  innernationale  Entwicklung  dieser  Periode  keineswegs 
ohne  Krisen  verlaufen.  Die  Disproportionalität  der  kapitalistischen  Tausch¬ 
wirtschaft  mußte  regelmäßig  mindestens  zu  Teilkrisen  führen,  die  durch 
lokale  und  fachliche  Kapitalverschiebung  überwunden  wurden.  Wohl 
konnten  solche  Krisen,  zumal  mit  wachsender  internationaler  Kapitalver¬ 
flechtung,  internationale  sein  in  dem  Sinne,  daß  sie  von  einem  Land  auf  das 


88)  Luxemburg,  a.  a,  O.,  S.  423  ff. 
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andere  weiterwirkten  und  parallele  Störungen  innerhalb  der  an  der  Welt¬ 
wirtschaft  beteiligten  Industrieländer  hervorriefen.  Dem  Umfang  der  Aus¬ 
strahlung  einer  einzelnen  Störung  nach,  vor  allem  aber  nach  der  Verteilung 
von  Gewinn  und  Verlust  bei  der  Liquidation,  waren  die  Krisen  dieser  Phase 
wesentlich  innemational.  Die  vom  Zusammenbruch  betroffenen  Grenzpro¬ 
duzenten  waren  Teile  einer  nationalen  Industrie  oder  eine  nationale 
Industrie  als  Ganzes,  während  andere  Teile  oder  andere  nationale  Industrien 
den  Vorteil  daraus  zogen. 

Dieser  Sachverhalt  erklärt  die  Einstellung  der  einzelnen  nationalen 
Klassen  zum  Schutzzollsystem  während  dieser  Phase  der  Nationalwirtschaft. 
Unmittelbar  interessiert  an  ihm  war  derjenige  Teil  der  Unternehmerklasse, 
der  dank  des  Zollschutzes  dauernd  Absatz  auf  dem  heimischen  Markte  fand. 
Der  von  der  Krise  bedrohte  oder  betroffene  Teil  der  zollgeschützten 
Industrien  hätte  zwar  bei  Freihandel  voraussichtlich  nicht  besser  gestanden. 
Das  Schutzzollsystem  sicherte  ihm  aber  jedenfalls  nicht  seine  Existenz.  Die 
Gegenwirkung,  die  jeder  Zollschutz  eines  Landes  in  anderen  Ländern  aus¬ 
übt  oder  verstärkt,  wurde  andererseits  von  der  Gesamtheit  der  Unter¬ 
nehmerklasse,  in  verstärktem  Maße  vom  Handel,  als  Hemmung  für  die  welt¬ 
wirtschaftlichen  Beziehungen  empfunden,  in  welche  die  Kontinentalmächte 
während  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  hineinwuchsen.  Der  latente 
Primat  des  Konkurrenteninteresses,  der  sich  in  der  imperialistischen  Phase 
mit  aller  Schroffheit  enthüllen  sollte,  trat  im  Anfangsstadium  der  welt¬ 
wirtschaftlichen  Integration  noch  hinter  den  Vorteilen  der  internationalen 
Kooperation  zurück.  So  war  die  Haltung  der  Unternehmerklasse  als  Ge¬ 
samtheit  gegenüber  dem  Schutzzollproblem  während  der  ganzen  Dauer  der 
zweiten  Stufe  keineswegs  einhellig  günstig,  wobei  auch  der  Einfluß  der 
liberalen  Ideen  im  allgemeinen  nicht  gering  einzuschätzen  ist.  Mit  dem 
System  der  Handelsverträge  schien  sich  sogar  im  letzten  Jahrzehnt  des 
19.  Jahrhunderts  eine  Rückbildung  des  Schutzzollsystems  anzubahnen.  Frei¬ 
lich  hat  nichts  zur  Integration  der  Weltwirtschaft  und  damit  zur  Ueber- 
windung  dieser  liberalen  Ansätze  durch  den  Imperialismus  mehr  beigetragen 
als  diese  zunächst  reglementierte  Expansion  der  Nationalwirtschaften. 

Umso  eindeutiger  war  die  Haltung  der  Arbeiterklasse  zum  Schutz¬ 
zollsystem  bestimmt.  Als  Produzent  konnte  der  Schutzzoll  ihr  in  dieser 
Phase  keine  Sicherheit  gegen  die  periodischen  Krisen  der  Binnenwirtschaft 
gewähren.  Der  Zusammenbruch  der  Grenzproduzenten  setzte  regelmäßig 
die  Reservearmee  frei.  Der  Freihandel  hätte  diese  Reservearmee  zwar  aller 
Voraussicht  nach  vermehrt.  Der  Schutzzoll  konnte  sie  aber  jedenfalls  nicht 
beseitigen.  Als  Konsument  war  die  Arbeiterschaft  naturgemäß  gegen  jede 
Verteuerung  ihres  Lebensbedarfs  interessiert.  Dieses  eindeutige  Interesse 
mußte,  solange  das  Produzenteninteresse  nicht  eindeutig  dagegensprach,  den 
Ausschlag  geben.  Und  so  steht  die  Arbeiterklasse  in  dieser  Periode  ebenso 
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wie  im  entschiedenen  Kampfe  um  die  Erhöhung  ihres  Anteils  am  Sozial¬ 
produkt  in  geschlossener  Opposition  gegen  die  nationale  Zollpolitik.  Diese 
Opposition  in  der  Handelspolitik  wird  sogar  ein  wesentliches  Fundament 
für  die  politische  Einheit  der  Arbeiterklasse  als  nationale  Gruppe.  Sie  ist 
in  dieser  Phase  ebenso  eine  wichtige  Klammer  für  die  Internationale  der 
Arbeiterklasse,  die  mit  der  Forderung  des  Freihandels  übereinstimmende 
Parallelinteressen  der  einzelnen  nationalen  Arbeiterklassen  und  die  fort¬ 
schrittliche  Idee  der  internationalen  Kooperation  vertritt,  ohne  daß  in  diesem 
unentwickelten  Stadium  der  weltwirtschaftlichen  Verflechtung  die  immanenten 
Gegenwirkungen  des  kapitalistischen  Tauschprozesses  empfunden  worden 
wären.  Freilich  wird  die  trotz  alledem  sekundäre  Bedeutung  der  Handels¬ 
politik  für  das  Schicksal  der  Arbeiterklasse  in  dieser  Phase  durch  nichts 
besser  erwiesen  als  durch  die  Tatsache,  daß  das  Proletariat,  das  sich  für 
alle  wirklichen  Lebensinteressen  eine  seiner  Klassenlage  angepaßte  eigene 
Theorie  geschaffen  hatte,  das  Rüstzeug  für  seine  handelspolitischen  Kämpfe 
dem  Arsenal  der  liberalen  Theorie  entnahm.  Hinter  dem  Kampf  der 
deutschen  Arbeiterklasse  gegen  die  agrarischen  Schutzzölle  verbirgt  sich 
allerdings  ein  tieferer  politischer  Instinkt.  Indem  sie  den  deutschen  Boden 
in  eine  fernere  Thünensche  Zone  verweisen,  sind  diese  Zölle  die  Stütze  des 
Bodenmonopols  geworden.  Im  Kampfe  gegen  sie  kämpfte  das  deutsche 
Proletariat  um  die  Beseitigung  seiner  proletarischen  Existenzbedingungen. 

Mit  einem  Wort  muß  auf  die  handelspolitische  Stellung  Englands  in 
dieser  Periode  eingegangen  werden,  nicht  zuletzt,  weil  Schumpeter  in  dem 
Festhalten  Englands  an  der  Politik  des  Freihandels  eine  der  hauptsäch¬ 
lichsten  historischen  Stützen  für  seine  Theorie  der  Wesens  Verschiedenheit 
von  Kapitalismus  und  Schutzzoll,  bezw.  Imperialismus  erblickt.89)  Das  be¬ 
sondere  Interesse  Englands  am  Freihandel,  solange  die  kontinentalen  Staaten 
als  industrielle  Produzenten  unentwickelt  waren,  ist  seit  List00)  oft  genug 
dargelegt  worden.  Daß  England  diese  Politik  auch  nach  dem  Erstarken  seiner 
industriellen  Konkurrenten  bis  weit  in  die  Phase  des  Imperialismus  hinein 
hat  durchhalten  können,  findet  seine  Erklärung  einmal  in  der  vorzugsweisen 
Behandlung,  die  dem  Mutterland  von  den  im  übrigen  immer  protektioni¬ 
stischer  eingestellten  Kolonien  gewährt  wurde,  sodaß  in  Wirklichkeit  ein 
wesentlicher  Teil  des  englischen  Absatzmarktes  mit  den  üblichen  Mitteln  vor 
der  Konkurrenz  anderer  Nationalwirtschaften  geschützt  war.  Nicht  weniger 
bedeutsam  aber  wirkte  sich  die  einzigartige  Stellung  des  englischen  Handels, 
der  englischen  Schiffahrt  und  des  Londoner  Geld-  und  Kapitalmarktes  aus, 
deren  Interessen  durch  die  zentripetale  Wirkung  des  Freihandels  auf  den 
weltwirtschaftlichen  Verkehr,  welche  durch  den  Protektionismus  der  anderen 


89)  Archiv,  S.  4  ff.,  S.  287,  293. 

®°)  Das  nationale  System  usw,,  IX.  Buch,  33.  Kap,  Hilferding,  Finanzkapital, 
S.  400  ff. 
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Länder  noch  verstärkt  wurde,  besonders  befriedigt  wurden.01)  Daß  die 
liberale  Theorie  auf  die  englische  Politik  des  19.  Jahrhunderts,  ,,der  Exeku¬ 
tive  des  englischen  Welthandels“92)  keinen  erheblichen  Einfluß  gehabt  hat, 
muß,  wenn  auch  als  „Aberration“  und  als  „Politik  wider  Willen“,  selbst 
Schumpeter  zugeben.93) 

Wirkt  sich  so  auf  der  Stufe  der  Nationalwirtschaft  der  kapitalistische 
Expansionsdrang  hinter  den  nationalen  Zollmauern  in  der  Integration  des 
heimischen  Marktes  aus,  so  brechen,  in  der  kolonialen  Expansion  der  zweiten 
Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  vorbereitet,  die  Sprengungstendenzen  der 
kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  im  letzten  Jahrzehnt  des  19.  Jahr¬ 
hundert  offen  durch.  Der  heimische  Markt  war  durch  das  Tempo  der 
Industrialisierung  voll  absorbiert,  der  Absatz  der  Ueberschußproduktion 
mußte  außerhalb  der  nationalen  Grenzen  gesucht  werden.  Das  Kartell  und 
der  Trust  mit  ihrer  oben91)  eingehend  beschriebenen  Politik  der  Kampfpreise 
gehen  auf  dem  Weltmarkt  zur  Eroberung  außemationaler  Absatzgebiete 
über.  Der  Schutzzoll  wird  in  einem  überaus  interessanten  „Funktions¬ 
wandel“90)  aus  einem  Schild  zu  einem  Schwert.  Die  wachsende  Bedeutung 
des  Finanzkapitals  verschärft  den  Kampf  und  verfeinert  die  Waffen.96)  Es 
entwickelt  sich  jenes  Ringen  um  die  „Interessensphären“  und  den  „Platz 
an  der  Sonne“,  dessen  Kampfplatz  die  ganze  Erde  ist.97)  In  wenigen  Jahr¬ 
zehnten  haben  sich  die  weltwirtschaftlichen  Konkurrenzverhältnisse  voll¬ 
kommen  gewandelt.  Der  latente  Primat  des  Konkurrenzinteresses  in  der 
kapitalistischen  Wirtschaft  enthüllt  sich  immer  deutlicher.  Nicht  arbeits¬ 
teilige  Kooperation,  sondern  monopolistische  Expansion  leitet  den  inter¬ 
nationalen  Waren-  und  Kapitalverkehr.  Freilich  findet  die  Vernichtungs¬ 
tendenz  gegenüber  dem  Konkurrenten  ihre  Grenze  an  dem  eigenen  Kontra- 


91)  In  dem  Maße,  in  welchem  diesen  Vorrang  Englands  unter  den  Wirkungen  des 
Weltkriegs  an  die  Vereinigten  Staaten  übergeht,  wird  der  Zollbundgedanke  um  sich 
greifen.  Daß  er  in  den  Wahlen  Ende  1923,  trotz  der  mehrjährigen  schweren  Industriekrise, 
unterlegen  ist,  erklärt  sich,  auch  abgesehen  von  den  übrigen  Wahlparolen  der  Liberalen 
und  der  Arbeiterpartei,  durch  die  Bedeutung,  die  auch  heute  noch  den  „unsichtbaren 
Aktivposten  der  Zahlungsbilanz"  in  England  zukommt.  Sie  beliefen  sich  1922  auf  über 
5  Milliarden  Goldmark  und  deckten  leicht  das  Defizit  der  Handelsbilanz.  Der  industrie¬ 
politische  Gewinn  einer  Zollunion  könnte  sich  erst  allmählich  entwickeln,  während  die 
zentrifugale  Wirkung  einer  solchen  Politik  auf  die  City  sich  sehr  bald  äußern  würde. 

")  Hilferding,  Finanzkapital  S.  401. 

93)  a.  a.  0.  S,  9.  vgl.  auch  Friedjung,  Das  Zeitalter  des  Imperialismus,  1922,  2.  Bd.  S.  4. 

94)  vgl.  III.  u.  IV.  Kap. 

95)  Hilferding  a.  a.  0.  S,  406. 

90)  Von  Hilferding  wird  allerdings  die  Bedeutung  des  Finanzkapitals  als  Ursache 
der  imperialistischen  Expansion  überschätzt.  Das  Finanzkapital  ist  nicht  Kriegsursache, 
sondern  eine  neue,  allerdings  sehr  adäquate  Waffe  im  imperialistischen  Kampf.  Mit  dieser 
Einschränkung  erledigen  sich  die  meisten  gegen  H,  von  sozialistischer  Seite  erhobenen 
Einwände.  Vgl.  Hashagen,  Marxismus  und  Imperialismus,  Conrads  Jahrb.  1919,  S,  193  ff. 

9r)  Für  die  Znstandschilderung  bes.  prägnant  Schumpeter  a,  a.  O.  S.  296  ff. 
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henteninteresse,  dessen  Befriedigung  von  der  Kaufkraft  des  Konkurrenten 
abhängt.98)  Aber  so  wenig  die  Krise  in  der  Binnenwirtschaft,  für  welche  die 
gleiche  Grenze  gilt,  sich  rechtzeitig  aufhalten  läßt,  so  wenig  macht  der  Krieg, 
diese  schärfste  Krise  der  imperialistischen  Stufe  des  Kapitalismus,  recht¬ 
zeitig  halt.  Die  expansive  Gewalt  des  Konkurrenteninteresses  reißt  den 
Sieger  mit  in  die  wirtschaftliche  Niederlage  des  Besiegten  hinein.  Nicht  sind 
alle  Wirtschaftskrisen,  die  sich  in  der  Phase  des  Imperialismus  ereignen,  zu¬ 
gleich  feindliche  nationale  Auseinandersetzungen.  Auch  auf  dieser  Stufe 
können  sich  aus  den  Absatzverhältnissen  des  heimischen  Marktes  Stockungen 
ergeben.  Aber  jede  Krise  hat  die  Tendenz  des  Uebergreifens  auf  das  Gebiet 
der  Außenpolitik.  Und  die  echte  imperialistische  Krise  ist  der  Krieg.  Das 
Opfer  imperialistischer  Krisen  sind  Nationen,  besser  Nationalwirtschaften, 
ebenso  wie  Nationalwirtschaften  ihre  Nutznießer  sind. 

Dieses  Zusammenfallen  des  Ausdehnungsbereichs  der  ökonomischen 
Wirkungen  imperialistischer  Krisen  mit  dem  Ausdehnungsbereich  der  auf 
der  gegenwärtigen  Stufe  höchsten  politischen  Macht,  des  Nationalstaates, 
hat  für  die  Interessenlage  der  einzelnen  sozialen  Klassen  gegenüber  dem 
Imperialismus  die  weitesttragenden  Folgen.  Bis  zu  der  durch  das  Kontra¬ 
henteninteresse  gezogenen  Grenze,  die  freilich  bei  den  einzelnen  Industrie¬ 
zweigen  an  verschiedener  Stelle  liegen  kann,  ist  das  Interesse  der  Unter¬ 
nehmerklasse  mit  dem  Erfolge  der  imperialistischen  Expansion  verknüpft. 
Und  zwar  erstreckt  sich  dieses  Interesse  auch  und  vor  allem  auf  die  Grenz¬ 
produzenten,  die  auf  der  Stufe  der  Nationalwirtschaft  in  der  Regel  der 
Krise  zum  Opfer  fallen  und  daher  mit  ihren  übrigen  Klassengenossen  kein 
enges  solidarisches  Interesse  gemein  haben.  Gerade  ihnen  eröffnet  die 
imperialistische  Kartellpolitik  den  Weg  der  Existenzsicherung,  indem  ihr 
Kostenpreis  zum  Quasimonopolpreis  des  Kartells  auf  dem  Binnenmarkt  be¬ 
stimmt  wird.  Die  Kapitalistenklasse99)  hat  das  stärkste  Interesse  am  Erfolg 
des  Kapitalexportes,  da  das  Kapitalüberangebot  auf  dem  Binnenmarkt  im 
Falle  eines  Mißerfolgs  ihre  Rente  drückt.  Der  Handel  leidet  zwar  gegenüber 
der  Phase  der  Nationalwirtschaft  und  der  Frühepoche  der  Weltwirtschaft 
unter  den  dauernden  weltpolitischen  Spannungen.  Da  ihm  aber  nicht  frei¬ 
gestellt  ist,  zur  guten  alten  Zeit  zurückzukehren,  sondern  die  Wahl  zwischen 
erfolgreicher  Expansion  oder  Krise,  möglicherweise  politischer  Niederlage 
seiner  Nation  bleibt,  zwingt  auch  ihn  rebus  sic  stantibus  sein  Interesse  auf 
die  Seite  der  Expansion. 

TO)  Die  Mißachtung  dieser  Grenze,  nicht  die  imperialistische  Tendenz  schlechthin 
hat  den  Vertrag  von  Versailles  undurchführbar  gemacht.  Ein  lehrreiches  Dokument,  in 
welchem  diese  Grenze  nahezu  eingehalten  ist,  stellt  Lloyd  Georges  Denkschrift  vom 
25.  März  1919  dar  und  Clemenceaus  Antwort,  in  welcher  der  imperialistische  Charakter 
des  englischen  Vorschlags  mit  zynischer  Ironie  bloßgelegt  wird.  (Beides  bei  Nitti,  Das 
friedlose  Europa,  1921,  S.  97,  108  ff.) 

")  im  Sinne  Schumpeters. 
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Und  nun  die  Arbeiterklasse.  Es  ist  vielleicht  die  schärfste  Antinomie 
in  diesem  an  Widersprüchen  so  reichen  Zeitalter,  daß  die  Stufe  des  Imperia¬ 
lismus  zunächst  die  internationale  Solidarität  der  Arbeiterklasse  sprengt. 
Die  neomarxistische  Schule  sträubt  sich,  diesen  für  die  marxistische  Theorie 
wahrhaft  tragischen  Sachverhalt  voll  zuzugeben,  wenn  sie  auch  momentane 
Vorteile  der  Arbeiterklasse  aus  der  imperialistischen  Expansion  zugibt.100) 
Das  Produzenteninteresse  der  Arbeiterklasse  ist  in  voller  Analogie  zum 
Interesse  der  Unternehmerklasse  mit  dem  Erfolg  der  Expansion  verknüpft. 
Dies  hindert  nicht  einen  gleichzeitigen  Kampf  der  beiden  Klassen  innerhalb 
der  Nation  um  den  Anteil  an  der  imperialistischen  Beute.101)  Das  Geschick 
der  Arbeiterklasse  hängt  um  so  mehr  am  Erfolge  der  nationalen  Expansion, 
als  sie  die  Kosten  eines  Rückschlages,  vor  allem  eines  verlorenen  Krieges, 
in  erster  Reihe  auch  als  Konsument  zu  tragen  hat.  Hinter  diesem  ständigen 
Risiko  und  den  Chancen  eines  Erfolges  für  die  Arbeiterschaft  als  Produzent 
treten  die  an  sich  weiter  bestehenden  Gegeninteressen  der  Arbeiterschaft 
als  Konsument  gegen  die  mit  dem  Imperialismus  verknüpfte  Schutzzoll¬ 
politik  zurück.  So  schafft  in  der  Tat  der  Imperialismus  eine  Interessen¬ 
solidarität  der  Nation  nach  außen,  die  manchmal  den  Anschein  erwecken 
kann,  als  habe  die  Front  des  ,, Klassenkampfes“  in  dieser  Epoche  sich 
zwischen  die  Nationen  gelegt.  Aber  es  ist  politische  Romantik,  auf  dieser 
„negativen  Solidarität“  eine  dauernde  seelische  Gemeinschaft  und  Ueber- 
brückung  des  Klassengegensatzes  begründen  zu  wollen.  In  dem  Maße  der 
Vergrößerung  der  Imperien  wächst  die  Breite  der  sozialen  Front  desKlassen- 
kampfes,  während  die  Möglichkeit  der  nationalen  Expansion  abnimmt.  Die 
richtige  Erkenntnis,  daß  ganze  Nationen  das  Opfer  der  imperialistischen 
Krise  sein  können,  darf  nicht  darüber  hinwegtäuschen,  daß  nach  der  ge¬ 
gebenen  Klassenschichtung  der  abendländischen  Staaten  der  Siegespreis  der 
imperialistischen  Kämpfe  stets  zum  größeren  Teile  der  Oberklasse,  die  Opfer 
des  Kampfes  und  die  Lasten  der  Niederlage  dagegen  überwiegend  dem 
Proletariat  zufallen.  Daraus  erwächst  ein  immer  stärkeres  Interesse  aller 

10°)  Keine  Lösung  ist  es,  wenn  Hilferding  a.  a.  0.  S.  504  als  Antwort  des  Prole¬ 
tariats  auf  die  kapitalistische  Politik  des  Imperialismus  den  „Sozialismus"  bezeichnet, 
d.  h.  die  Erreichung  einer  neuen  „Stufe".  Viel  bezeichnender  und  ganz  im 
Sinne  unserer  Polemik  gegen  Schumpeter  ist  es,  wenn  Hilferding  den  Freihandel  als 
politisches  Kampfmittel  des  Proletariats  gegen  den  Imperialismus  ablehnt.  Die  Frage, 
wie  sich  das  Proletariat  während  des  Ablaufs  der  imperialistischen  Phase  verhalten  soll, 
kann  von  einem  Theoretiker,  der  auf  dem  Boden  der  ökonomischen  Geschichtsauffassung 
steht,  kaum  abgelehnt  werden,  zumal  ein  passives  Verhalten  durchaus  eine  Entscheidung 
darstellt.  Die  Proletariate  aller  Länder  haben  in  der  Entwicklung  der  Gewerkschafts¬ 
bewegung,  im  Revisionismus  und  schließlich  im  Weltkriege  die  für  eine  richtige  Theorie 
des  Imperialismus  selbstverständliche,  wenn  auch  für  den  Sozialismus  schmerzliche  Ant¬ 
wort  gegeben. 

101)  Ein  unübertreffliches  Beispiel  für  beides  bietet  die  englische  Arbeiterschaft. 
Ihr  Verhalten  bei  der  soeben  erfolgten  erstmaligen  Regierungsübernahme  wird  ein  guter 
Prüfstein  für  unsere  Theorie  werden. 


224 


Arbeiterschaften  der  Welt,  einen  politisch-ökonomischen  Zustand  zu  ändern, 
der  auf  lange  Sicht  sich  für  die  Arbeiterklasse  als  unvorteilhaft  erweist.302) 

So  gewiß  die  Interessengegensätze  der  nationalen  Proletariate,  die 
in  ihrer  Struktur  Aehnlichkeit  tragen  mit  der  frühkapitalistischen  Epoche 
fachgewerblicher  Rivalität  vor  erlangter  Einsicht  in  die  Gemeinsamkeit  des 
Proletarierschicksals,  mit  der  Ueberwindung  der  frühimperialistischen  Stufe 
rivalisierender  ,, Kleinstaaten“  sich  abschwächen  werden,  so  bestehen  sie 
doch  in  der  gegenwärtigen  Phase  in  voller  Schärfe,  gemildert  wie  bei  der 
Unternehmerklasse  nur  durch  das  Kontrahenteninteresse  und  die  Tradition 
einer  Ideologie,  einer  tiefen,  zukunftsträchtigen  Ideologie,  aber  auf  der  Stufe 
der  Gegenwart  doch  nur  einer  Ideologie.103) 

Diese  interessen-,  wenn  auch  nicht  ideenmäßige  Amalgamierung  der 
nationalen  Klassen  zu  einer  expansiven  Einheit  verleiht  der  imperialistischen 
Epoche  die  oft  betonte  Aehnlichkeit  mit  dem  Zeitalter  des  Merkantilismus.101) 
Zwar  pflegen  die  an  der  klassischen  Fiktion  von  der  reinen  Oekonomie  ge¬ 
schulten  Zeitgenossen  der  imperialistischen  Epoche  als  den  Zweck  ihrer 
Außenhandelspolitik  nicht  mit  der  gleichen  offenen  Brutalität  die  Aktivierung 
der  Zahlungsbilanz  zuzugeben,  wie  dies  die  Merkantilisten  mit  der  Aktivierung 
der  Handelsbilanz  getan  haben.  War  auf  der  damaligen  unentwickelten  Stufe 
der  Geldwirtschaft  das  Ringen  um  einen  nationalen  Ueberschuß  an 
akkumulierbarem  Gold  das  offene  Eingeständnis  eines  neuen  wirtschaft¬ 
lichen  Motivs:  des  Strebens  nach  dem  größtmöglichen  Geldprofit,  so  setzt 
sich  heute  dieselbe  Tendenz  mit  modernen  Mitteln  in  der  Steigerung  der 
Auslandsguthaben  und  -anlagen,  in  der  „wirtschaftlichen  Durchdringung“ 
fremder  Volkswirtschaften  durch.  Im  Kapitalexport  und  in  der  wirtschaf t- 

102)  Die  relativ  weitgehende  Solidarität  der  europäischen  Arbeiterklassen  in  der 
Nachkrieigspolitik  ist  eine  Wirkung  des  Umstands,  daß  auch  die  Folgen  einer  Ueber- 
schreitung  der  dem  imperialistischen  Sieger  gesetzten  Grenzen  in  erster  Linie  die 
Arbeiterklasse  treffen. 

103)  Ob  eine  religiöse,  sittliche,  politische  Idee  ohne  Verknüpfung  mit  lebenbewegen¬ 

den  ökonomischen  Interessen,  ja  im  Gegensatz  zu  solchen,  auf  der  gegenwärtigen  Stufe 
geschichtlicher  Entwicklung  Massenbewegungen  auslösen  kann,  soll  hier  weder  allgemein 
noch  für  den  vorliegenden  Fall  —  das  Problem  des  ,, religiösen"  Sozialismus  —  ent¬ 
schieden  werden.  Hier  handelt  es  sich  nur  um  den  Nachweis,  daß  die  gegenwärtige 

ökonomische  Interessenlage  der  Arbeiterklasse  in  Konflikt  steht  mit  ihrer  traditionellen 
Ideologie, 

104)  Sch.  glaubt  auf  die  Vereinigten  Staaten  als  Beispiel  eines  nicht  imperialistischen 

Staates  verweisen  zu  können,  a.  a,  0.  S.  289.  Die  Vereinigten  Staaten  sind  im  positiven 

wie  im  negativen  Sinn  interessant.  Den  entscheidenden,  mit  unserer  Auffassung  über¬ 

einstimmenden  Grund  für  die  geringe  Expansion  Amerikas  hat  Sombart  in  seiner  Schrift 

Warum  gibt  es  in  den  Vereinigten  Staaten  keinen  Sozialismus?"  Tübingen  1906  S.  140  ff. 
aufgewiesen:  das  fehlende  Bodenmonopol.  Dieses  ist  wie  für  den  fehlenden  Sozialismus 
auch  der  Grund  für  die  bis  dahin  (1906)  geringe  imperialistische  Expansion.  Diese  Ver¬ 
hältnisse  haben  sich  in  den  letzten  15  Jahren  wesentlich  geändert.  Ueber  die  Wirkungen 
dieses  Wandels  auf  die  äußere  Politik  vgl.  Salz:  „Der  Imperialismus  der  Vereinigten 
Staaten.",  Archiv  f,  Soz.  1923,  S.  565  ff. 
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liehen  Ueberfremdung  haben  die  imperialistischen  Nationen  Formen  der 
Expansion  gefunden,  welche  die  Zahlungsbilanz  und  die  Währung  ihres 
Ausbeutungsobjektes  schonen  und  statt  parasitärer  Aussaugung  seine 
kapitalistische  Entfaltung  betreiben,  freilich  unter  der  Hegemonie  einer 
imperialistischen  Nation,  die  auf  diese  Weise  allmählich  ihre  wirtschaft¬ 
lichen  und  schließlich  auch  ihre  politischen  Grenzen  ,,friedlich“  erweitert. 
Zwischen  beiden  kapitalistischen  Phasen  liegt  die  politische  und  ökonomische 
Erweckung  des  dritten  und  des  vierten  Standes  und  die  Verlebendigung  des 
absoluten  Staates  zur  nationalen  Demokratie.  Die  oligarchische  Wandlung 
dieser  Demokratien  zur  kapitalistischen  Diktatur,  deren  geschichtlicher 
Zeuge  diese  Generation  ist,  gibt  ihnen  die  furchtbare  Stoßkraft  der  Expansion 
über  den  Nationalstaat  hinaus  zur  Weltherrschaft,  eine  Tendenz,  die  der 
Name  dieser  Epoche  im  Kerne  enthüllt. 

Die  spezifischen  Tendenzen  des  kapitalistischen  Prozesses  haben  die 
mittelalterliche  Stadtwirtschaft  gesprengt  und  sie  zur  Nationalwirtschaft 
expandiert.  Sie  haben  den  Kreis  der  Nationalwirtschaft  gesprengt  und 
drängen  auf  ein  den  Erdkreis  umspannendes  Imperium,  Wie  müßten  diese 
Tendenzen  sich  auswirken,  wenn  unter  Ausschaltung  aller  außerwirtschaft¬ 
lichen  Einflüsse  dieser  Prozeß  über  zahllose  Rückschläge,  Krisen  und  Kriege 
als  zu  dieser  äußersten  Phase  der  Expansion  gereift  gedacht  wird? 

Wir  fanden  bei  der  Analyse  der  Bewegungsgesetze  der  kapitalistischen 
Tauschwirtschaft,105)  daß  der  Automatismus  der  kapitalistischen  Ordnung 
zur  Selbstauflösung  in  der  Krise  tendiert,  eine  immanente  Tendenz,  die  im 
bisherigen  Ablauf  durch  die  Gegentendenz  der  Expansion  überwunden  wurde. 
Stößt  nun  diese  Tendenz  der  Expansion,  wie  es  in  ihrer  Struktur  begründet 
liegt,  mit  der  Erringung  des  Imperiums  an  eine  letzte  naturnotwendige 
Grenze,  so  ist  die  Gegenwirkung  gegen  den  Automatismus  der  Selbstauf¬ 
lösung  aufgehoben.  Die  Endkrise  erscheint  unabwendbar.  Dieses  ist  der 
wahre  Kern  der  Katastrophentheorie.  Nicht  ist  die  Katastrophe  als  Wesens¬ 
erfüllung  des  Kapitalismus,  wie  Marx  es  darstellt,100)  die  politische  Empörung 
des  Proletariats  gegen  das  Kapitalmonopol.  Die  durch  weitere  Expansion 
nicht  mehr  zu  überwindende  Absatzkrise  stellt  den  ökonomischen  Inhalt  des 
Zusammenbruches  der  kapitalistischen  Wirtschaft  dar,  der  freilich  eine 
politische  Katastrophe  der  von  Marx  geschilderten  Art  im  Gefolge 
haben  mag.107) 


105)  vgl.  Kapitel  IV. 

106)  Kapital  I,  Ende  des  24.  Kapitels.  So  packend  in  ihrer  knappen  Gedrungenheit 
die  betreffenden  Sätze  wirken,  ihr  ökonomischer  Sinn  ist  nicht  eindeutig  zu  erkennen. 
Ebenso  wenig  bei  Kautsky,  Karl  Marx’  ökonomische  Lehren  1920,  S.  249  ff.  und  „Die 
soziale  Revolution“,  3.  Aufl.  S.  50  ff.  Wie  oben  Luxemburg  a.  a.  0.  S,  424. 

107)  Die  Möglichkeit  anderer  sozialer  Katastrophen  während  des  Ablaufs  der 
kapitalistischen  Wirtschaft  wird  damit  nicht  bestritten, 
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Dieser  nun  nicht  mehr  nur  logischen,  sondern  historischen  Tendenz 
zur  Selbstauflösung  des  Kapitalismus  wirkt  freilich  eine  andere  Bewegung 
entgegen,  welche  die  spezifisichen  Daten  der  kapitalistischen  Ordnung,  vor 
allem  also  die  Bodensperre,  aufzuheben  trachtet.  Mit  der  zunehmenden 
,, Verstadtlichung“  der  abendländischen  Wirtschaften  rücken  die  Reservoire 
der  eigentlichen  Reservearmee  in  immer  fernere  Zonen,  Sie  lagen  vor  dem 
Kriege  in  den  slawischen  Gebieten  mit  halbfeudaler  Staats-  und  Wirtschafts¬ 
ordnung.108)  In  dem  Augenblick,  in  welchem  der  Abstrom  des  „Grenzkuli“ 
aus  diesen  Gebieten  in  die  große  „Wirtschaftsstadt“  des  Abendlandes 
aufhören  würde,  sei  es  durch  Seßhaftmachung  infolge  innerer  Kolonisation 
dieser  Gebiete  oder  weil  das  feudale  Reservoir  ausgeschöpft  ist,  ver¬ 
schwände  die  „Möglichkeit,  große  Arbeitsmassen  leicht  heranzuziehen“. 
(Spiethoff).  Die  Entfeudalisierung  dieser  Gebiete  und  ihre  Einbeziehung  in 
den  kapitalistischen  Prozeß  liegt  im  naturgemäßen  Zuge  der  imperialistischen 
Expansion,109)  so  daß  von  der  Ausdehnung  des  imperialistischen  Macht¬ 
bereichs  eine  Abnahme  der  expansiven  Antriebe  erwartet  werden  darf. 
Immerhin  ist  bei  der  Abwägung  dieser  beiden  einander  entgegengesetzten 
dynamischen  Entwicklungsreihen  von  vornherein  schwer  zu  entscheiden,  ob 
ihr  Tempo  voll  übereinstimmt. 

Wie  die  Entscheidung  hierüber  und  damit  über  die  Wahrscheinlich¬ 
keit  der  Katastrophe  auch  fallen  möge,110)  wichtiger  ist  für  die  Struktur¬ 
analyse  des  Kapitalismus,  daß  er  sich  nicht  nur  im  theoretisch-ökonomischen, 
sondern  auch  im  historischen  Sinne  als  eine  dynamische  Erscheinung  erweist. 
Unter  säkularem* * 111)  Gesichtspunkt  betrachtet  ist  der  Kapitalismus  der 
Uebergang  von  dem  stationären  Zustand  der  hochmittelalterlichen  Wirt¬ 
schaft  zu  einer  neuen  Statik,  welche  die  spezifischen  Störungselemente  der 
kapitalistischen  Wirtschaft  auszuscheiden  vermag.112) 


108)  Oppenheimer,  „Die  soziale  Frage  und  der  Sozialismus",  S.  55  ff. 

109)  Die  Entfeudalisierung  Rußlands  unter  den  Wirkungen  des  Weltkrieges  wird 
sich  auf  die  Dauer  als  das  folgenschwerste  Ergebnis  dieser  imperialistischen  Krise  er¬ 
weisen. 

110)  Auch  die  marxistische  Theorie  hält  es  für  ihre  Konsequenzen  nicht  für  erfor¬ 
derlich,  daß  „dieser  Endpunkt  pedantisch  erreicht  werden  muß."  Luxemburg  a.  a.  0. 
S.  424. 

111J  Schumpeter,  Theorie,  S.  492, 

112)  In  welche  Wirtschaftsform  diese  Statistik  sich  kleiden  wird,  ob  in  die  der 
marxistischen  „Verwaltungswirtschaft",  der  Oppenheimerschen  „reinen  Oekonomie", 
der  Wilbrandtschen  „Hingabewirtschaft"  oder  in  welche  auch  immer,  wird  zum  Teil 
von  dem  Tempo  der  eben  beschriebenen  gegensätzlichen  Entwicklungsreihen,  in  letzter 
Tiefe  aber  von  anderen  als  nur  ökonomischen  Bedingungen  abhängen.  Oppenheimer 
kann  für  seine  Konstruktion  geltend  machen,  daß  sie  allein  von  allen  „Utopien"  keine 
anderen  als  die  auch  heute  wirksamen  Triebkräfte  in  ihren  Dienst  zu  stellen  brauche 
und  darum  am  wenigsten  „Utopie"  sei.  Dies  aber  bildet  gerade  den  stärksten  Einwand 
der  religiösen,  philosophischen  und  soziologischen  Kritiker  am  Liberalismus,  auch  an  dem 
durch  Kapitalismus  unverfälschten,  gegen  Oppenheimers  Zukunftsbild. 
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Die  Aufweisung  dieser  Dynamik  des  Kapitalismus  auch  im  histo¬ 
rischen  Sinn  nähert  zum  Schlüsse  unsere  Auffassung  des  Imperialismus  der¬ 
jenigen  Schumpeters  in  einem  mehr  als  nur  äußerlichen  Sinne.  Zwar  ist  der 
Imperialismus  alles  eher  als  ein  im  Gegensatz  zum  Kapitalismus  stehender 
feudaler  Atavismus,  sondern  eine  , notwendige“  Stufe  kapitalistischer 
Expansion.  Aber  die  objektiven  Zusammenhänge,  welche  den  tauschwirt¬ 
schaftlichen  Prozeß  in  die  imperialistische  Richtung  drängen,  voran  das 
Bodenmonopol,  sind  in  der  Tat  feudaler  Herkunft,  nicht  Ergebnisse  des 
tauschwirtschaftlichen  Prozesses,  sondern  soziologische,  aus  einem  ,,un-  und 
vorkapitalistischen  Milieu"  stammende  Daten  für  seinen  Ablauf.  ,,Die 
soziale  Pyramide  der  Gegenwart“  ist  wirklich  ,,von  zwei  verschiedenen 
sozialen  Stoffen  und  von  den  Gesetzen  zweier  verschiedener  Epochen“  ge¬ 
bildet.  Wollte  man  aber  darum  den  Imperialismus  auf  heutiger  Stufe  feudal 
nennen,  so  müßte  man  den  kapitalistischen  Prozeß  in  seinem  ganzen  Verlauf 
feudal  nennen,  was  Schumpeter,  der  Tauschwirtschaft  und  Kapitalismus 
gleichsetzt,  freilich  nicht  tun  kann.113)  Die  imperialistische  Idee  entspricht 
durchaus  den  Produktionsverhältnissen  der  Gegenwart,  weil  eben  beide 
eine  eigenartige  Amalgamierung  feudaler  und  liberaler  Elemente  sind. 

Gleich  der  Schumpeterschen  Arbeit114)  darf  die  vorstehende  Unter¬ 
suchung  die  völlige  Enthaltung  von  Werturteilen  für  sich  in  Anspruch 
nehmen.  Die  gewaltsame  Dynamik  der  kapitalistischen  Expansion  des 
letzten  halben  Jahrtausends  hat  trotz  der  aufgerissenen  Gegensätze  das 
Einheitsbewußtsein  der  Menschheit  und  ihre  technisch  -  organisatorische 
Ausrüstung  weit  über  den  Grad  hinaus  entwickelt,  den  aller  Voraussicht  nach 
ein  Fortbestehen  der  mittelalterlichen  Statik  und  ihrer  organischen  An¬ 
passung  bis  heute  hätte  erreichen  können.  Ob  dies  den  Jammer  des 
Proletarierschicksals  und  das  Grauen  der  imperialistischen  Kriege,  die  Ent¬ 
götterung  der  Erde  und  den  Verfall  der  Gemeinschaften  aufwiegt,  ob 
schließlich  diese  Entwicklung  in  einem  mehr  als  kausalen  Sinne  „notwendig“ 
gewesen  ist,  haben  weder  Oekonomie  noch  Soziologie  zu  entscheiden.  Als 
Menschen,  denen  nichts  übrig  bleibt,  als  sich  in  diese  Entwicklung  zu  finden, 
wenigstens  soweit  sie  der  Vergangenheit  angehört,  schützt  uns  aber  die 
wissenschaftliche  Erkenntnis  der  Zusammenhänge  vor  Schumpeters  Dämonen¬ 
glauben,  „daß  immer  die  Toten  über  die  Lebenden  herrschen“.115)  Wenn  uns 
diese  Welt,  wie  sie  ist,  nicht  gefällt,  so  erkennen  wir  in  ihr  eher  den  „Fluch 
der  bösen  Tat,  daß  sie  fortzeugend  Böses  muß  gebären“. 


113)  Vgl.  die  sehr  bezeichnenden  Bemerkungen  Schumpeters  über  die  „Selbstüber¬ 
windung“  des  Kapitalismus.  Archiv,  S.  297, 

114)  a.  a.  0.  S.  310. 

115)  a.  a.  0.  S.  310. 
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Zins  und  Bevölkerungstheorie 

Von  Fritz  Sternberg 

Sämtliche  Theorien,  die  den  Zins  für  eine  „natürliche“  Kategorie 
ansehen,  für  einen  Einkommenszweig,  der  in  jeder  Gesellschaftsordnung 
besteht,  gehen  von  der  physischen  Produktivität  des  Kapitals  aus;  d.  h.  ihre 
methodischen  Erwägungen  beginnen  damit,  daß  mit  Hilfe  von  „Kapital“ 
—  Kapital  hier  gleich  produzierten  Produktionsmitteln  —  mehr  Güter 
erzeugt  werden  als  vordem.  Die  „Tatsachen“  beweisen  diese  Produktivität 
eklatant.  Roscher  erläutert  sie  an  einem  Fischerbeispiel:  „Denken  wir  uns 
ein  Fischervolk  ohne  Privateigentum  und  Kapital,  das  nackt  in  Höhlen 
wohnt  und  sich  von  Seefischen  nährt,  welche,  bei  der  Ebbe  in  Uferlachen 
zurückgeblieben,  mit  bloßer  Hand  gefangen  werden.  Alle  Arbeiter  mögen 
hier  gleich  sein,  und  jeder  täglich  drei  Fische  sowohl  fangen  als  verzehren. 
Nun  beschränkt  ein  kluger  Mann  hundert  Tage  lang  seinen  Konsum  auf  zwei 
Fische  täglich  und  benutzt  den  auf  solche  Art  gesammelten  Vorrat  von 
hundert  Fischen  dazu,  fünfzig  Tage  lang  seine  ganze  Arbeitskraft  auf 
Herstellung  eines  Bootes  und  Fischnetzes  zu  verwenden.  Mit  Hilfe  dieses 
Kapitals  fängt  er  fortan  dreißig  Fische  täglich,“1)  Aber  auch  in  jeder  ent¬ 
wickelteren  Volkswirtschaft  gibt  die  tägliche  Erfahrung  Hunderte  von 
Beispielen  für  die  physische  Produktivität  des  Kapitals. 

Wir  treten  hier  in  keiner  Weise  in  eine  Untersuchung  ein,  ob  aus 
einer  physischen  Produktivität  des  Kapitals  eine  Weriproduktivität  —  und 
nur  diese  ist  für  das  Zinsproblem  entscheidend  —  abgeleitet  werden  kann. 

Wir  bestreiten  bereits  die  physische  Produktivität  des  Kapitals, 
soweit  sie  unabhängig  von  jeder  Gesellschaftsordnung  behauptet  wird. 
Der  Beweis  soll  an  dem  angeführten  Roscherschen  Beispiel  exemplifiziert 
werden. 

Wenn  ein  Fischer,  der  zunächst  Fische  mit  der  Hand  gefangen  hat, 
ein  Netz  anfertigt,  so  ist  zuzugeben,  daß  er  von  nun  an  so  viel  Fische  fängt, 
daß  er  trotz  der  Notwendigkeit,  in  gewissen  Zeiträumen  regelmäßig  ein 


1)  Roscher,  Grundlagen  der  Nationalökonomie.  10.  Aufl.  §  189. 
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neues  Netz  anzufertigen,  pro  Tag  mehr  Fische  zu  verzehren  hat.  Um  diesen 
Betrag  hat  sich  die  Produktivkraft  seiner  Arbeit  gesteigert.  Er  hat  die  Wahl, 
täglich  über  mehr  Produkte  zu  verfügen  —  oder  weniger  Stunden  zu 
arbeiten.  Das  gilt  für  jeden  Einzelnen,  Wie  aber  liegt  die  Sachlage  für  die 
Volkswirtschaft?  Ich  gehe  von  einer  bereits  in  Klassen  getrennten  Gesell¬ 
schaft  aus,  in  der  es  also  Besitzer  von  Produktionsmitteln  und  „freie“ 
Arbeiter  gibt.  Ich  nehme  an,  in  einer  solchen  werden  zum  Ersatz  von  Hand¬ 
arbeit  Maschinen  eingeführt.  Dann  ergibt  sich  —  analog  wie  in  unserem 
Fischerbeispiel  —  eine  physische  Produktivität  des  Kapitals,  wenn  —  ja,  wenn 
sich  die  Arbeitszeit  nicht  entsprechend  verändert.  Ist  das  nicht  aber  eine 
Selbstverständlichkeit?  Für  die  Produktivitätstheorien,  für  die  naiven  wie 
für  die  motivierten,  für  alle  Nutzungs-  und  Abstinenztheorien,  für  Say  wie 
für  Thünen,  für  Lauderdale  wie  für  Senior,  für  Menger  wie  für  Hermann, 
ist  es  eine  Selbstverständlichkeit,  die  nicht  näher  analysiert  wird,  und  nur 
weil  dieser  Tatbestand  als  „natürlich“  gar  nicht  weiter  zu  erörtern  ange¬ 
sehen  wurde,  kam  man  dazu,  der  Bevölkerungstheorie  bei  Darlegung  zins¬ 
theoretischer  Zusammenhänge  auszuweichen. 

Ich  behaupte  das  Gegenteil:  Es  ist  alles  andere  eher  als  eine  Selbst¬ 
verständlichkeit,  daß  Menschen,  wenn  sich  der  Produktivgrad  der  Arbeit 
hebt,  dieselbe  Zeit  arbeiten  —  es  ist  weit  eher  „selbstverständlich“,  daß 
diese  ihre  Arbeitszeit  verkürzen. 

Und  wenn  sie  es  nicht  tun,  dann  ist  sehr  genau  zu  prüfen,  warum  sie 
es  nicht  tun.  Warum  also  arbeiten  die  Arbeiter  nach  Einführung  von 
Maschinen  —  sage,  neun  Stunden  weiter?  Die  Antwort  kann  nur  Bevölke¬ 
rungstheorie  geben!  Malthus  meint,  daß  die  Bevölkerung  immer  gegen  den 
Nahrungsspielraum  preßt,  daher  zwei  Arbeiter  einem  Meister  nachlaufen; 
infolgedessen  können  sie  auf  einem  Lohn  gehalten  werden,  der,  auch  nach 
Einführung  von  Maschinen,  erst  nach  ungefähr  der  gleichen  Arbeitszeit  wie 
früher  ihnen  ihren  Lebensstandard  garantiert. 

Wäre  dies  nicht  der  Fall,  so  wäre  ja  nicht  der  mindeste  Grund, 
einzusehen,  warum  die  Arbeiter  nach  Einführung  von  Maschinen  nicht  nach 
—  sage,  sechs  Stunden  die  Arbeit  aufgeben  würden.  Auch  Marx  hat  sich 
selbstverständlich  mit  dieser  Frage  auseinander  gesetzt:  Warum  leistet  — 
in  seiner  Terminologie  —  der  Arbeiter  „Mehrarbeit“?,  Antwort:  Weil  ihn 
die  industrielle  Reservearmee,  die  bei  der  Akkumulation  des  Kapitals 
ständig  reproduziert  wird,  dazu  zwingt.  Ich  gehe  hier  auf  eine  materiale, 
Prüfung  nicht  ein.  Zunächst  sei  nur  auf  den  formalen  Punkt  hingewiesen, 
daß  alle  Zinstheorien  auf  einer  Bevölkerungstheorie  basieren  müssen;  daß 
demzufolge  alle  bürgerlichen  Theorien  ohne  Malthus  gar  nicht  dargelegt 
werden  können.  Nur  wenn  die  natürliche  Surplusbevölkerung  es  veranlaßt, 
daß  zwei  Arbeiter  einem  Meister  nachlaufen,  nur  dann  ist  es  möglich,  vom 
Zins  als  einer  natürlichen  Kategorie  zu  sprechen. 
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An  den  Theorien  zweier  zeitgenössischer  Autoren  soll  unsere  Be¬ 
hauptung  näher  erläutert  werden.  An  Böhm-Bawerk  und  Schumpeter,  Die 
Eingangsworte  Böhm-Bawerks  zum  Problem  des  Kapitalzinses  scheinen  uns 
keinen  Anknüpfungspunkt  zu  geben.  Böhm-Bawerk  schreibt:  „Gegenwärtige 
Güter  sind  in  aller  Regel  mehr  wert  als  künftige  Güter  gleicher  Art  und 
Zahl.  Dieser  Satz  ist  der  Kern-  und  Mittelpunkt  der  Zinstheorie,  die  ich 
vorzutragen  habe.  Durch  ihn  laufen  alle  Fäden  zur  Erklärung  der  Zins¬ 
erscheinungen  hindurch,  und  um  ihn  ordnet  sich  auch  innerlich  und  äußerlich 
die  gesamte  von  uns  zu  leistende  theoretische  Arbeit.  Die  eine  Hälfte  der 
Erklärung  zielt  darauf  ab,  seine  eigene  Wahrheit  zu  erweisen,  die  zweite 
wird  dann  zu  zeigen  haben,  wie  aus  der  Tatsache,  daß  gegenwärtige  Güter 
mehr  wert  sind  als  künftige,  alle  die  mannigfaltigen  Gestalten,  in  die  sich 
die  Erscheinung  des  Zinses  einkleidet,  natürlich  und  notwendig  entspringen. 
Im  jetzigen  Abschnitt  soll  die  erste  Aufgabe  mit  derjenigen  Sorgfalt  erfüllt 
werden,  die  der  kardinalen  Wichtigkeit  des  zu  begründenden  Satzes  ent¬ 
spricht.  Zu  diesem  Ende  will  ich  zunächst  einen  allgemeinen  Blick  auf  eine 
Materie  werfen,  die  merkwürdigerweise  bis  jetzt  erst  eine  außerordentlich 
dürftige  wissenschaftliche  Untersuchung  erfahren  hat,  obwohl  sie  augen¬ 
scheinlich  die  höchste  Bedeutung  besitzt:  auf  das  Verhältnis  von  Gegenwart 
und  Zukunft  in  der  menschlichen  Wirtschaft.“2) 

Was  hat,  so  wird  man  fragen,  die  Bewertung  gegenwärtiger  Güter 
mit  der  Bevölkerungstheorie  zu  tun?  Böhm-Bawerk,  der  mit  seiner  Theorie 
den  Zins  erklären  will  (nicht  etwa  den  Marxschen  Profit,  was  öfters  über¬ 
sehen  wird),  bringt  für  die  Wertüberlegenheit  der  Gegenwartsgüter  zunächst 
zwei  Gründe.  Es  ist  einmal3 4 *)  die  Verschiedenheit  des  Verhältnisses  von 
Bedarf  und  Deckung  in  verschiedenen  Zeiträumen,  und  es  ist  ,, zweitens 
eine  der  folgenschwersten  Erfahrungstatsachen,  daß  wir  künftigen  Lust- 
und  Leidempfindungen  bloß  deshalb,  w'eil  sie  künftige  sind  und  in  dem 
Maße,  als  sie  einer  entlegeneren  Zukunft  angehören,  eine  geringere 
Würdigung  entgegenbringen,  und  daher  auch  Gütern,  die  jenen  zu  dienen 
bestimmt  ist,  einen  Wert  beimessen,  der  hinter  der  wahren  Intensität  ihres 
künftigen  Grenznutzens  zurückbleibt.  Wir  unterschätzen  systematisch 
unsere  künftigen  Bedürfnisse  und  die  Mittel,  die  zu  ihrer  Befriedigung 
dienen.“11)  Wir  treten  in  eine  Debatte  über  diese  beiden  Punkte  mit  ihm 
nicht  ein;  denn  —  per  inconcessum  —  alles,  was  er  hierzu  sagt,  als  richtig 
zugegeben,  hat  er  damit  kein  Wort  über  den  Profit  geäußert,  sondern 
lediglich  Gründe  für  den  Darlehenszins  nachgewiesen.  Für  den  Zins,  soweit 
er  ein  Bestandteil  des  Profits  ist,  kommt  lediglich  Böhm-Bawerks  dritter 
Grund  in  Frage.  Böhm-Bawerk  bemerkt  dazu:  ,,Er  stützt  sich  auf  eine 

2)  Positive  Theorie  des  Kapitales,  4.  Aufl.  Jena  1921.  I,  S.  318. 

3)  a.  a.  0.  S.  328. 

4)  a.  a.  0.  S.  332. 
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Tatsache,  die  im  Groben  längst  bekannt,  deren  Wesen  dabei  freilich 
gründlich  verkannt  war,  und  die  man  in  einen  ganzen  Wald  von  Miß¬ 
verständnissen  eingehüllt  unter  dem  Namen  „Produktivität  des  Kapitals" 
seit  Say  und  Lauderdale  zur  Erklärung  und  Rechtfertigung  des  Kapital¬ 
zinses  heranzuziehen  pflegt.  Ich  will  jenen  Namen,  der  die  Quelle  so  vieler 
Irrungen  schon  geworden  ist,  und  der  sich  auch  mit  der  Sache  nicht  völlig 
deckt,  bei  Seite  lassen,  und  mich  schlicht  und  treu  an  die  Tatsachen  halten, 
die  hier  im  Spiele  sind.  Diese  Tatsachen  laufen  aber  darauf  hinaus,  daß  in 
aller  Regel  gegenwärtige  Güter  aus  technischen  Gründen  vorzüglichere 
Mittel  für  unsere  Bedürfnisbefriedigung  sind  und  uns  daher  auch  einen 
höheren  Grenznutzen  verbürgen  als  künftige.  Es  ist  eine  elementare  Er¬ 
fahrungstatsache,  daß  zeitraubende  Produktionsumwege  ergiebiger  sind: 
das  will  sagen,  daß  mit  der  gleichen  Menge  von  Produktivmitteln  eine 
desto  größere  Menge  von  Produkten  erzielt  werden  kann,  je  langwierigere 
Produktionsmethoden  man  dabei  einschlägt"0).  Hier  wird  also  expressis 
verbis  die  physische  Produktivität  als  Voraussetzung  für  den  gesamten 
weiteren  Beweisgang  anerkannt.  Nur  weil  die  zeitraubenderen  Produktions¬ 
umwege  ein  größeres  Produkt  liefern  als  die  weniger  zeitraubenden,  nur 
dadurch  ist  es  überhaupt  möglich  —  ich  gehe  auf  Böhm-Bawerks  eigenartige 
Konstruktion  nicht  ein  — ,  zu  einer  Wertproduktivität  des  Kapitals  zu 
kommen.  Für  Böhm-Bawerk  aber  ist  diese  physische  Produktivität  des 
Kapitals  „eine  elementare  Erfahrungstatsache",  mit  deren  Analyse  er  sich 
nicht  aufhält.  An  diesem  Punkte  ist  er  über  die  von  ihm  kritisierten  Autoren 
nicht  hinausgekommen.  Gewiß  kann  man  diese  „elementare  Erfahrungs¬ 
tatsache"  überall  beobachten,  aber  Böhm-Bawerk  hat  sich  hier  wie  überall 
mit  der  empirischen  Beobachtung  und  ihrer  psychologischen  Analyse 
begnügt.  Wenn  er  Marx  in  seiner  Kritik  vorwirft,  daß  dieser  bei  der  Analyse 
des  Wertgesetzes  die  natürlichen  Wege  —  den  empirischen  und  den 
psychologischen  —  nicht  gegangen  sei,  so  zeigt  er  damit,  daß  ihm  der  Sinn 
des  Marxschen  Systems  und  damit  der  des  Kapitalismus  verschlossen 
geblieben  ist.  Die  ökonomischen  Tatbestände  sind  im  Kapitalismus  so 
mystifiziert,  daß  Darlegung  empirischen  Materials  ohne  weitere  Analyse, 
nicht  anders  wie  eine  Behandlung  der  psychologischen  Motive,  versagen 
müssen. 

Daß  Zusammenhänge  bestehen  zwischen  der  physischen  Produktivität 
und  der  Lage  des  Arbeiters,  weiß  Böhm-Bawerk  natürlich  auch,  aber  sein 
System  weiß  davon  nichts,  und  das  ist  das  Entscheidende.  In  seiner 
Rodbertus-Kritik  schreibt  Böhm-Bawerk:  „Der  vollkommen  gerechte  Satz, 
daß  der  Arbeiter  den  ganzen  Wert  seines  Produktes  erhalten  soll,  kann 
vernünftigerweise  in  sich  schließen,  entweder  daß  der  Arbeiter  den  ganzen 
jetzigen  Wert  seines  Produktes  jetzt,  oder  daß  er  den  ganzen  künftigen 


5)  a.  a.  0.  S.  338. 
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Wert  seines  Produktes  künftig  erhalten  soll.  Rodbertus  und  die  Sozialisten 
legen  ihn  aber  so  aus,  daß  der  Arbeiter  den  ganzen  künftigen  Wert  seines 
Produktes  jetzt  erhalten  solle,  und  tun  dabei,  als  ob  das  die  ganz  selbst¬ 
verständliche  und  einzig  mögliche  Auslegung  jenes  Satzes  wäre"0),  und 
daraus  folgert  er,  daß,  da  der  Arbeiter  seinen  Lohn  braucht  vor  der  Fertig¬ 
stellung  des  Produkts,  dieser  geringer  sein  müsse.  Das  Wertagio,  das  sich 
aus  dieser  Differenz  ergibt,  schafft  den  Zins.  Hier  ist  aber  wieder  zu  fragen, 
warum  kann  der  Arbeiter  nicht  warten?!  Marx  hat  die  Antwort  darauf 
gegeben:  Der  Arbeitslohn  ist  gleich  den  Reproduktionskosten  und  kann  für 
längere  Zeiträume  nicht  bedeutend  höher  werden,  da  ihn  die  industrielle 
Reservearmee  auf  diesem  Niveau  hält.  Aber  warum  kann  der  Arbeiter  nach 
Böhm-Bawerk  nicht  warten?  An  dieser  Stelle  ist  die  entscheidende  Lücke 
seines  Systems  am  deutlichsten.  Alle  seine  Folgerungen  beruhen  darauf, 
daß  der  Arbeiter  nicht  warten  kann,  d.  h.  daß  der  Arbeitslohn  ihm  keine 
Möglichkeit  gibt,  selbst  Kapital  zu  akkumulieren;  und  die  Antwort  auf  dieses 
„Warum“  kann  eben  nur  Bevölkerungstheorie  geben.  Es  entbehrt  für  einen 
späteren  Historiker  der  nationalökonomischen  Theorie  nicht  der  Pikanterie, 
daß,  da  Böhm-Bawerk  auch  in  seiner  Marx-Kritik  diese  Tatbestände  außer 
acht  läßt,  sein  großer  Antipode  Hilferding  sie  vergißt. 

Ich  nehme  einmal  an,  die  Böhm-Bawerksche  Marx-Kritik  wäre  in 
allen  Teilen  richtig,  der  Beweis,  den  Marx  für  das  Arbeitswertgesetz 
gegeben  habe,  sei  falsch;  die  „Tatsachen“  zeigten  vielfache  und  regelmäßige 
Abweichungen;  der  „Widerspruch“  zwischen  dem  ersten  und  dem  dritten 
Band  sei  nicht  zu  überbrücken. 

Was  ist  damit  gegen  die  sozialistische  Zinstheorie  gesagt?  Kein  Wort! 
Denn,  wenn  nachgewiesen  ist,  daß  die  Arbeiter  deshalb  nicht  warten  können, 
weil  es  eine  Surplusbevölkerung  gibt,  und  wenn  weiter  gezeigt  ist,  daß  diese 
Surplusbevölkerung  nur  unter  ganz  bestimmten  historischen  Bedingungen 
entsteht,  so  ist  der  Zins  eine  historische  Kategorie. 

Hier  also  —  das  hat  Franz  Oppenheimer  schon  vor  zwanzig  Jahren  in 
seinem  Marxbuch  hervorgehoben  —  liegt  der  entscheidende  Punkt. 

Während  die  Zusammenhänge  von  Zins-  und  Bevölkerungstheorie  bei 
Böhm-Bawerk  noch  einigermaßen  klar  sind,  da  sein  dritter  Punkt  die 
physische  Produktivität  des  Kapitals  voraussetzt,  sind  diese  bei  Schumpeter 
weit  verwickelter.  Schumpeter  stimmt  mit  Böhm-Bawerk  in  der  Ablehnung 
der  bisherigen  Versuche  zur  Lösung  des  Zinsproblems  überein.  Aber  auch 
Böhm-Bawerks  Theorie  genügt  ihm  nicht.  Er  folgert  daraus:  „Es  ist  nicht 
richtig  oder  doch  nicht  zweckmäßig,  es  heißt  sich  bereits  nach  einer 
bestimmten  Richtung  engagieren,  wenn  man  die  Sachlage,  so  wie  sie  sich 
in  diesem  Stadium  unseres  Gedankenganges  darstellt,  mit  den  Worten 


6)  Geschichte  und  Kritik  der  Kapitalzinstheorien.  3.  Aufl.,  Innsbruck  1914.  S.  472. 


233 


charakterisiert:  „Wir  können  die  Kluft  zwischen  Produktwert  und 
Produktionsmittelwert  so  nicht  erklären.  Tatsächlich  besteht  sie  aber.  Und 
wir  müssen  versuchen,  sie  anders  zu  erklären.“  Ganz  im  Gegenteil  stelle 
ich  die  Existenz  einer  solchen  prinzipiellen  dauernden  Kluft  in  Abrede“.') 

Mit  anderen  Worten,  er  behauptet,  daß  in  der  Statik  kein  Zins  — 
wohlgemerkt  als  Produktivzins,  als  sozial  relevante  Erscheinung  —  bestehen 
könne,  daß  der  Zins  vielmehr  lediglich  in  der  Dynamik  zu  finden  sei.  Und 
für  ihn  sind  die  zahllosen  Irrtümer  in  den  bisherigen  Zinserklärungen 
psychologisch  unter  anderem  dadurch  motiviert,  daß  man  vom  Zins  als 
einem  statischen  Phänomen  einfach  ausging,  während  für  Schumpeter  diese 
Basis  nichts  weiter  als  ein  unanalysierter  Tatbestand  ist.  Nun  ist  es  äußerst 
charakteristisch,  daß  sich  Schumpeter  niemals  mit  der  sozialistischen  Theorie 
auseinander  setzt.  In  seinem  ersten  Buch  schreibt  er:  „Endlich  ist  hier  der 
wissenschaftliche  Sozialismus  zu  nennen,  der  bekanntlich  über  eine  eigene 
Theorie  verfügt,  die,  wenngleich  sie  nicht  mit  seinen  praktischen  Postulaten 
steht  oder  fällt,  vielmehr  auch  von  manchen  Nichtsozialisten  vertreten 
wird,  doch  der  übrigen  Theorie  charakteristisch  gegenübersteht.  Hier  sei 
nur  bemerkt,  daß  wir  nicht  etwa  aus  Abneigung  gegen  den  Sozialismus 
irgendwelcher  Art  die  sozialistische  Theorie  im  wesentlichen  von  unserer 
Darstellung  ausschließen,  sondern  nur  aus  theoretischen  Gründen,  denen 
jede  praktische  Bedeutung  fehlt.“s)  Die  Gründe,  die  ihn  dazu  veranlassen, 
habe  ich  an  keiner  Stelle  dieses  umfangreichen  Buches  ausgesprochen 
gefunden.  In  seiner  „Theorie  der  wirtschaftlichen  Entwicklung“  geht  er,  wie 
er  erwähnt,  auf  die  verschiedenen  Zinstheorien  ein,  hier  wäre  der  gegebene 
Ort  gewesen,  sich  mit  Marx  und  der  sozialistischen  Theorie  auseinander 
zu  setzen,  insbesondere,  da  nach  Schumpeters  Ansicht  der  für  Böhm-Bawerk 
entscheidende  Einwand:  der  Widerspruch  zwischen  dem  ersten  und  dem 
dritten  Band  des  Marxschen  Systems  nicht  vorhanden  ist.  Aber  auch  hier 
finden  sich  nur  gelegentliche  Bemerkungen.  In  seiner  letzten  großen  Arbeit7 8 9) 
wird  an  manchen  Stellen  die  Grenznutzentheorie  mit  der  klassischen 
konfrontiert.  Eine  Auseinandersetzung  mit  Marx  und  den  Sozialisten  suchen 
wir  jedoch  vergebens.  Marx  wird  auf  wenigen  Zeilen  abgemacht  und 
die  entscheidenden  Zusammenhänge  zwischen  Zinstheorie  und  Surplus¬ 
bevölkerung  nicht  einmal  polemisch  erwähnt. 

Ich  nehme  einmal  an,  Werner  Sombart  hätte  recht:  Männer  mit 
kapitalistischem  Geist  hätten  den  Kapitalismus  geschaffen.  Schumpeter 
aber  geht  noch  weiter  als  Sombart;  für  ihn  ist  der  Kapitalismus  nicht  nur 


7)  Theorie  der  wirtschaftlichen  Entwicklung.  S.  330. 

8)  Schumpeter,  Das  Wesen  und  der  Hauptinhalt  der  theoretischen  National¬ 
ökonomie.  Leipzig  1908,  S.  20. 

9)  Epochen  der  Dogmen-  und  Methcdengeschichte  im  Grundriß  der  Sozial¬ 
ökonomik,  Tübingen  1914,  S.  12  ff. 
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durch  schöpferische  Unternehmer  entstanden,  sondern  für  ihn  wird  das 
Kapitalverhältnis  lediglich  dann  reproduziert,  wenn  und  solange  seine 
Unternehmer  neue  Kombinationen  durchführen.  Ich  nehme  mit  Schumpeter 
eine  bereits  in  Klassen  geteilte  Gesellschaft  an,  in  der  es  auf  der  einen 
Seite  —  in  seiner  Terminologie  —  Betriebsleiter,  Statiker,  auf  der  anderen 
Seite  freie  Arbeiter  gibt,  die  unter  dem  Druck  der  Surplusbevölkerung 
stehen,  wobei  es  für  diesen  Zusammenhang  irrelevant  ist,  ob  wir  Früh-, 
Hochkapitalismus  oder  Imperialismus  analysieren.  Da  zwei  Arbeiter  dann 
einem  Meister  nachlaufen,  so  hat  dieser,  das  ist  für  unseren  Fall  der 
Betriebsleiter,  die  Möglichkeit,  den  Preis  der  Arbeit  ungefähr  auf  die 
Reproduktionskosten  herabzudrücken,  realisiert  also  einen  Mehrwert.  Da 
wir  uns  auf  dem  Gebiete  gewerblicher  Arbeit  befinden,  der  Konkurrenz¬ 
kampf  aber  durch  Verbilligung  der  Ware  geführt  wird,  diese  von  der 
organischen  Zusammensetzung  des  Kapitals  abhängig  ist,  so  ist  dieser 
Betriebsleiter  gezwungen,  falls  er  nicht  unter  die  Räder  kommen  will,  einen 
Teil  dieses  Mehrwerts  zu  akkumulieren,  d.  h.  Verbesserungen  in  seinem 
Betriebe  durchzuführen,  objektive  Umstände  nötigen  ihn,  und  seit  sie 
vorhanden  sind,  d.  h.  seit  es  eine  Surplusbevölkerung  in  der  Industrie  gibt, 
gibt  es  schöpferische  Unternehmer. 

Was  Schumpeter  zur  Bevölkerungstheorie  sagt,  geht  am  ent¬ 
scheidenden  Punkt  vorbei.  Es  heißt  bei  ihm:  „Kaum  gibt  es  einen  Oekonomen, 
der  nicht  in  der  Vermehrung  der  Bevölkerung  einen  Hebel  ökonomischen 
Fortschritts  sehen  würde.  Das  ist  immer  das  erste  Moment,  auf  das  der  Blick 
fällt,  wenn  man  nach  Gründen  wirtschaftlicher  Entwicklung  sucht.  Das  kann 
man  in  der  wissenschaftlichen  Literatur  geradeso  beobachten  wie  in  der 
populären  Diskussion  der  Tagesfragen,  Wie  steht  es  nun  damit?  Vor  allem 
muß  man  sich  die  Wirkungsweise  des  Momentes  klar  machen.  Vermehrung 
der  Bevölkerung  bedeutet  Zuwachs  an  Nachfrage  nach  Genußgütern  und 
Zuwachs  an  Arbeitskraft:  In  nichts  anderm  kann  der  Einfluß  derselben  auf 
dem  Gebiete  der  Wirtschaft  liegen.  Der  Zuwachs  an  Arbeitskraft  vermehrt 
einen  ursprünglichen  Produktionsfaktor,  für  den  Geschäftsmann  macht  er 
ihn  also  billiger,  der  gesamten  Volkswirtschaft  macht  er  reichere  Güter¬ 
produktion  möglich.  Mag  der  Lohn  infolge  des  Zuwachses  an  Arbeitskraft 
noch  so  sehr  sinken,  so  wird  doch  die  Lohnsumme  als  Ganzes  in  der  Regel 
steigen,  mithin  ein  Plus  an  Nachfrage  zweifellos  vorhanden  sein.  Freilich 
kann  die  Lage  des  Arbeiterstandes  dadurch  verschlechtert  werden,  und  der 
ökonomische  Fortschritt,  der  durch  die  Bevölkerungsvermehrung  erzielt 
wird,  mag  deshalb  recht  zweifelhaft  aussehen.  Das  würde  aber  nicht  hindern, 
daß  man  von  wirtschaftlicher  Entwicklung,  von  einer  Veränderung  des  Bildes 
der  Wirtschaft  sprechen  kann.  Den  Fortschritt  zu  werten  und  zu  beurteilen, 
unternehmen  wir  ja  nicht.  Nun  ist  es  aber  wesentlich,  sich  klar  darüber  zu 
sein,  in  welcher  Weise  der  Zuwachs  an  Arbeit  verwendet  werden  wird.  Wenn 
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nichts  anderes  geschieht,  als  daß  sich  die  Bevölkerung  vermehrt  und  das 
Angebot  an  Arbeit  größer  wird,  so  wird  sich  an  den  Grundlinien  des  volks¬ 
wirtschaftlichen  Wertsystems  nicht  viel  ändern,  man  wird  die  zugewachsene 
Arbeit  jenen  Verwendungen  zuführen,  denen  schon  die  bisher  vorhandene 
diente,  bezw.  jenen  anderen  bekannten  Verwendungen,  die  sich  ihrem  Werte 
nach  unmittelbar  an  die  schon  bisher  geübten  anschließen. ‘‘10)  Hier  ist  ent¬ 
schieden  zu  widersprechen.  Wenn  die  Bevölkerung  gegen  den  Nahrungs¬ 
mittelspielraum  preßt,  d.  h.  wenn  es  eine  Surplusbevölkerung  gibt  —  ich 
untersuche  hier  ihre  Entstehungsbedingungen  nicht  — ,  so  muß  Schumpeter 
selbst  zugeben,  daß  der  Lohn  sinken  muß,  das  heißt  aber  mit  anderen 
Worten,  er  steht  auf  Reproduktionskosten,  der  Arbeiter  kann  selbst  nicht 
akkumulieren.  Auf  der  anderen  Seite  aber  wird  Profit  erzeugt,  der 
akkumuliert  werden  muß.  Schumpeter  ist  um  die  letzte  Konsequenz  der 
Bevölkerungsbewegung  nur  dadurch  herumgekommen,  daß  er  eine  stationäre 
kapitalistische  Gesellschaft  für  denkmöglich  hält,  d.  h.  eine,  die  z.  B.  nach 
dem  Quesnayschen  Tableau  analysierbar  ist,  die  lediglich  in  jedem  Jahres¬ 
ring  die  verbrauchten  Produktionsmittel  ersetzt.  Eine  solche  kapitalistische 
Gesellschaftsordnung  ist  aber  denkunmöglich.  Kapitalismus,  d.  h.  dauernde 
Trennung  der  Arbeiter  von  den  Produktionsmitteln,  ist  nur  denkbar,  wenn 
der  Arbeitslohn  sich  ungefähr  auf  den  Reproduktionskosten  hält,  und  das  ist 
nur  der  Fall,  wenn  eine  Surplusbevölkerung  freier  Arbeiter  vorhanden  ist. 
Ist  diese  aber  gegeben,  so  muß  infolge  der  industriellen  Konkurrenz  immer 
wieder  Kapital  neu  akkumuliert  werden,  d.  h.  Akkumulation  auf  erweiterter 
Stufenleiter  stattfinden,  und  Schumpeters  Unternehmer  sind  nichts  anderes 
als  die  ausführenden  Organe  dieses  objektiv  notwendigen  Prozesses. 
Schumpeter  hat  sich  die  Erkenntnis  dieser  Tatbestände  schon  von  Anfang 
an,  durch  eine  unscharfe  Analyse  des  Begriffs  Statik,  den  er  mit  stationär 
verwechselt,  verbaut. 

Malthus  bildet  also  die  —  fast  überall  unausgesprochene  —  Voraus¬ 
setzung  jeder  bürgerlichen  Zinstheorie.  Wenn  daher  Malthus  falsch  ist,  d.  h. 
wenn  die  Surplusbevölkerung  ein  historisches  Phänomen  ist,  kein  natürliches, 
nur  dem  Kapitalismus  spezifisch,  nicht  allen  Wirtschaftsorganisationen,  so 
bricht  der  Grundstein  jeder  möglichen  bürgerlichen  Zinstheorie  zusammen. 

Malthus 

Da  ich  mit  dem,  was  ich  gegen  Malthus  vorzubringen  habe,  die 
Diskussion  von  ganz  anderen  Gesichtspunkten  aus  beginne,  als  es  bisher 
geschehen  ist,  so  sei  es  verstattet,  die  für  unser  Problem  wesentlichsten 
Gedanken  des  Malthus  in  Kürze  wiederzugeben. 


10)  Schumpeter,  Theorie  der  wirtschaftlichen  Entwicklung.  Leipzig  1912.  S.  475. 
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Malthus’  Buch  hat  ein  bestimmtes  Ziel,  wie  es  schon  in  den  Eingangs¬ 
worten  heißt  (,, Bevölkerungsgesetz“,  erster  Band,  erstes  Buch,  Seite  13) :  ,,Bei 
einer  Untersuchung  über  die  Vervollkommnung  der  Gesellschaft  besteht  die 
naturgemäß  sich  darbietende  Methode,  den  Gegenstand  zu  behandeln,  darin, 
1.  die  Ursachen  zu  erforschen,  die  bisher  die  Menschheit  am  Fortschreiten 
zum  Glück  verhindert  haben .  .  Und  einer  seiner  bedeutendsten  Anhänger 
der  Gegenwart,  Siegfried  Budge,  betont  mit  Recht  (,,Das  Malthussche 
Bevölkerungsgesetz  und  die  theoretische  Nationalökonomie  der  letzten 
Jahrzehnte“,  Volkswirtschaftliche  Abhandlungen  der  badischen  Hochschulen, 
Karlsruhe  1912),  Seite  5: 

„Das  Malthussche  Werk  ist  entstanden  als  Versuch  einer  Widerlegung 
des  sozialistischen  Gedankens,  als  könne  durch  eine  Verbesserung  der  mensch¬ 
lichen  Einrichtungen,  der  rechtlichen  Institution,  die  Menschheit  in  ihrer  Gesamt¬ 
heit  dem  vollkommenen  materiellen  Wohlbefinden  entgegengeführt  werden,  als 
seien  nur  diese  verkehrten  Einrichtungen  schuld  daran,  daß  jener  Zustand  der 
Vollkommenheit  nicht  schon  längst  erreicht  sei." 

Unser  Ziel  ist  scheinbar  bescheidener.  Wir  wollen  untersuchen, 
warum  im  Zeitalter  des  Kapitalismus  der  Lohn  des  Arbeiters  im  großen 
und  im  ganzen  gleich  den  Reproduktionskosten  war,  und  wir  sehen  mit 
Malthus  den  entscheidenden  Grund  für  diesen  Tatbestand  in  dem  Vor¬ 
handensein  einer  Surplusbevölkerung.  Sie  gilt  es  daher,  für  ihn  wie  für  uns, 
wie  für  jeden  Theoretiker  zu  erklären.  Malthus  bemerkt  zu  diesem  Phänomen 
a.  O.  Seite  14: 

„Die  Ursache,  auf  die  ich  anspiele,  ist  die  dauernde  Neigung  aller  Lebe¬ 
wesen,  sich  weit  über  das  Maß  der  für  sie  bereitgestellten  Nahrungsmittel  zu 
vermehren." 

Der  Mensch  hat  dies  mit  allen  Lebewesen  gemeinsam,  und  so  schreibt 
Malthus  a.  0.  Seite  15  bis  16: 

„Daß  die  Bevölkerung11)  die  dauernde12)  Neigung  hat,  sich  über 
das  Maß  der  vorhandenen  Lebensmittel  hinaus  zu  vermehren,  und  daß  sie  hier¬ 
durch  auf  ihrem  notwendigen  Niveau  erhalten  wird,  wird  sich  aus  einem 
Rückblick  auf  die  verschiedenen  Gesellschafts13)  zustande,  in  denen 
der  Mensch  existiert  hat,  klar  ergeben.“ 

Die  Begründung  dafür  liefert  ihm  das  Gesetz  vom  abnehmenden 
Bodenertrag,  das  er  in  Parallele  stellt  zur  Vermehrungsmöglichkeit  oder 
besser:  -tendenz  der  Bevölkerung.  Er  sagt  a.  0.  Seite  18: 

„Es  kann  also  ruhig  erklärt  werden,  daß  sich  die  Bevölkerung,  wenn  sie 
nicht  gehemmt  wird,  alle  25  Jahre  verdoppelt,  oder  in  geometrischer  Reihe 
zunimmt.“ 

Demgegenüber  aber  stellt  er  fest: 

„Gibt  man  zu,  daß  durch  die  bestmögliche  Politik  und  große  Ermunterung 
des  Ackerbaus  der  Durchschnittsertrag  der  Insel  in  den  ersten  25  Jahren  ver- 

n)  von  mir  gesperrt, 

12)  von  mir  gesperrt. 

13)  von  mir  gesperrt. 
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doppelt  werden  könnte,  so  ist  wahrscheinlich  ein  größeres  Wachstum 
zugestanden,  als  vernünftigerweise  erwartet  werden  könnte. 

Man  darf  aber  unmöglich  annehmen,  daß  der  Ertrag  in  den  nächsten 
25  Jahren  vervierfacht  werden  könnte.  Es  würde  das  all  unserer  Kenntnis  vom 
Grundbesitz  widersprechen." 

Bis  hierhin  stimme  ich  überein:  Die  rein  physiologische  Möglichkeit 
des  Menschen,  sich  zu  vermehren,  ist  fraglos  weit  größer  als  die  Möglichkeit, 
die  Produktion  zu  steigern,  so  daß  jeder  Bevölkerungszuwachs  ernährt 
werden  kann.  Aber  darum  geht  es  ja  nicht.  Budge  ist  völlig  im  Recht,  wenn 
er  schreibt  a.  0.  Seite  144  bis  145:  „Würde  Malthus  die  physiologische 
Vermehrungspotenz  der  Menschen  zu  seiner  zweiten  Prämisse  gemacht 
haben,  er  hätte  leichtes  Spiel  gehabt.  Aber  so  leicht  hat  es  sich  Malthus 
nicht  gemacht.  Nicht  von  der  Vermehrungspotenz,  von  der  Fähigkeit  des 
Menschen,  sich  fortzupflanzen,  ist  bei  ihm  die  Rede,  sondern  von  der  Ver¬ 
mehrungstendenz,  nicht  von  einer  virtuellen  Möglichkeit,  sondern  von  einer 
tatsächlic  h14)  und  dauern  d15)  vorhandenen  Entwicklungsrichtung. 
Und  so  kommt  Malthus  zu  folgenden  Thesen:  a.  O.  Seite  33  bis  34: 

„1.  Die  Bevölkerung  ist  notwendig  durch  die  Subsistenzmittel  begrenzt. 

2.  Die  Bevölkerung  wächst  unwandelbar  da,  wo  die  Subsistenzmittel 
sich  vermehren,  es  sei  denn,  sie  werde  durch  einige  sehr  mächtige  und  offen¬ 
kundige  Hemmnisse  daran  verhindert. 

3.  Diese  Hemmnisse  und  jene,  welche  die  übermächtige  Bevölkerungs¬ 
kraft  zurückdrängen  und  ihre  Wirkungen  auf  dem  Niveau  des  Nahrungsmittel¬ 
spielraums  festhalten,  lassen  sich  alle  in  sittliche  Enthaltsamkeit,  Laster  und 
Elend  auflösen." 

Dazu  ist  folgendes  zu  bemerken:  Die  These  1  ist  eine  Selbstverständ¬ 
lichkeit;  unter  3  betrachtet  Malthus  die  Hemmungen  gegenüber  der  Be¬ 
völkerungsvermehrung,  ein  Gebiet,  das  uns  hier  nicht  interessiert.  Für  unsere 
Betrachtungen  handelt  es  sich  im  wesentlichen  um  die  2.  These,  und  auch 
hier  kann  ich  zustimmen:  Die  Bevölkerung  wächst,  wo  der  Nahrungsmittel¬ 
spielraum  wächst,  und  ich  nehme  alles,  was  Malthus  in  seinen  historischen 
Kapiteln  als  Beleg  anführ tl(  als  richtig  an.  Aber  damit  ist  noch  kein  Wort 
zu  unserem  Thema  gesagt;  wenn  ich  darlege,  daß  die  Bevölkerung 
proportional  dem  Nahrungsmittelspielraum  wächst,  habe  ich  nicht  das 
mindeste  dafür  erwiesen,  daß  sie  immer  das  Bestreben  hat,  darüber  hinaus 
zu  wachsen,  d.  h.  für  unser  Problem:  Surplusbevölkerung  zu  bilden.  Und 
Malthus  scheint  sich  auch  hier  nicht  ganz  sicher  gefühlt  zu  haben.  Denn 
während  es  z.  B.  an  einer  Stelle  der  ersten  Ausgabe  lautet:  „obschon  der 
Ertrag  der  Erde  in  jedem  Jahr  wachsen  würde,  so  würde  doch  die 
Bevölkerung  noch  viel  rascher  zunehmen,  und  dieser  Ueberschuß  muß 
notwendigerweise  unterdrückt  werden“,  heißt  es  in  der  anderen  Fassung: 
„obschon  der  Ertrag  der  Erde  in  jedem  Jahr  wachsen  würde,  so  würde  doch 


14)  von  mir  gesperrt. 

15)  gesperrt  von  mir. 
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die  Bevölkerung  die  Kraft  besitzen,  noch  viel  schneller  zuzunehmen,  und 
diese  überlegene  Kraft  muß  notwendig  ...  in  Schranken  gehalten  werden“, 
(a.  a.  O.  2,  Band.  Seite  2.) 

Damit  ist  aber  gar  nichts  gesagt:  Denn  wenn  nur  die  —  latente  — 
Kraft  vorhanden  ist,  die  in  Schranken  gehalten  werden  muß,  so  bleibt 
natürlich  das  Problem  offen,  ob  im  Kapitalismus  diese  Kraft  gehemmt 
wurde,  und  wenn  ja,  woher  dann  die  Surplusbevölkerung?!  Daher  ver¬ 
schiebt  sich  auch  das  ganze  Thema  der  Auseinandersetzung  mit  Malthus. 
Wenn  die  Bevölkerung  immer  gegen  den  Nahrungsmittelspielraum  preßt, 
dann  muß  Malthus  nachweisen,  daß  das  Problem  der  Surplusbevölkerung 
auch  allen  nicht-kapitalistischen  Gesellschaftsformen  eigen  war. 

Daher  bekommen  die  historischen  Kapitel  im  Malthus  für  uns  einen 
sehr  bedeutsamen  methodischen  Sinn.  Allerdings  —  um  unser  Ergebnis 
vorwegzunehmen  —  erfüllen  sie  in  keiner  Weise  die  Forderung,  die  wir 
gerade  vom  Standpunkt  des  Malthusschen  Systems  an  sie  stellen  müssen, 
Malthus  hatte  die  Aufgabe,  zu  zeigen,  daß  Surplusbevölkerung  nicht  eine 
dem  Kapitalismus  eigene  Erscheinung  sei,  sondern  eine  jeder  Wirtschafts¬ 
ordnung  eigentümliche.  Er  hätte  daher  die  verschiedenen  Wirtschaftssysteme 
auf  diesen  Punkt  hin  analysieren  müssen.  Da  in  seiner  Zeit  die  Daten  über 
orientalische  Wirtschaft  nicht  in  genügendem  Maße  vorhanden  waren,  so 
wollen  wir  davon  hier  zunächst  absehen.  Zum  mindesten  aber  hätte  Malthus 
die  Bevölkerungsbewegung  der  Antike  —  vor  allem  Roms  —  und  die  des 
Feudalismus  systematisch  untersuchen  müssen.  Was  finden  wir  statt  dessen? 
Eine  bunte  Aneinanderreihung  von  Kapiteln,  die  sich  zunächst  mit  Wirt¬ 
schaftszuständen  befassen,  die  man  zusammenfassend  als  ,,okkupatorisch“ 
bezeichnen  kann.  Sie  gehen  uns  nichts  an,  ebensowenig  seine  Ausführungen 
über  die  Hirtenstämme.  Er  selbst  würde  ihnen  voraussichtlich  keine  be¬ 
deutende  Beweiskraft  zugesprochen  haben.  Rom  widmet  er  ganze  zwölf 
Seiten.  Er  erwähnt  als  positive  Hemmungen  gegenüber  der  Bevölkerungs¬ 
vermehrung  die  dauernden  Kriege,  muß  aber  selbst  hinzufügen,  a.  O. 
Seite  227:  „Aber  diese  Ursache  allein,  so  wichtig  sie  war,  würde  niemals 
jenen  Mangel  an  römischen  Bürgern  in  der  Kaiserzeit  veranlaßt  haben,  der 
Augustus  und  Trajan  bewog,  zur  Beförderung  der  Ehe  und  der  Erzeugung 
von  Kindern  Gesetze  zu  erlassen,  wenn  nicht  noch  andere,  stärkere  Ent¬ 
völkerungsursachen  mitgewirkt  hätten.“  Er  sieht  diese  Ursachen  neben  der 
Grundbesitzverteilung  in  den  „lasterhaften  Gewohnheiten“.  Ich  will  einen 
Augenblick  stehen  bleiben,  weil  sich  hier  in  voller  Deutlichkeit  die 
Unzulänglichkeit  des  Malthusschen  Systems  wie  seiner  Methode  zur  Lösung 
unseres  Problems  herausstellt.  Malthus  will  und  muß  die  Surplusbevölkerung 
des  Kapitalismus  als  natürliches  Phänomen  aufweisen,  nicht  als  historisches, 
sonst  hätten  ja  die  Sozialisten  recht.  Er  muß  also  nachweisen,  daß  es  immer 
Surplusbevölkerung  gegeben  habe.  Statt  dessen  zeigt  er  —  seine  Ergeb- 
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nisse  einmal  als  richtig  angenommen  — ,  welche  Umstände  in  Rom  eine 
Surplusbevölkerung  verhindert  haben.  Wir  haben  oben  die  Hemmnisse  her¬ 
vorgehoben,  die  seiner  Ansicht  nach  einer  Surplusbevölkerung  entgegen¬ 
stehen.  Malthus  braucht  nun  zum  Erweis  seiner  Behauptung  nichts  weiter  zu 
tun,  als  zu  zeigen,  welche  von  diesen  Hemmungen  —  denn  eine  muß  es  ja 
immer  sein  —  gewirkt  hat.  Damit  aber  bringt  er  uns  der  Lösung  unseres 
Problems  um  keinen  Schritt  näher.  Denn  wir  behaupten  ja  gerade,  daß  im 
Zeitalter  des  Kapitalismus  die  natürliche  Surplusbevölkerung  nicht  aus¬ 
gereicht  habe,  daß  der  Kapitalismus  sich  daher  die  industrielle  Reserve¬ 
armee  hat  schaffen  müssen,  d.  h.  wir  behaupten,  daß  in  den  Ländern  des 
Kapitalismus  die  Hemmungen  so  stark  gewesen  sind,  daß  die  natürliche 
Bevölkerungsvermehrung  aus  sich  heraus  eine  Surplusbevölkerung  nicht 
hätte  schaffen  können.  Und  wir  finden  auch  in  den  weiteren  historischen 
Darlegungen  des  Malthus  keinen  Beitrag  für  unser  Problem.  Denn  auf  die 
so  überaus  wichtige  Frage,  ob  und  wie  weit  es  in  der  dem  Kapitalismus 
vorausgehenden  Wirtschaftsepoche  eine  Surplusbevölkerung  gegeben  habe, 
geht  Malthus  mit  keinem  Worte  ein.  Er  behandelt  in  vielen  Kapiteln  die 
Hemmnisse  der  Bevölkerungsvermehrung  in  England  und  Frankreich,  aber 
auch  hier  seine  Ergebnisse  als  richtig  zugegeben,  besagen  sie  gar  nichts. 
Denn  seine  Untersuchungen  beginnen  erst  mit  dem  Zeitalter  des  Kapita¬ 
lismus,  Sein  Beweismaterial  ruht  daher  auf  denkbar  schwachen  Füßen, 
Denn  um  dies  noch  einmal  zu  wiederholen:  es  handelt  sich  ja  nicht  um  die 
physiologische  Potenz  der  Menschheit,  sich  zu  vermehren,  sondern  um  den 
Nachweis,  daß  sie  wirklich  in  allen  Wirtschaftssystemen  gegen  den 
Nahrungsmittelspielraum  gepreßt  habe,  daß  diese  Erscheinung  also  nicht 
dem  Kapitalismus  spezifisch  sei.  Diesen  Nachweis  hat  Malthus  nicht  er¬ 
bracht,  nicht  einmal  zu  erbringen  versucht.  In  Rom  hat  die  Bevölkerung 
durch  längere  Zeiträume  nicht  die  Tendenz  gehabt,  den  Nahrungsmittel¬ 
spielraum  zu  überschreiten,  was  Malthus  selber  zugibt.  Den  Feudalismus  hat 
er  nicht  analysiert.  Wenn  daher  einer  seiner  wärmsten  Anhänger  schreibt 
(Budge  a.  a.  0.  Seite  78/79) :  ,,Aber,  wie  früher  schon  hervorgehoben,  bei  der 
Verifizierung  des  Malthusschen  Gesetzes  kann  es  sich  nicht  um  die  Er¬ 
fahrung  eines  Menschenalters,  ja  auch  nur  eines  Jahrhunderts  handeln,  hier 
kommen  die  Entwicklungstendenzen  für  sehr  lange  Zeiträume  in  Betracht“, 
so  müssen  wir  so  lange  entschieden  widersprechen,  bis  die  Malthusianer 
nicht  die  Surplusbevölkerung  als  in  allen  Wirtschaftsepochen  wirksam  nach¬ 
gewiesen  haben. 

Ueber  die  Surplusbevölkerung  im  Mittelalter,  d.  h.  über  das  Zeitalter 
des  Feudalismus,  einige  Bemerkungen  im  Anschluß  an  Sombarts  Modernen 
Kapitalismus  (zitiert  im  weiteren  nach  der  vierten  Auflage  Leipzig  1921), 
Ich  wähle  Sombart,  weil  er  einmal  einer  der  besten  Kenner  dieser  Epoche 
ist,  andererseits  seine  Untersuchungen  ganz  unabhängig  von  der  Frage- 
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Stellung  geführt  wurden,  die  uns  hier  angeht.  Wie  ist  nach  Sombart  die 
Bevölkerungsbewegung  im  Mittelälter?  Sombart  betont  ausdrücklich  im 
Kapitel  über  die  Organisation  der  gewerblichen  Arbeit  (a.  a.  O.  I.  Seite  252) 
erstens  eine  langsame  Vermehrung  der  Bevölkerung  überhaupt,  zweitens 
eine  verhältnismäßig  niedrige  Rate  der  agrarischen  Ueberschußbevölkerung. 
Er  stimmt  dem  Urteil  Schmollers  zu  (a.  a.  0.  Seite  253),  ,,daß  von  einer 
allgemeinen  Zunahme  der  Bevölkerung  von  1250  bis  1450  kaum  die  Rede 
sein  kann“  und  meint  weiterhin  (a.  a.  0.  Seite  254),  „dasselbe  Bild  gewähren 
andere  Länder:  in  England  Zunahme  zwischen  Domesday  Book  und  Hundred 
Rolls,  dann  Stillstand  bis  1500;  in  Frankreich  Anwachsen  bis  ins  vier¬ 
zehnte  Jahrhundert,  dann  Stagnation-  bzw.  Abnahme  bis  ins  sechzehnte 
Jahrhundert;  in  Belgien  starke  Bevölkerungszunahme  im  zwölften,  und 
dreizehnten  Jahrhundert,  die  offenbar  im  vierzehnten  Jahrhundert  nach¬ 
läßt.“  Mit  anderen  Worten,  Sombart  ist,  wie  jeder  Wirtschaftshistoriker 
des  Mittelalters,  der  Ansicht,  daß  gar  keine  Rede  davon  sein  kann,  daß 
die  Bevölkerung  in  diesen  Jahrhunderten  die  Tendenz  gehabt  habe,  sich 
über  ihren  Nahrungsmittelspielraum  hinaus  zu  vermehren.  Es  würde  dies 
ja  auch  dem  gesamten  Aufbau  seines  Werkes  widersprochen  haben,  wonach 
das  Mittelalter  von  der  Idee  der  Nahrung  bestimmt  ist;  da  er  immer  wieder 
auf  den  Traditionalismus  der  gesamten  Lebensführung  verweist,  der  mit 
einer  Surplusbevölkerung  unvereinbar  gewesen  wäre. 

Welches  sind  nun  nach  Sombart  die  Gründe  für  diese  Bevölkerungs¬ 
stagnation?  Er  meint  (a.  a.  O.  Seite  254):  „Angesichts  der  Daseins¬ 
bedingungen  der  mittelalterlichen  Bevölkerung  werden  uns  diese 
Feststellungen  nicht  in  Erstaunen  setzen.  Denn  die  positiven  „checks  to 
population“  waren,  wie  wir  wissen,  so  mächtig,  daß  auch  die  höchsten 
Geburtenziffern  die  entstehenden  Lücken  nicht  zu  stopfen  vermochten.  Es 
braucht  nur  an  bekannte  Dinge  erinnert  zu  werden:  1.  der  Mangel  an  aller 
Hygiene  in  Stadt  und  Land;  2.  die  Häufigkeit  und  Blutigkeit  der  Kriege; 
vor  allem  aber  3.  die  beiden  Geißeln  des  Mittelalters:  Hungersnöte  und 
Seuchen,  die  gern  in  Gemeinschaft  sich  einstellten“.  Ein  weiterer  Spezial¬ 
grund  trug  noch  dazu  bei;  es  heißt  bei  Sombart  (a.  a.  O.  Seite  255):  „Die 
agrarische  Ueberschußbevölkerung  in  geringen  Grenzen  zu  halten,  wirkte 
dann  noch  eine  Reihe  anderer  Umstände  mit,  namentlich  die  während  des 
ganzen  Mittelalters  nicht  geringer  werdende  Möglichkeit,  sich  auf  eigener 
Scholle  seßhaft  zu  machen,  wenn  auch  nur  als  Hintersasse  eines  Grund¬ 
herrn.  In  Deutschland  bedeutet  allein  die  Rückeroberung  des  Ostens  durch 
das  Deutschtum  eine  ungeheure  Expansion  des  vorhandenen  Siedlungs¬ 
gebietes.  Aber  auch  in  anderen  Ländern  schwindet  die  terra  libera  erst 
im  späteren  Verlauf  des  Mittelalters  dahin“.  Es  ist  nicht  meine  Aufgabe, 
hier  zu  prüfen,  ob  und  wie  weit  die  von  Sombart  aufgeführten  Gründe 
stichhaltig  sind;  für  unseren  Zusammenhang  ist  es  nicht  entscheidend.  Für 
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uns  ist  allein  die  Frage  wichtig,  ob  damit  etwas  für  Malthus  gesagt  ist. 
Es  zeigt  sich  hier  wieder,  was  wir  bereits  konstatiert  haben  (siehe  Seite  240) ; 
daß  die  Malthusschen  Thesen  so  weit  gefaßt  sind,  daß  sie  für  seine  Theorie 
nichts  mehr  besagen.  Sombart  hat  festgestellt,  daß  die  Bevölkerung  nur 
verschwindend  zugenommen  habe,  weil  bestimmte  —  im  Malthusschen 
Sinne  —  positive  Hemmungen  vorhanden  waren.  Insoweit  scheint  Malthus 
recht  zu  haben;  aber  es  ist  dann  doch  zu  fragen:  die  positiven  Hemmungen 
gegenüber  einer  Bevölkerungsvermehrung  im  Mittelalter  waren  gewiß  nicht 
größer  als  die  physiologische  Vermehrungsfähigkeit  der  Menschen.  (Das 
hat  natürlich  auch  Sombart  nicht  behauptet.)  Warum  ist  die  Bevölkerung 
nicht  so  schnell  gewachsen,  daß  sie  diese  positiven  Hemmungen  über¬ 
kompensiert  hätte,  denn  auch  im  Kapitalismus  mit  seinen  gewaltigen 
Kriegen  gibt  es  der  positiven  Hemmungen  genug.  Das  Charakteristische 
ist  ja  eben,  daß  er  trotzdem  eine  Surplusbevölkerung  hat.  Und  dasselbe 
ist  auch  gegenüber  Sombarts  Spezialgrund  zu  sagen:  gewiß  stand  für  die 
agrarische  Ueberschußbevölkerung  terra  libera  zur  Verfügung;  aber  Sombart 
wird  gewiß  nicht  behaupten,  daß  der  Umfang  des  neu  besiedelten  Landes  so 
groß  gewesen  sei,  daß  er  ausgereicht  hätte  für  jede  physiologisch  mögliche 
Bevölkerungsvermehrung. 

Die  Tatbestände  sprechen  also  durchaus  gegen  Malthus,  und  Sombart 
gibt  auch  in  anderem  Zusammenhänge  Belege  für  diese  Behauptung.  In 
den  letzten  Kapiteln  seines  zweiten  Bandes,  in  dem  er  die  Bilanz  des 
Frühkapitalismus  zieht,  geht  er  auf  die  Ausweitung  der  produktiven  Kräfte 
ein  und  bemerkt  in  dem  Abschnitt  über  die  Vermehrung  der  ausführenden 
Arbeitskräfte  (a.  a.  O.  II  Seite  1060) :  „Eine  solche  ergab  sich  zunächst 
durch  das  natürliche  Wachstum  der  Bevölkerung,  das,  zwar  in  bescheidenem 
Maße,  doch  aber  während  der  frühkapitalistischen  Epoche  erfolgte. 
Wichtig  aber  war  es,  daß  es  gelang,  die  Zahl  der  Arbeitskräfte  über  den 
durch  die  Bevölkerungszunahme  geschaffenen  Spielraum  hinaus  zu  ver¬ 
mehren.  Das  geschah  durch  die  Beschäftigung  der  müßigen  und  halbmüßigen 
Teile  des  Volkes.  Wir  haben  bei  verschiedenen  Gelegenheiten  feststellen 
können,  daß  auf  diese  Ausnützung  brachliegender  Arbeitskräfte  ein  großer 
Teil  des  Strebens  aller  maßgebenden  Persönlichkeiten  im  Zeitalter  des 
Frühkapitalismus  gerichtet  war,  und  wir  haben  nun  hier  davon  Kenntnis 
zu  nehmen,  daß  dieses  Streben  in  weitem  Umfange  von  Erfolg  gekrönt  war. 
Es  ist  eine  der  volkswirtschaftlich  bedeutsamsten  Tatsachen,  daß  in  jenen 
Jahrhunderten  eine  große  Masse  von  Arbeitskraft  auf  diese  Weise  gleichsam 
neu  geschaffen  wurde  und  zu  der  vorhandenen  Volkskraft  hinzutrat“.  Eine 
bessere  Bestätigung  können  wir  uns  nicht  wünschen.  Wenn  der  Früh¬ 
kapitalismus  die  Möglichkeit  hatte,  eine  große  Zahl  bisher  —  d.  h.  im  mittel¬ 
alterlich  feudalistischen  Zeitalter  —  brachliegender  Arbeitskräfte  in  den 
wirtschaftlichen  Prozeß  einzubauen,  dann  ist  es  unmöglich,  daß  die 
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Bevölkerung  damals  die  Tendenz  gezeigt  hätte,  sich  über  den  Nahrungs¬ 
mittelspielraum  zu  vermehren.16)  Dann  aber  ist  die  Surplusbevölkerung  eine 
historische  Kategorie  und  dieser  Tatbestand  hat  die  weitesttragenden 
Konsequenzen. 

Nichtsdestoweniger  können  wir  mit  sehr  vielem,  was  Malthus 
bevölkerungstheoretisch  über  Frankreich  und  England  sagt,  glatt  überein¬ 
stimmen.  So,  daß  es  seiner  Theorie  keine  Schwierigkeiten  macht,  zu  erklären, 
warum  Frankreich  seine  Menschenverluste  durch  Revolution  und  Krieg  so 
schnell  ausgleichen  konnte,  oder  wenn  er  a.  a.  0.  Seite  466, 1  konstatiert:  ,,Daß 
die  erwähnten  Hemmnisse  die  unmittelbare  Ursache  der  langsamen  Bevölke¬ 
rungsvermehrung  sind,  und  daß  diese  Hemmnisse  sich  hauptsächlich  aus 
der  Unzulänglichkeit  des  Unterhaltes  ergeben,  wird  durch  das  verhältnis¬ 
mäßig  schnelle  Wachstum  bezeugt,  das  unwandelbar  eingetreten,  wenn 
immer  infolge  einer  plötzlichen  Vermehrung  der  Subsistenzmittel  diese 
Hemmnisse  in  beträchtlichem  Maße  beseitigt  wurden. 

Es  hat  sich  ausnahmslos  gezeigt,  daß  in  allen  neuen  Ansiedlungen 
in  gesunden  Gegenden,  wo  Raum  und  Nahrung  reichlich  vorhanden  waren, 
fortwährend  ein  rasches  Wachstum  der  Bevölkerung  vor  sich  ging.“  Wir  sind 
einverstanden  mit  ihm,  daß,  wenn  der  Nahrungsmittelspielraum  wächst,  die 
Bevölkerung  zunimmt;  wenn  er  schnell  wächst,  schnell.  Nur  ist  damit  in 
keiner  Weise  bewiesen,  daß,  wenn  er  langsam  zunimmt,  wie  in  manchen 
Ländern  Europas  im  neunzehnten  Jahrhundert,  die  Bevölkerung  so  schnell 
wächst,  daß  sie  die  für  den  Kapitalismus  notwendige  Surplusbevölkerung 
schafft.  Und  daher  ist  auch  seine  Polemik  gegen  die  Sozialisten  prinzipiell 
verfehlt.  Ich  gehe  nicht  darauf  ein,  was  er  gegen  die  einzelnen  Autoren 
(Condorcet,  Godwin,  Owen)  einzuwenden  hat.  Denn  die  prinzipielle  Frage 
ist  doch  immer  die  folgende:  Wird  es  auch  in  einem  sozialistisch  organi¬ 
sierten  Gemeinwesen  eine  Surplusbevölkerung  geben?  Dafür  hat  Malthus 
keinen  Beweis  gebracht.  Denn  alles,  was  er  gegen  die  sozialistischen  Autoren 
sagt,  beruht  darauf,  daß  die  physiologische  Vermehrungsfähigkeit  stärker 
ist  als  die  Möglichkeit,  Nahrung  zu  schaffen.  Aber  damit  ist  der  ent¬ 
scheidende  Punkt  umgangen:  Denn  dieser  ist,  ob  und  warum  auch  in  der 
sozialistischen  Gesellschaft  die  Bevölkerung  die  Tendenz  hat,  über  den 
Nahrungsmittelspielraum  hinaus  zu  wachsen.  Uns  scheint  das  Gegenteil 
wahrscheinlich.  Zum  Belege  zwei  Daten:  eines  von  Malthus  selbst,  eines 
von  seinem  schon  erwähnten  Anhänger  Budge.  Malthus  geht  in  dem  ersten 
Kapitel  seines  zweiten  Buches  auf  Norwegen  ein,  dessen  Bevölkerung  nicht 


lö)  Sombart  schreibt  auch  ausdrücklich  (a.  a.  0.  II,  S.  842):  „einige  Kenntnis  der 
populationistischen  Verhältnisse  Europas  belehrt  uns,  daß  sich  der  gewerbliche  Kapi¬ 
talismus  jahrhundertelang  entfaltet  hat,  ehe  die  Bevölkerung  eine  wesentliche  Zu¬ 
nahme  erfährt.“ 
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besonders  zahlreich  sei.  Er  stellt  es  in  Gegensatz  zu  Ländern  mit  zahlreicher 
Bevölkerung  und  schreibt  dazu,  a.  a.  0.  Seite  245/46: 

„In  stärker  bevölkerten  Ländern  ist  dieser  Gegenstand  immer  in  tiefe 
Dunkelheit  gehüllt.  Jeder  glaubt  natürlich,  er  werde  ebensogut  wie  sein  Nachbar 
Gelegenheit  haben,  eine  Beschäftigung  zu  finden,  und  er  werde,  wenn  es  ihm 
an  einem  Orte  mißlingt,  an  einem  anderen  Erfolg  haben.  Er  verheiratet  sich 
also  und  baut  auf  das  Glück.  Die  Folge  ist  nur  zu  häufig,  daß  die  derart  ins 
Leben  gerufene  übermäßige  Bevölkerung  durch  die  positiven  Hemmnisse  Armut 
und  Krankheit  unterdrückt  wird.  In  Norwegen  ist  die  Sachlage  nicht  in  das 
gleiche  Dunkel  gehüllt.  Es  ist  genau  bestimmt,  wieviele  Familien  mehr  die 
zunehmende  Nachfrage  nach  Arbeit  ernähren  wird.  Die  Bevölkerung  ist  so 
klein,  daß  es  selbst  in  den  Städten  schwierig  ist,  in  einen  irgendwie  erheblichen 
Irrtum  hinsichtlich  dieses  Gegenstandes  zu  verfallen,  und  auf  dem  Lande  muß  die 
Teilung  und  Melioration  einer  Besitzung  und  die  Schaffung  einer  größeren  Anzahl 
von  Häuslerstellen  durchaus  notorisch  sein.  Wenn  ein  Mann  eine  dieser  Stellen 
erhalten  kann,  so  heiratet  er.  und  ist  dann  imstande,  eine  Familie  zu  ernähren; 
kann  er  es  nicht,  so  bleibt  er  ledig.  Auf  diese  Weise  wird  eine  übermäßige 
Bevölkerung  verhütet,  anstatt  vernichtet  zu  werden.“ 

Hier  wird  also  mit  aller  Deutlichkeit  gesagt,  daß  eine  genaue  Ueber- 
sicht  über  den  Arbeitsmarkt  das  Entstehen  einer  Surplusbevölkerung 
verhindert.  Der  Bekämpfer  des  Sozialismus  wäre  daher  verpflichtet  zu 
zeigen,  warum  einer  sozialistischen  Gesellschaft  diese  Uebersicht  fehlen 
sollte.  Er  hat  dies  nicht  einmal  versucht. 

Budge  schreibt  in  einer  Analyse  der  Abnahme  der  Geburtenhäufig¬ 
keit  in  Australien  a.  a.  0.  Seite  215: 

„Gänzlich  anderer  Art  als  in  England  und  in  Frankreich  sind  in  Australien 
die  Ursachen,  welche  dort  den  Zunahmekoeffizienten  der  Bevölkerung  ständig 
erniedrigen.  Sie  liegen  nicht  auf  dem  Gebiete  des  potentiellen  Nahrungsspiel¬ 
raums,  sie  sind  ausschließlich  sozialer17)  Natur.  Australien  ist,  wie  Schultze- 
Gävernitz  sagt,  das  Eldorado  des  Arbeiters.  Nirgendwo  ist  dessen  Lebens¬ 
haltung  eine  so  hohe  wie  dort.  Und  war  der  Einfluß  der  Arbeiterschaft  dort 
schon  immer  ein  großer,  so  ist  es  der  Arbeiterpartei  nunmehr  am  Anfänge  des 
Jahrhunderts  gelungen,  auch  die  Regierungsgewalt  für  sich  zu  erwerben. 
Sämtliche  Mitglieder  der  australischen  Regierung  gehörten  im  Jahre  1907  mit 
einer  Ausnahme  dem  Arbeiterstande  an.  Die  ganze  innere  Politik  des 
australischen  common  wealth  ist  darauf  zugeschnitten,  den  hohen  sozialen 
Standard  des  Arbeiters  nicht  nur  zu  verteidigen,  „sondern  durch  die  Mittel 
der  Gesetzgebung  weiter  zu  erhöhen“  (v.  Schultze-Gävernitz).18)“ 

Weiterhin  haben  die  gesetzgebenden  Faktoren  die  Einwanderung 
beschränkt,  a.  a.  0.  Seite  216: 

„Ihre  notwendige  Ergänzung  müssen  aber  jene  gesetzlichen  Einwanderungs¬ 
beschränkungen  in  einer  gewollten  Beschränkung  der  Bevölkerungsvermehrung 
auf  dem  Wege  des  natürlichen  Zuwachses  finden.  Die  australische  Sterblichkeit 
ist,  wie  wir  sahen,  eine  außergewöhnlich  niedrige.  So  bleibt  denn  als  Mittel 
ausreichender  Hemmung  des  Bevölkerungszuwachses  lediglich  die  Beschränkung 

17)  von  mir  gesperrt. 

18)  Ich  bringe  nur  die  für  unser  Thema  in  Frage  kommenden  Sätze,  Sperrung 
von  mir. 
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der  Kinderzahl,  Hier  ist  es  also  nicht  ein  wirtschaftlicher  Druck,  welcher  auf 
den  Zeugungswillen  hemmend)  wirkt,  sondern  der  Wille  des  Volkes  geht  aus 
Gründen  sozialer  Natur  bewußt  auf  Beschränkung  seiner  Zunahme  aus,“ 

Budge  stellt  nun  die  Frage  a,  a.  0.  Seite  217: 

„Bilden  diese  Tatsachen  nun  eine  Widerlegung  der  Malthusschen  Theorie?“ 
und  antwortet  a,  a.  O,  Seite  217: 

„Sicherlich  nicht!  Denn  das,  was  wir  in  Australien  vor  uns  sehen, 
erfolgt  ja  gerade  auf  Grund  der  Einsicht  in  die  Wirkungen  des  Malthusschen 
Gesetzes,  und  mit  der  bewußten  Absicht,  die  Wirksamkeit  desselben  zu 
hemmen.  Es  ist  die  klare  und  zielbewußte  Anwendung  des  Malthusschen 
Satzes:  „eine  Ueberfüllung  des  Arbeitsmarktes  und  eine  reichliche  Entlohnung 
des  Arbeiters  sind  miteinander  unvereinbar".“ 

Ich  ziehe  die  entgegengesetzte  Konsequenz:  Gewiß  stimmen  die  Tat¬ 
bestände  mit  der  Malthusschen  Theorie  überein  (welche  auch  nicht?) ; 
wenn  die  Bevölkerung  nicht  zunimmt,  dann  ist  eben  irgend  eine  Hemmung 
im  Spiel  gewesen.  Aber  Malthus'  Ziel  war  ja  gewesen,  den  Sozialismus  zu 
widerlegen  durch  den  Nachweis  einer  natürlichen  Surplusbevölkerung, 
v/ ährend  hier  zugegeben  wird,  daß  soziale  Faktoren  Umstände  sind,  diese 
Surplusbevölkerung  unmöglich  zu  machen.  Und  dies  Zugeständnis  ist  uns 
bei  Budge  weit  wichtiger  noch  als  bei  Malthus.  Denn  Malthus  selbst  war 
sich  der  entscheidenden  Bedeutung  der  Bevölkerungstheorie  für  den 
Klassenaufbau,  für  die  Mehrwertrealisierung,  für  die  Profit-  und  Zinstheorie 
durchaus  nicht  bewußt.  Er  hat  sein  viertes  Buch  überschrieben,  a.  a.  0. 
Band  II,  4: 

„Ueber  unsere  künftigen  Aussichten  auf  die  Beseitigung  oder  Linderung 
der  dem  Bevölkerungsgesetz  entspringenden  Uebel." 

Er  glaubt,  daß  die  sittliche  Enthaltsamkeit  allmählich  so  stark 
werden  könnte,  daß  sie  eine  Surplusbevölkerung  verhindert,  und  bemerkt 
dann  weiter,  a.  a.  0.  Band  II,  Seite  238/9: 

„Diese  kluge  Enthaltsamkeit  müßte,  allgemein  beobachtet,  indem  sie  das 
Angebot  auf  dem  Arbeitsmarkt  verminderte,  nach  dem  natürlichen  Verlauf 
der  Dinge  den  Arbeitspreis  bald  erhöhen.  Während  der  Zeit  der  Entsagung 
würden  von  dem  überschüssigen  Verdienste,  den  der  einzelne  Mann  nicht  für 
seinen  Unterhalt  verbraucht,  Ersparnisse  zurückgelegt  werden,  und  er  würde 
sich  in  Nüchternheit,  Fleiß  und  Sparsamkeit  üben,  wodurch  er  in  einigen  Jahren 
instand  gesetzt  würde,  ohne  Furcht  vor  den  Folgen  heiraten  zu  können.  Indem 
die  Bevölkerung  durch  das  in  dieser  Weise  wirkende  vorbeugende  Hemmnis 
dauernd  innerhalb19)  der  Grenzen  der  Nahrungsmittel  erhalten  würde, 
obwohl  sie  deren  V  ermehrung20)  dauernd  folgte,  erhielten  die  Erhöhung 
des  Arbeitslohnes  und  die  von  den  Arbeitern  vor  der  Heirat  ersparten  Summen 
einen  realen  Wert,  sehr  verschieden  von  jenem  erzwungenen  Steigen  des 
Arbeitspreises  oder  der  willkürlichen  Gemeindegaben,  die  im  Verhältnis  zu 
ihrer  Größe  und  Ausdehnung  notwendigerweise  eine  entsprechende  Verteuerung 
der  Lebensmittel  im  Gefolge  haben  müssen.  Da  der  Arbeitslohn  also  auf  diese 

19)  von  mir  gesperrt. 

20)  von  mir  gesperrt. 
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Weise  zum  anständigen  Unterhalt  einer  Familie  ausreichen,  und  da  ferner  jedes 
Ehepaar  mit  einer  Summe  für  unvorhergesehene  Ausgaben  anfangen  würde,  so 
wäre  alle  schmutzige  Armut  aus  der  Gesellschaft  entfernt,  oder  wenigstens  auf 
einige  wenige  beschränkt,  die  einem  Mißgeschicke  anheim  gefallen  wären, 
wogegen  weder  Klugheit  noch  Vorsicht  Vorkehrungen  treffen  konnten." 

Malthus  sieht  hier  gar  nicht,  daß  er  sich  selbst  den  Boden  abgräbt. 
Denn,  wenn  —  um  die  alten  Worte  wieder  anzuwenden,  —  zwei  Meister 
einem  Arbeiter  nachlaufen,  weil  kein  Ueberangebot  an  Arbeitskräften  mehr 
besteht,  —  ich  rufe  den  Malthusanhänger  Budge  als  Zeugen  an  —  so  ist  der 
Kapitalismus  beseitigt.  Nichts  anderes  besagt  die  sozialistische  Theorie, 
die  Malthus  so  entschieden  bekämpft.  Aber  er  sieht  diesen  Zusammenhang 
so  wenig,  daß  er  die  besitzenden  Klassen  selbst  auf  fordert,  an  ihrem 
Untergang  mitzuwirken.  Er  hatte  am  Ende  des  dritten  Kapitels  des  vierten 
Buches  noch  einmal  zusammenfassend  geschrieben,  Seite  256: 

„Wenn  es  uns  wirklich  ernst  ist  mit  dem,  was  anscheinend  der  Zweck 
solcher  allgemeinen  Untersuchungen  ist,  ich  meine  die  Methode,  die  Lage  der 
Armen  wesentlich  und  dauernd  zu  bessern,  dann  müssen  wir  ihnen  die  wahre 
Natur  ihrer  Lage  auseinandersetzen  und  ihnen  zeigen,  daß  der  Arbeitslohn 
einzig  und  allein  dadurch  erhöht  werden  kann,  daß  man  das  Arbeitsangebot 
zurückhält,  und  daß  sie  ,selbst,  als  die  Besitzer  dieser  Ware,  allein  die  Macht 
haben,  dies  zu  tun." 

Und  nun  beginnt  das  vierte  Kapitel  (das  die  Ueberschrift  trägt: 
„Erwägung  der  Einwürfe  gegen  diese  Methoden")  mit  folgenden  Worten 
a.  a.  0.  Seite  256: 

„Ein  Einwand,  der  vielleicht  gegen  diesen  Plan  erhoben  werden  wird, 
besteht  in  eben  der  Tatsache,  die  allein  seinen  Wert  begründet,  nämlich  der 
ungenügenden  Versorgung  des  Marktes  mit  Arbeitskräften,  Diese  muß  ohne 
Zweifel  in  gewissem  Grade  eintreten,  keineswegs  aber  in  dem  Maße, 
daß  der  Wohlstand  und  das  Gedeihen  des  Landes  leide  n.21) 
Betrachtet  man  aber  eine  ungenügende  Versorgung  des  Marktes  mit  Arbeits¬ 
kräften  auch  von  der  ungünstigsten  Seite,  so  kann  es  den  Reichen,  wenn  sie 
die  kleinen  (!)  Unannehmlichkeiten  (!)  nicht  auf  sich  nehmen  wollen,  die  mit  der 
Erreichung  dessen,  was  sie  zu  wünschen  vorgeben,  notwendig  verbunden  sind, 
mit  ihren  Versicherungen  nicht  wirklich  ernst  sein." 

Die  besitzenden  Klassen  sind  klüger  gewesen  als  ihr  Freund  Malthus; 
sie  haben  seinen  Rat  nicht  befolgt;  im  Gegenteil,  sie  haben  alle  Maßnahmen 
getroffen,  die  den  entgegengesetzten  Erfolg  herbeizuführen  bestimmt  waren. 
Und  sie  mußten  das  tun,  getreu  der  Dynamik  des  Kapitalismus.  Denn  es 
handelt  sich  für  sie  ja  nicht  um  „kleine  Unannehmlichkeiten“,  wie  ihnen 
ihr  Freund  Malthus  einreden  wollte,  sondern  um  ihren  Bestand,  um  die 
Möglichkeit  der  Realisierung  des  arbeitslosen  Einkommens.  Und  ebenso 
grotesk,  wie  es  wäre,  von  den  Großgrundbesitzern  im  Feudalismus  zu  ver¬ 
langen,  sie  sollen  auf  die  Mehrarbeit  ihrer  Leibeigenen  verzichten,  —  eine 
kleine  Unannehmlichkeit  —  ebenso  grotesk  ist  es,  im  Kapitalismus  von  den 

21)  gesperrt  von  mir. 
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Kapitalisten  zu  verlangen,  sie  sollen  auf  die  Realisierung  des  Mehrwertes 
verzichten.  Mehrwert  aber  hat  zur  Voraussetzung  Surplusbevölkerung.  Und 
wenn  Malthus  daher  schreibt  (a.  0.  Band  II,  19):  ,,Die  Wahrheit  aber  ist, 
daß,  obschon  menschliche  Einrichtungen  die  sichtbaren  und  sich  auf¬ 
drängenden  Ursachen  vieles  Ungemachs  für  die  Gesellschaft  zu  sein 
scheinen  und  tatsächlich  oft  sind,  sie  im  Vergleich  mit  jenen  tiefer 
sitzenden  Ursachen  des  Uebels,  die  von  den  Naturgesetzen  und  den  Leiden¬ 
schaften  des  Menschen  herrühren,  in  Wirklichkeit  unbedeutend  und  ober¬ 
flächlich  sind“,  so  hat  er  für  die  Geschichte  des  Kapitalismus  unrecht.  Und 
damit  sind  wir  bei  dem  letzten,  aber  bedeutsamsten  Einwand  gegen  seine 
Theorie.  Der  Kapitalismus  fand  so  wenig  eine  Surplusbevölkerung  vor,  daß 
er  sie  sich  erst  schaffen  mußte;  nichts  anderes  ist  der  ökonomische  Sinn 
des  Imperialismus.  Malthus  und  seine  Anhänger  haben  so  wenig  nach¬ 
gewiesen,  daß  die  physiologische  Vermehrungsfähigkeit  des  Menschen  im 
Zeitalter  des  Kapitalismus  eine  natürliche  Surplusbevölkerung  hervorrufe, 
daß  vielmehr  das  Gegenteil  der  Fall  ist.  Denn  wenn  wirklich  das  Kapital 
eine  seinen  Verwertungsbedürfnissen  entsprechende  Arbeiterbevölkerung 
immer  vorgefunden  hätte,  aus  welchen  Gründen  hätte  es  sich  dann  dem 
Imperialismus  zuwenden  sollen,  da  es  doch  im  eigenen  Lande  um  so  vieles 
bequemer  hätte  arbeiten  können?  Das  wird  uns  auch  der  begeistertste 
Freund  des  Imperialismus  nicht  bestreiten,  daß  er  mit  ungeheurem  Risiko 
verbunden,  daß  die  Explosionsgefahr  eine  große  ist.  Auf  diese  Frage  hat 
Malthus  nicht  einmal  die  Andeutung  einer  Antwort  gegeben.  Verzeihlich 
vielleicht  in  seiner  Zeit,  in  der  der  Imperialismus  sich  erst  zu  regen  begann. 
Auf  diese  Frage  schweigen  aber  auch  die  heutigen  Anhänger  des  Malthus, 
und  doch  ist  sie  für  unser  Problem  die  entscheidende.  Denn  wie  anders 
will  man  den  Imperialismus  ökonomisch  erklären,  als  daß  die  natürliche 
Bevölkerungsvermehrung  nicht  ausreicht,  —  in  Marxscher  Terminologie  — 
G'  abzusetzen,  das  Kapitalverhältnis  zu  reproduzieren,  nicht  ausreicht,  um 
die  Surplusbevölkerung  zu  bilden,  die  durch  das  ständige  Ueberangebot 
an  Arbeitskräften  den  Kapitalismus  erst  ermöglicht.  Kapitalismus  und 
Surplusbevölkerung  freier  Arbeiter  sind  nicht  von  einander  zu  trennen, 
sind  Korrelarbegriffe,  Aber  weder  ist  die  Surplusbevölkerung  eine  natür¬ 
liche  Kategorie,  die  allen  Gesellschaftszuständen  eigen  ist,  noch  wohnen 
dem  Kapitalismus  Kräfte  inne,  sie  in  seinem  Reproduktionsprozeß  selbst 
zu  erzeugen;  sondern  wie  der  Kapitalismus  geboren  wurde  als  Ueber- 
windung  anderer  Arten  von  Wirtschaftsorganisationen,  so  ist  sein  Weiter¬ 
bestehen  nur  möglich  dadurch,  daß  er  immer  wieder  nichtkapitalistische 
Bezirke  in  seinen  Prozeß  einbezieht.  Der  Kapitalismus  braucht  Surplus¬ 
bevölkerung,  der  Kapitalismus  schafft  sie  nicht  selbst,  so  ist  seine  Existenz 
gebunden  an  die  Möglichkeit,  sie  aus  bisher  nichtkapitalistischen  Gebieten 
zu  beschaffen.  Daher  seine  unerhörte  Dynamik,  daher  der  Imperialismus. 
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Das  Wesen  der  Marxschen  Krisentheorie 

Von  Erich  Preiser 

Wer  sich  über  die  Marxsche  Krisentheorie  belehren  will,  gerät  in 
große  Schwierigkeiten.  Wendet  er  sich,  der  oberflächlichen  populär¬ 
sozialistischen  Krisenerklärungen  überdrüssig,  an  die  Quelle  selbst  —  und 
das  ist  ja  der  allein  wissenschaftliche  Weg  — ,  so  findet  er  eine  Fülle  ver¬ 
streuter,  anscheinend  höchst  widerspruchsvoller  Bemerkungen  hier  und  dort 
und  eine  offenbar  äußerst  komplizierte  Verflechtung  der  Krisentheorie  mit 
dem  „Gesetz  vom  tendenziellen  Fall  der  Profitrate“.  Sieht  er  sich  dann 
entmutigt  in  wissenschaftlichen  Darstellungen  aus  zweiter  Hand  um,  so  tritt 
ihm  eine  geradezu  verwirrende  Mannigfaltigkeit  von  Auffassungen  entgegen. 
Daß  bei  Marx  eine  unbedingt  eindeutige,  abgerundete  Krisentheorie  nicht 
zu  finden  ist,  erklärt  sich  ohne  weiteres  aus  dem  unfertigen,  bruchstück¬ 
artigen  Charakter  seines  Lebenswerkes;  bekanntlich  hatte  er  ja  noch  ganz 
gigantische  Pläne  auch  für  die  Oekonomik.  Trotzdem  hat  er  eine  ganz  folge¬ 
richtige,  aus  den  Grundgedanken  seiner  Oekonomik  erwachsende  Krisen¬ 
theorie.  Freilich  muß  man  sie  sozusagen  ausgraben:  ihr  Wesen  anzudeuten 
und  den  verschiedenartigen,  durchweg  falschen  oder  einseitigen  Wieder¬ 
gaben  ein  Ende  zu  bereiten,  ist  die  Absicht  dieses  Aufsatzes,  der  im  übrigen 
weder  eine  Apologie  noch  eine  Kritik  Marxens  bieten  will. 

1.  Die  Grundzüge  seiner  Krisentheorie 

Wir  beginnen  mit  der  Herausarbeitung  der  Hauptpfeiler,  um  dann 
ergänzend  das  ganze  Gebäude  der  Krisentheorie  zu  rekonstruieren.  Aus¬ 
gangspunkt  ist  der  Abschnitt  über  das  Gesetz  vom  tendenziellen  Fall  der 
Profitrate,  dessen  Inhalt  kurz  auf  folgendes  hinausläuft:1)  Die  mit  der 
Akkumulation  sich  entwickelnde  Steigerung  der  Produktivkraft  zeigt  sich  in 
dem  relativ  schnelleren  Anwachsen  des  konstanten  Kapitalteils  im  Ver¬ 
hältnis  zum  variablen.  Damit  aber  sinkt  die  gesellschaftliche  Profitrate,  da 
der  Profit  der  Größe  des  variablen  Kapitalteils  entspricht;  die  Profitmasse 
freilich  wächst,  weil  mit  der  Akkumulation  das  Gesamtkapital  schneller  zu- 

1)  Marx,  „Das  Kapital*'  III  1  S.  191  ff. 
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nimmt,  als  die  Profitrate  fällt.  Die  Profitrate  fällt  also,  wenn  dem  auch 
mancherlei  Umstände,  wie  Verlängerung  der  Arbeitszeit,  Lohnsenkung 
(durch  „Verwohlfeilerung“  der  Lebensmittel)  und  Verbilligung  des  kon¬ 
stanten  Kapitals  entgegenwirken.2)  Immerhin  bildet  die  Tendenz  der  Profit¬ 
rate  zu  sinken,  wenn  sie  auch  für  die  großen  Kapitale  durch  die  wachsende 
Profitmasse  aufgehoben  wird,  eine  Gefahr  für  die  Bildung  neuer  selbständiger 
Kapitale,  eine  Schranke  für  den  Kapitalismus  überhaupt,  da  die  Ver¬ 
wertungsmöglichkeit  des  Kapitals  schon  in  der  Produktionssphäre  abnimmt. 
Eine  zweite  Gefahr  liegt  in  der  Zirkulationssphäre,  die  Notwendigkeit  näm¬ 
lich,  den  Mehrwert  durch  Verkauf  der  Ware  zu  realisieren:  die  beschränkte 
Konsumtionskraft  der  Bevölkerung  und  der  von  der  Konkurrenz  diktierte 
Ausdehnungstrieb  der  Produktion  zwingt  dazu,  den  Markt  beständig  zu 
erweitern.  Wären  nun  keine  dezentralisierenden  Tendenzen  vorhanden,  so 
würde  die  wachsende  Zentralisation  des  Kapitals  die  kapitalistische 
Produktion  mit  der  Abnahme  der  Profitrate,  d.  h.  mit  dem  Erlöschen  ihres 
belebenden  Feuers,  bald  „einschlummern“  lassen;  die  unbeschränkte  Er¬ 
weiterung  der  Produktionskräfte  würde  siegen,  imd  an  Stelle  des  be¬ 
schränkten  Zweckes  der  Produktion:  Selbstverwertung  des  Kapitals,  würde 
das  wahre  Ziel  jeder  Produktion  treten:  Schaffung  von  Reichtum  für  die 
Gesamtheit  der  Produzenten,  Da  aber  dieselbe  Entwicklung  der  Produktiv¬ 
kräfte,  die  die  Profitrate  senkt  und  die  Akkumulation  beschleunigt,  zugleich 
die  Waren,  die  in  die  Produktion  eingehen,. verbilligt,  also  das  Kapital  „ent¬ 
wertet“,  so  hemmt  sie  den  Fall  der  Profitrate  und  beschleunigt  wieder  die 
Bildung  von  Neukapital;  periodisch  macht  sich  dieser  Konflikt  zwischen 
absolutem  Ausdehnungsdrang  und  beschränktem  Verwertungstrieb  in  Krisen 
Luft.  Denn  der  für  die  kleinen  Kapitale  verhängnisvolle  Fall  der  Profit- 


2)  Die  auch  von  Tugan-Baranowsky  aufgeworfene  Frage,  warum  denn  der  Kapi¬ 
talist  die  Produktivkraft  erhöht,  wenn  die  Folgen  für  ihn  und  seine  Klasse  nur  nach¬ 
teilig  sind,  beantwortet  Marx  mit  dem  Hinweis  darauf,  daß  ja  jede  Verbesserung  die 
Produktionskosten  der  Ware  verbilligt,  sodaß  der  Kapitalist  diese  zunächst  über  ihrem 
individuellen  Produktionspreis  zum  allgemeinen  Marktpreis  verkaufen,  die  Differenz  als 
Extraprofit  einstecken  kann.  Sobald  aber  die  Konkurrenz  die  Verbesserung  der  Pro¬ 
duktionsmethode  verallgemeinert,  tritt  das  Sinken  der  Profitrate  ein  („Kapital"  III  1 
S.  247).  —  Natürlich  ist  es  die  Konkurrenz,  die  den  alten  Marktpreis  der  Waren  auf 
ihren  (jetzt  gesunkenen)  Wert  herabdrückt  und  damit  den  Fall  der  Profitrate  erst 
in  Erscheinung  bringt;  denn  der  Markt  kann  auf  die  Dauer  die  vermehrte  Warenmasse 
nicht  über  ihrem  Wert  (bezw.  Produktionspreis)  aufnehmen.  Das  ist  aber  keine  Ueber- 
produktion,  sondern  einfach  die  durch  die  Konkurrenz  bewirkte  Angleichung  der  Preise 
an  den  Wert  der  Waren.  Auf  diese  Selbstverständlichkeit  reduziert  sich  der  Einwand 
K.  Schmidts,  der  eigenartigen  Erklärung  Marxens  für  den  Fall  der  Profitrate  fehle 
das  entscheidende  Glied  der  Beweisführung,  nämlich  „der  Nachweis,  warum  und  wie 
die  Konkurrenz  die  Bewegung  der  Profite  der  Bewegung  der  Mehrarbeit  relativ  an¬ 
passen  müsse“.  Der  Hinweis  auf  das  klassische  Wertgesetz  genügt,  um  den  Einwand 
Schmidts  hinfällig  zu  machen  (vgl,  K.  Schmidt,  „Zur  Theorie  der  Handelskrisen  und  der 
Ueberproduktion",  Sozialist.  Monatshefte  1901). 
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rate,3)  das  Zeichen  für  eine  im  Verhältnis  zur  Verwertungsmöglichkeit  über¬ 
mäßige  Akkumulation  von  Kapital,  läßt  sich  nur  durch  Brachlegung  von 
Kapital  überwinden.  Der  Fall  der  Profitrate  verwandelt  daher  den  in 
normalen  Zeiten  friedlichen  Konkurrenzkampf  in  einen  ,, Kampf  der  feind¬ 
lichen  Brüder“,  einen  Konkurrenzkampf,  in  dem  sich  das  neue  Zusatz¬ 
kapital  einen  Platz  zu  erringen  sucht  und  in  dem  sich  entscheidet,  wer  von 
der  Kapitalistenklasse  den  unvermeidlichen  Verlust  zu  tragen  hat.  Freilich 
ist  diese  Ueberproduktion  von  Kapital  nur  eine  relative,  eine  Ueber- 
produktion  also  im  Verhältnis  zur  geringen  Verwertungsmöglichkeit.  Dieselbe 
relative  Ueberproduktion  zeigt  sich  in  der  Ueberfüllung  der  Märkte  mit 
Waren,  in  dem  Zutagetreten  des  Widerspruchs  zwischen  der  unbedingten 
Erweiterung  der  Produktion  und  den  beschränkten  Konsumtionsverhält¬ 
nissen;  Ueberproduktion  von  Kapital  schließt  ja  die  Ueberproduktion  von 
Waren  ein.  ,,Es  werden  periodisch  zu  viel  Arbeitsmittel  und  Lebensmittel 
produziert,  um  sie  als  Exploitationsmittel  der  Arbeiter  zu  einer  gewissen 
Rate  des  Profits  fungieren  zu  lassen.  Es  werden  zu  viel  Waren  produziert, 
um  den  in  ihnen  enthaltenen  Wert  und  darin  eingeschlossenen  Mehrwert 
unter  den  durch  die  kapitalistische  Produktion  gegebenen  Verteilungs¬ 
bedingungen  und  Konsumtionsverhältnissen  realisieren  und  in  neues  Kapital 
rückverwandeln  zu  können,  d,  h.  um  diesen  Prozeß  ohne  beständig  wieder¬ 
kehrende  Explosionen  auszuführen,“4) 


Von  der  gewöhnlich  vorgetragenen,  meist  dem  ,,Antidühring“  ent¬ 
nommenen  ,,Marx-Engelsschen  Krisentheorie“  ist,  wie  man  sieht,  hier  recht 
wenig  zu  finden.  Zwar  enthält  unsere  Darstellung  schon  eine  gewisse  Inter¬ 
pretation  der  bei  Marx  selbst  recht  verwickelten  Ausführungen;  aber  nichts¬ 
destoweniger  beginnt  erst  jetzt  unsere  eigentliche  Aufgabe,  die  Heraus- 
arbeitung  ihrer  Elemente. 

Zunächst  möchte  es  scheinen,  als  ob  mit  der  Notwendigkeit,  den  Fall 
der  Profitrate  zeitweilig  aufzuheben,  das  Wesen  der  Krise  erklärt  wäre. 
Der  Gedankengang  wäre  dabei  folgender:  der  Fall  der  Profitrate  führt  zu 
einem  Punkt,  wo  zusätzliches  Kapital  keinen  höheren  Profit  mehr  bringt,  wo 
mit  anderen  Worten  dieselbe  Kapitalmasse  bei  höherer  Zusammensetzung, 
d.  h.  bei  größerem  Anteil  von  konstantem  Kapital,  weniger  Profit  abwirft 


3)  „Diese  wachsende  Konzentration  führt  ihrerseits  wieder  auf  einer  gewissen 
Höhe  einen  neuen  Fall  der  Profitrate  herbei.  Die  Masse  der  kleinen  zersplitterten 
Kapitale  wird  dadurch  auf  die  Bahn  der  Abenteurer  gedrängt:  Spekulation,  Kredit¬ 
schwindel,  Aktienschwindel,  Krisen.  Die  sog.  Plethora  des  Kapitals  bezieht  sich  immer 
wesentlich  auf  die  Plethora  von  Kapital,  für  das  der  Fall  der  Profitrate  nicht  durch 
seine  Masse  aufgewogen  wird  —  und  dies  sind  immer  die  neu  sich  bildenden  frischen 
Kapitalableger  .  .  .“  („Kapital“  III  1  232), 

4)  1.  c.  S.  240. 
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als  vorher.  Konstruieren  wir  ein  Beispiel.  Unter  normaleren  Verhältnissen 
sei  ein  Gesamtkapital  von  c  =  1 000  000  zusammengesetzt  aus  k  (kon¬ 
stantem)  =  850  000  und  v  (variablem  Kapital)  =  150  000;  dann  ist  bei 


einer  Mehrwertrate  von  50  Prozent  1  —  = 


m  75  000  \ 
150  000) 


die  Profitrate  p  = 


m  75  000 


-=  0.075  =  7%  Prozent.  Verändern  wir  nun  die  Daten:  es  be- 


c  1  000000 

stehe  eine  relative  Ueberkapitalisation  (niedrige  Profitrate  infolge  hoher 
organischer  Zusammensetzung) ;  außerdem  lasse  sich  kein  höherer  Mehrwert 
erpressen,  denn  die  Löhne  stünden  infolge  der  Konkurrenz  der  Kapitalisten 
hoch.  Nehmen  wir  also  jetzt  eine  Zusammensetzung  des  Kapitals  aus 
c  =  900  000  und  v  =  100  000  und  eine  Mehrwertrate  von  nur  25  Prozent 
an  (infolge  Konkurrenz  der  Kapitalisten  ist  die  Ausbeutung  gering),  so 

ergibt  sich  für  die  Profitrate:  p  =  —  =  -  —  =  0,025  =  2H  Prozent. 

c  1  000  000 

Unter  diesen  Umständen  könnte  nur  zweierlei  geschehen:  entweder 
würde  der  Kapitalist  sein  Kapital  ins  Ausland  schicken,  falls  ihm  dort  eine 
höhere  Profitrate  winkte;  oder  wenn  dies  nicht  möglich  wäre,  so  würde  er 
die  Produktion  einschränken  oder  ganz  aufgeben,  die  Produktion  würde 
„einschlummern“.  Diesen  Prozeß  würde  freilich  aufhalten  die  dauernde 
Entwertung  des  Kapitals,  die  ja  ebenso  wie  der  Fall  der  Profitrate  aus  der 
Entwicklung  der  Produktivkraft  folgt.  In  dem  Augenblick,  wo  die  Kapita¬ 
listen  die  Produktion  aufgäben,  wäre  die  absolute  Krise  des  Kapitalismus 
überhaupt  da.  Daher  ist  der  Fall  der  Profitrate  die  eigentlichste  Schranke 
der  kapitalistischen  Produktionsweise;  das  Gesetz  vom  Fall  der  Profitrate 
erklärt  den  notwendigen  Schicksalsgang  dieser  historischen  Produktions¬ 
form,  ihre  zwangsläufige  Entwicklung  zum  Sozialismus.  So  produziert  also 
das  Kapital  nicht  nur  im  Proletariat  seinen  Gegensatz,  an  dem  es  zugrunde 
gehen,  mit  dem  es  in  höherer  Einheit  aufgehen  wird  (Kapital  Bd.  I) ;  auch 
subjektiv  verfehlt  es,  ohne  daß  irgendwann  die  A.ktion  menschlicher  Klassen 
eingreift,  mit  dem  Fallen  der  Profitrate  sein  Ziel.  Der  Kapitalist  „streikt“ 
(Charasoff).  Die  periodischen  Krisen  sind  aber  damit  nicht  erklärt,  wenn 
man  nicht  etwa  die  Versendung  von  Kapital  ins  Ausland  oder  seine  dauernde 
Entwertung  schon  als  Krise  bezeichnen  will;  es  ist  bisher  nur  gezeigt,  daß 
die  Krise  in  der  Notwendigkeit  begründet  ist,  die  immanente  Schranke  der 
kapitalistischen  Produktion,  den  Fall  der  Profitrate,  durch  die  Entwertung 
des  Kapitals  periodisch  zu  überwinden. 

Aber  in  dieser  Isolierung  kann  man  den  kapitalistischen  Produk¬ 
tionsprozeß  nicht  betrachten;  auch  der  Zirkulationsprozeß  ist  einzubeziehen, 
wie  ja  auch  Marx  immer  auf  die  Erfassung  der  Totalität  ausgeht.  Dieselbe 
Entwicklung  der  Produktivkraft,  die  im  Verhältnis  zur  V  er  Wertungsmöglich¬ 
keit  in  der  Produktionssphäre  eine  Uebererzeugung  von  Produktionsmitteln 
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herbeiführt,  bewirkt  auch  eine  Ueberproduktion  von  Waren")  im  Verhältnis 
zur  Realisationsmöglichkeit  des  in  ihnen  steckenden  Mehrwertes.  Denn 
Ueberproduktion  von  Kapital  ist  ja  auch  zugleich  eine  solche  von  Waren. 
Wenn  wir  Marx  recht  verstehen,  so  ergibt  sich  dann  daraus  die  akute  Krise 
wie  folgt:  die  Warenüberproduktion  übt  einen  dauernden  Druck  auf  den  Markt 
aus.  Anstatt  daß  nun  aber  die  Produktion  eingeschränkt  wird,  wird  sie  erst 
recht  forciert;  denn  die  niedere  Profitrate,  die  ihre  selbständige  Ursache  in 
der  steigenden  Zusammensetzung  des  Kapitals  hat  und  deren  Korrelat  die 
Ueberfülle  (Plethora)  von  Kapital  ist,  zwingt  jeden  Kapitalisten,  seine 
Produktion  aufs  äußerste  auszudehnen,  um,  was  er  an  der  Rate  verliert,  an 
der  Masse  zu  'gewinnen  —  ganz  abgesehen  davon,  daß  hauptsächlich  die 
kleineren  Kapitalisten  sich  auf  alle  möglichen  Schwindeiunternehmungen 
und  Spekulationen  einlassen.  Daraus,  also  aus  dem  Fall  der  Profitrate,0) 
entsteht  dann  der  feindliche  Konkurrenzkampf ,  der  die  Krise  herbeiführt  — 
ein  Gedanke  übrigens,  der  die  Marxsche  Krisentheorie  in  nahen  Zusammen¬ 
hang  mit  der  Oppenheimers  bringt. 

Dabei  betont  Marx  nun  ausdrücklich,  daß  der  Fall  der  Profitrate 
nicht  die  Folge  eines  Konkurrenzkampfes  ist,  der  aus  der  Ueberproduktion 
von  Kapital  entspringt,  sondern  daß  umgekehrt  der  Konkurrenzkampf  aus 
dem  Fall  der  Profitrate  entsteht.  Gesunkene  Profitrate  und  Ueberproduktion 
von  Kapital  gehen  beide  zurück  auf  dieselbe  letzte  Ursache,  die  Akku¬ 
mulationstendenz,  die  Verwertungssucht  des  Kapitals  (wozu  als  technische 
Voraussetzung  die  Entwicklung  der  Produktivkraft  der  Arbeit  tritt).  „Weil 
die  gesunkene  Profitrate  und  die  Ueberproduktion  von  Kapital  aus 
denselben  Umständen  entspringen,  würde  jetzt  der  Konkurrenzkampf 
eintreten.“5 6 7) 

Daß  Marx  diesen  Umstand  hier  so  sehr  betont,  erklärt  sich  zweifellos 
aus  seiner  Polemik  gegen  Adam  Smith,  der  den  Fall  des  Kapitalgewinns 
(abgesehen  von  dem  Steigen  des  Lohns)  der  Konkurrenz  der  vermehrten 
Kapitalien  zuschrieb.  Das  beweist  eine  Stelle  aus  den  „Theorien  über  den 
Mehrwert“8):  „Wenn  Smith  den  Fall  der  Profitrate  aus  Ueberfülle  von 
Kapital,  Akkumulation  von  Kapital,  erklärt,  so  handelt  es  sich  um  eine 
permanente  Wirkung,  und  dieses  ist  falsch.  Dagegen  transitorische  Ueber¬ 
fülle  von  Kapital,  Ueberproduktion,  Krise  ist  was  anderes.  Permanente 


5)  Wir  sagen  absichtlich  nicht  „Konsumtionsmittel“.  Denn  auch  Produktionsmittel 
können  es  sein,  die  den  Mehrwert  verkörpern;  da  sie  zum  Verkauf  auf  den  Markt 
kommen,  ist  der  Ausdruck  „Waren“  am  angebrachtesten. 

6)  Außerdem  verhindert  natürlich  der  Fall  der  Profitrate  weitere  Kapitalanlagen; 
Kapital  fließt  ins  Ausland,  sodaß  auch  dadurch  die  Nachfrage  nach  Waren  (nämlich 
Produktionsmitteln)  eingeschränkt  wird.  Davon  spricht  jedoch  Marx  selbst  hier  nicht. 

*)  1.  c.  S.  234. 

8)  „Theorien  über  den  Mehrwert“  II  2  S.  269  Anm. 
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Krisen  gibt  es  nicht.“  Dazu  Seite  216:  „Die  Ueberproduktion  bringt  einen 
dauernden  Fall  der  Profitrate  hervor,  aber  sie  ist  dauernd  periodisch.  Es 
folgt  ihr  Unterproduktion  usw.“ 

Daraus  geht  hervor,  daß  Marx  den  Fall  der  Profitrate  als  einen 
dauernden  Prozeß  eben  nur  durch  die  steigende  Zusammensetzung  des 
Kapitals  erklärt  haben  will  (Produktionssphäre) .  Die  Ueberproduktion  aber 
bringt  einen  periodischen  und,  da  immer  wiederkehrend,  dauernd  perio¬ 
dischen  Fall  der  Profitrate  hervor  (Zirkulationssphäre).  Aus  ,,Ueberfülle 
von  Kapital,  Akkumulation  von  Kapital“  läßt  sich  also  nur  die  (transi¬ 
torische)  Krise  ableiten,  nicht  aber  die  dauernde  Tendenz  der  Profitrate  zu 
fallen.  Oder  aber:  die  Ueberproduktion  kann  den  dauernden  Fall  der 
Profitrate  nicht  erklären.  Denn  sie  entspringt  ja  derselben  Ursache,  beruht 
wie  er  letzten  Endes  auf  der  Mehrwertaneignung,  der  Profitmacherei,  dem 
, .Kapitalverhältnis“. 

So  ergibt  sich,  daß  es  zwei  Hauptwidersprüche  sind,  denen  nach 
Marx  die  Krise  entspringt  und  die  die  Krise  löst.  Beide  sind  enthalten  in 
dem  Ausdruck  „Ueberakkumulation  von  Kapital“;  der  eine  liegt  in  der 
Produktions-,  der  andere  in  der  Zirkulationssphäre.  Die  Produktion  ,, kommt 
zum  Stillstand,  nicht  wo  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse,  sondern  wo  die 
Produktion  und  Realisation  von  Profit  diesen  Stillstand  gebietet“.9)  Das 
eigentliche  Agens  aber  ist  der  Fall  der  Profitrate;  freilich  kann  er  für  sich 
allein  nur  die  ungeheure  Ausdehnung  der  Produktion  (um  an  der  Masse  zu 
gewinnen,  was  an  der  Rate  verloren  geht)  und  die  absolute  Krise  des 
Kapitalismus  überhaupt  erklären.  Die  mit  Akkumulation  und  Entwicklung 
der  Produktivkräfte  gegebene  Mehrproduktion  aber  führt  zunächst  nur  zu 
der  Notwendigkeit,  den  Markt  auszudehnen,  läßt  aber  die  Frage  offen, 
warum  es  unbedingt  zur  Krise  kommen  muß.  Denn  einmal  erweitert  die 
mit  der  Entwicklung  der  Produktivkraft  eintretende  Verbilligung  der  Waren 
den  Markt  ungeheuer,  dann  aber  bildet  bis  zu  einem  gewissen  Grade  (mehr 
nicht!)  der  reproduktive  Konsum  innerhalb  des  Kapitalismus  einen  riesigen 
Absatzmarkt.  Wenn  dann  aber  wirklich  die  „definitive“  Konsumnachfrage 
(K.  Schmidt)  in  ihre  Rechte  tritt,  die  Ueberproduktion  sich  zeigt,  warum 
schränkt  man  die  Produktion  nicht  ein,  um  die  Profite  hochzuhalten?  Sie 
sind  eben  gering  schon  in  der  Produktionssphäre.  Und  so  muß  das  schon 
im  Verhältnis  zur  „Verwertungsmöglichkeit“  überakkumulierte  Kapital,  da 
es  sich  auf  friedliche  Weise  nicht  brachlegen  läßt,  den  feindlichen  Kon¬ 
kurrenzkampf  um  seine  Existenz  entfesseln,  sodaß  die  Produktion  gerade 
dann  aufs  höchste  angespannt  wird,  wenn  sie  eingeschränkt  werden  müßte. 
In  dem  (unabhängig  von  der  Marktgestaltung  wirkenden)  Fall  der  Profit¬ 
rate  liegt  daher  die  eigentliche  Triebkraft  der  zur  Krise  drängenden 
Entwicklung. 


9)  „Kapital"  III  1  S.  241. 
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Machen  wir  uns  endlich  den  Verlauf  einer  Krise  nach  Marx  durch 
einen  Vergleich  klar;  er  ist  absonderlich,  aber  doch  vielleicht  recht  anschau¬ 
lich:  die  kapitalistische  Produktion  ist  wie  ein  Koch  topf  voll  Wasser,  der 
auf  dem  Feuer  steht.  Das  Feuer  ist  die  Produktivkraft  der  Arbeit.  Wie  das 
Feuer  das  Wasser  im  Topf  in  Dampf  verwandelt,  wobei  sich  das  Wasser 
gewissermaßen  verdünnt  und  ausdehnt,  so  schafft  die  Produktivkraft  eine 
große  Masse  von  Produkten,  die  jedoch  zugleich  entwertet,  „verdünnt" 
wird.  Der  Deckel  ist  die  immanente  Schranke  der  Produktion:  der  Fall 
der  Profitrate.  Und  nun  die  Krise:  ist  zu  viel  Dampf  im  Topf,  so  strömt  er 
zischend  über,  und  es  wird  wieder  ruhig;  der  Inhalt  des  Topfes  ist  für  einige 
Zeit  „entwertet",  bis  er  dann  wieder  überkocht.  So  auch  bei  Marx:  die  über¬ 
akkumulierten  Kapitale  sprengen  die  unerträgliche  Fessel  der  niedrigen 
Profitrate,  indem  sie  entwertet,  brachgelegt  werden.  Aber  gleich  schließt 
sich  der  Deckel  wieder  über  dem  nun  weniger  vollen  Topf,  bis  die  Produk¬ 
tivkraft  der  Arbeit,  das  Feuer  der  Produktion,  einen  neuen  Versuch  macht, 
die  immanente  Schranke  zu  überwinden. 

2.  Der  Streit  um  ihren  Charakter 

Man  hat  sich  nun  gestritten,  unter  welche  Gruppe  von  Krisentheorien 
man  die  Marxsche  einordnen  müsse.  Vor  allem  hat  die  Frage  eine  große 
Rolle  gespielt,  ob  man  Marx  zu  den  Unterkonsumtionstheoretikern  rechnen 
solle  oder  nicht.  Tatsächlich  findet  sich  im  dritten  Bande  des  „Kapitals" 
eine  Stelle,  auf  Grund  deren  man  ihn  unbedingt  zu  ihnen  zählen  müßte.10) 
Nachdem  Marx  ausdrücklich  für  die  jetzige  kapitalistische  Wirtschaft  eine 
Erklärung  der  Krisen  bloß  aus  Mißverhältnissen  der  einzelnen  Produktions¬ 
zweige  untereinander  abgelehnt  hat,  fährt  er  fort:  „Der  letzte  Grund  aller 
wirklichen  Krisen  bleibt  immer  die  Armut  und  Konsumtionsbeschränktheit 
der  Masse  gegenüber  dem  Trieb  der  kapitalistischen  Produktion,  die 
Produktivkräfte  so  zu  entwickeln,  als  ob  nur  die  absolute  Konsumtions¬ 
fähigkeit  der  Gesellschaft  ihre  Grenzen  bilde."  Das  ist  tatsächlich,  wie 
Bernstein  richtig  bemerkt,11)  „nicht  sonderlich  von  der  Rodbertusschen 
Krisentheorie  verschieden,  denn  auch  bei  Rodbertus  werden  die  Krisen  nicht 
schlechthin  aus  der  Unterkonsumtion  der  Massen  abgeleitet,  sondern  . .  . 
aus  dieser  in  Verbindung  mit  der  steigenden  Produktivität  der  Arbeit." 

Dem  widerspricht  scharf  folgende  Stelle  aus  dem  zweiten  Bande12) : 
„Es  ist  eine  reine  Tautologie,  zu  sagen,  daß  die  Krisen  aus  Mangel  an 
zahlungsfähiger  Konsumtion  oder  an  zahlungsfähigen  Konsumenten  hervor¬ 
gehen  ....  daß  Waren  unverkäuflich  sind,  heißt  nichts,  als  daß  sich  keine 
zahlungsfähigen  Käufer  für  sie  fanden,  also  Konsumenten  (sei  es  nun,  daß 
die  Waren  in  letzter  Instanz  zum  Behuf  produktiver  oder  individueller 


10)  III  2  S.  21. 

A1)  „Die  Voraussetzungen  des  Sozialismus“,  Stuttgart  1904,  S.  67. 

12)  II  S.  385. 
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Konsumtion  gekauft  werden).  Will  man  aber  dieser  Tautologie  einen 
Schein  tieferer  Begründung  dadurch  geben,  daß  man  sagt,  die  Arbeiter¬ 
klasse  erhalte  einen  zu  geringen  Teil  ihres  eigenen  Produkts,  und  dem 
Uebelstand  wäre  mithin  abgeholfen,  sobald  sie  großem  Anteil  davon 
empfängt,  ihr  Arbeitslohn  folglich  wächst,  so  ist  nur  zu  bemerken,  daß  die 
Krisen  jedes  Mal  gerade  vorbereitet  werden  durch  eine  Periode,  worin  der 
Arbeitslohn  allgemein  steigt  und  die  Arbeiterklasse  realiter  großem  Anteil 
an  dem  für  Konsumtion  bestimmten  Teil  des  jährlichen  Produkts  erhält. 
Jene  Periode  müßte  —  von  dem  Gesichtspunkt  dieser  Ritter  vom  gesunden 
und  „einfachen“  (!)  Menschenverstand  —  umgekehrt  die  Krise  entfernen. 
Es  scheint  also,  daß  die  kapitalistische  Produktion  vom  guten  oder  bösen 
Willen  unabhängige  Bedingungen  einschließt,  die  jene  relative  Prosperität 
der  Arbeiterklasse  nur  momentan  zulassen  und  zwar  immer  nur  als  Sturm¬ 
vogel  einer  Krise“.  Dazu  bemerkt  Engels  in  einer  Fußnote:  „Ad  notam  für 
etwaige  Anhänger  der  Rodbertusschen  Krisentheorie“, 

Wie  ist  dieser  Widerspruch  zu  erklären?  Hören  wir  erst,  was  uns 
die  bekanntesten  Darstellungen  der  Krisentheorien,  Herkners  Artikel  im 
„Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften“  und  Bergmanns  „Geschichte 
der  Krisentheorien“  über  dieses  Dilemma  sagen, 

Herkner,  der  selbst  eine  Unterkonsumtionstheorie  vorträgt,  zitiert 
beide  Stellen.  Die  zweite  versieht  er  mit  einem  Fragezeichen  und  bemerkt 
bloß  dazu,  die  Arbeiter  hätten  realiter  in  der  Hausse  doch  wohl  keinen 
größeren  Anteil  am  Produkt,  da  dem  hohen  Lohn  hohe  Profite  und  hohe 
Preise  gegenüberstünden.  Indessen  handelt  es  sich  hier  nicht  um  die  Frage, 
wie  es  in  Wirklichkeit  steht,  sondern  um  die  Feststellung  der  Marxschen 
Theorie:  und  da  ist  nicht  abzuleugnen,  daß  nach  der  Meinung  Marxens 
in  der  der  Krise  vorangehenden  Periode  der  Lohn  und  damit  der  Anteil 
des  Arbeiters  an  der  für  Konsumtion  bestimmten  Produktmasse  infolge  der 
Konkurrenz  der  überakkumulierten  Kapitale  größer  ist  als  sonst.  Trotzdem 
neigt  Herkner  dazu,  Marx  zu  den  Unterkonsumtionstheoretikern  zu  zählen, 
und  nennt  ihn  daher  einen  „Fortsetzer  und  Vertiefer“  der  Malthus- 
Sismondischen  Richtung.  Vom  Fall  der  Profitrate  spricht  er  überhaupt 
nicht.  Nach  unserer  Analyse  der  Marxschen  Krisentheorie  müssen  wir  daher 
Herkners  Ansicht  ablehnen. 

Näher  kommt  der  Marxschen  Theorie  Bergmann.  Ausdrücklich  stellt 
er  Marx  in  die  Reihe  derer,  die  die  Ursachen  der  Krisen  in  den  Produktions-, 
nicht  in  den  Distributionsverhältnissen  suchen.  Aber  seine  Darstellung  ist 
nicht  nur  ganz  und  gar  unklar,  sondern  es  sind  ihm  sogar  nach  unserer 
Meinung  arge  Mißverständnisse  unterlaufen.  Er  schreibt:13)  ,,  . .  .  die  Ent¬ 
wicklung  der  Produktivkraft  bedingt  nach  Marx  innerhalb  der  herrschenden 
Wirtschaftsordnung  Störungen  nicht  so  sehr  unmittelbar  durch  das  Sinken 

13)  „Geschichte  der  nationalökonomischen  Krisentheorien“,  Stuttgart  1895,  S.  371. 
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der  Profitrate  als  durch  ihre  Steigerung  der  Produktion,  also  auch  der 
Akkumulation  über  die  Absatzmöglichkeit  hinaus.“  Bis  hierhin  können  wir 
zustimmen;  damit  sind  tatsächlich  die  beiden  Seiten  der  Marxschen  Theorie 
erfaßt.  Aber  nun  fährt  er  unmittelbar  fort:  ,,Es  kommt  zum  Konflikt  zwischen 
Ausdehnung  der  Produktion  und  Verwertung.“  Und  dann  folgen  die  Aus¬ 
führungen  Marxens  über  den  zweiten  Akt  des  Produktionsprozesses,  die 
Schwierigkeiten  der  Realisation,  die  jedoch  bei  Marx  unter  der  Ueberschrift: 
„I.  Allgemeines“  stehen.  Dabei  läßt  Bergmann  aber  den  Satz  weg,  wo 
von  der  Ausdehnung  des  Marktes  und  seiner  wachsenden  Unübersichtlich¬ 
keit  die  Rede  ist,  die  Stelle,  aus  der  zu  ersehen  gewesen  wäre,  daß  diese 
Realisationsschwierigkeiten  zunächst  nur  zur  Notwendigkeit  einer  Er¬ 
weiterung  des  Marktes  führen.  Und  dann  bringt  er  sofort  die  Schilderung 
der  Ueberkapitalisation,  wobei  er  das  logisch  notwendige  Zwischenglied,  die 
Darstellung  des  Kapitels:  „Konflikt  zwischen  Ausdehnung  der  Produktion 
und  Verwertung“  ausläßt,  Der  Leser  bekommt  also  den  Eindruck,  als  sei 
Marx  ein  reiner  Ueberproduktionstheoretiker. 

Woher  kommt  diese  Verwirrung?  Bergmann  mißversteht  das  Wort 
„Verwertung“.  Freilich,  im  gewöhnlichen  Sprachgebrauch  könnte  damit  auch 
das  bezeichnet  werden,  was  Marx  „Realisation“  nennt.  Bei  Marx  aber  be¬ 
deutet  Verwertung:  „Anwendung  des  Kapitals  zum  Profitmachen“,  wie  sich 
aus  seinem  Sprachgebrauch  im  allgemeinen  und  insbesondere  in  dem  Ab¬ 
schnitt  über  den  Fall  der  Profitrate  ergibt. 

Nach  der  Bergmannschen  Darstellung  müßte  man  die  Marxsche 
Krisentheorie  also  eine  Ueberproduktionstheorie  nennen.  So  faßt  sie  auch 
Bernstein  auf,  dessen  Wiedergabe  zwar  auf  diese  beiden  widerspruchsvollen 
Stellen  und  auf  einige  Probleme  des  industriellen  Zyklus  eingeht,  die 
Hauptstellen  aber,  den  Abschnitt  über  den  Fall  der  Profitrate  und  das 
Krisenkapitel  der  „Theorien  über  den  Mehrwert“,  überhaupt  nicht  berück¬ 
sichtigt.14)  Bernstein  versucht  nun  den  Widerspruch  aus  der  verschiedenen 
Entstehungszeit  dieser  beiden  Stellen  zu  erklären.  Die  im  dritten  Bande 
stammt  nämlich  aus  den  Jahren  1864/65  (Engels  im  Vorwort  zu  II),  die  im 
zweiten  Bande  ist  erst  in  den  siebziger  Jahren  entstanden.  Demgegenüber 
weist  aber  Simkhovitch  auf  eine  Anmerkung  im  zweiten  Bande  Seite  289 
hin,  die  denselben  Inhalt  wie  die  Unterkonsumtionsstelle  des  dritten  Bandes 
hat.  Soweit  es  sich  daher  um  einen  Widerspruch  handele,  sei  dieser  schon 
im  zweiten  Bande  enthalten. 

14)  Am  allerwenigsten  erfaßt  Simkhovitch  (,, Marxismus  gegen  Sozialismus“, 
Jena  1913)  die  Marxsche  Krisentheorie.  Er  identifiziert  einfach  die  Engelssche  mit  der 
Marxschen  Krisentheorie,  zitiert  aus  dem  von  beiden  verfaßten  Kommun,  Manifest 
und  „widerlegt"  dann  natürlich  die  sozialistische  „Krachtheorie"  mit  leichter  Hand 
(S.  145  ff.).  Im  übrigen  ist  es  bezeichnend,  daß  Simkhovitch,  Bernstein  u.  a.  sich  viel 
mehr  für  die  Frage  interessieren,  ob  die  Krisen  stärker  (wie  Marx  behaupte)  oder 
schwächer  geworden  seien,  als  für  das  theoretische  Problem  der  Krise  als  solches. 
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Auf  diese  Weise  ist  also  nicht  weiterzukommen.  Die  Frage  muß 
sachlich  entschieden  werden.  Vergleichen  wir  daher  beide  Stellen  mit 
unserer  Darstellung  der  Marxschen  Krisentheorie.  Fassen  wir  zunächst  die 
Unterkonsumtion  wörtlich,  so  kommt  folgender  Unsinn  heraus:  ist  Unter¬ 
konsumtion  die  letzte  Ursache  der  Krise,  so  fällt  mit  ihrer  Behebung  auch 
die  Krise.  Behebbar  ist  sie  durch  hohe  Löhne.15)  Diese  senken  die  Profitrate 
noch  mehr,  als  sie  schon  infolge  des  Anwachsens  des  konstanten  Kapitals 
fällt.  Folglich  lohnt  sich  Zuschußproduktion  nicht  mehr.  Kapital  wird  brach¬ 
gelegt:  Krise.  Wegen  der  Unterkonsumtion?  Nein!  Wohl  aber  wegen  der 
tiefen  Profitrate.  Und  diese  wieder  wegen  der  hohen  Löhne;  und  diese,  um 
die  Unterkonsumtion  zu  beheben!  Die  Beseitigung  der  vermeintlichen 
Ursache  der  Krise  würde  also  gerade  eine  Krise  herbeiführen.  —  Außerdem 
kann  die  Unterkonsumtion  die  Krise  nicht  erklären,  da  sie  in  der  vorauf¬ 
gehenden  Prosperitätszeit,  z.  T.  wenigstens,  gerade  gedämpft  ist.  Im  übrigen 
wendet  sich  schon  Engels  gegen  die  Bezeichnung  Unterkonsumtionstheorie:18) 
,,Die  Unterkonsumtion  der  Massen  ist  eine  notwendige  Bedingung  aller  auf 
Ausbeutung  beruhenden  Gesellschaftsformen,  also  auch  der  kapitalistischen; 
aber  erst  die  kapitalistische  Form  der  Produktion  bringt  es  zur  Krise.  Die 
Unterkonsumtion  der  Massen  ist  also  auch  eine  Vorbedingung  der  Krisen 
und  spielt  in  ihnen  eine  längst  anerkannte  Rolle;  aber  sie  sagt  uns  ebenso 
wenig  über  die  Ursachen  des  heutigen  Daseins  der  Krise  wie  über  die  ihrer 
früheren  Abwesenheit.“ 

Der  Ausdruck  Marxens,  die  Konsumtionsbeschränkung  der  Massen 
sei  der  letzte  Grund  aller  wirklichen  Krisen,  widerspräche  also  tatsächlich 
seiner  Theorie.  Unterkonsumtion  ist  eben  nur  ein  Merkmal  der  kapita¬ 
listischen  Produktionsweise  überhaupt,  die  Ergänzung  zum  Mehrwert.  Legt 
man  aber  —  und  das  ist  unseres  Erachtens  unbedingt  nötig,  wenn  man  sich 
nicht  in  Wortklaubereien  verlieren  will  —  den  Ton  an  der  strittigen  Stelle 
des  dritten  Bandes  und  in  der  von  Simkhovitch  erwähnten  Anmerkung  des 
zweiten  Bandes  nicht  auf  die  Unterkonsumtion,  sondern  auf  den  Trieb  zu 
schrankenloser  Ausdehnung  der  Produktion,  so  verschwindet  der  Wider¬ 
spruch.  Dann  müßte  man  statt  „Unterkonsumtion“  etwa  „Ueberproduktion“ 
sagen.  Faßt  man  also  vernünftigerweise  den  Begriff  Unterkonsumtion  — 
Ueberproduktion  so,  daß  man  damit  den  Widerspruch  zwischen  der  Ent¬ 
faltung  der  Produktivkräfte  und  der  beschränkten  Aufnahmefähigkeit  des 
Marktes  überhaupt,  kurz:  die  Notwendigkeit  bezeichnen  will,  den  Mehrwert 
zu  realisieren,  so  löst  sich  das  Problem.  Immer  aber  ist  dies  nur  die  eine 
Seite  der  Marxschen  Krisentheorie.  Auf  die  andere,  den  Fall  der  Profitrate, 
scheint  dann  die  zweite  der  einander  scheinbar  widersprechenden  Stellen 


15)  Das  stimmt  allerdings  nicht  ganz.  Es  bleibt  immer  noch  ein,  wenn  auch  noch 
so  kleiner  Ueberschuß  von  Mehrwert,  der  realisiert  werden  muß. 
ie)  „Antidühring“  (10.  Aufl,  1919)  S.  308. 
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hinzuweisen,  Denn  ausdrücklich  heißt  es  dort,  die  Waren  fänden  keine 
Käufer,  weder  zu  individueller  noch  zu  produktiver  Konsumtion.  Also  auch 
die  Kapitalisten  kaufen  nicht.  Warum?  Weil  sie  ihr  Kapital  nicht  genügend 
hoch  verwerten  können. 

Was  im  übrigen  Marx  an  dem  Hauptvertreter  der  Unterkonsumtions¬ 
theorie,  Sismondi,  auszusetzen  hat,  sehen  wir  in  den  „Theorien  über 
den  Mehrwert“:17)  Sismondi  „möchte  auch  durch  andere  Regelung  der 
Revenue  im  Verhältnis  zum  Kapital  oder  der  Distribution  im  Verhältnis  zur 
Produktion  die  Widersprüche  bändigen,  nicht  begreifend,  daß  die  Distri¬ 
butionsverhältnisse  nur  die  Produktionsverhältnisse  sub  alia  specie  sind“ 
(materialistische  Geschichtsauffassung!),  Uebernimmt  daher  Marx  von 
Sismondi  den  Widerspruch  zwischen  der  ungeheuren  Entfaltung  der 
Produktivkräfte  und  der  beschränkten  Konsumtionsfähigkeit  der  Massen  als 
eine  Grundtatsache  der  kapitalistischen  Wirtschaft,  so  lehnt  er  doch  eine 
Lösung  des  Krisenproblems  auf  Sismondische  oder  Rodbertussche  Art  ab. 

Fassen  wir  zusammen:  der  Widerspruch  zwischen  den  beiden  Stellen 
löst  sich  sachlich  auf,  wenn  man  den  Ausdruck  Unterkonsumtion  nicht 
wörtlich  faßt.  Immer  aber  ist  dann  nur  die  eine  Seite  der  Marxschen 
Krisentheorie  begriffen.  Das  eigentliche  Agens  bei  der  Entstehung  der  Krise 
ist,  wie  wir  wissen,  der  Fall  der  Profitrate. 

Dem  sachlichen  Beweis  für  diese  unsere  Auffassung  von  der 
Marxschen  Krisentheorie  wollen  wir  noch  einen  formalen  hinzufügen.  Bei 
einem  Denker  wie  Marx  ist  es  wohl  erlaubt,  auch  den  äußeren  Gang  der 
Untersuchung,  ihren  logischen  Aufbau,  zum  Beweise  heranzuziehen,  zumal 
da  Engels  nach  seiner  eigenen  Angabe  im  Vorwort  zu  III  an  dem  Abschnitt 
über  den  Fall  der  Profitrate  nur  wenig  geändert  hat.  Da  zeigt  sich  denn, 
daß  Marx  vom  Allgemeinen  zum  Besonderen  vorgeht.  Von  der  breiten  Basis: 
Gesetz  des  tendenziellen  Falls  der  Profitrate,  geht  er  über  zur  Entwicklung 
der  inneren  Widersprüche  des  Gesetzes:  wie  dieser  Fall  die  immanente 
Schranke  der  kapitalistischen  Produktion  bildet  und  welche  Schwierigkeiten 
sich  bei  der  Realisation  des  Profits  ergeben.  Hier  also  werden  diese  abgetan , 
und  in  schneller  Zuspitzung  leitet  die  Beweisführung  dann  über  zu  der  Dar¬ 
stellung  des  Konfliktes  zwischen  Ausdehnung  und  „Verwertung“  (!),  um 
schließlich  bei  der  Ueberkapitalisation  zu  enden,  die  die  Krise  herbeiführt. 

Und  um  endlich  auch  unserseits  eine  psychologische  Erklärung  zu 
geben:  sicherlich  hat  Marx  die  für  den  Sozialisten  gewissermaßen  gegebene 
Erklärung  der  Krisen  aus  Ueberproduktion  stets  vorgeschwebt.  So  hat  er  sie 
in  dem  gemeinsam  mit  Engels  verfaßten  „Kommunistischen  Manifest“,  aber 
auch  noch  in  den  „Theorien  über  den  Mehrwert“  (1861/62).  Als  er  dann  an 
die  Ausführung  seines  „Kapitals“  ging  (schon  zwei  Jahre  später),  brachte 

17)  III  Si.  55. 
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er  sie  in  tiefere  Beziehung  zu  dem  Gesetz  vom  Fall  der  Profitrate.  Scheint 
es  so  zunächst,  als  habe  Marx  zwei  Krisentheorien  vorgetragen,  so  ergibt 
sich  bei  genauerer  Betrachtung,  daß  er  die  erste  (reine  Ueberproduktion) 
in  die  zweite  aufgenommen,  durch  die  zweite  vertieft  hat. 

Soll  seine  Theorie  nun  einen  Namen  bekommen,  so  würde  am 
treffendsten  die  Bezeichnung  ,,Ueberkapitalisationstheorie“  sein.  Aber  hier 
geraten  wir  freilich  in  Konflikt  mit  Bouniatian.^ )  Aeußerlich  hat  zwar 
Bouniatians  Theorie,  obwohl  er  zu  den  Subjektivisten  gehört,  eine  gewisse 
Aehnlichkeit  mit  der  Marxschen.  So  schreibt  Bouniatian:  ,,Die  Ueber- 
kapitalisation,  in  mehr  oder  minder  ausgesprochener  Form  ein  normaler 
Zustand  unseres  Wirtschaftslebens,  ist  das  Ergebnis  dieser  Widersprüche, 
die  letzterem  zugrunde  liegen:  der  Beschränkung  der  gesellschaftlichen 
Kapitalisation  durch  die  gesellschaftliche  Konsumtion  und  der  Abhängigkeit 
der  privatwirtschaftlichen  Kapitalisation  von  der  Konsumtion  der  Privat¬ 
wirtschaften .. .;  der  Bedingtheit  der  gesellschaftlichen  Akkumulationsrate 
durch  die  Steigerung  der  gesellschaftlichen  Konsumtion  und  Aenderungen 
der  Technik,  und  dem  unbedingten  Drang  nach  Akkumulation  seitens  der 
Privatwirtschaften“.19)  ,,Die  periodischen  Wirtschaftskrisen  sind  eigentlich 
nichts  anderes  als  Perioden  gewaltsamer,  plötzlich  eintretender  De- 
kapitalisation  von  ungewöhnlichem  Umfang,  die  sich  nach  Perioden  von 
forcierter  auf  reproduktivem  Konsum  beruhender  Kapitalisation  als  not¬ 
wendig  erweisen.“20) 

Gemeinsam  ist  bei  beiden  also  der  Drang  nach  Akkumulation  und 
die  Bindung  der  Produktion  —  wenigstens  auf  die  Dauer  —  an  die 
Konsumtion.  Der  erste  Unterschied  aber  besteht  darin,  daß  Bouniatian  den 
„progressiven  Fall  der  allgemeinen  durchschnittlichen  Profitrate  und  der 
Kapitalrente"  (des  Zinsfußes)  im  Laufe  der  Zeit  mit  dem  steigenden  Anteil 
des  Arbeiters  am  Ertrag  der  gesellschaftlichen  Produktion  in  Zusammen¬ 
hang  bringt.  Die  Ueberkapitalisation  aber  —  und  hierin  liegt  der  zweite, 
für  die  Krisentheorie  wichtigste  Unterschied  —  ist  bei  Bouniatian  Ueber¬ 
kapitalisation  im  Verhältnis  zur  Konsumtion,  also  zur  „Verwertung“  in  der 
Zirkulationssphäre,  während  bei  Marx  Kapital  schon  für  die  unmittelbare 
„Verwertung“  in  der  Produktionssphäre  überschüssig  ist  (nicht  also  erst 
deswegen,  weil  sich  der  produzierte  Profit  nicht  realisieren  läßt,  wie  bei 
Bouniatian).  Somit  muß  also  auch  die  Bezeichnung  „Ueberkapitalisation“ 
einer  anderen  als  der  Marxschen  Theorie  Vorbehalten  bleiben. 

So  ist  denn  jeder  Versuch,  die  Marxsche  Krisentheorie  unter  irgend¬ 
eine  Kategorie  zu  bringen,  von  vornherein  als  aussichtslos  zu  betrachten, 
sobald  man  ihre  Eigenart  erkannt  hat.  Sie  berührt  sich  auf  der  einen 

18)  „Wirtschaftskrisen  und  Ueberkapitalisation",  München  1908. 

19)  1.  c.  S.  151/52. 

20)  1.  c.  S.  167. 
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Seite  mit  der  sogenannten  Unterkonsumtionstheorie  eines  Sismondi,  auf 
ihr  hat  andererseits  wieder  die  marxistische  Ueberproduktionstheorie  auf¬ 
gebaut.  Aber  sie  erschöpft  sich  darin  nicht;  denn  als  Spezifikum  kommt 

hinzu  der  Fall  der  Profitrate*1).  Wenn  sie  endlich  scheinbar  mit  der 

- 

Bouniatianschen  Theorie  eine  gewisse  Aehnlichkeit  hat,  so  liegt  diese  nur  in 
der  gleichartigen  Betonung  (nicht  Erklärung)  einer  Haupterscheinung  der 
Krise,  der  Ueberkapitalisation.  Lassen  wir  ihr  daher  den  Namen  „Marxsche 
Krisentheorie".  Sie  erschöpfend  nach  ihren  Elementen  benennen  zu  wollen, 
wird  wohl  vergebliche  Mühe  bleiben. 

3.  Erscheinungsformen  der  Krise 

Mit  dem  Bisherigen  sind  die  Grundzüge  der  Marxschen  Krisentheorie 
und  ihre  einzigartigen  Merkmale  festgelegt.  Noch  aber  gilt  es,  eine  Anzahl 
hier  und  dort  verstreuter,  in  den  verschiedensten  Zusammenhängen 
stehender  Aeußerungen  Marxens  zu  betrachten,  die  ebenfalls  die  Krise 
betreffen;  und  erst  wenn  die  Frage  beantwortet  ist,  ob  auch  sie  das  ge¬ 
wonnene  Bild  nur  ergänzen  oder  ob  sie  ihm  etwa  widersprechen,  darf  unsere 
Auffassung  als  richtig  gelten. 

Wenn  wir  absehen  von  dem  ja  mit  Engels  zusammen  verfaßten 
Kommunistischen  Manifest,  so  kommen  hier  in  erster  Linie  in  Betracht  die 
„Theorien  über  den  Mehrwert",  das  Parallelwerk  zu  den  anderen  Schriften 
Marxens22).  Hier  setzt  er  sich  erstens  ausführlich  mit  der  theorie  des 
debouches  auseinander,  und  das  muß  ja  eine  Hauptaufgabe  jeder  Theorie 
sein,  die  eine  allgemeine  Ueberproduktion  für  möglich  und  notwendig  hält. 
Zweitens  aber  ist  gerade  hier  der  entscheidende  Punkt  für  das  Verständnis 
der  Marxschen  Methode.  Ihre  Erkenntnis  erst  hilft  die  Widersprüche  lösen, 
die  sich  scheinbar  aus  den  so  verschiedenartigen  Krisenstellen  in  seinen 
Büchern  ergeben;  sie  hilft  erst,  diese  Bruchstücke  in  ein  einheitliches  Ganzes 
einzuordnen,  „Die  Weltmarktkrisen  müssen  als  die  reale  Zusammenfassung 
und  gewaltsame  Ausgleichung  aller  Widersprüche  der  bürgerlichen 
Oekonomie  gefaßt  werden.  Die  einzelnen  Momente,  die  sich  in  diesen  Krisen 


21)  Auch  J.  St.  Mill  (Grunds,  der  polit.  Oekon.  II  S.  371,  Jena  1913)  erklärt 
das  periodische  Eintreten  der  Krisen  aus  einem  Sinken  der  Profitrate;  da  er  einerseits 
auf  dem  Sayschen  Standpunkt  steht,  wonach  allgemeine  Ueberproduktion  unmöglich 
ist,  andererseits  aber  im  Gegensatz  zu  Ricardo  das  periodische  Eintreten  der  Krise 
anerkennt,  ist  dies  die  für  ihn  gegebene  Lösung.  Abgesehen,  davon,  daß  er  die  theorie 
des  debouches  vertritt,  unterscheidet  sich  seine  Theorie  grundsätzlich  von  der  Marx¬ 
schen  durch  seine  ricardianische  Erklärung  des  Falls  der  Profitrate.  Die  Aehnlichkeit 
ist  also  nur  äußerlich,  wenn  auch  manchmal  frappierend:  so  der  Hinweis  auf  die 
niedere  Profitrate  als  Schranke  der  Produktion  (S.  366),  die  Schilderung  der  dem  Fall 
entgegenwirkenden  Umstände  (S.  369  ff.)  wie  „Vergeudung  von  Kapital  in  der  Krise, 
Verringerung  der  Lebenshaltungskosten  der  Arbeiter,  Abfluß  von  Kapital  ins  Ausland 
usw.  Im  Grunde  hat  die  Millsche  Theorie  keine  Beziehung  zur  Marxschen, 

22)  Durch  Heranziehung  der  „Theorien“  hat  man  tatsächlich  eine  doppelte  Buch¬ 
führung  für  das  Marxsche  System, 
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zusammenfassen,  müssen  also  in  jeder  Sphäre  der  bürgerlichen  Oekonomie 
hervortreten  und  entwickelt  werden,  und  je  weiter  wir  in  ihr  Vordringen, 
müssen  einerseits  neue  Bestimmungen  dieses  Widerspruchs  entwickelt, 
andererseits  die  abstrakteren  Formen  derselben  als  wiederkehrend  und 
enthalten  in  konkreteren  nachgewiesen  werden“  J).  „Alle  Widersprüche  der 
bürgerlichen  Produktion  kommen  in  den  allgemeinen  Weltmarktkrisen 
kollektiv  zum  Ausbruch,  in  den  besonderen  Krisen  (dem  Inhalt  und  der 
Ausdehnung  nach  besonderen)  nur  zerstreut,  isoliert,  einseitig“24).  Unter 
diesen  Gesichtspunkten  also  haben  wir  alles  Folgende  zu  betrachten.  Sehen 
wir  uns  erst  seine  Methode  selbst  an. 

Nach  dem  Annäherungsverfahren  geht  Marx  von  der  allgemeinsten 
Form  des  Y(/iderspruchs,  dem  die  Krise  entspringt,  schrittweise  über  zu 
dessen  konkreteren  Formen25).  Zunächst  entwickelt  er  das  bei  der  Waren¬ 
produktion  im  Gegensatz  zum  unmittelbaren  Tauschhandel  (wo  in  der  Tat 
nur  ein  einheitlicher  Akt  stattfindet)  mögliche  Auseinanderfallen  von  Kauf 
und  Verkauf  und  zugleich  den  inhaltlichen  Unterschied  beider  Formen: 
„Bei  der  Warenproduktion  ist  das  Verwandeln  des  Produkts  in  Geld,  der 
Verkauf,  conditio  sine  qua  non“.  Es  wird  eben  nicht  nur  der  Ueberschuß 
ausgetauscht.  „Mit  dem  Nichtverkauf  ist  hier  die  Krise  da."  „Die  Schwierig¬ 
keit  des  Verkaufs  stammt  bloß  von  der  Leichtigkeit  des  Käufers,  die  Rück¬ 
verwandlung  des  Geldes  in  Ware  aufzuschieben."  Und  dann  schließt  er: 
„Man  kann  also  sagen:  die  Krise  in  ihrer  ersten  Form  ist  die  Metamorphose 
der  Ware  selbst,  das  Auseinanderfallen  von  Kauf  und  Verkauf28)". 

Schuf  so  das  Geld  in  dieser  ersten  Form  die  Möglichkeit  von  Krisen, 
so  diente  es  doch  nur  als  (verschwindendes)  Zirkulationsmittel.  Die  Krise 
in  ihrer  zweiten  Form  entsteht  dann  aus  der  Funktion  des  Geldes  als 
Zahlungsmittel.  Dadurch  erhält  sie  nun  einen  bestimmten  Inhalt.  Bei  der 
Kette  der  Schuldverpflichtungen,  die  mit  der  Entwicklung  des  Kredits 
(Wechselkredit)  die  am  Reproduktionsprozeß  Beteiligten  verknüpft,  genügt 
die  geringste  Störung,  um  eine  allgemeine  Krise  herbeizuführen.  Denn  bei 
einer  solchen  Unterbrechung  des  „Flusses  der  Zahlungen"  schlägt  dann  „das 
Geld  plötzlich  aus  seiner  gasartigen,  hirngewebten  Gestalt  als  Maß  der 
Werte  in  hartes  Geld  um"2').  „Tritt  also  eine  Krise  ein,  weil  Kauf  und 
Verkauf  auseinanderfallen,  so  entwickelt  sie  sich  als  Geldkrise,  sobald  das 
Geld  als  Zahlungsmittel  entwickelt  ist,  und  diese  zweite  Form  der  Krise 
versteht  sich  dann  von  selbst,  sobald  die  erste  eintritt.  In  der  Untersuchung, 
warum  die  allgemeine  Möglichkeit  der  Krise  zur  Wirklichkeit  wird,  der 

23)  „Theorien"  II  2  S.  282. 

24)  1.  c.  S.  318. 

SB)  1.  c.  S.  279/89. 

2b)  1.  c.  S.  282;  vgl,  auch  „Kapital"  I  S.  73;  II  S.  48;  „Zur  Kritik  der  polit.  Oekon," 
S.  85/87;  „Theorien"  II  2  S,  274  und  anderwärts. 

27)  „Zur  Kritik"  S.  147/48;  vgl.  auch  „Kapital"  I  S.  95/96  und  III  2  S,  55. 
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Untersuchung  der  Bedingungen  (gemeint  ist:  Ursachen)  der  Krise,  ist  es 
also  gänzlich  überflüssig,  sich  um  diejenigen  Krisen  zu  bekümmern,  die  aus 
der  Entwicklung  des  Geldes  als  Zahlungsmittel  entspringen.  Gerade 
deswegen  lieben  es  die  Oekonomen,  diese  selbstverständliche  Form  als 
Ursache  der  Krisen  vorzuschützen.“28)  Damit  ist  die  sogenannte  Geldkrise 
als  ein  Moment  der  allgemeinen  Krise  hingestellt.  Die  Krise  ist  aus  den 
Produktions-  (bezw.  Distributions-)  Verhältnissen  allein  abzuleiten:  „Die 
allgemeinen  Bedingungen  der  Krise,  soweit  sie  unabhängig  von  Preis¬ 
schwankungen  sind  (ob  diese  nun  mit  dem  Kreditwesen  Zusammenhängen 
oder  nicht;  Preisschwankungen,  verschieden  von  Wertschwankungen) 
müssen  aus  den  allgemeinen  Bedingungen  der  kapitalistischen  Produktion 
zu  entwickeln  sein.“ 

Diese  Aufgabe  hat  Marx,  wie  wir  gezeigt  haben,  in  dem  Abschnitt 
über  den  Fall  der  Profitrate  zu  lösen  unternommen.  Das  spezifische  Wesen 
des  Kapitals  erfüllt  die  allgemeine  Form  des  schon  in  der  Ware  enthaltenen 
Widerspruchs  mit  noch  bestimmterem  Inhalt.  So  sagt  Marx:  „In  der  Tat 
liegt  in  dem  Uebergang  von  der  Phrase:  Ueberproduktion  von  Waren  zu  der 
Phrase:  Ueberproduktion  von  Kapital  — -  ein  Fortschritt.  Worin  besteht  der? 
In  der  Erkenntnis,  daß  die  Produzenten  sich  nicht  als  bloße  Warenbesitzer, 
sondern  als  Kapitalisten  gegenüberstehen.“29)  Welcher  neue  Inhalt  das  ist, 
haben  wir  gesehen:  es  sind  die  dem  Kapitalismus  allein  eigentümlichen 
Widersprüche,  die  sich  im  Gesetz  der  fallenden  Profitrate  und  in  den 
Schwierigkeiten  der  Realisation  äußern. 

Aehnlich  also,  wie  Marx  die  Geldkrise  behandelt,  haben  nun  auch 
wir  an  die  im  zweiten  und  dritten  Band  des  „Kapitals“  verstreuten 
Krisenstellen  heranzugehen.  Der  ganze  zweite  Band  ist  wie  der  erste  und 
Teile  des  dritten  Abstraktion,  Stufe  im  Annäherungsverfahren.  Daher  kann 
von  vornherein  als  heuristisches  Prinzip  gelten:  was  wir  finden  werden, 
sind  entweder  Momente  (und  nur  dies,  nicht  Grundursachen)  der  allgemeinen 
Krise  oder  Ursachen  besonderer  Krisen. 

Beginnen  wir  mit  einer  Stelle  aus  dem  dritten  Bande  1,  Seite  94  ff., 
die  unmittelbar  an  den  zweiten  anknüpft  („man  hat  in  Buch  II  gesehen  ) 
und  dem  Stoff  nach  gerade  so  gut  dort  stehen  könnte.  Da  handelt  es  sich 
um  die  Rückverwandlung  des  Geldes  nach  dem  Verkauf  in  die  stofflichen 
Elemente  des  Kapitals,  insbesondere  um  den  Ersatz  des  Rohstoffs.  Finden 
hier  Preisschwankungen  statt,  so  sind  Störungen  des  Reproduktionsprozesses 
unvermeidlich.  In  der  Tat  ist  nun  der  Rohstoff,  der  ja  meist  der  organischen 
Natur  entstammt,  in  starkem  Maße  solchen  Schwankungen  ausgesetzt,  und 
zwar  erstens  infolge  der  Unsicherheit  der  Ernten,  zweitens  weil  die 


28)  „Theorien“  II  2  S.  288. 

29)  1.  c.  S.  272. 


263 


Produktion  pflanzlicher  und  tierischer  Stoffe  nicht  Schritt  halten  kann  mit 
der  schnellen,  stoßweißen  Erweiterung  der  Maschinerie,  des  fixen  Kapitals. 
„Es  ist  daher  möglich,  und  bei  entwickelter  kapitalistischer  Produktion 
sogar  unvermeidlich,  daß  die  Produktion  und  Vermehrung  des  Teils  des 
konstanten  Kapitals,  das  aus  fixem  Kapital,  Maschinerie  usw.  besteht,  einen 
bedeutenden  Vorsprung  gewinnt  vor  dem  Teil  desselben,  der  aus  organischen 
Rohstoffen  besteht,  so  daß  die  Nachfrage  nach  diesen  Rohstoffen  schneller 
wächst  als  ihre  Zufuhr,  und  daher  ihr  Preis  steigt.“  Die  Folge  davon  ist 
Ausdehnung  ihrer  Produktion  und  Herbeischaffung  aus  größerer  Entfernung. 
Aber  bis  sie  sich  auswirkt,  ist  meist  schon  die  Nachfrage  der  hohen  Preise 
wegen  gefallen:  der  Rückschlag  ist  da.  Sind  die  Rohstoffe  dann  wieder 
billig,  so  steigt  nicht  nur  die  Nachfrage,  sondern  infolge  der  Verbilligung 
des  konstanten  Kapitals  (niedere  Rohstoffpreise,  an  denen  die  Industrie 
großes  Interesse  hat!)  steigt  auch  die  Profitrate,  die  Produktion  wird  wieder 
gewaltig  ausgedehnt,  und  bald  hat  die  Produktion  des  fixen  Kapitals  die 
der  Rohstoffe  wieder  überholt.  Ausführlich  illustriert  dann  Marx  seine 
theoretische  Untersuchung  durch  die  Schilderung  des  cotton  famine 
1861  bis  1865.30) 

Wie  ordnet  sich  nun  diese  Erscheinung  der  Rohstoffteuerung  in  das 
Ganze  der  Krisentheorie  ein? 

Eine  Rohstoffteuerung  infolge  schlechter  Ernte,  also  infolge  eines 
außerökonomischen  Ereignisses,  ist  in  jeder  Gesellschaftswirtschaft  möglich 
und  geht  uns  daher  hier  nichts  an.  Das  Zurückbleiben  der  Rohstoffproduktion 
hinter  der  des  fixen  Kapitals  aber  ist  die  Folge  der  stoßweisen  Ausdehnung 
der  Produktion  und  somit  spezifisch  kapitalistisch.  Die  einzige  Bedingung 
(nicht  Ursache!)  dafür  ist  eine  gewisse  Stufe  der  Technik.  Aber  sie  ist 
Bedingung  überhaupt  für  den  entwickelten  Kapitalismus,  soweit  nicht  dieser 
seinerseits  die  Technik  erst  entwickelt.  Die  Vorfrage,  warum  die  Ausdehnung 
stoßweise  erfolge,  ist  daher  in  der  Charakteristik  der  kapitalistischen 
Produktion  —  Tendenz  zu  schrankenloser  Ausdehnung  —  schon  enthalten. 
Somit  erweist  sich  die  hier  betrachtete  Erscheinung  nur  als  eine  Folge  der 
tiefer  liegenden,  schon  entwickelten  Tatsachen,  als  ein  bloßes  Moment  der 
kapitalistischen  Produktion  und  der  Krise.  Unsere  Auffassung  wird  glänzend 
bestätigt  durch  den  Satz,  mit  dem  Marx  seine  Betrachtungen  in  den 
„Theorien  über  den  Mehrwert“  beginnt31) :  „Wir  finden  dann  als  Moment 
einer  Krise  .  . .“,  und  durch  das  Fazit,  das  er  an  der  zweiten  Parallelstelle 
der  „Theorien“  zieht32):  „Die  Rückverwandlung  von  Geld  in  Ware  kann 
also  auf  Schwierigkeiten  stoßen  und  Möglichkeiten  der  Krise  schaffen,  ganz 
so  gut  wie  die  Verwandlung  der  Ware  in  Geld.“ 


30)  Vgl.  als  Parallelen  „Theorien“  II  2  S.  289  ff.  und  S.  316. 

31)  S.  289. 

32)  S.  316. 
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Nicht  nur  um  ein  Moment  der  Krise,  sondern  um  die  spezifische  Form 
des  Konjunkturablaufs  handelt  es  sich  in  Band  II  Seite  288.  Es  ist  klar,  daß 
bei  großen  Anlagen  fixen  Kapitals  mit  langer  Umschlagsdauer  (wie  bei 
Eisenbahnbauten)  dem  Markt  beständig  Produktionsmittel  und  Arbeitskräfte 
entzogen  werden,  ohne  daß  er  dafür  ein  Aequivalent  erhält.  Alles  verfügbare 
Geldkapital  wird  in  solche  Unternehmungen  gesteckt,  die  zahlungsfähige 
Nachfrage  steigt,  ,,ohne  aus  sich  selbst  irgendein  Element  der  Zufuhr  zu 
liefern.“  Daher  allgemeines  Steigen  der  Preise  und  Ausdehnung  der 
Produktion30),  schließlich  der  unvermeidliche  Zusammenbruch.  ,,In  der 
kapitalistischen  Gesellschaft,  wo  der  gesellschaftliche  Verstand  sich  immer 
erst  post  festum  geltend  macht,  können  und  müssen  so  beständig  große 
Störungen  eintreten.“ 

Nun  kann  man  ja  bezweifeln,  ob  sich  in  der  kapitalistischen  Wirtschaft 
der  Verstand  immer  erst  post  festum  geltend  macht;  hier  jedoch  tut  er  es. 
Die  weitausschauenden  Unternehmungen  befriedigen  tatsächlich  nicht  ein 
Bedürfnis  der  Konsumtion,  sondern  entspringen  der  Anlagesucht  des 
Kapitals  und  sind  durchaus  spekulativer  Natur.  Die  Ueberanlage  von  fixem 
Kapital  ist  typisch  für  die  Aufschwungsperiode  des  industriellen  Zyklus *4) 
—  denn  um  seine  Erklärung  handelt  es  sich  hier  — ,  typisch  für  die 
kapitalistische  Produktionsweise  überhaupt.  Es  erhebt  sich  nur  die  Frage, 
woraus  diese  Anlagesucht  entspringt.  Die  allgemeine  Antwort  lautet  natür¬ 
lich:  aus  der  Akkumulation,  aus  dem  Bestreben  des  Mehrwerts,  sich  in 
Kapital  zu  verwandeln35).  Im  besonderen  aber  drängt  das  anlagesuchende 
Geld(leih)kapital,  dessen  Akkumulation  unabhängig  von  der  produktiven 
Akkumulation,  ja  oft  gerade  entgegengesetzt  verläuft36),  zur  Ueber- 
kapitalisation. 

Hier  befindet  sich  denn  auch  Marx  in  voller  Uebereinstimmung  mit 
7 ugan-Baranowsky  und  Bouniatian.  „Wenn  es  nicht  nötig  wäre,  eine  Anlage 
für  neue  Kapitalien  zu  finden,  wenn  die  Produktion  infolge  der  Kapitali- 


3S)  Natürlich  entwickelt  sich  dazu  noch  das  soeben  betrachtete  Mißverhältnis 
zwischen  Wachstum  des  fixen  Kapitals  und  der  Rohstoffe, 

34)  Das  zeigt  vor  allem  auch  das  Steigen  der  Eisenpreise,  auf  das  Tugan-Bara- 
nowsky  und  Bouniatian  hinweisen. 

35)  Vgl.  „Kapital"  III  1  S.  393:  „Aber  alle  die  neuerrichteten  Fabrikgebäude, 
Dampf-  und  Spinnmaschinen  und  Webstühle  waren  nicht  hinreichend,  den  massenweise 
hereinströmenden  Mehrwert  ...  zit  absorbieren."  Daher  Eisenbahnspekulation.  Die 
große  Rolle  der  Eisenbahnbauten  betonen  alle  Krisentheoretiker,  So  schreibt  Kautsky 
(Neue  Zeit  XX  2  S.  137):  „Mit  Tugan  sehen  wir  in  der  stoßweisen  Ausdehnung  des 
internationalen  Eisenbahnwesens  eine  der  Hauptveranlassungen  des  Wechsels  von 
Prosperität  und  Krise."  —  Die  Ursachen  liegen  natürlich  tiefer;  ist  die  Ausdehnung 
des  Eisenbahnwesens  nicht  vielleicht  nur  Symptom? 

361  Vgl.  „Kapital"  III  2  S.  45;  auf  das  hier  einsetzende  Kreditproblem 
können  wir  leider  nicht  eingehen. 
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sierung  des  Profits  nicht  angespornt  wäre“,  schreibt  Tugan37),  so  gäbe  es 
keine  Schwierigkeiten.  Und  dann:  „Die  Akkumulation  des  Kapitals  durch 
die  Kapitalisten  ist  eine  Folge  der  Aneignung  des  Mehrprodukts  durch 
Personen,  die  an  der  Produktion  nicht  teilnehmen“,  entspringt  also  letzten 
Endes  dem  Kapitalverhältnis.  Und  auch  bei  Bouniatian  ist  es,  wie  wir  schon 
sahen,  die  privatwirtschaftliche  Akkumulationssucht,  die  sich  volkswirt¬ 
schaftlich  in  der  Ueberkapitalisation  äußert.  „Alle  Umstände,  die  die 
Akkumulationstendenz  begünstigen  und  verstärken,  steigern  daher  auch  die 
Ueberkapitalisationstendenz.  Unter  diesen  Umständen  ist  der  weitaus 
wichtigste  die  ungleichmäßige  Verteilung38)."  Was  aber  bei  ihm  fehlt,  das 
ist  eine  theoretische  Begründung  dieser  mangelhaften  Verteilung.  „Die 
ursprüngliche  Ungleichmäßigkeit  der  Besitzverteilung  des  gesellschaftlichen 
Kapitals  erklärt  sich  natürlich  aus  der  Ungleichmäßigkeit  der  Akkumulation 
als  Resultat  der  Verschiedenheiten  in  der  Arbeitsamkeit  und  Sparsamkeit 
der  Wirtschaftenden  (die  „Kinderfibel“)  und  in  der  Verwertungsgelegenheit 
der  Ersparnisse,  oder  (!)  aus  der  Verteilung  des  Grundbesitzes  und  der 
sozialen  Machtverhältnisse“.  Und  obwohl  sein  Werk  eine  geschickte 
Klassifizierung  der  Krisen,  eine  gute  Darstellung  der  einzelnen  Erscheinungs¬ 
formen  der  Krise,  eine  eingehende  Analyse  des  Zyklus  und  eine  treffende 
Charakteristik  der  Ueberkapitalisationstendenz  bietet,  ist  es  für  den 
Theoretiker  wegen  seiner  ungenügenden  theoretischen  Fundierung  wenig 
brauchbar. 

Wir  sehen,  wie  wenig  die  Erscheinungsformen  des  Zyklus39)  für  eine 
Erklärung  der  Krise  entscheidend  sind.  Bei  Marx,  Tugän-Baranowsky, 


37)  „Studien  zur  Theorie  und  Geschichte  der  Handelskrisen  in  England“,  Jena 
1901,  S.  33. 

38)  I.  c.  S.  152  ff. 

39)  Eine  Grundbedingung  des  zyklischen  Verlaufes  der  Produktion  ist  die  Ent¬ 
wicklung  der  modernen  Technik.  Sie  bringt  auf  der  einen  Seite  die  ungeheure 
Expansionsfähigkeit  der  Industrie  hervor:  „mit  Raserei"  drängt  sich  der  überschwellende 
Mehrwert  in  alte  und  neu  eröffnete  Produktionszweige,  der  Markt  erweitert  sich 
plötzlich  stark  (wo  bleibt  die  reine  Ueberproduktionstheorie?).  Auf  der  andern  Seite 
aber  liefert  die  dauernde  „Freisetzung"  des  Arbeiters  durch  die  Maschine  das  Menschen¬ 
material,  ohne  das  die  Ausdehnungsfähigkeit  des  Kapitals  unverwertbar  wäre.  (Vgl. 
„Kapital“  I  S.  396;  570/71.)  Immer  aber  bleibt  die  technische  Entwicklung  bloß 
Bedingung  der  periodischen  Bewegungsform:  warum  aber  die  Expansionsfähigkeit 
bis  zu  einem  Grade  ausgenutzt  wird,  wo  Kapital  unverwertbar  wird,  vermag  sie  nicht 
zu  erklären.  Ebenso  wie  die  Technik  ist  natürlich  die  „Reservearmee"  nichts  als  eine 
allgemeine  Vorbedingung  des  Zyklus,  —  Was  ferner  die  D  a  uer^d  er  Konjunktur- 
p  e  r  i  o  d  e  angeht,  so  meint  Marx  („Kapital"  II  S.  156),  sie  sei  bestimmt  durch  den 
„Zyklus  von  zusammenhängenden  Umschlägen,  in  welchen  das  Kapital  durch  seinen 
fixen  Bestandteil  gebannt  sei".  Nun  wäre  es  recht  merkwürdig,  wenn  die  Krise  gerade 
dann  einträte,  wenn  das  fixe  Kapital  ausgelebt  hätte.  Ist  es  nicht  vielmehr  umgekehrt, 
daß  das  fixe  Kapital  in  den  Zyklus  gebannt  ist?  Daß  infolge  der  Verbesserungen,  die 
der  einzelne  Kapitalist  in  der  Zeit  des  „feindlichen  Konkurrenzkampfes"  macht,  auch 
das  noch  brauchbare  Kapital  „moralisch"  verschleißt  und  somit  in  der  Aufschwungs- 
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Bouniatian,  Hilf  er  ding40),  überall  finden  wir  die  gleiche  oder  eine  ähnliche 
Darstellung  des  Zyklus:  aber  während  bei  Marx  der  Fall  der  Profitrate  und 
das  Ueberholtwerden  der  Konsumtion  durch  die  Produktion,  bei  Bouniatian 
nur  dies  letztere  eine  Hemmung  herbeiführt,  stehen  Tugan  und  Hilferding 
auf  dem  Standpunkt,  die  kapitalistische  Produktion  erschaffe  sich  selbst 
ihren  Markt;  und  während  beide  die  Krise  aus  Störungen  der  Proportio¬ 
nalität  ableiten,  leugnet  Tugan  den  Fall  der  Profitrate,  den  Hilferding,  wenn 
auch  in  anderer  Weise  als  Marx,  zu  seiner  Darstellung  benutzt. 

Fassen  wir  zusammen:  der  Zyklus  ist  nur  eine  Erscheinungsform  der 
aus  tiefer  liegenden  Ursachen  entspringenden  Krise.  Damit  sind  wiederum 
,,neue  Bestimmungen  dieses  Widerspruchs  entwickelt,  andererseits  die 
abstrakten  Formen  derselben  als  wiederkehrend  und  enthalten  in  kon¬ 
kreteren  nachgewiesen  worden.“ 

Wenden  wir  uns  endlich  zu  der  letzten  der  hier  zu  analysierenden 
Stellen:  „Kapital“  II  Seite  443  ff.  Aus  dem  Schema  für  die  einfache  Repro¬ 
duktion  ergibt  sich,  aber  auch  ohne  Schema  ist  dies  einzusehen,  daß  für  die 
Stetigkeit  des  Reproduktionsprozesses  der  in  jedem  Jahr  zu  erneuernde 
abgestorbene  (verschleißte)  Bestandteil  des  fixen  Kapitals  gleich  sein  muß. 
Wäre  dies  nämlich  nicht  der  Fall,  stürbe  etwa  ein  kleinerer  Teil  des  fixen 
Kapitals  der  Konsummittelindustrie  ab,  so  hätte  die  Produktionsmittel¬ 
industrie  relativ  überproduziert  und  umgekehrt.  In  jedem  Fall  entstünde 
eine  Produktionskrise.  Da  die  Größe  des  jährlich  absterbenden  Kapitals 
wechselt,  so  könnte  dem  auch  eine  kommunistische  Wirtschaft  nur  durch 
dauernde  relative  Ueberproduktion  abhelfen.  In  der  kapitalistischen  Wirt¬ 
schaft  dagegen,  wo  es  auf  die  sofortige  Realisation  der  Produkte  an¬ 
kommt  (müssen  wir  ergänzen),  ist  diese  Ueberproduktion  „ein  anarchisches 
Element“,  „Mißverhältnis  in  der  Produktion  von  fixem  und  zirkulierendem 
Kapital  ist  einer  der  Lieblingsgründe  der  Oekonomen,  um  die  Krisen  zu 
erklären.  Daß  solches  Mißverhältnis  bei  bloßer  Erhaltung  des  fixen  Kapitals 
entspringen  kann  und  muß  —  ist  ihnen  etwas  Neues.“ 

Die  einfache  Reproduktion  ist  eine  gedachte  Normalproduktion,  also 
eine  Abstraktion  von  wesentlichen  Momenten  des  wirklichen  Reproduktions¬ 
prozesses,  zwar  in  ihm  enthalten,  aber  ihn  keineswegs  ausmachend.  Zeigen 
sich  schon  hier  Möglichkeiten  —  in  der  Tat  nur  Möglichkeiten,  nicht  weitere 
Erscheinungsweisen  der  inneren  Widersprüche  des  Kapitalismus  — ,  so  ent¬ 
springen  sie  allein  der  Anarchie,  der  Regellosigkeit  der  kapitalistischen 
Produktionsweise.  Hier  sind  Krisen  möglich,  weiter  nichts.  Erklärt  wird 

Periode  eine  allgemeine  Neuanlage  stattfindet?  So  hat  es  Marx  wohl  auch  gemeint 
(vgl.  II  S.  141).  Jedenfalls  kann  die  Lebenszeit  des  fixen  Kapitals  nicht  als  Erklärung 
für  die  Dauer  des  Zyklus  dienen.  Eine  theoretische  Begründung  dieser  Zeitspanne 
dürfte  überhaupt  unmöglich  sein. 

40)  „Das  Finanzkapital“,  Wien  1920. 
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hieraus  keine,  keinesfalls  eine  allgemeine,  vielleicht  eine  partielle.  Damit 
ist  auch  dieser  Punkt,  wie  alle  bisher  betrachteten,  bloß  eine  Ergänzung  zu 


f 


unserem  Gesamtbild. 

Es  ist  uns  nun  mehrfach  schon  die  Anarchie  der  kapitalistischen 
Produktion  begegnet,  und  die  Frage  erhebt  sich,  welche  Bedeutung  ihr  Marx 
selbst  zuschreibt.  Bei  den  soeben  behandelten  Krisenmomenten,  die  sich 
aus  dem  Charakter  der  Rohstoff  Produktion  und  der  übermäßigen  spekula¬ 
tiven  Anlage  fixen  Kapitals  ergaben,  kann  sie  keineswegs  als  Ursache  gelten: 
selbst  wenn  sie  nicht  bestünde  —  d.  h.  wenn  jeder  Produzent  den  Markt 
vollkommen  überblickte  — ,  müßte  sich  ja  aus  ganz  anderen  Gründen  die 
Produktion  gewaltig  ausdehnen  und  damit  die  von  uns  entwickelten  Krisen¬ 
formen  annehmen.  Es  kann  sich  also  höchstens  für  den  zuletzt  besprochenen 
Fall  einer  Produktionskrise  und  für  partielle  Ueberproduktion  darum 
handeln,  daß  die  Anarchie  der  Produktion  der  verursachende  Faktor  der 
Krise  und  nicht  nur  allgemeinste  Bedingung  der  kapitalistischen  Wirtschafts¬ 
weise  überhaupt  wäre.  Daß  Marx  in  ihr  weiter  nichts,  aber  auch  gar  nichts 
sah  als  ein  krisenverschärfendes,  dauernde  Reibungen  verursachendes 
Moment,  bezeugt  er  selbst:  „Wird  gesagt,  daß  nicht  allgemeine  Ueber¬ 
produktion,  sondern  Disproportion  innerhalb  der  verschiedenen  Produktions¬ 
zweige  stattfinde,  so  heißt  dies  weiter  nichts,  als  daß  innerhalb  der 
kapitalistischen  Produktion  die  Proportionalität  der  einzelnen  Produktions¬ 
zweige  sich  als  beständiger  Prozeß  aus  der  Disproportionalität  darstellt, 
indem  hier  der  Zusammenhang  der  gesamten  Produktion  als  blindes  Gesetz 
den  Produktionsagenten  sich  aufzwingt  .  .  Wie  vollends  aus  der  Anarchie 
der  Produktion  eine  allgemeine  Ueberproduktion  entstehen  soll,  ist  uner¬ 
findlich.  Damit  hoffen  wir  endgültig  die  Meinung  erledigt  zu  haben,  die  wohl 
Engels  in  die  Welt  gesetzt  und  populär  gemacht  hat,  für  Marx  sei  die 
Anarchie  der  Produktion  die  Ursache  oder  auch  nur  eine  Ursache  der  Krise. 
Sie  ist  so  wenig  Ursache  der  Krise  wie  die  Luft  Ursache  des  Lebens.  Man 
könnte  ebenso  gut  sagen,  die  kapitalistische  Wirtschaft  sei  Ursache  der  Krise, 
und  dies  für  eine  Erklärung  halten.42) 

Fassen  wir  zusammen,  was  wir  in  diesem  Abschnitt  gefunden  haben, 
so  ergibt  sich:  die  hier  betrachteten  Erscheinungen  lassen  sich  in  unsere 
Hauptdarstellung  nach  drei  Gesichtspunkten  eingliedern: 

1.  Entweder  sie  sind  auf  außerökonomische  Ursachen  zurückzuführen, 
wie  den  Ernteertrag,  und  daher  für  uns  belanglos. 


41)  „Kapital“  III  1  S.  239;  ähnlich  „Theorien“  II  2  S.  263. 

42)  Tatsächlich  hat  die  „Anarchie  der  Produktion“  (soweit  man  darunter  Unüber¬ 
sichtlichkeit  des  Marktes  versteht)  ihre  Bedeutung  im  Lauf  der  Zeit  sehr  eingebüßt. 
Alle  Argumente,  die  man  mit  dem  Hinweis  auf  diese  Tatsache  gegen  die  Marxsche 
Theorie  anführt,  verfehlen  ihr  Ziel  natürlich  vollständig;  sie  treffen  höchstens  die 
populärsozialistische  Krisenerklärung. 
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2.  Oder  sie  sind  die  konkreteren  Formen  der  allgemeinen  Wider¬ 
sprüche,  nicht  nur  der  Warenproduktion,  sondern  speziell  der  kapita¬ 
listischen  Wirtschaft:  das  Zurückbleiben  der  Rohstof fproduktion  hinter  der 
Vermehrung  des  fixen  Kapitals,  die  übergroßen  Anlagen  von  langer  Um¬ 
schlagsdauer,  zum  Beispiel  Eisenbahnen,  kurz:  die  Erscheinungsformen  des 
industriellen  Zyklus. 

3,  Oder  endlich  sie  sind  allgemeine  Möglichkeiten,  die  der  Tatsache 
entspringen,  daß  die  Gesellschaft  nicht  die  Produktion  beherrscht,  wie  die 
zuletzt  besprochene  Produktionskrise,  oder  ,, Krisen“,  die  aus  einer  partiellen 
Ueber-  oder  Unterproduktion  entstehen,  Krisen,  die  nicht  eigentlich  Krisen, 
sondern  vielmehr  Durchsetzung  der  Konkurrenz  sind,  indem  durch  das 
Sinken  oder  Steigen  der  Marktpreise  das  Kapital  beständig  von  einem 
Produktionszweig  zum  anderen  fluktuiert  —  Krisen,  die  natürlich  auch  in 
der  „reinen  Oekonomie“  Oppenheimers  Vorkommen,  weil  es  eben  gar  keine 
Krisen  sind! 


4,  Dogmengeschichtliche  Zusammenhänge 

Ueberall  gilt  es  somit,  zurückzugreifen  auf  die  Elemente  der 
Marxschen  Krisentheorie,  wie  wir  sie  am  Anfang  entwickelt  haben.  Grund¬ 
lage  für  die  gesamte  Marxsche  Theorie  bildet  das  „Kapitalverhältnis“,  Aus 
ihm  ergibt  sich  die  Ableitung  des  Mehrwerts  mit  Hilfe  der  Werttheorie.  Der 
Erhaltung  des  Kapitalverhältnisses  aber  dient  das  Akkumulationsgesetz,  Aus 
der  Wert-Mehrwerttheorie  erwächst  dann  —  unter  Berücksichtigung  der 
für  die  Oekonomik  gegebenen  technischen  Tatsache  der  steigenden  Zu¬ 
sammensetzung  des  Kapitals  bei  fortschreitender  Produktivität  der  Arbeit  — 
das  Gesetz  vom  tendenziellen  Fall  der  Profitrate.  Die  geringe  Verwertung 
führt  zur  Zentralisation  des  Kapitals  und,  da  die  neuen  Kapitale  sich  einen 
Platz  zu  erringen  streben,  zum  feindlichen  Konkurrenzkampf.  Zugleich 
entsteht  aus  der  Notwendigkeit,  den  Mehrwert  zu  realisieren  (die  ja  auch 
schließlich  auf  das  Kapitalverhältnis  zurückgeht),  der  Zwang  zur  steten 
Erweiterung  des  Marktes,  Der  schon  bestehende  Druck  wird  unerträglich 
durch  die  infolge  der  geringen  Verwertung  überspannte  Produktion;  die 
Ueberproduktion  wird  akut:  Krise,43) 

„Fall  der  Profitrate“  also  und  „Ueberproduktion“  —  mit  diesen  zwei 
Schlagworten  könnte  man  die  Marxsche  Krisentheorie  charakterisieren. 
Und  als  eine  Bestätigung  unserer  Auffassung  dürfen  wir  es  ansehen,  wenn 
sich  hier  plötzlich  der  dogmenhistorische  Zusammenhang  dieser  Theorie  mit 

43)  Den  hier  von  uns  immer  wieder  betonten  Zusammenhang  zwischen  dem 
Gesetz  vom  Fall  der  Profitrate  und  der  Ueberproduktionslehre  —  daß  der  Fall  der 
Profitrate  zur  Ueberspannung  der  Produktion,  diese  dann  zur  Krise  führe  —  deutet  als 
einziger  Diehl,  wenn  auch  sehr  summarisch,  in  seinem  Ricardokommentar  an  (II. 
Leipzig  1905,  S.  183). 
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den  Lehren  zweier  Oekonomen  auftut,  von  denen  Marx  auch  sonst  vielleicht 
am  meisten  beeinflußt  war:  mit  der  ökonomisch-deduktiven  Ricardos  und 
der  historisch-induktiven  Sismondis. 

Es  ist  auf  den  ersten  Blick  klar,  daß  Marx  den  Fall  der  Profitrate 
von  Ricardo  übernommen  hat.  So  eng  er  sich  aber  auch  an  die  klassische 
Lehre  anschloß,  so  verwarf  er  doch  grundsätzlich  und  das  ist  der  ent¬ 
scheidende  Schritt  über  Ricardo  hinaus  —  ihre  „ewigen“  Kategorien.  Wenn 
also  Ricardo  den  Fall  der  Profitrate  aus  der  ewigen  Notwendigkeit  ableitete, 
zu  immer  schlechteren  Böden  überzugehen,  so  lautete  das  erste  thema 
probandum  für  Marx:  der  Fall  der  Profitrate  ist  nicht  aus  dieser  ewigen 
Kategorie  abzuleiten.  Dazu  mußte  er  erst  beweisen,  daß  Ricardos  Theorie 
falsch  sei,  und  dann  eine  eigene  aufbauen-  Diese  haben  wir  kennengelernt; 
die  Kritik  der  Ricardoschen  aber  findet  sich,  abgesehen  von  dem  dritten 
Bande  des  „Kapitals“,  in  den  „Theorien  über  den  Mehrwert“,  Nach  Ricardo 
beruht  der  Fall  der  Profitrate  auf  zwei  Voraussetzungen:  erstens  auf  der 
Verteuerung  der  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse,  wodurch  Lohn  und  Rente 
steigen.  Nun  ist  aber  die  Ricardosche  Grundrententheorie  nach  Marx  falsch. 
Denn  einmal  gibt  es  außer  der  Differentialrente  auch  eine  absolute  Grund¬ 
rente;  außerdem  ist  Ricardos  Behauptung,  man  gehe  stets  von  besseren 
zu  schlechteren  Böden  über,  nicht  unbedingt  zutreffend/14)  Zweitens  aber 
ist  nach  Ricardo  ein  Fallen  des  Profits  identisch  mit  einem  Fall  der  Mehr¬ 
wertrate  (der  Lohn  steigt,  die  Profitrate  sinkt  daher).  Die  Profitrate  fällt 
aber  in  Wirklichkeit  (nach  Marx),  obwohl  die  Mehrwertrate  gleich  bleibt 
oder  sogar  steigt.  „Sie  fällt  also,  nicht  weil  die  Arbeit  unproduktiver, 
sondern  weil  sie  produktiver  wird.  Nicht  weil  der  Arbeiter  weniger,  sondern 
weil  er  mehr  ausgebeutet  wird,  sei  es  nun,  daß  die  absolute  Mehrarbeit 
wächst,  oder  .  . .  der  relative  Wert  der  Arbeit  fällt,  und  daher  die  relative 
Mehrarbeit  wächst.“45)  Daher  lehnt  Marx  die  Erklärung  Ricardos  für  den 
Fall  der  Profitrate  ab. 

Die  Möglichkeit  einer  allgemeinen  Ueberproduktion  war  dann  das 
zweite  thema  probandum  für  Marx,  Ausführlich  polemisiert  er  hier  gegen 
Ricardo,  der  ja  die  Saysche  theorie  des  debouches  vertrat,  indem  er  ihm 
vor  allem  seine  falsche  Grundauffassung  vorwirft:  die  Auffassung,  als  ob 
die  kapitalistische  Produktion  auf  die  unmittelbare  Konsumtion  berechnet 
und  nicht  ihrem  innersten  Wesen  nach  auf  die  Gewinnung  und  Vermehrung 
von  Mehrwert  ausgerichtet  sei,46) 


44)  „Theorien"  II  2  S.  81  ff.;  „Kapital"  III  2  S.  295  ff. 

4Ö)  „Theorien"  II  2  S.  178/79;  vgl.  auch  „Kapital"  III  1  S.  221, 

46)  „Theorien"  II  2  S.  216.  266.  295.  310.  315  ff.;  „Kapital"  III  1  S.  239/40  und  sonst. 
Natürlich  setzt  sich  letzten  Endes  der  Konsumstandpunkt  durch  —  aber  eben  oft  nur 
durch  die  Krise,  in  der  dann  freilich  zugleich  auch  wieder  der  Profitstandpunkt  zu  seinem 
Rechte  kommt:  die  Verwertung  des  Kapitals  wird  wieder  möglich. 
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Konnte  Marx  so  vom  Fall  der  Profitrate  wenigstens  die  Tatsache, 
wenn  auch  nicht  die  Begründung  aus  Ricardo  übernehmen,  so  fußt  er  mit 
seiner  Polemik  gegen  das  Dogma  vom  Gleichgewicht  der  Käufe  und  Ver¬ 
käufe  auf  Sismondi.  ,,Sismondi  hat  das  tiefe  Gefühl,  daß  die  kapitalistische 
Produktion  sich  widerspricht  ...  Er  fühlt  namentlich  den  Grundwiderspruch: 
ungefesselte  Entwicklung  der  Produktivkraft  und  Vermehrung  des  Reich¬ 
tums,  der  zugleich  aus  Waren  besteht,  versilbert  werden  muß,  einerseits; 
andererseits  als  Grundlage  Beschränkung  der  Masse  der  Produzenten  auf 
die  notwendigen  Lebensmittel.  Daher  sind  bei  ihm  die  Krisen  nicht  wie  bei 
Ricardo  zufällige,  sondern  wesentliche  Ausbrüche  der  immanenten  Wider¬ 
sprüche  auf  großer  Stufenleiter  und  zu  bestimmten  Perioden."47) 

Es  ist  nun  äußerst  merkwürdig,  daß  auch  von  denen,  die  die  be¬ 
rufensten  Vertreter  der  Marxschen  Theorie  sein  sollten,  den  Marxisten,  kein 
einziger  (außer  vielleicht  Tugan-Baranowsky)  den  Doppelbau  seiner  Krisen¬ 
theorie  richtig  gesehen  hat.  So  haben  Bauer48)  und  Pannekoek49)  sie  gänzlich 
mißverstanden,  und  aus  den  verschiedenen  Aufsätzen  Kautskys50)  spricht 
ein  derartiger  Eklektizismus,  daß  von  einer  einheitlichen  Krisenerklärung 
keine  Rede  mehr  sein  kann. 

Letzten  Endes  lassen  sich  alle  Sozialisten,  was  ihre  Krisenerklärungen 
angeht,  in  zwei  sich  heftig  befehdende  Gruppen  teilen:  in  solche,  die  die 
Krisen  auf  allgemeine  Ueberproduktion  zurückführen,  wieKautsky,  Boudin,51) 
Rosa  Luxemburg,62)  und  in  solche,  die  auf  dem  Standpunkt  stehen,  die 
kapitalistische  Produktion  bilde  auch  bei  erweiterter  Produktion  für  sich 
selbst  einen  Markt,  die  daher  die  Krisen  aus  Disproportionalitäts¬ 
erscheinungen  erklären,  wie  Tugan-Baranowsky,  Hilferding,  Charasoff53) 
und  andere,  wobei  jeder  einzelne  wieder  eine  besondere  Nuance  vertritt. 
Soweit  sie  nun  eigene  Theorien  geben  wollen,  sind  sie  hier  nicht  zu  be¬ 
handeln,  Aber  außer  Tugan-Baranowsky,  der  Marx  ziemlich  richtig  darstellt, 
aber  beide  Grundelemente  seiner  Krisenlehre  ablehnt,  erhebt  fast  jeder  zu¬ 
gleich  den  Anspruch,  die  Marxsche  Theorie  zu  vertreten  oder  weiter¬ 
zubilden:  und  hier  setzt  unser  Einspruch  an.  Nur  zwei  seien  als  typisch 
hervorgehoben:  Rosa  Luxemburg,  die  zwar  den  marxistischen  Nachfolgern 

47)  „Theorien"  III  S.  55, 

4S)  „Marx'  Theorie  der  Wirtschaftskrisen“,  Neue  Zeit  XXIII  1, 

49)  „Theoretisches  zur  Ursache  der  Krisen“,  Neue  Zeit  XXXI  1, 

50)  „Krisentheorien“,  Neue  Zeit  XX  2.  „Finanzkapital  und  Krisen",  Neue  Zeit 
XXIX  1.  Ferner  die  Abschnitte  im  Antibernstein  und  in  der  Volksausgabe  des  Erfurter 
Programms! 

51)  „Das  theoretische  System  von  Karl  Marx“,  Stuttgart  1909. 

52)  „Die  Akkumulation  des  Kapitals“,  Leipzig  1921. 

53)  „Karl .  Marx  über  die  menschliche  und  kapitalistische  Wirtschaft“,  Berlin 
1909,  „Das  System  des  Marxismus“,  Berlin  1910. 
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der  thöorie  des  debouches  energisch  zu  Leibe  geht  und  das  Reproduktions¬ 
problem  auf  Marxscher  Grundlage  konsequent  zu  Ende  führt,  die  Bedeutung 
des  Gesetzes  vom  Fall  der  Profitrate  bei  Marx  selbst  aber  offenbar  völlig 
verkennt  —  und  Charasoff,  der  wiederum  von  der  Ueberproduktionslehre, 
auch  bei  Marx,  nichts  wissen  will  und  hier  scharf  gegen  Boudin  polemisiert, 
seinerseits  aber  das  Gesetz  vom  Fall  der  Profitrate  in  den  Mittelpunkt  der 
Marxschen  Theorie  rückt.  Wenn  sich  so  aus  der  Marxschen  Lehre  zwei  der¬ 
art  selbständige  Theorien  entwickeln  konnten,  dann  mag  das  als  eine 
weitere  Stütze  für  unsere  allein  Marx  selbst  entnommene  zweigliedrige 
Auffassung  seiner  Entwicklungs-  und  Krisentheorie  gelten. 

Daß  natürlich  Charasoff,  wenn  er  die  für  die  kapitalistische  Produktion 
bestehende  Notwendigkeit  leugnet,  über  ihre  Grenzen  hinauszugreifen,  nie¬ 
mals  zu  einer  ökonomischen  Theorie  des  Imperialismus  kommen  kann,  wie 
sie  Rosa  Luxemburg  folgerichtig  aus  dem  Marxschen  System  entwickelt, 
liegt  auf  der  Hand  —  zumal  da  ihn  am  Fall  der  Profitrate  alles  andere 
mehr  interessiert  als  der  durch  ihn  bewirkte  Ausdehnungsdrang  des 
Kapitals,54)  Tatsächlich  läßt  sich  natürlich  aus  der  Grundauffassung  der 
Marxschen  Entwicklungstheorie  der  Imperialismus  als  eine  andere  Er¬ 
scheinungsform  derselben  Widersprüche  ableiten,  denen  auch  die  Krise  ent¬ 
springt.  Und  wenn  bei  der  Erklärung  des  Imperialismus  für  Rosa  Luxemburg 
die  Frage  des  Absatzgebietes,  für  Hilferding  das  Problem  der  Anlage¬ 
möglichkeit  im  Vordergrund  steht  (weil  Hilferding  wie  Charasoff  eine 
allgemeine  Ueberproduktion  verneint,  aber  wenigstens  den  Expansionsdrang 
des  durch  Kartell  und  Schutzzoll  eingeengten  Kapitals  betont),  so  können 
sich  doch  beide  als  Fortsetzer  der  Marxschen  Theorie  bezeichnen,  in  der 
nicht  nur  die  Ueberproduktion  von  Waren  im  Verhältnis  zur  Realisations¬ 
möglichkeit,  sondern  auch  die  Ueberproduktion  von  Produktionsmitteln, 
von  Kapital,  im  Verhältnis  zur  geringen  Verwertungsmöglichkeit,  also  der 
Drang  zum  Kapitalexport  enthalten  sind. 

5.  Die  philosophische  Grundlage 

Ein  Blick  ins  Sozialphilosophische  endlich  mag  beweisen,  daß  auch 
von  diesem  Standpunkt  aus  unsere  Auffassung  der  Marxschen  Krisen¬ 
theorie  die  einzig  mögliche  ist.  Mehr,  als  er  selbst  glaubte,  war  ja  Marx 
durchdrungen  vom  Geist  der  deutschen  Philosophie  in  der  letzten  Ge¬ 
staltung,  die  ihr  Hegel  gegeben  hatte.  Durch  alle  Ritzen  seines  Systems  schaut 
seine  philosophische  Grundanschauung  durch.  Mit  Hegelscher  Methode,  mit 
Hegelscher  Denkart,  mit  Hegelschen  Begriffen  geht  er  an  sein  Unter¬ 
suchungsobjekt,  die  bürgerliche  Gesellschaft,  heran;  und  weil  er  sich  im 
Oekonomischen  eng  anschließt  an  Ricardo,  so  entsteht  jene  merkwürdige 

B4)  Was  seine  Kritik  des  Gesetzes  vom  Fall  der  Profitrate  angeht,  so  sei  nur 
bemerkt,  daß  er  Marx  einen  ganz  falschen  Profitratenbegriff  unterschiebt. 
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Zweiheit  natur-  und  kulturwissenschaftlicher  Betrachtungsart,  wie  sie 
Petry 55)  in  Marxens  Werttheorie  findet.  Nicht  nur,  daß  Marx  die  Er¬ 
scheinungen  des  Kapitalismus  auf  ihren  sozialen  Gehalt  hin  analysiert,  wie 
Petry  zeigt:  die  unabänderlichen  Naturgesetze,  wie  z.  B.  Ricardos  Gesetz 
vom  Fall  der  Profitrate,  erfahren  bei  Marx  durch  die  Dialektik  eine  solche 
Umdeutung,  daß  sie  mit  Ricardos  Aufstellungen  kaum  mehr  gemein  haben 
als  ihre  Benennung. 

Die  Umdeutung  setzt  ein  schon  bei  der  Grundkonzeption  vom  Wesen 
des  Kapitalismus,  sei  diese  nun  spekulativ  oder  empirisch  gewonnen.  Die 
Klassenscheidung,  der  Gegensatz  von  Kapital  und  Arbeit,  findet  sich  zwar 
schon  ausgeprägt  bei  Lorenz  von  Stein.  Den  Schritt  vom  Soziologischen  aber 
zum  Oekonomischen  tut  erst  Marx.  Indem  er  in  sein  Objekt,  die  „moderne 
bürgerliche  Gesellschaft“  Ricardos,  den  Grundwiderspruch  des  Kapital¬ 
verhältnisses  hineinlegt,50)  verändert  sich  ihr  Charakter  vollständig:  aus 
einer  auf  unmittelbare  Güterversorgung  gerichteten  Wirtschaft  wird  sie  zur 
„Mehrwertpresse“  (Oppenheimer).  Damit  sind  alle  Widersprüche  der 
kapitalistischen  Wirtschaft  virtuell  gegeben:57)  ihr  Zweck  ist  Mehrwert¬ 
gewinnung,  „Verwertung“  des  vorhandenen  Kapitalwertes  (Thesis).  Wie 
sich  nun  bei  Hegel  der  seine  eigenen  Widersprüche  enthaltende  Begriff  des 
objektiven  Geistes  „in  der  Zeit  auslegt“,58)  so  hier  der  Grundwiderspruch, 
der  in  den  bürgerlichen  Produktionsverhältnissen  steckt,  der  Grundwider¬ 
spruch,  daß  die  Produktion  nicht  für  die  Bedürfnisbefriedigung  der  Gesell¬ 
schaft,  sondern  für  das  Profitinteresse  wirkt.  Die  Methode  aber,  das  Mittel, 
um  das  Kapital  im  höchsten  Maße  zu  verwerten,  ist  die  Steigerung  der 
Produktivkräfte,  der  Drang  nach  ungeheurer  Ausdehnung  der  Produktion; 
aber  eben  dieses  Mittel  führt  das  Gegenteil  des  gewünschten  Zieles  herbei 
—  den  Fall  der  Profitrate:  „Die  wahre  Schranke  der  kapitalistischen 
Produktion  ist  das  Kapital  selbst59)  (Antithesis).  Warum  aber  arbeiten  die 
Kapitalisten  an  ihrem  eigenen  Untergang  mit?  Das  ist  gerade  „die  List  der 
Vernunft  zu  nennen,  daß  sie  die  Leidenschaften  für  sich  wirken  läßt,  wobei 
das,  durch  was  sie  sich  in  Existenz  setzt,  einbüßt  und  Schaden  leidet“.60) 


B5)  „Der  soziale  Gehalt  der  Marxschen  Werttheorie",  Jena  1916. 

56)  Hier  stimmen  wir  überein  mit  Hel  ander,  „Marx  und  Hegel"  (Jena  1922). 
„Das  Vorhandensein  des  Proletariats  außerhalb  der  Gesellschaft,  obgleich  Proletarier 
auch  Menschen  sind,  ist  gerade  der  Grundwiderspruch,  den  Marx  in  seiner  Gesell¬ 
schaftsanalyse  aufstellt  und  worauf  tatsächlich  sein  ganzes  System  aufgebaut  ist"  (S.  10). 

57)  „So  enthalten  auch  schon  die  ersten  Spuren  des  Geistes  virtualiter  die  ganze 
Geschichte"  (Hegel,  Philos,  der  Geschichte,  Einl,  S.  52,  Reclam),  „Hier  ist  nur  anzu¬ 
deuten,  daß  der  Geist  von  seiner  unendlichen  Möglichkeit,  aber  nur  Möglichkeit 
anfängt  .  .  ."  (1.  c.  S.  98). 

68)  „Die  Weltgeschichte  ist  also  überhaupt  die  Auslegung  des  Geistes  in  der 
Zeit"  (1.  c.  S.  117). 

69)  „Kapital"  III  1  S.  231. 

60)  Hegel,  1.  c,  S.  70, 
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Die  Krise  endlich,  aus  der  Antithesis,  dem  Fall  der  Profitrate,  erwachsend 
und  zu  neuer  Thesis,  zu  neuer  Verwertungsmöglichkeit  strebend,  bringt  die 
zeitweilige,  der  Sozialismus  die  endgültige  Lösung  der  Widersprüche  —  die 
Synthesis-  Das  Ganze  aber  ist  ein  völlig  objektiver  Prozeß,  ,,ganz  in  dem 
Sinne,  in  dem  Hegel  die  Stufen  des  objektiven  Geistes  als  sachlich  not¬ 
wendige  und  durch  ihre  eigene  Dialektik  bewegte  Gebilde  verstanden  hat“.61) 
Nirgends  ist  die  Parallelität  mit  der  Hegelschen  Geschichtsphilosophie  deut¬ 
licher  als  beim  Gesetz  vom  Fall  der  Profitrate- 

Für  eine  Unterkonsumtionstheorie  ist  hier  freilich  kein  Platz,  Die 
Unterkonsumtion  enthält  an  sich  kein  dialektisches  Element  außer  dem,  daß 
sie  das  Korrelat  zur  Ausbeutung  darstellt-  Das  Profitprinzip  zerreißt  zwar 
den  unmittelbaren  Zusammenhang  zwischen  Produktion  und  Konsumtion, 
bietet  aber  nicht  mehr  als  die  bloße  Möglichkeit  von  Krisen.  Bei  einfacher 
Reproduktion  ist  daher  eine  Störung  der  Produktionsverhältnisse  durchaus 
nicht  notwendig.  Erst  die  Entwicklung  der  Produktivkräfte,  die  bei  Marx 
freilich  in  gewissem  Sinne  die  mystische  Rolle  des  Hegelschen  Weltgeistes 
übernehmen,  führt  zur  Entfaltung  der  zunächst  bloß  potentiellen  Wider¬ 
sprüche:  nicht  erst  an  der  Unmöglichkeit,  den  Profit  zu  realisieren,  sondern 
schon  an  der  Schwierigkeit,  ihn  in  genügender  Höhe  zu  produzieren, 
scheitert  der  Kapitalismus.02)  Ist  dann  aber  einmal  die  Krise  da,  so  kommen 
,,alle  Widersprüche  der  bürgerlichen  Produktion  kollektiv  zum  Ausbruch“. 


Krisentheorie  und  Entwicklungstheorie  in  Einem,  im  Gesetz  vom  Fall 
der  Profitrate,  das  ist  die  letzte  Konsequenz  aus  Marxens  Grundauffassung, 
das  notwendige  Ergebnis  der  Mehrwertthese.  Das  Kapital  als  Held,  der 
Profit  als  sein  Prinzip,  als  sein  Ziel,  dem  er  durch  Entwicklung  aller  seiner 
produktiven  Kräfte  zustrebt,  das  gibt  das  Drama  des  Kapitalismus,  der  mit 
dem  Verfehlen  jenes  Prinzips  von  Krise  zu  Krise  schreitend  an  sich  selbst, 
an  seinen  eigenen  Widersprüchen  zu  Grunde  geht  —  das  Drama,  dessen 
Katastrophe  verklärt  ist  durch  die  halb  wissenschaftliche,  halb  religiöse 
Ueberzeugung,  daß  aus  der  Asche  des  Helden  der  Phönix  eines  neuen 
Zeitalters  erstehen  werde. 


61)  Frey  er,  „Die  Bewertung  der  Wirtschaft“,  Leipzig  1921,  S.  92;  für  eine 
revolutionäre  Dialektik,  für  eine  „Philosophie  der  Tat“,  wie  sie  Lukäcs  sich  denkt,  ist 
hier  allerdings  recht  wenig  zu  holen. 

62)  „Und  das  quantitative  Verhältnis  ist  hier  alles"  („Kapital“  III  1  S.  242). 
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Der  Einfluß  der  Anwendung  von  arbeitersparenden 
Erfindungen  auf  den  Arbeitslohn 

Von  A.  Spanjer 

Wenn  man  Alwin  F.  Johnson1)  glauben  soll,  herrschte  —  in  scharfem 
Gegensatz  zu  den  tiefgehenden  Meinungsunterschieden  und  den  vielen  Streit¬ 
schriften  über  eine  Anzahl  anderer  Punkte  allgemeinen  und  speziell  theo¬ 
retischen  Interesses  —  über  den  Einfluß  der  Anwendung  arbeitersparender 
Erfindungen  auf  den  Arbeitslohn  mit  vereinzelten  Ausnahmen  unter  den 
Wirtschaftstheoretikern  so  ziemlich  eine  allgemeine  Uebereinstimmung.  Fast 
alle  seien  Anhänger  der  Kompensationstheorie  und  stützten  diese  Theorie 
mit  den  gleichen  Gründen.  Wäre  Johnsons  Meinung  richtig,  so  müßte  diesem 
Aufsatz  die  Daseinsberechtigung  abgesprochen  werden;  es  ist  deshalb  unsere 
nächste  Aufgabe,  nachzuweisen,  daß  der  Meinungsunterschied  über  den 
oben  bezeichneten  Einfluß  viel  größer  ist,  als  Johnson  annimmt.  Es  möge 
zunächst  darauf  hingewiesen  werden,  daß  Johnson  als  Ausnahmen  nur  Mill, 
Roß  und  Carver  nennt,  aber  wichtige  Gegner  der  Kompensationstheorie  wie 
Ricardo,  Marx,  Henry  George,  Hertzka  und  Pierson  nicht  erwähnt.  Und  es 
mag  zwar  wahr  sein,  daß  die  verschiedenen  Verfechter  der  Kompensations¬ 
theorie  so  ziemlich  auf  die  gleiche  Weise  ihre  Meinung  begründen.  Dem 
gegenüber  steht  aber,  daß  der  Standpunkt  der  Gegner  und  die  Art  und 
Weise,  wie  sie  diesen  begründen,  sehr  verschieden  ist. 

Ueber  diesen  großen  Unterschied  darf  man  sich  nicht  wundern.  Im 
Gegenteil.  Unser  Problem  hängt  eng  zusammen  mit  den  Zentralproblemen 
der  theoretischen  Nationalökonomie  über  die  Verteilung  und  über  den  Zu¬ 
sammenhang  zwischen  Erzeugung  und  Verbrauch.  Der  Mangel  an  Ueber¬ 
einstimmung  über  die  statischen  und  dynamischen  Verteilungstheorien  und 
über  den  Zusammenhang  von  Er^ugung  und  Verbrauch  mußte  notwendiger¬ 
weise  zu  einer  großen  Verschiedenheit  der  Lösungen  des  von  uns  erörterten 


*)  S.  dessen  lesenswerten  Aufsatz  ,,The  Effect  of  Labor-saving  devices  upon 
wages",  im  „Journal  of  Economics",  XX,  1905,  S.  86  ff. 
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Problems  führen.  Der  eigenartige  Entwicklungsgang  der  theoretischen 
Nationalökonomie  vergrößerte  diesen  Unterschied.  Die  Systeme  der  Merkan¬ 
tilisten,  Physiokraten,  Altliberalen,  Marxisten,  liberalen  Sozialisten  folgten 
aufeinander.  Man  blieb  aber  weit  davon  entfernt,  daß  die  Untersuchung  der 
Einzel-Probleme  sich  stets  nach  einem  bestimmten  System  orientiert  hätte. 
Dies  war  nur  bei  denjenigen  vereinzelten  Forschern  der  Fall,  welche,  mit 
konzentrischer  Denkkraft  begabt,  sich  ganz  und  gar  in  den  Kern  und  die 
Verzweigungen  eines  bestimmten  Systems  eingelebt  hatten.  Wo  entweder 
diese  konzentrische  Denkkraft  oder  die  Vorherrschaft  eines  bestimmten 
Systems  fehlte,  wurde  die  Untersuchung  der  Einzel-Probleme  ohne  Zu¬ 
sammenhang  mit  einem  bestimmten  theoretischen  System  Stückwerk,  deren 
Ergebnisse,  so  weit  sie  sich  als  richtig  herausstellten,  erst  später  in  ein 
neues  System  verarbeitet  wurden. 

Neben  den  systematischen  Denkern,  welche  die  von  ihnen  selber  oder 
von  anderen  gefundenen  Lösungen  der  Einzelprobleme  zu  einem  mehr  oder 
weniger  gelungenen  harmonischen  Ganzen  zu  verarbeiten  suchten,  stehen 
eine  Anzahl  Eklektiker,  denen  diese  Verarbeitung  nicht  gelang  oder  welche 
diese  nicht  einmal  versucht  haben.  Dies  mußte  einen  nachteiligen  Einfluß 
auf  die  mit  dem  Kern  der  theoretischen  Nationalökonomie  so  eng  zusammen¬ 
hängenden  Lösungen  unseres  Problems  haben.  Wie  soll  man  den  Einfluß 
bestimmen,  den  die  Anwendung  technischer  Erfindungen  auf  die  Ein¬ 
kommen  von  Kapitalisten  und  Arbeitern  ausübt,  wenn  man  nicht  weiß, 
wodurch  die  Einkommen  in  der  Statik  und  der  Dynamik  bestimmt  werden, 
und  ob  der  Verbrauch  noch  andere  Grenzen  hat  als  die  unseres  technischen 
Könnens! 

Die  Kompensationstheorie  ist  eine  logische  Folgerung  aus  der  ur¬ 
sprünglichen  Lohnfondstheorie.  Wenn,  wie  Smith2)  annimmt,  der  Lohn  des 
Arbeiters  bestimmt  wird  durch  das  Verhältnis,  in  welchem  die  Zahl  der 
,,useful  and  productive  labourers“  zu  dem  gesamten  gesellschaftlichen 
Kapital  steht,  dann  versteht  es  sich  von  selbst,  daß  durch  die  Anwendung 
technischer  Erfindungen  ceteris  paribus  der  Lohn  steigen  muß.  Aus  keiner 
einzigen  Stelle  des  ,,Wealth  of  Nations“  kann  denn  auch  gefolgert  werden, 
daß  Smith  an  die  Möglichkeit  eines  Lohnrückganges  durch  die  Einführung 
von  Maschinen  gedacht  hat.  Der  Satz,  daß  durch  die  Einführung  von 
Maschinen  der  Arbeitslohn  fällt,  wäre  denn  auch  gänzlich  unvereinbar  mit 
dem  Kern  von  Smiths  System,  wie  dies  Pierson  im  Anfang  seines  Lehr¬ 
buchs3)  erläutert.  In  den  ersten  Sätzen  der  Einleitung  des  ,,Wealth  of 
Nations“  sagt  Adam  Smith:  „The  annual  labour  of  every  nation  is  the  fund 
which  originally  supplies  it  with  all  the  necessaries  and  conveniences  of 


2)  S.  sein  Hauptwerk:  In  der  „Every  Man's  library"  I,  S.  2,  63,  78,  84. 

3)  S.  auch  V.  G.  I,  S.  14  ff. 
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life,  which  it  annually  consumes,  and  which  consist  always  either  in  the 
immediate  produce  of  that  labour,  or  in  what  is  purchased  with  that  produce 
from  other  nations.  According  therefore  as  this  produce,  or  what  is  purchased 
with  it,  bears  a  greater  or  smaller  proportion  to  the  number  of  those  who 
are  to  consume  it,  the  nation  will  be  better  or  worse  supplied  with  all  the 
necessarieS'  and  conveniences  for  which  it  has  occasion.“  Um  zu  dem  Kern 
des  „Wealth  of  Nations“  zu  gelangen,  muß  man  nach  Pierson  dem  ange¬ 
führten  Passus  Folgendes  hinzufügen:  „Obiges  gilt  für  eine  Gesellschaft 
ohne  Tauschverkehr,  doch  der  Tauschverkehr  ändert  an  den  Haupt¬ 
bedingungen  allgemeinen  materiellen  Wohlstandes  nichts  Wesentliches.  Dies 
nachzuweisen,  ist  der  Hauptzweck  meines  Werkes,“  Hat  Pierson  den  Kern 
von  Smiths  System  richtig  wiedergegeben  —  und  wir  haben,  mit  Ausnahme 
einiger,  für  diesen  Aufsatz  belangloser  Punkte,  keinen  Grund,  es  zu  be¬ 
zweifeln  — ,  so  steht  zugleich  fest,  daß  A.  Smith  ein  Anhänger  der 
Kompensationstheorie  war;  jede  andere  Theorie  über  den  Einfluß  der  Ein¬ 
führung  von  Maschinen  auf  den  Arbeitslohn  wäre  mit  diesem  Kern  un¬ 
vereinbar. 


Wir  schrieben  oben,  daß  die  Ausgleichstheorie  eine  logische  Folgerung 
aus  der  Lohnfondstheorie  sei.  Wir  brauchen  uns  demnach  nicht  zu  wundern, 
daß  die  Bedenken,  welche  Ricardo,  Marx,  Stuart  Mill,  Henry  George  und 
Hertzka  gegen  die  Kompensationstheorie  erhoben  haben,  unzertrennlich 
Zusammenhängen  mit  ihrer  Umwandlung  oder  Ablehnung  dieser  ursprüng¬ 
lichen  Lohnfondstheorie. 


Smiths  Lohnformel  lautete  L  (ohn) 


K  (apital) 


Ricardo 


B  (evölkerung). 

verkleinert  den  Zähler  dieses  Bruches,  indem  er  nicht  das  ganze,  sondern 
nur  den  zirkulierenden  Teil  des  gesamten  gesellschaftlichen  Kapitals  als 
entscheidend  für  die  Lohnbestimmung  berücksichtigte.  Marx  verkleinert 
den  Zähler  noch  mehr,  indem  er  nur  einen  Teil  von  Ricardos  zirkulierendem 
Kapital,  nämlich  das  sich  in  den  Händen  der  Unternehmer  befindende, 
für  die  Entlohnung  bestimmte  Geldkapital  berücksichtigte.  Nach  Oppen¬ 
heimer  sollen  die  Lohntheorien  von  Ricardo  und  Marx  unter  dem  starken 
Eindruck  des  von  der  zuströmenden  Landbevölkerung  verursachten  Elends 
entstanden  sein. 


John  Stuart  Mill,  den  Marx4)  mit  Unrecht  unter  die  bürgerlichen 
Verfechter  der  Kompensationstheorie  zählt,  steht  vollkommen  auf  Ricardos 
Standpunkt.  Auch  bei  ihm  stützt  sich  die  Bekämpfung  der  Kompensations- 


4)  S.  Ricardos  „Principles  of  political  economy  and  taxation"  (Every  Man 's 
library),  S.  263  ff.;  Marx  „Das  Kapital“,  S,  403  ff.;  Mills  „Principles  of  political 
economy"  I,  Kapitel  VI.  Ricardos  Erörterungen  scheinen  uns  —  im  Gegensatz  zu 
Pierson  —  sehr  unbefriedigend. 
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theorie  auf  eine  besondere  Form  der  Lohnfondstheorie.  Nur  sind  seine 
Erörterungen  klarer.  Die  Ablehnung  der  Kompensationstheorie  stützt  sich 
sowohl  bei  Ricardo  wie  bei  Marx  wie  bei  Mill  auf  den  Satz,  daß  durch  die 
Einführung  von  Maschinen  das  Kapital  immer  mehr  eine  Form  annimmt,  in 
der  es  aufhört,  auf  die  Lohnhöhe  einen  günstigen  Einfluß  auszuüben. 

Merkwürdig  ist  der  Standpunkt  Piersons.  Trotzdem  er  die  Lohnfonds¬ 
theorie  ablehnt,5 6)  schließt  er  sich  in  Bezug  auf  das  betreffende  Problem 
vollkommen  der  Erörterung  und  der  Schlußfolgerung  von  Ricardo  und  Mill 
an.6)  Auch  hier7)  zeigt  sich  Pierson  als  der  eklektische  Denker,  der  kein 
systematisches  einheitliches  Ganzes  von  Ideen  entwickelt  hat.  Läßt  es  sich 
doch  nicht  leugnen,  daß  die  von  Pierson  angenommene  Lehre  der  bedingten 
Kompensation  mit  seiner  Lohntheorie  unvereinbar  ist,  die  den  Lohn  für  ab¬ 
hängig  hält  von  der  Produktivität  von  Kapital  und  Arbeit  auf  dem  Grenz¬ 
gebiet  der  Erzeugung,  weil  durch  die  Einführung  von  Maschinen  ceteris 
paribus  die  Quantität  der  Grenzerzeugnisse  zunehmen  muß.  Der  Einwand, 
daß  trotzdem  der  Arbeitslohn  durch  Aenderung  des  Verteilungsfußes 
zwischen  Kapital  und  Arbeit  auf  dem  Grenzboden  zurückgehen  könnte, 
verliert  seine  Kraft,  wenn  man  berücksichtigt,  daß  eine  Steigerung  des  Zins¬ 
fußes  durch  die  Einführung  von  Maschinen  in  vollkommenem  Widerspruch 
stünde  mit  der  bedingungslos  von  Pierson  angenommenen  Agio-Zinstheorie. 
Der  innere  Widerspruch  des  Ganzen  von  Piersons  Ideen  erscheint  uns  als 
unwiderlegbar. 

Der  Vorwurf  des  inneren  Widerspruchs  gilt  nicht  —  abgesehen  von 
der  unten  dargestellten  Kritik  Hertzkas  —  für  die  Theorien  von  Henry 
George.8)  Ihm  ist  wenigstens  der  Zusammenhang  zwischen  dem  betreffenden 
Problem  und  der  Verteilungstheorie  nicht  entgangen.  Er  lehnt  sowohl  die 
Lohnfondstheorie  wie  die  Kompensationstheorie  ab  und  baut  seinen  Anti- 
Kompensationsstandpunkt  auf  eine  eigene  Lohn-  und  Zinstheorie  auf. 

Lohn  und  Zins  hängen  seines  Erachtens  ab  von  der  Marge  der 
Produktion  oder  von  dem  Ertrag  auf  dem  höchsten  Punkt  natürlicher 
Produktionskraft,  der  ohne  Zahlung  von  Grundrente  offen  steht.  Das  Ver¬ 
hältnis,  wonach  Kapitalist  und  Arbeiter  sich  in  den  Ertrag  des  Grenzbodens 
teilen,  hängt  nach  George  zusammen  mit  dem  durchschnittlichen  Ver¬ 
mehrungsvermögen,  das  dem  Kapital  durch  seinen  Gebrauch  auf  reproduktive 


5)  Vgl.  Lehrbuch  I,  S.  291  ff.,  V.  G.  I,  S.  308  ff.  und  II,  S.  434  ff. 

e)  Vgl.  Lehrbuch  I,  S.  337. 

7)  Ein  anderes  Beispiel  von  Piersons  Eklektizismus  ist  dies,  daß  er,  obgleich 
Anhänger  der  subjektiven  Wert-  und  Zinslehre,  unterließ,  daraus  für  andere  Gebiete 
ökonomischer  Forschung  die  dazu  gehörigen  Konsequenzen  zu  ziehen.  Namentlich  gilt 
dies  für  seine  Erörterungen  über  den  internationalen  Handel  und  die  Steuern. 

8)  S.  sein  Hauptwerk  „Fortschritt  und  Armut",  S.  212  ff,,  S.  224ff.,  S.  258  f.  (in 
der  Uebersetzung  von  Straatman). 
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Weise  eignet.  An  sich  rufen  Erfindungen  Arbeitsersparung  hervor,  weil  sie 
gleich  große  Erträge  mit  geringerer  Arbeit  oder  größere  Erträge  mit  derselben 
Arbeit  ermöglichen.  Zur  Erzeugung  jedes  größeren  Ertrags  ist  aber  neben 
Arbeit  auch  Boden  nötig.  Die  Uebermacht  der  privaten  Bodenbesitzer  erhält 
trotz  der  durch  Anwendung  von  Maschinen  möglichen  Produktions  vergrößerung 
die  Einnahmen  von  Kapitalisten  und  Arbeitern  auf  demselben  Niveau.  Alle 
Erfolge  des  Fortschritts  fallen  bloß  den  Bodenbesitzen!  zu,  so  daß  in  der 
heutigen  Gesellschaft  nach  George  die  Anwendung  von  Maschinen  keine 
Vergrößerung  des  reellen  Arbeitslohns  hervorruft. 

Logisch  und  frei  von  innerem  Widerspruch  ist  gleichfalls  der  Stand¬ 
punkt  von  Theodor  Hertzka.  Der  Kern  seines  Systems  ist  der,  daß  in  der 
heutigen  Gesellschaft  der  Arbeitslohn  ein  von  Bräuchen  und  Herkommen 
bestimmtes  Fixum  ist,  demzufolge  der  Massenverbrauch  und  also  auch  die 
Produktion  künstlich  beschränkt  wird.  Seines  Erachtens  besteht  eine  große 
Kluft  zwischen  der  möglichen  und  der  wirklichen  Produktion.  Solange  der 
Massenverbrauch,  der  aus  naheliegenden  Gründen  mit  dem  Arbeitslohn  eng 
zusammenhängt,  fest  bleibt,  muß  die  Einführung  von  Maschinen  den  Arbeits¬ 
lohn  senken  und  Arbeitslosigkeit  hervorrufen.  Die  abnorm  niedrigen  Arbeits¬ 
und  die  abnorm  hohen  Besitzeinkommen  sind  der  Grund  dafür,  daß  eine 
Anzahl  Erfindungen  mangels  Rentabilität  in  der  Praxis  keine  Anwendung 
finden.  Hier  sucht  Hertzka  die  Wurzeln  der  Ueberproduktion,  der  Arbeits¬ 
losigkeit  und  der  Krisen. 

Bemerkenswert  ist  Hertzkas  Kritik  gegen  die  oben  erwähnten  An¬ 
schauungen  von  Marx  und  George.  Mit  Unrecht  war  seines  Erachtens  Marx 
der  Meinung,  daß  trotz  eines  konstanten  Massenverbrauchs  Luxus  und 
Kapitalbildung  unbeschränkt  zunehmen  können.  Kapitalbildung  ist  Mittel, 
kein  Zweck.  Bei  konstantem  Massenverbrauch  und  Luxus  müsse  Kapital¬ 
bildung  über  ein  gewisses  Maß  hinaus  zu  allgemeiner  Ueberproduktion  und 
Arbeitslosigkeit  führen.  Es  sei  auch  ein  Fehler,  wenn  Marx  die  klassische 
Lehre  der  Ueberproduktion  übernommen  habe,  die  lehrt,  daß  eine  allge¬ 
meine  Ueberproduktion  unmöglich  sei,  und  es  sich  nur  handeln  könne  um 
eine  vorübergehende  Abweichung  von  den  richtigen  Tendenzen  der  Pro¬ 
duktion.  Wir  werden  nachher  bei  der  Erörterung  von  Oppenheimers  Krisen¬ 
theorie  sehen,  wie  diese  noch  immer  in  so  ziemlich  allen  Lehrbüchern  um¬ 
gehende  Theorie  nicht  nur  mit  den  Tatsachen  der  Ueberproduktion  und  der 
Krisen  unvereinbar  ist,  sondern  auch  von  einer  ungenügenden  konkurrenz¬ 
theoretischen  Grundlage  ausgeht. 

Auch  George  geht  von  obiger  klassischen  Lehre  über  die  Ueber¬ 
produktion  aus.  Neu  ist  bei  ihm  nur  die  Unterscheidung  der  Störungen,  die 
in  einer  einseitigen  Zunahme  einzelner  Produktionszweige  ihre  Ursache 
haben,  und  derer,  welche  aus  einem  einseitigen  Zurückbleiben  einzelner 
Produktionszweige  hervorgehen,  und  überdies  sein  Satz,  daß  obige 
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Störungen  dem  Privatbodenbesitz  zu  verdanken  seien.  Stockungen  der  Pro¬ 
duktion  in  einzelnen  Produktionszweigen  verringern  die  Nachfrage  nach 
Waren  anderer  Produktionszweige  usw.  Die  Stockung  pflanzt  sich  auf  diese 
Weise  über  das  ganze  Gebiet  der  Produktion  fort  und  die  Erscheinungen  der 
Ueberproduktion  treten  auf,  die  nach  George  grundsätzlich  meist  irgend 
einer  einseitigen  Beschränkung  der  Produktion  zu  verdanken  sind.  Die 
Bodenspekulation  treibt  die  Bodenpreise  empor,  sodaß  Kapital  und  Arbeit 
sich  mit  einer  zu  geringen  Entlohnung  zufrieden  geben  und  die  Produktion 
einstellen  müssen.  Diese  Stockung  pflanzt  sich  fort  und  führt  zu  Ueber¬ 
produktion.  Es  leuchtet  nach  Hertzka  ein,  daß  George  die  Wirkung  der 
Bodenspekulation  überschätzt.  Auf  die  Dauer  und  in  der  Regel  bezahlen 
seines  Erachtens  Kapital  und  Arbeit  jeden  Bodenpreis,  bei  dem  sie  noch 
gerade  existieren  können.  Der  Bodenbesitzer  nimmt  die  Preise  an,  doch 
schreibt  er  sie  nicht  vor.  Es  kommt  nach  Hertzka  eigentlich  nicht  vor,  daß 
für  landwirtschaftliche  Zwecke  geeigneter  Boden  unkultiviert  bleibt,  weil  er 
zu  teuer  ist.  Unkultiviert  bleibt  seines  Erachtens  bloß  der  Boden  geringerer 
Qualität  als  der  Grenzboden,  und  daher  würde  auch  nicht  mehr  Boden  in 
Kultur  gebracht  werden,  wenn  jeder  den  Boden  eines  jeden  in  Gebrauch 
nehmen  dürfte.  Nur  die  Verteilung  der  Erzeugnisse  würde  auf  andere  Weise 
stattfinden.  Auf  die  Dauer  und  in  der  Regel  tritt  eine  Stockung  in  der 
Getreideproduktion  nicht  auf. 

Kurz  gefaßt  läuft  die  Lehre  von  George  darauf  hinaus,  daß  infolge 
der  zu  geringen  Getreideproduktion  Kohlen  und  Eisen  nicht  abgesetzt  werden 
können.  Aber  warum  kann  das  Getreide  nicht  verkauft  werden?  Warum 
nimmt  denn  die  Getreideproduktion  nicht  zu?  Georges  Antwort  lautet: 
durch  zu  geringe  Kaufkraft  der  Kohlen-  und  Eisenproduzenten.  Der  circulus 
vitiosus  leuchtet  ein:  der  Verkauf  von  Getreide  ist  nicht  möglich,  weil 
plötzlich  zu  wenig  Getreide  erzeugt  wird.  Es  ist  grundsätzlich  unrichtig, 
Ueberproduktion  aus  einer  Stockung  der  Produktion  erklären  zu  wollen. 
So  zeigt  es  sich,  daß  auch  Marx  und  George  nicht  imstande  gewesen  sind, 
durch  eklektische  Verbindung  unvereinbarer  Bestandteile  älterer  und  neuerer 
Oekonomik  ein  harmonisches,  schließendes  System  zu  konstruieren. 

Aus  obiger  Zusammenfassung  von  Meinungen,  die  durch  eine  Anzahl 
anderer  Varianten  ergänzt  werden  könnten,9)  geht  klar  der  unverbrüchliche 
Zusammenhang  des  in  Rede  stehenden  Problems  mit  dem  ganzen  öko¬ 
nomischen  System  und  besonders  mit  der  Verteilungstheorie  hervor.  Es  ist 
unmöglich  zu  entscheiden,  welchen  Einfluß  die  Anwendung  technischer 
Erfindungen  auf  Zins  und  Arbeitslohn  ausübt,  wenn  nicht  feststeht,  von 
welchen  Faktoren  die  Einkommensarten  in  Statik  und  Dynamik  ab- 


9)  Wir  denken  hier  u.  a.  an  die  Standpunkte  von  Rodbertus,  Clark,  Carver,  Roß, 
Shield-Nicholson  usw. 
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hängen.  Es  ist  das  Verdienst  von  Johnson,10)  daß  er  obigen  Zusammenhang 
wenigstens  zum  Teil  gesehen  hat.  Er  sagt  Seite  96  seines  obenerwähntten 
Aufsatzes:  ,,It  is  obvious  that  no  study  of  this  nature  can  be  fruitful  unless 
it  is  based  upon  a  consisted  theory  of  distribution  in  its  static  aspects.  For 
the  purposes  of  the  present  discussion  the  essential  soundness  of  the  marginal 
productivity  theory  of  distribution  (of  Clarks  Distribution  of  Wealth)  will 
be  assumed.“  Von  Clarks  Verteilungstheorie  ausgehend,  die  wir  hier  als 
bekannt  voraussetzen,  und  in  der  weiteren  Annahme,  daß  alle  Friktions¬ 
erscheinungen  ausgeschlossen  sind,  kommt  Johnson  zu  den  folgenden  Schluß¬ 
folgerungen:  ,,There  is  no  logical  basis  for  the  view  that  every  labor  saving 
invention  must  necessarily  benefit  the  laborer  in  the  long  run.  Most  practical 
inventions  probably  do,  owing  to  the  fact  that  most  inventions  cheapen 
Products  largely  consumed  by  labor.  Secondly,  there  is  no  logical  basis  for 
the  view  that  product  multiplication  must  necessarily  repair  damage  that 
may  be  caused  by  the  original  displacement  of  labor,  The  beneficence  or 
malificence  of  product  multiplication  tums  upon  the  combining  proportions 
of  Capital  and  labor  in  the  industry  concerned  . .  .  The  existence  of  profit, 
with  the  consequent  growth  of  Capital,  very  probably  renders  advantageous 
to  labor  every  labor-saving  devise,  if  a  sufficient  period  is  given  for  ad  just¬ 
ment,  But  eliminate  profit  through  improved  financial  methods,  render  it 
easy  to  withdraw  Capital  from  established  uses  for  employment  in  a  new 
field,  or  to  divert  the  natural  increase  of  Capital  from  the  old  fields  to  the 
new,  and  it  becomes  impossible  to  hold  to  the  view  that  labor-saving  is 
invariably  a  force  making  for  higher  wages.“ 

Wenn  einmal  die  Verteilungstheorie  von  Clark  mit  Johnsons  weiteren 
Ausgangspunkten  als  richtig  zugegeben  ist,  dann  sind  die  interessanten 
Schlußfolgerungen  und  Argumentationen  von  Johnson  unbestreitbar.  Aber 
sie  werden  unhaltbar,  wenn  ihnen  die  Stütze  von  Clarks  Verteilungstheorie 
genommen  wird,  und  wir  halten  diese  Verteilungstheorie  in  der  Tat  für 
unhaltbar. 

Bei  unserer  Erörterung  des  fraglichen  Problems  wünschen  auch  wir 
ebenso  wie  Johnson  von  einer  bestimmten  Verteilungstheorie  auszugehen, 
aber  nicht  von  der  von  Clark,  sondern  von  der  von  Oppenheimer.  Und  nicht 
nur  von  dessen  statischer,  sondern  auch  von  dessen  dynamischer  Ver¬ 
teilungstheorie.  Bevor  wir  die  Uebereinstimmung  und  den  Unterschied  der 
beiden  obenerwähnten  Verteilungstheorien  skizzieren,  ist  es  erwünscht, 
einige  allgemeine  Betrachtungen  vorauszuschicken. 

In  der  Wirtschaft  eines  Robinson,  in  einer  kommunistischen  und  in 
einer  normalen  Gesellschaft  (in  liberal-sozialistischem  Sinne)  würde  es 


10)  Ein  anderes  großes  Verdienst  von  Johnson  ist,  daß  er  historischen  und  induk¬ 
tiven  Argumenten  —  u.  E.  mit  vollkommenem  Recht  —  jede  Bedeutung  abspricht. 
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nicht  schwer  sein,  die  Frage  nach  dem  Einfluß  der  Einführung  arbeit¬ 
ersparender  Maschinen  auf  den  Lohn  zu  beantworten.  Es  versteht  sich  von 
selbst,  daß  Robinson  bei  der  Anwendung  arbeitersparender  Maschinen  ent¬ 
weder  mehr  Wohlstand  durch  Anwendung  gleicher  oder  den  gleichen  Wohl¬ 
stand  durch  Anwendung  geringerer  Anstrengung  genießen  wird.  Und  das¬ 
selbe  gilt  für  eine  kommunistische  und  eine  normale  Gesellschaft. 

Für  eine  Gesellschaft,  in  der  ein  oder  mehr  Tyrannen  herrschen  und 
den  Lohn  der  arbeitenden  Masse  auf  einer  bestimmten  Stufe  halten,  würde 
es  ebenso  leicht  sein,  das  Problem  zu  lösen.  Alle  verfügbare  Arbeitskraft 
wird  dann  —  mit  Ausnahme  der  Erzeugung  des  Fixums  für  die  Arbeiter  — 
zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  der  Tyrannen  angewandt.  Die  für  die 
Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  überflüssigen  Arbeiter  fallen  der  Arbeits¬ 
losigkeit  und  dem  Hunger  zum  Opfer.  Die  Einführung  arbeitersparender 
Maschinen  hat  zur  Folge,  daß  entweder  die  Bedürfnisse  der  Tyrannen 
besser  befriedigt  werden  können,  oder  —  wenn  die  Bedürfnisse  nicht  mehr 
der  Zunahme  fähig  sind  —  daß  die  Arbeitslosigkeit  zunimmt.  In  einem 
derartigen  Staat  fordert  das  Interesse  der  Arbeiter  —  wenigstens  wenn 
Arbeitslosigkeit  eingetreten  ist  —  einen  zunehmenden  Luxus  der  Tyrannen 
und  Vermeidung  von  Sparen  und  Kapitalbildung. 

Welche  Verhältnisse  herrschen  nun  in  der  heutigen  Gesellschaft? 
Müssen  für  sie  dieselben  Erwägungen  gelten  wie  für  Robinson,  oder  sind 
die  in  der  Tyrannenwirtschaft  herrschenden  Umstände  für  sie  typisch?  Es 
ist  klar,  daß  eine  richtige  Beantwortung  dieser  Fragen  zugleich  das  Problem 
des  Einflusses  der  Anwendung  arbeitersparender  Maschinen  auf  den  Ar¬ 
beitslohn  löst. 

Wir  sind  der  Meinung,  daß  die  jetzige  Gesellschaft  sich  in  einem 
eigenartigen  Zwischenstadium  befindet,  und  daß  ihre  Verhältnisse  weder 
denen  in  der  Tyrannengesellschaft  noch  denen  in  der  Wirtschaft  von 
Robinson  ganz  gleich  gestellt  werden  können.  Die  kapitalistische  Gesell¬ 
schaft  ist,  wie  Oppenheimer  sagt,  eine  Wirtschaft  mit  einseitig  sinkendem 
D.ruck,  in  der  der  technische  Fortschritt  zunächst  einer  kleinen  Gruppe  von 
Besitzern  und  erst  an  zweiter  Stelle  und  in  viel  geringerem  Maße  der 
arbeitenden  Masse  zugute  kommt.  Wenn  es  auch  nicht  geleugnet  werden 
kann,  daß  schon  geraume  Zeit  der  Wohlstand  der  arbeitenden  Klassen 
stetig  zunimmt,  so  kann  es  ebenso  wenig  abgeleugnet  werden,  daß  diese 
Zunahme  weit  zurückbleibt  gegen  die  der  ökonomisch  stärkeren  Gruppen. 
Von  einer  Tyrannengesellschaft  kann  gewiß  nicht  die  Rede  sein,  doch  dies 
verhindert  nicht,  daß  die  arbeitende  Masse  sehr  abhängig  von  einer  ver¬ 
hältnismäßig  geringen  Anzahl  von  Personen  ist,  die  so  ziemlich  den  ganzen 
Boden,  alle  Werkzeuge,  alles  Rohmaterial,  alle  Nahrungsmittel  und  alle 
Forderungsrechte  besitzen.  Die  Produktion  steht  ganz  und  gar  in  dem 
Zeichen  der  Interessen  dieser  kleinen  Gruppe.  Sie  zieht  Arbeitskräfte  an 
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oder  stößt  sie  ab,  je  nach  den  Interessen  der  ökonomisch  stärkeren  Klasse. 
Von  einer  Produktion  für  und  durch  die  große  Masse  kann  nicht  die  Rede 
sein.  Daher  bisweilen  die  bestürzende  Zahl  der  Arbeitslosen.  Den  Arbeits¬ 
losen  fehlen  die  Produktionsmittel  für  ihre  eigenen  Bedürfnisse,  und  sie 
müssen  geduldig  abwarten,  bis  der  Vorteil  der  besitzenden  Klasse  eine 
Wiederaufnahme  der  Produktion  fordert. 

Wovon  hängt  nun  die  Höhe  des  Arbeitslohnes  ab?  Wodurch  wird  in 
Statik  und  Dynamik  der  Lohn  bestimmt?  Nach  Clark,  Oppenheimer,  Henry 
George  u.  a.  durch  den  Lohn  des  Grenzarbeiters  auf  dem  Grenzboden.  Und 
dieser  Lohn  hängt  von  dem  Einkommen  ab,  das  ein  Mann  auf  dem  Grenz¬ 
boden  sich  erwerben  kann.  Die  Theorien  von  Clark  und  Oppenheimer  unter¬ 
scheiden  sich  aber  in  den  folgenden  drei  wichtigen  Punkten: 

1.  Clark  hält  die  bestehende  Bodenverteilung  für  normal,  während 
Oppenheimer  der  Ansicht  ist,  daß  das  Bodenmonopol  ein  Unrecht  ist, 
demzufolge  der  Grenzboden  weit  von  dem  Marktzentrum  fortgedrängt  und 
die  Basis  der  Arbeitslöhne  künstlich  gedrückt  wird. 

2.  Clark  hält  den  Kapitalzins  für  eine  natürliche,  aus  dem  Besitz 
entsprießende  Kategorie.  Oppenheimer  meint,  daß  der  Zins  —  wenigstens 
größtenteils  —  eine  historische,  aus  Besitzverhältnissen  entsprießende 
Kategorie  ist.  Dieselbe  Ursache,  die  den  Grenzlohn  drückt,  ruft  auf  dem 
Grenzboden  den  Grenzkapitalzins  als  Basis  alles  anderen  Zinses  hervor. 

3.  Clark  ist  der  Ansicht,  daß  als  Folge  von  Ersparung  und  Kapital¬ 
bildung  eine  Lohnsteigerung  eintreten  muß.  Der  Grenzwert  des  Arbeiters 
wird  für  die  Unternehmer  höher,  so  daß  sie  bei  freier  Konkurrenz  gerade 
so  lange  einander  überbieten,  bis  ihre  Arbeiter  nicht  weniger  als  diesen 
Grenzwert  erhalten.  Oppenheimer  hält  dies  nicht  für  theoretisch  unrichtig, 
leugnet  jedoch,  daß  in  der  Praxis  eine  derartige  freie,  kräftig  wirkende 
Konkurrenz  als  wahrscheinlich  zu  erachten  ist.  Die  Erfahrung  lehrt  s.  E., 
daß  eine  kleine  Anzahl  Verkäufer  einer  großen  Anzahl  die  Ware  der 
Verkäufer  stark  begehrender  Käufer  gegenüber  nicht  oder  sehr  wenig  unter 
sich  konkurrieren,  vielmehr  gleichsam  stillschweigend  gemeinsame  Sache 
machen.  Etwas  derartiges  tritt,  nach  Oppenheimer,  auf  zwischen  Grenz¬ 
landwirtschaftunternehmern  und  Grenzlandwirtschaftarbeitern.  Die  Zahl 
der  letzteren  ist  im  Verhältnis  zu  der  der  Grenzlandwirtschaftunter¬ 
nehmer  so  groß  und  ihr  Bedürfnis  nach  lohnbringender  Arbeit  so  stark,  daß 
die  Grenzbauern,  gleichgültig  ob  ihr  Kapitalbesitz  groß  oder  klein  ist, 
stillschweigend  gemeinsame  Sache  machen  oder  wenigstens  viel  weniger 
unter  sich  konkurrieren  und  die  Arbeitskraft  der  Grenzarbeiter  weit  unter 
dem  Grenzwert  mieten.  An  diesem  Zustande  ändern  die  Organisationen 
der  Arbeiter  auf  die  Dauer  nichts.  Denn  wenn  die  Unternehmer  sich  auch 
organisieren,  bleiben  die  Machtverhältnisse  die  gleichen,  ändern  wenigstens 
nichts  zum  Vorteil  der  Arbeiter. 
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Lohnsteigerung  ist  nach  Oppenheimer  nicht  eine  Folge  von  Ersparung 
und  Kapitalbildung,  vielmehr  eine  Folge  der  mörderischen  Konkurrenz  der 
industriellen  Unternehmer  unter  sich.  Ausführlich  und  klar  weist  er  nach11), 
wie  diese,  um  sich  zu  behaupten,  genötigt  sind,  ihre  Produktion  auch  bei 
fallenden  Preisen  auszudehnen.  Demzufolge  fliegt  die  Produktion  dem 
Verbrauch  voraus  und  müssen  in  der  Industrie  immer  mehr  Arbeiter 
angestellt  werden.  Diese  werden  durch  Angebot  höherer  Löhne  von  dem 
Land  weggelockt,  demzufolge  ändern  sich  auch  in  dem  Grenzgebiet  der 
Landwirtschaft  die  Konkurrenzverhältnisse  zu  Gunsten  der  Arbeit,  und  der 
Grenzlohn  steigt.  Wenn  die  Industrie  die  Produktion  auf  den  wahrschein¬ 
lichen  Verbrauch  beschränkte,  so  würde  von  einer  Lohnsteigerung  mangels 
einer  zunehmenden  Nachfrage  nach  Arbeitskräften  keine  Rede  sein  können. 

Aber  mit  dieser  Lohntheorie  ist  die  Kompensationstheorie  u.  E.  nicht 
vereinbar.  Und  doch  ist  Oppenheimer  ein  überzeugter  Verfechter  dieser 
Theorie,  die  er  auf  sehr  scharfsinnige  Weise  auf  induktivem  Wege  zu 
beweisen  versucht  hat.  Seine  Beweisführung  ist  kurzgefaßt  folgende:  In 
allen  Industrieländern  nimmt  die  städtische  Bevölkerung  viel  stärker  zu 
als  die  Landbevölkerung;  die  Industriearbeiter  bilden  einen  stets  zu¬ 
nehmenden  Prozentsatz  der  Gesamtbevölkerung.  Die  Maschine  aber,  welche 
die  Arbeiter  überflüssig  machen  soll,  ist  in  der  Industrie  viel  mehr  ein¬ 
gebürgert  als  in  der  Landwirtschaft.  Mit  diesem  Ueberflüssigmachen  reimen 
sich  obige  statistische  Tatsachen  nicht.  Diese  Tatsachen  stellen  es  nach 
Oppenheimer  außer  allen  Zweifel,  daß  die  Maschine,  anstatt  Arbeiter 
überflüssig  zu  machen,  immer  mehr  und  in  zunehmendem  Maße  Arbeits¬ 
gelegenheit  schafft. 

Wir  halten  diese  Induktion  nicht  für  zwingend  und  sind  der  Meinung, 
daß  ein  Beweis  für  den  Einfluß  der  Maschine  nur  auf  deduktivem  Wege 
erbracht  werden  kann.  Es  liegt  nach  dem  Obigen  nahe,  daß  die  zunehmende 
Einstellung  von  Arbeitern  in  die  Industrie  nicht  infolge,  sondern  trotz  der 
Anwendung  der  Maschinen  stattfand.  Die  eigentliche  Ursache  dieser 
zunehmenden  Arbeitereinstellung  und  der  damit  verbundenen  Lohn¬ 
steigerung  ist  die  feindliche  Konkurrenz  zwischen  den  industriellen  Unter- 


u)  S.  u.  a.  O’s  Hauptwerk  „Theorie  der  reinen  und  politischen  Oekonomie“, 
S.  577  ff.  Es  muß  befremden,  daß  Prof.  Bordewyk  in  seiner  im  übrigen  ausgezeichneten 
Vorrede  für  die  Vereinigung  für  Nationalökonomie  und  Statistik  über  die  Frage:  „Ist 
öffentlich-rechtliche  Betriebsorganisation  erwünscht  und  in  welcher  Form?",  obwohl 
O's  Krisentheorie  seit  18%  weder  besprochen  noch  widerlegt  wurde,  in  einer  Fußnote  auf 
S.  39  noch  immer  die  von  O.  widerlegte  Krisentheorie  von  Say  verteidigt. 

Bei  Oppenheimer  kann  Prof.  B.  finden,  was  M.  Bourguin  vergebens  bei  Marx  und 
Engels  suchte  „une  cause  inherente  ä  l’organisation  sociale,  qui  doive  fatalement 
entrainer  une  sörie  de  crises  de  surproduction  gönerale“. 

Das  Schweigen  der  bürgerlichen  Oekonomie  der  liberal-sozialistischen  Kritik 
gegenüber  spricht  überhaupt  Bände. 
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nehmern.  In  einer  von  Tyrannen  oder  Kartellen  beherrschten  Gesellschaft 
muß  Einführung  von  Maschinen  zu  zunehmendem  Luxus  und  Arbeitslosig¬ 
keit  führen. 

Kehren  wir  für  einen  Augenblick  zu  Piersons  Erläuterung  von  Smiths 
Hauptwerk  zurück.  S.  E.  ist  Smith  der  Meinung,  daß  der  Tauschverkehr  an 
den  Hauptbedingungen  des  allgemeinen  materiellen  Wohlstandes  nichts 
Wesentliches  ändert;  sein  Zweck  ist  es,  nachzuweisen,  daß  die  für  die 
Wirtschaft  eines  Robinson  und  eine  kommunistische  Gesellschaft  geltenden 
Gesetze  auch  für  die  heutige,  im  Zeichen  des  Tauschverkehrs  stehende 
Gesellschaft  gelten. 

Ist  dieser  Satz  richtig?  Wir  sind  der  Meinung,  daß  diese  Frage  in 
negativem  Sinne  beantwortet  werden  muß.  Im  Gegensatz  zu  Pierson  sind 
wir  aber  der  Meinung,  daß  nicht  der  Tauschverkehr  an  sich  die  Ursache  ist, 
daß  die  sechs  oder  sieben  einfachen  Regeln,  die  für  eine  kommunistische 
Gesellschaft  gelten  würden,12)  für  die  heutige  Gesellschaft  nicht  zutreffen, 
sondern  bloß  die  besonderen  Umstände,  unter  welchen  dieser  Tauschverkehr 
funktioniert. 

In  Oppenheimers  tauschrechtlicher,  nur  durch  das  Naturrecht  be¬ 
herrschter  Gesellschaft  gleichmäßiger  Reichtumsverteilung  gilt  auf  die  Dauer 
und  als  Regel,  daß  die  Interessen  des  Individuums  und  der  Gesellschaft 
parallel  laufen,  d.  h,  jedes  Individuum  wird  durch  seine  eigene  Interessen 
zu  einem  Verhalten  gedrängt,  wie  es  die  Gemeinschaft  für  erwünscht  hält. 
Obige  sechs  oder  sieben  einfache  Regeln  treffen  wenigstens  für  die 
komparative  Statik  vollkommen  zu.  Daß  dies  in  der  heutigen  Gesellschaft 
nicht  oder  wenigstens  nicht  ganz  der  Fall  ist,  ist  nur  der  zu  starken  Besitz¬ 
konzentration  in  wenigen  Händen  zuzuschreiben,  derzufolge  der  Tausch¬ 
verkehr  seinen  heilsamen  Einfluß  nur  zum  Teil  ausüben  kann. 

Aus  Obigem  zeigte  sich  uns,  daß  Pierson  die  Abweichung  von  dem 
Normalen  in  Bezug  auf  den  Einfluß  der  Maschinenanwendung  auf  den 
Arbeitslohn  expressis  verbis  zugegeben  hat.  Es  ist  einfach  undenkbar,  daß 
in  der  Wirtschaft  von  Robinson  oder  in  einer  kommunistischen  Gesellschaft 
die  Anwendung  arbeitersparender  Erfindungen  unerwünschte  Folgen  für 
den  Wohlstand  hat.  Die  Anwendung  muß  entweder  zu  größerem  Wohlstand 
bei  gleicher  Anstrengung  oder  zu  gleichem  Wohlstand  bei  geringerer 
Anstrengung  führen  und  wirkt  deshalb  vom  ökonomischen  Standpunkt 
stets  günstig. 

Daß  in  der  Tat  die  besonderen  Umstände,  unter  denen  in  der  heutigen 
Gesellschaft  der  Tauschverkehr  stattfindet,  nicht  aber  der  Tauschverkehr  an 

12)  S.  über  diese  Regeln  V.  G.  I,  S.  26  ff.  Piersons  Standpunkt  hinsichtlich  der  Lehre 
vom  Verbrauch  ist  in  seinem  Lehrbuch  I,  S.  305  ff.  und  in  seiner  V.  G.  I,  121  ff.  nicht 
derselbe.  Der  Gegensatz  läßt  sich  u.  E.  lösen  und  die  Standpunkte  lassen  sich  vereinigen 
durch  eine  strengere  Trennung  zwischen  Statik  und  Dynamik. 
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sich  die  Ursache  dafür  ist,  daß  die  einfachen  Wohlstandsregeln  einer  kommu¬ 
nistischen  Gesellschaft  nicht  mehr  gelten,13)  ist  leicht  nachzuweisen.  Dazu  ist 
nur  nötig,  daß  wir  uns  mit  Hertzka  und  Oppenheimer  eine  Gesellschaft 
denken,  die  sich  bloß  durch  gleichmäßigere  Besitzverteilung  von  der  heutigen 
unterscheidet.  In  beiden  Gesellschaftsformen  wird  der  Ertrag  der  Unter¬ 
nehmung  folgendermaßen  verteilt:  Der  Unternehmer  bezahlt  seinen  Arbeitern 
den  Lohn  aus,  trägt  die  Produktionskosten  und  behält  den  Ueberschuß 
für  sich. 

In  Oppenheimers  reiner  Tauschgesellschaft  fällt  der  Lohn  aber  auf  die 
Dauer  und  in  der  Regel  zusammen  mit  dem  vollen  Arbeitsertrag,14)  während 
er  in  der  heutigen  Gesellschaft  so  ziemlich  mit  einem  Fixum,  dem  Existenz¬ 
minimum  zusammenfällt.  In  der  reinen  Tauschgesellschaft  ruft  der  technische 
Fortschritt  in  schnellem  Tempo  und  in  hohem  Maße  Einnahmesteigerung  aller 
Mitglieder  der  Gesellschaft  hervor.15)  Anders  in  der  heutigen  Gesellschaft. 
Wenn  jetzt  die  Produktivität  in  einem  bestimmten  Unternehmen  zunimmt, 
fließen  die  Vorteile  ausschließlich  oder  wenigstens  beinahe  ausschließlich 
dem  Unternehmer  zu;  die  Arbeiter  erhalten  ihr  festes  Einkommen.  Eine 
Lohnsteigerung  der  städtischen  Arbeiter  hat  ein  Herbeiströmen  von  Land¬ 
arbeitern  zur  Folge,  und  dadurch  wird  der  Lohn  der  städtischen  Arbeiter 
wieder  gedrückt.  Durch  dieses  Abströmen  steigt  der  Grenzlohn  und  mit 
dieser  Lohnbasis  das  ganze  Lohnniveau.  Es  bleibt  wahr,  daß  die  Arbeiter- 


13)  Die  Bekämpfung  des  Systems  von  A.  Smith  durch  Pierson  I,  V.  G,,  S.  14  ff. 
ist  nur  vom  dynamischen,  nicht  vom  statischen  Standpunkte  richtig.  Dies  scheint  Pierson 
später  selber  eingesehen  zu  haben.  Lehrbuch  I,  S.  305  ff. 

14)  Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  der  Grenzlohn  um  so  höher  sein  wird-,  je  nach¬ 
dem  die  Zahl  der  sich  anbietenden  Arbeiter  kleiner  ist,.  Diese  wird  kleiner  sein,  wenn 
mehr  Arbeiter  in  der  Lage  sein  werden,  auf  eigenes  Risiko  zu  produzieren, 

Ceteris  paribus  werden  weiter  die  sich  anbietenden  Arbeiter  einen  höheren 
Lohn  erzielen,  wenn  sie  auch  selbst  über  einen  Vorrat  gegenwärtiger  Güter  verfügen. 

Die  selben  Ursachen,  die  den  Grenzlohn  zum  Steigen  bringen,  senken  den  Grenz¬ 
zins  und  bewirken,  daß  die  Anwendung  von  Maschinen  sich  rentiert, 

15)  Oppenheimer  unterscheidet  (Großgrundeigentum  und  soziale  Frage,  S.  132) 
technischen  Fortschritt  hinsichtlich  der  Erzeugung  eines  Artikels,  dessen  Verbrauch 
a)  nicht  der  Ausdehnung  fähig  ist,  b)  wohl  der  Ausdehnung  fähig  ist. 

Zu  a)  Der  technisch  am  besten  ausgebildete  Betrieb  vernichtet  dann  die  technisch 
weniger  ausgebildeten  durch  Angebote  des  Artikels  zu  niedrigerem  Preis  und  ver¬ 
ursacht  Arbeitslosigkeit.  Die  freigesetzte  Arbeitskraft  wird  aber  gleich  absorbiert  durch 
diejenigen  Betriebe,  auf  deren  Produkte  die  freigesetzte  Massenkaufkraft  sich  richtet. 
Allmählich  werden  die  besonders  hohen  Gewinne  des  Unternehmers,  der  zuerst  die 
technischen  Neuerungen  einführte,  auf  das  normale  Niveau  heruntergedrückt,  wodurch 
noch  mehr  Massenkaufkraft  freigesetzt  wird,  und  das  Endresultat  ist  eine  neue  Gleich¬ 
gewichtslage  mit  einem  neuen  höheren  Einkommenniveau. 

Zu  b)  In  diesem  Falle  werden  alle  Betriebe,  welche  diesen  Artikel  erzeugen, 
allmählich  mit  besseren  Maschinen  versehen;  vielleicht  werden  anderen  Betrieben  noch 
Arbeiter  entzogen.  Hier  nimmt  die  Massenkaufkraft  mit  dem  Billigerwerden  des  Artikels 
zu,  ohne  daß  Arbeiter  arbeitslos  werden. 
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klasse  nur  auf  die  Dauer  und  in  verhältnismäßig  geringem  Maße  von  der 
Produktivitätssteigung  profitiert. 

Es  bedarf  keines  Beweises,  daß  jede  Abweichung  von  obenerwähnten 
einfachen  Regeln  mit  Rücksicht  auf  das  allgemeine  Interesse  als  unerwünscht 
erachtet  werden  muß.  Die  Abweichungen  müssen  gleichsam  als  organische 
Fehler  in  dem  gesellschaftlichen  Organismus  betrachtet  werden.  Wird  doch  die 
Gesellschaft  dann  am  besten  gedeihen,  wenn  auf  die  Dauer  und  in  der  Regel 
jedes  Individuum  in  seinem  eigenen  Interesse  zu  einem  Verhalten  gedrängt 
wird,  wie  es  im  allgemeinen  Interesse  erwünscht  ist.  Dies  ist  glücklicherweise 
auch  jetzt  größtenteils  der  Fall,  Das  Strafgesetz,  das  bürgerliche  Recht  und 
die  öffentliche  Meinung  sorgen  dafür,  daß  jeder  möglichst  durch  ehrliche 
Arbeit  sich  sein  Brot  verdient;  die  Preisgesetze  regeln  die  Erzeugung  und 
die  Verteilung  so,  daß  die  Bedürfnisse  eines  Jeden  in  steigendem  Maße 
genügend  befriedigt  werden  können.  Dies  alles  und  noch  mehr  kann  man 
dankbar  anerkennen.  Trotzdem  ist  es  zu  bedauern  und  befremdend,  daß 
obige  Abweichungen  nicht  mit  größerer  Sorge  erforscht  und  klargestellt 
worden  sind. 

Viele  Volkswirtschaftler  leugnen  ohne  weiteres  jede  der  obengenannten 
Abweichungen;  andere  versuchen  sie  auf  ein  Mindestmaß  ihres  Erachtens 
unbedeutender  Fälle  zu  beschränken.  Dies  veranlaßt  uns,  auf  noch  zwei 
wichtige  Abweichungen  hinzuweisen. 

a)  Sparen  heißt  sich  eine  gegenwärtige  Bedürfnisbefriedigung  ver¬ 
sagen  mit  Rücksicht  auf  eine  bessere  Versorgung  in  der  Zukunft.  Je  mehr 
in  einer  Gesellschaft  gespart  wird,  umsomehr  wird  es  möglich  sein,  vorteil¬ 
hafte  Umweg-Produktion  anzuwenden.  Daraus  ergibt  sich,  daß  der  Einfluß 
des  Sparens  auf  den  Wohlstand  mit  dem  der  Einführung  arbeitersparender 
Werkmethoden  zusammenfällt.  Es  muß  darum  in  hohem  Maße  Erstaunen 
erregen,  daß  dieselben  Volkswirtschaftler,  die  wenigstens  in  einigen  Fällen 
zugeben,  daß  die  Einführung  von  Maschinen  den  allgemeinen  Wohlstand 
nicht  vergrößert,  trotzdem  und  ohne  irgend  welche  nähere  Begründung  an 
der  Anschauung  von  dem  stets  heilsamen  Einfluß  des  Sparens  festhalten. 

Unseres  Erachtens  muß  sowohl  hinsichtlich  des  Sparens  als  der 
Maschinenanwendung  ein  scharfer  Unterschied  gemacht  werden  zwischen 
den  obenerwähnten  Gesellschaftsformen.  In  Robinsons  Wirtschaft,  in  einer 
kommunistischen  oder  liberal-sozialistischen  Zukunftgesellschaft,  in  der  der 
Arbeiter  den  vollen  Ertrag  seiner  Arbeit  genießt,  ist  das  Sparen,  wenigstens 
innerhalb  gewisser  der  Gesundheit  nicht  schadender  Grenzen,  absolut  vor¬ 
teilhaft  für  Individuum  und  Gemeinschaft,  ebenso  die  Anwendung  technischer 
Erfindungen. 

In  einer  Gesellschaft,  in  der  übermächtige  Tyrannen  die  große  Masse 
unterdrücken  und  ihr  an  Arbeitslohn  nur  das  Existenzminimum  als  Fixum 
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lassen,  hat  Sparen  infolge  des  konstanten  Massenverbrauchs  einen  zu¬ 
nehmenden  Luxus  oder  Arbeitslosigkeit  zur  Folge,  ebenso  die  Anwendung 
technischer  Erfindungen. 

In  der  heutigen  Gesellschaft  liegen  sowohl  Sparen  als  Anwendung 
technischer  Erfindungen  nicht  stets  und  nur  in  beschränktem  Maße  im 
allgemeinen  Interesse,  nämlich  so  weit  zugleich  das  Einkommen  der 
arbeitenden  Klasse  zunimmt. 

Ob  und  inwieweit  das  in  concreto  demzufolge  stattfindet,  ist  schwer 
zu  entscheiden.  Vom  theoretischen  Standpunkt  erscheint  es  uns  von  be¬ 
sonderem  Interesse,  ob  die  neue  Kapitalbildung  stattfindet  bei  denjenigen, 
in  deren  Händen  das  alte  Kapital  schon  konzentriert  war,  oder  in  den 
Händen  der  bisher  Besitzlosen.  Im  letzteren  Fall  muß  der  Rückgang  des 
Zinsfußes  und  die  Lohnsteigerung  —  man  denke  an  die  Gründe  1  und  2  von 
von  Böhms  Agiotheorie  —  stärker  sein  als  im  ersteren  Falle.  Weiter  ist  es  von 
großem  Gewicht,  ob  infolge  des  Sparens  und  der  Anwendung  technischer 
Erfindungen  eine  Anzahl  Lohnarbeiter  in  die  Lage  kommt,  selbständige 
Produzenten  zu  werden  oder  nicht.  Auch  dann  muß  —  durch  verringertes 
Angebot  von  Lohnarbeitern  —  auf  die  Dauer  der  Lohn  auf  Kosten  des 
Zinsfußes  steigen. 

Die  Verhältnisse  auf  dem  Grenzboden  sind  —  omnium  consensu  — 
für  den  Lohnstand  und  den  Zinssatz  entscheidend.  Nehmen  wir  an,  daß  100 
Bauern-Grenzunternehmer  in  freier  Konkurrenz  mit  10  000  nichts  besitzen¬ 
den  unter  sich  konkurrierenden  Grenzlandarbeitern  zu  einem  Arbeitsvertrag 
kommen  wollen.  Weil  die  Arbeiter  gegenwärtige  Güter  höher  einschätzen 
als  zukünftige,  weil  sie  weiter  unter  sich  viel  stärker  konkurrieren  als  die 
Unternehmer  und  weil  sie  schließlich  nicht  in  der  Lage  sind,  für  eigene 
Rechnung  zu  produzieren,  wird  der  Grenzlohn  auf  einem  verhältnismäßig 
niedrigen  Niveau  festgesetzt,  der  den  Grenzuntemehmem  außer  der  Ent¬ 
schädigung  für  eigene  Arbeit  und  eigenes  Risiko  einen  hohen  Zinssatz  für 
ihr  Kapital  läßt.  In  diesen  für  die  Arbeiter  ungünstigen  Umständen  tritt 
keine  oder  wenigstens  nur  eine  sehr  geringe  Verbesserung  ein,  wenn  bloß 
der  Reichtum  der  Grenzunternehmer  zunimmt.  Kommen  aber  auch  die 
Arbeiter  in  den  Besitz  gegenwärtiger  Güter,  so  können  sie  warten  und 
brauchen  nicht  aus  Furcht  vor  Hunger  und  Not  auf  jede  Bedingung  ein¬ 
zugehen.  Auch  ihre  Einschätzung  gegenwärtiger  und  zukünftiger  Güter  wird 
richtiger  und  harmonischer  werden.  Mit  anderen  Worten:  von  Böhms  Gründe 
1  und  2  wirken  nicht  oder  wenigstens  in  viel  geringerem  Maße. 

Können  die  Arbeiter  sich  genügend  Boden  und  Kapital  beschaffen, 
so  werden  sie  selber  Bauer,  wodurch  die  Anzahl  der  Grenzarbeiter  sich 
verringert  und  der  Lohn  steigt. 

b)  Die  Periodizität  der  allgemeinen  Ueberproduktion  und  der  Krisen. 
Die  klassische,  vonSay  verkündete  Lehre  lautet,  daß  jedes  Angebot  von  Gütern 
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zugleich  Nachfrage  nach  anderen  Gütern  ist,  sodaß  eine  allgemeine  Ueber- 
produktion  für  unmöglich  gehalten  werden  müsse.  Ueberproduktion  sei  stets 
relativ:  eine  Produktion  in  zu  großem  Maßstab  in  einer  falschen  Richtung. 
Krisen  deuteten  darauf  hin,  daß  das  richtige  Verhältnis  zwischen  den 
einzelnen  Produktionszweigen  wiederhergestellt  werde;  die  Produzenten,  die 
irrtümlicherweise  bisher  in  einer  verkehrten  Richtung  produzierten,  hörten 
damit  auf,  kehrten  zu  der  gesellschaftlich  nützlicheren  Produktion  zurück. 
Es  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  diese  klassische  Lehre  der  Ueberproduktion 
und  der  Krisen  einen  sehr  plausibeln  Eindruck  macht,  und  es  braucht  uns 
denn  auch  nicht  zu  wundern,  daß  sie  sich  bis  auf  den  heutigen  Tag  einer 
Anzahl  von  Anhängern  erfreuen  darf.  Es  werden  aber  jedesmal  Stimmen 
laut,  die  an  ihrer  Richtigkeit  zweifeln.  Es  ist  denn  auch  in  der  Tat  be¬ 
fremdend,  daß  die  Produzenten  sich  jedesmal  wieder  in  solch  einem  Maße 
in  der  Richtung  der  Produktion  irren,  obwohl  öffentliche  und  private  Be¬ 
lehrung,  scharfe  Konkurrenz  usw,  es  immer  mehr  ermöglichen  und  erwünscht 
machen,  diese  gefährlichen  Irrtümer  zu  vermeiden. 

In  Wirklichkeit  ist  auf  die  Dauer  und  in  der  Regel  von  Irrtümern 
der  Produzenten  auch  keine  Rede,  vielmehr  produzieren  sie,  wenn  die  Preise 
fallen,  trotzdem  in  noch  größerem  Maßstab  weiter,  um  durch  größeren  Absatz 
den  Gesamtgewinn  trotz  des  kleineren  Gewinns  pro  Stück  auf  demselben 
Niveau  zu  erhalten.  Es  ist  das  große  Verdienst  Oppenheimers,  nachgewiesen 
zu  haben,  wie  der  individuelle  Unternehmer-Industrielle  trotz  fallender 
Preise  seine  Produktion  bei  Strafe  des  Existenzunterganges  ausdehnen  muß. 
Es  bleibt  unverständlich,  wie  diese  allerwichtigste  Entdeckung  der  modernen 
theoretischen  Oekonomie  von  dem  scharfen  Interessengegensatz  zwischen 
Käufern  und  Verkäufern  von  den  Gegnern  weder  besprochen  noch  ange¬ 
nommen  wurde,  obwohl  der  Entdecker  dadurch  in  der  Lage  war,  die 
Kooperations-  und  Krisentheorie  in  ein  klares  Licht  zu  setzen. 

Oppenheimers  Krisentheorie  wird  gestützt  von  den  Tatsachen.  Wollte 
man  dies  überzeugend  nachweisen,  so  müßte  man  das  statistische  Material 
aller  Krisenperioden  und  der  von  Krisen  betroffenen  Länder  analysieren, 
um  aus  den  Zahlen  der  Emissionen,  Preise,  Arbeitslosigkeit,  Produktion  usw. 
nachzuweisen,  daß  die  Produktion  noch  zunahm,  nachdem  die  Preise 
schon  fielen. 

Sowohl  wegen  des  großen  Umfanges  der  dafür  erforderlichen  Arbeit 
als  auch  wegen  des  ungenügenden  und  schwer  zu  beschaffenden  Materials 
müssen  wir  hier  —  wenigstens  vorläufig  —  darauf  verzichten.  Zu  gelegener 
Zeit  hoffen  wir,  auf  breiterer  Basis  diese  Beweisführung  aufzubauen.  Jetzt 
begnügen  wir  uns  mit  einer  Analyse  der  jüngsten  englischen  Krisen¬ 
verhältnisse. 

Aus  den  in  der  E.  S.  B.  vom  9.  Januar  1921  zitierten  Indexzahlen 
von  ,,The  Economist“  ergibt  sich,  daß  die  allgemeine  Indexzahl  vom 


März  1920  an  regelmäßig  gefallen  ist.  Dasselbe  gilt  —  mit  Ausnahme 
einzelner  Rückschläge  für  Gruppen  1,  2  und  5  —  für  die  einzelnen  Index¬ 
zahlen  für:  1,  Getreide  und  Fleisch,  2.  andere  Nahrungs-  und  Genußmittel, 
3.  Webstoffe,  4.  Verschiedenes,  Oele,  Holz,  Rubber  usw.  Nur  für  5.  Mineralien 
hat  der  Preisfall  schon  mit  Februar  1920  angefangen.  Im  rohen  genommen 
kann  man  also  sagen,  daß  in  England  der  allgemeine  Preisfall  zwischen 
März  und  April  eingetreten  ist.  Nun  lehrt  die  statistische  Uebersicht  der 
Arbeitslosigkeit  der  August  -  Lieferung  des  ,, Bulletin  Mensuel  de  l'Office 
permanent  1921“  (Seite  107),  daß  die  Prozentsätze  für  die  Arbeitslosigkeit 
für  die  zwölf  Monate  von  1920:  2.9,  1.1,  1.1,  0.9,  1.1,  1.2,  1,4,  1.6,  2.2,  5.3, 
3.7,  6,  2,4  betrugen.  Die  Arbeitslosigkeit  hat  sich  also  verringert,  nachdem 
der  Preisfall  schon  eingetreten  war.  Was  um  so  beweiskräftiger  wird,  wenn 
man  berücksichtigt,  daß,  wie  im  „Bulletin“  Seite  106  mitgeteilt  wird,  in  Eng¬ 
land  der  Prozentsatz  der  Arbeitslosigkeit  berechnet  wird  nach  dem  Zustand 
des  letzten  Wochentages  des  Monats. 

Eine  noch  beredtere  Sprache  reden  die  Zahlen  der  englischen 
Emissionsstatistik  aus  „The  Statist“: 


Emissionen  in  Millionen  Pfundsterling  in  England  in  den  Jahren: 


1921 

1920 

1919 

1913 

Kommerzielle  und  industrielle  Betriebe 

.  32.77 

157.90 

70.16 

33.26 

Baubetriebe . 

4.23 

2.88 

1.60 

— 

Oele  und  Fette . 

.  16.65 

21.17 

12.43 

5.68 

Kohle,  Eisen  und  Stahl . 

.  6.96 

38.88 

22.29 

7.86 

Gruben . 

.  0.57 

7.75 

5.59 

4.01 

Häfen  und  Docke . 

.  3.36 

— 

— 

0.73 

Motoren . 

.  0.63 

7.04 

12.65 

1.58 

Eisenbahnen . 

.  1.08 

2.22 

— 

74.60 

Trambahnen . 

.  0.91 

0.16 

0.20 

5.13 

Schiffahrt . 

.  6.01 

16.42 

0.63 

4.86 

Banken  . 

.  1.91 

14.76 

17.28 

3.39 

Finanzielle  Unternehmen . 

.  1.71 

8.80 

12.22 

11.03 

Gas  und  Wasser . 

.  5.01 

3.99 

4.23 

1.63 

Elektrizität . 

7.55 

2.85 

5.94 

4.43 

Dr.  A.  Sternheim  kommentiert  im 

„Telegraaf 

vom 

19.  Januar  1922 

diese  Statistik  mit  Recht  in  folgender  Weise:  „In  Zeiten  aufgehender 
Konjunktur  zeigen  besonders  die  Betriebe,  die  Güter  für  die  Konsumtion 
liefern,  Neigung  zur  Ausdehnung;  sie  stehen  ja  der  Nachfrage  der  Masse  am 
nächsten.  Um  eine  größere  Nachfrage  zu  befriedigen,  müssen  sie  sich  aus¬ 
dehnen;  darauf  dehnt  sich  die  größere  Nachfrage  aus  über  die  Maschinen¬ 
fabriken,  welche  ihrerseits  wieder  die  Nachfrage  nach  Produkten  des 
Grubenbetriebes,  wie  Kohle,  Eisen,  Stahl,  Kupfer  und  andere  Metalle,  günstig 
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beeinflussen.  Diese  allgemeine  Vergrößerung  der  Nachfrage  bedingt  wiederum 
eine  größere  Nachfrage  nach  Transportmitteln  aller  Art,  welche  befriedigt 
werden  muß  von  den  Lieferanten  der  Transportmittel,  welche  ihrerseits 
wieder  die  Nachfrage  nach  Produkten  des  Grubenbetriebes  und  anderer 
Industrien  günstig  beeinflussen.  Daß  diese  Nachfrage  vice-versa  durch  den 
Handel  befriedigt  wird,  leuchtet  ein,  und  gleichfalls,  daß  eine  derartige  Be¬ 
wegung  sich  auch  vollziehen  muß  durch  Ausdehnung  des  Bankwesens.“ 
Dr.  Sternheim  bemerkt  weiter,  daß  ,, Kapitalemissionen  für  Betriebe  nötig 
sind  behufs  Erneuerungen  (Baulichkeiten,  Maschinerien  usw.),  aber  in  Zeiten 
wie  1919  und  1920,  in  denen  eine  große  Betriebsamkeit  herrschte,  ebensosehr 
behufs  Ausdehnungen.  Unter  diese  letzteren  Gruppen  müssen  auch  die  Neu¬ 
gründungen  gerechnet  werden,  die  in  solchen  Zeiten  aus  dem  Boden  ge¬ 
stampft  zu  werden  pflegen“. 

Dr,  Sternheim  findet  diese  Zahlen  sehr  überraschend.  ,,So  sieht  man 
das  Kapitalbedürfnis  der  kommerziellen  und  industriellen  Betriebe  1920 
auf  Lst.  158  Millionen  steigen,  d.  h,  auf  das  Fünffache  von  1913  und  das 
Sechsfache  von  1911,  als  der  Betrag  Lst.  25.7  Millionen  betrug.  Weil  man 
im  allgemeinen  wohl  annehmen  darf,  daß  diese  Kapitalien  dazu  gedient 
haben,  Liegenschaften  zu  finanzieren,  hängt  für  die  Zukunft  dieser  Betriebe 
viel  von  der  Frage  ab,  ob  sie  genügende  Abschreibungen  gemacht  haben, 
um  eventuell  mit  Produkten  konkurrieren  zu  können,  die  fabriziert  wurden 
mit  Installationen,  welche  aus  der  Vorkriegszeit  datieren,  denn  sonst  werden 
sie  bei  fallendem  Markt  nicht  in  der  Lage  sein,  die  notwendig  erhöhten 
Abschreibungen  aus  dem  Marktpreis  decken  zu  können.“ 

Diese  starke  Ausdehnung  der  Emissionsbeträge  weist  unter  anderem 
auch  darauf  hin,  daß  man  bei  fallenden  Preisen  die  industrielle  Produktion 
ausdehnt  oder  wenigstens  ausdehnen  will.  Es  zeigt  sich  uns  denn  auch, 
daß  Dr.  Sternheim,  dem  es  auch  auffiel,  daß  die  Verringerung  der  Arbeits¬ 
losigkeit  auftrete  bei  fallendem  Preisniveau,  der  Ansicht  war,  daß  Oppen¬ 
heimers  Krisentheorie  vollkommen  mit  den  Tatsachen  übereinstimmt. 

Wir  konnten  leider  keiner  englischen  Produktionszahlen  habhaft 
werden,  um  auch  damit  Oppenheimers  Krisentheorie  zu  erhärten. 

Es  versteht  sich,  daß  obigen  Zahlen  keine  entscheidende  Beweiskraft 
zukommt.  Die  statistische  Untersuchung  hätte  sich  über  mehr  Krisenzeiten 
und  Länder  ausdehnen  müssen.  Wir  halten  sie  aber  für  genügend,  um  die 
Hoffnung  auszusprechen,  daß  die  Statistiker  ihre  Fühler  in  dieser  Richtung 
ausstrecken  mögen. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  Oppenheimers  einschlägige  Erörterungen 
nochmals  ausführlich  darzulegen.16)  Wir  begnügen  uns  damit,  zu  bemerken, 


18)  Wir  verweisen  in  diesem  Zusammenhang  auf  O’s,  Werke  und  auf  unsere 
Doktordissertation  „Der  liberale  Sozialismus'1,  S.  169  ff. 

19* 
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daß  Oppenheimer  gleichfalls  nachwies,  daß  bei  einer  gleichmäßigen  Reich¬ 
tumsverteilung  dieser  gefährliche  Interessengegensatz  nicht  auftreten  kann. 
In  Oppenheimers  reiner  Tauschgesellschaft  sind  Ueberproduktion  und  Krisen 
unmöglich;  die  durch  die  geringe  Kaufkraft  des  Inlandes  jetzt  notwendige 
Exportindustrie  mit  den  damit  verbundenen  Gefahren  kommt  nicht  vor  oder 
ist  wenigstens  ganz  anderer  Natur.  Kurzum,  auch  für  diese  Punkte  gilt  der 
Satz,  daß  nicht  der  Tauschverkehr  an  sich,  sondern  allein  die  besonderen 
Umstände,  unter  denen  jetzt  der  Tauschverkehr  stattfindet,  die  Mißstände 
und  die  Abweichungen  von  der  Norm  hervorrufen. 

Sowohl  aus  theoretischen  wie  praktischen  Erwägungen  ist  es  unseres 
Erachtens  von  großer  Wichtigkeit,  daß  obige  Abweichungen  von  den 
Vertretern  der  theoretischen  ökonomischen  Wissenschaft  anerkannt  werden. 
Daß  diese  Anerkennung  bisher  fehlt,  ist  unseres  Erachtens  zum  größten 
Teil  der  Grund  des  Mißtrauens  zahlreicher  Kreise  gegen  die  Ergebnisse 
der  ökonomischen  Forschung  und  der  großen  Kluft  zwischen  Theorie 
und  Praxis. 

Wichtiger  ist  noch,  daß  die  theoretischen  Oekonomen  dadurch,  daß 
sie  diese  liberal-sozialistische  Kritik  nicht  annehmen,  ihren  Standpunkt  den 
Kommunisten  und  Sozialisten17)  gegenüber  geschwächt  haben. 

Nichts  ist  gefährlicher,  als  gegenüber  Leuten,  die  alles  schwarz  sehen 
wollen,  das  Weiße  zu  sehr  zu  betonen.  Es  ist  nun  einmal  auch  auf  öko¬ 
nomischem  Gebiet  wahr,  daß  viele  Dinge  nicht  sind  ,,pour  le  mieux  dans 
le  meilleur  des  mondes  possibles“.  Durch  Anerkennung  der  wirklichen 
Fehler  des  Bestehenden  würde  die  doch  schon  ins  Wanken  geratene  Stellung 
dieser  zu  schwarzseherischen  Kritiker  sehr  geschwächt  werden  und  ihr 
Standpunkt  würde  ohne  Zweifel  als  ganz  unhaltbar  sich  heraussteilen, 
wenn  durch  die  ökonomische  Theorie  nachgewiesen  würde,  daß  ihre  Ziele 
auf  anderem  —  rechtlich  und  ökonomisch  —  empfehlenswerterem  Wege 
sicherer  erreicht  werden  könnten. 


1')  Das  Ziel  der  Sozialisten,  Hebung  des  Arbeitseinkommens,  Druck  auf  das 
Besitzeinkommen,  kann  durch  das  Streben  auf  gesetzlich  erlaubtem  Wege  nach  gleich¬ 
mäßigerer  Reichtumsverteilung  und  Produktionsmöglichkeit  auf  eigene  Gefahr  für 
Arbeiter  und  Arbeitervereine  schneller  und  sicherer  erreicht  werden  als  durch  kollek¬ 
tivistische,  kommunistische  und  revolutionäre  Experimente. 

Das  Ziel  ist  gut,  aber  die  Mittel  müssen  verbessert  werden. 


(Uebersetzt  von  Prof,  van  der  Meer,  Frankfurt  a.  M.) 


292 


Die  Gleichheit1* 

Von  Josef  Macek 

Der  Gedanke  der  Gleichheit  gehört  unter  die  Grundprinzipien  der 
Sozialpolitik.  Er  ist  eine  untrennbare  Komponente  der  sozialen  Gerechtig¬ 
keit,  die  Begründung  und  Beschränkung  der  Freiheit,  die  stillschweigend 
angenommene  Grundlage  der  „Naturrechte“  auf  Leben,  Arbeit  und 
Arbeitsertrag. 

Es  kann  nicht  daran  gezweifelt  werden,  daß  die  Gleichheit  viel  mehr 
ideal  als  real  ist.  Wir  dürfen  uns  durch  häufige  Behauptungen  nicht 
täuschen  lassen,  daß  die  Menschen  einander  gleich  seien, 

John  Spargo  hat  einmal  geschrieben:  „Unsere  Gleichheit  ist  so  groß 
wie  unsere  Ungleichheit.“  Durch  diese  Worte  gab  er  seiner  Meinung  Aus¬ 
druck,  die  Gleichheit  sei  nur  halbwegs  Wirklichkeit  und  halbwegs  —  viel¬ 
leicht  —  ein  Programm. 

Die  Menschen  sind  einander  gleich!  Wir  sehen:  symmetrische,  von 
Kraft  und  Gesundheit  strotzende  Körper  der  Sieger  in  olympischen  Spielen 
und  daneben  verkommene,  verarmte,  blinde,  von  Krankheiten  zerfressene 
Krüppel.  Die  Genies  der  Wissenschaft  und  Kunst  begegnen  den  Schwach¬ 
sinnigen,  Unwissenden  und  Abergläubischen;  die  sich  aufopfernden  Patrioten 
und  Menschenfreunde  haben  nicht  das  Uebergewicht  über  die  Egoisten  und 
Banditen,  die  mit  oder  auch  ohne  Handschuhe  herumgehen.  Optimisten  — 
Pessimisten,  Bigotte  —  Konfessionslose,  reiche  Faulenzer  und  totgearbeitete 
Arme  —  wo  ist  hier  die  Gleichheit? 

„Und  doch  sind  sie  einander  gleich  —  als  Menschen!“ 

Meint  man  damit  eine  solche  Gleichheit,  die  ein  Naturforscher 
zwischen  zwei  Exemplaren  derselben  Gattung  feststellt?  Gewiß  nicht!  Die 
menschliche  Gleichheit  ist  vor  allem  die  Gleichheit  im  moralischen  Sinne. 
Man  legt  den  Nachdruck  auf  die  gemeinsame,  gleiche  moralische  Grundlage 
der  Wesen,  die  man  Menschen  nennt,  wenn  sich  auch  die  Einzelnen  von 


*)  Uebersetzt  von  Alois  Jokl. 
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einander  mehr  oder  weniger  durch  Hautfarbe,  Körperform,  durch  den  Grad 
ihrer  Begabung,  durch  Vermögen  und  Stellung  usw,  unterscheiden. 

Auf  einem  langen  und  dornigen  Wege  kam  die  Menschheit  zu  dieser 
Auffassung  der  Gleichheit,  und  wie  lange  wird  es  wohl  noch  dauern,  ehe 
alle  Konsequenzen  der  menschlichen  Gleichheit  verwirklicht  werden!  Die 
Geschichte  keines  Volkes  ist  so  merkwürdig  wie  die  Geschichte  der  Moral¬ 
ideen  —  der  Gleichheit,  Freiheit,  Gerechtigkeit,  Gegenseitigkeit  usw.,  oder 
besser  gesagt:  die  Völkergeschichte  erscheint  uns  viel  merkwürdiger  und  — 
vernünftiger,  wenn  wir  in  ihr  die  fortschreitende  Entwicklung  der  mora¬ 
lischen  Ideen  und  Institutionen  erblicken  und  nicht  den  blinden  Kampf  um 
Macht  und  Reichtum. 

Der  Gedanke  der  Gleichheit  scheint  auf  dem  Gebiete  der  Religion 
aus  dem  Mythus  von  dem  Familienverhältnisse  zwischen  den  Menschen 
und  Göttern  entstanden  zu  sein.  Die  Menschen  als  Kinder  eines  bestimmten 
Gottes  waren  einander  dermaßen  gleich,  wie  die  Kinder  einer  Familie 
einander  gleich  waren.  Die  Verschiedenheit  der  Götter  bei  verschiedenen 
Völkern  war  eine  der  Ursachen  der  Ungleichheit.  Eine  andere  Ursache  war 
die  Ansicht,  daß  nicht  einmal  die  Kinder  derselben  Mutter  und  desselben 
Vaters  einander  gleich  sind  (die  Erstgeborenen,  Söhne  und  Töchter,  Kinder 
mit  verschiedenen  körperlichen  Merkmalen).  Wo  diese  Ansicht  Ueberhand 
gewann,  konnten  die  Völker  zu  einem  Gedanken  der  Gleichheit  der  Menschen 
vor  Gott  nicht  durchdringen,  wenn  sie  auch  in  Gott  ihren  gemeinsamen 
Ursprung  erblickten.  Es  gab  auserwählte  Völker,  es  gab  Kasten,  die  aus 
dem  Kopfe  oder  aus  der  Brust  des  Gottes  geboren  wurden  und  die  des¬ 
wegen  dem  Gotte  näher  standen  als  die  Kasten,  die  aus  seinen  Füßen 
geboren  wurden.  In  den  Religionen  begegnen  wir  übrigens  aristokratischen, 
untergeordneten  und  bediensteten  Göttern.  Und  insoweit  die  einzelnen 
Stämme  und  Geschlechter  ihren  Ursprung  von  einem  bestimmten  Gotte 
herleiteten,  gelangten  sie  natürlich  in  der  menschlichen  Hierarchie  auf  die 
gleiche  Stufe  gegenüber  den  Nachkommen  anderer  Götter,  welche  ihre 
Väter  in  der  göttlichen  Hierarchie  einnahmen. 

Das  Element  der  menschlichen  Ungleichheit  Gott-Vater  gegenüber 
dauerte  lange  und  dauert  noch  heute  in  der  Institution  der  Priesterschaft, 
welche  Gott  näher  ist  als  die  Laien.  Eine  von  den  Konsequenzen  der 
Gleichheit  auf  dem  Gebiete  der  Religion  ist  die  Erscheinung,  daß  der 
Unterschied  zwischen  den  Priestern  und  Laien  immer  mehr  verwischt  wird. 
Für  die  am  meisten  fortgeschrittenen  Religionen  halten  wir  diejenigen,  die 
überhaupt  keinen  Vermittler  zwischen  der  Gottheit  und  der  Menschheit 
benützen,  wie  z.  B,  „die  Gesellschaft  der  Freunde“  (Quäker). 

Den  Gedanken  der  Gleichheit  vor  Gott  sprach  Christus  aus,  indem 
er  sich  den  „Gottessohn“  nannte  und  die  Menschen  als  „die  Kinder  des 
himmlischen  Vaters“  ansprach.  Das  als  Botschaft  an  die  Kinder  Gottes 
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aufgefaßte  Evangelium  flößte  den  Menschen  wirkungsvoll  die  Auffassung 
der  Gleichheit  vor  Gott  ein.  Aus  der  Geschichte  der  ersten  Christen 
ist  bekannt,  daß  einige  von  ihnen  aus  dieser  Gleichheit  vor  Gott  auch  im 
weltlichen  Leben  radikale  Folgerungen  zu  ziehen  wußten:  sie  begannen  „die 
Brüderschaft“  der  Gottessöhne  mit  größtem  Ernst  zu  verwirklichen,  einen 
Kompromiß  schlossen  die  Theologen,  die  Christi  Lehre  von  der  Gleichheit 
nur  als  „Gleichheit  in  Christo“  „erklärten“  —  d.  i.  als  eine  geistige  Gleich¬ 
heit,  da  das  Königreich  Christi  nicht  „von  dieser  Welt“  sei.  Durch  diese 
Erklärung  retteten  die  Staatstheologen  die  Ungleichheit  des  Vermögens, 
des  Standes  (Sklaventum),  die  politische  und  kirchliche  Ungleichheit  so 
vollkommen,  daß  noch  heutzutage  viele  Christen  die  Sonntagspredigt  über 
die  Gleichheit  der  Menschen  als  Gotteskinder  mit  der  alltäglichen  Praxis 
der  klaffenden  Sozialdifferenzen  zu  vertragen  wissen. 


Das  Gebiet,  auf  dem  die  Verwirklichung  des  Gleichheitsprinzips 
ziemlich  weit  fortgeschritten  ist,  ist  die  Rechtsgleichheit.  Die  Religions¬ 
gesellschaft,  die  in  Kasten  geteilt  war,  hatte  ihr  Pendant  in  der  Rechts¬ 
gesellschaft,  die  in  Stände  (status)  eingeteilt  war;  das  Mitglied  jedes 
Standes  hatte  ein  bestimmtes  Maß  der  Fähigkeit  auf  dem  Gebiete  des 
privaten  und  öffentlichen  Rechtes;  das  materielle  und  formelle  Recht  der 
Stände  pflegte  verschieden  zu  sein.  Der  König  stand  über  dem  Rechte, 
der  Fremde  außerhalb  des  Rechtes.  Verschiedene  Gerichtshöfe,  Ausnahmen 
von  der  Gerichtszuständigkeit,  Privilegien,  die  Steuern  nicht  zu  zahlen, 
den  Militärdienst  nicht  leisten  zu  müssen,  verschiedene  Abstufungen  des 
Strafschutzes  (höhere  Strafen  für  die  Ermordung  eines  Adeligen  als  eines 
Nichtadeligen)  —  das  sind  nur  bescheidene  Proben  der  Ungleichheit  der 
Menschen  vor  dem  Rechte,  welche  die  Einteilung  der  Gesellschaft  in  Stände 
verursachte.  Und  fügen  wir  noch  dazu,  was  für  eine  Bedeutung  in  der 
Rechtsordnung  einst  die  Religion  hatte  (die  Juden!),  das  Geschlecht,  das 
Alter,  die  Gesundheit,  der  Reichtum,  die  Bildung  (das  Wahlrecht  und  was 
damit  zusammenhing),  so  werden  wir  begreifen,  wie  kompliziert  einst  das 
System  der  rechtlichen  Ungleichheit  war. 


Nun,  heute  ist  in  den  meisten  zivilisierten  Staaten  der  Untertan  zum 
Staatsbürger  geworden.  Die  Geschlechts-  und  Vermögensprivilegien,  Vor¬ 
rechte  verschiedener  Stände,  wurden  durch  Revolution  oder  durch  ruhige 
Entwicklung,  dort  konsequenter  und  hier  unsystematischer  beseitigt. 


Bei  der  Beseitigung  der  Ungleichheit  vor  dem  Rechte  kamen  einige 
soziale  Mißstände  und  Schäden  zum  Vorschein.  Solange  sich  z.  B.  die  Macht 
im  Staate  in  den  Händen  einer  bestimmten  Schicht  befand,  wurde  die  Not¬ 
wendigkeit  der  allgemeinen  Bildungspflicht  nicht  empfunden.  Je  mehr  aber 
das  Stimmrecht  erweitert  wurde,  desto  mehr  hob  sich  das  Niveau  der  Schul¬ 
bildung.  Der  technische  Fortschritt  in  dem  kapitalistischen  System  erzwang 
die  Bildung  der  breiteren  Massen  in  den  (Natur)wissenschaften  und  auf 
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dem  Gebiete  der  Technik.  Das  bürgerliche  Bewußtsein  und  die  Fortschritte 
der  Demokratie  erzwangen  dann  auch  die  Vertiefung  und  Verbreitung  der 
Bildung  in  den  Sozialwissenschaften.  In  den  demokratisch  eingerichteten 
Staaten  empfindet  man  heute  dringend  die  Notwendigkeit  der  , .Erziehung 
der  Erwachsenen“  zum  vollen  Bürgertum  und  Menschentum.  Es  ist  wahr¬ 
scheinlich,  daß  man  nach  den  bisherigen  freiwilligen  Kursen  auch  zu  der 
obligatorischen  Erziehung  der  Erwachsenen  kommen  wird,  so  wie  man  nach 
der  freiwilligen  Erziehung  der  Kinder  zum  allgemeinen  Schulzwang  kam. 

Die  Gleichheit  vor  dem  Rechte  ruft  die  Bestrebungen  nach  der  Be¬ 
seitigung  der  Bildungsungleichheit  hervor.  Die  Aufklärungstätigkeit  unter 
den  ungebildeten  Schichten  der  Wähler  ist  die  beste  Art  des  Selbstschutzes 
der  Kulturmenschen  gegen  die  Gefahr  vor  der  unwissenden  und  halb¬ 
gebildeten  Menge.  Recht  haben  nicht  immer  die,  die  in  der  Mehrheit  sind. 
Aber  das  Prinzip  der  Mehrheit  ist  ein  kleineres  Uebel  gegenüber  dem  Prinzip 
der  Minderheit,  deshalb  müssen  wir  bestrebt  sein,  damit  es  derjenigen,  die 
recht  haben,  mehrere  gäbe,  daß  pars  maior  auch  pars  sanier  werde. 

Einige  Erscheinungen  in  der  sozialen  Arbeiterschutzgesetzgebung 
brachten  einige  Liberalphilosophen  zu  der  Vermutung,  daß  in  unserer  Zeit 
dem  Prinzip  der  Gleichheit  gegenüber  ein  neues  System  der  rechtlichen 
Ungleichheit,  ein  neues  Standessystem  oder,  wie  es  Hilaire  Belloc  benannt 
hat,  ein  neuer  „Sklavenstaat“  gebildet  werde.  Es  ist  wahr,  daß  einige  Be¬ 
völkerungsschichten  durch  die  Schutzgesetze  in  eine  abgesonderte  oder, 
wenn  wir  das  Wort  nicht  scheuen  wollen:  in  eine  privilegierte  Situation  ge¬ 
langen  (Verbot  der  Nachtarbeit  für  Frauen,  die  Beschränkung  der  Arbeit 
bei  den  jugendlichen  Arbeitern,  Zwangsversicherung  gegen  Krankheit, 
Unfall,  Invalidität,  Beschäftigungslosigkeit  usw.).  Man  braucht  aber  nicht 
lange  zu  beweisen,  daß  diese  Privilegien  einen  ganz  anderen  Charakter 
tragen  als  die  früheren  Privilegien  des  Adels,  des  Klerus  usw,,  daß  hier 
kein  neuer  Stand  entsteht.  Die  Privilegien,  welche  die  moderne  soziale 
Gesetzgebung  den  Frauen,  Kindern  und  Unerwachsenen  zuteil  werden  läßt, 
werden  nicht  zu  dem  Zwecke  und  mit  der  Absicht  geschaffen,  eine  zum 
Nachteile  des  Ganzen  lebende  Schicht  zu  bilden,  sondern  beschränken  im 
Interesse  des  Ganzen  (oft  gegen  den  Willen  der  „privilegierten“  einzelnen) 
die  rechtliche  Freiheit  sowohl  der  Geschützten  wie  auch  der  übrigen  in  ge¬ 
wissen  Beziehungen.  Was  die  Sozialversicherung  betrifft,  ist  es  wohl  wahr, 
daß  sie  nur  für  eine  bestimmte  Einwohnerkategorie  obligatorisch  ist.  Der 
Grund  dafür  besteht  wieder  nicht  darin,  ihnen  etwas  zu  bieten,  was 
die  anderen  nicht  besitzen  sollen,  sondern  der  Sozialpolitiker  beabsichtigt 
alle  diejenigen  zu  sichern,  die  sich  selbst  nicht  sichern  können  oder  nicht 
wissen,  wie  sie  das  machen  sollen.  Der  Umstand,  daß  der  Sozialpolitiker 
nicht  allmächtig  ist  und  daß  die  Mittel  eines  Staates  keineswegs  unerschöpf- 
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lieh  sind,  erklärt  es,  daß  vor  einer  bestimmten  Grenze  des  Einkommens  und 
des  Vermögens  die  Fürsorge  des  Gesetzgebers  ein  Ende  nimmt. 

Der  Gesetzgeber  ist  bestrebt,  denjenigen  ein  bestimmtes  Lebens¬ 
minimum  zu  sichern,  die  es  infolge  der  heutigen  sozialen  Einrichtungen  nicht 
besitzen,  er  bietet  es  nicht  denjenigen,  die  anderswie  gesichert  sind.  Er  will 
keine  Ungleichheit  schaffen,  sondern  sie  beseitigen. 

Man  darf  überhaupt  aus  diesen  sozialpolitischen  Maßregeln  nicht 
folgern,  daß  die  Gesellschaft  wieder  in  Stände  geteilt  wird:  keine  von  diesen 
Vorkehrungen  verleiht  den  Betroffenen  einen  privilegierten  Einfluß  auf  die 
öffentliche  Macht,  wie  es  in  der  Idee  eines  Standes  gelegen  hat. 

•  Die  eben  angeführten  Eingriffe  in  das  Verhältnis  der  Bürger  vor 
dem  Rechte  bezwecken  die  Einführung  der  Gleichheit  auf  dem  wirtschaft¬ 
lichen  Gebiete. 

Worin  besteht  die  wirtschaftliche  Gleichheit?  Heute  unterliegt  es 
keinem  Zweifel  mehr,  daß  es  keine  mechanische,  durch  bloße  Teilung  ein¬ 
geführte  Gleichheit  des  Einkommens  oder  des  Vermögens  ist.  Erstens  würde 
ein  solches  System  dem  moralischen  Prinzip  des  Verdienstes  nicht  ent¬ 
sprechen,  und  dann  würde  es  nicht  einen  Tag  bestehen  —  falls  es  auch 
eingeführt  würde  — ,  wenn  man  zuließe,  daß  ein  jeder  mit  seinem  Teile 
das  machen  könnte,  was  er  wollte.  Diese  grobe  Auffassung  der  Gleichheit 
ist  längst  vorüber,  und  nur  hie  und  da  begegnen  wir  unüberlegten  Ueber- 
resten  dieser  Idee.  Wenn  irgendwo,  so  kann  man  besonders  auf  dem  wirt¬ 
schaftlichen  Gebiete  gut  beobachten,  daß  die  Gleichheit  Gleichmäßigkeit 2) 
ist,  die  Proportionalität  zwischen  der  Arbeit  und  ihrem  Gewinne, 
zwischen  dem  Risiko  und  der  Prämie,  zwischen  der  Ware  und  daren  Preis 
auf  dem  Markte  usw.  Es  gibt  Leute,  welche  der  aufrichtigen  Meinung  sind, 
daß  dieser  Gedanke  der  Gleichheit  in  der  heutigen  Ordnung  wenigstens 
prinzipiell  seine  Verwirklichung  erfährt,  und  zwar  als  der  Gedanke  der  Ver¬ 
hältnismäßigkeit  zwischen  der  Leistung  und  der  Gegenleistung. 

Diese  Leute  berufen  sich  darauf,  daß  in  der  heutigen  Gesellschafts¬ 
ordnung  ein  jeder  gleich  machen  darf,  was  auf  Grund  der  Rechtsordnung 
überhaupt  erlaubt  ist.  Wenn  also  etwa  Ungleichheiten  des  Vermögens  und 
des  Einkommens  Vorkommen,  so  sollen  daran  diejenigen  schuld  sein,  die 
das,  was  das  Gesetz  allen  im  gleichen  Maße  gewährt,  nicht  voll  ausnützen  ,  .  . 
Sie  sehen  also  die  wirtschaftliche  Gleichheit  in  der  Gleichheit  der  Gelegen¬ 
heit  (equality  of  opportunity)  und  halten  dafür,  daß  diese  die  heutige  Gesell¬ 
schaftsordnung  allen  im  gleichen  Maße  gewährt. 


2)  John  A.  Rayan,  Distributive  Justice,  New  York,  Macmillan  1916,  S,  243 — 244. 
,, Sollte  man  den  Menschen  gleiche  Einkommenbeträge  geben,  so  würde  es  bedeuten, 
sie  ungleich  zu  behandeln,  weil  sie  nicht  dieselben  Bedürfnisse  des  Lebens  und  der  Ent¬ 
wickelung  ihrer  Persönlichkeit  besitzen.“ 
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Bedenken  wir  nun  aber,  was  es  nutzt,  wenn  ein  jeder  bei  uns  gleich 
berechtigt  ist,  sich  eine  Schuhfabrik  oder  Lokomotivenfabrik  zu  gründen, 
ebenso  daß  er  Philosophie  oder  Medizin  studieren  „darf“,  wenn  die  meisten 
nichts  davon  wählen  können,  weil  sie  dazu  keine  Mittel  haben. 

Die  Gleichheit  „des  Dürfens“  bei  gleichzeitiger  Ungleichheit  „des 
Könnens“  —  das  ist  eine  Gleichheit,  welche  die  heutige  gesellschaftliche 
Einrichtung  den  Bürgern  der  zivilisierten  Staaten  gewährt.  Es  ist  wohl 
wahr,  daß  die  Ungleichheit  „zu  können“  (der  guten  Lebensaussichten)  in 
verschiedenen  Staaten  verschieden  ist,  aber  diese  Unterschiede  betreffen 
nur  den  Grad,  nicht  den  Begriff. 

Es  ist  Fr.  Oppenheimers  Verdienst,  daß  er,  wie  niemand  vor  ihm,  be¬ 
wiesen  hat,  wie  das  Klassenmonopol  des  Grund  und  Bodens  und  das  auf 
demselben  erbaute  Kapitalmonopol  diese  faktische  Ungleichheit  bei  der 
Existenz  der  formellen,  rechtlichen  Gleichheit  „des  Dürfens“  verschuldet. 
Fr.  Oppenheimer  bewies  dies  mittels  der  deduktiven  Methode  ebenso  über¬ 
zeugend  wie  mittels  der  induktiven  Methode,  und  so  verifizierte  er  die 
Richtigkeit  seiner  Entdeckung.  Seine  Studie  über  den  Wert3)  zeigte,  daß  die 
Synthese  der  subjektiven  und  objektiven  Theorie  des  Wertes  in  der  „reinen 
Oekonomie“  möglich  ist.  Gleichzeitig  brachte  er  den  Beweis  bei,  daß  in 
einem  System,  wo  es  ein  Klassenmonopol  des  Bodens  und  das  auf  ihm 
erbaute  Kapitalsmonopol  nicht  gibt,  die  Schwachen  von  den  Starken 
nicht  unterdrückt  werden,  wie  es  heute  geschieht,  sondern  daß  die  Schwachen 
von  den  Starken  unterstützt  werden,4) 

Es  ist  tatsächlich  die  erste  Voraussetzung  der  „gleichen  Gelegenheit“, 
daß  einem  jeden  die  Naturenergien  zugänglich  gemacht  werden  und  damit 
einem  jeden  gleiche  Gelegenheit  zur  Entfaltung  seiner  Fähigkeiten  garantiert 
werde.  Solange  diese  Voraussetzung  nicht  erfüllt  ist,  suchen  wir  vergeblich 
den  gerechten  Preis,  sei  es  der  Arbeit,  sei  es  der  Waren,  vergeblich  jagen 
wir  nach  den  Garantien  der  Freiheit.  Wo  es  keine  gleiche  Gelegenheit  gibt, 
Verdienste  zu  erwerben,  dort  kann  auch  das  Verdienst  keine  gerechte  Ent¬ 
lohnung  erfahren,  denn  dieses  Verdienst  scheint  ein  Unrecht  in  den  Augen 
derjenigen  zu  sein,  denen  es  nicht  erlaubt  wurde,  an  dem  Wettbewerb  um 
die  Verdienste  teilzunehmen.  Die  Gleichheit  vor  dem  Rechte  setzt  die 
Gleichheit  vor  der  Arbeit  voraus. 

Sidney  und  Beatrice  Webb  bemerken  in  einem  Buche,  daß  die 
Menschen  ein  plötzliches  Reichwerden  eher  einem  glücklichen  Lotterie¬ 
spieler  als  einem  außerordentlich  begabten  Menschen  vergönnen,  der  sich 
zu  diesem  Vermögen  ehrlich  verhalf.  Die  Erklärung?  Einem  schlichten 

3)  Wert  und  Kapitalprofit.  Jena,  Fischer  1916. 

4)  Diese  Vorstellung  hatten  alle  Sozialisten  der  sogenannten  Utopistenschule. 
Wissenschaftlich  wurde  dieses  Thema  z.  B.  von  Loria  bearbeitet:  Basi  economiche  della 
costituzione  sociale.  4.  Ausg.  1913.  Turin,  Bocca,  S,  25  u.  a, 
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Menschen  scheint  es,  daß  der  Lotteriespieler  für  sein  Reichwerden  keine 
besonderen  Privilegien  hatte  wie  jener  talentierte  Mensch,  daß  bei  der 
Lotterie  eher  die  „Gleichheit  der  Gelegenheit“  als  bei  der  Verteilung  der 
Talente  gegeben  war. 

Durch  die  Gleichheit  der  Gelegenheit  ist  jedoch  der  Begriff  der  wirt¬ 
schaftlichen  Gleichheit  nicht  erschöpft.  Prof.  Rashdall,  der  in  seiner  „Theorie 
des  Guten  und  des  Bösen“5)  das  Problem  der  Gleichheit  einer  tiefen  Unter¬ 
suchung  unterwarf,  beweist,  daß  der  Begriff  der  Gleichheit  sich  mit  der 
bloßen  Gleichheit  der  Gelegenheit  keineswegs  deckt.  Die  Gleichheit  der 
Gelegenheit  hat  keinen  Sinn  für  den  Menschen,  der  durch  einen  (vielleicht 
unverschuldeten)  Mangel  von  derselben  keinen  Gebrauch  machen  kann  be¬ 
ziehungsweise  dieselbe  nicht  einmal  zu  erblicken  imstande  ist.  Es  genügt 
nicht,  den  Menschen  „gleiche  Gelegenheit  zu  geben“,  wir  müssen  ihre 
spezielle  Situation,  ihre  Gesundheit,  ihren  Charakter,  ihre  Begabung  und  ihr 
Interesse  gleichmäßig  berücksichtigen.  Diese  Gleichheit  nennt  Prof.  Rashdall 
equality  of  consideration  (die  Gleichheit  der  Rücksicht,  Gleichheit  in  der 
Berücksichtigung  der  Interessen).  Die  Grundlage  dieser  Gleichheit  ist  die 
Regel  Jeremias  Benthams:  „Jeden  soll  man  für  einen  rechnen  und  nicht  für 
mehr  als  einen“,  was  Prof.  Rashdall  auf  folgende  Weise  deutet:  „Das  Wohl¬ 
sein  eines  jeden  so  hoch  schätzen  wie  ein  ähnliches  Wohlsein  eines  be¬ 
liebigen  anderen.“6) 

Diese  Auffassung  der  Gleichheit  führt  uns  zur  Abweisung  von  Ent¬ 
würfen,  welche  das  Glück  der  einen  auf  Kosten  der  anderen  gründen 
wollen.  Diese  Auffassung  der  Gleichheit  ist  besonders  in  der  Steuerpolitik 
zur  Geltung  zu  bringen,  wo  die  Verteilung  der  Last  nach  der  Tragfähigkeit 
des  Steuerpflichtigen  zum  führenden  Hauptprinzip  wurde.  Die  gleiche 
Berücksichtigung  der  Interessen  führt  den  Sozialpolitiker  zu  jenen  schein¬ 
baren  Privilegien,  die  schon  oben  erwähnt  wurden,  nämlich  zum  Schutze 
der  Frauen  und  Kinder,  einiger  Kategorien  von  Erwachsenen,  welche 
Privilegien  durch  besondere  Umstände,  die  einer  besonderen  Rücksicht 
würdig  sind,  durchaus  begründet  erscheinen.  —  Um  die  Berücksichtigung 
der  Gleichheit  der  Interessen  verwirklichen  zu  können,  dazu  muß  man  die 
Interessen  kennen  —  dies  führt  zu  dem  Prinzip  der  Interessenvertretung 
und  zum  Schutze  der  Minderheiten.  Von  den  vorsichtigen  Politikern  werden 
auch  in  den  Demokratien  die  Stimmen  nicht  nur  abgezählt,  sondern 
abgewogen. 

5)  The  Theory  of  Good  and  Evil.  Oxford  1907.  Clarendon  Press.  Bd.  I, 
S.  230  u.  f. 

6)  Every  one's  good  to  count  for  as  much  as  the  like  good  of  any  one  eise,  — 
Theory  I.,  S.  242.  —  Daselbst  S.  262 — 263  charakterisiert  er  diese  Auffassung  der  Gleich¬ 
heit  als  ,, equality  in  the  degree  of  importance,  which  is  attached  lo  each  man's  indi¬ 
vidual  well  being  in  the  distribution  of  ultimate  good  so  far,  as  such  distribution  is 
capable  of  being  affected  by  human  action", 
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Wie  die  Moralentwicklung  der  Menschheit  dieser  Auffassung  der 
Gleichheit  vorangeht,  das  zeigt  uns  gleich  z.  B.  die  Entwicklung  von  der 
,, gleichen“  Kopfsteuer  über  die  „gleiche“  proportionelle  Steuer  zu  der 
gleichen  progressiven  Steuer.  Wir  sehen  auch,  wie  die  moderne  Oekonomik 
mit  ihrer  Grenznutzentheorie  mit  der  ethischen  Theorie  über  die  Gleichheit 
der  Opfer  zusammenhängt  (equality  of  sacrifice). 

Der  Gedanke  der  Gleichheit  dringt  in  der  Tat  in  das  wirtschaftliche 
Leben.  Allerdings  nicht  ohne  Schwierigkeiten.  Nicht  nur  die  Denkgewohn¬ 
heiten,  sondern  auch  starke  Interessen,  von  der  Macht  der  Gesellschaft 
gehalten,  stehen  ihm  im  Wege.  Beachten  wir  nur  z.  B.,  wie  sich  der  Grund¬ 
satz:  „für  gleiche  Arbeit  gleiche  Entlohnung“  im  Konkurrenzkämpfe  der 
Frauen  und  Männer  im  Lohnverhältnisse  geltend  macht.  Vergleichen  wir 
die  Behandlung  der  Fremden  noch  auf  dem  wirtschaftlichen  Gebiete  mit 
der  Behandlung  derselben  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechtes. 

Diese  Erscheinungen  dürfen  uns  jedoch  nicht  abschrecken.  Die 
Richtung  des  Fortschrittes  zeigt  uns  die  bisherige  Entwickelung  ziemlich 
klar.  Und  wer  die  Entwickelung  in  der  Vergangenheit  anerkennt,  der  muß 
an  sie  auch  für  die  Zukunft  glauben.  Der  sozial  fühlende  Mensch  ist  heute 
mehr  durch  die  Ueberreste  der  sozialen  Ungleichheit  beunruhigt  als 
zufriedengestellt  durch  die  Fortschritte  auf  dem  Wege  zum  Ideal  der 
Gleichheit.  Es  ist  eben  das  Wesen  der  heutigen  Reformzeit,  daß  man 
mehr  die  Notwendigkeit  von  Reformen  als  die  Freude  an  den  schon  voll¬ 
zogenen  Reformen  empfindet. 

Der  Sieg  der  menschlichen  Gleichheit  in  der  Religion,  wo  sie  am 
ehesten  Fuß  faßte,  und  ihre  bisherigen  Erfolge  auf  dem  Rechtsgebiete  — 
das  alles  läßt  in  uns  die  Hoffnung  wachsen,  daß  sich  auch  im  wirtschaft¬ 
lichen  Leben  bei  den  Versuchen  Erfolge  einstellen,  denen  dann  der 
endgültige  Sieg  folgen  wird. 
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Der  Begriff  des  Bedürfnisses  und  des  Aufwands 
in  der  ökonomischen  Theorie  und  in  der  Volks¬ 
wirtschaftspolitik 

Von  Fritz  Edinger 

Zwei  Definitionen  des  Bedürfnisbegriffes  stehen  sich  im  wesentlichen 
in  der  theoretischen  Nationalökonomie  gegenüber.  Die  eine  von  Hermann 
(Staatswirtschaftliche  Untersuchungen,  München,  1870)  ist  fast  wörtlich 
von  Adolf  Wagner  (Grundlegung  der  politischen  Oekonomie  I,  3.  Auflage, 
Leipzig,  1892),  Brentano  (Versuch  einer  Theorie  der  Bedürfnisse,  München, 
1908),  Philippovich  (Grundriß,  I)  und  Lexis  (Allgemeine  Volkswirtschafts¬ 
lehre,  Leipzig,  1910)  und  Artikel  „Bedürfnis“  (Lexis)  im  Wörterbuch  der 
Volkswirtschaft  übernommen  worden.  Nach  ihr  heißt  „Bedürfnis“:  „das 
Gefühl  eines  Mangels,  mit  dem  Streben,  ihn  zu  beseitigen“  (Hermann). 
Hier  steht  also  der  Begriff  des  Mangels  im  Mittelpunkt;  ein  Bedürfnis 
wird  nur  da  angenommen,  wo  wenigstens  subjektiv  ein  Mangel  empfunden 
wird.  Dem  gegenüber  kommen  Autoren  wie  Schmoller  (Allgemeine  Volks¬ 
wirtschaftslehre,  I.  Auflage,  Leipzig,  1910)  und  Oppenheimer  (Theorie) 
ohne  den  Begriff  des  Mangels  aus.  Nach  Schmoller  bezeichnen  wir  als 
Bedürfnis  „jede  mit  einer  gewissen  Regelmäßigkeit  und  Dringlichkeit  auf- 
tretende,  gewohnheitsmäßig  aus  unserem  Seelen-  und  Körperleben  ent¬ 
springende  Notwendigkeit,  durch  irgend  eine  Berührung  mit  der  Außenwelt 
unsere  Unlust  zu  bannen,  unsere  Lust  zu  vermehren“.  Und  Oppenheimer 
sagt:  „Das  Bedürfnis  ist  das  Gefühl  einer  Störung  im  Gleichgewicht  der 
Substanz  oder  Energie  des  Organismus  und  der  damit  verbundene  auf  Be¬ 
seitigung  der  Störung  gerichtete  Trieb“  (Theorie,  2.  Auflage,  Seite  14). 

Um  diesen  verschiedenen  Definitionen  gerecht  zu  werden,  muß  man 
erkennen,  daß  sie  zu  ganz  verschiedenen  Zwecken  geprägt  wurden.  Oppen¬ 
heimer  will  einen  soziologischen  Bedürfnisbegriff  geben,  der  jedes  psycho¬ 
logische  Bedürfnis  umfassen  soll,  das  von  irgend  welchem  Einfluß  auf  die 
gesellschaftliche  Dynamik  ist;  solche  Bedürfnisse  können,  wie  er  mit  Recht 
betont,  ebenso  gut  wie  aus  dem  Mangel  auch  aus  dem  Ueberschuß  an 
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Substanz  oder  Energie  entstehen,  so  z.  B.  das  Bedürfnis  nach  körperlicher 
Betätigung,  der  Geschlechtstrieb,  überhaupt  jeder  eigentliche  Schaffens¬ 
trieb,  Demgegenüber  denken  Hermann,  Wagner  usw,,  wenn  sie  von  „Be¬ 
dürfnis"  sprechen,  immer  nur  an  solche  Bedürfnisse,  die  zu  ihrer 
Befriedigung  ökonomischer  Mittel  bedürfen  und  somit  den  Anreiz  zu 
wirtschaftlichem  Handeln  bilden;  hier  besteht  in  der  Tat  immer  ein  Mangel, 
auch  dann,  wenn  das  Bedürfnis  ursprünglich  auf  einen  Ueberschuß  zurück¬ 
zuführen  ist,  also  z.  B,  beim  Bedürfnis  nach  körperlicher  Betätigung  ein 
Mangel  an  Turngeräten,  In  der  neuesten,  fünften  Auflage  seines  Werkes 
hat  Oppenheimer  dem  auch  Rechnung  getragen;  er  erkennt  an,  daß  für  die 
Wirtschaft  nur  das  aus  dem  Mangel  entstehende  Bedürfnis  von  Bedeutung 
ist,  Oppenheimers  „negatives  Bedürfnis",  negativ  zum  mindesten  in  Bezug 
auf  die  zu  seiner  Befriedigung  nötigen  Mittel,  so  daß  hier  die  Hermannsche 
Definition  gilt,  Schmollers  Definition,  nach  der  ein  Bedürfnis  „gewohnheits¬ 
mäßig,  mit  einer  gewissen  Regelmäßigkeit"  auf  treten  muß,  ist  daraus  ver¬ 
ständlich,  daß  Schmoller  Wirtschaftshistoriker  ist  und  daß  in  der  Wirt¬ 
schaftsgeschichte  tatsächlich  gewöhnlich  nur  solche  Bedürfnisse  Bedeutung 
gewinnen,  die  mit  einer  „gewissen  Regelmäßigkeit"  auftreten, 

Allen  diesen  Definitionen  und  nahezu  allen  übrigen  (Literatur  bei 
Tiburtius,  „Der  Begriff  des  Bedürfnisses",  Jena,  1914)  ist  eines  gemeinsam: 
sie  sprechen  von  einem  Bedürfnis  nur  da,  wo  es  mehr  oder  weniger  bewußt 
empfunden  wird,  wo  es  also  eine  Art  des  Begehrens  darstellt.  Eine  Aus¬ 
nahme  macht  allein  Carl  Menger:  Er  versteht  unter  Bedürfnissen  „Erforder¬ 
nisse  der  Erhaltung  und  harmonischen  Entwicklung  der  menschlichen  Natur 
in  ihrer  Totalität"  und  bemerkt  dazu:  „Die  Exigenzen  der  Natur  eines 
Lebewesens  werden  nicht  erst  dadurch  zu  Bedürfnissen,  daß  dieses  selbst 
sie  erkennt ,  ,  ,  das  Bedürfnis  muß  von  dem  dasselbe  erkennenden  Subjekt 
unterschieden  werden  und  es  ist  demnach  die  Erkenntnis  des  Bedürfnisses 
durch  das  bedürfende  Subjekt  dem  Begriffe  des  Bedürfnisses  nicht  wesent¬ 
lich,  Daß  die  Bedürfnisse  eines  Subjektes  erst  dann  eine  praktische 
Bedeutung  für  die  Wirtschaft  zu  gewinnen  vermögen,  wenn  sie  von  dem 
Träger  des  Bedürfnisses  selbst  oder  für  ihn  von  einer  anderen  Person 
erkannt  werden  und  nur  insoweit  als  das  der  Fall  ist,  steht  außer  Zweifel, 
ist  für  die  hier  behandelte  Frage  indes  irrelevant,"1)  Menger  nennt  dann 
„wahre  Bedürfnisse"  solche,  die  „durch  unsere  Natur  und  die  Sachlage, 
in  die  wir  uns  gestellt  finden,  (dazu  rechnet  Menger  auch  die  Stellung  des 
Individuums  als  Glied  eines  sozialen  Verbandes)  gegeben  sind"  und  vertritt 
das  Bestehen  solcher  wahren,  naturgegebenen  Bedürfnisse  unabhängig  von 
irgend  einer  bestimmten  Rechtstheorie,  An  die  Untersuchung  dieser 
„wahren  Bedürfnisse"  müßten  „die  rationelle  Theorie  und  die  praktische 
Wirtschaftslehre , ,  anknüpfen,"  Dazu  ist  folgendes  zu  sagen:  für  die 


*)  Grundzüge  der  Volkswirtschaftslehre,  S,  3  ff.  2,  Au  fl.  Wien  1923, 
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theoretische  Nationalökonomie,  für  die  Wirtschaftsgeschichte  und  für  jede 
Seins-Wissenschaft  von  der  Gesellschaft  können  Bedürfnisse  nur  dann  eine 
Bedeutung  gewinnen,  wenn  sie  bewußt  werden  und  wenn  ihr  Bewußt¬ 
werden  eine  Reaktion,  den  Trieb  zu  ihrer  Befriedigung  hervorruft.  Ob  diese 
Bedürfnisse  von  irgend  einem  Standpunkt  gesehen  wahre  oder  falsche 
sind,  ist  völlig  belanglos;  nur  die  Stärke,  mit  der  sie  empfunden  und 
abreagiert  werden,  und  vor  allem  die  Mittel,  die  ihren  Trägern  für  ihre 
Befriedigung  zur  Verfügung  stehen,  entscheiden  über  ihre  Bedeutung,  d.  h. 
über  ihren  Einfluß  auf  das  Wirtschafts-  und  Gesellschaftsleben. 

Wenn  wir  somit  Mengers  Bedürfnisbegriff  für  die  Theorie  vollständig 
ablehnen  müssen,  so  hat  er  doch  zweifellos  eine  Bedeutung  für  die  „prak¬ 
tische  Wirtschaftslehre“  Mengers,  unsere  Volkswirtschaftspolitik.  Hier 
reicht  der  zuerst  skizzierte  Bedürfnisbegriff,  den  wir  den  psychologischen 
nennen  wollen  und  der,  wie  wir  schon  sagten,  eine  Art  des  Begehrens 
darstellt,  nicht  aus.  Kein  ernsthafter  Volkswirtschaftspolitiker  wird  die 
Befriedigung  aller  zufällig  auftretenden  psychologischen  Bedürfnisse  ohne 
Prüfung  ihrer  Berechtigung  als  sein  Ziel  ansehen.  Wenn  Fuchs  (Volks¬ 
wirtschaftslehre  Tübingen  1909  Seite  20)  sagt,  Aufgabe  der  Volkswirtschaft 
sei  „die  möglichst  vollständige  Befriedigung  der  Bedürfnisse  aller  ihrer 
Glieder  durch  wirtschaftliche  Güter  ohne  Kritik  dieser  Bedürfnisse“,  so 
widerspricht  er  sich  selbst,  wenn  er  fortfährt,  „nicht  nur  die  Befriedigung  der 
vorhandenen,  sondern  auch  die  Entwicklung  neuer  Bedürfnisse  —  also  die 
steigende  Bedürfnisbefriedigung  aller  ihrer  Glieder.“  Denn  wie  soll  man, 
ohne  die  Anwendung  irgend  eines  kritischen  Maßstabes,  entscheiden, 
welche  neuen  Bedürfnisse  zu  entwickeln,  respektive  welche  vorhandenen 
zu  fördern  sind  oder  noch  zu  steigern.  Aus  diesem  Dilemma  ist  man  wohl 
darauf  gekommen,  einen  Unterschied  zwischen  sogenannten  „wahren“  und 
„falschen“  Bedürfnissen  zu  machen,  den  man  dann  sinnloser  Weise  in  die 
theoretische  Nationalökonomie  herübergenommen  hat. 

Nun  ist  allerdings  der  psychologische  Bedürfnisbegriff  nicht  der 
einzig  mögliche.  Wir  kennen  aus  der  Naturwissenschaft  einen  anderen,  den 
ich  den  bio-physiologischen  nennen  möchte.  Dieser  Begriff  umfaßt  die  Be¬ 
dürfnisse  des  lebendigen  Organismus,  ohne  deren  Befriedigung  er  zu  Grunde 
gehen  oder  verkümmern  muß,  ganz  einerlei  ob  sie  bewußt  empfunden 
werden  oder  nicht.  Dazu  gehören  z.  B.  das  Sauerstoff-Bedürfnis,  das 
Nahrungsbedürfnis  und  das  Wärmebedürfnis.  Das  erstere  wird  unter 
normalen  Umständen  überhaupt  nicht  empfunden,  das  Nahrungsbedürfnis 
besteht  auch  bei  Kranken,  die  den  Appetit  verloren  haben,  denen  jede 
Nahrung  widersteht;  ein  solcher  Mensch  kann  verhungern,  ohne  Hunger  zu 
empfinden;  ebenso  hat  der  Erschöpfte,  der  sich  in  den  Schnee  legt  und 
einschläft,  ohne  zu  frieren,  trotzdem  ein  Wärmebedürfnis,  und  weil  es  nicht 
befriedigt  wird,  erfriert  er.  Man  hat  vorgeschlagen,  hier  statt  „Bedürfnis“ 
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Bedarf  zu  sagen,  meines  Erachtens  zu  unrecht,  denn  unter  „Bedarf“  ver¬ 
stehen  wir  das  Quantum  an  Stoffen  oder  Energien  der  Außenwelt,  das  zur 
Befriedigung  eines  Bedürfnisses  notwendig  ist;  hier  aber  handelt  es  sich 
tatsächlich  um  ein  „Bedürfen“  der  organischen  Substanz,  weshalb  man  ja 
auch  z.  B.  vom  Sauerstoff hunger  des  Organismus  spricht  (ja,  eine  neuere 
biologische  Schule,  die  sogenannten  „Psycho-Vitalisten“,  nimmt  hier  sogar 
psychische,  d.  h.  bewußte  Bedürfnisse  der  einzelnen  Zellen  an).  Gewiß  hat 
v,  Wieser  recht,  wenn  er  betont,  die  Wirtschaftstheorie  habe  nicht  „das 
physiologische  Wärmebedürfnis  zu  untersuchen  .  .  sondern  .  .  es  mit  dem 
Bedürfnis  nach  Feuerung,  nach  wärmenden  Kleidern,  nach  schützender 
Kleidung  zu  tun;  .  .  sich  nicht  etwa  mit  dem  Hunger  als  solchem  zu  be¬ 
schäftigen,  —  mit  dem  „Ernährungsbedürfnis“,  wie  man  sagen  könnte,  — 
sondern  mit  dem  Nahrungsbedürfnis,  das  die  Aufnahme  bestimmter 
Nahrungsmittel  begehrt“  (Theorie  der  gesellschaftlichen  Wirtschaft,  im 
„Grundriß  der  Sozialökonomik“  I,  Tübingen,  1914,  Seite  143),  Das  ändert 
aber  nichts  an  der  Tatsache,  daß  die  Volkswirtschaftspolitik,  so  sehr  sie 
auch  darauf  aus  sein  mag,  das  subjektive  Begehren  der  Bevölkerung  nach 
bestimmten  Nahrungs-  und  Genußmitteln  zu  befriedigen,  doch  immer  das 
physiologische  Ernährungsbedürfnis  vor  Augen  haben  muß.  Sie  wird  z.  B. 
dafür  zu  sorgen  haben,  daß  das  nötige  Quantum  Kartoffeln  für  die  Er¬ 
nährung  vorhanden  ist,  auch  dann,  wenn  das  subjektive  Bedürfnis  der 
Bevölkerung  mehr  auf  Kartoffelschnaps  geht;  sie  wird  für  Kanalisation 
und  andere  hygienische  Einrichtungen  sorgen,  auch  wenn  die  Bewohner 
der  betreffenden  Gegenden  gar  kein  subjektives  Begehren  danach  zeigen. 

Auf  der  anderen  Seite  darf  der  Politiker  natürlich  auch  das  psycho¬ 
logische  Bedürfnis  als  gegebenen  Faktor  nicht  vernachlässigen,  ja,  dieses 
kann  unter  Umständen  mit  solcher  Stärke  auftreten,  daß  er  ihm  nachgeben 
muß,  auch  wenn  seine  Erfüllung  erwiesenermaßen  eine  biologische 
Schädigung  bedeutet.  So  mußte  man  im  Kriege,  weil  das  „Hungergefühl” 
der  Massen  Brot  in  großen  Mengen  verlangte,  diesem  psychologischen  Be¬ 
gehren  nachgeben,  indem  man  das  Brot  durch  Streckung  mit  Kleie  ver¬ 
mehrte,  während  es  vom  ernährungsphysiologischen  oder  biologischen 
Standpunkt  aus  besser  gewesen  wäre,  wie  Versuche  gezeigt  haben,  besseres 
Brot  in  kleineren  Mengen  zu  geben. 

Es  soll  nochmals  betont  werden,  daß  es  sich  hier  nicht  um  zwei  ver¬ 
schiedene  Bedürfnisse,  sondern  um  zwei  verschiedene  Bedürfnis-Begriffe 
handelt;  in  den  meisten  Fällen  entsprechen  ja  den  psychologischen  Bedürf¬ 
nissen  auch  biologische,  und  umgekehrt  werden  die  biologischen  Bedürf¬ 
nisse  zumeist  auch  bewußt  empfunden.  Nur  um  eine  Klärung  herbei¬ 
zuführen,  wurden  oben  gerade  solche  Fälle  zitiert,  wo  das  nicht  der  Fall 
ist;  als  weitere  Beispiele  könnte  man  noch  hinzufügen:  das  Alkohol-  und 
Nikotinbedürfnis  auf  der  einen  Seite  —  keine  biologische  Ursache  —  und 
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auf  der  anderen  das  biologische  Bedürfnis  nach  frischer  Luft  in  über¬ 
füllten  Räumen,  das  oft  gar  nicht  zum  Bewußtsein  gelangt.  Festzuhalten 
ist  jedenfalls,  daß  es  sich  in  dem  einen  Falle  um  ein  psychologisches 
Begehren  handelt,  mit  der  Tendenz,  Lust  zu  suchen  und  Unlust  zu  ver¬ 
meiden,  im  anderen  um  eine  organische  Notwendigkeit  mit  dem  Zwecke 
der  Erhaltung,  des  Wachstums  und  der  Fortpflanzung  des  Organismus  und 
vor  allem  der  Gattung.  Natürlich  kann  ein  rein  psychologisches  Begehren, 
dem  an  sich  keine  biologische  Notwendigkeit  entspricht,  etwa  das  Bedürfnis 
nach  Alkohol  oder  Tabak,  mit  solcher  Intensität  auftreten,  daß  seine  Nicht¬ 
befriedigung  eine  Beeinträchtigung  der  Leistungsfähigkeit  des  Individuums 
bedeuten  und  somit  sekundär  zu  einer  biologischen  Schädigung  werden  kann. 
Für  den  Volkswirtschaftspolitiker  ist  das  psychologische  Bedürfnis  ein  ge¬ 
gebener  Faktor  der  ökonomischen  Dynamik,  mit  dem  er  jedenfalls  rechnen 
muß,  ganz  einerlei,  ob  er  es  von  irgendeinem  Standpunkt  aus  für  richtig 
oder  falsch  hält.  Es  ist  ferner  prinzipiell  der  objektiven  Forschung  zu¬ 
gänglich,  und  es  sind  ja  auch  zahlreiche  Untersuchungen  über  die  Bedürf¬ 
nisse  verschiedener  Bevölkerungsschichten,  vor  allem  der  Arbeiterschaft,  auf 
dem  Wege  der  Enquete  gemacht  worden.  Soweit  es  sich  zu  einer  wirksamen 
Nachfrage  verdichtet,  kann  es  auch  von  der  Statistik  erfaßt  werden.  Es  ist 
eine  reine  Seinstatsache, 

Bei  den  biologischen  Bedürfnissen  handelt  es  sich  um  eine  Wert¬ 
verbindung  oder  „Wertbeziehung“  (Rickert),  und  der  Wert,  auf  den  sie  sich 
beziehen,  ist  das  Leben,  dem  ihre  Nichtbefriedigung  Abbruch  tut.  Diese 
Wertbeziehung  gilt  ganz  unabhängig  von  irgendwelchen  ethischen  Wert¬ 
urteilen,  die  der  Politiker  haben  mag.  Was  der  menschliche  Organismus  zum 
Leben  braucht,  läßt  sich  nach  dem  heutigen  Stande  der  Wissenschaft  an¬ 
nähernd  objektiv  feststellen,  und  die  Nichtbefriedigung  hygienischer  Bedürf¬ 
nisse  schadet  der  Gesundheit,  ganz  gleich,  ob  man  die  Gesundheit  hoch  oder 
niedrig  einschätzt.  Werturteile  fällt  nicht  die  Hygiene  (eine  Seinswissen¬ 
schaft),  sondern  die  Eugenik  (eine  Sollwissenschaft),  die  gewisse  biologische 
Werte  allen  übrigen  Werten  voranstellt. 

Ganz  anders  verhält  es  sich  mit  einem  dritten  Bedürfnisbegriff;  hier 
wird  nicht  gefragt:  Was  wünschen  die  Menschen?  oder:  Was  braucht  der 
menschliche  Organismus  zum  Leben?,  sondern:  Was  fehlt  den  Menschen, 
dem  Volk,  dem  Staat,  um  dem  Ideal  zu  genügen,  das  der  Politiker  von  ihm 
hat,  der  Politiker  hier  weniger  als  psychologisches  Individuum,  sondern  als 
Träger  einer  bestimmten  Weltanschauung  gedacht.  Vom  Standpunkt  dieser 
Weltanschauung  bezeichnet  er  nun  irgendeine  Bevölkerungsschicht,  z.  B. 
die  Landarbeiter,  als  „bildungsbedürftig“,  obwohl  hier  vielleicht  weder  ein 
psychologisches  Begehren  nach  Bildung  vorliegt,  noch  eine  biologische  Not¬ 
wendigkeit.  Ein  anderer  spricht  von  „völkischen  Bedürfnissen“ ,  womit  er 
bewußt  oder  unbewußt  das  meint,  was  ein  Volk  braucht,  um  seinem,  des 
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Politikers,  völkischen  Ideal  zu  genügen,  also  z.  B.  politische  Unabhängig¬ 
keit,  Rassenreinheit  usw.,  ganz  gleich,  ob  die  Masse  des  betreffenden  Volkes 
wirklich  nach  diesen  Dingen  begehrt;  im  Gegensatz  dazu  wird  z.  B.  der 
Ethnologe  von  „ Bedürfnissen  der  Völker“  sprechen,  womit  dann  psycho¬ 
logische  oder  biologische  gemeint  sind,  also  etwa  das  Schmuckbedürfnis 
der  Südseeinsulaner  oder  das  Fettbedürfnis  der  Eskimo.  Als  Beispiel  für 
unsere  dritte  Bedürfnisform  mag  vor  allem  die  Schilderung  dienen,  die  Lexis 
im  Artikel  „Bedürfnis“  im  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft  von  sogenannten 
„Gemeinbedürfnissen“  gibt.  Hier  heißt  es:  „Neben  den  in  der  Empfindung 
oder  dem  Urteil  der  Individuen  entstehenden  Bedürfnissen  gibt  es  auch 
sogenannte  Gemeinbedürfnisse,  die  durch  die  Existenzbedingungen  mensch¬ 
licher  Gemeinschaften  als  solcher  wie  des  Staates,  der  Kirche,  der  Ge¬ 
meinden  hervorgerufen  werden.  Sie  gehören  im  allgemeinen  nicht  zu  den 
empfundenen,  sondern  zu  den  verstandesmäßig  anerkannten  Bedürfnissen: 
der  einzelne  Bürger  z.  B.  fühlt  kein  Bedürfnis  nach  Festungswerken  und 
Kanonen,  aber  er  erkennt,  daß  diese  Mittel  zur  Verteidigung  des  Staates 
nötig  sind.  Tatsächlich  kommt  in  der  Regel  auf  die  Meinungen  des  Ein¬ 
zelnen  über  das  Bestehen  gewisser  Gemein-Bedürfnisse  garnichts  an, 
sondern  es  wird  darüber  durch  die  Organe  der  Gemeinschaft  entschieden, 
die  ebenfalls  nicht  nach  subjektiven  Empfindungen,  sondern  nach  allge¬ 
meinen  Erwägungen  und  Ueberlegungen  urteilen  ,  .  .  .“ 

Bei  allen  diesen  Bedürfnissen,  die  wir  mangels  eines  besseren  Aus¬ 
druckes  einmal  „an  der  Norm  gemessene  Bedürfnisse“  nennen  wollen, 
handelt  es  sich  immer  um  ein  Werturteil,  vom  Standpunkt  einer  bestimmten 
Weltanschauung;  der  Inhalt  der  Lexisschen  „Gemein-Bedürfnisse“  hat 
absolut  nichts  zu  tun  mit  irgend  einem  Kollektivbewußtsein,  sondern  hängt 
von  der  Weltanschauung  derer  ab,  die  als  „Organe  der  Gemeinschaft .... 
nach  allgemeinen  Erwägungen  und  Ueberlegungen  urteilen“;  die  Pazifisten 
unter  ihnen  werden  z.  B.  das  angeführte  Bedürfnis  nach  Festungswerken 
und  Kanonen  kaum  anerkennen  und  den  Staat  durch  andere  Mittel  zu 
schützen  suchen.  In  diese  Kategorie  von  Bedürfnissen  fällt  zweifellos  auch 
der  Mengersche  Bedürfnisbegriff  trotz  Mengers  Behauptung,  daß  er  unab¬ 
hängig  von  einer  bestimmten  Rechtstheorie  sei.  Denn  „Erfordernisse  der 
Erhaltung  und  harmonischen  Entwicklung  der  menschlichen  Natur  in  ihrer 
Totalität“  kann  man  nur  entweder  rein  biologisch  verstehen,  was  Menger 
nicht  tut,  oder  aber  sie  auf  Grund  eines  naturrechtlichen  Ideals  prokla¬ 
mieren,  das  ihm  zweifellos  vorschwebt. 

Es  gibt  z.  B.  kein  Bildungsbedürfnis  „der  menschlichen  Natur  in 
ihrer  Totalität“,  sondern  es  gibt  zunächst  ein  Begehren  nach  Bildung,  ferner, 
wenn  man  den  Begriff  etwas  weiter  faßt,  für  die  meisten  Schichten  eine 
Art  biologisches  Bildungsbedürfnis,  insofern  der  Analphabet  es  heute  im 
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Kampf  ums  Dasein  schwerer  hat,  und  schließlich  Bildungsbedürfnisse  vom 
Standpunkt  verschiedener  Weltanschauungen,  etwa  der  liberalen,  der 
katholischen,  der  sozialistischen. 

Man  mag  darüber  streiten,  ob  es  überhaupt  zweckmäßig  ist,  den  Be¬ 
dürfnisbegriff  in  allen  drei  Bedeutungen  zu  gebrauchen,  und  ob  es  nicht 
besser  wäre,  ihn  auf  das  psychologische  Bedürfnis  zu  beschränken,  wie  das 
ja  die  theoretische  Volkswirtschaftslehre  im  allgemeinen  tut.  Man  könnte 
dann  vielleicht  im  zweiten  Fall  von  ,, organischem  Bedürfen“  oder 
„biologischer  Notwendigkeit“  und  im  dritten  von  „Interesse“  (also  z.  B. 
im  Lexisschen  Fall  von  Gemeininteresse)  sprechen,  worunter  jedoch  nicht 
das  subjektive  psychologische,  sondern  das  objektive  Interesse  zu  verstehen 
wäre,  objektiv  natürlich  nur  vom  Standpunkt  der  Weltanschauung,  von 
der  man  ausgeht.  Tatsächlich  braucht  aber  heute  die  Volkswirtschafts¬ 
politik  und  die  Politik  überhaupt  den  Ausdruck  „Bedürfnis“  in  allen  drei 
Bedeutungen  und  verschleiert  dadurch  Werturteile,  die  sonst  klar  hervor¬ 
treten  müßten.  Denn  welche  Volkswirtschaftspolitik  man  treibt,  hängt  eben 
ab  von  dem  Bedürfnisbegriff,  von  dem  man  ausgeht.  Will  man  nur  die 
psychologischen  Bedürfnisse  befriedigen,  läßt  man  also,  wie  das  etwa 
Fourier  getan  hat,  alle  menschlichen  Triebe  und  Bedürfnisse  als  berechtigt 
gelten,  so  wird  man  einfach  diejenigen  Güter  produzieren  lassen,  die  die 
Menschen  haben  wollen,  und  nur  im  Interesse  der  Verteilung  in  die  Wirt¬ 
schaft  eingreifen.  Dagegen  wird  z.  B.  der  vorwiegend  rassenhygienisch- 
eugenisch  orientierte  Politiker  nur  biologische  Bedürfnisse  gelten  lassen 
und  nur  diejenigen  Güter  herstellen,  die  der  biologischen  Ertüchtigung 
dienen.  Die  meisten  Politiker  aber  gehen  vom  dritten  Standpunkt  aus;  sie 
fördern  das,  was  sie  vom  Standpunkt  irgend  einer  Norm  als  „wahre  Be¬ 
dürfnisse“  ansehen.  Und  diese  Norm  ist  dann  natürlich  auch  maßgebend 
für  die  Ansprüche,  die  sie  einzelnen  Teilen  der  Bevölkerung  als  „gerecht“ 
zubilligen,  also  für  die  Verteilung  der  einzelnen  Güter  unter  die  ver¬ 
schiedenen  Bevölkerungsschichten. 

Während  sich  mit  dem  Begriff  des  Bedürfnisses  fast  die  gesamte 
ökonomische  Literatur  beschäftigt  hat,  hat  man  sich  mit  dem  des  Aufwandes 
fast  nirgends  auseinandergesetzt.  Dies,  obwohl  der  Begriff  in  fast  allen 
Lehrbüchern  vorkommt  und  in  den  verschiedensten  Bedeutungen  gebraucht 
wird.  Einmal  wird  darunter  alles  verstanden,  was  auf  der  Passivseite  eines 
wirtschaftlichen  Vorganges  steht,  wenn  man  die  Erlangung  von  Gütern  oder 
die  Befriedigung  von  Bedürfnissen  auf  die  Aktivseite  setzt.  Manchmal  meint 
man  damit  direkt  die  materiellen  Kosten,  dann  wieder  die  Verausgabung 
von  menschlicher  Energie  (Energieaufwand)  und  schließlich  die  Unlust-  oder 
Lastempfindung,  die  mit  einer  wirtschaftlichen  Handlung  verbunden  ist,  und 
die  dann  mit  dem  Lustgefühl  verglichen  wird,  das  die  Bedürfnisbefriedigung 
hervorruft. 
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Wir  gehen  hier  am  besten  in  gleicher  Weise  vor  wie  bei  der  Erörterung 
des  Bedürfnisbegriffes,  Wie  für  die  ökonomische  Theorie  nur  der  psycho¬ 
logische  Bedürfnisbegriff  in  Frage  kommen  kann,  so  kennt  sie  auch  den 
Aufwand  nur  im  psychologischen  Sinne,  So  sagt  Oppenheimer:  „Aufwand 
bedeutet  .  ,  .  weder  die  Leistung  von  Arbeit  im  Sinne  der  Physik,  noch  den 
Aufwand  von  Kosten  im  Sinne  der  Oekonomik,  ,  .  ,  .  sondern  etwas  ganz 
anderes,  nämlich  die  Ueberwindung  der  seelischen  Widerstände,  die  mit  der 
Verfügung  über  einen  Teil  eines  begrenzten  Vorrats  seelengesetzlich  ver¬ 
bunden  ist“,  (Vorrat  von  Körperenergie  oder  Gütern,  Theorie,  fünfte  Auflage, 
I,  Seite  29/30.)  Eine  klare  Betonung  des  psychischen  Charakters  dieses 
Aufwandsbegriffs  gibt  auch  Muhs,  wenn  er  erklärt:  „Wirtschaften  ist  der 
Inbegriff  der  in  allseitigem  Zusammenhang  nach  dem  Grundsatz  des  ge¬ 
ringsten  psychischen  Kostenaufwandes  zur  Erlangung  des  größten  psychischen 
Nutzens  sich  vollziehenden  Erwägungen  und  Tätigkeiten,  die  auf  die  Be¬ 
schaffung  und  Verwendung  der  materiellen  Mittel  zur  Erreichung  des 
höchsten  Gesamtbefriedigungszustandes  eines  Subjektes  gerichtet  sind,“ 
(Materielle  und  psychische  Wirtschaftsauffassung,  Jena,  1921,  Seite  96.  Die 
Richtigkeit  dieser  Wirtschaftsdefinition  selbst  soll  hier  nicht  erörtert  werden,) 
Dieser  für  die  Wirtschaftstheorie  eindeutige  Begriff  des  Aufwandes 
verliert  nun  seine  Eindeutigkeit,  sobald  wir  das  Gebiet  der  Volkswirtschafts¬ 
politik  betreten.  Wenn  Philippovich,  wie  wir  schon  sagten,  als  ihr  Ziel  die 
„reichlichste,  mannigfaltigste  und  nachhaltigste  Güterversorgung  für  alle  mit 
dem  geringstmöglichsten  Aufwand  an  Arbeitsmühe“  ansieht,  oder  Brentano 
sagt,  das  nationale  wirtschaftliche  Gesamtinteresse  erheische,  daß  „die 
Bedürfnisse  mit  dem  geringst  möglichsten  Aufwand  möglichst  vollkommen 
befriedigt  werden“  (cf.  in  Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik, 
Wien  1909,  E.  v.  Philippovich,  „Das  Wesen  der  volkswirtschaftlichen  Pro¬ 
duktivität  und  die  Möglichkeit  ihrer  Messung“.  Schriften  des  Vereins  für 
Sozialpolitik,  Band  132,  Leipzig  1910),  so  kann  der  Begriff  den  psycho¬ 
logischen  Aufwand  (Unlustgefühl)  meinen,  man  kann  darunter  aber  auch 
etwas  anderes  verstehen,  nämlich  den  biologischen  oder  physiologischen 
Aufwand.  Auch  dieser  Begriff  ist  noch  nicht  eindeutig.  Man  kann  darunter 
einfach  jede  Verausgabung  menschlicher  Energie  verstehen,  wobei  für  uns 
natürlich  nur  die  Verausgabung  im  Dienste  der  Wirtschaft  in  Betracht  kommt. 
Der  Begriff  deckt  sich  dann  ungefähr  mit  dem  der  Arbeit,  worunter  Oppen¬ 
heimer  den  „Aufwand  von  Körperenergie  im  Dienste  der  Wirtschaft“ 
(Theorie,  Seite  43)  und  Harms  „die  auf  Bedarfsdeckung  oder  Erwerb  ge¬ 
richtete  Betätigung  körperlicher  oder  geistiger  Kraft“  (Artikel  „Arbeit“  im 
Wörterbuch  der  Volkswirtschaft)  versteht.  Vollkommen  gleichgültig  für  den 
Begriff  ist  hierbei,  ob  diese  Verausgabung  von  Energie  oder  Kraft  von  Unlust¬ 
gefühlen  begleitet  ist,  d.  h.  ob  sie  einen  Aufwand  im  psychologischen  Sinne 
darstellt.  Um  Arbeit  oder  physiologischen  Energieaufwand  handelt  es  sich 
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beim  lustbetonten  künstlerischen  Schaffen  genau  so  wie  beim  unlustbetonten 
Kohlenfördern.  Ja,  unter  Umständen  kann  eine  Mechanisierung  der  Arbeit 
(Taylorsystem)  den  Energieaufwand  vermindern  und  zugleich  die  Unlust¬ 
gefühle  steigern. 

Wichtig  ist  ein  anderer  Punkt:  die  Verausgabung  von  Körperenergie 
braucht,  wenn  es  sich  um  eine  nicht  gerade  gesundheitsschädliche  Arbeit 
handelt,  —  bei  ausreichender  Ernährung  — ,  keineswegs  eine  Beeinträchtigung 
des  Organismus  zu  bedeuten,  im  Gegenteil  pflegt  der  Körper  die  Verluste 
an  Energie  oder  Substanz  oft  überzukompensieren,  worauf  z.  B.  die 
kräftigende  Wirkung  des  Turnens  beruht,  und  auch  berufliche  Arbeit  an 
freier  Luft  mit  ausreichender  körperlicher  Tätigkeit  wird  ja  oft  genug 
ärztlich  verordnet. 

Etwas  ganz  anderes  ist  der  „biologische  Aufwand“,  worunter  wir  die 
Hergabe  von  Körpersubstanz  und  Lebensenergie  verstehen  wollen,  die 
wenigstens  zunächst  und  automatisch  nicht  wieder  ersetzt  werden,  oder, 
kurz  gesagt,  die  organische  Schädigung.  Hierher  gehören  alle  gesundheits¬ 
schädlichen  Gewerbe  (z,  B,  Herstellung  von  Schwefelzündhölzem),  aber 
natürlich  auch  jede  andere  Berufstätigkeit,  auf  die  das  Obige  ganz  oder 
teilweise  zutrifft,  oder  jede  Tätigkeit,  soweit  es  auf  sie  zutrifft 
(Schädigungen  im  weitesten  Sinne,  wie  vorzeitiges  Altern,  vorzeitige  Er¬ 
werbsunfähigkeit  usw.).  Bekannt  ist  der  Bericht  des  Generals  von  Horn  an 
den  König  von  Preußen  aus  dem  Jahre  1828,  nach  dem  die  Rheinprovinz, 
-  infolge  der  Ueberanstrengung  der  jugendlichen  Arbeiter  in  den  Fabriken, 
nicht  mehr  das  erforderliche  Truppenkontingent  stellen  könne.  Hier  handelt 
es  sich  um  eine  typische  biologische  Schädigung,  eine  Schädigung  im 
Wachstum  und  der  Entwicklung  des  menschlichen  Organismus, 

Es  erscheint  wichtig,  den  Aufwand  im  psychologischen  Sinne  (mit  der 
Abgabe  von  menschlicher  Energie  (oder  Gütern)  verbundenes  Unlustgefühl) , 
im  physiologischen  (die  Energieabgabe  selbst,  einerlei,  ob  lust-  oder  unlust¬ 
betont)  und  im  biologischen  (organische  Schädigung)  zu  unterscheiden,  weil 
in  letzter  Zeit  eine  Schule,  die  sich  vor  allem  um  Wilhelm  Ostwald  gruppiert, 
in  jeder  Energie-Ersparnis  ein  Plus  und  entsprechend  in  jedem  Aufwand 
von  menschlicher  Energie  ein  auf  der  Passivseite  zu  buchendes  Opfer  sieht, 
Wir  haben  schon  oben  darauf  hingewiesen,  daß  das  keineswegs  der  Fall 
zu  sein  braucht.  Die  Abgabe  von  Körperenergie  (oder  von  geistiger)  auch 
im  Dienste  der  Wirtschaft  braucht  weder  ein  psychologisches  Unlustgefühl 
noch  eine  biologische  Schädigung  zu  bedeuten;  man  denke  etwa  an  einen 
Menschen,  der  nach  achtstündiger  Bureautätigkeit  abends  seinen  Heimgarten 
bearbeitet;  das  geschieht  weder  mit  Unlustgefühl,  noch  greift  es  den 
Organismus  an,  im  Gegenteil,  es  ist  eine  lustbetonte,  gesundheitsfördernde 
Tätigkeit,  Sie  kann  deshalb,  obwohl  sie  zweifellos  weniger  aus  dem  Boden 
herausholt  als  die  Arbeit  eines  gelernten  Gärtners,  also  im  technischen  Sinne 
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weniger  produktiv  ist,  in  höherem  volkswirtschaftlichen  Sinn  produktiver  sein, 
wenn  man,  wie  das  Philippovich  in  Anlehnung  an  Ruskin  tut,  der  volkswirt¬ 
schaftlichen  Produktivität  das  Güteverhältnis  zwischen  Lebensförderung  und 
Lebensaufopferung  zu  Grunde  legt  (cf.  Referat  von  Philippovich  über  das 
Wesen  der  volkswirtschaftlichen  Produktivität  auf  der  Wiener  Tagung  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  a.  a.  0,  S.  335).  Aehnlich  liegt  der  Fall,  wenn  Bauern 
sich  abends  in  ihren  Mußestunden  mit  Heimarbeit,  etwa  mit  Holzschnitzerei, 
beschäftigen;  diese  Arbeit  erreicht  nicht  die  technische  Leistung  des  ge¬ 
lernten  Fabrikarbeiters,  ist  aber  auch,  wenn  überhaupt,  nicht  annähernd 
so  unlustbetont  wie  diese.  Dieses  Moment  wird  von  den  Gegnern  der  Heim¬ 
arbeit  zu  wenig  berücksichtigt;  es  kommt  hinzu,  daß  bei  der  Heimarbeit 
auch  durch  die  Möglichkeit,  sich  die  Arbeit,  die  Pausen  und  den  Schlaf 
nach  eigenem  Gutdünken  einteilen  zu  können,  oft  wirklich  bei  gleicher 
Arbeitszeit  an  Körperenergie  gespart  wird.  Schließlich  ist  noch  zu  be¬ 
merken,  daß  auch  Tätigkeiten,  die  keinen  nennenswerten  Energieaufwand 
erfordern  und  bei  Gewöhnung  auch  keine  Unlustgefühle  mehr  erregen,  z,  B, 
leichte  Frauenarbeit  in  schlechtgelüfteten  Räumen,  oft  gesundheitsschädlich 
wirken  und  somit  einen  biologischen  Aufwand  (Lebensaufopferung)  darstellen. 

Der  psychologische,  der  physiologische  und  der  biologische  Aufwand 
sind  wie  das  psychologische  und  das  biologische  Bedürfnis  Seinstatsachen, 
die  wir  objektiv  erforschen  können.  Zahlreiche  Enqueten  haben  sich  mit  dem 
Aufwand  an  Unlustgefühl,  der  mit  der  Arbeit  verbunden  ist,  beschäftigt 
(cf.  u.  a.  Levinstein,  Die  Arbeiterfrage,  München  1912.)  Ebenso  hat  man,  • 
besonders  in  neuester  Zeit,  durch  physiologische  Experimente  den  physio¬ 
logischen  Energieverbrauch  bei  verschiedenen  Arbeiten  feststellen  können, 
und  schließlich  haben  sich  sozialhygienische  Untersuchungen  mit  den  ge¬ 
sundheitlichen  Schäden  beschäftigt,  die  einzelne  Berufsarten  mit  sich 
bringen.  Es  handelt  sich  bei  diesen  biologischen  Schädigungen  ebenso  wie 
beim  , .biologischen  Bedürfnis“  um  eine  „ Wertbeziehung“,  Beziehung  auf  den 
Wert  des  Menschenlebens,  die  unabhängig  davon  gilt,  ob  man  diesen  Wert 
selbst  hoch  oder  niedrig  einschätzt.  Die  zwölf-  bis  dreizehnstündige  Fabrik¬ 
arbeit  der  Jugendlichen  war  immer  schädlich  für  ihre  biologische  Ent¬ 
wicklung,  aber  man  hat  diese  Schädigung  erst  anerkannt,  als  dadurch  andere 
Werte,  z.  B.  in  dem  oben  erwähnten  Falle  die  Militärtauglichkeit,  ge¬ 
fährdet  wurden. 

Wir  können  schließlich  ebenso,  wie  wir  von  ,,an  der  Norm  gemessenen 
Bedürfnissen“  gesprochen  haben,  auch  den  Aufwand  an  irgendeiner  Norm 
messen  und  begeben  uns  damit  wieder  auf  das  Gebiet  der  „Werturteile“. 
Der  Volkswirtschaftspolitiker  kann  eine  Tätigkeit,  die  weder  unlustbetont 
ist  noch  eine  besondere  körperliche  Anstrengung  erfordert,  die  auch  keine 
organischen  Schädigungen  im  Gefolge  hat,  trotzdem  ablehnen  oder  doch  nur 
im  äußersten  Falle  zulassen,  weil  er  sie  auf  Grund  seiner  Weltanschauung 
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für  minderwertig  hält-  So  verwirft  Hasbach  die  Gründung  von  Spielbanken 
durch  den  Staat,  weil  er  sie  für  unsittlich  hält  und  die  Volkswirtschafts¬ 
politik  für  ihn  eine  „Wissenschaft  von  den  sittlichen  Mitteln  ist,  mit 
denen  der  Staat  die  Volkswirtschaft  dauernd  zu  fördern  vermag“.2)  — 
Man  braucht  aber  nicht  derartig  extreme  Fälle  heranzuziehen;  dem 
Politiker  kann  eine  Tätigkeit,  auch  wenn  sie  ihm  keineswegs  direkt  unsittlich 
erscheint,  doch  unwertbetont  erscheinen  und  deshalb  als  ein  zu  teures  Mittel 
der  Bedürfnisbefriedigung.  So  kennte  er  etwa  das  Taylorsystem  —  trotz 
seiner  Energieersparnis  —  als  „kleinstes  Mittel“  ablehnen,  weil  er  der  An¬ 
sicht  ist,  daß  bei  einer  solchen  Mechanisierung  der  Arbeit  der  Geist  ver¬ 
kümmert  oder  doch  jedenfalls  die  Arbeit,  der  „Beruf“  entgeistigt  wird. 
Man  kann  dann  auch  einen  Schritt  weiter  gehen,  diesen  Unwert  auf  die 
moderne  Industrialisierung  überhaupt  übertragen  und  den  Standpunkt  ver¬ 
treten,  daß  die  erhöhte  Bedürfnisbefriedigung  im  XIX.  und  XX.  Jahrhundert 
mit  der  Abnahme  der  wirtschaftlich  Selbständigen,  der  Entstehung  eines 
Fabrikproletariats  und  vor  allem  der  Abnahme  der  Berufsfreudigkeit  zu 
teuer  erkauft  worden  sei,  daß  hier  der  Erfolg  dem  Aufwand  nicht  ent¬ 
spreche,  Menschen,  die  diesen  Standpunkt  vertreten,  fordern  deshalb  häufig 
eine  Rückkehr  zu  den  alten  handwerklichen  Produktionsverhältnissen  in 
der  vollen  Erkenntnis,  zwar  damit  auf  die  Erfüllung  vieler  Bedürfnisse  ver¬ 
zichten  zu  müssen,  aber  in  der  Ueberzeugung,  daß  die  Gesamtbilanz  zwischen 
Aufwand  und  Bedürfnisbefriedigung  in  der  Volkswirtschaft  dann  günstiger 
wäre.  Aber  auch  von  solchen  konservativ-romantischen  Tendenzen  abge¬ 
sehen  ist  man  heute  vielfach  der  Ansicht,  daß  die  Gesamtbilanz  zwischen 
Aufwand  und  Bedürfnisbefriedigung  in  den  letzten  hundert  Jahren  trotz 
aller  technischen  Fortschritte  sich  zum  mindesten  nicht  verbessert  habe 
(cf.  Wiener  Verhandlungen  a.  a.  0.,  vor  allem  Philippovich,  zum  Teil  auch 
Herkner) . 

*  *  * 


Diese  Ausführungen  stellen  einen  Beitrag  zur  Theorie  der  Volks¬ 
wirtschaftspolitik  dar.  Sie  sollen  auf  die  Schwierigkeit  des  Grundproblems 
dieser  Wissenschaft  hinweisen,  die  in  ihrer  Zielsetzung  liegt:  Befriedigung 
der  Bedürfnisse  mit  möglichst  geringem  Aufwand.  Das  Problem  wird  nicht 
einfacher,  wenn  wir  an  Stelle  der  Bedürfnisbefriedigung  die  Versorgung  mit 
Gütern  setzen.  Diese  sind  ja  nichts  anderes  als  Mittel  der  Bedürfnis¬ 
befriedigung  und  auch  bei  den  Gütern  können  wir  somit  psychologische, 
biologische  und  „an  der  Norm  gemessene“  unterscheiden.  Ebensowenig 
ändert  sich  etwas,  wenn  wir  statt  „Aufwand“  „Kosten“  sagen,  denn  solche 


2)  „Grundbegriff,  Aufgaben  und  Methoden  der  Wissenschaft  von  der  Volkswirt¬ 
schaftspolitik",  Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft,  neue  Folge,  5.  Jahrgang,  1914. 
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bestehen  ja  entweder  in  der  Ausgabe  von  menschlicher  Energie  oder  von 
Gütern  und  hier  gilt  somit  die  gleiche  Unterscheidung.  Der  Hauptgrund  der 
ganzen  Schwierigkeit  liegt  darin,  daß,  während  wir  es  in  der  ökonomischen 
Theorie  mit  wirtschaftenden  Subjekten  zu  tun  haben,  die  ihre  eigenen  Be¬ 
dürfnisse  befriedigen,  sich  Träger  und  Objekt  der  Volkswirtschaftspolitik 
zum  mindesten  in  der  Realität  nicht  decken.  Dadurch  hat  das  Rational- 
prinzip  in  der  Volkswirtschaftspolitik  ein  anderes  Gesicht  als  in  der  Theorie, 
und  damit  gewinnt  auch  das  vielumstrittene  Problem  der  „volkswirtschaft¬ 
lichen  Produktivität“  sein  besonderes  Aussehen. 
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Gibt  es  einen  inneren  Geldwert? 

Von  Siegfried  Budge 

Seit  dem  Erscheinen  von  Georg  Friedrich  Knapps  Werk  „Staatliche 
Theorie  des  Geldes“  ist  der  Streit  darüber,  ob  das  Geld  einen  eigenen  Wert 
besitze,  d.  h.  ob  die  Befähigung  des  Geldes,  auf  dem  Markte  Waren  einzu¬ 
tauschen,  auf  einem  eigenen  Werte  desselben  beruhe,  nicht  zur  Ruhe 
gekommen. 

Knapp  selbst  erblickt  in  dem  Gelde  ein  Geschöpf  der  Rechtsordnung, 
ein  vom  Staate  durch  Stempelung  begültigtes,  auf  abstrakte  Werteinheiten 
lautendes  Zahlungsmittel.  Die  Werteinheit  ist  bei  ihm  eine  mit  einem 
bestimmten  Namen  versehene  arithmetische  Größe,  die  dazu  dient,  das 
zahlenmäßige  Verhältnis  der  Schulden  zueinander  auszudrücken.  Das 
Zahlungsmittel  ist  körperlicher  Träger  dieser  Werteinheit;  es  besitzt  keinen 
inneren  Eigenwert,  sondern  lediglich  „Geltung“  als  Mittel  der  Schulden¬ 
tilgung  auf  Grund  des  Nennwertbefehls  des  Staates.  Ob  das  Zahlungsmittel 
aus  wertvollem  Stoff  besteht  oder  nicht,  ist  dabei  vollkommen  gleichgültig. 

Zieht  man  aus  dieser  Theorie  die  vollen  Konsequenzen  für  die 
Oekonomik,  so  folgt  aus  ihr,  daß  mangels  eines  eigenen  Wertes  des  Geldes 
eine  Beeinflussung  der  Preise  von  der  Geldseite  her  unmöglich  ist.  Nur  von 
der  Warenseite  aus  kann  eine  Einwirkung  auf  die  Preise  nach  dieser  Theorie 
stattfinden.  Ein  allgemeines  durch  den  Wert  des  Geldes  bedingtes  Preis¬ 
niveau  existiert  nicht.  Diese  Konsequenz  hat  denn  auch  Knapp  von  der 
zweiten  Auflage  seines  Werkes  ab  in  dem  Anhangskapitel  mit  der  Ueber- 
schrift  „Ueber  den  sogenannten  Geldwert“  ausdrücklich  gezogen. 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  die  Geldtheorie  Knapps 
eine  rein  juristische  ist  und  dem  Oekonomen  nichts  zu  bieten  vermag.  Hatte 
der  Nationalökonom  Knapp  eine  juristische  Theorie  des  Geldes  gegeben, 
so  war  es  nicht  mehr  als  billig,  daß  nunmehr  zwei  Juristen  den  Versuch 
machten,  zu  der  juristischen  Theorie  Knapps  die  ökonomische  Ergänzung 
zu  liefern.  Voran  ging  damit  der  jüngst  verstorbene  Hamburger  Bankdirektor 
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Friedrich  Bendixen  in  einer  größeren  Anzahl  von  Broschüren  und  Zeit¬ 
schriftenartikeln,  und  auf  den  von  ihm  gelegten  Fundamenten  hat  der 
Regierungsrat  Karl  Elster  ein  System  der  Geldtheorie  errichtet. 

Bendixen  erblickt  im  Gelde  im  ökonomischen  Sinne  ein  in  Wert¬ 
einheiten  ausgedrücktes  Anrecht  an  der  verkaufsreifen  konsumtiblen 
Produktion.  Geld  ist  für  ihn  eine  wertlose  Marke;  wer  von  einem  Geldwert 
redet,  der  verwechselt  das  Billett  mit  der  Theatervorstellung,  er  spricht 
sozusagen  von  einer  eßbaren  Speisemarke  oder  vom  Nährwert  eines 
Suppenlöffels.  Schon  diese  Analogien  sind  gänzlich  verfehlt.  Löse  ich  mir 
gegen  Geld  an  der  Theaterkasse  ein  Billett,  so  ist  Gegenstand  des  Tausches 
nicht  das  Billett,  sondern  der  Platz  im  Theater,  auf  welchen  dasselbe  lautet, 
richtiger  noch  der  Genuß  der  Theatervorstellung.  Das  Billett  ist  lediglich 
Beweisdokument  über  den  vollzogenen  Austausch,  bezw.  über  die  Ent¬ 
richtung  der  Gegenleistung  für  das  ausgetauschte  Gut.  Ganz  anders  liegt 
die  Sache  beim  Gelde.  Gewiß  kann  man  das  Geld  in  übertragenem  Sinne 
als  Anweisung  bezeichnen,  aber  es  ist  dann  eine  Anweisung  nicht  auf 
bestimmte  Güter,  sondern  auf  den  gesamten  Gütervorrat.  Ich  kann  mir 
mittels  desselben  jedes  begehrte  Gut  beschaffen,  sofern  ich  nur  über  die 
dazu  ausreichende  Geldmenge  verfüge.  Gerade  aus  dieser  Tatsache  aber 
ergibt  sich  die  Konsequenz,  daß  das  Geld  Gegenstand  eines  selbständigen 
Tauschaktes  sein  muß.  Es  wird  auf  dem  Markte  nicht  Ware  gegen  Ware, 
sondern  Ware  gegen  Geld  und  dann  Geld  wiederum  gegen  Ware  getauscht. 
Wer  Waren  erwerben  will,  muß  demjenigen,  der  dieselben  auf  dem  Markte 
feil  hält,  eine  jeweils  exakt  bestimmte  Menge  von  Geldeinheiten  anbieten. 
Wenn  aber  das  Geld  Gegenstand  eines  selbständigen  Tauschaktes  auf  dem 
Markte  ist,  so  ergibt  sich  daraus  ohne  weiteres,  daß  es  nicht  umsonst  zu 
haben  ist,  daß  für  seine  Beschaffung  ein  Opfer  gebracht  werden  muß, 
mit  anderen  Worten,  daß  seine  Beschaffung  etwas  kostet.  Kostende  Güter 
aber  sind  nur  solche  Güter,  die  nicht  im  Ueberflusse  zur  Verfügung  stehen, 
sondern  die  knapp  sind  im  Verhältnis  zu  dem  Bedarf  nach  ihnen.  Man 
nennt  sie  wirtschaftliche  Güter,  und  sie  besitzen  einen  Wert  im  ökono¬ 
mischen  Sinne  des  Wortes,  Mithin  ist  das  Geld  ein  wirtschaftliches  Gut 
und  muß  daher  einen  Wert  haben. 

Bendixen  und  Elster  wenden  dieser  Schlußfolgerung  gegenüber  ein, 
daß  die  ganze  seitherige  Wirtschaftstheorie  das  Wesen  der  modernen 
Wirtschaft  vollkommen  verkannt  habe.  Die  moderne  Wirtschaft  sei  gar 
keine  Tauschwirtschaft,  sondern  eine  Produktions-  und  Konsumgemein¬ 
schaft,  in  der  einer  für  alle,  alle  für  einen  arbeiten  und  welche  durch  die 
„Geldzahlung“  organisiert  sei.  Elster  spricht  direkt  von  einer  „Zahlungs¬ 
gemeinschaft“.  Diese  Charakterisierung  der  modernen  Wirtschaftsgesell¬ 
schaft  ist  vollkommen  verschwommen  und  nichtssagend.  Es  wird  dies  klar, 
wenn  man  die  Gelddefinition  bei  Bendixen  und  Elster  einer  etwas 
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genaueren  Betrachtung  unterzieht.  Bendixen  erblickt,  wie  bereits  betont, 
im  Gelde  ein  Anrecht  auf  die  verkaufsreife  konsumtible  Produktion, 
welches  auf  Grund  von  Vorleistungen  erworben  worden  sein  soll.  Der 
Produzent  wirft  gewissermaßen  ein  Gut  in  den  volkswirtschaftlichen 
Automaten  hinein,  erhält  dafür  in  Gestalt  des  Geldes  eine  Bescheinigung, 
etwa  in  der  Art  einer  Marke  für  hinterlegte  Garderobestücke,  und  ist  nun 
in  der  Lage,  gegen  Präsentation  dieser  Marke  Güter  aus  dem  Vorrat  der 
Gemeinschaft  zu  beanspruchen.  Ganz  abgesehen  davon,  daß  nichts  darüber 
gesagt  ist,  von  welchen  Umständen  es  denn  abhängt,  wie  groß  die  Güter¬ 
menge  ist,  welche  der  Produzent  gegen  die  Präsentation  einer  bestimmten 
Geldmenge  erhalten  kann,  ist  diese  ganze  Anschauung  schon  deshalb 
falsch,  weil  der  Besitz  von  Geld  garnicht  ohne  weiteres  einen  rechtlich 
durchsetzbaren  Anspruch  auf  Gütererwerb  verleiht.  Damit  jemand  Güter 
gegen  Hingabe  von  Geld  erwerben  kann,  ist  der  Wille  eines  anderen  nötig, 
das  Geld  zu  nehmen  und  Güter  dafür  zu  liefern.  Dieser  andere  wird, 
sofern  ihm  die  angebotene  Geldmenge  genügt,  in  der  Mehrzahl  der  Fälle 
dazu  bereit  sein;  aber  niemand  kann  ihn  dazu  zwingen.  Charakteristisch 
für  die  ganze  Schiefheit  der  Anschauung  Bendixens  ist  seine  Behauptung, 
daß  die  Charakterisierung  der  Signatur  unseres  Wirtschaftslebens  mit  den 
Worten  „Arbeitsteilung“  und  „Güteraustausch“  nicht  die  ökonomische 
Seite  der  Sache  treffe,  auf  die  doch  alles  ankomme.  Arbeitsteilung  sei  ein 
technologischer  Begriff,  und  Güteraustausch  charakterisiere  nicht  die  wirt¬ 
schaftliche  Arbeit,  sondern  nur  die  Ablieferung  ihrer  Erzeugnisse.  Als  ob 
nicht  gerade  in  der  Gestaltung  der  Produktionstechnik  und  in  der  rechtlichen 
Organisation  der  Güterbeschaffung  diejenigen  Merkmale  lägen,  durch 
welche  sich  eine  Wirtschaftsepoche  von  der  anderen  unterscheidet,  und  als 
ob  nicht  gerade  die  ökonomische  Kategorie  diejenige  wäre,  welche  allen 
Wirtschaftsepochen  gemeinsam  sein  muß! 

Aehnlich  schief  wie  die  Definition  des  Geldes  bei  Bendixen  ist 
diejenige  bei  Elster.  Mit  der  Bezeichnung  des  Geldes  als  „Anrecht“  vermag 
er  sich,  weil  das  Geld  keinen  Rechtsanspruch  auf  Güter  darstellt,  nicht  zu 
befreunden.  Er  definiert  es  daher  als  Beteiligungsmöglichkeit  und,  soweit  es 
in  Zahlungsmitteln  verkörpert  ist,  als  Beteiligungsmittel  am  Sozialprodukt. 
Die  Frage  ist  nur,  auf  welchem  Wege  denn  diese  Beteiligung  am  Sozial¬ 
produkt  mit  Hilfe  des  Geldes  erreicht  wird.  Beteiligungsmöglichkeit  und 
Beteiligungsmittel  am  Sozialprodukt  sind  schließlich  auch  ein  Nachschlüssel, 
ein  geladener  Revolver  und  andere  Waffen,  oder  auch  derbe  Fäuste.  Elster 
wird  uns  antworten,  daß  er  natürlich  nur  an  eine  Beteiligungsmöglichkeit 
auf  erlaubtem  Wege  gedacht  habe.  Ebenso  wie  Bendixen  betrachte  auch  er 
als  die  Vorbedingung  des  Gütererwerbs,  daß  derjenige,  welcher  Güter  aus 
dem  Sozialprodukt  erhalte,  dafür  auch  solche  in  das  Sozialprodukt  einge¬ 
worfen  haben  müsse.  Die  Beteiligungsmöglichkeit  am  Sozialprodukt  ver- 
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mittels  des  Geldes  beruhe  auf  der  Vorleistung.  Sobald  er  aber  die 
Beteiligungsmöglichkeit  auf  die  Vorleistung  basiert,  kommt  er  mindestens 
dem  Sinne  nach  auf  das  Bendixensche  ,, Anrecht“,  das  er  soeben  erst 
verworfen  hat,  hinaus.  Will  er  aber  sagen,  daß  das  Geld  zur  Beteiligungs¬ 
möglichkeit  am  Sozialprodukt  auf  dem  Wege  wird,  daß  es  auf  dem  Markte 
gegen  die  „Vorleistung“  eingetauscht  wird,  dann  erkennt  er  damit  ohne 
weiteres  an,  daß  das  Geld  selbständiger  Tauschgegenstand,  daß  unsere 
Wirtschaft  eine  Tauschwirtschaft  ist,  und  daß  dementsprechend  das  Geld 
aus  den  Gründen,  die  bereits  oben  angeführt  sind,  einen  eigenen  Wert 
besitzen  muß.  Damit  würde  er  seine  eigene  Theorie  von  der  Wertlosigkeit 
des  Geldes  ad  absurdum  geführt  haben. 

Wir  gelangen  somit  zu  dem  Ergebnis,  daß  das  Geld  einen  ihm  eigenen 
inneren  Tauschwert  besitzen  muß,  und  zwar  einen  objektiven  Tauschwert. 
Freilich  sind  mit  der  Feststellung  dieser  Tatsachen  die  Schwierigkeiten  des 
Problems  keineswegs  behoben,  sondern  sie  beginnen  erst.  An  sich  kann  das 
Problem  des  inneren  Geldwertes  nichts  anderes  sein  als  eine  Unterart  des 
Problems  des  Güterwertes  überhaupt.  Aber  es  bietet  eine  Anzahl  von 
Komplikationen,  die  ihm  allein  eigentümlich  sind  und  die  in  der  eigen¬ 
artigen  Funktion  des  Geldes  wurzeln.  Voraussetzung  jedes  objektiven 
Tauschwertes  muß  ein  Gebrauchswert,  eine  Nützlichkeit  sein.  Es  fragt  sich, 
welche  Nützlichkeit  des  Geldgutes  die  Voraussetzung  seines  Tauschwertes 
ist.  Diese  Nützlichkeit  kann  zunächst  nicht  sein  der  Nutzen  des  Geldstoffes 
außerhalb  seiner  Verwendung  zu  Geldzwecken;  denn  für  den  Tauschwert 
des  Geldstoffes  muß  die  Nachfrage,  welche  seine  Verwendung  zu  Geld¬ 
zwecken  hervorruft,  bereits  eine  Rolle  spielen.  Auch  wissen  wir  ja,  daß 
das  Geld,  um  Wert  zu  haben,  keineswegs  aus  einem  wertvollen  Stoffe  be¬ 
stehen  muß.  Auch  Papiergeld,  mag  der  Wert  der  Geldeinheit  noch  so  gering 
sein,  ist  auf  dem  Markte  nicht  umsonst  zu  haben.  Rein  theoretisch  betrachtet 
ist  sogar  Geld,  welches  nur  als  solches  und  nicht  kraft  des  Stoffes,  aus 
welchem  es  hergestellt  ist,  Wert  besitzt,  als  das  ideale  Geld  anzusehen.  Denn 
es  behütet  uns  davor,  Aussagen,  welche  wir  über  den  Geldstoff  als  naturales 
Gebrauchsgut  machen,  ohne  weiteres  auf  das  aus  diesem  Stoffe  hergestellte 
Geld  zu  übertragen.  Wenn  wir  mithin  sagen,  daß  der  Tauschwert  für  das 
Geld  wesentlich  ist,  so  ist  damit  nicht  gesagt,  daß  auch  der  Stoff,  aus  dem 
das  Geld  besteht,  wertvoll  sein  muß  oder  daß  es  überhaupt  aus  einem  Stoffe 
bestehen  muß. 

Die  Nützlichkeit  des  Geldes  als  Voraussetzung  seines  Tauschwertes 
beruht  aber  auch  nicht,  wie  manche  meinen,  auf  der  ihm  vom  Staate  ver¬ 
liehenen  unbeschränkten  Zahlkraft  als  Schuldentilgungs-  oder  Steuer¬ 
zahlungsmittel.  Denn  diese  einseitigen  Zahlungen  erfolgen  in  Geld  nur  des¬ 
halb,  weil  das  Geld  allgemeines  Mittel  des  indirekten  Tausches  ist.  Sie 
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werden  in  der  Form  des  Geldes  geleistet,  damit  der  Empfänger  desselben 
in  die  Lage  versetzt  wird,  sich  im  Austausch  gegen  das  empfangene  Geld 
die  von  ihm  begehrten  Güter  zu  beschaffen,  mithin  gewissermaßen  „Tausches 
halber  ,  Indem  der  Staat  einem  Gelde  allgemeine  Zahlkraft  zuerkennt,  er¬ 
klärt  er  lediglich,  daß  er  es  als  allgemeines  Mittel  des  indirekten  Tausches 
anerkennt.  Die  Nützlichkeit  des  Geldes  kann  endlich  nicht  beruhen  auf  seinem 
subjektiven  Nutzen  für  ein  einzelnes  Wirtschaftssubjekt.  Denn  das  Geld 
ist  für  ein  solches  nur  nützlich  als  Mittel  der  Güterbeschaffung,  mithin  nur 
indirekt  nützlich.  Es  muß  demnach  der  subjektive  Nutzen  der  Geldeinheit 
gleich  sein  dem  Nutzen  der  Güter,  welche  man  sich  im  Austausch  gegen  die¬ 
selbe  verschaffen  kann,  Menge  und  Qualität  der  Güter  aber,  welche  man 
für  die  Geldeinheit  erhält,  ist  wiederum  abhängig  von  deren  objektivem 
Tauschwert.  Die  Ursache  des  Zirkels,  auf  den  wir  hier  stoßen,  ist  die,  daß 
das  Geld  ein  rein  gesellschaftliches  Phänomen  ist.  So  wenig  wir  in  der 
isolierten  Wirtschaft  eines  Robinson  irgend  etwas  finden,  was  dem  Phänomen 
des  Geldes  entspricht,  so  wenig  können  wir  als  Vorbedingung  des  objektiven 
Tauschwertes  des  Geldes  einen  subjektiven  Gebrauchswert  desselben 
annehmen. 

So  bleibt  denn  auf  die  Frage  der  ursprünglichen  Nützlichkeit  des 
Geldes  als  Vorbedingung  seines  objektiven  Tauschwertes  nur  eine  Antwort 
übrig:  Das  Bedürfnis  nach  Geld  beruht  auf  seiner  technischen  Funktion  als 
allgemeines  Mittel  des  indirekten  Tausches.  Es  ist  von  Hause  aus  ein  gesell¬ 
schaftliches,  ein  Kollektivbedürfnis  und  ist  dementsprechend  nur  da  vor¬ 
handen,  wo  eine  durch  den  Austausch  auf  dem  Markte  organisierte  arbeits¬ 
teilige  Wirtschaftsgesellschaft  existiert.  Es  ist  als  Geld  nur  Tausch-,  niemals 
Gebrauchsgut,  mag  sein  Stoff  auch  noch  andere  Verwendungen  zulassen. 
Es  ist  gewissermaßen  Verkörperung  des  objektiven  Tauschwertes,  objektiver 
Tauschwert  in  seiner  chemischen  Reinheit. 

Damit  aber  ist  gleichzeitig  gesagt,  daß  das  Geld  Beschaffungs¬ 
schwierigkeit  an  sich,  relative  Knappheit  an  sich,  d.  h.  Knappheit  im  Ver¬ 
hältnis  zu  einem  quantitativ  bestimmbaren  Bedarf  nach  ihm  ist.  Nun  ist 
fraglos  jederzeit  ein  quantitativ  unbegrenzter  Bedarf  nach  Geld  vorhanden, 
der  darauf  beruht,  daß  Geld  das  Mittel  ist,  sich  jedes  begehrte  Gut  zu  be¬ 
schaffen.  Da  die  Bedürfnisse  nach  Gütern  in  ihrer  Gesamtheit  unbegrenzt 
sind,  so  kann  der  einzelne  von  seinem  subjektiven  Standpunkte  aus  nie  Geld 
genug  besitzen.  Es  liegt  hierin  die  Ursache,  warum  innerhalb  sehr  weiter 
Grenzen  die  Geldmenge  vermehrt  werden  kann,  ohne  daß  der  Geldwert  auf 
Null  herabsinkt.  Infolge  einer  optischen  Täuschung  glaubt  jedermann  durch 
Vermehrung  seines  Geldbesitzes  seinen  Wohlstand  zu  steigern.  Aber  dieser 
Geldbedarf  bildet  nicht  das  Problem,  das  uns  hier  interessiert.  Für  uns 
handelt  es  sich  um  die  effektive,  d.  h.  quantitativ  bestimmte  Nachfrage  nach 
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Geldeinheiten,  die  der  effektiven  Nachfrage  nach  gewissen  Gütern  ent¬ 
spricht,  Diese  Nachfrage  geht  zweifelsohne  von  Faktoren  aus,  die  auf  der 
Seite  des  Güterangebotes  oder,  wie  man  zu  sagen  pflegt,  auf  der  , , Waren¬ 
seite“  liegen.  Alle  anderen  Faktoren,  welche  man  daneben  noch  als  maß¬ 
gebend  betrachtet,  wie  Bevölkerungsgröße  und  Bevölkerungsdichtigkeit, 
können  als  von  der  Gestaltung  des  Warenangebots  abhängig  betrachtet 
werden.  Auch  die  Umlaufsgeschwindigkeit  der  Geldeinheit  hängt  in  normalen 
Zeiten  letzten  Endes  gänzlich  von  den  Verhältnissen  der  Güterzirkulation  ab. 

Legt  man  sich  die  Frage  vor,  wie  die  Nachfrage,  die  von  der  Waren¬ 
seite  aus  auf  das  Geld  gerichtet  ist,  sich  gestaltet,  so  tritt  wiederum  eine 
Anzahl  von  Eigentümlichkeiten  zutage. 

Wir  sind  nicht  in  der  Lage,  sofern  wir  einen  irgendwie  in  Betracht 
kommenden  Zeitraum  ins  Auge  fassen,  die  gesamten  auf  dem  Markte  ange¬ 
botenen  Waren  der  effektiven  Nachfrage  nach  Geld  gleichzusetzen.  Wollen 
wir  uns  nicht  einer  Doppelrechnung  schuldig  machen,  so  dürfen  wir  lediglich 
die  Genußgüter  in  Betracht  ziehen  und  müssen  die  Produktivgüter  außer 
acht  lassen.  Denn  diese  letzteren  sind  durchlaufende  Posten;  sie  erzeugen 
nicht  nur,  sondern  sie  verzehren  auch  Genußgüter,  ein  Sachverhalt,  der  am 
klarsten  bei  dem  Produktivgute  Arbeitskraft  zutage  tritt.  In  dem  Maße,  in 
dem  Produktivgüter  auf  den  Markt  gelangen,  verschwinden  Genußgüter  von 
demselben,  und  in  dem  Maße,  in  dem  Produktivgüter  abgenutzt,  amortisiert 
werden,  treten  als  Amortisationsquote  Genußgüter  auf  den  Markt.  Auch  der 
Grund  und  Boden  kann  nur  insofern  Basis  einer  Nachfrage  nach  Geld 
werden,  als  die  Möglichkeit  vorhanden  ist,  ihn  gegen  andere  sachliche 
Produktivgüter  und  d.  h.,  wie  eben  ausgeführt,  letzten  Endes  gegen  Genuß¬ 
güter  auszutauschen.  Da  er  ferner  in  seiner  Menge  ein  für  alle  Mal  gegeben 
ist,  so  kann  er  als  Marktgut  die  Grundlage  einer  Aenderung  der  Nachfrage 
nach  Tauschmitteln  lediglich  insofern  bilden,  als  sein  relativer  Tauschwert 
infolge  eines  vermehrten  oder  verringerten  Genußgüterangebotes  steigt  oder 
sinkt.  Wir  kommen  somit  zu  dem  Schluß,  daß  nur  das  Genußgüterangebot 
für  die  effektive  Nachfrage  nach  Geldeinheiten  in  Betracht  kommen  kann. 
Die  Gesamtheit  der  innerhalb  eines  gegebenen  Zeitraumes  auf  den  Markt 
gelangenden  Genußgüter  können  wir  mit  Schumpeter  „Sozialprodukt“  oder 
mit  Wieser  „volkswirtschaftliches  Realeinkommen“  nennen. 

Indessen  kann  man  auch  nicht  behaupten,  daß  ein  gegebenes  volks¬ 
wirtschaftliches  Realeinkommen  ohne  weiteres  als  die  Grundlage  einer 
quantitativ  bestimmten  Nachfrage  nach  Geldeinheiten  betrachtet  werden 
muß.  Freilich  bedingt  jedes  Realeinkommen  von  gegebener  Höhe  einen 
quantitativ  bestimmten  Mindestbedarf  nach  Geld,  welcher  gedeckt  sein  muß, 
wenn  der  Tauschverkehr  reibungslos  funktionieren  soll,  und  den  wir  als 
„technischen  Geld-  oder  richtiger  Tauschmittelbedarf“  bezeichnen  können. 
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Ist  aber  dieser  Bedarf  gedeckt  —  und  das  ist  wohl  seit  langem  in  allen 
Volkswirtschaften  der  Fall  — ,  dann  kann  das  Geld  seine  Funktion  als 
Tauschmittel  in  jeder  beliebigen  Menge  ausüben.  Es  wird  dann  entsprechend 
der  größeren  oder  geringeren  Menge  der  zirkulierenden  Geldeinheiten  die 
einzelne  Geldeinheit  in  der  Lage  sein,  auf  dem  Markte  eine  geringere  oder 
größere  Warenmenge  zu  erkaufen.  Die  Steigerung  oder  Verringerung  der 
Kaufkraft  der  Geldeinheit  tritt  dann  geradezu  automatisch  ein.  In  dieser 
unleugbaren  Tatsache  liegt  der  richtige  Kern  der  Quantitätstheorie,  wonach 
die  Kaufkraft  des  Geldes  von  dem  Verhältnis  der  Geldmenge  multipliziert 
mit  der  Umlaufsgeschwindigkeit  des  Geldes  zum  Realeinkommen  abhängt. 

Und  dennoch  wird  man  behaupten  dürfen,  daß  ein  gegebenes  Real¬ 
einkommen  die  Basis  eines  quantitativ  bestimmten  Geldbedarfes  und  damit 
einer  effektiven  Nachfrage  nach  Geld  bilden  kann.  Es  ist  dies  freilich  nur 
dann  der  Fall,  wenn  man  annimmt,  daß  die  Gesellschaft  ein  Interesse  daran 
hat,  die  Kaufkraft  des  Geldes  nach  Möglichkeit  stabil  zu  erhalten,  um  in  der 
Lage  zu  sein,  Aenderungen  im  Werte  der  einzelnen  Waren  und  damit  in 
ihrer  gegenseitigen  Tauschrelation  möglichst  exakt  an  den  Geldpreisen  abzu¬ 
lesen,  Diese  Annahme  aber  ist  gerechtfertigt,  wenn  man  als  essentielle 
Funktion  des  Geldes  nicht  nur  die  als  Tauschmittel,  sondern  daneben  auch 
die  Funktion  als  Wertmesser  ansieht.  Unter  dieser  Voraussetzung  kann  man 
sagen,  daß  das  Realeinkommen  die  Grundlage  einer  effektiven  Nachfrage 
nach  Geldeinheiten  von  gegebenem  Werte  bildet,  so  daß  das  einmal  vor¬ 
handene  Preisniveau  selbst  zu  einem  Bestandteile  der  Warenseite  und  damit 
zu  einer  Voraussetzung  einer  Aenderung  seiner  selbst  werden  kann.  Es  gilt 
dieser  Satz  dann,  gleichgültig  wie  das  Geld  beschaffen  ist,  ob  es  aus  wert¬ 
vollem  Stoffe  besteht  oder  nicht.  Der  scheinbare  Zirkel,  der  sich  hier  ergibt, 
findet  seine  Lösung  darin,  daß  jedes  Geld  in  seinem  Werte  historisch¬ 
genetisch  angeknüpft  haben  muß  und  abhängig  gewesen  sein  muß  von  dem 
Werte  eines  kostspieligen  Stoffes.  Bei  einem  solchen  Stoff,  wie  z.  B.  Gold 
oder  Silber,  ist  in  seinen  Herstellungskosten  der  Fixpunkt  gegeben,  an  dem 
sein  Wert  sich  auf  die  Dauer  festsetzt.  Und  zwar  kommen  für  diese  Kosten 
die  höchsten  Kosten  in  Frage,  welche  noch  erforderlich  sind,  um  die  Nach¬ 
frage  nach  dem  Geldstoffe  zu  befriedigen.  Daraus,  daß  für  die  Höhe  dieser 
Kosten  bereits  die  Nachfrage  nach  diesem  Stoffe  zu  Zwecken  der  Geldver¬ 
wendung  mit  in  Betracht  kommt,  läßt  sich  kein  Einwand  herleiten,  da  in 
diesem  Falle  ein  durch  das  Realeinkommen  einerseits  und  durch  die  Be¬ 
schaffenheit  des  Geldstoffes  andererseits  gegebener  technischer  Mindest¬ 
bedarf  nach  bestimmten  Mengen  des  Geldgutes  vorhanden  sein  muß.  Hier 
haben  wir  also  einen  ursprünglichen  Geldwert  und  damit  ein  ursprüngliches 
Preisniveau,  und  wir  können  annehmen,  daß  von  diesem  aus  die  weitere 
Bewegung  des  Geldwertes  gewissermaßen  startet.  Aendert  sich  das  Real¬ 
einkommen,  so  besteht  auf  der  Grundlage  eines  gegebenen  Preisniveaus 
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zunächst  das  Bedürfnis,  daß  die  zirkulierende  Geldmenge  sich  dieser 
Aenderung  anpaßt.  Diese  Anpassung  ist  dann  vollzogen,  wenn  die  Menge 
des  zirkulierenden  Geldes  gerade  ausreicht,  um  die  durch  das  geänderte 
Realeinkommen  einerseits,  durch  den  seither  gegebenen  Geldwert  anderer¬ 
seits  bestimmte  Geldpreissumme  zu  realisieren.  Soweit  die  einzelnen  Be¬ 
standteile  des  Realeinkommens  nicht  gleichzeitig,  sondern  hintereinander 
auf  den  Markt  gelangen,  kann  die  Anpassung  dadurch  vollzogen  werden, 
daß  durch  Beschleunigung  oder  Verlangsamung  des  Güterumlaufes  eine  ent¬ 
sprechende  Aenderung  der  Umlaufsgeschwindigkeit  der  Geldeinheiten 
herbeigeführt  wird. 

Wir  haben  allerdings  bei  diesen  Feststellungen  gewisse  verein¬ 
fachende  Voraussetzungen  gemacht.  Wir  sehen  absichtlich  ab  von  der  Mög¬ 
lichkeit,  Geldleistungen  durch  Aufrechnung  zu  ersparen  und  damit  den 
quantitativen  Geldbedarf  zu  vermindern,  und  wir  sehen  ferner  davon  ab, 
daß  nicht  alle  Geldleistungen  im  Austausche  gegen  Waren  unmittelbar  zu 
entrichten  sind,  daß  sie  vielmehr  vielfach  in  die  Zukunft  hinausgeschoben 
werden.  Aber  in  diesen  Fällen  handelt  es  sich  nicht  um  eine  Durch¬ 
brechung,  sondern  lediglich  um  eine  Modifikation  des  Grundprinzips. 

Ist  die  Geldmenge  größer,  als  es  der  soeben  geschilderte  quantitative 
Bedarf  nach  Geldeinheiten  erfordert,  dann  muß  der  Geldwert  und  damit 
die  Kaufkraft  des  Geldes  sinken.  Bleibt  sie  dahinter  zurück,  so  steigt  die 
Kaufkraft  der  Geldeinheiten.  Hat  sich  auf  Grundlage  des  geänderten  Geld¬ 
wertes  ein  neues  Preisniveau  gebildet,  so  beginnt  das  Spiel  von  neuem. 
Jedes  gegebene  Preisniveau  ist  charakterisiert  durch  seine  Abweichung 
vom  ursprünglichen  Preisniveau.  Dabei  ist  zu  beachten,  daß  bei  allem 
Metallgelde,  welches  frei  ausprägbar  ist,  bei  dem  mithin  auf  die  Dauer  der 
Wert  der  Geldmünzen  zusammenfallen  muß  mit  dem  Werte  des  Stoffes, 
aus  welchem  sie  hergestellt  sind,  letzten  Endes  für  die  Bewegung  des  Geld¬ 
werts  die  Frage  entscheidend  ist,  ob  die  Anpassung  der  Geldmenge  an  den 
Geldbedarf  zu  den  gleichen,  zu  erhöhten  oder  zu  geringeren  Herstellungs¬ 
kosten  erfolgt.  Bei  allen  anderen  Arten  des  Geldes  ist  ausschließlich  das 
Verhältnis  der  Geldmenge  zu  dem  Geldbedarf  entscheidend,  wie  sich  dieser 
auf  der  Grundlage  eines  gegebenen  Realeinkommens  und  eines  gegebenen 
Preisniveaus  gestaltet.  Merkwürdigerweise  erkennen  Bendixen  und  Elster 
die  Lehre  vom  quantitativ  gegebenen  Geldbedarf  an,  wie  ihre  Geld¬ 
schöpfungstheorie  beweist. 

Jedes  Tauschgut,  welches  technisch  für  den  Gelddienst  geeignet  sein 
soll,  muß  innerhalb  möglichst  weiter  Grenzen  teilbar,  und  es  müssen  seine 
einzelne  Teile  untereinander  vertretbar,  d.  h.  an  Qualität  gleich  sein. 
Besitzt  ein  Tauschmittel  diese  Eigenschaft,  dann  ist  es  auch  zur  Ausübung 
der  Funktion  als  Wertmesser  geeignet.  In  jeder  durch  Austausch  organi- 
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sierten  Wirtschaftsgesellschaft  besteht  das  Bedürfnis,  die  Tauschwert¬ 
relationen  der  verschiedenen  Güter  unter  einander  auf  einem  möglichst 
einfachen  Wege  aufzufinden  und  festzustellen.  Das  geeignete  Mittel  hierfür 
ist  die  Aussonderung  eines  speziellen  Gutes  und  die  Ermittlung  der 
Tauschrelation  dieses  Gutes  zu  allen  übrigen  Gütern  im  Wege  des  Aus¬ 
tausches  mit  denselben.  Diese  Manipulation  ist  das,  was  man  unter  Messung 
desWertes  zu  verstehen  hat.  Selbstverständlich  sind  die  Funktionen  des 
Wertmessers  und  des  Tauschmittels  unter  sich  durchaus  wesensverschieden 
und  können  daher  prinzipiell  von  zwei  verschiedenen  Gütern  ausgeübt 
werden.  Ist  aber  einmal  ein  Gut  als  allgemeines  Mittel  des  indirekten 
Tausches  anerkannt,  dann  ist  es  im  Interesse  der  Denkökonomie  einfach 
selbstverständlich,  daß  dieses  Gut  neben  der  Tauschmittelfunktion  auch  die 
Funktion  als  Wertmesser  ausübt.  Zu  beiden  Funktionen  ist  ein  eigener 
Wert  des  Geldes  erforderlich.  Aus  der  Tatsache  aber,  daß  das  Geld  nicht 
nur  Tauschmittel,  sondern  auch  Wertmesser  ist,  ergeben  sich  wichtige 
Konsequenzen: 

1.  Es  können  Tauschmittel  ins  Leben  gerufen  werden,  welche  nicht 
gleichzeitig  Wertmesser  sind  und  infolgedessen  nicht  Geld  im  eigentlichen 
Sinne  des  Worts.  Sie  besitzen  keinen  eigenen  Wert,  sondern  führen  ihren 
Wert  auf  denjenigen  des  Geldgutes  zurück,  auf  welche  sie  eine  Anweisung 
darstellen.  Wichtigste  Beispiele  sind  die  einlösbare  Banknote  und  das 
umlaufsfähige  Bankguthaben.  Mittelst  solcher  „Geldsurrogate“  kann  der 
durch  Aenderungen  des  Realeinkommens  geänderte  Geldbedarf  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  befriedigt  und  damit  insoweit  die  Kaufkraft  des  Geldes 
stabilisiert  werden. 

2.  Weit  wichtiger  noch  für  das  hier  in  Rede  stehende  Problem  ist 
folgendes:  Haben  wir  einmal  auf  dem  vorhin  geschilderten  Wege  die 
Tauschrelation  der  verschiedenen  Güter  zueinander  aufgefunden,  d.  h.  ihren 
Wert  gemessen,  so  sind  wir  in  der  Lage,  diese  Relationen  in  bestimmten 
Quanten  von  Geldeinheiten  auszudrücken.  Dadurch  wird  die  Geldeinheit 
zum  Preismaßstab.  Für  diese  letztere  Funktion  ist  der  innere  Wert  des 
einzelnen  Geldgutes  gleichgültig,  denn  es  ist  natürlich  für  das  Wertver¬ 
hältnis  zweier  Güter  von  keinem  Belang,  ob  das  eine  Gut  1000,  das  andere 
Gut  2000  Geldeinheiten,  genannt  Mark,  oder  ob  das  eine  Gut  2000,  das 
andere  4000  der  soeben  genannten  Geldeinheit  wert  ist.  In  beiden  Fällen 
verhält  sich  ihre  Wertrelation  wie  eins  zu  zwei.  Dadurch  entsteht  der 
Anschein,  als  sei  das  Geld  als  Wertausdruck  lediglich  eine  mit  einem 
Namen  versehene  rein  arithmetische  Größe.  Damit  sind  wir  glücklich  bei 
der  abstrakten  Werteinheit  Knapps  und  seiner  Jünger  angelangt.  Zu 
derselben  sind  wir  aber  auf  einem  Wege  gelangt,  der  mit  Notwendigkeit 
über  den  inneren  Geldwert  führt.  Es  handelt  sich  hier  nicht  um  eine  primäre 
Funktion  des  Geldes,  sondern  um  eine  Folgefunktion,  welche  bedingt  ist 
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durch  die  Eigenschaft  des  Geldes  als  eines  wertvollen  Gutes.  Wer  bei  der 
Erfassung  des  Wesens  des  Geldes  von  der  abstrakten  Werteinheit  seinen 
Ausgang  nimmt,  der  zäumt  das  Pferd  von  hinten  auf  und  muß  infolgedessen 
zu  falschen  Ergebnissen  gelangen. 

Ein  Geld  ohne  inneren  Wert  ist  in  der  arbeitsteiligen  Austausch¬ 
gesellschaft  undenkbar.  Das  Geldwertproblem  ist  eine  Unterart  des  allge¬ 
meinen  Wertproblems,  nur  ist  es  infolge  der  eigenartigen  Rolle,  die  das  Geld 
als  Mittel  des  indirekten  Tausches  spielt,  erheblich  komplizierter  als  das 
Problem  des  Wertes  der  naturalen  Güter.  Es  ist  aber  eine  Selbsttäuschung, 
wenn  man  glaubt,  eines  komplizierten  Problems  dadurch  Herr  werden 
zu  können,  daß  man  sein  Vorhandensein  leugnet,  es  gewissermaßen 
wegeskamotiert. 
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Die  Goldinflation  in  den  Vereinigten  Staaten 

Von  Wilhelm  Vershofen 

Das  Bundes-Reserve-Gesetz  (Federal-Reserve-Act)  schreibt  vor,  daß 
der  gesamte  Umlauf  an  Federal-Reserve-Noten  jederzeit  eine  vierzig- 
prozentige  Golddeckung  haben  muß.1)  Neben  diesen  Noten  zirkulieren  noch 
Goldzertifikate,  die  stets  zu  100  Prozent  mit  Gold  gedeckt  sein  müssen 
und  die  vom  Schatzamt  (U.  S.  Treasury)2)  ausgestellt  werden. 

Am  29.  Dezember  1916  betrug  der  Umlauf  an  Goldzertifikaten  in 
den  Vereinigten  Staaten  laut  Federal  Reserve  Bulletin3)  1223,609  Millionen 
Dollar.  Das  war  der  Höchstumlauf,  der  überhaupt  erreicht  wurde. 

Ein  Jahr  später  (21.  Dezember  1917)  war  die  Umlaufsmenge  auf 
700,14  Millionen  Dollar  oder  um  43,8  Prozent  gesunken.  Von  diesem  Betrag 
wurden  302,869  Millionen  Dollar  gänzlich  eingezogen,  während  229,594 
Millionen  Dollar  der  Goldreserve  der  Federal  Reserve  Banken  einverleibt 
wurden.  Diese  ansehnliche  Einlösung  von  Goldzertifikaten  war  eine  Folge 
des  ständig  wachsenden  Goldvorrates  der  nordamerikanischen  Wirtschaft. 
Am  31.  Dezember  1914  betrug  der  gesamte  Geldvorrat  in  den  Vereinigten 
Staaten  nach  Angabe  von  Lawrie  1  815,976  Millionen  Dollar,  am 
31.  Dezember  1918  dagegen  belief  er  sich  auf  3  080,51  Millionen  Dollar, 
was  eine  Vermehrung  von  69,6  Prozent  bedeutet. 

Dieser  Zuwachs  entstand  im  wesentlichen  aus  dem  Ueberschuß  der 
Goldeinfuhr  über  die  Goldausfuhr,  als  Bezahlung  für  die  Ausfuhr  von 
Kriegsbedarf  an  die  Ententestaaten. 


0  Vgl-,  für  diese  wie  für  die  meisten  folgenden  Daten:  H.  N.  Lawrie,  Economist, 
American  Mining  Congress:  „Statement  on  H.  R.  13201,  Protection  of  the  Gold  Reserve“. 
Hearings  before  the  Committee  on  Ways  and  Means,  House  of  Representatives, 
Washington  Government  Printing  Office  1921. 

2)  Das  Schatzamt  bezahlt  mit  den  Goldzertifikaten  das  neue  von  den  amerikani¬ 
schen  Goldminen  beim  Schatzamt  eingelieferte  Gold. 

3)  „Federal  Reserve  Bulletin".  Final  Edition.  Issued  by  the  Federal  Reserve 
Board  at  Washington,  Government  Printing  Office.  Erscheint  monatlich 
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Am  31.  Dezember  1914  besaßen  die  Federal  Reserve-Banken 

13.3  Prozent  des  Goldvorrates  in  den  Vereinigten  Staaten.  Am  2.  Februar 
1916  war  der  Anteil  der  Banken  an  dem  inzwischen  vermehrten  Vorrat 
auf  25,7  Prozent  gestiegen,  während  am  31.  Oktober  1919  die  Goldreserve 
die  erstaunliche  Höhe  von  70  Prozent  des  gesamten  im  Lande  befindlichen 
Goldvorrates  erreicht  hatte.  Zumal  im  Jahre  1917  fand  eine  besonders 
starke  Erhöhung  der  Goldreserve  statt.  Der  Zuwachs  betrug  für  dieses  Jahr 

120.3  Prozent  des  Bestandes  vom  Jahresende  1916, 

Mit  der  Zurückziehung  der  Goldzertifikate  aus  dem  Verkehr  (am 
31.  Oktober  1919  beliefen  sie  sich  noch  auf  301,957  Millionen  Dollar  oder 
10,5  Prozent  des  gesamten  Goldvorrates  der  Vereinigten  Staaten)  ging 
eine  Vermehrung  des  Gold-Grund-Fonds  (Federal  Reserve  Settlement 
Fund)  Hand  in  Hand.4)  Im  Laufe  des  Jahres  1917  wurde  dieser  Fundus 
um  538,335  Millionen  Dollar  vermehrt  (197  Prozent).  Am  Schluß  des 
nächsten  Jahres  (31.  Dezember  1918)  erreichte  er  seinen  Höchstbestand 
mit  1  331,911  Millionen  Dollar. 

Neben  diesem  Gold-Settlement-Fundus  bei  den  F.  R. -Banken  besteht 
noch  ein  besonderer  Einlösungsfonds  (Federal  Reserve  Redemption  Fund) 
und  ein  F.  R.-Münz-Fundus.  Nimmt  man  noch  die  von  den  F.  R. -Banken 
im  Besitz  gehaltenen  Goldzertifikate,  die  voll  gedeckt  sind,  hinzu,  so  erhält 
man  den  gesamten  Goldbestand  der  F.  R. -Banken.  Außerdem  hat  das 
Schatzamt  der  Vereinigten  Staaten  noch  einen  Goldvorrat,  um  unvorher¬ 
gesehenen  Ausgaben  genügen  zu  können,  der  zwischen  150  und  250  Millionen 
Dollar  schwankt. 

Am  29.  Dezember  1916  betrug  der  Umlauf  an  F.  R.-Banknoten 
2,666  Dollar  pro  Kopf  der  Bevölkerung,  während  die  Goldreserve  1,91  Dollar 
für  jeden  einzelnen  Dollar  betrug,  der  in  Notenform  im  Umlauf  war.  Am 
gleichen  Tage  betrug  die  Kopfrate  für  Goldzertifikate  11,847  Dollar.  Beide 
Zahlungsmittel  zusammen  stellten  den  Papiergeldumlauf  der  Vereinigten 
Staaten  dar.  An  diesem  gesamten  Umlauf  hatten  die  Goldzertifikate  also 
mit  81,6  Prozent  Anteil,  während  ihr  Anteil  am  31.  Dezember  1917  auf 
36  Prozent  gesunken  war.  Am  31.  Oktober  1919  betrug  er  nur  noch 
9,9  Prozent,  sodaß  die  F.  R.-Noten  90,1  Prozent  des  Papiergeldumlaufs 
bestritten.  Es  war  also  mit  der  Stärkung  der  Goldreserve  eine  überaus  starke 
Vermehrung  der  gesetzlich  nur  mit  40  Prozent  Gold  zu  deckenden  Noten 
eingetreten.  Zumal  das  Jahr  1917,  das  ein  so  starkes  Anwachsen  des  Gold¬ 
vorrates  gebracht  hatte,  brachte  auch  ein  besonders  starkes  Anwachsen 
des  Notenumlaufs. 

Im  Jahre  1918  brachten  die  Kriegsanforderungen  die  Notwendigkeit 
der  weiteren  Vermehrung  der  Notenausgabe  mit  sich.  Die  Goldzertifikate 


4)  Wenn  man  die  zu  100  Prozent  goldgedeckten  Zertifikate  in  die  Reserve  legte, 
konnte  man  den  23^fachen  Betrag  der  nur  mit  40  Prozent  zu  deckenden  Noten  ausgeben. 
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wurden  in  noch  stärkerem  Maße  aus  dem  Verkehr  und  in  die  Goldreserven 
der  F.  R.-Banken  gezogen,  „wo  sie  dank  der  Elastizität  des  F.  R.-Gesetzes, 
mit  hochwertigen  Sicherheiten,  die  auf  die  tatsächliche  Produktion  des 
Landes  gegründet  waren,  die  Grundlage  wurden  für  die  Ausgabe  weiterer 
F.  R.-Noten.“5) 

Am  12.  Dezember  1918  waren  für  2  685,244  Millionen  Dollar  F.  R.- 
Noten  im  Umlauf,  zu  60  Prozent  goldgedeckt.  In  den  ersten  zehn  Monaten 
des  Jahres  1919  vermehrte  sich  der  Notenumlauf  tun  67,632  Millionen 
Dollar,  während  die  Golddeckung  auf  57  Prozent  sank.  Am  26.  Dezember 
1919  war  der  Umlauf  an  Noten  auf  3  057,646  gestiegen,  während  die  Gold¬ 
reserve  noch  50,3  Prozent  betrug.  Man  bewegte  sich  also  in  starker  Be¬ 
schleunigung  der  Grenze  zu,  wo  Notenumlauf  und  Golddeckung  in  ihrem 
Verhältnis  zu  einander  die  nicht  mehr  überschreitbare  gesetzliche  Norm 
erreicht  haben  würden  (100:40)  und  stand  vor  der  Unmöglichkeit,  weitere 
Notenemissionen  zu  bewerkstelligen. 

Gleichzeitig  war  man  damit  vor  die  Entscheidung  gestellt,  ob  man 
in  der  bisherigen  Kredit-  und  Finanzpolitik  fortfahren,6)  also  die  Gold- 


5)  So  Lawrie/  a.  a.  O.  S.  44. 

6)  „The  process  of  credit  inflation  in  connection  with  war  finance  has  been  made 
familiär  in  discussions  too  many  to  mention.  The  government  received  credit  on  the 
books  of  the  banks  in  exchange  for  certificates  of  indebtedness.  These  certificates 
were  paid  off  largely  from  the  proceeds  of  bond  issues.  The  bonds  wer«  bought  in 
great  measure  by  purchasers  who  obtained  credit  from  banks  by  using  the  bonds 
as  collateral.  The  upshot  of  this  system  was  that  the  bond  buyers,  in  many  cases, 
bought  not  with  the  savings  from  their  current  expenditure  but  with  the  borrowed 
credit  of  banking  institutions.  The  buying  of  individual«  and  institutions  for  their  own 
purposes  went  on  asi  usual.  To  this  buying  power  was  added  the  buying  power  of  the 
government  created  by  banks  and  transferred  to  the  government  by  the  bond  buyers. 
This  ordinary  buying  power  of  individual«  and  institutions  arises  (from  the  goods  and 
Services  they  are  offering  for  sale.  They  offer  to  and  demand  from  the  market  goods 
and  Services  at  the  same  time  with  no  disturbing  influence  in  the  price  level.  When 
the  use  of  bank  credit  creates  buying  power  beyond  this  ordiinary  amount  inflation 
appears.  When  ability  to  buy  arises  not  from  the  current  offer  of  merchantable  goods 
or  desired  Services  the  mechanism  is  put  out  of  gear,  The  ability  to  demand  outruns 
the  rate  of  supply  of  commodities,  and  prices  rise.  When  thlis  is  the  accompaniment 
of  extensions  of  bank  credit  to  the  government  in  wäre  time  we  have  the  type  öf  infla¬ 
tion  that  is  so  large  a  feature  in  our  present  price  Situation.  If  purchasers  of  bonds 
had  paid  for  them  out  of  savings  they  would  have  withdrawn  themselves  from  the 
market  as  buyers  and  transferred  the  purchasing  power  to  the  government,  thus  not 
disturbing  the  equilibrium  between  supply  and  demand  at  the  existing  price  level  so  far 
as'  this  type  of  transaction  was  influential.  „In  all  cases  where  the  amount  subscribed 
is  not  saved,  the  Government  creates  or  secures  purchasing  power  without  creating  any 
equivalent  goods  to  purchase  ....  All  of  these  methods  of  war  finance  ....  are 
inflation  none  the  less,  even  when  gold  redemption  has  been  nominally  maintained,  and 
they  therefore  tend  to  add  to  the  cost  of  Irving", 

(C.  C.  Arbuthnot,  A  „Stabilized  Dollar"  would  produce  violent  changes  in 
periods  of  falling  prices.  The  American  Economic  Review,  Vol.  X,  Nr.  4,  S.  778  f.) 
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reserve  um  jeden  Preis  vergrößern  wollte,7)  um  dadurch  die  Möglichkeit 
weiteren  Notendruckes  zu  erlangen,  oder  ob  man  die  Beanspruchung  des 
Kredits  der  Banken  für  Wirtschaft  und  Staat  unterdrücken  und  die 
Währung  stabilisieren  sollte.  In  diese  Zeit  fällt  das  Erscheinen  der  grund¬ 
legenden  Arbeit  von  Fisher  „Stabilizing  the  Dollar“.8) 

Ehe  gezeigt  wird,  welchen  Weg  man  in  den  Vereinigten  Staaten 
wählte,  möge  der  Titel  der  Arbeit  von  Fisher  als  Stichwort  für  eine  Vor¬ 
untersuchung  dienen:  „Stabilisierung  des  Dollars“!  Der  nordamerikanische 
Dollar  wurde  also  in  der  hier  betrachteten  Zeit  nicht  als  stabil  empfunden,9) 
und  man  hatte  das  Bedürfnis,  ihn  zu  stabilisieren.  Woran  wurde  die 
Unstabilität  konstatiert?  Sicherlich  nicht  an  dem  intervalutarischen  Kurs 
des  Dollars,  denn  der  blieb  ja  im  Großen  und  Ganzen  dem  Pfund,  dem 
Gulden  und  anderen  hochwertigen  fremden  Zahlungsmitteln  gegenüber 
stabil,  oder  diese  wurden  ihm  gegenüber  ständig  billiger.  Die  Unstabilität 
des  Dollars  konnte  nur  am  Preise  der  Waren  konstatiert  werden.  Nun  haben 
diese  Preise  in  der  Zeit  von  1914  bis  1920  und  darüber  hinaus  starke 
Schwankungen  aufgewiesen.  Die  durchschnittliche  Bewegung  aber  zeigt  eine 
große  Verteuerung  der  Warenoreise  oder,  was  gleichbedeutend  ist,  eine 
starke  Verminderung  der  Kaufkraft  des  Dollars.  Die  folgende  Tabelle10) 
gibt  Aufschluß  über  den  gesamten  Papiergeldumlauf,  das  Verhältnis  der 
Goldzertifikate  zu  den  F.  R. -Noten,  die  Golddeckung,  ihr  Verhältnis  zu  den 
F.  R.-Noten,  sowie  über  die  Preise  nach  dem  Index  des  Bureau  of  Labor. 
(Dabei  ist  der  Preis  für  1913  mit  100  angesetzt.) 


Datum 

Gesamter 

Papiergeld¬ 

umlauf 

Prozentanteil 
d.  Goldzerti¬ 
fikate 

Prozentanteil 
der  F.  R.- 
Noten 

Gesamt- 

Gold- 

Reserve 

Goldreserve 
auf  die  F.  R  - 
Notenbezog. 

Index 

31.  12.  14. 

695,795 

97,7 

2,3 

267,899 

11,12  :  1 

97 

30.  12.  15. 

1  135,522 

83,35 

16,65 

555,938 

2,21  :  1 

105 

29.  12.  16. 

1  498,962 

81,63 

18,37 

753,774 

1,91  :  1 

146 

31.  12.  17. 

1  946,634 

35,97 

64,03 

1  720,768 

0,97  :  1 

181 

31.  12.  18. 

3  104,927 

13.52 

86,48 

2  146,219 

0,60  :  1 

206 

31.  10.  19. 

3  054,833 

9,88 

90,12 

2  205,592 

0,57  :  1 

223 

(Die  Zahlen  in  den  Spalten  2  und  5  verstehen  sich  in  Millionen  Dollars.) 


Der  Papiergeldumlauf  hat  sich  auf  das  4,4fache  erhöht.  Aber  während 
1914  fast  98  Prozent  des  damaligen  Umlaufs  voll  goldgedecktes  Papier 
war,  sind  1919  nicht  mehr  ganz  10  Prozent  voll  goldgedeckt.  Der  Rest 

*)  Die  andere  Erwägung,  die  gesetzliche  Golddeckung  zu  verringern,  ist,  soviel  ich 
zu  sehen  vermag,  nicht  angestellt  worden. 

8)  Irving  Fisher  „Stabilizing  the  Dollar“  1919;  vergl.  auch  vom  gleichen  Autor 
„The  Purchasing  Power  of  the  Money"  1911,  „The  Making  of  Index-Numbers“  1922. 
Boston,  Houghton  Mifflin  Company. 

9)  Er  wird  es  auch  heute  noch  nicht;  vergl.:  Carl  Snyder  „The  Stabilization  of 
Gold:  A.  Plan",  in  der  American  Economic  Review  Vol.  XIII,  Nr.  2. 

10)  Aus  mehreren  Tabellen,  die  Lawrie  aufstellte,  zusammengezogen. 
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(90  Prozent)  ist  nur  zu  57  Prozent  (resp.  bis  Jahresende  50,3  Prozent) 
goldgedeckt.  Immerhin  aber  ist  die  gesetzliche  Mindestgrenze  noch  nicht 
erreicht.  Im  Sinne  der  amerikanischen  Währungsordnung  waren  also  die 
F.  R. -Noten  noch  gutes  Geld.  Aber  die  Vermehrung  der  Zahlungsmittel 
war  eine  solch  beträchtliche,  daß  eine  Auswirkung  auf  die  Warenpreise 
nicht  ausbleiben  konnte.  Immerhin  muß  man  beachten,  daß  die  Kaufkraft 
des  ,, Papierdollars “  von  1919  verhältnismäßig  größer  war  als  die  des 
„Golddollars“  von  1914,  wie  sich  aus  der  algebraischen  Unrichtigkeit  der 
folgenden  Proportion  ergibt: 

695,795  :  97  =  3054,833  :  223. 

Algebraisch  richtig  ergäbe  sich: 

695,795  :  97  =  3054,833  :  425. 

Mancher,  dem  der  Quantitätssatz11)  zu  einer  ganzen  Quantitätstheorie  wird, 
wäre  wohl  nicht  abgeneigt,  nach  der  letzteren  Gleichung  zu  rechnen.  Die 
Wirklichkeit  gibt  ihm  Unrecht. 

Es  muß  dabei  beachtet  werden,  daß  auch  auf  der  Warenseite  in  den 
Vereinigten  Staaten,  während  des  Krieges,  und  zumal  nachdem  sie  selbst 
in  den  Krieg  eingetreten  waren,  Veränderungen  vor  sich  gegangen  waren, 
insofern,  als  das  Sozialprodukt  sich  vermindern,  daß  also  auch  dem 
verminderten  Angebot  eine  Steigerung  der  Preise  folgen  mußte.  Wenn 
trotzdem  die  Preise  nicht  einmal  gemäß  den  Veränderungen  der  Geldseite 
gestiegen  sind,  so  liegt  das  offenbar  daran,  daß  in  der  Wirtschaft  Faktoren 
wirksam  sind,  die  eine  Veränderung  auf  der  Geldseite  nur  widerstrebend 
zu  einer  Veränderung  auf  der  Warenseite  werden  lassen,  sodaß  eine 
verhältnismäßig  lange  Zeit  vergeht,  ehe  eine  Veränderung  auf  der  Geldseite 
ihren  vollen  Ausdruck  auf  der  Warenseite  gefunden,  und  sich  ein  neues 
Gleichgewicht  herausgebildet  hat.  Aus  dieser  Erwägung  heraus  kann  man 
zu  der  scheinbar  paradoxen  Behauptung  kommen,  daß  der  einzelne  Papier¬ 
dollar  im  Verhältnis  zur  gesamten  Umlaufsmittelmenge  eine  höhere  Kauf¬ 
kraft  habe  als  der  einzelne  Golddollar  im  Verhältnis  zu  der  früheren 
Umlaufsmittelmenge.12) 

In  den  Vereinigten  Staaten  ist  man  der  Meinung,  daß  mit  dem  Ein¬ 
treten  eines  Landes  in  den  Kriegszustand  Inflation  notwendig  verbunden 
sein  muß.  In  dieser  Hinsicht  ist  eine  Stelle  aus  einem  Gutachten,  das  das 


u)  Die  sogenannte  Quantitätstheorie  kann  gegenüber  den  Erfahrungen  der  letz¬ 
ten  zehn  Jahre  m.  E.  zunächst  nur  noch  in  dem  folgenden  Satz  sich  erhalten:  Ver¬ 
änderungen  in  der  Menge  der  Zahlungsmittel  ziehen  Veränderungen  im  Preisstand 
der  Waren  nach  sich. 

12)  Vengl.  auch  C.  C.  Arbuthnot:  ,,A  „Stabilized  Dollar"  would  produce  violent 
changes  in  periods  of  falling  prices  „The  American  Economic  Review"  Vol.  X  Nr.  4  und 
S.  S.  Garrett:  „Some  Notes  on  the  Relation  of  Money  and  Prices"  ebendort,  Vol. 
XIII,  Nr.  1. 
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amerikanische  Schatzamt  an  den  Vorsitzenden  des  Committees  on  Ways 
and  Means  am  11.  Februar  1919  erstattete,  beachtenswert.13) 

Die  Ansicht  des  Schatzamtes  ist  zweifellos  richtig,  denn  keine  Steuer¬ 
oder  Anleihepolitik  könnte  so  rasch  wirksam  werden,  daß  ihre  Ergebnisse 
den  Bedürfnissen  der  Kriegsführung  rasch  genug  zur  Verfügung  ständen. 
Wenn  aber  das  Schatzamt  in  dem  erwähnten  Gutachten  des  weiteren  der 
Meinung  ist,  daß  die  private  Kreditinanspruchnahme  in  solchen  Zeiten  sich 
bescheiden  müsse,14)  so  ist  zu  bedenken,  daß  auch  das  nicht  möglich  ist, 
da  ja  der  private  Kreditanspruch  durch  die  von  der  Regierung  geschaffene 
zusätzliche  Kaufkraft  zum  mindesten  nominell  erhöht  werden  und  daß  die 
private  Unternehmung,  insofern  sie  auf  Kriegsproduktion  erweitert  oder 
umstellt,  sofort  stärker  als  Kreditnehmer  auf  dem  Markt  erscheinen  muß. 

Solange  der  Krieg  andauert,  wird  es  nie  restlos  möglich  sein,  durch 
Steuern  den  Staatsbedarf  zu  decken,  oder  die  Privatwirtschaft  zur  Ein¬ 
schränkung  ihrer  Kreditansprüche  zu  bewegen;  so  ist  in  der  Tat  Kriegführung 
notwendig  mit  Inflation  verknüpft.  Die  Geschichte  dürfte  diese  Erfahrung 
wohl  allenthalben  bestätigen.  Solange  aber  die  Inflation  weiter  geht,  besteht 
auch  immer  die  Möglichkeit,  Kredit,  der  in  einem  Geld  stärkerer  Kaufkraft 
beansprucht  wurde,  in  einem  Geld  geringerer  Kaufkraft  zurückzuzahlen. 
Das  aber  bedeutet  den  stärksten  Ansporn  für  private  (spekulative)  Kredit¬ 
inanspruchnahme. 

Nach  Kriegsende  laufen  die  Kosten  für  die  Kriegsführung  zunächst 
noch  weiter.  Gewisse  Kosten  hören  bald  auf;  andere  werden  erst  nach  der 
Lebensdauer  einer  Generation  gänzlich  verschwinden  können.  (Pensionen, 
Entschädigungen  usw.)  Je  eher  die  Nachkriegsausgaben,  die  eine  Folge  der 
Kriegsführung  sind,  durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  werden  können, 
umso  eher  kann  auf  die  Notwendigkeit  der  Diskontierung  von  Schatzwechseln 
(Certificates  of  indebtedness)  verzichtet,  und  die  Inflation  eingestellt  werden. 
Die  private  Wirtschaft  aber,  die  sich  an  Inflation  gewöhnt  hat,  wird  diesem 
Moment  mit  großem  Bangen  entgegensehen,  weil  mit  ihm  nicht  nur  die 
Möglichkeit  spekulativer  Kreditinanspruchnahme  aufhört,  sondern  weil  die 
Kreditverpflichtung  durch  allmähliche  Erhöhung  der  Kaufkraft  des  Geldes 
gegen  sie  zu  schlagen  beginnt,  und  weil  das  Sinken  der  Preise  die  schon 
produzierte,  aber  noch  nicht  verkaufte  und  die  im  Produktionsprozeß 

13)  „Under  war  condütions  the  imperative  necessity  of  the  Government  for  the 
production  of  war  essential«  determiines  Government  expenditure,  and  this  expenditure 
can  not  be  modified  to  meet  the  banking  needs  of  the  country;  on  the  contrary,  the 
banking  policies  of  the  country  must  conform  to  the  fiscal  policy  of  the  Government." 
(Hearings  w.  o.  a.  S.  6.)  Vgl.  dagegen  Fisher  „Stabilizing  the  Dollar"  S.  227:  In  all 
ordinary  wars,  there  is  no  need  of  Inflation. 

14)  ,, Under  these  circumstances,  the  only  way  in  which  the  expansion  of  banking 
credits  can  be  checked  is  by  a  reduction  of  civil  demands  to  correspond  with  the 
expanding  needs  for  Government  expenditure."  (Hearings  w.  o.  a.  S.  6.) 
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liegende  Ware  verlustbringend  macht.  Daher  die  große  Schwierigkeit, 
eine  Inflation  abzustoppen,  und  ein  neues  Gleichgewicht  zwischen  Zahlungs¬ 
mittelmenge  und  Warenpreisen  zum  Ausbalanzieren  zu  bringen. 

Diese  Erwägungen  mußten  auch  in  den  Vereinigten  Staaten  angestellt 
werden,  als  es  sich  um  die  Entscheidung  handelte,  die  Goldreserve  zu 
erhöhen,  um  im  Notendruck  fortfahren  zu  können,  oder  den  Notendruck 
einzustellen.  Es  muß  hier  noch  einmal  daran  erinnert  werden,  daß  die 
Inflation  in  den  Vereinigten  Staaten  nicht  dadurch  entstand,  daß  der  Geld¬ 
schöpfung  die  goldene  Fessel  abgestreift  wurde,  sondern  daß  man  immer 
Gold  fand,  um  den  immer  stärker  werdenden  Koloß  des  Notenumlaufs  auch 
über  die  gesetzliche  Vorschrift  hinaus  zu  binden.  Es  kann  deshalb  nicht 
in  Erstaunen  setzen,  daß  man  den  Grund  des  Uebels  im  Ueberschuß  des 
Goldimportes,  also  in  der  zu  starken  Aktivität  der  Fälligkeitsbilanz 
(Zahlungsbilanz)  sah.15) 

Solange  der  Goldimportüberschuß  dauerte,  solange  war  auch  bei 
korrektester  Beibehaltung  der  gesetzlichen  Golddecke  das  Fortbestehen 
der  Inflation  möglich.  Das  würde  selbst  dann  so  gewesen  sein,  wenn  die 
Vorschrift  einer  hundertprozentigen  Deckung  der  Notenausgabe  vorhanden 
gewesen  wäre.  Denn  Inflation  ist  Vermehrung  der  Zahlungsmittelmenge, 
unabhängig  von  der  Vermehrung  des  Sozialproduktes,  und  die  Inflation 
mittelbar  oder  unmittelbar  in  Gold  ist  in  den  Vereinigten  Staaten  und 
Schweden  Ereignis  geworden.18) 

Primär  gilt  es  nicht,  den  Goldimport  zu  unterbinden,  sondern 
die  Zahlungsmittelvermehrung  zu  inhibieren,  sodann  das  Gleichgewicht 
zwischen  Zahlungsmittelmenge  und  Sozialprodukt  sich  wieder  hersteilen 
zu  lassen,  und  dadurch  die  Preise  sodann  allmählich  wieder  jene  Lage 
einnehmen  zu  lassen,  daß  ein  Dollar  im  Verhältnis  zur  neuen  Zahlungs¬ 
mittelmenge  genau  oder  annähernd  soviel  kauft,  als  der  Dollar  von  1913 
im  Verhältnis  zur  damaligen  Zahlungsmittelmenge  kaufte.  Dann  wird  es 


16)  „.  .  .  .,  the  War  and  it®  aftermath  have  brought  us  near  to  two  billion®  of 
additional  gold,  bringing  our  estimated  gold  holding  up,  now,  near  to  four  billiions,  in 
dodlars.  All  the  rest  of  the  monetary  stock  of  the  worid  is  only  a  little  more  than 
this.  It  is  fair  to  say  that  a  more  fantastic  financial  Situation  probably  never  developed 
in  any  modern  commercial  nation"  und  ,,So  far  from  any  present  prospect  of  losing  any 
large  part  of  this  excessive  gold  hoard  within  the  near  future,  the  probabilities  seem  to 
be  that,  unless  we  should  indulge  in  very  heavy  loans  to  foreign  countries,  we  may  possibly 
gain  rather  than  lose  gold  in  the  next  few  years.  The  balance  of  foreign  trade,  and  now  of 
interest  and  other  payments,  is  still  clearly  in  our  favor,  and  the  only  way  now  that  we 
could  lose  tmich  of  this  gold  would  be  through  another  great  inflation  oft  prices  in  this 
country,  like  that  of  1919 — 1920,  and  a  consequent  drastic  curtailment  of  our  export 
trade,“  (Carl  Snyder  w.  o.  a.  S.  277.) 

18)  „Sweden  has  done  its  best  to  prevent  the  further  increase  of  its  gold  reverves, 
and  the  United  States  would  be  vastly  better  off  if  it  could  lose  a  full  half  its 
present  gold  stock."  (Carl  Snyder  w.  o.  a,  S.  277.) 
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unlohnend,  gewisse  Waren  selbst  herzustellen  oder  gar  zu  exportieren.  Dies 
bringt  wieder  einen  stärkeren  Anspruch  an  den  Import  mit  sich,  und  dann 
wird  sofort  wieder  die  Aktivität  der  Fälligkeitsbilanz  geringer,  gleichzeitig 
verringert  sich  die  Goldeinfuhr,  und  die  Versuchung,  den  Goldeinfuhr- 
überschuß  zur  Basis  weiterer  Notenemissionen  zu  machen,  kommt  in 
Wegfall.  Dieser  Ring  schließt  sich  meines  Erachtens  zwingend  und  fest. 

Um  die  Wende  1919/20  war  man  in  den  Vereinigten  Staaten  jedoch 
im  allgemeinen  weit  davon  entfernt,  eine  derartige  Schlußfolgerung  anzu¬ 
stellen.  Es  wog  vielmehr  die  Besorgnis  vor,  daß  die  Goldreserve  versagen 
und  dann  das  für  die  amerikanische  Wirtschaft  vermeintlich  notwendige 
Geld  nicht  geschaffen  werden  könne.  Im  ersten  Vierteljahr  1920  nämlich 
hatten  (allerdings  vorübergehend,  was  man  jedoch  nicht  voraussah),  die 
Goldexporte  der  Vereinigten  Staaten  die  Goldimporte  um  98  311  743  Dollar 
überstiegen.  Gleichzeitig  war  die  Golddecke  für  F.  R. -Noten  auf  46.7  Prozent 
zusammengeschrumpft.17 ) 

Man  überlegte,  daß  bei  einem  solchen  Goldverlust  der  Augenblick, 
der  zur  Einstellung  des  Notendruckes  zwingen  würde,  sehr  rasch  kommen 
müsse.  Anstatt  diesen  Augenblick  und  die  ihn  begleitende  Krisis  als  eine 
Gesundungserscheinung  zu  begrüßen,  überlegte  man,  wie  man  Mittel  und 
Wege  finden  könne  zur  Fortsetzung  der  mittelbaren  Goldinflation. 

Zu  Beginn  des  Jahres  1920  brachte  das  Kongreß-Mitglied  —  Mc 
Fadden  —  den  nach  ihm  genannten  Gesetzesvorschlag  im  Repräsentanten¬ 
haus  ein,  das  seine  Ueberweisung  an  das  Committee  on  Ways  and  Means 
veranlaßte.  Dieses  Committee  seinerseits  veranstaltete  nun  Verhöre  am 
25.  und  28.  Mai,  sowie  am  10.  Dezember  1920,  außerdem  noch  am  1.  und 
8.  Februar  1921.  Diese  Verhöre  (Hearings)  sind  die  wichtigsten  Quellen 
der  vorliegenden  Darstellung.  Die  Vorlage  trug  den  Titel  „Protection  of 
the  Gold  Reserve“.18) 

Zum  genaueren  Verständnis  dieser  Gesetzesvorlage  muß  man  daran 
denken,  daß  der  Aktiv-Saldo  der  Fälligkeitsbilanz  nicht  die  einzige  Quelle 
ist,  aus  der  die  Vereinigten  Staaten  mit  Gold  versorgt  werden:  die  Welt- 
Goldproduktion  betrug  1915  469  Millionen  Dollar;  der  Produktionsanteil 
der  Vereinigten  Staaten  war  101  Millionen  Dollar.  Im  Jahre  1919  belief 
sich  die  Weltgoldproduktion  nach  der  Schätzung  von  McFadden  auf  350 
Millionen  Dollar,  während  die  Produktion  der  Vereinigten  Staaten  auf 
58.5  Millionen  Dollar  gesunken  war.19) 


17)  Hearings  w.  o.  a.  S.  11. 

18)  ,,A  Bill  to  provide  for  the  protection  of  the  monetary  gold  reserve  by  the 
maintenance  of  the  normal  gold  production  of  the  United  States  to  satisfy  the  require- 
ment  of  the  arts  and  trades  by  imposing  an  excise  upon  all  gold  used  for  other  than 
monetary  purposes,  and  the  payment  of  ä  premium  to  the  producers  of  newly  mined  gold. 
and  providing  penalties  for  the  violation  thereof."  (Hearings  w,  o.  a.  S.  1.) 

19)  Hearings  w.  o.  a.  S.  11, 
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Dies  starke  Schwinden  des  Ertrages  der  amerikanischen  Goldminen 
mußte  bei  allen  denen,  die  durch  die  Goldfiktion  als  Währungsgrundlage 
geblendet  waren,  zu  den  lebhaftesten  Besorgnissen  Anlaß  geben.  Zweifellos 
hat  man  bei  denjenigen,  die  in  einer  Vermehrung  des  Goldvorrates  der 
Vereinigten  Staaten  nicht  nur  das  Heil  der  amerikanischen  Wirtschaft, 
sondern  trotz  aller  Inflationserscheinungen,  deren  Zusammenhänge  sie  nicht 
zu  durchschauen  vermochten,  sogar  das  einzige  Zeichen  der  Prosperität 
der  amerikanischen  Wirtschaft  sahen,  zwei  verschiedene  Kategorien  von 
Wirtschaftlern  vor  sich:  diejenigen,  die  aus  gemeinwirtschaftlichem  Interesse 
die  Goldreserve  als  vermeintliche  Grundlage  der  ganzen  Wirtschaft  um 
jeden  Preis  aufrecht  erhalten  wollten  und  jene,  die  aus  privatwirtschaft- 
lichem  Sonderinteresse  eine  Fortdauer  der  Inflation  wünschen  mußten.  Es 
ist  natürlich  sehr  schwer,  die  Befürworter  der  McFadden-Bill  nach  diesen 
beiden  Kategorien  zu  sondern.  Der  Grund  des  Rückgangs  der  Gold¬ 
produktion  allerdings  mußte  jedem,  der  sich  mit  den  Verhältnissen  be¬ 
schäftigte,  ohne  weiteres  klar  werden.  Er  bestand  darin,  daß  die  Produktions¬ 
kosten,  eben  durch  die  Inflation,  in  der  Warenpreisteuerung  ausgedrückt, 
so  hoch  geworden  waren,  daß  nur  die  unter  ganz  besonders  günstigen 
Umständen  arbeitenden  Minen  noch  im  Betrieb  bleiben  konnten.  Betrug 
doch  der  vom  Schatzamt  pro  Unze  Feingold  zu  zahlende  Satz  ein  für  allemal 
gesetzlich  20.67  Dollar.  Wer  die  Unze  Feingold  zu  diesem  Preis  in 
inflationiertem  Dollar  nicht  mehr  produzieren  konnte,  der  war  gezwungen, 
seine  Minen  stillzulegen.  In  der  Tat  zeigten  die  von  McFadden  vorgetragenen 
Zahlen,  in  wie  weitem  Maße  das  bereits  der  Fall  gewesen  war.  In  der  Logik 
des  Währungssystems  war  diese  Erscheinung  selbstverständlich  begründet, 
und  von  ihr  aus  war  sie  ebenso  zu  begrüßen,  wie  der  im  Frühjahr  1920 
eintretende  Verlust  an  Gold  zur  Begleichung  der  Fälligkeitsbilanz.  Aber 
auch  bei  der  Goldproduktion  erkannte  man  die  selbsttätige  Hilfe  des 
Währungssystems  nicht  an,  sondern  versuchte  gerade  durch  die  McFadden- 
Bill  dieses  Ventil  unwirksam  zu  machen.20) 

Die  45.  Jahresversammlung  des  amerikanischen  Bankverbandes 
(American  Bankers'  Association)  hatte  schon  am  2.  Oktober  1919  eine 
Resolution21)  gefaßt,  daß  Maßnahmen  zur  Förderung  der  amerikanischen 
Goldproduktion  getroffen  werden  sollten.  Der  Goldgräbertag  (American 

^  Es  ist  von  hohem  Interesse,  zu  beobachten,  wie  in  den  hier  betrachteten 
Erscheinungen  (was  mir  übrigens  typisch  für  das  Geldwesen  erscheint),  die  innere  Kon¬ 
sequenz  einer  einmal  durchgeführten  Währungsordnung  sich  weiter  bewährt,  als  ihre 
Urheber  zu  ahnen,  und  als  die  Zeitgenossen  einzusehen  vermögen. 

21)  ,,Whereas  the  gold  production  of  the  Unites  States,  which  declined  so  rapidly 
during  the  war  period,  has  since  the  signing  of  the  armistice  still  further  declined  because  of 
the  extreme  economic  pressure  to  which  the  gold-mining  industry  has  been  subjected;  and 

Whereas  gold  is  the  Standard  of  value  and  the  basis  of  all  credit,  and  it  is 
vitally  important  to  the  financial  and  commercial  life  of  the  Nation  that  the  monetary 
reserve  be  protected:  Now,  therefore,  be  it  — 
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Mining-Congress)  schloß  sich  diesem  Vorgehen  an  und  bezeichnete  die 
McFadden-Bill  als  die  geeignetste  Maßnahme  zur  Förderung  der  heimischen 
Goldproduktion. 

Der  wesentliche  Inhalt  der  McFadden-Bill“)  ist  der  folgende:  Vom 
1.  Mai  1920  ab  sollte  eine  Steuer  (Umsatz-  oder  Luxussteuer)  von  50  Prozent 

Resolved,  That  the  American  Bankers'  Association,  in  convention,  assembled, 
respectfully  requests  and  urges  upon  the  Government  of  the  Unites  States  the  desira- 
bility  of  maintaining  the  domestic  production  of  new  gold  in  sufficient  volume  to  satisfy 
the  present  anticipated  trade  requirements  for  this  metal,  and  asks  that  steps  be  taken 
immediately  to  that  end;  and]  be  it  further 

Resolved,  That  the  secretary  of  this  association  be,  and  hereby  is,  instructed  to 
send)  a  copy  of  this  resolution  to  the  President  of  the  United  States,  the  Secretary  of 
the  Treasury,  and  the  Members  of  the  Senate  and  House  of  Representatives  of  the 
United  States  advising  them  of  its  adoption;  and  be  it  also  further 

Resolved,  That,  considering  the  great  importance  of  this  subject,  this  convention 
recommends  to  the  executive  council  that  the  matter  be  referred  to  the  Federal  legis¬ 
lative  committee  and  the  currency  committee  for  an  exhaustive  study  and  such  action  as 
may  be  deemed  necessary," 

22)  Be  it  enacted,  etc.,  That  on  and  after  May  1,  1920,  in  addition  to  any  existing 
tax  now  assessed  or  levied  thereon,  there  «hall  be  levied,  assessed,  collected,  and  paid 
a  tax  of  50  cents  per  pennyweight  of  fine  gold  contained  in  all  gold  manufactured, 
nsed,  or  sold  for  other  than  coinage  or  monetary  purposes,  by  or  for  a  manufacturer  or 
dealer,  or  his  estate,  on  or  after  such  date,  and  upon  the  gold  contained  in  any 
manufactured  articles  sold  by  any  dealer  or  manufacturer  or  his  estate." 

„That  all  moneys  collected  pursuant  to  the  provisions  set  forth  in  section  1  of  this 
act  shall  be  paid  into  the  custody  of  the  Treasurer  of  the  United  States,  and  shall 
be  kept  by  him  in  a  separate  fund  designated  as  „the  gold  premium  fund",  and 
shall  be  used  and  paid  out  in  accordance  with  the  provisions  of  this  act  as  herein  set 
forth,  and  for  no  other  purpose;  except  that  if,  at  the  end  of  any  current  year,  a  balance 
has  accrued  in  the  gold  premium  fund  over  and  above  the  amount  necessary  to  pay 
the  premium  obligations  that  have  accrued  thereunder,  it  shall  be  the  duty  of  the  Trea¬ 
surer  to  place  said  balance  in  the  general  fund  of  the  Treasury  of  the  United  States." 

„That  from  the  gold  premium  fund,  and  any  other  funds  in  the  Treasury  of  the 
United  States,  not  med  for  specified  purposes,  there  shall  be  paid  by  the  Treasurer  of 
the  United  States,  after  the  Ist  day  of  May,  1920,  and  for  a  period  of  five  years  thereafter, 
to  the  producer  of  new  gold  in  the  United  States  or  its  possessions  a  premium  of  Doll. 
10  per1;  fine  ounce,  in  accordance  with  the  provisions  of  this  act  hereinafter  set  forth." 

„That  for  the  period  commencing  May  1,  1925,  both  the  tax  and  premium  as 
herein  set  forth  shall  be  readjusted  anmxally  by  the  Secretary  of  the  Treasury,  the 
Secretary  of  Commerce  and  the  Secretary  of  the  Interior,  meet'ing  as  an  adjustment 
board  for  such  purpose;  that  said  readjustment  shall  be  made  in  accordance  with  the 
commodity  price  index  number  of  the  fifth  year  of  the  five-year  period  hereinbefore 
designated  as  compared  with  the  average  commodity  price  index  number  for  the  first 
four  years  of  said  period;  that  the  index  numbers  of  all  comimodities  governing  this 
readjustment  shall  be  those  ascertained  and  published  by  the  Bureau  of  Labor 
Statistics  of  the  Department  of  Labor;  that  the  said  tax  and  premium  as  readjusted 
shall  constitute  the  amount  of  tax  and  premium  that  shall  be  collected  and  paid  during 
the  next  year  ensuing;  and  that  each  readjustment  shall  be  made  annually  prior  to  the 
Ist  day  of  May  of  each  succeeding  year,  which  shall  determine  the  amount  of  tax  and 
premium  to  be  collected  and  paid." 

(Hearings  w.  o.  a.  S.  1  ff.) 
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je  zwanzigstel  Unze  fein23)  auf  alles  Gold  erhoben  werden,  das  irgendwie 
in  Warenform  in  den  Konsum  gelangte.  Die  so  erzielte  Einnahme  sollte 
verwandt  werden,  um  den  Goldgruben  eine  Prämie  von  10  Dollar  pro 
Unze  Feingold  zu  zahlen,  sodaß  also  der  Preis  für  die  Unze  Feingold  sich 
zusammensetzte  aus  dem  gesetzlichen  Satz  von  20.67  Dollar  plus  der 
Prämie  von  10  Dollar.  Vom  1.  Mai  1925  ab  sollte  jährlich  festgesetzt  werden, 
wie  hoch  die  Prämie  für  das  kommende  Jahr  sich  belaufen  müsse,  wenn 
man  aus  dem  zurückliegenden  Jahrfünft  den  Durchschnitt  des  Index  des 
Arbeitsamtes  für  die  vier  ersten  Jahre  verglich  mit  dem  Index  des 
letzten  Jahres.  Ende  1919  war  als  vorläufige  Maßnahme  ein  Verbot  des 
Goldexportes  aus  den  Vereinigten  Staaten  erlassen  worden,  das  aber  nach 
kurzer  Zeit  schon  wieder  aufgehoben  werden  mußte. 

Der  McFadden-Entwurf  wurde  von  seinen  Gegnern  zunächst  mit 
den  Argumenten  bekämpft,  daß  ein  solches  Gesetz  verfassungswidrig  sein 
würde,  weil  es  Steuern  erheben  wolle,  nicht  um  Staatseinnahmen  zu 
schaffen,  sondern  um  einen  bestimmten  Industriezweig  (nämlich  die  Gold¬ 
minen)  zu  schützen. 

Das  führte  dazu,  daß  man  in  der  Präambel  der  Vorlage  hinter  das 
Wort  ,,excise“  die  Worte  ,,for  revenue  and  other  purposes“  einfügte,  unter 
der  Annahme,  daß  der  Betrag  der  Steuer  nach  Zahlung  der  Prämie  an  die 
Goldproduzenten  einen  Ueberschuß  für  die  Staatskasse  ergeben  werde.*4) 

Ein  schwerer  zu  beseitigender  Einwand  war,  daß  die  Gewährung  der 
Prämie  den  Goldstandard  der  amerikanischen  Währung  verändern  müsse. 
McFadden  argumentierte  diesem  Einwand  gegenüber  wie  folgt*5) :  die 
Bestimmungen  dieser  Vorlage  ließen  einen  freien  Goldmarkt  bestehen,  da 
die  Steuer  von  der  fertigen,  goldhaltigen  Ware  und  nicht  vom  Gold  als 
solchem  erhoben  würde.26)  Die  Regierung  werde  Gold  weiter  ohne  jede  Ein¬ 
schränkung  zu  industriellen  Zwecken  zu  dem  alten  Preis  von  20.67  Dollar 
die  Unze  verkaufen.  Die  Diskussion  kam  erst  in  der  vorletzten  Sitzung  des 
Ausschusses  am  1.  Februar  1921  durch  die  Darlegungen  von  Professor 
Kemmerer27)  von  der  Princeton  Universität  zur  Klärung.  Er  legte  im 


23)  Eine  amerikanische  Unze  hat  20  pennyweights,  Eine  Unze  gleich  31,1035  gr, 

24)  Es  ist  zum  Verständnis  dieses  Ausweges  wichtig,  zu  erfahren,  was  die  Hearings 
über  den  industriellen  Verbrauch  an  Gold  während  der  hier  in  Betracht  kommenden 
Zeit  melden:  (S.  65), 

1914  —  45  520  032  Doll.;  1915  —  37  820  027  Doll.;  1916  —  51  061  187  Doll.; 
1917  —  52  915  641  Doll.;  1918  rund  51  000  000  Doll.;  1919  —  80  337  600  Doll. 

26)  Hearings  w.  o.  a.  S.  65  ff. 

26)  Hier  ist  an  den  Plan  Fishers  zur  Stabilisierung  des  Dollars,  d.  h.  seiner 
Kaufkraft  zu  denken,  in  dem  er  vorsohlug,  den  Goldgehalt  des  Dollars  periodisch  je  nach 
der  Indexziffer  neu  festzusetzen.  McFadden  sagte  jedoch  ausdrücklich:  ,,This  bill  does 
not  change  the  number  of  grains  of  gold  in  tlhe  Dollar  and,  tberefore  does  not  change 
the  monetary  unit.“  (Hearings  w.  o.  a.  S.  9.) 

27)  Hearings  w.  o.  a.  S.  124  ff.  und  S.  128  ff. 
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wesentlichen  dar,  daß  der  Preis  des  Goldes  nicht  durch  den  Staat  fest¬ 
gesetzt  werde,  sondern  durch  die  Tatsache  der  Goldwährung  selbst.  Eine 
Unze  Feingold  ergäbe:  20.67  Dollar  in  Geld  (Münze).  Diese  Münze  müsse 
eingeschmolzen  wieder  eine  Unze  Gold  ergeben.  Die  ,, Werteinheit“  (Unit 
of  value)  sei  23.22  Gran  Feingold  und  23.22  gehe  in  480  (die  Zahl  der  Grane 
in  einer  Unze)  genau  20.67  mal.  Wie  auch  immer  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  beschaffen  seien,  ob  gut  oder  schlecht,  der  Goldgräber  könne 
immer  diesen  Preis  für  Gold  erhalten  und  immer  in  unbeschränkten  Mengen 
an  das  Schatzamt  verkaufen.  Wenn  das  Angebot  irgendeiner  anderen  Ware 
sich  im  Verhältnis  zur  Nachfrage  vermehre,  falle  der  Preis,  was  bei  Gold 
nicht  der  Fall  sei.  Für  Gold  regele  sich  der  Markt  nicht  durch  Angebot 
und  Nachfrage,  sondern  durch  die  Produktionskosten.  Wenn  Gold  in  großen 
Mengen  produziert  werde,  bleibe  gleichwohl  der  Preis  pro  Unze  der  gleiche, 
aber  die  Preise  für  andere  Waren  erführen  eine  Verteuerung. 

Die  wichtigste  Ursache  der  ständig  wachsenden  Teuerung  für  die 
Zeit  von  1896  bis  1914  sei  die  ständig  wachsende  Goldproduktion  gewesen. 
Von  1914  an  aber  sei  die  Hauptursache  der  Ersatz  von  Gold  durch  Papier¬ 
geld  und  Bankkredit.  Gold  habe  augenblicklich  (1.  Februar  1921)  nur  die 
Hälfte  des  Wertes  (about  half  the  value)  von  1913.  Wenn  Gold  billiger 
werde,  bleibe  der  Preis  der  Goldware  ungefähr  der  gleiche,  während  alle 
anderen  Waren  im  Preise  stiegen.  Es  werde  infolgedessen  mehr  Goldware 
gekauft.  Inzwischen  seien  aber  die  Produktionskosten28)  für  Gold  gestiegen 
und  die  Goldproduktion  gehe  zurück. 

Kemmerer  war  weiter  der  Meinung,  daß  die  Maßnahmen  der 
McFadden-Bill  die  amerikanische  Währung  verändern  müßten.  Die  beab¬ 
sichtigten  Steuern  würden  den  Goldproduzenten  einen  Anlaß  geben,  die 
Goldproduktion  zu  fördern  und  das  Goldangebot  zu  vermehren.  Dadurch 
aber  würde  die  Kaufkraft  des  Dollars  weiter  herabgedrückt,  und  damit 
zugleich  der  Wert  jeder  Forderung  einschließlich  der  Staatsschuld,  die  er 
auf  20  Milliarden  Dollar  angibt,  vermindert.  Das  sei  eine  äußerst  bedenk¬ 
liche  Konsequenz  der  McFadden-Bill,  da  man  niemand  zumuten  könne, 
außer  dem  Risiko  der  gewissermaßen  natürlichen  ökonomischen  Verän¬ 
derung,  die  die  Kaufkraft  des  Geldes  erfahre,  auch  noch  jenes  Risiko  zu 
tragen,  daß  durch  gesetzgeberische  Maßnahmen  absichtlich  die  Kaufkraft 
des  Geldes  vermindert  werde.  Je  mehr  man  die  Goldproduktion  anreize, 
desto  stärker  werde  die  Goldinflation,  und  desto  höher  müßten  die  Preise 
werden.  Das  aber  bedeute  wieder  höhere  Kosten  für  die  Goldproduzenten 
und  die  Notwendigkeit  höherer  Prämien  usw.  in  endloser  Wechselwirkung. 


28)  Lawnie  gibt  in  den  Hearings  (S.  63)  an,  daß  die  Produktionskosten  pro  Unze 
Gold  im  Monat  Dezember  der  Jahre  1912 — 1917  einschließlich  bei  einer  mittelwertigen 
Goldmine  betragen  haben:  11,70;  13,60;  16. — ;  15,60;  17.60;  18,60  Doll.,  während  sie  im 
Juni  1918:  25, —  und  im  Dezember  1918:  30. —  Doll,  erreichten. 


334 


Man  werde  also,  wenn  die  McFadden-Bill  Gesetz  werde,  am  1.  Mai  1925 
die  Notwendigkeit  einer  höheren  Prämie  aus  dem  Index  zu  konstatieren 
haben.  Sehr  bedenklich  sei  es  auch,  daß  man  die  Kosten  dieser  Prämie 
durch  die  amerikanische  Wirtschaft  aufbringen  lasse,  während  man  den 
Export  von  in  Amerika  gefördertem  Gold  nicht  verbieten  könne,  ohne  die 
gesamten  Außenhandelsbeziehungen  zu  stören.  Da  das  amerikanische  Gold 
aber  nur  ca.  ein  Viertel  der  gesamten  Weltgoldproduktion  ausmache,  sei 
nicht  daran  zu  denken,  den  für  seine  Produktion  verauslagten  Preis  auch 
auf  dem  Weltmarkt  zu  erreichen.  Man  mache  also  mit  der  Ausfuhr  von 
amerikanischem  Gold  den  übrigen  Ländern  ein  Geschenk. 

Mit  dieser  Kritik  Kemmerers,  der  übrigens  eine  ähnliche  eines  eng¬ 
lischen  Ausschusses,  sowie  auch  des  amerikanischen  Bankverbandes 
vorangegangen  war,26)  mußte  die  McFadden-Bill  als  erledigt  angesehen 
werden,  und  das  zusammenfassende  Urteil  Kemmerers:  „The  general 
attitude  is  that  as  an  economic  measure  it  is  absurd“  war  gleichzeitig  ihr 
Todesurteil. 

Der  Argumentation  Kemmerers  ist  wenig  hinzuzufügen.  Seine  Ueber- 
legung,  daß  in  einer  Zahlungsgemeinschaft  mit  Goldwährung  der  Preis  für 
Gold  normaler  Weise  nur  ganz  geringfügigen  Schwankungen  unterworfen 
sein  kann,  entspricht  der  Erfahrung  und  der  Theorie.  Die  Kaufkraft  des 
Geldes  aber  ist  keine  Funktion  des  Wertes  des  Stoffes  Gold,  sondern  eine 
Funktion  u.  a.  der  Goldmenge,  die  auf  den  Markt  gelangt.  Wird  dieses  Gold 
für  die  umlaufende  Zahlungsmittelmenge  unmittelbar  oder  mittelbar  (durch 
goldgedeckte  Notenemission)  zu  einer  Quelle  der  Inflation,  so  steigen  die 
Preise.  Folgt  auf  die  Inflation  eine  Kontraktion,  so  sinken  die  Preise.  Die 
Kontraktion  tritt  automatisch  ein,  wenn  die  währungsgesetzliche  Grenze 
der  Notenemission  erreicht  ist.  Gold  tut  hier  die  Wirkung  einer  Sicherung; 
macht  man  diese  Sicherung  unwirksam,  indem  man  ihren  Querschnitt  stets 
stärker  gestaltet,  so  darf  man  sich  über  die  Störung  im  Stromkreis  des 
Wirtschaftslebens  nicht  wundern.  Eine  Prämie  aber  auf  die  Heranschaffung 


29)  Hearings  S,  130.  —  Die  Angabe  von  Lassar-Cohn  in  seiner  Schrift  ,,Gold- 
und  Papiergeld",  Leipzig  1922,  S.  49,  (die  Verfasser  dieses  Aufsatzes  zuerst  zur 
Beschäftigung  mit  der  Materie  veranlaßte):  „Daraufhin  hat  das  amerikanische 
Schatzamt  den  Preis  des  Goldes  um  10  Doll,  erhöht“  ist  offenbar  unrichtig.  Wenn 
auch  die  Bemühungen  des  Verfassers  der  vorliegenden  Arbeit,  Authentisches  über  das 
Schicksal  der  McFadden-Bill  nach  Abschluß  der  Hearings  zu  erfahren,  bis  jetzt,  trotz 
Bemühungen  bei  amerikanischen  Behörden,  erfolglos  geblieben  sind,  so  ist  die 
Annahme,  daß  nach  dem  letzten  Hearing  die  Vorlage  zurückgezogen  wurde,  unbedingt 
zwingend,  denn  die  Vorlage  sah  auch  für  alle  goldhaltigen  aus  dem  Ausland  ein¬ 
geführten  Waren  eine  entsprechende  Steuer  vor,  die  aber,  wie  die  Praxis  beweist, 
niemals  zur  Erhebung  gekommen  ist.  Ohne  diese  Steuer  aber  wäre  das  ganze 
Vorgehen  nur  eine  Maßnahme  gewesen,  die  die  goldverarbeitende  amerikanische 
Industrie  schwer  geschädigt  hätte,  zu  Gunsten  der  fremden  goldverarbeitenden 
Industrien, 
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von  Gold  zu  setzen,  bedeutet  in  der  Tat,  die  gesamte  Wirtschaft  die  Kosten 
der  mittelbaren  Goldinflation  auf  direktem  Wege  aufbringen  zu  lassen, 
nachdem  die  Kosten  der  Inflation  in  der  Entwertung  der  „deferred  pay- 
ments“  sowieso  von  der  gesamten  Wirtschaft  zu  tragen  sind.  Die 
McFadden-Bill  kam  in  der  Tat  in  ihrer  Endwirkung  darauf  hinaus,  den 
Goldstandard  der  amerikanischen  Währung  und  zwar  ständig  der 
bestehenden  Inflation  folgend  zu  verändern.  Insofern  war  sie  durchaus  im 
Geiste  Fishers,  wie  sehr  McFadden  selbst  das  auch  bestreiten  mochte.“) 

Auch  Fisher  faßt  das  Uebel  nicht  bei  der  Wurzel,  das  er  übrigens 
in  seinem  eigenen  Ausspruch:  „Stabilization  and  inflation  are  mutually 
incompatible“31)  genügend  gekennzeichnet  hat.  Er  berücksichtigt  nicht 
genügend,  daß  eine  Veränderung  der  Zahlungsmittelmenge  nur  stattfinden 
darf,  wenn  eine  Veränderung  im  Sozialprodukt  sie  bedingt,  sollen  die 
Preise  konstant  bleiben.  So  kommt  er  dazu,  einen  Dollar  vorzuschlagen,  der 
scheinbar  stabil  ist,  aber  je  nach  seiner  Kaufkraft  mehr  oder  weniger  Gold 
kaufen  kann.  Auch  das  ist  eine  Aufhebung  der  wichtigsten  Grundlagen  der 
Goldwährung,  die  aber  von  Fisher  gewollt  sind,  während  McFadden 
offenbar  die  Konsequenz  seiner  Vorlage  nicht  erkannt  hatte. 

Daß  die  McFadden-Bill  im  Frühjahr  1920  zu  Grabe  getragen  werden 
mußte,  ist  nun  keineswegs  der  Argumentation  ihrer  Gegner,  vor  allen 
Dingen  nicht  den  wissenschaftlichen  Ausführungen  von  Professor  Kemmerer 
zu  verdanken.  Kemmerer  gab  die  Meinung  des  Ausschusses  zweifellos 
richtig  wieder,  wenn  er  bemerkte:  ,,I  realizq  that  a  committee  of  this  kind 
does  not  want  to  take  authorities."  Was  die  Bill  wirklich  zu  Fall  brachte, 
waren  die  inzwischen  veränderten  Umstände. 

Im  Frühjahr  1920  hatte  die  Indexziffer  ihren  Höhepunkt  mit  272 
erreicht;  im  Dezember  war  sie  bereits  auf  189  zurückgegangen.  Im  Mai 
1920  begann  eine  Periode  der  Kontraktion  und  Rückzahlung  der  Kredite, 


30)  McFadden  führte  z.  B.  aus:  „The  reference  made  by  the  committee  to  the  use 
of  the  index  number  in  the  bill  as  a  means  for  ad^usting  the  excise  and  premium 
as  being  similar  in  its  appliication  to  the  plan  of  Prof.  Irving  Fisher  for  stabilizing  the 
dollar,  shows  a  marked  lack  of  knowledge  concerning  ihis  proposah  The  index  number 
as  used  by  Prof.  Fisher  would  lessen  or  increase  the  number  of  grains  in  the  Standard 
dollar  from  time  to  time,  a  fundamental  change  in  the  gold  Standard,  while  the  index 
number  as  employed  in  the  bill  in  no  way  changes  the  number  of  grains  in  the  Standard 
dollar  and  is  used  merely  as  a  basis  of  comparison  in  order  to  equitably  adjust  the  cost 
and  price  equation  between  the  producer  of  new  gold  and  the  oonsumer  of  industrial 
gold.  As  used  in  the  bill  the  index  number  has  also  been  used  for  many  years  as  a  basis 
for  regulating  wages  and  for  adjusting  costs." 

(Hearings  w.  o.  a.  S.  137). 

31)  so  in  „Stabilizing  the  Dollar."  S.  227.  Das,  was  Fisher  als  Stabilisierung  vor¬ 
schlägt,  würde  nicht  zur  Beseitigung  der  Inflation,  sondern  nur  zu  einer  Verschleierung 
der  Inflation  und  vielleicht  zu  einer  gewissen,  zeitweiligen  Milderung  ihrer  wirtschaft¬ 
lichen  Folgen  führen. 
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die  bis  in  den  Anfang  von  1922  dauerte.32)  Der  Durchschnitt  der  Indexziffer 
für  1921  betrug  147,  für  1922  149;  für  die  ersten  neun  Monate  1923:  156,33) 
Die  Kaufkraft  des  Dollars  für  die  ganze  hier  in  Betracht  kommende  Periode 
wird  in  der  folgenden  bildmäßigen  Darstellung34)  anschaulich  gemacht. 


Die  Goldbewegung  hatte  folgende  Gestalt  angenommen:  das  Jahr 
1920  hatte  einen  Einfuhrüberschuß  von  94  977  065  Dollar  gebracht;  das 
Jahr  1921  ließ  einen  Ueberschuß  von  667  376  071  Dollar  anwachsen.  In 
den  zehn  ersten  Monaten  des  Jahres  1922  betrug  der  Ueberschuß  der  Göld- 
einfuhr  über  die  Goldausfuhr  rund  200  Millionen  Dollar  (230  422  021  Dollar 
Einfuhr  gegenüber  30  734  238  Dollar  Ausfuhr) .  In  den  zehn  ersten  Monaten 
des  Jahres  1923  war  der  Ueberschuß  noch  größer:  Einfuhr  250  379  981 
Dollar;  Ausfuhr:  27  185  094  Dollar. 

Der  Umlauf  von  F.  R.-Noten  betrug  Dezember  1919:  2  955  476  Dollar 
zu  45.7  Prozent  goldgedeckt.  Für  Dezember  1920  lauten  diese  Zahlen: 
3  342  520  Dollar  und  47.7  Prozent;  Dezember  1921:  2  416  096  Dollar  und 
71.8  Prozent;  Februar  1922:  2176  529  Dollar  und  76.9  Prozent;  Februar 
1923:  2  244  733  Dollar  und  76.1  Prozent;  November  1923:  2  256  777  Dollar 
und  76.1  Prozent. 

Ins  Frühjahr  1920  fällt,  wie  schon  erwähnt,  der  Höchstumlauf  von 
F.  R.-Noten  überhaupt.  Die  alsdann  einsetzende  Kontraktion  dauerte  bis 
in  das  Frühjahr  1922.36) 

An  Goldzertifikaten  waren  am  1.  Januar  1922  in  der  Reserve  der 
F.  R.-Bank  530  762  750  Dollar,  während  178  701274  Dollar  im  Umlauf 
waren.  Der  gesamte  Zahlungsmittelumlauf  am  1.  Oktober  1923  betrug 
8771968  147  Dollar.  Am  1.  November  1922:  8438661623  Dollar;  am 
1.  November  1920:  8326338267  Dollar;  am  1.  April  1917:  5312  109272 
Dollar;  am  1.  Juli  1914:  3  738  288  871  Dollar.  Der  gesamte  Zahlungsmittel¬ 
umlauf  hat  also  vom  1.  Juli  1914  bis  1.  Oktober  1923  eine  ständige 
Steigerung  erfahren. 


32)  E.  A.  Goldenweiser:  „Effects  of  Further  Gold  Imports  on  our  Banking 
Situation.“  American  Economic  Review.  Vol.  XIII,  Nr.  1,  S.  84. 

3S)  Immer  der  Index  des  Bureau  of  Labor. 

34)  Entnommen  einem  Aufsatz  von  William  M.  Kiplinger:  „Dollar  is  on  the 
Slump  Again,"  in  der  „New  York  Times"  vom  3.  Mai  1923. 

38)  Die  genauen  Höchst-  und  Mindestziffern  mit  Zeitangaben  stehen  dem  Verfasser 
bei  Niederschrift  dieser  Arbeit  nicht  zur  Verfügung. 
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Die  Zahlungsmittelmenge  des  jüngsten  Datums  (1.  Oktober  1923) 
verhält  sich  zur  Zahlungsmittelmenge  des  ältesten  Datums  (1.  Juli  1914) 
wie  2.34 :  1.  Der  Warenpreisindex  aber  der  beiden  Daten  verhält  sich 
wie  1.56  :  1. 

Die  Kontraktion  zwischen  Mai  1920  und  Anfang  1922  wurde  ermög¬ 
licht  durch  stärkeres  Steueraufkommen,  das  den  Staatshaushalt  auszu¬ 
gleichen  erlaubte  und  darüber  hinaus,  Staatsverschuldungen  einzulösen. 
Dadurch  wurde  der  Notenumlauf  geringer,  während  die  Golddecke 
prozentual  (aber  auch  absolut)  zunahm.  Es  wäre  nicht  unmöglich  gewesen, 
die  Golddecke  durch  eine  entsprechende  Diskontpolitik  auf  100  Prozent  zu 
steigern,  aber  das  würde  die  Erscheinung  nicht  beseitigt  haben,  daß  der 
immer  stärker  werdende  Goldeinfuhrüberschuß  immer  wieder  als  Inflation 
sich  ausgewirkt  hätte.36) 


30)  Es  muß  hier  einer  sehr  einsichtigen  Darlegung  Goldenweisers  (w.  o.  a.  S.  86  ff.) 
Raum  gegeben  werden,  aus  der  ersichtlich  wird,  wie  der  Goldeinfuhrüberschuß  zu  zu¬ 
sätzlichem  Kredit  wird:  ,,The  various  steps  through  which  gold  imports  become  translated 
into  additional  credit  and!  the  effects  of  such  additions  on  the  general  credit  Situation 
will  be  described  in  some  detail.“ 

On  November  1,  1922,  the  combined  balance  sheet  of  the  tweive  federal  reserve 
banks  was  as  about  as  follows: 


(In  millions  of  dollars) 

Reserves . Dollars  3,212  Deposits  . Dollars  1,914 

Discounts .  ,,  588  Federal  Reserve  notes  .  .  ,,  2,309 

Acceptances .  ,,  260  Other  liabilities .  ,,  919 


Government  Securities  .  .  „  360  TotaI  Mabilities .  5,142 

Total  earning  assets  1,208 
Other  resources .  ,,  722 

Total  resources  ....  ,,  5,142 

What  will  happen  if  another  Doll.  1,000,000,000  or  more  of  gold  is  imported  into 
the  country?  For  the  purpose  of  clarifying  the  Operation  of  separate  factors  in  the 
Situation,  let  it  be  assumed  that  trade  and  industry  in  this  country  will  remain  on  a 
constant  level  and  that  credit  and  currency  requirements  of  business  will  comsequently 
also  remain  unchanged.  Also  for  the  purpose  of  simplifying  the  problem,  let  it  be 
assumed  that  there  are  only  two  banks  in  the  United  States  the  federal  reserve  bank  and 
the  member  bank,  the  latter  representing  the  entire  bankiing  resources  of  the  country. 
According  to  the  reserve  balance  sheet  the  member  bank  at  present  is  reciving  from 
the  reserve  bank  about  Doll.  1,200,000,000  of  credit,  partly  through  discounts  and  partly 
through  the  purchase  by  the  reserve  bank  of  acceptances  and  government  securities. 
For,  as  above  stated,  the  funds  released  by  the  reserve  bank  in  payment  for  these 
purchases  enter  the  money  market  and  relieve  the  member  bank  of  a  commensurate 
amount  of  demand  for  funds. 

Consider  now  the  effect  of  the  arrival  of  a  shipment  of  Doll.  100,000,000  of  gold 
from  abroad  consigned  to  the  member  bank.  The  member  bank  will  deposit  this  gold 
with  the  reserve  bank,  because  the  metal  is  of  no  use  to  the  bank  itself,  except  as  an 
inconvenient  form  of  cash.  The  member  bank  does  not  keep  any  more  cash  in 
its  vaults  than  is  necessary  for  tili  money  and  deposdts  the  rest  with  the  reserve  bank, 
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Die  Fälligkeitsbilanz  der  Vereinigten  Staaten  ist  ursprünglich  durch 
den  Krieg  in  einer  für  die  amerikanische  Wirtschaft  nachträglichen  Weise 
so  stark  aktiv  geworden,  daß  die  Schuldnerstaaten  ihren  Zinsen-  und 
Tilgungsdienst  nicht  mehr  durch  Warenlieferungen  betätigen  können  (woran 
sie  im  übrigen  auch  der  schwankende  Zustand  der  eigenen  Wirtschaft 
hindert)  und  zu  virtuellen  Goldverschiffungen  greifen  müssen.  England 
machte  z.  B.  um  die  Wende  1922/23  zwei  Zahlungen  von  je  50  Millionen 
Dollars  in  Gold  im  Dienste  seiner  Kriegsschuld.  Durch  derartige  Gold¬ 
zahlungen  entstand  ein  Ueberangebot  in  Gold,  das,  wie  Kemmerer  richtig 
auseinandergesetzt  hat,  zu  einer  Erhöhung  des  Preises  aller  übrigen  Waren 
führen  mußte.  Die  amerikanische  Wirtschaft  erhält  statt  der  Waren,  deren 
sie  bedürfte,  im  wesentlichen  Gold.  Dadurch  tritt  eine  Verknappung  des 
Marktes  an  Versorgung  mit  Bedarfsartikeln  ein;  ihr  Angebot  sinkt.  Diesen 
Vorgang  hat  die  amerikanische  Gesetzgebung  durch  den  neuen  Zolltarif 
(Fordney-Mc  Cumber-Tarif)  im  Jahre  1922, 3‘)  der  durchschnittlich  eine 
Erhöhung  der  Einfuhrzölle  brachte,  nicht  unwesentlich  gefördert,  ohne  daß 
die  eigene  Produktion  der  Vereinigten  Staaten  genügend  leistungsfähig 
wäre,  die  durch  die  starke  Aktivität  der  Fälligkeitsbilanz  zusammen  mit 
der  geringen  Produktionskraft  der  Schuldnerstaaten,  sowie  durch  den 
Hochschutzzolltarif  ferngehaltenen  Warenimporte  durch  eigene  Leistungen 
zu  ersetzen.  Damit  ergibt  sich  auch,  daß  die  Wiederausfuhr  des  Goldes 
immer  weniger  möglich  wird  und  auch  Forderungen  ausländischer  Gläu- 


where  the  gold  creates  a  dcposit  credit  available  for  the  reduction  of  the  membe'r 
bank’s  indebtedness  to  the  reserve  bank  or  for  other  purposes, 

It  is  likely  that  the  gold  deposited  with  the  reserve  bank  will  be  used  by 
the  member  bank  to  reduce  its  indebtedness  to  the  reserve  bank  by  Doll.  100.000.000. — 
If  this  is  done,  then  the  reduction  in  the  member  banks  own  loans  occasioned  by  the 
receipt  of  the  gold  will  be  reflected  in  a  corresponding  decline  of  its  accomodation 
at  the  reserve  bank,  whose  reserves  will  be  increased  by  the  same  amount. 
Suppose,  however,  that  the  reserve  bank  does  not  wish  to  have  the  arrival 
of  gold  reduce  its  discount  portfolio,  cn  the  ground,  that  by  the  canons  of  reserve 
banking  commercial  paper  is  a  peferred  asset.  The  reserve  bank  may  accomplish 
its  purpose  by  selling  Doll.  100,000,000  of  government  Securities.  This  would  result  in 
the  withdrawal  from  the  marked  of  Doll.  100.000.000  of  funds;  the  member  bank  would 
feel  this  drain  and  would  borrow  Doll.  100,000,000  from  the  reserve  bank  to  replenish 
its  supply  of  funds,  there'by  bringing,  the  reserve  bank’s  discount  holding  back  to  their 
original  volume.  The  consecutive  steps  in  the  transaction  would  be:  (1)  earning  assets 
of  the  reserve  bank,  will  be  reduced  by  Doll.  100,000,000  through  the  liquidatdon  of  the 
member  bank's  discounts  by  the  payment  of  gold;  (2)  earning  assets  will  be  decreased 
by  a  further  Doll.  100,000,000  through  the  sale  of  government  securities;  and  (3) 
earning  assets  will  be  increased  by  Doll.  100  000.000  through  the  subsequent  borrowing 
of  Doll.  100.000.000  by  the  member  bank,  The  final  result  would  be  that  the  earning 
assets  of  the  reserve  bank  would  have  declined  by  Doll.  100,000,000  and  Doll. 
100,000,000  of  Investments  would  be  converted  into  discounts,  while  Doll.  100.000.000 
of  gold  would  be  added  toi  reserves.  The  reserve  ratio  would  be  higher.“ 

37)  67th  Congress,  2d  Session,  H.  R.  7456. 
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biger  an  die  amerikanische  Fälligkeitsbilanz  fast  ausschließlich  nach 
Lieferung  von  Waren  trachten.  Die  Goldinflation  in  den  Vereinigten  Staaten 
geht  also  solange  weiter,  bis  die  europäischen  Schuldnerstaaten  (aber  auch 
die  anderen  Staaten  der  Welt,  die  mit  den  Vereinigten  Staaten  in  Wirt¬ 
schaftsbeziehungen  stehen)  gemäß  den  Forderungen  der  amerikanischen 
Wirtschaft  an  sie,  produktionsfähig  geworden  sind,  oder  bis  die  amerika¬ 
nische  Wirtschaft  alles  Gold  aus  diesen  Staaten  an  sich  gezogen  hat.  Im 
letzteren  Fall  muß  die  amerikanische  Wirtschaft  in  die  allerschwierigste 
Krise  kommen,  da  der  gesamte  Goldvorrat  der  Welt  nicht  imstande  ist, 
die  von  der  amerikanischen  Wirtschaft  benötigten  Waren  nach  den 
Vereinigten  Staaten  zu  bewegen,  anderseits  aber  dieses  Gold  in  der  Form 
von  Kredit  eine  Gründungsepoche  (Boom)  bedenklicher  Art  in  den  Staaten 
hervorrufen  muß,  die  nicht  zuletzt  auch  darin  ihre  Schwierigkeiten  haben 
wird,  daß  die  Einfuhr  von  Arbeit  in  die  Vereinigten  Staaten  durch  die  Ein¬ 
wanderungsgesetze  ganz  ungemein  beschnitten  ist.38) 

Es  kann  angesichts  dieser  Folgerungen  nicht  in  Erstaunen  setzen, 
daß  in  den  Staaten  Pläne  auftauchen,  die  die  „Stabilisierung  des  Goldes“, 
d.  h.  die  Ordnung  des  Goldumlaufs  in  der  gesamten  Weltwirtschaft 
anstreben.  Diese  Bestrebungen,  die  von  Irving  Fisher,  besonders  aber  auch 
von  seinem  Schüler  Carl  Snyder3  )  betrieben  werden,  fassen,  solange  sie 
nicht  Mittel  und  Wege  bieten,  um  den  Warenaustausch  zwischen  Amerika 
und  den  anderen  mit  ihm  in  die  Weltwirtschaft  verflochtenen  Ländern 
zu  stabilisieren,  das  Uebel,  wie  schon  erwähnt,  nicht  bei  der  Wurzel  an. 


88)  Der  schon  mehrfach  zitierte  Aufsatz  von  E.  A.  Goldenweiser  in  ,,The  American 
Economic  Review“  Vol.  XIII,  Nr.  1,  kommt  S.  91  zu  folgenden  Schlüssen: 

„Further  gold  imports  will  increase  the  amount  of  loanable  funds,  and,  other 
things  remaining  equal,  will  reduce  the  demand  for  reserve  bank  credit  on  the  part 
of  the  member  bank.  Up  to  the  Saturation  point  of  the  reserve  bank  sponge  gold 
imports  can  be  absorbed  and  credit  expansion  delayed.  Theoretically  this  point  will 
be  reached  when  additional  gold  in  excess  of  one  billion  dollars  is  imported,  which 
would  wipe  out  substantially  all  to  the  reserve  bank 's  eaming  assets.  Beyond  that 
point,  unless  business  revlval  caused  by  other  fortees  takes  placet,  expansion  at 
home  or  encouragement  of  investment  of  funds  abroad  or  both  is  inevitable.  In 
practice  this  point  will  be  reached  much  sooner,  as  a  complete  liquidation  of  the 
earning  assets  of  the  twelve  reserve  banks  and  even  of  any  one  reserve  bank  is 
not  likely.  There  are  many  hunidreds  of  member  banks  in  each  district,  and  when 
the  point  of  credit  Saturation  approaches  it  will  affect  some  members  sooner  than 
others,  just  as  some  reserve  districts  will  feet  the  condition  in  advance  of  other 
districts.  It  is  at  that  point  that  further  imports  of  gold  may  be  expected  to  have 
a  tendency  toward  credit  expansion,  and  toward  expansion  without  borrowing  from  the 
reserve  banks  and  consequently  not  subject  to  their  control.  The  effet  of  gold 
imports  in  a  period  of  increasing  borrowings  from  the  reserve  banks  caused  by  domestic 
conditions  would  be  similar;  the  gold  would  add  to  the  credit  reservoir  new  funds  not 
obtained  from  the  reserve  banks  and  would  tthus  make  the  complex  problem  of 
credit  control  more  than  ordinarily  diffioult." 

39)  W.  o.  a. 
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Folgerungen: 

Schon  in  der  Darstellung  der  Materie  dieser  Abhandlung  selbst 
ist  kritische  Betrachtung  nicht  unterdrückt  worden.  Hier  gilt  es  nur  noch, 
die  Erfahrungen  und  Einsichten,  die  aus  der  amerikanischen  Goldinflation 
zu  gewinnen  sind,  zusammen  zu  fassen: 

1.  Eine  goldgebundene  Währung  vermag  an  und  für  sich  vor  Inflation 
und  ihren  Folgen  auf  die  Preisbewegung  nicht  zu  schützen,  selbst  wenn  die 
gesetzliche  Golddeckung  unangetastet  bleibt. 

2.  Inflation  ist  möglich,  selbst  wenn  die  Golddeckung  zu  100  Prozent 
besteht,  sofern  es  gelingt,  die  Goldbasis  ständig  zu  erweitern,  um  alsdann 
das  neue  Gold  selbst,  oder  ein  Papiersubstitut  als  Zahlungsmittel  in  Umlauf 
zu  bringen. 

3.  In  Goldproduktions-Ländern  wird  der  Vermehrung  des  Gold¬ 
vorrates  aus  eigener  Produktion,  falls  Goldwährung  d.  h.  ein  fester  Preis 
für  Gold  vorhanden  ist,  automatisch  Einhalt  getan  durch  das  Steigen  der 
Produktionskosten  (d.  h.  der  Preise  und  Löhne)  für  die  Goldförderung.  Bei 
fortgesetzter  Goldinflation  durch  Goldimport  muß  die  einheimische  Gold¬ 
produktion  schließlich  zum  Erliegen  kommen. 

4.  Für  Länder  mit  stark  aktiver  Fälligkeitsbilanz  besteht  die  Gefahr, 
daß  die  Schuldnerländer  eine  beträchtliche  Spitze  des  Aktiv-Saldos  nicht 
in  Waren-,  sondern  in  Goldsendungen  begleichen  werden,  bis  für  die 
Schuldnerländer  das  Gold  erschöpft  ist,  und  sie  damit  zahlungsunfähig 
geworden  sind. 

5.  Beim  Gläubigerland  führen  diese  Goldsendungen  zur  Kredit- 
inflation,  zur  Zahlungsmittelmengeninflation  und  zu  allen  Störungen  der 
Wirtschaft,  die  mit  Inflation  (bei  zunächst  auftretender  Scheinblüte)  ver¬ 
bunden  sind. 

6.  Gold  wirkt  im  internationalen  Wirtschaftsverkehr  nicht  als 
Zahlungsmittel,  sondern  als  Ware,  die  bei  der  Einfuhr  zurückgewiesen 
werden  muß,  wenn  ihr  Verhältnis  zu  der  übrigen  Wareneinfuhr  zu  groß  wird. 

7.  Jede  Veränderung  der  Zahlungsmittelmenge,  die  nicht  durch  eine 
Veränderung  des  Sozialproduktes  bedingt  ist,  wirkt  preisverändernd.40) 

40)  Daß  die  Geldschöpfung,  wie  Elster  („Seele  des  Geldes",  Jena  1923)  auf  Knapp 
und  Bendixen  fußend,  vorschlägt,  nur  an  die  Diskontierung  von  Warenwechseln 
gebunden  sein  dürfte,  ist  theoretisch  richtig.  In  der  Tat  aber  wrerden  ständig  Kredite 
mobil  gemacht,  die  wirtschaftlichen  Unternehmungen  dienen,  die  entweder  verhältnis¬ 
mäßig  spät,  oder  unter  Umständen  auch  gar  nicht  zur  Warenschöpfung  beitragen. 
Derartige  Kredite,  die  zumal  von  „Industrie-Kapitänen"  sehr  oft  in  sehr  beträcht¬ 
lichem  Maße  flüssig  gemacht  werden,  wirken  (zu  mindest  bei  bestehender  Inflation) 
inflationierend.  Die  klassische  Geldschöpfung  Elster'scher  Theorie  müßte  auch  für  diese 
Kredite  eine  Regelung  durch  die  Zahlungsgemeinschaft  vorsehen,  wenn  die  letzte 
Möglichkeit  der  Inflation  behoben  werden  soll. 
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Die  zionistische  Kolonisation11 

Von  Charles  Gide 

Der  Zionismus  ist  in  Frankreich  wenig  bekannt  und  beschäftigt  kaum 
die  Oeffentlichkeit.  Denn  die  Franzosen  lesen  die  Bibel  nicht  und  wenn  sie 
sich  den  Anschein  geben,  sie  zu  kennen,  und  es  sich  einfallen  lassen,  sie  zu 
zitieren,  begehen  sie  die  lustigsten  Schnitzer.  Aber  wir,  Hugenotten  der 
Cevennen,  kennen  sie  auswendig  ebensogut  wie  die  Engländer,  fast  so  gut 
wie  die  Juden.  Ich  bin  niemals  in  Palästina  gewesen,  aber  ich  kenne  alle 
Wege  —  von  den  Bergen  Moab  nach  Jericho,  von  Hebron  nach  Jerusalem, 
von  Jerusalem  nach  Bethanien  —  durch  die  Josua,  David  und  Jesus  gezogen 
sind.  Ich  habe  oft  für  mich  den  Osterwunsch  wiederholt:  „Nächstes  Jahr 
in  Jerusalem!“  und  habe  die  Hoffnung  noch  nicht  auf  gegeben,  dorthin  meine 
letzte  Pilgerfahrt  zu  unternehmen. 

Ich  weiß,  daß  die  zionistische  Bewegung  keinen  religiösen  Charakter 
hat;  sie  hat  sich  nicht  vorgenommen,  den  Tempel  wieder  aufzubauen, 
Palästina  ist  für  sie  nicht  „das  Heilige  Land“  im  biblischen  Sinne,  sondern 
nur  geheiligt  als  Vaterland.  Ihr  Programm  ist  einzig  und  allein  national  und 
ökonomisch.  Indessen,  so  scheint  mir,  wird  ein  weltliches  Jerusalem  viel 
von  seiner  Erhabenheit  und  seiner  Kraft  der  Erweckung  verlieren  —  aber 
das  ist  nicht  meine  Sache.  Ich  will  das  zionistische  Programm  lediglich  von 
seinem  ökonomischen  Gesichtspunkte  aus  betrachten. 


Trotz  der  großen  Zerstreuung  des  jüdischen  Volkes  über  die  ganze 
Welt  haben  sich  dennoch  immer  Juden  in  Palästina  aufgehalten,  besonders 
in  Jerusalem,  wo  sie  am  Fuße  der  Klagemauer  weinten  —  etwa  80  000  — , 
aber  diese  Juden  waren  Fremde  in  ihrem  eigenen  Land.  Der  Gedanke,  den 
Juden  Judäa  wieder  zurückzugeben,  ist  neueren  Ursprungs,  vom  Ende  des 
letzten  Jahrhunderts.  Ich  will  hier  nicht  diese  Geschichte  des  Erwachens 


0  Uebersetzt  von  Walter  Fischel, 
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der  jüdischen  Nation  erzählen,  sie  nicht  einmal  zusammenfassen,  denn  sie 
ist  schon  oft  dargestellt  worden  und  die  Episoden  und  Namen  der  Erwecker 
sind  wohlbekannt.  Ich  lasse  die  politische  Geschichte  beiseite  und  be¬ 
schäftige  mich  nur,  wie  schon  gesagt,  mit  dem  ökonomischen  Programm, 
d.  h.  eigentlich  mit  der  Kolonisation  Palästinas. 

Jede  Kolonisation  setzt  zuerst  den  Erwerb  des  Landes  voraus.  Nun 
ist  aber  diese  erste  Bedingung  nicht  leicht  zu  verwirklichen;  es  handelt 
sich  hier  nämlich  nicht  um  eine  Besiedlung  jungfräulichen  Bodens,  wie  bei 
den  Pilgervätem  in  Amerika,  wo  die  Kolonisten  sich  einfach  auf  dem 
unbesetzten  Boden  niederließen,  wofür  sie  einige  Schundwaren  an  wilde 
Stämme  zahlten.  Palästina  ist  zwar  wenig  bevölkert  —  etwa  700  000  Ein¬ 
wohner  auf  30  000  qkm,  d.  h.  23  Einwohner  auf  1  qkm,  während  die 
Dichtigkeitsziffer  der  französischen  Bevölkerung  73  beträgt  —  und  außerdem 
noch  wenig  bebaut  —  nur  ein  Viertel  des  Landes  wurde  bisher  urbar  ge¬ 
macht  — ,  aber  es  ist  schon  ganz  von  den  Einheimischen  in  Besitz  genommen. 
Andererseits  kann  man  diese  nicht  summarisch  enteignen,  wie  es  in  den 
eroberten  Kolonien  und  auch  oft  in  Algier  geschehen  ist.  Es  gibt  also  kein 
anderes  Mittel,  wenn  man  das  Land  haben  will,  als  es  zu  kaufen. 

Anfangs  war  das  leicht,  denn  der  Boden  war  nicht  teuer.  Aber  gerade 
durch  die  Tatsache  der  zionistischen  Bewegung  und  die  dadurch  geschaffene 
Nachfrage  wurde  der  Preis  des  Bodens  verdrei-  und  vervierfacht.  Es  hat 
sich  dann  vor  etwa  zwanzig  Jahren  ein  besonderer  Fonds  zum  Rückkauf  des 
Bodens  gebildet,  der  Jüdische  Nationalfonds,  der  den  Zweck  hat,  durch 
Monopolisierung  des  Ankaufs  die  Ueberteuerung  zu  vermeiden  und  der 
Bodenspekulation  eine  Schranke  zu  setzen. 

Dieser  Nationalfonds  verschafft  sich  seine  Geldmittel  durch  Spenden 
und  durch  all  die  erfinderischen  Mittelchen,  die  man  anwendet,  um  die 
allgemeine  Freigiebigkeit  anzuspornen,  wie  Markenverkauf,  Sparbüchsen, 
Erinnerungsfeiem.  Da  es  aber  nicht  genügt,  die  Mittel  aufzubringen,  die 
notwendig  sind,  um  den  Boden  zu  kaufen,  sondern  da  man  auch  die 
Kapitalien  haben  muß,  um  ihn  auszunutzen  —  und  diese  Ausnutzung  ist 
sehr  teuer,  besonders  wenn  man  die  Baumzucht  als  die  lohnendste  Bebauung 
pflegen  will  — ,  so  hat  man  im  Jahre  1920  einen  neuen  Fonds  gegründet, 
den  sogenannten  Aufbaufonds  (Fonds  de  Developpement),  mit  einem  unge¬ 
heuren  Programm  und  einem  gewaltigen  Voranschlag,  eineinhalb  Millionen 
englische  Pfund  jährlich.  Aber  das  steht  nur  auf  dem  Papier.  Tatsächlich 
haben  die  Einkünfte,  die  durch  eine  freiwillige  Steuer,  „den  Zehnten“,  von 
allen  Juden  beschafft  werden  sollten,  nicht  ein  Drittel  dieser  Summe 
erreicht.  Man  wird  zweifellos  sagen,  bei  den  Juden  herrsche  kein  Geld¬ 
mangel.  Gewiß  gibt  es  viele  reiche  Juden,  aber  sie  sind  im  allgemeinen 
antizionistisch,  außer  einigen,  deren  Namen  wie  die  von  Heiligen  in  der 
Geschichte  des  Zionismus  verehrt  werden,  Baron  Edmund  von  Rothschild  in 
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England  und  Baron  Hirsch  in  Frankreich.  Die  Verbreiter  und  Anhänger  des 
Zionismus  sind  aber  im  allgemeinen  arm  und  mehr  noch:  die  Kolonisten 
selbst,  die  besonders  aus  den  Ländern  der  Verfolgung,  aus  Rußland,  Polen 
und  Rumänien  kommen,  bringen  nichts  weiter  mit  als  einige  Papierbündel 
Rubel  oder  Kronen. 

Uebrigens  braucht  man  nicht  zu  bedauern,  daß  die  Kolonisations¬ 
mittel  sich  nur  langsam  vermehren  und  die  Besiedlung  sich  nur  schrittweise 
ausdehnt.  Denn  eine  zu  schnelle  Besiedlung  wäre  gefährlich;  sie  würde 
nämlich  eine  zu  starke  Einwanderung  hervorrufen,  würde  den  Preis  des 
Bodens  übermäßig  steigern  und  das  Nationalgefühl  der  Araber  überreizen, 
das,  schon  erwacht,  heftig  auf  die  jüdisch-nationalen  Bestrebungen  reagiert. 

In  der  Tat  liegt  ein  schwerwiegendes  Problem  in  diesem  unvermeid¬ 
lichen  Konflikt  zwischen  den  entschiedenen  Ansprüchen  der  dort  lebenden 
zwei  Völker,  von  denen  das  eine  sich  auf  historische  Anrechte  beruft, 
während  das  andere  sich  auf  ein  Besitzrecht  bezieht,  das  zwar  weniger  alt 
ist,  aber  doch  mindestens  1000  Jahre  zurückliegt.  Wir  haben  gegen  die 
Araber  kein  Vorurteil;  die  Söhne  Ismaels  sind  kaum  weniger  edlen  Ur¬ 
sprungs  als  die  Söhne  Israels.  Aber  als  Nationalökonom  bin  ich  verpflichtet 
festzustellen,  daß  seit  etwa  zwölf  Jahrhunderten,  seitdem  die  Araber 
das  Königreich  Davids  in  Besitz  halten,  sie  es  haben  verfallen  lassen. 
Was  gilt  unter  diesen  Umständen  ihr  Besitzanspruch?  Mögen  sie  doch 
einmal  ihr  heiliges  Buch,  den  Koran,  zur  Hand  nehmen  und  den  Vers 
darin  wieder  lesen,  der  da  sagt,  daß  „die  Erde  demjenigen  gehört,  der 
sie  urbar  gemacht,  bewässert  und  belebt  hat“  —  ein  wunderbares  Gesetz, 
weit  überlegen  dem  römischen,  das  wir  übernommen  haben  und  das  den 
Bodenbesitz  auf  der  Besitzergreifung  und  der  Verjährung  begründet.  Nun 
wohl:  können  die  Bewohner  Palästinas  sich  das  Zeugnis  ausstellen,  daß 
sie  das  Land  „neu  belebt“  haben?  Gewiß  nicht!  Sie  haben,  als  ob  es  an 
einem  Toten  Meer  nicht  genug  wäre,  aus  dem  Gelobten  Land  auch  ein  Totes 
Land  gemacht.  Vor  dem  Richterstuhl  der  Geschichte  wäre  ein  Urteil  auf 
Enteignung  aus  Gründen  des  Gemeinwohls  gerechtfertigt. 

Aber  die  Zionisten  beanspruchen  ja  gar  nicht  diese  Enteignung;  im 
Gegenteil,  sie  sind  bereit,  den  Arabern  zu  zeigen,  wie  man  das  Land  zu 
höherer  Kultur  bringen  kann.  Haben  sie  ihnen  doch  allein  durch  die 
Tatsache  ihrer  Existenz  und  ihrer  Käufe  den  ungeheuren  Mehrwert  ver¬ 
schafft,  von  dem  ich  vorher  gesprochen  habe  und  den  die  einheimischen 
Besitzer  wohl  zu  schätzen  verstanden  haben,  und  zeigen  sie  ihnen  doch 
durch  ihr  Beispiel  weiter  die  Kunst,  ihn  zu  verwerten  und  ihre  Ernten  zu 
verdoppeln  und  zu  verdreifachen.  Palästina  ist  zwar  nicht  groß,  ein  wenig 
kleiner  als  die  Schweiz,  etwa  von  der  Ausdehnung  von  fünf  bis  sechs 
französischen  Departements;  aber  es  könnte  ebenso  wie  die  Schweiz  drei 
bis  vier  Millionen  Menschen  gut  ernähren  —  und  es  hat  nur  700  000.  Also 
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hat  es  noch  Platz  für  zwei  bis  drei  Millionen  jüdischer  Einwanderer.  Da 
aber  nur  acht-  bis  zehntausend  jährlich  ankommen  —  mehr  ermöglichen  die 
finanziellen  Mittel  nicht  — ,  sieht  man,  daß  es  noch  einige  Jahrhunderte 
dauert,  ehe  die  Expropriation  droht.  Gegenwärtig  sind  von  den  drei  Millionen 
Hektar,  die  Palästina  mißt,  nur  40  bis  50  000  Hektar,  also  weniger  als 
2  Prozent,  von  Juden  in  Besitz  genommen  und  davon  nur  sieben-  bis  acht¬ 
tausend  von  den  Zionisten.  Im  übrigen  bewundere  ich  den  Eifer  für  die 
Einheimischen  Palästinas,  von  dem  so  viele  Franzosen  und  Engländer 
beseelt  sind,  die  sich  niemals  beunruhigt  haben  über  die  Enteignung  der 
Eingeborenen  von  Algier,  Tunis  und  Neu-Kaledonien,  mit  oder  ohne 
Entschädigung! 


Wie  lassen  sich  die  vom  Jüdischen  Nationalfonds  erworbenen  Lände¬ 
reien  für  die  Besiedlung  nutzbar  machen?  Offenbar  dadurch,  daß  man  sie 
den  jüdischen  Einwanderern  abtritt,  damit  sie  sie  bebauen.  Aber  in  welcher 
Form  soll  diese  Konzession  erfolgen?  Persönliches,  dauerndes  Eigentum? 
Persönliches  und  zeitlich  beschränktes  Eigentum?  Kollektiveigentum  oder 
genossenschaftliches  Eigentum?  Das  ist  eine  ungeheuer  wichtige  Frage.  Von 
der  Antwort,  die  man  darauf  gegeben  hat  und  geben  wird,  hängt  die  ganze 
ökonomische,  politische  und  soziale  Geschichte,  die  der  Vergangenheit  und 
der  Zukunft  ab.  Es  ist  bekannt,  daß  die  Form  des  Grundbesitzes,  wie  sie  in 
allen  Ländern  Europas  eingeführt  ist  und  nun  durch  die  Kolonisation  fast 
auf  dem  ganzen  Erdball  vorherrscht,  die  aus  dem  römischen  Recht  über¬ 
nommene  Form  des  persönlichen,  absoluten  und  dauernden  Eigentums  ist. 
Aber  diese  von  Rom  übernommene  Einrichtung  ist  dennoch  nicht  die  einzige 
Form  des  Grundbesitzes,  die  verwirklicht  worden  ist.  Obwohl  sie  als  die 
Grundlage  aller  Zivilisation  gerühmt  wurde,  hat  sie  doch  nicht  auf  alle 
Geister  Eindruck  gemacht.  Eine  große  Anzahl  von  Nationalökonomen  und 
Philosophen  weigert  sich,  sie  anzuerkennen.  Sie  sehen  darin  nur  eine  Form 
des  Monopols  auf  einen  natürlichen  Reichtum,  der  allen  gemeinsam  bleiben 
sollte,  und  glauben,  daß,  wenn  auch  dieses  Monopol  auf  Grund  des  geleisteten 
Dienstes  in  der  Vergangenheit  gerechtfertigt  werden  könnte,  es  als  Norm 
auch  für  die  Zukunft  nicht  angesehen  werden  darf.  Dem  alten  römischen 
Recht  des  ius  quiritium  muß  man  ein  neues  folgen  lassen. 

Nun  hat  der  Zionismus  gerade  jenen  großen  Ehrgeiz,  an  die  Stelle 
des  römischen  Eigentumsrechtes  ein  neues  Eigentumsrecht  zu  setzen.  Neu? 
Im  Gegenteil,  nur  das  Eigentumsrecht  ihrer  Vorfahren,  das  ihnen  durch 
Moses  gegeben  worden  war.  Das  Buch  Levitikus  sagt  (Kap.  25,  Vers  23), 
„das  Land  darf  nicht  für  immer  verkauft  werden,  denn  mein  ist  das  Land, 
spricht  der  Ewige“.  In  Anwendung  dieses  Gesetzes  gab  man  alle  49  Jahre 
den  veräußerten  Boden  der  Familie  desjenigen  zurück,  der  ihn  verkauft 
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hatte,  was  also  darauf  hinauslief,  daß  der  Boden  nicht  veräußert,  sondern 
nur  auf  eine  begrenzte  Zeit  abgetreten  werden  konnte.  ,,Im  Jobei jahr  kommt 
das  Land  zurück  an  den,  von  dem  es  gekauft  worden  war.“  (Levitikus 
Kap.  27,  Vers  4.)  Der  Erwerber  wurde  nicht  enteignet  im  eigentlichen  Sinne, 
sondern  er  konnte  nur  der  Familie  des  Verkäufers  das  Recht  des  Wieder¬ 
kaufs  nicht  verweigern.  Der  Verkauf  hatte  also  den  Charakter  eines 
Wiederkaufsrechts.  Wir  sehen  in  diesem  mosaischen  Gesetz  keine  kommu¬ 
nistische  Absicht,  sondern  ganz  im  Gegenteil  den  Gedanken  der  Erhaltung 
des  Familienbesitzes.  Der  Ausspruch  „Mein  ist  das  Land,  spricht  der  Ewige“ 
würde  für  sich  allein  wohl  bedeuten,  daß  das  Land  niemandem  und  infolge¬ 
dessen  eben  allen  gehört.  Aber  der  erste  Teil  des  Textes  scheint  in  Wider¬ 
spruch  zu  stehen  mit  dem  zweiten,  denn  nichts  ist  der  Idee  des  Agrar¬ 
kommunismus  ferner  als  der  Gedanke  der  Unveräußerlichkeit  —  und 
wie  es  scheint,  besteht  über  diesen  Punkt  im  zionistischen  Programm  einige 
Konfusion. 

Wie  dem  auch  sein  möge,  der  Zionismus  legt  diesen  Text  im 
sozialistischen  Sinne  aus.  Der  Jüdische  Nationalfonds  verteilt  das  Land  nicht, 
wie  es  Josua  tat,  an  Stämme  und  Familien  in  unveräußerlichen  Anteilen, 
sondern  er  behält  sich  das  Eigentumsrecht  vor  und  verpachtet  die  Ländereien 
an  die  Siedler  nur  nach  Anteilen  von  beschränktem  Gebietsumfang,  durch 
Verträge  auf  lange  Sicht,  oft  unter  Zugrundelegung  der  Frist  des  mosaischen 
Jobeijahres,  also  auf  49  Jahre  oder  mindestens  auf  18  Jahre.  Im  zionistischen 
Staat  wird  es  also  keine  Eigentümer  im  Sinne  des  römischen  und  des 
französischen  Rechts  mehr  geben,  d.  h.  keine  Eigentümer,  die  mit  einem 
absoluten  und  dauernden  Recht  ausgestattet  sind,  sondern  Besitzer,  Kon¬ 
zessionäre,  die  ein  Pachtgeld  zahlen  und  den  Boden  am  Verfalltage  zurück¬ 
geben  oder  ihren  Vertrag  erneuern  lassen  müssen.  Sie  werden  dennoch  mehr 
als  Pächter  sein,  denn  sie  können  nicht  vor  dem  festgesetzten  Zeitpunkt 
vertrieben  werden,  wenn  sie  ihre  Verpflichtungen  erfüllen;  sie  werden  auch 
das  Recht  haben,  den  Boden  zu  verkaufen,  Hypotheken  aufzunehmen  und 
ihn  sogar  ihren  Erben  zu  übertragen,  natürlich  in  den  Grenzen,  die  ihr 
eigenes  Recht  zuläßt. 

Dieses  Prinzip  erscheint  dem  System  des  Kaufs  auf  Dauer,  welches 
bisher  in  den  Kolonialländern  üblich  war  und  ganze  Erdteile  unter  die  Herr¬ 
schaft  des  Privateigentums  gebracht  hat,  die  man  der  Gemeinschaft  hätte 
erhalten  können,  sehr  überlegen.  Es  erscheint  selbst  unter  dem  Gesichts¬ 
punkt  des  Konzessionärs  überlegen,  denn  indem  dieser  vom  Zahlen  eines 
Kaufpreises  befreit  ist,  überläßt  man  ihm  die  Verfügung  über  das  kleine 
Kapital,  das  er  möglicherweise  hat,  und  das  er  nun  dazu  verwenden  kann, 
seinen  Boden  richtig  auszunutzen.  Denn  was  würde  es  ihm  nützen,  wenn 
er  den  Boden  als  volles  Eigentum  erworben  hätte  und  ihm  nichts  mehr 
übrig  bliebe,  um  ihn  zu  bebauen?  Es  ist  sogar  unter  dem  Gesichtspunkt  des 
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Nationalfonds  und  der  Verwirklichung  des  zionistischen  Programms  über¬ 
legen,  denn  es  ist  durchaus  richtig,  daß  ein  durch  die  gemeinsamen  Spenden 
aller  Juden  erworbener  Boden  auch  Gemeingut  des  ganzen  jüdischen  Volkes 
bleiben  soll.  Ueberdies  behält  der  Nationalfonds  ja  für  sich  den  Nutzen  des 
Mehrwertes  der  Ländereien,  einen  sicheren,  automatischen  Gewinn  nach 
Maßgabe  des  Fortschritts  in  Landwirtschaft  und  Verkehr  und  nach  Maß¬ 
gabe  der  Bevölkerungsvermehrung.  Auch  die  Möglichkeit,  den  Pachtzins 
nach  Ablauf  des  Vertrags  zu  erhöhen,  kann  dem  kommenden  zionistischen 
Staate  die  Mittel  beschaffen,  ohne  Abgaben  zu  bestehen,  ein  Ideal,  das  von 
allen  Agrarsozialisten2)  verkündet  wurde.  Dadurch  wird  dann  auch  der 
zionistische  Staat  das  vermeiden,  was  den  Untergang  so  vieler  anderer 
Länder  und  auch  den  des  alten  Rom  bewirkt  hat,  nämlich  das  Parasitentum 
des  Großgrundbesitzes  und  die  Verödung  des  Bodens  durch  die  Latifundien. 

Das  ökonomische  Programm  des  Zionismus  ist  zum  großen  Teil  von 
einem  jüdischen  Nationalökonomen  in  Deutschland,  Professor  Oppenheimer, 
beeinflußt  worden.  Sein  großes  Werk  über  die  politische  Oekonomie,  das 
auch  ins  Französische  übersetzt  ist,  stellt  geradezu  nur  einen  einzigen 
Angriff  gegen  den  Großgrundbesitz  dar,  den  er  für  alle  Uebel  verantwortlich 
macht.  Man  kann  sich  wohl  denken,  wie  glücklich  Oppenheimer  gewesen  sein 
muß,  eine  so  glänzende  Gelegenheit  zur  Verwirklichung  seines  Programms 
zu  finden.  Doch  gibt  es  noch  ein  anderes  Uebel,  dessen  Ursache  auch  der 
persönliche  Grundbesitz  ist,  obwohl  in  genau  entgegengesetztem  Sinne,  das 
ist  die  Aufteilung  des  Bodens  in  so  kleine  Parzellen,  daß  die  Bebauung  oder 
mindestens  die  Verwendung  von  Maschinen  unmöglich  wird.  Für  den 
zionistischen  Boden  ist  dies  allerdings  nicht  zu  befürchten,  da  die  Land¬ 
anteile  in  entsprechendem  Umfange  ausgegeben  werden,  und  es  auch  den 
Konzessionären  verboten  ist,  sie  beim  Verkauf  zu  zerstückeln. 

Der  Nationalfonds  wird  außerdem  dadurch,  daß  er  das  Eigentum  an 
den  Ländereien  behält  —  eine  hervorragende  Domäne,  wie  die  alten  Juristen 
sagten  — ,  auch  das  Recht  behalten,  den  Konzessionären  die  Regeln  vor¬ 
zuschreiben,  die  geeignet  sind,  die  Durchführung  seines  Agrarprogramms 
zu  sichern,  besonders  das  Verbot,  die  Bodenanteile  an  Nicht juden  abzutreten 
oder  den  Mehrwert  zu  verkaufen.  Nichtsdestoweniger  wird  die  befristete 
Konzession  den  Einwanderern,  die  keine  Geldmittel  haben,  oft  unzugäng¬ 
lich  sein,  da  die  meisten  nicht  einmal  die  Mittel  haben,  die  konzessionierten 
Anteile  auszunutzen.  Man  muß  also  eine  Zwischenstufe  vorsehen:  die  Lohn¬ 
arbeit,  die  aber  nur  für  eine  gewisse  Zeit  gelten  darf  und  durch  die  Be¬ 
teiligung  am  Ertrag  ergänzt  werden  muß.  Die  Einwanderer  beginnen  dann 
als  Arbeiter  auf  einem  der  dem  Nationalfonds  gehörenden  und  von  ihm  ge¬ 
leiteten  Pachtländer.  Sie  nehmen  ihren  Lohn  ein,  und  nach  Vorauserhebung 


2)  Namentlich  von  Leon  Walras  in  „Economie  sociale". 
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eines  Zinses  für  den  Nationalfonds  wird  der  Rest,  ungefähr  drei  Viertel,  im 
Verhältnis  zu  den  Löhnen  unter  die  Arbeiter  verteilt. 

Wenn  diese  Arbeiter  genügende  Ersparnisse  erübrigt  haben,  um  sich 
selbständig  zu  machen,  können  sie  die  Konzession  eines  kleinen  Landanteils 
nach  den  oben  angegebenen  Bedingungen  als  befristeten,  aber  innerhalb 
dieser  Grenzen  erblichen  Besitz  verlangen.  In  diesem  Falle  steht  ihnen  die 
Wahl  zwischen  zwei  Möglichkeiten  frei;  entweder  können  sie  einen  persön¬ 
lichen  Bodenanteil  erhalten,  den  sie  bebauen,  wie  der  Bauer  es  bei  uns  tut, 
oder  aber  sie  können  als  Genossen  in  eine  Siedlungsgenossenschaft  eintreten, 
die  im  allgemeinen  von  Einwanderern  gebildet  wird,  die  aus  derselben 
Gegend  kommen  und  durch  die  Gemeinsamkeit  der  Herkunft  und  der  Sprache 
verbunden  sind. 

Diese  genossenschaftliche  Siedlung  ist  von  unserem  Gesichtspunkte 
aus  eine  ebensogroße  Reform  wie  die  Umgestaltung  des  Eigentums¬ 
rechts;  und  wenn  es  dem  Zionismus  gelingt,  sie  völlig  zu  verwirklichen, 
dann  werden  die  hundert  Millionen  Genossenschaftler  der  ganzen  Welt 
ihm  unendlich  dankbar  sein.  Bis  jetzt  hatte  man  allerdings  keine  Ver¬ 
anlassung,  zu  glauben,  daß  die  Verwirklichung  dieses  unseres  Ideals 
gerade  von  den  Juden  ausgehen  sollte.  Hatte  man  sie  doch  bis  zur 
Gegenwart  nicht  für  besonders  befähigt  gehalten,  Genossenschaftler  oder 
auch  nur  Ackerbauer  zu  werden.  Bisher  waren  nur  Handel,  Bank  und 
intellektuelle  Berufe  ihr  Gebiet.  In  Polen  z.  B.  gab  es  oft  Streitigkeiten  und 
selbst  scharfe  Kämpfe  zwischen  Genossenschaftlern  und  den  Juden.  Und 
wenn  man  bedenkt,  daß  das  Ziel  der  genossenschaftlichen  Vereinigung  und 
seine  Parole  die  Abschaffung  des  Profits  ist,  so  scheint  es  ein  wenig  kühn, 
zu  glauben,  daß  gerade  sie  zur  Parole  der  Juden  werden  könnte. 

Aber  schließen  wir  nicht  von  der  nächsten  Vergangenheit  auf  die  Zu¬ 
kunft!  Als  die  Juden  in  ihrem  Land  lebten,  waren  sie  zweifellos  gute  Acker¬ 
bauer  und  hatten  aus  dem  Boden  Judas  alles  gezogen,  was  er  geben  konnte. 
Allerdings  haben  sie  seit  der  Zerstreuung  aufgehört,  Land  zu  bebauen,  weil 
ihnen  in  den  meisten  Ländern,  wo  es  ihnen  auch  sonst  am  schlechtesten  ging, 
der  Erwerb  von  Grundbesitz  verboten  worden  ist.  Sie  hatten  also  keine  Wahl. 
Aber  da,  wo  sie  Land  besitzen  durften,  in  Amerika  und  sogar  in  Galizien, 
haben  sie  es  wohl  verstanden,  Ackerbau  zu  treiben.  Und  was  die  Genossen¬ 
schaft  anlangt,  wenigstens  die  landwirtschaftliche  Genossenschaft,  so  haben 
sie  sich  in  Rußland  und  in  der  Ukraine  als  ebenso  gute  Genossenschaftler 
bewährt  wie  die  Christen. 

In  jedem  Falle  arbeiten  sie  hierin  mit  Erfolg  in  Palästina.  Es  bestehen 
zurzeit  36  zionistische  Ackerbaukolonien  auf  genossenschaftlicher  Grund¬ 
lage  mit  160  Mitgliedern,  in  denen  die  Ausnutzung  in  Gemeinschaft  vor 
sich  geht  und  auch  die  Gewinne  unter  alle  Genossenschaftsmitglieder  ver¬ 
teilt  werden.  Da  die  Einwanderer  zum  Teil  landwirtschaftlich  noch  Un- 
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geübte,  zuweilen  Studenten  sind,  müssen  sie  sich  um  den  Preis  der 
härtesten  Anstrengungen  erst  die  praktischen  und  theoretischen  Kenntnisse 
erwerben,  die  für  einen  Erfolg  unerläßlich  sind.  Sie  treiben  Baumzucht, 
Weinbau,  Bewässerung  und  Aufforstung.  Ausdrücklich  für  diese  letzte 
Beschäftigung  wurde  sogar  ein  Fonds  gebildet,  den  man  den  Baumfonds 
nennt,  und  der  in  pietätvoller  Weise  das  Gedächtnis  an  einige  im  Kriege 
gefallene  junge  Leute  verewigen  soll.  —  Tief  bewegt  habe  auch  ich 
einige  Bäume  in  Erinnerung  an  einen  von  ihnen,  der  mein  Schüler  war, 
pflanzen  lassen. 

Diese  Kolonien  können  noch  sehr  zunehmen  und  zugleich  ländliche 
und  städtische  Mittelpunkte  werden,  wie  etwa  die  neue  Stadt  Tel-Aviv,  die 
glänzendste  Frucht  des  Zionismus,  in  der  Nähe  von  Jaffa.  Die  Genossen¬ 
schaft  nimmt  hier  nicht  nur  die  landwirtschaftliche  Form  an,  sondern  alle 
Formen:  Kreditgenossenschaften,  Baugenossenschaften,  Arbeitsgenossen¬ 
schaften,  Produktiv-  und  Konsumtivgenossenschaften. 

Der  große  Konsumverein  ,,Hamaschbir“  hat  ein  Kapital  von  350  000 
englischen  Pfund  und  einen  Umsatz  von  110  000  englischen  Pfund.  Er  hat 
nicht  nur  in  Jerusalem  und  in  Jaffa,  sondern  in  etwa  zehn  Städten 
Palästinas  seine  Filialen,  d.  h.  seine  Verkaufsstellen.  Beachten  wir  auch  die 
Baugenossenschaften  für  Häuser  und  für  öffentliche  Arbeiten  (Straßen, 
Erdarbeit,  Bewässerung).  Sie  verschaffen  den  Einwanderern  Arbeit,  die  man 
nicht  unterbringen  kann,  wenn  es  keinen  verfügbaren  Boden  oder  gerade 
keine  unbesetzten  Stellen  in  den  Siedlungen  gibt.  Es  soll  ein  rührender 
Anblick  sein,  unter  diesen  Arbeitern  junge  Leute  zu  sehen,  die  erst 
eben  die  Universität  verlassen  haben  und  die  nun  die  Steine  auf  der 
Straße  zerhauen  oder  die  Schubkarren  drücken.  Ferner  hat  sich  eine  allge¬ 
meine  Arbeitervereinigung  gebildet,  die  die  arabischen  Arbeiter  nicht  nur 
nicht  ausschließt,  sondern  im  Gegenteil  unterstützt,  obwohl  sie  dadurch 
selbst  Feindseligkeiten  mit  den  einheimischen  Großgrundbesitzern  herbei¬ 
führt.  Diese  Vereinigung,  die  allerdings  eine  mehr  syndikalistische  Organi¬ 
sation  ist,  unterstützt  auch  die  korporative  Bewegung,  besonders  die  der 
Arbeitsgenossenschaften,  der  sogenannten  Gilden.  Bei  ihrer  Konstituierung 
hatte  sie  die  Ehre,  den  berühmten  Physiker  Einstein  zum  Paten  zu  haben. 


Doch  soll  man  nicht  übertreiben.  Noch  ist  alles  erst  am  Anfang  und 
die  zionistische  Bewegung  hat  mit  vielen  und  mächtigen  Feinden  zu  rechnen. 
Nicht  allein  bei  den  Arabern  in  Palästina  und  Syrien,  nicht  nur  in  der 
katholischen  Welt,  wo  man  sich  bei  dem  Gedanken  empört,  einen  jüdischen 
Staat  dort  entstehen  zu  sehen,  wo  Jesus  gekreuzigt  wurde  —  erst  kürzlich 
kündigte  in  einer  römischen  Konferenz  der  Bischof  von  Jerusalem,  Mgr. 
Barlassina,  diese  Entrüstung  mit  folgenden  Worten  an:  ,,Die  ganze  Christen¬ 
heit  müßte  sich  erheben,  um  dem  unerträglichen  Zustande  in  Palästina  ein 
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Ende  zu  bereiten“  — ,  sondern  auch  in  der  jüdischen  Welt.  Und  es  steht 
noch  nicht  fest,  ob  nicht  eines  Tages,  wenn  nicht  mehr  ein  Jude  der 
englische  Gouverneur  in  Palästina  sein  wird,  der  zionistische  Aufschwung 
nicht  sehr  nachlassen  wird. 

Allein  wir  wollen  doch,  wie  gesagt,  auf  dem  ökonomischen  Gebiete 
bleiben.  Was  ist  man  berechtigt  in  dieser  Beziehung  zu  erwarten?  Werden 
die  Zionisten  aus  Palästina  das  Land  Kanaan,  das  ,,gute  Land“  wieder 
machen,  wie  es  die  Kundschafter  Josuas  nannten,  wo  Milch  und  Honig  floß 
und  wo  Weintrauben  reiften  in  der  Größe,  daß  nur  mit  Mühe  zwei  Menschen 
eine  tragen  konnten?  Vielleicht  sahen  damals  die  Hebräer  dieses  Land  mit 
einiger  Uebertreibung  —  wohl  erklärlich  bei  Menschen,  die  vierzig  Jahre 
lang  in  der  Wüste  umhergeirrt  waren,  ähnlich  wie  heute  diejenigen 
Franzosen,  die  nach  einer  Durchquerung  der  Sahara  am  Niger  ankommen. 
Selbst  wenn  man  annimmt,  daß  Palästina  vor  dreitausend  Jahren  fruchtbar 
war,  so  hatte  es  seitdem  doch  schreckliche  Wechselfälle  erleben  müssen,  und 
wenn  man  auch  heute  noch  dort  Wein  und  Honig  ernten  kann,  so  sieht 
man  doch  nicht  recht,  woher  die  Milch  fließen  soll,  es  sei  denn  von  einigen 
Ziegen  oder  Schafen.  Immerhin  ist  Galiläa  fruchtbar,  es  hat  Früchte,  aber 
es  fehlt  an  Bewässerung  und  das  Wasser  ist  selten.  An  eigentlichen  Wasser¬ 
läufen  gibt  es  fast  nur  den  Jordan,  und  das  Schicksal  hat  ihn  vierhundert 
Meter  unterhalb  des  Mittelmeers  gelegt,  so  daß  für  die  Bewässerung 
Palästinas  auf  ihn  kaum  zu  rechnen  ist.  Nichtsdestoweniger  hofft  man,  ihn 
durch  Dämme  auf  stauen  zu  können,  um  die  weiße  Kohle  zu  erhalten;  und 
der  Jordan,  der  keine  Wunder  mehr  gesehen  hat,  wird  das  Wunder  Josuas 
sich  wieder  erneuern  sehen,  der  doch  seinen  Lauf  angehalten  hat,  um  die 
Bundeslade  durchziehen  zu  lassen.  Es  ist  auch  möglich,  daß  im  Boden 
Palästinas  in  Ermangelung  von  Wasser  und  anbaufähiger  Erde  eines  Tages 
sich  bis  jetzt  noch  unbekannte  Bodenschätze  finden  werden.  Es  wäre  nicht 
überraschend,  daß,  wenn  Sodom  und  Gomorra  von  einem  Feuerregen  ver¬ 
schüttet  worden  sind,  man  dort  ein  Lager  jener  höllischen  Elemente  wie 
Schwefel,  Phosphor  oder  Petroleum  finden  würde. 

Und  statt  einer  Umgestaltung  in  der  physischen  Ordnung  kann  man 
vielleicht  von  dem  Zionismus  eine  Revolution  in  der  sozialen  und  wirt¬ 
schaftlichen  Ordnung  erwarten.  Wenn  es  ihm  gelingen  sollte,  eine  neue 
Form  des  Grundbesitzes,  eine  neue  ökonomische  Lebensform,  auf  der 
Genossenschaft  begründet,  einzurichten,  wo  Lohn  und  Profit  abgeschafft 
wäre,  so  würde  das  ein  anderes  Wunder  bedeuten,  das  die  Prophezeiungen 
eines  Elias  und  Jesajas  verwirklichen  würde,  der  Männer,  die  als  die  ersten 
und  einzigen  in  der  alten  Welt  die  Zukunft  einer  neuen  Gesellschaft,  auf  der 
Gerechtigkeit  begründet,  verkündeten  und  mit  denen  man  dann  wird  sprechen 
können:  „Von  Zion  geht  die  Lehre  aus!“ 


351 


Zur  Agrarreform  in  der  Tschechoslowakei 

Von  Miroslaw  Hlavka 

1.  Die  Bodenverhältnisse  in  der  Republik 

Die  Republik  zählt  ca.  14  Millionen  Einwohner  auf  einer  Gesamt¬ 
fläche  von  14  Millionen  ha  Boden.  Es  entfällt  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
1  ha  Boden  oder  auf  den  Kopf  der  in  der  Landwirtschaft  nicht  nur  tätigen, 
sondern  auch  dort  ihren  Lebensunterhalt  findenden  Bevölkerung  4.4  ha  des 
Gesamt-  bezw.  2.3  ha  des  landwirtschaftlichen  Bodens.  Bei  der  gegen¬ 
wärtigen  fortschreitenden  Technik  würde  diese  Fläche  zur  Selbst-  und 
Arterhaltung  der  Bevölkerung  des  abstrakt  gedachten  Staates  ausreichen 
und  de  facto  seine  Autarkie  begründen  können.  Die  Differenzierung  der 
Wirtschaftsgesellschaft  sowie  die  Integrierung  der  Gesellschaftswirtschaft 
hat  jedoch  naturgemäß  dieses  ideale  Verhältnis  des  Menschen  zum  Boden  in 
andere,  gerade  in  der  Tschechoslowakei  von  allen  Seiten  drückende  Formen 
gekleidet. 

Vor  allem  unterscheidet  sich  die  Tschechoslowakei  von  anderen 
Staaten  in  sehr  charakteristischer  Weise  durch  die  Besitzverteilung  von 
Grund  und  Boden.  Hiernach  hat  nur  15  Prozent  der  gesamten  Bevölkerung 
Eigentum  am  Boden.  An  und  für  sich  würde  dieses  Verhältnis,  da  es  dem 
anderer  Staaten  entspricht,  nichts  Besonderes  aussagen  (Verhältniszahl 
zwischen  Bodenbesitz  und  Gesamtbevölkerung  in  Frankreich  14.53  Prozent, 
in  Deutschland  8.82  Prozent).1)  Wenn  man  aber  das  in  der  tschecho¬ 
slowakischen  Republik  vorliegende  Verhältnis  unter  den  richtigen  national¬ 
ökonomischen  und  sozialpolitischen  Gesichtspunkten  betrachtet,  so  zeigt 
es  erst  seine  Schattenseiten. 

In  den  alten  Ländern  der  Republik  (Böhmen,  Mähren,  Schlesien) 
haben  45  Prozent  aller  Bodenbesitzer,  d.  h.  6  Prozent  der  Gesamt¬ 
bevölkerung  Eigentum  an  nur  1.32  Prozent  des  Gesamtbodens.  Dagegen 
sind  27.7  Prozent  des  Gesamtbodens  im  Besitze  von  nur  0.002  Prozent  der 


0  Friedrich:  Wirtschaftsgeographie. 
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Gesamtbevölkerung  oder  236  Besitzern,  d.  h.  0.02  Prozent  aller  Besitzer 
sind  im  Besitze  von  fast  einem  Drittel  des  Landes.2 *) 

In  der  Slowakei  und  Karpatho-Rußland  ist  das  Verhältnis  noch 
viel  krasser. 

Gegenüber  7.7  Prozent  der  Gesamtbevölkerung  (51.7  Prozent  aller 
Bodenbesitzer),  denen  nur  5,8  Prozent  des  Gesamtbodens  gehört,  steht  der 
Großgrundbesitz  (0.02  Prozent  Anteil  der  Gesamtbevölkerung  und  0.1 
Prozent  Anteil  aller  Besitzfälle)  mit  einem  Eigentum  von  35.6  Prozent  des 
Gesamtbodens. 

Diesen  Verhältnissen  gegenüber  ist  die  Annahme,  daß  die  kapita¬ 
listische  Wirtschaftsform  mit  ihrer  starken  Differenzierung  des  Vermögens 
und  Einkommens0)  die  Flucht  der  Landbevölkerung  vom  Pfluge  zum 
Hammer  hervorrufe,  absolut  irrig.  Richtig  ist,  daß  die  kapitalistische  Wirt¬ 
schaftsform  dazu  beigetragen  hat,  aber  in  ihrer  fundamentalen  Grundlage, 
nämlich  dem  Großgrundeigentum.4)  Nicht  die  Industrie  hat  den  Großgrund¬ 
besitz  geschaffen,  sondern  umgekehrt  der  Großgrundbesitz  die  Industrie. 
Aus  diesem  Prozeß  heraus,  der  die  Sperrung  des  Bodens  und  den  daraus 
sich  ergebenden  wirtschaftlichen  Druck  des  Großgrundbesitzers  auf  den 
Landarbeiter  voraussetzt,  ist  die  charakteristische  Boden-  und  Bevölkerungs¬ 
verteilung  in  der  Tschechoslowakei  entstanden  und  zu  beurteilen. 

Diese  Verhältnisse  in  der  Bodenverteilung  werden  zusammen  mit  der 
eben  aufgestellten  Behauptung  verständlicher,  wenn  man  die  Bevölkerungs¬ 
gliederung  nach  dem  Beruf  in  Betracht  zieht. 

Es  ergibt  sich,  daß  in  den  alten  Ländern  (Böhmen,  Mähren, 
Schlesien)  39  Prozent  der  Gesamtbevölkerung,  in  der  Slowakei  60  Prozent 
und  in  Karpatho-Rußland  sogar  70.7  Prozent  in  der  Landwirtschaft 
Ernährung  suchen.  Ergänzend  muß  angeführt  werden,  daß  53  Prozent  des 
Gesamtbodens  als  landwirtschaftlicher  Boden  zu  betrachten  ist.  Bezüglich 
der  sozialen  Gliederung  ergibt  sich:  Rund  6,5  Prozent  der  gesamten  Boden¬ 
fläche  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  (12  Prozent  in  der  Slowakei  und 
Karpatho-Rußland)  ist  verteilt  auf  10  Prozent  der  Gesamtbevölkerung  oder 
auf  70  Prozent  der  gesamten  Bodenbesitzer.  Die  Besitzgröße  ist  ver¬ 
änderlich  von  0  bis  zu  2  ha,  der  Besitz  also  weit  davon  entfernt,  Grund¬ 
lage  einer  selbständigen  Existenz  bilden  zu  können.  Diese  „Bodenbesitzer" 
sind  daher  gezwungen,  außer  ihrer  Landwirtschaft  noch  andere  Arbeit  auf 


2)  Auf  Grund  wissenschaftlichen  Materials  und  statistischer  Daten  gibt  das 
Bodenreformamt  die  zur  Gründung  und  unabhängigen  Existenz  einer  Familie  aus¬ 
reichende  Fläche  mit  10 — 15  ha  an. 

s)  Die  Bodenreform  der  tschechoslowakischen  Republik  und  die  Minder¬ 
heiten,  S.  5  (Denkschrift). 

4)  Nicht  die  Betriebsform,  sondern  die  Besitzform  ist  das  Ausschlaggebende. 
Kommentar  Oppenheimers  zu  Marx  „Kapital". 
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den  Markt  zu  bringen.  Man  wird  annehmen  können,  daß  sie  es  nur  im 
Rahmen  der  landwirtschaftlichen  Tätigkeit  tun,  sodaß  sie  bei  den  übrigen 
30  Prozent  der  Bodenbesitzer  Arbeit  suchen.  Diese  Annahme  entspricht 
ungefähr  der  Wirklichkeit,  denn  der  Anteil  der  in  der  Industrie  beschäftigten 
Bodenbesitzer  wird  wettgemacht  durch  den  ungefähr  gleichen  Anteil  von 
Landarbeitern  ohne  Bodenbesitz.  Aus  der  Gegenüberstellung  ergibt  sich 
dann,  daß  70  Prozent  aller  Bodenbesitzer  ihre  Arbeit  bei  12  Prozent5 6) 
der  restlichen  Besitzer  anbieten  oder  daß  sechs  Arbeiter  einem  Meister 
„nachlaufen". 

Hier  liegt  das  Problem  jeder  Bodenreform;  es  soll  auch  das  unaus¬ 
gesprochene  Problem  der  Agrarreform  in  der  Tschechoslowakei  sein. 

Wenn  man  von  absoluten  Zahlen  ausgeht,  kommt  man  zu  demselben 
Ergebnis:  Unternehmer  und  Pächter  (diese  sind  hier  den  Unternehmern 
gleichzusetzen)  ergeben  zusammen  663  000  Personen.  Diese  Zahl  ins  Ver¬ 
hältnis  gebracht  zur  Zahl  der  Arbeitnehmer  ergibt  1  480  000  durch  663  000; 
d.  h.  2,2  Arbeitnehmer  unterbieten  sich  bei  einem  Arbeitgeber.  Da  jedoch, 
wie  die  Empirie  beweist,  ein  Arbeitnehmer  3  Personen  ernährt,  sind  es  wieder 
6  Arbeiter,  die  einem  Meister  nachlaufen. 

Außer  diesen  Angaben  über  das  allgemeine  Verteilungsverhältnis  des 
landwirtschaftlichen  Bodens  und  dessen  „natürliche“  Entwicklungslinien  sind 
das  viel  angefochtene  und  mit  mehr  oder  weniger  Geschick  verteidigte 
Bodenmonopol  in  der  entfalteten  Form  des  Fideikommisses  und  die  Ver¬ 
hältnisse  bezüglich  der  Waldfläche  und  des  Waldbesitzes  zu  erwähnen. 

Das  Fideikommiß  schließt  10  Prozent  der  Gesamtfläche  der 
böhmischen  Länder  ein.  Die  Wirkung  des  Fideikommisses  auf  die  wirt¬ 
schaftliche  Entwicklung  soll  an  dieser  Stelle  nicht  erörtert  werden.  Die 
mannigfachen  Schäden  dieser  Rechtseinrichtung  hatte  man  schon  in  der 
österreichischen  Monarchie  eingesehen  und  der  Bildung  neuer  Fidei¬ 
kommisse  durch  das  Gesetz  vom  13.  August  1868  entgegenzutreten  versucht. 
Trotzdem  sind  neue  Fideikommisse  unter  der  alten  Kliquenwirtschaft 
entstanden.  So  wurde  im  Jahre  1882  ein  neues  Fideikommiß  gegründet0) 
mit  einer  Gesamtfläche  von  3078  ha,  davon  2216  ha  landwirtschaftlichen 
Bodens.7)  Das  Fideikommiß  hat  schon  aus  seiner  Rechtsform  heraus  der 
Vergrößerung  des  Klein-  und  Mittelbesitzes  entgegengewirkt. 

Von  den  erwähnten  10  Prozent  des  Gesamtbodens  entfällt  5.62 
Prozent  auf  den  landwirtschaftlichen  Boden.  Mit  dieser  Quote  hat  also 
das  Fideikommiß  einen  Damm  gegen  den  Landhunger  aufzubauen  versucht. 

5)  Da  die  Besitzer  von  2 — 10  ha  im  allgemeinen  ohne  fremde  Arbeit  aus- 
kommen,  so  fallen  hierbei  noch  18  Prozent  aus. 

6)  Oesterreich,  stat.  Handbuch  1910, 

7)  Ein  Jahr  später  wurde  unter  Schwarzenberg  die  Gründung  neuer  Fideikommisse 
gesetzlich  gestattet. 
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Wenn  man  bedenkt,  daß  Fideikommisse  eben  dort  gegründet  wurden,  wo 
der  Landhunger  am  größten  war  (wo  also  auch  die  größte  Auswanderung 
stattfand),  wird  man  die  Höhe  dieses  Prozentsatzes  richtig  bewerten 
können.  Demgegenüber  muß  man  den  hohen  Prozentsatz  der  Waldfläche 
den  Fideikommissen  zum  Verdienst  anrechnen,  da  er  64  Prozent  der  Fläche 
der  Fideikommißgüter  und  nur  21.15  Prozent  der  Fläche  der  genannten 
alten  Länder  beträgt.  Mit  diesen  Darlegungen  sind  wir  zu  einem  wichtigen 
Ausgangspunkt  der  Reformgesetzgebung  gelangt,  zu  den  Wirkungen  der 
Bodeneigentumsordnung  auf  den  Waldbesitz. 

Von  der  Gesamtfläche  der  tschechoslowakischen  Republik  entfallen 
33  Prozent  auf  den  Waldboden.  Dieser  Reichtum  stellt  eines  der  produk¬ 
tivsten  Momente  der  aktiven  Handelsbilanz  der  tschechoslowakischen 
Republik  dar  und  bildet  eine  der  stark  preisregulierenden  Quoten  auf  dem 
europäischen  Holzmarkt.  Endres  (Forstpolitik  1922)  stellt  die  Tschecho¬ 
slowakei  nach  dem  prozentualen  Anteil  an  die  zweite  Stelle  unter  den 
europäischen  Ländern.  (Hiernach  für  Schweden  50  Prozent,  für  Rußland 
32.6  Prozent.) 

Der  Staat  ist  nun  mit  15  Prozent  am  Waldreichtum  beteiligt,  also, 
wie  schon  oben  angedeutet,  an  der  Exploitation  der  Wälder  direkt 
interessiert,  und  zwar  mit  einer  privatwirtschaftlichen  Tendenz,  welche  in 
diesem  Falle  der  Wahrung  des  Volks-  bezw.  des  Nationalinteresses  gleich¬ 
kommt.  Seitens  der  Regierung  wird  deswegen  diese  Tendenz  betont  und  eine 
Majorität  des  Staatsbesitzes  wenigstens  bis  zu  dem  Prozentsatz  anderer 
Länder  angestrebt. 

Aus  Mangel  an  statistischen  Daten  über  die  Verhältnisse  der 
Wasserflächen  bezw.  der  auch  außerhalb  der  Grenzen  bekannten  Teich¬ 
wirtschaft  sind  diese  in  der  Darlegung  über  den  landwirtschaftlichen  Boden 
zusammenfassend  behandelt. 

Aus  den  bis  hierher  gezeigten  Bedingungen  hat  sich  der  Boden¬ 
reformgedanke  entwickelt  und  das  Streben  nach  Wiedererlangung  der  Selb¬ 
ständigkeit  in  gesetzliche  Formen  gekleidet,8) 

Als  Richtlinie  für  den  Gesetzgeber9)  galt  die  Abschaffung  der  in 
diesem  Zusammenhänge  dargestellten  wirtschaftlichen  und  sozialpolitischen 
Gegensätze. 

1.  Die  Zerstörung  der  Hypertrophie  des  Großgrundbesitzes,  insbe¬ 
sondere  in  der  Form  der  Latifundien. 


8)  Die  Konzentration  des  Großgrundeigentums  war  schon  in  der  österr.-ung. 
Monarchie  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  die  Veranlassung  zu  eingehenden 
Beratungen.  Leider  ist  es  bei  diesen  Beratungen  geblieben  und  der  Abbau  der  Lati¬ 
fundien  nicht  in  Angriff  genommen  worden. 

9)  Vgl.  Dr.  K.  Viskovsky,  Präsident  des  tschechoslowakischen  Staatsbodenamts. 
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2.  Schaffung  eines  kleinen  Grundbesitzes  besonders  in  der  Slowakei. 

3.  Verselbständigung  der  kleinen  Besitzer  von  Zwergwirtschaften 
(0 — 2  ha),  die  zur  Familienerhaltung  nicht  ausreichen  (Ergänzungs- 
siedelung). 

4.  Kräftigung  des  kleinen  Landwirtes  (von  2 — 10  ha)  vom  sozialen 
Standpunkt  aus,  um  seine  Leistungsfähigkeit  voll  zu  verwerten. 

5.  Ermöglichung  des  Uebertrittes  von  vielen  auf  den  Großgrundbesitz 
angewiesenen,  sozial  unselbständigen  Existenzen  (einschließlich  der  Groß- 
und  Kleinpächter)  in  die  sozial  selbständige  Bevölkerungsklasse. 

6.  Erwerbung  der  Majorität  des  Waldbesitzes  aus  wirtschafts¬ 
politischen  und  strategischen  Gründen  (Grenzwälder)  für  den  Stg^it. 

7.  Versuch,  dem  Verlust  von  Produktivkräften,  d.  h.  der  Auswan¬ 
derung  entgegenzuwirken,  bezw.  den  betreffenden  Menschen  die  Existenz 
in  der  Heimat  zu  ermöglichen. 

8.  Milderung  des  sozialen  Drucks,  Durchführung  der  inneren  Koloni¬ 
sation  im  Sinne  der  modernen  Staatslehre  (Dezentralisation)  und  Equili- 
brierung  der  Gegensätze  durch  Entwicklung  der  kleinen  Landwirtschaft 
und  Hebung  der  Nachfrage  nach  industriellen  Produkten. 

9.  Behebung  der  Arbeitslosigkeit. 

2.  Auswanderungsprobleme 

Was  das  Auswanderungsproblem  betrifft,  so  gibt  Oppenheimer  einen 
Maßstab  für  die  Intensität  der  Auswanderung:  die  Wanderbewegung  aus 
verglichenen  agrarischen  Bezirken  verhält  sich  wie  das  Quadrat  des  in 
ihnen  enthaltenen  Großgrundbesitzes,10) 

Von  dieser  allgemeinen  Erwägung  aus  ist  der  Uebergang  zur  Be¬ 
handlung  der  Wanderbewegung  in  der  tschechoslowakischen  Republik  ge¬ 
geben,  Im  vorhergehenden  Abschnitt  wurde  festgestellt,  daß  30  Prozent 
des  Gesamtbodens  den  Großgrundbesitzern  gehört  oder  daß  in  jedem  Wirt¬ 
schaftsbezirke  ein  Drittel  des  Bodens  politisch  gesperrt  ist,  d.  h.  daß  dieser  Teil 
dem  Volke  nicht  zugänglich  ist.  Eine  weitere  Feststellung  ergab,  daß  sechs 
Arbeiter  (zwei  landwirtschaftliche  Arbeiter  ernähren  je  drei  Personen  als 
Familienväter)  einem  Meister  „nachlaufen“.  Diese  Daten,  die  ersten  meß¬ 
baren  des  wirtschaftlichen  Druckes,  bekommen  erst  lebendigen  Ausdruck 
durch  die  statistischen  Daten  über  die  Auswanderung,  die  an  Größe  die 
rechnerisch  erwarteten  weit  übertreffen.  Die  Ursache  hierfür  liegt  nicht 
in  der  disharmonischen  Gegenüberstellung  der  Daten,  sondern  in  der 
technischen  Schwierigkeit  statistischer  Forschung,  die  oft  Einzelheiten  von 


10)  Oppenheimer  „Großgrundeigentum  und  soziale  Frage",  2.  Aufl.,  S.  122. 
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sehr  großer  Wichtigkeit  nicht  erfassen  kann.  Solche  Einzelheiten  sind  z.  B. 
die  Güte  des  Bodens  in  der  Gegenwart,  verglichen  mit  dem  in  der  unmittel¬ 
baren  Vergangenheit  usw.  usw.  Gerade  diese  angeführte  Einzelheit  wird 
oft  im  verkehrtesten  Sinne  behandelt  und  in  Rechnung  gesetzt.  Man  beruft 
sich  oft  auf  die  Güte  des  Bodens  als  auf  die  Frucht  guter  intensiver  Bewirt¬ 
schaftung  des  Großgrundbesitzes.  Hier  wäre  die  Einschränkung  zu  machen, 
daß  diese  Feststellung  nur  Gültigkeit  hätte,  soweit  der  Großbetrieb  in  der 
Landwirtschaft  auf  gutem  Boden  intensiv  wirtschaften  kann.  Daß  in  der 
tschechoslowakischen  Republik  der  Großbetrieb  seine  Aufgabe  in  diesem 
Rahmen  erfüllt  hat,  ist  sein  unbestrittenes  Verdienst,  aber  immer  mit  der 
oben  angedeuteten  Einschränkung;  denn  1.  wurde  dem  Großgrundbesitzer 
die  Wahl  des  Bodens  freigestellt,  und  2,  wurde  die  Güte  des  Bodens  nur 
erhalten  und  gehoben  durch  die  aus  der  politischen  Macht  sich  ergebenden 
Ausbeutungsmöglichkeiten  des  Landarbeiters  und  des  Bauern. 

In  einer  anderen  Form  macht  sich  der  vom  Großgrundbesitz  aus¬ 
geübte  wirtschaftliche  Druck  durch  seine  Arrondierungstendenz  bemerkbar, 
mittels  deren  der  Großgrundbesitz,  gestützt  auf  seine  politische  und  wirt¬ 
schaftliche  Macht,  den  Kleinbauer  oder  Häusler  aufkauft  bezw.  in  ein 
Abhängigkeitsverhältnis  von  sich  bringt.  Soweit  dieser  aufgekaufte  Boden 
nicht  als  Deputatboden  bezw,  als  Servitut  oder  Pachtboden  vergeben  worden 
ist,  wurde  er  beforstet,  weil  die  Wirtschaftsform  des  Großbetriebes  sich  auf 
kleine  Parzellen  nicht  anwenden  ließ.  Der  wirtschaftliche  Druck  dieser  Art 
machte  sich  besonders  durch  den  Latifundienbesitz  der  Grenzwälder 
(Böhmerwald  usw.)  bemerkbar.  Dort  erfuhr  der  übrige  freie  Boden  eine  so 
unverhältnismäßig  große  Preiszuwachsrente,  daß  der  Verkehrswert  des 
Bodens  den  Ertragswert  weit  überholte.  Man  kann  nicht  ohne  Rührung  die 
Klostermannschen  Schilderungen  lesen,  in  denen  ein  alter  Gebirgsbewohner 
aus  dem  Exil  mit  ein  paar  sauer  verdienten  Groschen  heimkehrt  und  sich 
für  den  Arbeitsertrag  seines  ganzen  Lebens  ein  Stückchen  Land  kauft,  nur 
weil  er  in  seinem  Geburtsort  begraben  sein  will.  Es  ist  belehrend,  zu  sehen, 
wie  hartnäckig  und  sorgfältig  solch  ein  Häusler  sein  schwer  erkämpftes  Stück 
Land  bewirtschaftet. 

Diese  Erscheinung  ist  nicht  nur  für  die  Grenzgebiete,  sondern  für 
die  ganze  Republik  bezeichnend.  Die  Gesamtgröße  des  landwirtschaftlichen 
Bodens  hat  sich  zu  Gunsten  des  Waldbodens  um  6,2  Prozent  verringert; 
diese  Erscheinung  dürfte  auch  den  sehr  auffälligen  Rückgang  des  Groß¬ 
grundbesitzes  erklären.11) 


u)  Der  geschilderte  Vorgang  wird  bestätigt  durch  die  Angaben  des  statistischen 
Amtes  der  Republik.  Sie  erscheinen  jedoch  nicht  vollkommen  richtig,  weil  die  Boden¬ 
besitzer  aus  steuerlichen  Gründen  vielfach  falsche  Angaben  gemacht  haben. 
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Des  weiteren  gibt  die  Statistik  des  Besitzes  ein  Maß  der  Intensität 
des  wirtschaftlichen  Druckes  durch  folgende  absolute  Zahlen:  Seit  dem 
Jahre  1900  vergrößerte  sich  innerhalb  des  Zeitraumes  von  zehn  Jahren 
(bis  1910)  die  Zahl  der  landwirtschaftlichen  Unternehmer  um  29  000 
Personen,  obzwar  sich  die  Zahl  der  in  der  Landwirtschaft  tätigen  Personen 
um  120  000  verringert  hatte.12)  Da  der  Großgrundbesitz  in  der  gleichen  Zeit¬ 
spanne  sich  nicht  verringert  hatte,  rührt  dies  nur  vom  Abbröckeln  des  kleinen 
und  Mittelbesitzes  her. 

Die  bis  hierher  aufgezählten,  sicher  nicht  voll  erschöpfenden  Daten 
lassen  sich,  genau  wie  die,  welche  den  aus  der  ungesunden  Bodenverteilung 
entstehenden  sozialen  Druck  kennzeichnen  sollen,  in  ihren  Auswirkungen 
zahlenmäßig  darstellen  und  messen. 

Es  gingen  im  Zeitraum  von  sechs  Monaten  15  000  Personen  über  die 
Grenze.  Die  Angabe  ist  jedoch  nur  als  annähernd  richtig  zu  bezeichnen, 
da  die  Statistik  im  Frühjahr  aufgenommen  wurde.  Das  Auswanderungs¬ 
kontingent  wird  sich  in  den  Herbstmonaten  nach  der  Ernte,  wenn  die  Leute 
die  Reisespesen  besser  aufbringen  können,  bedeutend  vergrößern.  So  gingen 
allein  nach  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  im  Halbjahr  1921/22 
14  269  Personen;  in  den  Monaten  Juni  bis  Oktober  1922  wanderten  10  320 
Personen  aus  der  Tschechoslowakei  aus.13) 

Vom  natürlichen  Bevölkerungszuwachs  wanderte  durchschnittlich 
ein  Viertel  aus.  Diese  Auswanderung  erfolgt  hauptsächlich  aus  den 
Bezirken  mit  hohem  Anteil  (bis  70  Prozent)  an  Großgrundbesitz.  So 
wanderten  im  Jahre  1905  aus  neun  südlichen  Bezirken  Böhmens  durch¬ 
schnittlich  82  von  1000  nach  Wien  aus.14) 

Wenn  man  bedenkt,  daß  meist  starke  Individualitäten  dem  Reize  der 
Ferne  unterliegen,  und  die  Arbeitsamkeit  und  Mentalität  des  tschechischen 
Volkes  in  Betracht  zieht,  so  kann  man  den  durch  die  Auswanderung 
angerichteten  volkswirtschaftlichen  Schaden  ermessen.  Es  sind  so  auf 
Kosten  der  einheimischen  Industrie  qualifizierte  Glasarbeiter  nach  Bayern 
und  Sachsen  ausgewandert  und  haben  dort  die  Konkurrenz  verstärkt. 

Diese  volkswirtschaftliche  Betrachtung  muß  durch  die  Einbeziehung 
des  tschechischen  Nationalinteresses  ergänzt  werden,  das  sich  mit  Recht 
dem  Entnationalisierungsprozeß  der  Ausgewanderten,  den  man  bei  der 
ersten  Generation  auf  20  Prozent  schätzen  kann,  zu  widersetzen  versucht. 
Die  Behauptung,  daß  diese  Schäden  durch  die  Jahresgeldbeiträge  der 
Ausgewanderten  an  zurückgebliebene  Familienangehörige  ausgeglichen 


12)  Dr.  Rolicek,  Agrarpolitik. 

1S)  Rüde  Prävo  5.  November  1921. 

14)  Rauchberger:  Der  nationale  Besitzstand  in  Böhmen, 
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würden,  ist  irrig-  Dr.  Auerhahn,15),  einer  der  besten  Kenner  dieser  Verhält¬ 
nisse,  schätzt  die  Zahl  der  Tschechoslowaken  (mit  tschechoslowakischer 
Muttersprache)  die  im  Auslande  leben,  auf  4  000  000  Seelen,  also  mehr  als 
ein  Drittel  der  Gesamtbevölkerung  der  Republik. 

Außerdem  wäre  noch  die  Abwanderung  der  Landbevölkerung  in  die 
Städte,  die  auch  einen  großen  Prozentsatz  des  Bevölkerungszuwachses  aus¬ 
macht,  zu  erwähnen.  Sie  hatte  sich  früher  besonders  in  der  starken  Ab¬ 
wanderungsziffer  nach  Wien  gezeigt.  Heute  sind  es  hauptsächlich  die 
tschechischen  Großstädte  Prag  und  Bratislava,  die,  trotz  der  inneren 
Dezentralisationspolitik,  unter  dem  vom  Lande  kommenden  Druck  sehr 
schwer  zu  leiden  haben16)  (Wohnungsnot).  An  dieser  Stelle  wäre  auch 
Platz  für  eine  Analyse  des  aus  dieser  Abwanderung  entstehenden  sozialen 
Drucks  und  seiner  Rückwirkung  auf  die  Preise  und  Löhne  der  Industrie. 
Da  jedoch  dieser  Prozeß  dem  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage17)  unter¬ 
liegt,  beschränken  wir  uns  hier  auf  das  Allgemeine.  Dieser  Prozeß  ist  übrigens 
nach  dem  Weltkriege  bedeutend  lebensvoller  geworden;  so  wuchs  Prag  in 
den  letzten  Jahren  um  30  Prozent,  d.  h.  auf  1  000  000  Einwohner. 

Damit  habe  ich  die  Beweggründe,  die  bei  Erlaß  der  tschechoslowa¬ 
kischen  Agrarreform  mitbestimmend  waren,  wenn  auch  oft  nur  durch  kurze 
Erwähnung,  dargestellt. 

3.  Durchführung 

Wichtig  ist  die  Zeit  und  Art  der  Durchführung  einer  Agrarreform. 
Um  den  Ausgleich  der  entstandenen  Gegensätze  zu  ermöglichen,  wird  ein 
Menschenalter  angemessen  sein. 

Im  Vordergrund  steht  der  Einwand  und  die  Frage  nach  der  ökono¬ 
mischen  Rechtfertigung.  Es  ist  die  Frage,  welche  Wirtschaftsform  und 
welche  Bewirtschaftungsflächen  in  ökonomischer  und  sozialpolitischer 
Hinsicht  zweckmäßig  zu  wählen  sind.  Abgeordneter  Modräcek,  einer  der 
besten  Kenner  der  tschechoslowakischen  Verhältnisse,  spricht  von  der 
Schaffung  der  neuen  kleinen  Betriebe  als  von  einer  Schwitzindustrie. 
Präsident  Masaryk  hebt  die  Bedeutung  der  kleinen  Landwirte,  gleichzeitig 
aber  auch  die  überlegene  Produktivität  anderer  Wirtschaftsgrößen  für  be¬ 
stimmte  Zwecke  hervor  und  warnt  vor  Mißgriffen.  Unbestritten  ist,  daß  in 
den  kleinen  Betrieben  intensiver  gewirtschaftet,  andererseits  aber  auch  viel 
verkonsumiert  wird.  Ausschlaggebend  erscheint,  daß  der  Klein-  und  Mittel- 


15}  Dr.  Auerhahn:  Die  Tschechoslowaken  in  Jugoslawien  und  den  benachbarten 
Ländern. 

16)  Der  Landarbeiterlohn  ist  der  Grundlohn. 

17)  Marx’  „Reservearmee“. 
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betrieb  gesunde,  nicht  unterernährte  Kinder  der  Bevölkerung  zuführt,  wo¬ 
durch  alle  etwaigen  Nachteile  bei  weitem  aufgehoben  werden. 

In  dieser  Richtung  geben  einige  statistische  Feststellungen  guten 
Einblick  in  die  Verhältnisse.  Sie  sind  vom  statistischen  Amt  in  dreizehn 
typischen  Bezirken  aufgenommen  worden,  worunter  Bezirke  mit  starker 
Beteiligung  von  Großgrundbesitz  ebenso  vertreten  sind  wie  Bezirke  mit 
dem  umgekehrten  Verhältnis. 

Ich  habe  insgesamt  279  206  ha  Boden  untersuchend  zusammengestellt. 
Bei  der  Betrachtung  erklärt  sich  der  kleine  Prozentsatz  Ackerbodens  bei 
manchen  größeren  Betrieben  dadurch,  daß  acht  Latifundien  von  über 
1000  ha  nur  sehr  wenig  landwirtschaftlichen  Boden  haben  und  somit 
eigentlich  in  eine  niedrigere  Betriebskategorie  gehörten. 

Die  verschiedene  nationalökonomische  Bedeutung  der  einzelnen  Be¬ 
triebsgrößen  äußert  sich  darin,  daß  Betriebe  über  50  ha  einen  größeren 
Prozentsatz  Weizenanbau  als  kleinere  Betriebe  haben,  wogegen  die  Ver¬ 
hältnisse  in  Bezug  auf  den  Kornanbau  umgekehrt  sind.  Die  kleinen  Betriebe 
bauen  doppelt  so  viel  Roggen  an  als  die  größten.  Gerste  wird  bei  Betrieben 
von  100  bis  zu  200  ha  am  meisten,  bei  denen  von  10  bis  20  ha  am  wenigsten 
angebaut;  Hafer  wird  am  stärksten  bei  Betrieben  von  über  500  ha  produziert. 

Dem  Anbau  von  ausgesprochenen  Handelsprodukten,  z.  B.  eßbaren 
Hülsenfrüchten,  Rüben  usw.  widmen  sich  am  meisten  die  ganz  großen,  dem 
Anbau  von  Futterrüben  am  meisten  die  mittleren  Betriebe.  Diese  letzteren 
pflanzen  auch  den  meisten  Mohn.  Flachs,  der  den  Ruf  der  tschechischen 
Textilindustrie  weit  verbreitet  hat,  wird  fast  ausschließlich  von  den  Bauern¬ 
betrieben  mit  10 — 20  ha  Boden  angebaut. 

Da  die  Zuckerindustrie  ein  wichtiger  Faktor  der  tschechoslowakischen 
Staatswirtschaft,  ja  sogar  auf  dem  europäischen  Markte  ist,  wurde  ihre 
etwaige  Gefährdung  durch  die  Agrarreform  oft  und  häufig  kritisiert.  Das 
Ergebnis  dieser  Arbeit  zeigt,  wie  falsch  die  Behauptungen  des  Industrie¬ 
kapitalismus,  der  das  Bodenmonopol  naturgemäß  zu  unterstützen  versuchte, 
waren,  indem  sie  der  Agrarreform  eine  wesentliche  Schädigung  der  Zucker¬ 
industrie  vorwarfen.  Die  Betriebe  von  100 — 200  ha  weisen  zwar  den  größten 
Zuckeranbau  auf,  aber  der  überraschend  große  Prozentsatz  des  Zucker¬ 
rübenanbaus  auch  bei  den  kleinsten  Betrieben  wurde  vom  Statistischen 
Amt  erst  nach  immer  wieder  und  wieder  überprüften  Angaben  in  die 
Statistik  eingesetzt,  und  dies  ist  der  beste  Beweis,  daß  die  Zuckerindustrie 
auch  ohne  Großgrundbesitz  bestehen,  und  daß  auch  eine  kleine  Zuckerfabrik 
ein  wirtschaftlich  unabhängiges  Objekt  bilden  kann.18)  Der  Nachteil  der 
kleinen  Betriebe,  der  durch  ihre  geringe  Ertragsquote  dargestellt  wird,  wird 


18)  Was  für  die  Befreiung  von  der  Sperrung  auch  eines  kleinen  Industrie¬ 
betriebes  spricht. 
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reichlich  aufgewogen  durch  das  auf  ihnen  übliche  sorgfältige  Behacken  und 
Sortieren  der  Rüben;  es  sind  sogar  Fälle  bekannt,  wo  ein  Kleinbetrieb  mehr 
produziert  hat  als  ein  Großbetrieb  in  der  gleichen  Gegend. 

Die  Kartoffel,  das  wichtigste  Volksnahrungsmittel,  wird  hauptsäch¬ 
lich  von  den  kleinen  Betrieben  angebaut,  aber  auch  konsumiert.  Der 
Prozentsatz  der  Kartoffelanbaufläche  bei  den  Betrieben  von  200 — 500  ha 
beträgt  nur  ein  Sechstel  von  dem  bei  den  kleinen  Betrieben.  Bei  den  Lati¬ 
fundien  findet  man  konjunkturmäßig  20  Prozent  der  gesamten  Fläche  für 
Industriezwecke  mit  Kartoffeln  bebaut.19) 

Aus  allen  bis  hierher  aufgeführten  Zahlen  geht  hervor,  daß  die 
mittleren  Betriebe  den  Stadtmarkt  mit  Produkten,  die  Kleinbetriebe  den 
Staat  mit  Menschen  versorgen.  Die  großen  Betriebe  über  200  ha  haben 
keinen  wirtschaftlichen  Vorteil,  den  nicht  auch  die  Mittelbetriebe  bieten. 
Die  Betriebe  über  500  ha  sind  eher  der  Forstwirtschaft  als  der  Landwirt¬ 
schaft  zuzurechnen. 

Der  ,,Vestnik‘‘  der  tschechischen  Großgrundbesitzer  Nr.  4 — 5  1922 
behandelt  in  folgenden  absoluten  Zahlen  die  Ergiebigkeit  der  landwirt¬ 
schaftlichen  Unternehmung. 

Ein  Vergleich  zwischen  einem  beschlagnahmten  Großgrundbesitz  von 
713  ha  und  den  auf  ihm  errichteten  85  Kleinbetrieben  ergibt  zunächst 
für  den  Kleinbesitz  von  den  angegebenen  etwas  abweichende  Daten,  weil 
sie  der  Praxis  entnommen  und  nicht  dem  Zwecke  der  Beweisführung  ange¬ 
paßt  sind.  In  der  vorliegenden  Arbeit  würde  die  oben  genannte  Fläche  als 
für  340  Personen  existenzsichernd  betrachtet  werden.  Die  zitierte  Zeitschrift 
nennt  demgegenüber  844.  Dennoch  wollen  wir  versuchen,  auf  den  Voraus¬ 
setzungen  der  Verfechter  des  Bodenmonopols  aufbauend,  diese  gleichsam 
mit  ihren  eigenen  Waffen  zu  widerlegen.  Bei  der  Errichtung  von  Klein¬ 
betrieben  wird  die  Wirtschaftsfläche  um  85  X  30  ar  =  25  ha  vermindert 
werden.  (1500  qm  für  Wirtschaftsgebäude,  1500  qm  für  Wege  pro  Unter¬ 
nehmung.) 


Im  Kleinbetrieb  entfallen  auf 

Gärten .  4  ar 

Wiesen . 76  ,, 

Kartoffel-  und  Futterrübenfelder  .  .  30  ,, 

Korn-  und  Weizenfelder .  350  ,, 

Gerste-  und  Haferfelder . 100  „ 

Mischfelder . 120  ,, 


Insgesamt  680  ar. 


19)  Kennzeichnung  von  landwirtschaftlichen  Großbetrieben. 
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Die  Produktionsverhältnisse  des  Groß-  gegenüber  dem  Kleinbesitze 
bezüglich  der  Viehzucht  gehen  aus  folgender  Zusammenstellung  hervor: 


Pferde 

Fohlen 

Ochsen 

Stiere 

Kühe 

Jungvieh 

Schweine 

Geflügel 

Großbetrieb . 

53 

6 

48 

19 

180 

134 

44 

— 

Kleinbetrieb . 

— 

— 

170 

— 

255 

255 

170 

1  700 

Mehrerzeugung 

im  Großbetrieb . 

Mehrerzeugung 

im  Kleinbetrieb . 

53 

6 

122 

19 

75 

121 

126 

1700 

Hierbei  wird  von  der  Annahme  ausgegangen,  daß  im  kleinen  Betriebe 
nur  je  2  Ochsen,  3  Kühe,  3  Stück  Jungvieh,  2  Schweine  und  20  Hühner 
gezüchtet  werden.  Da  in  Wirklichkeit  auch  im  kleinen  Betriebe  Pferde-  und 
Stierzucht  nicht  fehlen,  sprechen  obige  Zahlen  durchaus  für  den  Kleinbetrieb. 

Die  Milchproduktion  wird  in  nachstehenden  Zahlen  dargestellt: 


In  einem 
Jahre,  in  Ltr. 

Eine  Kuh  gibt 
im  Jahre 
in  Ltr. 

Bis  zum  Ab¬ 
stellen  des 
Kalbes  wurde 
verbr.  in  Ltr. 

Bleibt  für 
Konsum  i.  Ltr. 

Im  Betrieb 
verbr.  l/2  Ltr. 
pro  Kopf 

Auf  den 
Markt  komm. 
Ltr. 

Großbetr. 

Kleinbetr. 

412  206 

481  350 

2  416 

1  890 

26  208 

30  362 

385  998 

451  588 

154  030 

81  800 

231  968 

369  785 

In  dieser  Tabelle  ist  dem  Argument  der  Großgrundbesitzer,  daß  der 
Großgrundbesitz  mehr  und  besseres  Futter  hat  als  der  Kleinbetrieb,  Rech¬ 
nung  getragen  durch  die  Reduzierung  des  Jahresertrages  einer  Klein¬ 
betriebskuh  um  8  Prozent  auf  1890  Liter,  und  dennoch  sprechen  die  Zahlen 
durchaus  zu  Gunsten  des  Kleinbetriebes. 

Auch  in  der  folgenden  Aufstellung,  die  die  Fleischproduktion  be¬ 
trifft,  ergibt  sich  ein  Vorteil  für  den  Kleinbetrieb: 


Großbetrieb . 

Kleinbetrieb . 

45  292  kg 

49  866  „ 

21  287  kg 

27  426  „ 

304  Personen 

457 

Mehrertrag  beim  Kleinbetrieb  .... 

4  574  kg 

6  139  „ 

153  Personen 

Hierzu  treten  noch  10  Stück  Geflügel  pro  Kleinbetrieb  jährlich, 
ebenso  400  Eier,  was  für  die  85  Betriebe  zusammen  850  Stück  Geflügel  und 
34  000  Eier  ausmacht. 

In  der  folgenden  Tabelle  über  die  Getreideproduktion  ist  die  Mög¬ 
lichkeit  eines  kleineren  Ertrages  beim  Kleinbetrieb  durch  Herabsetzung  der 
Ertragsquote  per  ha  auf  20  Zentner  berücksichtigt,  obwohl  man  im  allge- 
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meinen  die  sich  durch  den  Großbetrieb  ergebenden  Vorteile,  wie 
Kunstdüngung,  Motorpflugarbeit,  die  rationelle  Bearbeitung  überhaupt  als 
ausgeglichen  ansehen  kann  durch  die  viel  intensivere  Bewirtschaftung  der 
Kleinbetriebe. 


Jahresertrag 
per  ha 

Jahresertrag 

Korn 

Dem  Konsum 
abgehefert 
an  Mehl 

Versorgte 

Personen 

Großbetrieb . 

Kleinbetrieb . 

25  Ztr. 

20 

5  100  Ztr. 

6  000 

2  460  Ztr. 

4  148 

1  708 

2  880 

Mehrertrag  beim  Kleinbetrieb  .  . 

900  Ztr. 

1  688  Ztr. 

1  172 

Die  Daten  ergeben  in  ihrer  Gesamtheit  klar  und  eindeutig:  Wirt¬ 
schaftsbetriebe  bis  zu  200  ha  haben  ihre  volkswirtschaftliche  Berechtigung. 
Domänen  über  200  ha  aufrecht  zu  erhalten,  kann  dagegen  vom  volkswirt¬ 
schaftlichen  Standpunkte  aus  nicht  gerechtfertigt  werden.  Wenn  man  auf 
die  bisher  geleistete  Arbeit  zurückblickt,  kann  man  sagen,  daß  die 
tschechoslowakische  Agrarreform  die  richtige  Grenze  eingehalten  und 
ebenso  das  beste  Verhältnis  in  der  Gründung  der  Restgüter  gefunden  hat. 
Ihr  Fehler  liegt,  wie  angedeutet  wurde,  mehr  in  der  Form  und  Art  der 
Zuteilung  des  Bodens  und  in  dem  durch  die  aus  der  Reform  sich  ergebenden 
fiskalischen  Nachteile,  was  von  schwerwiegender  Bedeutung  ist. 
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Der  liberale  Sozialismus  Franz  Oppenheimers 
als  proletarische  Ideologie 

Von  Erik  Nölting 

„Ich  spreche  als  Sozialist  zu  gebildeten  Sozialisten  und  brauche  daher 
kein  Wort  an  die  Apologetik  der  bürgerlichen  Theoretiker  zu  verschwenden. 
Kein  Zweifel,  daß  alle  unsere  Nöte  aus  einer  zentralen  Wurzel  stammen: 
aus  dem  Mehrwert  —  dem  arbeitslosen  Einkommen:  Profit  und  Grundrente. 
Dieses  eine  und  einzige  Problem  schließt  alle  übrigen  Fragen  unserer  Gegen¬ 
wart  ein  .  . .  Das  Ziel  des  Strebens,  die  Rettung  der  Menschheit,  kann  daher 
nur  sein  die  vom  Mehrwert  befreite  und  daher  klassenlose  Gesellschaft  der 
Zukunft:  der  Sozialismus.“  So  steht  es  auf  der  ersten  Seite  jener  Sonder¬ 
schrift,1)  die  Franz  Oppenheimer  in  die  brandende  Gärung  der  ersten 
Revolutionsmonate  hineinwarf.  Bewußtsein,  der  geistigen  Ahnschaft  der 
Adam  Smith  und  David  Ricardo  zu  entstammen,  hat  sich  ihm  zeitlebens 
verbunden  mit  der  als  brennende  Gewissensnot  empfundenen  Aufgabe,  das 
Erbe  von  Karl  Marx  fortzusetzen,  denkendes  Hirn  und  gute  Klinge  der 
großen  Emanzipationsbewegung  des  Proletariats  zu  sein,  dessen  trutzig- 
gigantisches  zum  Lichte  Wollen  er  als  den  bewegenden  Zeitinhalt  empfindet. 
Sein  ganzes  sich  in  dickleibigen,  gedankenschweren  Bänden  und  in 
polemisch  zugespitzten  Zeitfragenschriften  hinstreckendes  Werk  ist  übersät 
von  scharfen  Wendungen  gegen  die  Bourgeoisökonomik  und  ihre  Klassen¬ 
advokatur,  gegen  die  Mehrwertquetsche  Staat  und  gegen  den  ausbeutenden 
Vampircharakter  des  Kapitals.  In  einer  Zeit,  wo  die  „gelehrte  National¬ 
ökonomie“,  um  mit  Herkner  zu  sprechen,  andere  Wege  zu  wandeln  und  ihre 
einst  arbeiterfreundliche  Haltung  unter  dem  bewußt  empfundenen  oder 
instinkthaft  erfühlten  Vorwalten  entgegengesetzter  Zeittendenzen  umzu¬ 
revidieren  pflegt,  ist  solch  entschlossene  Stellungnahme  eines  Wissen¬ 
schaftlers  von  Rang,  der  nicht  nur  eine  anerkannte  Gelehrtenleistung,  sondern 

1)  Franz  Oppenheimer:  Die  soziale  Forderung  der  Stunde.  Der  Neue  Geist-Verlag, 
Leipzig  1919. 


365 


auch  eine  gerade  in  diesen  Kreisen  ungewöhnliche  Wortmächtigkeit  und 
stilistische  Meisterschaft  einzubringen  hat,  von  allerhöchster  Bedeutsamkeit. 
Dennoch  blieb  die  leidenschaftlich  angetragene  Bundesgenossenschaft  im 
ganzen  bis  heute  unerwidert,  obwohl  doch  die  herrschende  Zeitlage  nach 
mancher  Richtung  eine  Synthese  nahezulegen  scheint.  Denn  die  sozialistische 
Arbeiterbewegung  treibt,  je  offensichtlicher  die  Brüchigkeit  der  marxistischen 
Tragfundamente  heraustritt,  in  einer  offenen  Krise,  die  auch  bereits  ihre 
bisher  glückliche  politische  Hand  zu  lähmen  beginnt.  Nur  von  hier  aus  ist 
die  tiefe  und  wehe  Tragik  zu  begreifen,  in  die  Oppenheimers  Lebenswerk 
bei  solcher  Situation  gestellt  ist,  die  ihre  wilde  Aufgewühltheit  so  oft  auch 
in  seine  Arbeiten  hinüberschrillte,  an  denen  der  bürgerliche  Fachkollege  die 
akademische  Gelassenheit  wohl  manchmal  peinlich  vermißte.  Vor  seinen 
Augen  steht  ein  Volk,  dem  er,  der  Fremdstämmige,  sich  durch  kulturell¬ 
geistige  Zugehörigkeit  empfangend  und  schaffend  innig  verbunden  fühlt, 
das  aber  in  unaufhaltsamer  Bewegung  auf  den  Abgrund  zu  begriffen  ist. 
Er  sieht  Europa  in  unseliger  Wahnverblendung  und  wildem  Gegeneinander¬ 
wüten  versinken,  während  die  im  allgemeinen  Verfall  einzig  aussichtsreich 
erscheinende  Arbeiterbewegung  einer  Truglehre  nachstolpert,  die  nur  die 
halbe  Wahrheit  enthält  und  darum  notwendig  in  Wüste  und  Versandung 
führen  muß.  Deshalb  die  verzweifelte  Vehemenz  seiner  warnenden  Rufe, 
die  breitausladende  Gebärde,  die  flammende  Wildheit  des  plakatierenden 
Wortes,  die  nur  versteht,  wer  um  die  furchtbare  Helläugigkeit  solchen 
Kassandra  -  Schicksals  und  um  die  Bitternis  solcher  Vereinsamung  weiß. 
,,Hört  mich  doch . . .  Ich  lege  Berufung  ein  in  höchster  Not  der  Welt.“2) 
„Dieses  Buch  zeigt  den  Weg  zwischen  Skylla  und  Charybdis  zu  dem  gelobten 
Lande  der  Freiheit  und  Gleichheit.  Es  bringt  die  Lösung  der  uralten  Schick¬ 
salsfrage,  bringt  die  wichtigste  Entdeckung  aller  Zeiten,  viel,  viel  wichtiger 
als  die  Heilung  des  Krebses  und  der  Schwindsucht,  als  die  endgültige 
Eroberung  der  Luft.“3)  Auch  wenn  die  Hoffnung,  das  Ohr  der  großen 
Oeffentlichkeit  zu  erreichen,  mit  den  letzten  und  ausgereiftesten  Erkennt¬ 
nissen  einer  mehr  als  fünfundzwanzig  jährigen,  rastlosen  Gelehrtenarbeit 
immer  geringer  ward,  so  gebietet  doch  die  Pflicht,  es  ständig  noch  einmal  zu 
versuchen.  Denn  er  fühlt  die  Not  der  Zeit  aufs  höchste  gestiegen  und  sieht  den 
Manometer  auf  99  stehen,  so  daß  eine  furchtbare  Kesselexplosion  erfolgen 
muß,  wenn  nicht  in  letzter  Sekunde  das  Ventil  weit  geöffnet  wird.  Darum 
erhebt  sich  die  Stimme  zu  feierlichster  Beschwörung,  weil  es  jetzt  nicht  mehr 
um  theoretische  Entscheidungen  eines  kleinen  Kreises  geht,  nicht  mehr  um 
Angelegenheiten  der  wissenschaftlichen  Zunft  und  den  Ehrgeiz  der  Literaten, 
sondern  um  das  Ganze  der  Völker,  um  ihre  Kultur,  selbst  um  ihr  nacktes 

2)  (a.  a.  0.  Seite  57.) 

3)  Franz  Oppenheimer:  Kapitalismus,  Kommunismus,  wissenschaftlicher  Sozialismus, 
Berlin-Leipzig,  1919,  Vorwort  Seite  III/IV. 
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Leben.  Aber  auch  wenn  der  verhallende  Ruf  nicht  zu  jenen  Führern  der 
öffentlichen  Meinung  und  jenen  verantwortlichen  Politikern  dringt,  in  deren 
Gewissen  die  Entscheidung  abgeschoben  wird,  soll  als  wenigstens  resig¬ 
nierender  Trost  das:  Dixi  et  salvavi  animam  meam  bleiben,  und  darüber 
hinaus  vielleicht  der  Glaube,  „daß  wenigstens  dem  Aufbau  aus  der  Asche 
dienen  wird,  was  den  Zusammenbruch  nicht  hat  hindern  können“,  (a.  a.  0.  S.5.) 

Sie  hörten  nicht.  Schwiegen  oder  verbaten  sich,  irritiert  und  verletzt, 
den  polternden  Ton.  Oppenheimer  selbst  aber,  durch  Fehlschläge  entmutigt, 
verkannt  in  edelster  Bestrebung,  mußte  allmählich  der  Meinung  bei  sich 
Raum  geben,  daß  nur  dürres  Epigonentum,  dogmatische  Pfäffischkeit,  hoff¬ 
nungslose  und  zum  Teil  boshafte  Ignoranz  die  Herstellung  des  Kontaktes 
auf  Seiten  der  Arbeiterführer  verhindere. 

Das  aber  braucht  nicht  so  zu  sein!  Diese  Verfahrenheit  der  gegenseitigen 
Beziehungen  beruht  nicht  zum  wenigsten  auf  Mißverständnis,  auf  einer 
falschen  Einschätzung  der  aus  dem  System  Oppenheimers  zu  entwickelnden 
Möglichkeiten  auf  der  einen,  auf  Verkennung  der  psychologischen  und  sach¬ 
lichen  Notwendigkeiten  einer  sozialistischen  Emanzipationsbewegung  und 
der  Reichweite  ihrer  Angriffsfront  auf  der  anderen  Seite.  Es  ist  immer  so, 
daß  ein  feindseliges  und  ablehnendes  Nebeneinanderleben  durch  lange  Jahre 
die  Klarheit  und  Empfänglichkeit  des  Blickes  bei  beiden  Teilen  trübt.  Darum 
erwächst  den  zahlreichen  Schülern  des  allverehrten  Meisters,  die  die  von 
ihm  empfangenen  Lehren  und  Erkenntnisse  als  ein  Erbe  betrachten,  zu 
kostbar,  daß  es  nur  in  ihnen  vergraben  liege  und  roste,  die  vielmehr  ihre 
Lebensarbeit  daran  zu  setzen  gewillt  sind,  den  erhellenden  Funken  ziel¬ 
weisenden  Geistes  in  den  dumpfen  und  fruchtbaren  Boden  der  großen 
Arbeiterbewegung  einschlagen  zu  lassen,  eine  besondere  Aufgabe.  Und 
wiederum  sind  diejenigen  unter  ihnen,  die  bei  einem  immer  innigeren  Hinein¬ 
wachsen  in  ihren  Beruf  in  wesentlichen  Teilen  über  den  Rahmen  eines 
liberalen  Sozialismus  hinausgeführt  wurden  und  einem  mehr  kollektivistisch 
gefaßten  Sozialismus  näherrückten,  an  einen  Platz  von  hervorragender 
Wichtigkeit  gestellt.  Sie  wissen  am  besten,  daß  das  hier  zur  Rede  stehende 
Problem  nur  gelöst  werden  kann,  wenn  mit  aller  Offenheit  nach  zwei  Fronten 
hin  zugleich  gesprochen  wird;  daß  weder  die  summarische  und  vorgefaßte 
Ablehnung  hier  weiter  bringt,  noch  die  Zurückführung  des  viel  schwieriger 
liegenden  und  in  tiefere  Zusammenhänge  objektiver  und  transpersonaler  Art 
hinabgreifenden  Problems  auf  bloße  menschliche  Unzulänglichkeit  und 
störrische  Böswilligkeit.  Ebenso  wenig  wie  eine  generelle  Zurückweisung  der 
Oppenheimerschen  Lehren  noch  fernerhin  verantwortet  werden  könnte,  kann 
die  sozialistische  Arbeiterbewegung  Deutschlands  ihrer  gesamten  geschicht¬ 
lichen  Lagerung,  ihrer  Psychologie  und  ihrer  funktionellen  Mission  nach 
Oppenheimer  einfach  ein  Blankoakzept  ausstellen  und  ihren  „Marxismus“ 
gegen  seinen  „Liberalsozialismus“  austauschen.  Aber  gerade  innerhalb  dieser 
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beiden  unmöglichen  Grenzfälle  liegen  wertvollste  Verständigungs-  und  Be¬ 
fruchtungsmöglichkeiten,  von  denen  in  den  nachfolgenden  Ausführungen 
einiges  gesagt  werden  soll. 

Noch  einmal  in  Schärfe  formuliert  ist  die  Frage  gestellt  nach  den 
vorwärtsführenden,  lebensfähigen  und  für  die  in  der  Krisis  des  Marxismus 
heute  steuerlos  treibende  Arbeiterbewegung  verwendbaren  Elementen  des 
Oppenheimerschen  Systems.  Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  eine  offene, 
durch  den  „Festcharakter“  dieser  Schrift  in  keiner  Weise  beeinflußte  Beant¬ 
wortung  dieser  Frage  nicht  weniger  scharf  als  die  Möglichkeiten  auch  die 
Schranken  zu  betonen  hat,  die  für  die  proletarisch-sozialistische  Bewegung 
gegenüber  Oppenheimer  gezogen  sind,  die  aus  dem  Verlauf  dieser  Bewegung 
begreiflich  werden  und  zugleich  die  bisherige  Einflußlosigkeit  seiner  Lehre 
erklären. 

Oppenheimer  ist,  das  muß  unter  allen  Umständen  an  den  Beginn  aller 
folgenden  Erörterungen  gestellt  werden,  unterstellt  dem  Schicksal  aller 
Spätgeborenen.  Das  Proletariat,  in  das  hinein  er  die  Saat  seiner  Lehre 
streuen  möchte,  ist  nicht  mehr  Brache,  weder  seelisch  noch  intellektuell. 
Demgegenüber  hatte  es  Marx  beneidenswert  leicht,  der  noch  alle  Arbeit 
der  Vorgänger  mit  einer  herrischen  und  wegwischenden  Gebärde  als 
Utopismus  abtun  konnte,  wenngleich  manches  Totgesagte  seitdem 
wieder  auf  stand  und  vielleicht  den  Trümmerfall  von  Marx’  Werk  über¬ 
leben  wird.  (Es  dürfte  anregende  Aufschlüsse  bringen,  einmal  in 
breiterer  Untersuchung  der  Tatsache  nachzugehen,  daß  gerade  in  unserer 
Zeit  vieles  von  der  um  Marx  herum  lebenden  Generation  scheinbar 
endgültig  Erledigte  von  neuem  wieder  sein  Haupt  erhebt;  insbesondere 
würden  bei  solcher  Nachforschung  auch  auf  staatlich-politischem  Gebiete 
interessante  Zusammenhangsreihen  offenbar  werden.)  Nun  aber  wurzelt 
sein  eigenes  Werk  tief  in  der  alle  einmal  empfangenen  Keime  treulich 
bewahrenden  Massenseele,  die  sein  Werk  auch  dann  noch  wuchernd  und 
wirkend  in  sich  trägt,  wenn  im  hellen  Scheinwerferlicht  kritischen  Wissen¬ 
schaf  tsfortschrittes  der  Vermoderungs-  und  Zersetzungsprozeß  längst 
begann.  Es  bedeutet  einen  Unterschied,  ob  man  in  jungfräulichen  Boden 
sät  —  denn  der  Sozialismus  vor  Marx  war  weit  mehr  die  Angelegenheit 
deklassierter  Aristokraten  und  entwurzelter  Intellektueller,  als  daß  er  zu 
den  eigentlichen  proletarischen  Belangen  gehört  hätte  —  oder  ob  man, 
wie  es  Oppenheimer  zufiel,  verkrautete  Rückstände  auszuroden  hat,  ehe 
man  an  das  eigene  Werk  herangehen  kann.  Die  Gesetze  aller  Massenpsyche 
sind  nach  ihrer  ganzen  Schwergewichtstendenz  zunächst  gegen  seine  Willens¬ 
absicht  gestemmt.  Die  Sprengung  des  trägen  Beharrungsdranges  verlangte 
den  stärksten  Reiz,  Hier  aber  erfährt  er  die  ihm  selbst  durchaus  bewußte 
Tragik,  daß  sein  System,  als  ein  System  des  Mittelweges,  der  schärfsten 
Reizwirkungen  notwendigerweise  entbehrt.  Hinzu  kommt  das  Fehlen  einer 
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genügend  konkret-plastischen  Anschaulichkeit,  dadurch  gegeben,  daß  von 
Oppenheimer  im  Gegensatz  zu  Marx  nicht  eine  wenigstens  zunächst  rein 
proletarische  Emanzipation  angestrebt  wird,  sondern  ein  allgemeiner 
Gesellschaftszustand  der  „Freien  und  Gleichen“,  für  den  auch  nicht 
annähernd  gleichstarke  motorische  Kräfte  zur  Verfügung  stehen  wie  für 
den  Marxismus,  der  seine  ungeheure  Beflügelung  durch  das  Freiheits¬ 
streben  des  geknechteten  vierten  Gesellschaftsstandes  erfuhr,  das  er  als 
treibenden  Wind  hinter  seine  Segel  spannte.  Wie  die  Ohnmacht  alles 
kosmopolitischen  Strebens  dadurch  gegeben  ist,  daß  Nation  das  weiteste 
Gefäß  bedeutet,  in  dem  die  Kollektivregungen  des  Durchschnittsmenschen 
sich  selbst  erst  überhaupt  vorstellbar  werden,  während  alles  über  diese 
Begrenzung  hinausgehende  Streben  stark  schemenhaft  verblaßt,  so  leidet  auch 
Oppenheimers  System  an  der  Abgeblaßtheit  der  zu  weit  gefaßten  Formel.  Mit 
starker  Nachdrücklichkeit  wird  bei  jeder  möglichen  Gelegenheit  betont, 
daß  bei  der  Realisierung  der  hier  in  Aussicht  genommenen  Reformen  letzten 
Endes  alle  Gesellschaftsteile  auf  ihre  Kosten  kommen  sollen,  daß  es  sich 
keineswegs  etwa  nur  um  eine  Privataffaire  des  Proletariats  handle.  Deshalb 
aber  sieht  sich,  gerade  wegen  der  verheißenen  Gesamtwohlfahrt,  kein  Stand 
zu  einer  besonderen  Bemühung  zwecks  Herbeiführung  dieses  Gesellschafts¬ 
ideals  veranlaßt.  Die  oft  verklagte  Engstirnigkeit  und  proletarische  Ver¬ 
engung  des  Marxismus  hat  ihm  in  erster  Linie  jene  Kraft  gegeben,  sich 
in  der  politischen  Wirklichkeitswelt  durchzusetzen,  die  in  seinen  Dienst 
zu  stellen  Oppenheimer  versagt  bleiben  muß. 

Aber  steht  hier  wirklich  nur  eine  Doktrin  gegen  eine  andere?  Wird 
hier  überhaupt  auf  der  gleichen  Ebene  gestritten?  Handelt  es  sich  letztlich 
um  das  Oppenheimer  allein  vorschwebende  Unternehmen,  die  ins  Wanken  ge¬ 
ratene  Grundlage  eines  ökonomischen  Systems,  Marxismus  genannt,  gegen 
tragfähigere  Fundamente  auszuwechseln?  Wenn  hier  lediglich  eine  solider 
gearbeitete,  von  Trugschlüssen  befreite  und  dazu  wesentlich  vereinfachte 
Neukonzeption  des  Systems  von  Marx  geboten  würde,  letzte  Denkresultate, 
die  schließlich  in  seiner  Ebene  gewonnen  wurden,  so  wäre  die  hartnäckige 
Annahmeverweigerung  nur  schwerlich  zu  verstehen.  Aber  Marxismus  ist 
mehr  als  ein  nationalökonomisches  System!  Sein  maßgeblicher  und  vom 
Proletariat  —  auch  von  dem  aus  Arbeitergeblüt  entstammten  Führertum  — 
allein  ergriffener  Gehalt  entquillt  einer  ganz  anderen  Tiefendimension  der 
Seele,  die  durch  eine  ursächliche  Verknüpfung  rationaler  Deduktionen 
überhaupt  nicht  einmal  angerührt  wird.  Wohl  stärker  als  die  Karl  Marx 
zeitgenössische  Generation  besitzt  das  Geschlecht  unserer  Tage  ein  Organ 
für  das  Irrationale  in  diesem  System.  Sombart,  Scheler,  Marr  u.  a.  haben 
tief  in  die  eschatologisch-messianische  Hintergründlichkeit  des  Marxismus 
hineingeleuchtet,  auf  deren  geheimnisvoll  funkelnder  Außenfläche  die  denk¬ 
kühle  und  doch  von  innen  her  vulkanisch  gespeiste  Formel  erscheint.  Um 
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höchste  Lobesanerkennung  zu  bekunden,  pflegt  Oppenheimer  wohl  eine  Be¬ 
weisführung  als  „elegant“  zu  bezeichnen.  Man  vergegenwärtige  sich  die  abso¬ 
lute  Unmöglichkeit,  diesen  Begriff  in  die  Vorstellungswelt  eines  Marx  zu 
übersetzen,  um  zu  erfühlen,  was  hier  gemeint  ist.  Wenn  das  „Kapital“  von 
Marx  vielfach  die  „Arbeiterbibel“  genannt  wurde,  so  hat  auch  hier  die  bloße 
Nominifikation  uns  mit  erstaunlicher  Treffsicherheit  in  den  wahren 
Zusammenhang  hineingeführt.  Selbst  wenn  es  möglich  erschiene,  die 
rational-wissenschaftliche  Lebensleistung  eines  Marx  zu  überspannen,  der 
Nationalökonom,  Geschichtsphilosoph  und  Soziologe  in  einer  Person  war, 
auch  wenn  die  gleiche  tätige  Lebensausfüllung  des  Politikers,  Journalisten, 
Emigranten,  Revolutionärs  und  Parteiführers  nachgeleistet  werden  könnte, 
so  bliebe  dennoch  die  prophetische  Note  unerfüllt,  die  diese  Gestalt  erst 
zu  ihrer  einzigartigen  Höhe  aufreckt  und  sie  in  den  ewig  verjüngenden 
Fluß  des  Mythos  stellt.  Lebendig  aber  bleibt  allein,  was  sich  in  die  nur 
durch  ihn  verliehene  Zeitlosigkeit  hinüberzuretten  vermag,  weil  jedes 
Geschlecht,  das  ihn  auszulegen  bemüht,  immer  zugleich  sich  selbst  hinein¬ 
zulegen  gezwungen  ist.  So  nur  entsteht  ein  Lichtglanz,  der  auch  dann  nicht 
in  den  Farben  erblindet,  wenn  die  dadurch  beglänzte  Umwelt  längst  unter 
ihm  versank.  Nur  wo  diese  Transsubstantiation  gelang,  wird  der  einer  nur¬ 
rationalen  Anschauung  ewig  unverständliche  Sachverhalt  offenbar,  daß  ein 
in  allen  Einzelheiten  als  irrtümlich  und  fehlerhaft  Erwiesenes  als  Ganzes 
dennoch  unwiderlegt  bleibt,  eben  weil  es  in  eine  Sphäre  hineinragt,  die 
höher  ist  als  alle  Vernunft.  Ohne  Zweifel  liegt  auch  über  Oppenheimers 
Lehre  ein  messianischer  Abglanz.  Aus  der  Verkündung  seiner  Gerechtig¬ 
keitsidee,  aus  der  verheißenen  Harmonie  von  Ordnung  und  Freiheit,  „die 
so  noch  niemals  verwirklicht  ward,“  aus  dem  zwangsbefreiten,  genossen¬ 
schaftlich  erfüllten  Leben  seiner  Freibürgerschaft  blinkt  er  auf.  Aber  es 
bleibt  doch  eben  nur  Abglanz,  vorüberhuschender  Lichtreflex,  mehr  freund¬ 
lich-hell,  als  magisch-purpurn,  nicht  ein  Gefilde  der  Seligen  jenseits  des 
furchtbaren  Höllensturzes  eines  zerberstenden  Weltgefüges  in  Gloriolenglanz 
aufstrahlend,  mehr  schon  ein  liebliches,  durch  geschickte  Gärtnertechnik 
gewonnenes  Gartenland.  Gerade  Oppenheimer,  der  mit  feiner  Intuition  und 
künstlerischem  Einfühlungsvermögen  den  sich  an  Marx  vollziehenden 
Mythologisierungsprozeß  beschrieb,  der  die  zerfetzte  und  spukhaft  ragende 
Bruchstückgröße  des  gewaltigen  Torso,  der  sich  heute  noch  Marxismus 
nennt,  in  visionärer  Deutlichkeit  vor  unsere  Augen  hob,  wird  die  Abstände 
fühlen  und  es  nicht  verwehren,  daß  ihm  gegenüber  die  sich  hier  von  selbst 
aufdrängenden  Schlußfolgerungen  gezogen  werden.  Durch  logistisch¬ 
rationalen  Anlauf  allein  ist  der  Marxismus  nimmermehr  aus  dem  Sattel 
zu  heben.  Die  gläubige  Hand  hat  oft  den  erbrochenen  Bildschrein  auch  dann 
noch  umklammert  und  festgehalten,  wenn  das  heilige  Bild  längst  daraus 
fortgenommen  war.  Werden  die  hier  entgegenstehenden  Hindernisse  auf 
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immer  unüberwindlich  sein?  Haben  Enttäuschung  und  Mißerfolge  schon  so 
tief  ihre  Spuren  in  die  Proletarierseele  eingegraben  und  die  alte  Gläubigkeit 
zerfetzt,  daß  die  Arbeitermassen  Sehnsucht  nach  einer  anderen  Ideologie 
empfinden?  Wenn  dem  aber  so  wäre,  ist  nicht  vielleicht  —  schwerste  und 
dunkelste  aller  Fragen  —  auch  dieser  Boden  metaphysisch  bereits  schon  so 
erschöpft,  daß  nach  Aufzehrung  der  alten  Glaubenssubstanz  für  eine  neue 
und  kraftvolle  Ideologienzeugung  die  Voraussetzungen  hinfürder  nicht  mehr 
gegeben  sind,  wobei  wiederum  ungewiß  bliebe,  ob  nicht  durch  eben  diesen 
Prozeß  die  rationale  Beeinflußbarkeit  der  Massen  vielleicht  gesteigert  wird. 
So  türmt  sich  Frage  über  Frage,  ohne  daß  die  Zukunftschancen  mit  hin¬ 
reichender  Sicherheit  abgewogen  werden  können,  wodurch  auch  die  dem 
Oppenheimerschen  System  beschiedene  Erfüllungsmöglichkeit  nach  dieser 
Richtung  hin  gänzlich  im  Dunkel  bleiben  muß.  Immerhin  wird  für  den  rück¬ 
wärts  gewandten  Blick  von  hier  aus  verständlich,  weshalb  Oppenheimer 
mit  der  Annahme  seines  Systems  bisher  auf  so  erhebliche  psychologische 
Widerstände  stieß  (die  natürlich  an  realer  Wirksamkeit  nichts  dadurch 
verlieren,  daß  er  selbst  an  ihnen  keine  Schuld  trägt),  und  weshalb  auf  der 
anderen  Seite  mit  Rücksicht  auf  die  Ungewißheit  der  Zukunftslage  die 
verantwortlichen  Arbeiterführer  jede  vorschnelle  Verwirtschaftung  und 
Preisgabe  der  alten  Ideologienbestände  abzulehnen  genötigt  waren.  Aber 
die  Proletarierseele  träumt  am  tiefsten  unter  verworrenem  Gerank. 

Marx’  Schmähwort  heißt:  Utopie.  An  das  Bemühen  der  Vor¬ 
gänger  klebte  er  diese  summarische  Etikette  und  auch  den  zeit¬ 
genössischen  Sozialismus,  den  er  um  sich  herum  fand,  brannte  er 
mit  dem  Gifthohn  dieses  Wortes  aus.  Trotz  einer  gewissen  Rehabili¬ 
tierung,  die  der  Utopie  in  unseren  Tagen  zu  teil  wurde,  ist  die 
Erinnerung  daran  lebendig  geblieben,  so  daß  auch  heute  noch  alle  Versuche 
in  sich  selbst  gerichtet  erscheinen,  die  in  die  odiose  Nähe  dieses  Wortes 
geraten.  Die  bürgerlich-kapitalistische  Wirtschaftsordnung  und  Gesell¬ 
schaftsorganisation  ist  nicht  zu  überlisten,  sondern  nur  in  gesetzmäßigem 
Entwicklungsablauf  zu  überwinden.  Sie  zerbirst  von  innen  her,  während  es 
unmöglich  erscheint,  ihr  von  einer  Außenstelle  aus  den  Lebenssaft  zu  nehmen 
oder,  nach  Oppenheimers  packendem  Bild,  die  Reißleine  aufzuziehen,  damit 
das  Gas  des  Mehrwerts  entweicht.  Ueber  festgelegte  Etappen  hinweg  führt 
der  Entwicklungsgang  auf  der  breiten  Straße  industriell-gewerblicher 
Wirtschaftsentfaltung  in  das  Land  verheißener  Erlösung  hinein.  Die  groß¬ 
städtischen  Industriezentren  bilden  die  Kampfarena,  auf  der  der  ent¬ 
scheidende  Waffengang  ausgefochten  werden  muß.  Jeder  Sprung  in 
abseitiges  Idyll  gleicht  Desertion,  bedeutet  Kräfteverlust  und  nutzloses 
Beginnen.  Während  die  mit  gebundener  Wegroute  marschierenden  prole¬ 
tarischen  Heeressäulen  siegreich  vorwärts  schreiten  auf  bezeichneter  Bahn, 
liegen  zerscherbte  Trümmer  utopischen  Experimentierwitzes  überall  als 
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warnende  Zeichen  am  Wege.  Auch  von  Oppenheimer  drang  die  Kunde 
solcher  Mißerfolge  ins  Land,  und  das  Publikum  stutzte  und  vollzog  die 
Einreihung.  Nur  wenig  verhalt  es,  auf  die  exzeptionellen  Begleitumstände 
hinzuweisen,  die  das  Experiment  von  Wenigenlupnitz  bei  Eisenach  im  Jahre 
1906  zum  Scheitern  brachten.  Die  Oeffentlichkeit  registrierte  die  Tatsache 
und  unterschlug  die  entschuldbaren  Gründe,  Aber  auch  der  über  das 
gescheiterte  Experiment  weit  hinausführende  Erfolg,  der  mit  der  in 
eine  landwirtschaftliche  Produktivgenossenschaft  verwandelten  preußischen 
Staatsdomäne  Bärenklau  bei  Berlin  erzielt  und  bis  heute  gehalten  und 
weiter  befestigt  wurde,  hat  die  entscheidende  Wendung  nicht  zu  erbringen 
vermocht.  Es  wird  immer  unmöglich  sein  einwandfrei  zu  bestimmen,  was 
auf  das  Konto  der  besonderen  Begabung  der  Leiterpersönlichkeit  zu  buchen 
ist,  die  hier  in  hervorragendem  Maße  gegeben  ist,  was  auf  die  Gunst 
besonderer  Umstände  (Schuldentilgung  durch  inzwischen  eingetretene  Geld¬ 
inflation,  geschickte  Finanzgebarung  u.  a.  m,),  was  daneben  auch  auf  ein  be¬ 
sonderes  Pionierbewußtsein  der  Ansiedler  zurückzuführen  ist,  resultierend 
aus  dem  höchsten  Ehrgeiz  spornenden  Gefühls,  auf  vorgeschobenem  Posten  zu 
stehen  und  damit  einer  besonderen,  in  weiteren  Wiederholungsfällen  nicht 
mehr  vorhandenen  Bedeutung  teilhaftig  zu  sein;  was  aber  auf  die  durch¬ 
schlagende  Sieghaftigkeit  der  gewählten  genossenschaftlichen  Siedlungs¬ 
form.  Aber  selbst  umfänglichstes  Gelingen  einmal  zugegeben,  würde 
dennoch  die  praktische  Auswirkung  auf  sehr  reale  Widerstände  stoßen. 
Denn  nicht  nur  die  Einstellung  unserer  wissenschaftlichen  National¬ 
ökonomie  ist  wenigstens  bis  heute  und  auch  wohl  für  die  absehbare  Zukunft  im 
Wesen  industriezentrisch,  wie  Oppenheimer  mit  Recht  bemängelnd  hervorhebt, 
sondern  auch  die  Bewußtseinssphäre  und  Ideologie  unserer  Arbeiterwelt  und 
ihrer  Führerschaft,  die  immer  deshalb  ein  ländliches  Siedlungsexperiment 
als  etwas  Peripherisches  empfinden  wird,  so  energisch  auch  Oppenheimer 
die  Episodenhaftigkeit  einer  solchen  Unternehmung  dadurch  zu  überwinden 
versucht,  daß  er  die  weitertreibenden  Konsequenzen  für  die  allgemeine 
Wirtschaftsgestaltung  entwickelt.  Auch  wenn  das  Land  übersät  wäre  von 
blühenden  Genossenschaftssiedlungen,  umgrenzt  von  zähkräftigen  Bauern¬ 
stellen  „bis  hin  zur  russischen  Grenze“,  und  die  Zurücksaugung  der  in  die 
Städte  gefluteten  Reservearmee  in  großem  Umfange  eingesetzt  hätte,  würden 
wir  gleichwohl  die  entscheidende  Schicksalsfrage  noch  immer  so  gestellt 
fühlen:  was  wird  aus  den  auch  weiterhin  in  den  städtisch-industriellen 
Arbeitsprozeß  verschlungenen  Millionen?  Dürfen  für  sie  die  Bereitstellung 
von  Arbeitsgelegenheit,  die  Grundlage  für  Persönlichkeitsbehauptung  und 
-Entfaltung  als  genügend  gesichert  erachtet  werden?4)  Es  handelt  sich  bei 
Oppenheimers  System  um  den  Versuch,  die  bestehende  Gesellschaftsordnung 


4)  Vergleiche  zu  den  folgenden  Ausführungen:  Wilbrandt,  Sozialismus.  Jena  1919. 
Seite  28,  ff. 
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in  ihren  wesentlichen  Grundelementen  (private  Eigentumsordnung,  Ver¬ 
tragsfreiheit,  freie  Konkurrenz  usw,)  zu  erhalten,  jedoch  innerhalb  ihres 
Gefüges  durch  Beseitigung  der  Bodensperre  und  damit  des  kapitalistischen 
Grundverhältnisses  die  Quellen  zu  verstopfen,  aus  denen  Rente  und  Profit 
als  kontinuierliche  und  unentgoltene  Einkommensströme  fließen. 

Der  Profit  wird  abgebaut  und  die  freiwerdenden  Einkommensteile 
in  die  Kanäle  des  breit  anschwellenden  Arbeitseinkommens  geleitet.  Die 
bestehende  Wirtschaftsorganisation  bleibt  in  ihren  Grundzügen  erhalten, 
nur  werden  durch  einen  Kunstgriff  ihre  Mißbildungen  wegamputiert.  Hier 
aber  steigen  die  Warnungssignale  in  die  Höhe,  und  auch  die  glänzendste 
Ausmalung  der  zu  erwartenden  Fruktifikation  der  volkswirtschaftlichen 
Produktivität  —  in  ihrer  stürmenden  Gläubigkeit  an  die  verwegenste 
Zukunftsschilderei  der  Utopisten  gemahnend  —  vermag  nicht  das  schwere 
Bedenken  zu  zerstreuen,  daß  bei  fortfallendem  Profit  der  Produktionsanlaß, 
und  damit  die  Erwerbs-  und  Lebensmöglichkeit  des  Proletariers  überhaupt, 
zerstört  sein  wird,  da  der  Arbeiter  nur  als  Mittel  für  den  Profit,  als 
Instrument  der  kapitalistischen  Vermögensvermehrung,  existiert,  so  daß  er 
sich  bei  einem  entscheidenden  Angriff  auf  den  Lebensnerv  der  Wirtschaft 
gleichentags  vor  geschlossenen  Fabriktoren  finden  würde.  Das  Kapital  hat 
viele  Investitions-  und  Verwendungsmöglichkeiten  und  was  „Kapital¬ 
flucht  *  bedeutet,  wissen  wir  erst  seit  der  jüngsten  Vergangenheit. 
Kapitalgewinn  ist  die  Vorbedingung  für  das  Leben  des  Arbeiters,  die 
Gewinnaussicht  muß  groß  genug  sein,  um  das  Kapital  in  diese  Anlagesphäre 
hinüberzuschmeicheln.  Es  wirkt  im  kapitalistischen  Produktionsprozeß  ein 
Mechanismus  der  Selbsterhaltung,  der  an  seinem  Endfe  das  Kapitalverhältnis 
immer  wieder  automatisch  reproduziert.  Wäre  ein  Generalangriff  auf  Welt- 
basis  gegen  den  Kapitalprofit  durchführbar,  so  winkte  wohl  Gelingen,  weil 
man  ihn  alsdann  an  allen  Stellen  zugleich  aus  seinem  Unterschlupf  hervor¬ 
höbe.  Jeder  Teilangriff  aber  erfolgt  unter  Chancen,  die  leicht  als  düsteres 
Verhängnis  über  dem  Arbeiter  zusammenschlagen  und  ihn  und  sein 
Beginnen  im  allgemeinen  Trümmerfall  vergraben  können,  da  vielmehr 
zu  erwarten  ist,  daß  der  Kapitalist  mit  Arbeitsverweigerung  statt  mit 
rasender  Produktionsvermehrung  antworten  wird,  wenn  die  Herab¬ 
drückung  des  Profits  unter  einen  gewissen,  nur  empirisch-experimentell 
zu  bestimmenden  Schwellenwert  gelungen  wäre.  Aber  selbst  bei  fort¬ 
geführter  Produktion  würde  nicht  der  Fall  eintreten,  daß  „zwei  Meister 
einem  Gesellen  nachlaufen“.  Das  ist  gesehen  aus  der  Blickeinstellung  eines 
Smith.  Aber  mindestens  seit  den  neunziger  Jahren  des  neunzehnten  Jahr¬ 
hunderts  hat  sich  das  Bild  der  europäischen  Volkswirtschaft  maßgeblich 
umgestaltet.  Gerade  in  den  Grundlagen  unserer  Produktion,  in  den 
entscheidenden  Schlüsselindustrien,  haben  wir  große  Monopolbildungen, 
immer  strengere  Marktbeherrschung  durch  geschlossene  Interessengruppen 
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mit  dem  Ziel,  den  Wettbewerb  untereinander  auszuschließen,  um  dadurch 
die  Profite  zu  steigern.  Der  Kapitalismus  ist  zum  Monopolkapitalismus 
geworden,  d.  h.  in  das  Zeichen  der  Verbandsbildung  eingetreten,  so  daß 
die  Warenproduktion  unter  freier  Konkurrenz  ein  historisches  Datum 
geworden  ist.  Nicht  durch  Nachlaufen  und  durch  Sich-Ueberbieten  würden 
die  „Meister“  auf  den  durch  die  Aufhebung  der  Bodensperre  bewirkten 
Arbeitskraftentzug  und  damit  zusammenhängende  höhere  Lohnforderungen 
reagieren,  sondern  durch  Aussperrungen,  Stillegungen  der  weniger  rationell 
arbeitenden  Betriebe,  Produktionskontingentierung  und  Preisdiktat,  worauf 
wiederum  das  Proletariat  durch  organisierten  Gegenstoß  antworten  würde 
unter  Hinzurechnung  des  leidenschaftlichen  Bestrebens  beider  Teile  nach 
Einflußgewinnung  und  Indienststellung  des  Machtapparates  der  Staats¬ 
gewalt  für  die  beiderseitigen  privaten  Interessenziele.  Was  bei  solch 
antagonistischem  Aufeinanderprall  der  Kräfte  als  letzte  Resultante  heraus¬ 
springt,  ist  nicht  von  vornherein  zu  berechnen  und  jedenfalls  von  der 
allgemeinen  sozialen  und  politischen  Machtlagerung  innerhalb  des 
Gesellschaftskörpers  abhängig.  Keinesfalls  aber  liegen  die  Kampfaussichten 
so  eindeutig  günstig,  daß  die  Arbeiterbewegung  in  Erwartung  des  heilsamen 
Endresultates  darauf  verzichten  könnte,  ihre  Kampfformation  auszubauen 
und  alle  ihre  Machtpositionen  im  Staate  zu  befestigen,  statt  die  gesamte 
Kraft  ausschließlich  auf  das  Bodenbesitzproblem  zu  konzentrieren.  Oppen¬ 
heimers  System  teilt  mit  der  klassischen  Schule  die  wundervolle  Grad- 
linigkeit.  Nicht  umsonst  erwählte  er  sich  das  „Simplex  sigillum  veri“  als 
Motto.  Die  großen  Ordnungsdurchschläge  durch  die  ökonomische  Er¬ 
scheinungswelt,  die  genial-intuitive  Vereinfachung  empfinden  wir  als  seine 
größte,  von  uns  verehrte  Lebensleistung.  Eine  sich  aus  zäh  umschlingender 
Machtumklammerung  vorwärts  arbeitende  politische  Massenbewegung  darf 
aber  dennoch  nicht  dem  Blendzauber  der  großen  Einheitsformel  erliegen. 
Für  sie  gibt  es  nicht  den  Weg,  auch  nicht  den  der  Aufhebung  der  Boden¬ 
sperre,  in  einem  alle  sonstige  Bestrebung  ausschließenden  oder  doch  stark 
zurückdrängenden  Sinne.  Sie  darf  nicht  in  steiler  Abflugskurve  dem  Boden 
entgleiten,  weshalb  sie  nicht  einfach  neben  den  schon  erörterten  und  noch 
zu  besprechenden  Gründen  das  System  Oppenheimers  zum  General¬ 
programm  ihrer  Gesamtaktion  machen  konnte. 

Ist  darum  die  Oppenheimersche  Bestrebung  wertlos?  War  die  Ar¬ 
beiterschaft  gut  beraten,  daß  sie  an  ihm  als  an  einer  Unerheblichkeit  mit 
süffisanter  Nichtachtung  vorüberging?  Sie  als  Bodenreform  und  kleinbürger¬ 
liche  Genossenschaftsbestrebung  anprangerte,  alten  Trödelkram,  den  schon 
Marx  aus  dem  sozialistischen  Laden  hinausgeworfen  hatte?  Auch  hier  trägt 
wieder  die  leidige  Intransigenz  die  Schuld,  von  der  keiner  der  beiden  Teile 
freizusprechen  ist.  Die  Arbeiterbewegung  kämpft  auf  zwei  Fronten,  einer 
ländlich-agrarwirtschaftlichen  und  einer  städtisch-industriellen.  Sie  kann 
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niemals  zu  Gunsten  der  einen  die  andere  von  Streitkraft  allzusehr  entblößen, 
am  wenigsten  noch  die  städtisch-industrielle,  da  hier  nicht  nur  ökonomische, 
sondern  vor  allem  politische  Schwergewichte  von  entscheidender  Bedeutung 
liegen.  Oppenheimers  System  zum  Programm  ihrer  Totalaktion  erhoben  — 
und  die  besten  Traditionen  der  Lebensinstinkte  der  Arbeiterschaft  müßten 
dagegen  aufstehen.  Nun  besteht  kein  Zweifel,  daß  Oppenheimer  die  von  ihm 
theoretisch  durchaus  anerkannte,  von  der  Stadtseite  an  sein  Werk  heran¬ 
zubringende  Ergänzung  bisher  stark  im  Hintergründe  gehalten  hat,  daß  er 
sich  insbesondere  über  den  positiven  Wert  der  gewerkschaftlichen  Organi¬ 
sationen  reichlich  lässig  und  unbestimmt  ausgesprochen  hat.  Auch  hier  bietet 
wohl  der  persönliche  Ausgangspunkt  die  Erklärung.  Wie  Ricardo  von  den 
Bankfragen  her  an  allgemeinere  Wirtschaftsprobleme  herantrat,  in  deren 
Gesamtkomplex  er  erst  allmählich  hineinwuchs,  so  ging  Oppenheimer  vom 
Boden  aus.  Sein  erstes  größeres,  im  Jahre  1896  erschienenes,  national¬ 
ökonomisches  Buch,  das  noch  unlängst  in  neuer  Auflage  herausgebracht 
wurde,  trug  den  Titel:  Die  Siedlungsfrage.  In  der  ländlichen  Siedlungs¬ 
genossenschaft,  die  bestimmt  ist,  die  in  der  Bodenbesitzverteilung  (Boden¬ 
sperre)  verwurzelten  kapitalistischen  Fesseln  zu  brechen,  gipfelt  sein  Werk. 
So  ist  es  verständlich,  daß  seine  Lehre  immer  unter  diesen  perspektivischen 
Sehzwang  gestellt  blieb,  daß  ihm  als  zweitrangige,  sich  von  selbst  ein¬ 
stellende  Folgewirkung  erscheinen  mußte,  was  der  von  ganz  anderen  Aus¬ 
gangspunkten  kommenden  Arbeiterbewegung  als  nächstes  und  wichtigstes 
Kampfobjekt  galt. 

Sobald  aber  Oppenheimer  aus  dieser  ungesunden  Einschnürung 
befreit  und  in  natürlichere  Perspektivenverhältnisse  eingereiht  wird,  sobald 
als  „Teilproblem“  ausgegeben  und  anerkannt  wird,  was  sich  durch  den 
Anspruch  auf  souveräne  Allgemeingültigkeit  selber  ausschaltet,  erscheint 
eine  völlig  veränderte  Situation.  Erst  in  ihre  Grenzen  gebannt,  erschließt 
diese  Lehre  die  Weite  ihrer  Horizonte.  Das  für  Siedlungszwecke  aufge¬ 
schlossene  Land  bindet  seine  Menschen,  die  nun  nicht  mehr,  wie  Blutfluß 
aus  offener  Wunde  strömt,  sich  in  die  Städte  ergießen  und  die  industrielle 
Reservearmee  stets  von  neuem  auffüllen,  die  ihrerseits  durch  den  von  ihr  aus¬ 
gehenden  akuten  oder  latenten  Druck  auf  den  Arbeitsmarkt  die  Entstehung 
von  günstigen  Arbeitsverhältnissen  verhindert.  Die  wachsende  Kaufkraft 
des  Landes  schafft  nicht  nur  erweiterte  Absatzmöglichkeiten  für  das 
städtische  Gewerbe,  sondern  sichert  diesem  vor  allem  einen  steten,  von 
den  konjunkturalen  Krisenschwankungen  der  Weltwirtschaft  relativ 
unabhängigen  Markt,  was  besonders  ins  Gewicht  fällt,  je  mehr  sich  die  mit 
Gewißheit  zu  erwartende  Verengung  der  Absatzchancen  und  Industrie¬ 
produkte  einstellt,  die  mit  der  durch  den  Krieg  stark  beschleunigten  Eigen¬ 
industrialisierung  der  bisher  vorwiegend  als  kapitalistische  Absatzgebiete 
in  Betracht  kommenden  Länder  in  Uebersee  zusammenhängt.  Der  über  der 
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abhängigen  Arbeit  jeder  Art  lastende  Druck  vermindert  sich  durch  die 
wiederum  näher  gerückte  Aussicht  einer  auf  dem  Lande  zu  gewinnenden 
ökonomischen  Selbständigkeit.  Je  mehr  sich  der  durch  den  Großgrundbesitz 
künstlich  erweiterte  Gegensatz  von  Stadt  und  Land  auf  hebt,  je  mehr  der 
Unterschied  von  Zentrum  und  Peripherie  hinschwindet,  beginnen  auch  die 
geistigen  Welten  des  Städters  und  des  Landbewohners  sich  auszugleichen, 
sodaß  die  heute  noch  nicht  annähernd  vollzogene  geistige  Liquidation  des 
Feudalismus  zum  Abschluß  gebracht  werden  kann.  Dies  aber  ist  für  die 
politische  Verfestigung  der  sozialistischen  Ideen  auf  dem  Lande  von  weit- 
tragender  Bedeutung,  denn  die  von  der  junkerlichen  Herrenklasse  sorglich 
genährten  feudalen  Vorstellungsreste  der  abhängigen  Hintersassenschicht 
setzen  der  Ausbreitung  des  Sozialismus  auf  dem  Lande  noch  immer  erfolg¬ 
reichen  Widerstand  entgegen.  Mit  dem  ökonomischen  Zusammenbruch  des 
Großgrundbesitzes  würde  ein  Zerfall  der  Stammburgen  des  parlamen¬ 
tarischen  Feudalismus  notwendigerweise  verbunden  sein.  Endlich  vermag, 
auch  wenn  die  erreichbaren  Grenzen  wesentlich  enger  gezogen  werden,  der 
von  Oppenheimer  in  den  Vordergrund  gerückte  Genossenschaftsgedanke 
der  Arbeiterbewegung  wertvolle  Unterstützung  zu  leihen.  Ein  entwickeltes 
Genossenschaftswesen  und  eine  dadurch  ermöglichte  genossenschaftliche 
Versorgung  bedeuten  den  einzig  gangbaren  Weg  zur  Ausschaltung  des 
Marktes,  wie  er  dem  Sozialismus  vorschwebt.  Daneben  ist  die  in  den  länd¬ 
lichen  Produktivassoziationen  gewährleistete  Erziehung  zu  genossenschaft¬ 
licher  Solidarität  und  genossenschaftlichem  Führertum  von  allerhöchstem 
Wert.  Hier  können  jene  der  Arbeiterbewegung  so  bitter  notwendigen 
„Unternehmer  im  Sachsinne“  aufwachsen,  die  sozial  gesehen  keine  „Herren“ 
und  in  ökonomischer  Hinsicht  keine  „Ausbeuter“  mehr  sind,  deren  Ge¬ 
winnung  umso  wichtiger  wird,  je  mehr  die  bloß  agitatorische  Begabung  in 
dem  Erfüllungsstadium  der  sozialistischen  Arbeiterbewegung  für  diese  an 
Bedeutung  zurücktritt.  Endlich  könnten  die  ländlichen  Genossenschafts¬ 
siedlungen  die  von  den  Arbeiterorganisationen  (Konsumvereine  und  Ge¬ 
werkschaften)  auf  gesammelten  Kapitalien  in  einer  „Gemeinnützigen  Land¬ 
bank“  aufnehmen,  soweit  diese  Mittel  nicht  für  unmittelbare  Aktionen  in 
Bereitschaft  gehalten  werden  müssen.  Es  würde  dann  jener  unwürdige  und 
unsinnige  Zustand  endlich  aufhören,  daß  die  Arbeitergroschen  dem  Kapital¬ 
markt  des  Unternehmertums  zugeführt  werden,  wo  sie  nur  zum  Ausbau 
der  gegnerischen  Klassenfront  verhelfen.  Auch  wäre  hierbei  in  Betracht  zu 
ziehen,  daß  ländlicher  Grundbesitz  den  Gewerkschaften  die  Möglichkeit 
gewähren  würde,  in  Fällen  von  Streiks  ihre  Mitglieder  wenigstens  teilweise 
vom  städtischen  Markt  zurückzuziehen  und  sie  mit  produktiver  Landarbeit 
zu  beschäftigen,  sie  sicher  aber  durch  verbilligte  Ernährung  auch  über 
längeren  Lohnausfall  leichter  hinwegzubringen.  In  friedlichen  Zeiten 
würden  gemeinnützige  Ferien-  und  Erholungsheime  auf  eigenem  Boden- 
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besitz  der  körperlichen  Gesundhaltung  der  Arbeiterschaft  dienlich  sein  und 
zugleich  ein  wertvolles  Werbemittel  bedeuten, 

So  ist  die  Ausbeute  gewiß  nicht  mager.  Die  hier  winkenden  Aus¬ 
sichten  lohnen  und  erfordern  es  ohne  Zweifel,  daß  die  Führerschaft  der 
Arbeiterbewegung  die  von  Oppenheimer  entwickelten  Zusammenhänge 
stärker  in  den  Vordergrund  ihres  Bewußtseins  rückt  und  ihr  praktisches 
Handeln  darauf  abstellt.  Es  geht  hier  wahrhaftig  um  mehr  als  um  „bürger¬ 
liche  Quacksalberei“  und  „Bodenreform“.  Gerade  der  meist  auf  dem 
Pflaster  der  Großstadt  erwachsene  Arbeiterführer  neigt  dazu,  die  Be¬ 
deutung  der  agrarisch-ländlichen  Seite  unseres  Wirtschaftslebens  zu  unter¬ 
schätzen,  wiewohl  es  sich  hier  um  das  Fundament  handelt,  das  alle  anderen 
Berufsarten  als  aufgesetzte  Stockwerke  trägt.  Schon  allein  nach  dem 
ökonomischen  Prinzip  erscheint  es  angebracht,  auf  die  konkret-faßlichen, 
innerhalb  der  geltenden  Rechtsordnung  zu  verwirklichenden  Pläne  Oppen¬ 
heimers  die  Aufmerksamkeit  des  verantwortlichen  Führertums  in  besonderem 
Maße  zu  konzentrieren. 

Smith  kennt  bei  durchaus  arbeiterfreundlicher  Grundhaltung  kein 
eigentliches  soziales  Problem.  Er  sieht  weder  einen  ökonomischen  noch 
einen  sozial-psychischen  besonderen  Notstand,  Bei  rasch  wachsendem 
Kapitalfonds  wird  der  Arbeitskraftverkäufer  sein  Produkt  unter  zunehmender 
Marktgunst  an  den  Mann  bringen  können.  Die  seelische  Dumpfheit  des 
Feudalismus  zersetzt  sich  ohnehin  im  Zeichen  des  auf  gehenden  neuen 
Wirtschaftsgestirns,  und  die  geforderte  allgemeine  Schulbildung  wird  das 
Ihrige  hinzutun.  Das  liberal-sozialistische  System  Oppenheimers  erkennt 
mit  Schärfe  die  eine  Seite  der  von  Smith  doppelt  übersehenen  Problematik. 
Zwischen  dem  Produktionsmittel  besitzenden  Unternehmer  und  dem  Nur- 
Arbeitskraftverkäufer  besteht  keine  wahre  „freie  Konkurrenz“.  Vielmehr 
drückt  die  Dringlichkeit  des  Austauschbedürfnisses  einseitig  auf  die 
Schulter  des  Arbeiters,  der  mit  dem  Produktionsmittelbesitzer  auf  der 
Grundlage  eines  Klassenmonopols  zu  paktieren  gezwungen  ist,  das  als  Ein¬ 
kaufsmonopol  von  Oppenheimer  mit  Schärfe  analysiert  wird.  Zur  Sprengung 
dieses  Monopolverhältnisses  wird  ja  die  Forderung  nach  Aufhebung  der 
Bodensperre  erhoben,  von  der  die  Herstellung  einer  wahrhaft  „freien 
Konkurrenz“  erwartet  wird,  die  nach  Oppenheimer  bisher  noch  nirgendwo 
in  der  Welt  bestand,  also  auch  ihre  glückverheißenden  Sozialfolgen  noch 
niemals  auszuwirken  vermochte.  Aber  die  andere,  nicht  weniger  wichtige, 
sozial-psychische  Seite  des  Problems  bleibt  leider  außerhalb  des  Oppen- 
heimerschen  Sehfeldes,  bestenfalls  werden  in  die  weißverbleibende  Fläche 
einige  Linien  von  sehr  vager  Allgemeinheit  eingetragen.  Der  auf  eine  ge¬ 
sicherte  ökonomische  Basis  gestellte,  nicht  mehr  monopolunterworfene 
Arbeiter  erscheint  letztlich  doch  nur  unter  dem  Aspekt  der  Lohnfrage.  Dieses 
Problem  darf  aber  nach  Verdampfung  des  Mehrwertes  als  erledigt  angesehen 
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werden.  Nur  das  an  den  Wurzeln  unseres  Wirtschaftssystems  fressende,  einer 
finsteren  Vorzeit  entstammende  „Gewalteigentum“  treibt,  wie  es  die  Ent¬ 
faltung  der  ökonomischen  Produktivität  verhindert,  so  auch  die  soziale 
Problematik  gleich  einem  immer  wieder  aufbrechenden  Eitergeschwür  ans 
sich  heraus.  Mit  einer  Aenderung  dieser  Eigentumsordnung,  die  lediglich 
in  der  Entfernung  des  eingedrungenen  Fremdkörpers  zu  bestehen  hat,  ent¬ 
fallen  auch  die  unheilvollen  sozialen  Folgeerscheinungen.  Es  bedarf  keiner 
längeren  Ausführungen,  um  die  Ergänzungsbedürftigkeit  dieser  Auffassung 
der  sozialen  Frage  zu  erweisen.  Neben  den  historischen,  durch  die  jeweilige 
Eigentumsordnung  und  Wirtschaftsorganisation  bedingten  Problemen  gibt  es 
sogenannte  immanente  Probleme  der  Sozialpolitik,  die  jenseits  dieser 
geschichtlichen  Zufälligkeiten  bestehen.  Durch  die  bloße  Tatsache  der  Ver¬ 
städterung  der  Bevölkerung,  sonderlich  durch  die  Bildung  großer  Industrie¬ 
zentren  (deren  Vorhandensein  bei  Durchführung  der  Oppenheimerschen 
Reformen  ja  keineswegs  aufgehoben,  deren  ungesundes  Anwachstempo 
nur  abgebremst  wird)  sowie  durch  die  großbetriebliche  Entwicklung  sind 
Probleme  von  tiefreichender  Bedeutungsschwere  gestellt,  die  jenseits  von 
Eigentumsregelung  und  Wirtschaftsorganisation  bestehen,  die  also  auch  in 
einer  sozialistischen  Wirtschaftsordnung  unverändert  fortgelten  würden.  Mit 
den  Worten  „Daseinsentwurzelung“  und  „Mechanisierung“  werden  die  hier 
gemeinten  Probleme  wohl  im  weitesten  Umriß  angedeutet.  Aufnahme  des 
Kampfes  um  die  Seele  des  Arbeiters  im  modernen  Großbetrieb,  Erlösung 
von  Industrieuntertanschaft  zu  Industriebürgertum  (Naumann),  Ent- 
feudalisierung  der  Großbetriebe,  Betriebs demokratie  und  konstitutionelles 
Fabriksystem,  Arbeitserlebnis,  Mitbestimmungs-  und  Kontrollrechte,  Arbeiter¬ 
ausschüsse  und  Rätebewegung,  Werkstattaussiedlung  und  ähnliche  zeit¬ 
geläufige  Formulierungen  zeigen  an,  nach  welcher  Richtung  sich  die  bisher 
vorliegenden  noch  höchst  unvollkommenen  Lösungsversuche  bewegt  haben, 
denen  das  soziale  Interesse  unserer  Zeit  vornehmlich  gilt.  Das  Joch  einer 
abstrakten  und  herrschaftsmäßigen,  den  eigenen  Lebensrhythmus  unter¬ 
drückenden  Arbeitsbindung  lastet  auf  dem  Arbeiter.  Proletarierschicksal  ist 
weher,  verwaister,  bitterer  und  umfänglicher  als  bloßes  Löhnerschicksal.  Zu 
seiner  Linderung  und  Sühnung  gilt  es,  ein  überkommenes  Unterworfenheits¬ 
verhältnis  abzubauen  durch  genossenschaftliche  Zerlegung  und  Erweiterung 
der  Persönlichkeitsrechte  des  Arbeiters,  Ueber  Arbeitsvertragsrecht  steigt 
Arbeitsverbandsrecht  und  Arbeitsberufsrecht  (Sinzheimer).  Denn  Arbeits¬ 
verhältnis  ist  nicht  allein  Leistungsaustausch,  bei  dem  das  Lohnäquivalent 
allerdings  als  die  entscheidende  Tatsache  anzusehen  ist,  sondern  auch  ein 
personenrechtliches  Verhältnis  (Sinzheimer),  weil  der  Unternehmer  zu  einem 
abhängigen  Glied  des  Arbeitgebers,  seinem  Arbeitskommando  und  damit 
einem  fremden  Lebenswillen  unterstellt  wird,  für  welch  letztere  Beziehung 
die  Frage  des  Lohnes  überhaupt  nicht  mehr  verfängt.  Der  Arbeiter  droht 
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vergraben  zu  werden  in  wirtschaftliche  Hörigkeit,  die  in  nie  gekannten 
Dimensionen  in  unseren  Tagen  herauf  zieht.  Er  droht  zu  verkommen  im 
riesenhaften  Automatismus  des  modernen  Wirtschafts-  und  Gesellschafts¬ 
lebens,  der  das  Ausleben  einer  menschenwürdigen,  kulturgemäßen  Staats¬ 
bürgerexistenz  gefährdet.  An  diesem  täglich  unerträglicher  werdenden 
Herrschaftsverhältnis  haben  moderne  Sozialentwicklung  und  zeitgemäßes 
Arbeitsrecht  die  Abbruchsarbeit  erfolgreich  begonnen,  indem  sie  ein  privat¬ 
rechtliches  Willkürverhältnis  immer  mehr  in  eine  objektive,  vom  sozialen 
Schutzgedanken  getragene  Ordnungsbeziehung  zu  überführen  streben,  wobei 
als  soziales  Fernenproblem  über  die  verfassungsrechtliche  Mitwirkung  am 
Produktionsprozeß  hinausgehend  bereits  an  der  Einmündungsstelle  von 
sozialem  Arbeitsrecht  in  modernes  Wirtschaftsrecht  die  Frage  einer  materiell¬ 
rechtlichen  unmittelbaren  Eigentumsbeteiligung  des  Arbeiters  am  Arbeits¬ 
erträge  auftaucht.  Die  Arbeiterbewegung  geht  nicht  nur  auf  Lohn.  Sie  will 
eine  Aussöhnung  des  erwachten  Persönlichkeitsbewußtseins  des  Arbeiters 
mit  den  heutigen  Produktionsformen,  sie  will  ihn  den  Sinn  seines  Tuns  be¬ 
greifen  lassen,  das  nicht  nur  Fron,  sondern  Erf  üllung  bedeuten  soll.  DaS  alles 
doppelt  wichtig  in  einer  Zeit,  in  der  die  alten  Arbeitsmotive,  Not  und  Furcht, 
abzusterben  beginnen,  so  daß  für  die  Fortführung  und  notwendige  Steigerung 
der  Produktion  neue  seelische  Antriebe  gefunden  werden  müssen.  Die 
Sprengung  des  dem  Arbeiter  entgegenstehenden  Monopolverhältnisses 
(Boden-  und  Kapitalverhältnis)  ist  sicherlich  die  notwendige  Grundtatsache, 
auf  deren  gesicherter  Basis  erst  die  weiter  reichenden  Forderungen  der  eben 
gekennzeichneten  Art  aufgebaut  werden  können.  Diese  Grundeinsicht  vor¬ 
bereitet  und  die  Wege  ihrer  Verwirklichung  aufgewiesen  zu  haben,  bleibt 
Oppenheimers  bedeutsames  Verdienst,  Aber  ebenso  unzweifelhaft  besteht 
die  Notwendigkeit,  der  rein  ökonomischen  Linienführung  Oppenheimers  von 
der  sozial-psychischen  und  sozial-rechtlichen  Seite  her  die  unerläßliche 
Ergänzung  hinzuzufügen.  Seine  Hand  ebnete  den  Baugrund  und  fügte  die 
Fundamente,  Es  zeugt  nicht  gegen  ihn,  daß  auch  für  andere  Arbeit 
übrig  blieb. 

Die  Hervorhebung  des  sozial-psychischen  Moments  gibt  Anlaß  zur 
Anfügung  einer  weiteren  Bemerkung:  Oppenheimers  Soziologie,  die  in  den 
letzten  Jahren  immer  mehr  seine  anfänglich  nur  ökonomischen  Fragen  gel¬ 
tenden  Arbeiten  zurückdrängte,  verwendet  das  eine  Gruppe  erfüllende  ,,Wir- 
Bewußtsein“  als  zentralen  Begriff.  Seine  Oekonomik  ist  leider  gegenüber  den 
speziell  das  großstädtisch-industrielle  Proletariat  beherrschenden  Bewußt¬ 
seinsinhalten  im  allgemeinen  stumm  geblieben.  Die  sich  aus  dem  Zusammen¬ 
leben  von  tausend  Schicksalsgenossen  ergebende,  sich  an  Masseninstitutionen 
(Versammlungen,  Demonstrationen,  Umzüge  und  Generalstreiks,  Parteifeste, 
Gewerkschaftslokale)  entzündende,  von  Sombart  glänzend  beschriebene 
Lebenserfüllung  und  Daseinserhöhung  des  Proletariers  wird  nicht  genügend 
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von  Oppenheimer  in  Rechnung  gestellt.  Wiewohl  doch  die  Frage  naheliegt,  ob 
nicht  gerade  die  nüchterne  Nichtigkeit  und  rhythmische  Schwunglosigkeit  der 
privaten  Daseinsführung  des  Arbeiters  solche  Kollektivmanifestationen  als 
wichtige  Rausch-  und  Ersatzmittel  der  Proletarierseele  hervorbringt,  „um 
damit  seelische  Bewegungen  zu  ersetzen,  die  ihm  seine  Arbeit  versagt“,’) 
mit  deren  Hilfe  im  Gefängnis  der  Arbeit  er  sich  der  Schwunglosigkeit  seiner 
Arbeit  erwehrt.  Diese  hier  nur  anzudeutenden  Zusammenhänge  kommen  für 
die  Oppenheimerschen  Gedankengänge  insofern  in  Betracht,  als  sie  eine 
höchst  positive  Attraktionskraft  der  Stadt  gegenüber  dem  Lande  begründen, 
die  ihrerseits  den  starken  Wanderdrang  in  die  Stadt  erklärt  (der  somit  viel¬ 
leicht  etwas  weniger,  als  Oppenheimer  will,  auf  die  Repulsivwirkungen  des 
in  Großgrundeigentumsformen  gebundenen  Landes  zurückzuführen  wäre), 
andererseits  eine  Rücksiedelung  der  die  Städte  erfüllenden  und  von  der 
Stadt  erfüllten  Menschenmassen  auf  das  Land  wesentlich  erschweren  würde. 
Der  Stadt  eignet  ein  besonderes,  von  höchsten  positiven  Werten  durch- 
sättigtes  Lebensgefühl,  für  das  die  Proletarierseele  eine  besondere  Empfäng¬ 
lichkeit  bewiesen  hat,  so  daß  auch  bei  absinkendem  Druck  über  den  länd¬ 
lichen  Bezirken  der  Rückwanderungsstrom  nicht  so  automatisch  einsetzen 
und  so  hemmungslos  fließen  würde,  wie  im  System  Oppenheimers  voraus¬ 
gesetzt  wird.  Auch  dieser  Sachverhalt  wird,  neben  anderen  Faktoren,  die 
in  erster  Linie  nur  industriezentrische  Einstellung  der  Arbeiterbewegung 
mitbewirkt  haben.  — 

Durch  unsere  Zeit  klafft  ein  breiter  Weltanschauungsriß,  der  letztlich 
wohl  dadurch  bedingt  sein  mag,  daß  ein  die  vergangene  Epoche  tragendes, 
vorwiegend  naturwissenschaftlich  akzentuiertes  Lebensgefühl,  dessen  Quell- 
adem  bis  in  die  Renaissancezeit  zurückführen,  offensichtlich  zu  Ende  geht. 
Die  alten  Leitbilder  werden  blaß,  um  neue  Symbole  fließt  ein  ahnungs¬ 
schwerer  Glanz.  Ein  romantischer,  vielfach  religiös  überschimmerter  Zug, 
der  über  die  Bezirke  der  Kunst  hinweg  längst  auch  in  unser  Staatsdenken 
Übergriff  (Adam  Müller  hat  höchsten  Tageskurs!),  der  selbst  in  die  entlegene 
Domäne  rationalen  Wissenschaftsbetriebes  einzudringen  vermochte,  kenn¬ 
zeichnet  die  Gegenwart.  Die  großen  Schlagworte  des  naturwissenschaft¬ 
lichen  Zeitalters  verebben  mit  immer  leiserem  Nachhall.  Auch  in  der 
sozialistischen  Vorstellungswelt  macht  sich  das  neue  Bestreben  geltend. 
„Romantischer  Sozialismus“  war  ein  viel  erörterter  Begriff,  ehe  Rubinstein 
sein  berühmt  gewordenes,  gleichbenanntes  Buch  schrieb.  Die  jung- 
sozialistische  Bewegung  ist  erfüllt  von  romantischen  Stimmungsgehalten,  die 
verworrene  Vielstimmigkeit  bekundet  nur  das  leidenschaftliche  Ergriffen¬ 
sein.  Die  starke  Los-von-Marx-Bewegung,  die  innerhalb  des  Sozialismus 


5)  Vergleiche  E.  Rosenstock:  Zerfall  und  Ordnung  des  Industrievolks,  Frankfurt 
a.  M.  1923. 
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entstand,  stammt  aus  gleicher  Wurzel.  Denn  was  an  Marx  überwunden 
werden  soll,  ist  das  naturwissenschaftlich  -  darwinistisch  -  manchesterliche 
Element,  das  in  ihn  aus  jenem  Zeitmilieu  eindrang,  in  dem  sein  Werk  ent¬ 
stand.  Man  hat,  freilich  unter  Uebersehung  wichtiger  und  sehr  wesentlicher 
Partien,  den  Marxismus  einen  verkappten  Liberalismus  genannt,  der  den 
Kampf  und  die  Entzweiung  der  wirtschaftlichen  Einzelatome  auf  die 
Kollektivindividuen  der  Gesellschaftsklassen  übertrüge.  Aber  man  hat  in 
tiefster  Seele  genug  des  Kampfes  und  der  Entzweiung,  spürt  mit  liebevoller 
Versenkung  den  organischen  Verwobenheiten  alles  Lebens  nach,  sehnt  sich 
aus  der  atomisierten  Vereinzelung  heraus  nach  solidarischem  Bunde  und 
weihendem  Gemeinschaftserlebnis.  Landauers  „Aufruf  zum  Sozialismus“ 
war  ein  früher,  dichterisch  verschwärmter  Ausdruck  dieses  Gefühlsdranges, 
der  ein  lebhaftes  Echo  weckte  und  als  die  gemeinsame  Grundnote  jeder 
Art  von  Jugendbewegung,  keineswegs  nur  der  sozialistischen,  gelten  kann. 

Wie  man  diese  Stimmungen  werten  soll,  ob  als  Anzeichen  erwachen¬ 
der  Kulturbesinnung,  nachdem  der  rasende  Zivilisationstaumel  in  sich  selbst 
zusammenbrach,  oder  als  stoizistischen  Endzustandsbeginn,  elegische  Tor¬ 
schlußmüdigkeit,  kann  hier  dahingestellt  bleiben,  wo  es  nur  darauf  ankommt, 
die  Kammbreite  dieser  Stimmungswoge  hervorzuheben.  Es  genügt,  darauf 
zu  verweisen,  daß  bei  solcher  Grundeinstellung  meist  auch  eine  weitgehende 
Bereitschaft  gegeben  ist,  die  Regelung  der  äußeren  und  namentlich  auch  der 
wirtschaftlichen  Lebensführung  dem  Ordnungswillen  und  Regelzwang  einer 
stark  durchgreifenden  Staatsgewalt  zu  überlassen  (weshalb  Romantik  und 
politische  Reaktion  so  oft  in  engem  Zusammenhänge  stehen),  die  das  wilde 
Kräftespiel  herabdämpfen  mag  zu  leiser,  gebundener  Bewegung.  Freiheits¬ 
raum,  der  hier  verloren  gehen  mag,  bedeutet  Gewinnung  von  Lebensraum 
für  alle  feineren  Sehnsüchte  und  Regungen  der  Seele,  die  erstickt  und  zer¬ 
trampelt  werden,  so  lange  das  Leben  sich  unter  dem  Aspekt  von  Rennbahn 
und  Fußball-Match  darstellt.  Das  ist  wohl  auch  der  innerste  Grund  der 
starken  Staatsbejahung,  die  heute  durch  unsere  Jugend  geht,  die  den 
Staat  trotz  des  ihm  noch  immer  anhaftenden  Klassencharakters  als 
Regulativ-  und  Ausgleichsinstanz  des  sozialen  Lebens  wertet  und  hochhält. 

Oppenheimers  Weltbild,  im  wesentlichen  logistisch-naturwissen¬ 
schaftlich  gehalten,  kommt  den  hier  aufgewiesenen  Tendenzen  und 
Stimmungslagen  zunächst  nur  wenig  entgegen.  Sein  System  mit  „freier 
Konkurrenz“  und  „Freibürgerschaft“  als  Mittelpunktsbegriffen  ist  man- 
chesterlich-liberal  auf  der  einen  und  anarchistisch-staatsvemeinend  auf  der 
anderen  Seite.  Auch  der  mit  kunstvoller  Interpretation  herausgearbeitete 
Unterschied  von  Konkurrenzkampf  und  Wettbewerbsstreben  wird  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  gegenstandslos  in  einer  Umgebung,  die  von  dem  mit 
der  freien  Konkurrenz  wesensnotwendig  verbundenen  Apparat  (Reklame¬ 
wissenschaft,  Reklamelexikon,  Reklameausstattung,  Reklamekniffe,  Ge- 
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wimmel  der  Handlungsreisenden  und  Vertreter,  Modenbetrieb  usw.)  sich 
innerlich  abgestoßen  fühlt.  Die  Jugend  aus  zurückgewonnenem,  gesichertem 
Instinkt  für  Lebensstil  und  wesenhafte  Lebensführung,  die  Arbeiterschaft 
als  das  vornehmste  Opfer  der  bisherigen  Freiwirtschaft  sind  in  dieser  Be¬ 
ziehung  vielleicht  mit  besonderer  Helläugigkeit  begabt. 

Dennoch  sind  auch  hier  die  Bedingungen  wechselseitiger  Befruchtung 
weitgehend  gegeben.  Die  scheinbar  vorliegende  Spannungsschärfe  wird  sofort 
herabgemildert,  wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  daß  Oppenheimers  Lehre 
sich  in  der  Form  viel  manchesterlicher  gibt,  daß  die  verwandte  Ausdrucks¬ 
technik  viel  manchesterlicher  ist  —  worin  die  sich  natürlich  auch  für  Oppen¬ 
heimer  geltende  zeitgeschichtliche  Bedingtheit  bekundet  — ,  als  dem  Inhalt 
gemäß  wäre.  Denn  dieser  Inhalt  ist  alles  andere  mehr  als  soziologischer 
Atomismus,  aber  auch  alles  andere  mehr  als  soziologischer  Mechanismus. 
Der  groben,  mit  Gewaltmitteln  und  Repressivmethoden  aller  Art  erpreßten 
„Ordnung“  des  Staates,  die  die  zentrifugalen  Einzelinteressen  durch  Ein¬ 
spannung  in  den  Eisenring  der  Gesetzgebung  nur  höchst  mühsam  und  un¬ 
zulänglich  zu  bändigen  vermag,  wird  von  Oppenheimer  die  immanente 
Ordnung  der  „Freibürgerschaft“  und  der  „Reinen  Oekonomie“  als  die 
höherwertige  Form  gegenübergestellt,  die  in  sich  selbst  ausbalanciert  und 
freischwebend  im  sozialen  Raum,  auf  Harmonie  und  Ausgleich  der  Interessen 
begründet  der  Gewaltmethoden  nicht  bedarf.  Natürliche  Zellenbildungen 
des  sozialen  Lebens  treten  dem  Staat,  dieser  Schöpfung  eines  abstrakten 
und  machtgierigen  Individualismus,  diesem  gewalttätigen  Zersprenger  aller 
organisch-sozialen  Lebensverbundenheiten  entgegen.  Der  Zentralismus  wird 
Utopie,  notwendige  Durchgangsphase,  Vorstadium,  das  jetzt  durch  eine 
genossenschaftlich-föderalistische  Epoche  abgelöst  wird,  wo  die  gewaltsame 
Bewegung  zur  Konzentration  in  Staat  und  Gesellschaft,  die  alle  sozialen 
Lebenskräfte  in  den  Zentren  zusammenzog,  Platz  macht  einer  entgegen¬ 
laufenden  Dekonzentrationsbewegung,  die  eine  Rücksendung  der  in  den 
Brennpunkten  aufgesammelten  Kräfte  in  die  Glieder  und  Unterzellen  des 
sozialen  Organismus  bedeutet.  Hierdurch  werden  die  krisenhaften  und 
pathologischen  Mißbildungen  des  einseitigen  Wachstumsprozesses  (Export¬ 
kapitalismus,  Riesenstädte,  zentralistische  Parteien  usw.)  aufgehoben  oder 
doch  der  mählichen  Gesundung  entgegengeführt.  Durch  die  auf  allen  Seiten 
bewirkte  Entspannung  wird  so  die  soziale  Frage  einer  Lösung  von  innen  her 
näher  gebracht,  die  der  vom  Staat  geleisteten  mechanischen  äußeren  Ord¬ 
nungsherstellung  unendlich  überlegen  erscheint. 

« 

So  begriffen  treibt  das  Oppenheimersche  System  auf  breitester  Zeit¬ 
woge,  wird  ein  Kreuzungs-  und  Schnittpunkt  der  besten  und  bewegendsten 
Zeittendenzen,  statt  daß  es  eine  hoffnungslose  Nachlese  auf  endgültig  ver¬ 
lassenen  Feldern  bedeutet.  Sicherlich  sind  —  um  kurze  Ausdrücke  zu 
wählen  —  die  organischen  Partien  des  Werkes  gegenüber  den  individua- 
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listischen  noch  nicht  überall  in  den  genügenden  Rang  gesetzt-  Wie  schon 
hervorgehoben  wurde,  lastet  die  naturwissenschaftlich  -  darwinistische 
Sprechweise  schwer  auf  dem  Inhalt-  Vielleicht  wird  eine  andere  Hafrd 
gerade  hier  die  letzte  Ausfeilungsarbeit  vornehmen  müssen,  was  angesichts 
der  bereits  erbrachten  Leistung  keine  Verdienstschmälerung  Oppenheimers 
bedeutet. 

Noch  liegt  diese  zuletzt  erörterte  Ideenwendung,  die  in  der  ge¬ 
gebenen  Formulierung  zum  Teil  freilich  bereits  über  Oppenheimer  selbst 
hinausführt,  im  wesentlichen  außerhalb  des  Sehfeldes  des  offiziellen  Sozia¬ 
lismus,  der  bis  zur  Stunde  die  kollektivistisch-zentralistischen  Traditionen 
überwiegend  aufrechthält.  Doch  deuten  zahlreiche,  von  einer  breiteren 
Oeffentlichkeit  längst  notierte  Symptome  darauf  hin,  daß  die  Durchlässig¬ 
keit  gegenüber  der  neuen  Denkrichtung  im  heutigen  Sozialismus  allmählich 
zunimmt.  Entscheidend  für  das  Tempo  der  mit  Sicherheit  zu  erwartenden 
Durchfilterung  wird  die  gesellschaftliche  Gesamtsituation  sein,  in  die  sich 
der  Sozialismus  während  der  nächsten  Jahre  gestellt  sieht.  Solange  er  sich 
eingekeilt  fühlt  von  .starken  machtpolitischen  Widerständen,  muß  er  seine 
Kräfte  in  erster  Linie  als  Durchbruchsformation  gruppieren,  wobei  sich 
eine  stark  zentralistische  Zusammenfassung  als  notwendig  herausgestellt 
hat.  Jeder  keilartige  Vorstoß  muß,  wenn  er  Erfolg  haben  soll,  die  äußerste 
Kraft  an  der  vorgetriebenen  Spitze  zu  konzentrieren  verstehen.  Jede 
Dezentralisation  bedeutet  Kraftzersplitterung  und  Wirkungsverlust.  In 
seinem  Erfüllungsstadium  aber,  als  Aufbauformation,  wird  sich  innerhalb 
des  Sozialismus  eine  größere  Geneigtheit  zu  Dezentralisation  und  födera¬ 
listischer  Organisation  von  selbst  ergeben.  Hier  ist  nicht  mehr  die  in  der 
Spitze  massierte  Kraft,  sondern  die  lebendige  Regsamkeit  der  Glieder  das 
Entscheidende.  Während  in  der  Kampfphase  einzelne  konkrete  Forderungen 
Oppenheimers,  vor  allem  sein  Bodenprogramm,  als  unmittelbare  Kampf¬ 
ziele  angenommen  werden  können,  wird  in  der  sozialistischen  Aufbauphase 
der  soziologische  Grundgehalt  der  Oppenheimerschen  Lehre  reiner  heraus¬ 
treten  können  und  größere  Bedeutung  erhalten. 

Erst  in  der  Zusammenführung  von  Lehre  und  Bewegung,  erst  in  der 
Proklamation  seiner  Ideen  als  „proletarische  Philosophie“  im  Sinne  von 
Marx  erblickt  Oppenheimer  mit  gutem  Grund  die  eigentliche  Krönung  seines 
Werkes.  Er,  der  von  den  Kronen,  die  im  Reiche  des  wissenschaftlich 
forschenden  Gedankens  vergeben  werden,  längst  die  seine  gewann,  wird 
in  der  politischen  Wirklichkeitswelt,  in  die  hinein  seine  Lehre  mit  leiden¬ 
schaftlichem  Vorstoß  zielt,  um  die  letzte  Erfüllung  noch  weiter  ringen 
müssen.  Wenn  aber  auch  der  nächste  Augenblick  für  ihn  weder  Frucht 
noch  Lorbeer  trüge,  so  keimt  doch  in  der  Tiefe  des  gesellschaftlichen 
Werdens  ein  Same,  dessen  Reifen  ihm  zuwächst. 
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Zur  Soziologie  der  modernen  Revolutionen 

Von  Kurt  Bloch 

Das  Problem  der  Revolution,1)  das  in  der  Gestalt,  die  es  seit  der 
französischen  Revolution  von  17892)  gewonnen  hat,  hier  erörtert  werden  soll, 
gliedert  sich  in  zwei  Sonderproblemkreise,  die  sich  schneiden  und  in  der 
Betrachtung  des  realen  Phänomens  nicht  getrennt  werden  können.  Die  beiden 
Teile  der  vorliegenden  Abhandlung  suchen  ihnen,  ihrem  soziologischen3) 
Charakter  entsprechend,  getrennt  gerecht  zu  werden.  Als  erste  und  als 
Grundfrage  erhebt  sich  die  seit  der  gesellschaftswissenschaftlichen  Unter¬ 
suchung  der  englischen  Revolutionen  des  siebzehnten  und  der  französischen 
Revolution  des  achtzehnten  Jahrhunderts  immer  wieder  erörterte  nach  dem 
sozialen  Wesen  der  Revolution.  Immer  wieder  wurde  hier  die  Antwort  ge¬ 
geben,  der  der  Marxismus  in  seiner  geschichtsphilosophischen  Epochenlehre 
von  Wirtschaft  und  Gesellschaft4)  den  großen  Hintergrund  gab,  die 
Revolution  bedeute  die  Anpassung  der  staatlichen  Ordnung  an  die  ge- 

A)  Im  folgenden  wird  unter  „Revolution"  stets  nur  der  gewaltsame  Umsturz  einer 
bestehenden  Regierung  mit  dem  Ziele  einer  grundlegenden  Staats-  (d.  h.  meistens  Ver- 
fassungs-  und  Verwaltungs-)  und  Gesellschaftsreform  verstanden. 

2)  Die  englischen  Revolutionen  des  siebzehnten  Jahrhunderts  sind  hier  ausge¬ 
schieden;  das  spezifisch  religiös-konfessionelle  Moment  und  die  Gegebenheit  eines  staats¬ 
rechtlich-politischen  Kampfobjekts,  die  in  ihnen  eine  so  überragende  Rolle  spielten, 
sondern  sie  so  deutlich  von  den  späteren  Revolutionen,  daß  ich  glaubte,  sie  aus  dem 
Kreise  dieser  Betrachtung  ausschließen  zui  sollen. 

3)  Die  Auffassung  von  „Soziologie",  die  hiermit  angedeutet  ist,  entspricht  in  allem 
Wesentlichen  der  von  S.  Kracauer,  „Soziologie  als  Wissenschaft"  Dresden  1923, 
formulierten.  Der  enge  Zeitraum,  auf  den  sich  unsere  Betrachtung  beschränkt,  gestattet 
uns,  nur  wenig  „auszuklammern".  Die  „soziologische"  Betrachtung  ist  daher  der 
„historischen"  hier  durchweg  sehr  nahe, 

4)  Ich  bin  der  Meinung,  daß  die  Epochenlehre  von  Karl  Marx  (orientalische,  antike, 
feudale,  kapitalistische,  sozialistische  Geschichtsepoche)  in  seinem  Werke  eine  sehr  viel 
größere  Rolle  spielt,  als  ihr  gemeinhin  zugesprochen  wird.  Vgl.  „Kapital",  Bd.  1,  Vorrede 
zur  zweiten  Auflage. 
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wandelte  wirtschaftliche  Sphäre.* * * * * 6)  Mehr  und  mehr  hat  dagegen  in  letzter 
Zeit  ein  zweites,  mehr  „formales“  Problem6)  die  Aufmerksamkeit  auf  sich 
gelenkt,  die  Frage  nach  der  Verdrängung  der  alten  Legalität  durch  eine 
neue,  das  heißt  zugleich  die  Frage  nach  der  Umgestaltung  auch  des  Ober¬ 
flächenrechtsbewußtseins.7)  Beide  Fragen  werden  im  geschichtlichen  Zu¬ 
sammenhang  einheitlich  gelöst  und  bilden  im  historischen  Geschehen  die 
einheitliche  Gestalt  der  Revolution  heraus.  Daß  sie  hier  getrennt  werden, 
ergibt  sich  aus  der  Notwendigkeit,  in  enggestecktem  Rahmen  auf  die  breite 
Schilderung  der  einzelnen  Revolutionen  in  ihrem  Verlauf  und  in  ihrem 
Wesen  zu  verzichten  und  in  kurzer  Skizze  die  Probleme  herauszuarbeiten, 
die  ihre  vergleichende  Betrachtung  dem  Verfasser  auf  drängte. 

Die  erste  Hauptfrage  wird  in  der  Regel  schematisch  so  gelöst,  daß 
die  Revolution  von  1789  als  die  bürgerliche  Revolution  erscheint,  der  die 
stillen  Revolutionen  auf  dem  Kontinent  in  Gestalt  der  großen  Staats-  und 
Wirtschaftsreformen  folgen,  während  in  allen  folgenden  die  allmähliche  Aus¬ 
breitung  und  Entwicklung  der  großen  revolutionären  Auseinandersetzung 
von  Bourgeoisie  und  Proletariat  gesehen  wird,8)  als  deren  bisheriger  Gipfel¬ 
punkt  die  proletarische  Revolution  in  Rußland  mit  den  ihr  folgenden 
Revolutionen  und  Reaktionen  in  Zentral-  und  Osteuropa  erscheint.  Dabei 
tritt  in  der  Regel  ein  seltsames  „Versehen“  ein.  Die  Einsicht  in  das  Gefüge 
der  kapitalistischen  Wirtschaftsgesellschaft,  soweit  wir  sie  bisher  eindeutig 
sicher  gewonnen  haben,  zeigt  uns,  daß  hier  zum  ersten  Male  in  der  Wirt¬ 
schaftsgeschichte  zwei  große  Produktionssphären  in  ständiger  Berührung, 


ö)  „Revolution“  wird  hier  in  dem  in  Anm.  1  festgelegten  Sinne  verstanden.  Die 

Frage,  ob  eine  Revolution  „nur"  „politisch“,  oder  auch  „sozial"  sei,  wird  sich  immer  dahin 

beantworten  lassen,  daß  jede  Revolution  in  Wahrheit  beides  ist.  Unzweifelhaft  liegt  die 

Möglichkeit  einer  Revolution  („objektive  Möglichkeit"  in  dem  von  Max  Weber,  Archiv 
für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik  Bd.  XXII  in  der  Auseinandersetzung  mit  Ed.  Meyer 

eruierten  Sinne)  überhaupt!  nur  dann  vor,  wenn  die  Diskrepanz  der  politischen  und  der 
ökonomischen  Sphäre  der  Gesellschaft  ihr  Boden  grEfT" 

6)  Die  Bezeichnung  „formal"  ist  hier  cum  grano  salis  zu  verstehen.  Es  handelt  sich 
dabei  selbstverständlich,  wie  die  Darstellung  zeigt,  um  wirkliche  Vorgänge,  die  nur  gegen¬ 
über  den  im  ersten  Teile  behandelten  Fragen  der  Klassenschichtung  in  den  Revolutionen 
als  „formal"  erscheinen  und  bezeichnet  werden  können. 

7)  Wenn  man  von  der  Annahme  eines  ursprünglichen  Rechtsbewußtseins  ausgeht, 
erscheint  als  „Oberflächenrechtsbewußtsein"  die  jeweilige  historische  Ausformung  dieses 
ursprünglichen  Rechtsbewußtseins  zum  Legalitätsbewußtsein.  Die  Wandlungen  dieses 
Oberflächenrechtsbewußtseins  bilden  die  Geschichte  der  Legalität  als  des  befohlenen 
Rechtes.  Das  Auseinanderklaffen  von  Rechtsbewußtsein  und  Oberflächenrechts-  (Legali- 
täts-)  Bewußtsein  ist  letzten  Endes  das  systematische  Thema  der  Arbeit  von  K,  Wolzen- 
dorff  über  „Staatsrecht  und  Naturrecht  in  der  Lehre  vom  Widerstandsrecht",  Breslau  1917, 
die  viel  auf  dies  Thema  Bezügliches  enthält. 

8)  Das  ist  zum  Beispiel  die  Ueberzeugung  sowohl  von  Louis  Blanc  wie  auch  von 
Alexis  de  Tocqueville,  die  des  ersteren  ganzes  Werk  durchzieht,  beim  anderen  sowohl  in 
„L’ancien  regime  et  la  revolution“,  wie  in  den  „Souvenirs"  von  1848  deutlich  wird. 
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aber  vor  allem  in  grundsätzlicher  Verschiedenheit  zur  höchsten  Ausbildung 
gelangt  sind.  Die  Sonderheit  städtisch-industrieller  und  ländlich-agrarischer 
Wirtschaft  erscheint  heute  allgemein  zugegeben  und  rückt  immer  wieder  von 
Zeit  zu  Zeit  in  den  Mittelpunkt  der  wirtschaftswissenschaflichen  Diskussion, 
wenn  sie  ihr  Augenmerk  auf  die  konkreten  Tatbestände  der  Wirtschaft 
lenkt.  In  der  Lehre  vom  gesellschaftlichen  Charakter  der  modernen 
Revolutionen  pflegen  nun  meistens  die  agrarischen  Schichten  in  einer  selt¬ 
samen  Passivität,  als  Objekte  der  Geschichte  zu  erscheinen,  und  nur  in  der 
Reaktionsperiode  werden  sie  als  maßgebende  Kräfte  in  der  gegen¬ 
revolutionären  Front  gern  erwähnt.  Diese  Tatsache  im  Zusammenhänge  mit 
dem  historischen  Faktum,  daß  in  den  zwei  gelungenen  großen  Revolutionen 
von  1789  und  1917  unzweifelhaft  bäuerlichen  Schichten  ein  großer  Anteil 
am  Kampf  und  Sieg  zuzuschreiben  ist,  führt  von  selbst  zu  einer  nochmaligen 
Untersuchung  der  revolutionären  Potenz  der  sozialen  Schichten  der 
modernen  Gesellschaft,  die  bisher  an  revolutionären  Umwälzungen  aktiv 
beteiligt  waren. 

I.  Es  ist  bekannt  und  neuerdings  immer  deutlicher  und  präziser 
formuliert  worden,  daß  die  bleibenden  revolutionären  Ergebnisse  des 
Bürgerkrieges,  der  in  Frankreich  von  1789  bis  1794  geführt  wurde,  zu  einem 
großen  Teile  auf  den  erfolgreichen  unmittelbaren  Kampf  des  Bauerntums 
gegen  den  Feudalismus  in  der  konkreten  Gestalt  des  Großgrundbesitzes 
von  Adel  und  Kirche  zurückzuführen  sind.  Immer  mehr  erscheint  die  Rolle 
der  Pariser  Ereignisse,  die  auch  heute  noch  vorwiegend  das  Interesse  der 
Historiker  auf  sich  ziehen,  die  im  wesentlichen  auch  die  monumentale 
,,Histoire  politique  (!)  de  la  Revolution  fran<;aise“  von  Aulard  füllen,  als 
die  Begleitung  zu  der  Melodie,  die  die  Bauern  auf  den  Gutshöfen  der  Feudal¬ 
herren  sangen.9)  Jakobinerklub  und  Parlament  werden  zu  den  ausführenden 
Organen  der  großen  Umwälzung,  die  die  Bevölkerung  des  platten  Landes 
vollzog,  und  die  Rousseausehen  Theorien,  die  in  den  Pariser  Verfassungen 
ihren  Niederschlag  fanden,  werden  zu  Zierstücken  des  blutigen  Kampfes, 
der  fast  nur  gelegentlich  in  den  Parlamentsakten  zum  Vorschein  kommt. 
Was  war  die  Rolle  der  jungen  kapitalistischen  Bourgeoisie  in  diesem 
Kampfe?  War  sie  die  revolutionäre  Klasse  par  excellence,  zu  der  ihre 
Historiker  sie  machen  wollen,  stand  sie  wirklich  hinter  den  Ereignissen,  die 
das  Gesicht  noch  des  heutigen  Frankreich  formten,  mit  vollem  Herzen,  mit 
revolutionärem  Elan?  Eine  flüchtige  Betrachtung  der  Geschichte  der 
Konstituante,  der  Legislative  und  selbst  des  Konvents  lehrt  das  Gegenteil. 
Ihre  revolutionären  Maßnahmen,  ihre  entschlossene  Haltung  in  Einzelfragen 


9)  Vielleicht  der  charakteristischste  Beleg  dafür  ist  der  Zwischenruf,  den  Barnave 
in  der  Nationalversammlung  einem  Redner  der  Rechten  machte,  der  für  den  Schutz  des 
Adels  gegen  die  revolutionären  Bauern  eintrat  und  die  Morde  beklagte,  die  auf  dem 
Lande  begangen  wurden:  „Ce  sang,  est-il  donc  si  pur?" 
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bilden  kein  System  revolutionärer  Politik,  enthalten  nicht  die  Logik,  die 
einer  zielbewußten  Klassenpolitik  innewohnt,  sondern  sind  zu  verstehen  aus 
der  schwankenden  Politik  des  Absolutismus,  der  eine  Körperschaft  mit  unbe¬ 
stimmten  Befugnissen  ins  Leben  rief,  ohne  ihr  einen  Platz  in  der  Legalität 
einzuräumen,  sind  zu  verstehen  aus  den  revolutionären  Gewaltakten  der 
Pariser  Massen  und  der  Provinz,  scheuen  aber  immer  wieder  vor  den 
Konsequenzen  zurück,  bis  das  Parlament  in  Zusammensetzung  und  Politik 
ein  Spiegelbild  des  Jakobinerklubs  wird,  um  schließlich  an  der  Spitze  der 
Reaktion  „Ruhe  und  Ordnung“  zu  sichern.  Dies  bleibt  der  letzte  Eindruck 
einer  Prüfung  der  Rolle  des  Parlamentarismus  in  der  französischen 
Revolution  des  achtzehnten  Jahrhunderts;  als  Klassenvertretung  der 
Bourgeoisie  wird  er  über  die  angestrebte  Finanzkontrolle  des  Staates  hinaus 
in  eine  Kampffront  gedrängt  und  in  ihr  festgehalten,  die  die  alte  Legalität, 
der  der  soziale  Boden  unter  den  Füßen  schwindet,  beseitigt,  um  in  der  Er¬ 
richtung  einer  neuen  zu  enden,  die  Bauernschaft  und  Bürgertum  bis  auf  den 
heutigen  Tag  geschlossen  gegen  das  Proletariat  und  die  Schichten,  die  un¬ 
sicher  und  schwankend  als  seine  Vorkämpfer  und  Vorläufer,  späterhin  als 
seine  Mitläufer  erscheinen,  mobilisiert.10)  Das  Intermezzo  des  roten  Terrors 
wird  von  der  französischen  Geschichtsschreibung11)  außenpolitisch,  als 


10)  Zur  Rolle  der  „Intelligenz"  in  der  modernen  Revolution  seien  hier  einige  Be¬ 
merkungen  eingeschaltet.  Ueber  die  Motive  der  „professionellen  Intelligenz",  die  in  der 
russischen  Revolution  von  1905  eine  große  Rolle  spielte,  hat  Tscherewanin  (Das  Proletariat 
und  die  russische  Revolution,  Stuttgart  1908,  S.  6  ff.)  gehandelt.  Max  Weber,  der  in  seinen 
bekannten  Studien  zur  ersten  russischen  Revolution  der  Intelligenz  seine  besondere  Auf¬ 
merksamkeit  zuwandte,  hat  viel  Material  zusammengestellt.  Späterhin  hat  er  als 
Begründung  ihrer  politischen  Rolle  auf  Rhetorik  und  Bürotechnik  (Advokaten)  hingewiesen. 
Letztere  Hinweise  decken  sich  z.  T.  mit  Gedanken,  die  Aulard  in  seinen  Studien  zur  Ge¬ 
schichte  der  revolutionären  Beredsamkeit  geäußert  hat,  Ueber  diese  äußerlichen  Momente 
hinaus  scheinen  aber  auch  noch  wesenhaftere  Motive  für  die  revolutionäre  Einstellung 
breiter  intellektueller  Schichten  vorzuliegen.  Der  Intellektuelle  ist  gemeinhin  eben  durch 
seine  Intellektualität  subjektiv  so  aus  dem  Klassenkampf  herausgehoben,  daß  ihm  die 
Wahl  der  Ideologie  in  viel  höherem  Maße  freigestellt  ist  als  dem  Angehörigen  irgendeiner 
anderen  sozialen  Schicht.  Da  nun  eine  intellektualistische  Ideologie  an  sich  zur  Opposition 
gegen  bestehende  Zustände  tendiert,  liegt  hier  ein  starkes  revolutionäres  Moment,  zumal 
rationale  Gesichtspunkte  in  der  Regel  eine  Konsequenz  und  Ueberlegtheit  —  und  damit 
Voraussetzungen  jeder  bewußt  revolutionären  Taktik  —  erzeugen,  die  der  elementaren 
Wucht  echter  Klassenkampfstimmung  vielleicht  geradezu  widersprechen.  Im  Gefolge 
Gapons  befand  sich  schwerlich  einer  der  führenden  sozialdemokratischen  Intellektuellen. 
—  Man  kann  geradezu  sagen,  daß  die  Intelligenz  die  Trägerin  der  modernen,  d.  h. 
unreligiösen  „theologischen  Konsequenzmachei-ei"  (ein  beliebter  Terminus  der  Weberschen 
Religionssoziologie)  ist.  Der  Kampf  Lenins  für  den  orthodoxen  Marxismus  illustriert 
vielleicht  am  besten  das  hier  Gemeinte.  Daß  die  Ideologie  der  Intelligenz  dann  in  der 
Praxis  fast  immer  zur  Begleitung,  zum  Zierstück  des  Interessenkampfes  oder  —  Aus¬ 
gleiches  von  ökonomisch  fundierten  Klassen  wird,  ist  eine  Ironie,  die  den  Charakter 
unserer  Epoche  treffend  bezeichnet. 

u)  So  von  Aulard,  der  aber  damit  nur  die  allgemeine  Auffassung  wiedergibt,  die 
übrigens  Friedr.  Engels  ebenfalls  teilte. 
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Zusammenfassung  der  nationalen  Kräfte  zum  Widerstand  gegen  den 
äußeren  Feind,  motiviert;  hier,  wo  der  offiziellen  politischen  Zivilisation 
des  modernen  Frankreich  fremde  Kräfte  lebendig  werden,  wo  die  Bildung 
neuer  Formen  des  politischen  Lebens  die  sonst  gewohnten  überwuchert  und 
wo  die  grundsätzliche  Absage  an  den  bürgerlichen  Staat  und  seine 
Legalität  deutlich,  wo  vor  allem  die  Problematik  der  großen  Revolution  als 
einer  bürgerlichen  am  nacktesten  herausgestellt  wird,  muß  ein  retrospektiver 
Nationalismus  retouchierend  einsetzen.  Der  Sturz  des  Terrorregimes  wird 
dann  als  Konsequenz  der  außenpolitisch-militärischen  Festigung  begriffen. 
Sucht  man  dagegen  die  Wurzeln  der  Revolution  nicht  in  der  Bourgeoisie, 
sondern  im  Bauerntum,  so  bedarf  es  nicht  des  seltsamen  deus  ex  machina 
der  militärischen  Ereignisse,  sondern  nunmehr  erscheint  das  Parlament  als 
eine  Körperschaft,  die  dem  revolutionären  Diktat  folgt,  die  gerade  dadurch 
allmählich  der  Direktion  des  bürgerlichen  Klasseninteresses  entgleitet  und 
nach  der  Saturierung  der  Bauern  ihren  Kampf  gegen  Europa  um  die  Be¬ 
hauptung  des  Erworbenen  mit  dem  der  Vorstadtmassen  von  Paris  gegen  das 
Bürgertum  vereint,  bis  die  Religionspolitik  der  Pariser  Regierung  und  —  vor 
allem  —  der  allmähliche  Verfall  der  Finanzwirtschaft12)  diese  Massen  ihres 
Rückhalts  im  Lande  beraubt  und  die  Bauernarmeen  im  Bunde  mit  der 
jeunesse  doree  die  Legalität  des  nachrevolutionären  Frankreich  stabilisieren, 
die  als  bürokratische  Verwaltung  alle  Revolutionen  des  neunzehnten  Jahr¬ 
hunderts  überdauerte. 


Diese  Haltung  der  Bourgeoisie,  die  man  als  die  der  mittelbaren 
Revolutionäre  bezeichnen  kann,  die  sie  nach  dem  Kampfe  der  anderen  den 
Siegespreis  erringen  läßt,  wird  in  allen  späteren  Revolutionen  deutlich.  1830 
entsteht  in  Frankreich  das  Bürgerkönigtum,  1848  erringt  die  Bourgeoisie  in 
allen  revolutionären  Ländern  die  Stellung  der  —  nächst  der  Armee  und  der 
Bürokratie  —  offiziösen  „Gesellschaft“.  1905  in  Rußland  und  1918  und  1919 
in  Mitteleuropa  trat  sie  das  Erbe  der  abgebrochenen  oder  niedergeschlagenen 
bäuerlichen  bezw,  proletarischen  Revolutionen  an,  deren  Siege  über  das 


12)  Die  politischen  und  ökonomischen  Wirkungen  der  Inflation  sind  uns  ja  unmittel¬ 
bar  gegenwärtig.  Wir  finden  in  Frankreich  das  typische  Bild:  Mißtrauen  des  Bauern  gegen 
das  Papiergeld,  Versuche  der  Staatsverwaltung,  die  ökonomischen  Folgen  der  Defizit¬ 
wirtschaft  zu  verdecken  (Höchstpreispolitik,  Zwangswirtschaft),  Lebensmittelmangel  in  den 
Städten  mit  den  Konsequenzen  des  Schleichhandels  einer-,  des  Guerillakrieges  zwischen 
Stadt  und  Land  andrerseits.  Wenn  aber  so  die  agrarische  und  die  industrielle  Sphäre  der 
Volkswirtschaft  infolge  der  fortschreitenden  Vernichtung  des  Geldwertes  auseinander¬ 
gerissen  werden,  scheint  in  der  anschließenden  politischen  Auseinandersetzung  die 
Landwirtschaft  zu  siegen.  Die  Beispiele  Rußlands  (wo  die  Bauern  die  N.  E.  P.  erzwingen), 
Oesterreichs  (wo  die  Bauern  die  Souveränität  für  die  Sanierung  opfern  und  unter  dem 
Vorwand  der  Sanierung  an  den  Abbau  der  Republik  gehen)  und  Deutschlands  (wo  der 
Reichslandbund  durch  die  Rentenbank  seinen  Einfluß  auf  das  gesamte  Staatsleben  ausübt) 
bestätigen  das. 
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politische  System  der  Mittelmächte  ihr  freie  Bahn  schufen.  In  keiner  einzigen 
dieser  Revolutionen  hat  die  Bourgeoisie  den  Kampf  gegen  die  alte  Legalität 
und  ihre  Basis  geführt,  sondern,  im  Gefolge  der  revolutionären  Phalanx 
marschierend,  nimmt  sie  als  Train  die  sicheren  Positionen  ein,  während  die 
Stoßtrupps  der  Revolution  an  der  Front  vernichtet  werden. 

Wenn  so  die  Bourgeoisie  als  die  unrevolutionäre  Klasse  par  excellence 
erscheint,  ist  die  revolutionäre  Situation  des  Proletariats  eine  völlig  andere. 
Während  die  kapitalistische  Bourgeoisie  immer  etwas  zu  verlieren  hat  ent¬ 
sprechend  ihrer  ökonomischen  Situation,  die  in  jedem  politischen  Status 
gesicherter  ist  als  bei  einer  Auflockerung  der  Bande  staatlicher  Autorität 
und  staatlichen  Rechts,  wird  das  Proletariat  in  seiner  Gesamtheit  oder  in 
einzelnen  Schichten  immer  wieder  in  Situationen  hineingedrängt,  wo  die 
Parole  „Arbeit  oder  Kampf“,  „Brot  oder  Tod“  einen  reifen  Nährboden 
findet  und  die  ökonomischen  Voraussetzungen  der  revolutionären  Erhebung 
bestehen.  Die  Revolution  als  Akt  der  Verzweiflung  ist  bei  allen  proleta¬ 
rischen  Erhebungen  seit  der  Auflehnung  der  versinkenden  Bauern  des  fünf¬ 
zehnten  und  sechzehnten  Jahrhunderts  gegen  ihre  Proletarisierung  ein 
bleibendes  Moment  in  den  großen  sozialen  Erschütterungen  Europas.  Dem 
entsprechen  völlig  die  Zersetzungserscheinungen  in  den  kriegsmüden 
modernen  Heeren,  die  in  den  jüngsten  Umwälzungen  eine  so  große  Rolle 
spielten.13) 

Besondere  Eigentümlichkeiten  weist  aber  ein  Ueberblick  über  die 
Formen  der  proletarischen  Revolution  in  ihrem  Zusammenhang  mit  den 
anderen  Formen  des  proletarischen  Klassenkampfes14)  auf.  In  seinem 
primitivsten  Stadium  ist  sein  einfachstes  und  in  allen  Ländern  wiederkehren¬ 
des  Mittel  die  Produktionssabotage  durch  Zerstörung  der  kapitalistischen 
Produktionsmittel,  und  bis  auf  den  heutigen  Tag  treten  vereinzelt  Tendenzen 
dieser  Art  auf.  Der  zweite  primitive  Schritt  zur  Revolution  ist  die  Okkupation 
der  Arbeitsstätte  und  der  Arbeitsmittel  durch  die  Arbeiterschaft  unter  teil- 


13)  Daß  es  sich  hierbei  um  eine  erst  in  der  jüngsten  Vergangenheit  in  diesem  Aus¬ 
maße  auftretende  Erscheinung  handelt,  ist  wohl  ein  neuer  indirekter  Beweis  für  die 
Theorie  von  der  Modernisierung  und  Industrialisierung  des  Kriegswesens  in  dem  letzten 
halben  Jahrhundert,  wie  sie  gleich  zu  Beginn  des  Krieges  Emil  Lederer,  Zur  Soziologie 
dieses  Krieges,  Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik  Bd.  39,  L.  Trotzki,  Der  Krieg 
und  die  Internationale  1915,  Karl  Renner,  Oesterreichs  Erneuerung  Wien  1916  vertraten. 
Vielleicht  ist  es  unter  diesem  Gesichtspunkte  des  zunehmenden  Eindringens  des  Industrie¬ 
proletariats  und  seiner  Ideologie  in  die  bewaffnete  Macht  verständlich  und  erklärlich,  daß 
deren  spezifisch  technischer  Teil,  die  Flotte,  in  Rußland  1905  und  1917  (Kronstadt),  in 
Deutschland  1918  (Kiel)  die  radikalsten  Vorkämpfer  der  Revolution  stellte.  Für  Rußland 
1905  vgl.  Kirill,  Die  Odyssee  des  „Knjas  Potemkin“  Wien  1906,  insbesondere  die  Einleitung 
von  Dr,  Christian  Rakowsky. 

14)  Vgl.  die  Heidelberger  Dissertation  (1920)  von  Dr.  Eva  Jungmann,  Spontaneität 
und  Ideologie  als  Faktoren  der  modernen  Gewerkschaftsbewegung  (ungedruckt). 
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weiser  oder  völliger  Expropriierung  des  Unternehmers.15)  Der  entscheidende 
Schritt  darüber  hinaus  wird  erst  mit  dem  Entstehen  einer  revolutionären, 
aber  ideologisch  konsolidierten  politischen  und  Gewerkschaftsbewegung 
getan,  der  Schritt  von  der  „Spontanität“  zur  „Ideologie“.  Diesen  Schritt 
ermöglichte  bisher  nur  die  marxistische  Ideologie.  Durch  die  Verlegung  des 
Kampfzieles  vom  —  für  den  einzelnen  —  Konkreten  auf  ein  —  für  ihn  — 
Abstraktes,  die  Unter-  und  Ueberbauung  des  Kampfes  mit  allgemeinen 
Gesichtspunkten  ergibt  sich  eine  Intellektualisierung  der  proletarischen 
Kampfauffassung,  die  zunehmend  deutlicher  erkennbar  durch  die  Abstand¬ 
nahme  des  Arbeiters  von  konkreten  Vorgängen  zu  einer  allmählichen  Auf¬ 
gabe  des  Gedankens  der  Revolution  führt,  auf  der  anderen  Seite  jedoch, 
wenn  elementare  Vorgänge  des  gesellschaftlichen  Lebens  ihn  von  neuem 
wecken  und  den  einzelnen  in  seiner  gesamten  Lebenshaltung  treffen,  der 
Revolution  eine  Basis  im  Bewußtsein  der  kämpfenden  Klassen  gibt,  wie 
sie  sie  zuvor  nicht  besaß.  Aus  der  aufwallenden  Empörung  kann  durch  diese 
Ideologie  ein  Prinzipienkampf,  ja  ein  Kreuzzug  werden. 

Ueber  den  proletarischen  Revolutionen  und  denen  ihrer  Vorläufer 
scheint  aber  ein  unglückliches  Schicksal  zu  walten.  Ich  deutete  schon  im 
Beginn  meiner  Ausführungen  an,  welch  große,  meist  unterschätzte  Rolle  die 
Landbevölkerung  in  der  Revolutionsgeschichte  spielt.  Eine  Uebersicht  über 
die  bisherigen  revolutionären  Erhebungen  des  Industrieproletariats  erweist 
aber  in  der  Regel  als  seine  entschiedensten  Gegner  die  „besitzenden 
Klassen“  in  Stadt  und  Land,  zeigt  vor  allem  den  Bauernsoldaten,  der  gegen 
die  Revolution  kämpft.  Es  war  die  Konstellation  von  1789,  daß  das  Bauern¬ 
tum  den  „Feudalismus“  stürzte16)  und  die  Bourgeoisie  diesen  Sieg  für  sich 
ausnutzte,  von  1792  bis  1794,  daß  die  revolutionären  Schichten  der  Städte 
unter  der  Führung  einer  radikalen  Intelligenz  und  unterstützt  von  den 

15)  Dieser  Weg  der  proletarischen  Revolution  ist  der,  den  man  in  Rußland  effektiv 
gegangen  ist.  Auf  seine  Verwandtschaft  mit  der  entsprechenden  Landokkupation  durch 
Bauern  und  Landarbeiter  hat  R.  Michels,  Ueber  die  Versuche  einer  Besetzung  der 
Betriebe  durch  die  Arbeiter  in  Italien  (September  1920)  Archiv  f.  Soz.-Wiss.  Bd.  48, 
S.  475  hingewiesen.  Dieser  Weg  wurde  hier  gegangen  und  mußte  hier  gegangen  werden, 
weil  die  Gewerkschaftsbewegung  in  Rußland  nur  schwach  entwickelt  war  und  außerdem 
hier  der  Großbetrieb  eine  relativ  bedeutendere  Rolle  in  der  Industrie  spielt  als 
im  übrigen  Europa  (hierzu  vgl.  Trotzki,  Rußland  in  der  Revolution,  Dresden  1909,  S.  7  ff). 
In  England  und  Deutschland  vermochten  dagegen  die  der  dritten  Stufe  des  proletarischen 
Klassenkampfes  entsprechenden  Sozialisierungstheorien  des  Gildensozialismus  und  Otto 
Bauers  eine  gewisse  Popularität  zu  gewinnen. 

16)  Ueber  die  Bauernaufstände  von  1789  vgl.  Kareiew,  Les  paysans  et  la  question 
paysance  en  France  dans  le  dernier  quart  du  XVIIIe  siede  Paris  1899  p.  436  ff.,  der  aus¬ 
drücklich  auf  die  Unabhängigkeit  des  Beginns  der  bäuerlichen  Bewegung  vom  Bastille¬ 
sturm  hinweist  (p.  439).  Er  macht  darauf  aufmerksam,  daß  die  Beschlüsse  vom  4.  August 
im  Grunde  nur  den  neuen  oder  doch  wenigstens  sich  anikündigenden  Status  legali¬ 
sierten.  Bekanntlich  war  die  Sitzung  im  Club  Breton  (später  Jakobinerklub)  am  Tage 
vorher  vorbereitet  worden. 
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Bauern,  die  im  Lager  der  Koalition  die  Grundherren  sahen,  ihren 
revolutionären  Kampf  an  der  inneren  und  äußeren  Front  führten,  die  der 
folgenden  Jahre,  daß  das  Bauerntum,  müde  der  revolutionären  Anspannung 
und  der  ökonomischen  Opfer,  die  sie  erforderte,  unter  der  Führung 
militarisierter  Revolutionsoffiziere  für  Ruhe  und  Stabilität  sich  einsetzte  und 
auf  seinen  Schultern  das  Kriegsglück  des  genialen  Verwaltungsmannes 
Napoleon  trug.  Für  1848  hat  Flauberts  „Education  sentimentale“  mit  größter 
Anschaulichkeit  die  bäuerlichen  und  kleinbürgerlichen  Typen  gezeichnet, 
die  der  rövolution  rouge  ein  Ende  machten.  1905  ließ  in  Rußland  im  letzten 
Vierteljahr  die  Passivität  der  bäuerlichen  Landbevölkerung  die  letzten  Er¬ 
hebungsversuche  des  Proletariats  scheitern,  und  1918/19  waren  es  in  Mittel¬ 
europa  die  Bauern,17)  die  allen  Revolutionen  einen  Damm  entgegensetzten 
und  einem  ungarischen  Revolutionär  die  Worte  entrissen:  ,,Wehe  der 
Regierung,  die  die  Bauern  gegen  sich  hat!“18)  In  diesem  Ausspruch  zeigt 
sich  in  gleicher  Weise  die  bittere  Erfahrung  und  die  Erkenntnis,  die  sich  aus 
dem  Vergleich  mit  Rußland  ergab.  Der  Erfolg  der  russischen  November¬ 
revolution  ist  nur  aus  der  Mitwirkung  des  Bauerntums  zu  erklären  und  zu 
verstehen.  Die  Geschichte  der  R.  S.  F.  S.  R.  ist  die  Geschichte  bäuerlich¬ 
proletarischer  Koalitionspolitik,  von  schweren,  lebensgefährlichen  Krisen 
begleitet,  die  immer  von  neuem  auftauchen  und  das  eigentlich  bewegende 
Moment  dieser  wechselreichen  Ereigniskette  darstellen.  Eine  Geschichte  der 
den  Bolschewiki  vorangehenden  Koalitionsregierungen10)  würde  zeigen,  wie 
diese  acht  Monate  erfüllt  sind  von  der  Agrarbewegung,  von  der  Zersetzung 


17)  Für  die  agrarischen  reaktionär-föderalistischen  Hemmungen  der  Revolution  in 
Oesterreich  vgl.  Otto  Bauer,  Die  österreichische  Revolution  Wien  1923,  für  Deutschland 
ist  die  Rolle  Bayerns  bekannt  genug, 

18)  Die  wahren  Ursachen  des  Zusammenbruchs  der  ungarischen  Räterepublik  Von 
einem  Mitglied  der  Räteregierung,  „Die  Internationale“  Jhrg.  1,  Doppelheft  15/16,  1919 
S.  302,  vgl.  auch  Bela  Szänto,  Klassenkämpfe  und  Diktatur  des  Proletariats  in  Ungarn 
1920,  S.  35  ff.  und  Oskar  Jäszi,  Magyariens  Schuld,  Ungarns  Sühne,  München  1923, 
S,  130  ff. 

19)  Diese  Geschichte  ist  noch  nicht  geschrieben.  Ich  erlaube  mir,  nach  der  „Frank¬ 
furter  Zeitung"  einiges  Material  zu  den  zusammenfassenden  Bemerkungen  des  Texts 
zu  geben, 

„F,  Z.‘‘  26.  März  1917  Morgenblatt:  Eine  Schwierigkeit  in  der  neuen  Regierung  liegt  in 
der  Hoffnung  zahlreicher  Bauern,  daß  die  großen  Ländereien  des  Zaren  und  der 
kaiserlichen  Apanage  verteilt  werden.  Zahlreiche  Bauern,  sogar  solche,  die  zum 
Militärdienst  eingezogen  sind,  haben  sich  nach  ihren  Dörfern  zurückbegeben, 
aus  Furcht,  sie  kämen  zur  Verteilung  zu  spät  .  .  .  Ein  agrarischer  Aufruhr 
gehört  nicht  zu  den  Unmöglichkeiten. 

29.  März  1917  I.  Morgenblatt:  Havas  meldet,  daß  die  republikanische  Bewegung  [die 

Republik  wird  bekanntlich  erst  nach  dem  Kornilowputsch  proklamiert]  unter 
dem  russischen  Landvolk  immer  mehr  um  sich  greife. 

30,  März  1917  Abendblatt:  Aus  den  vom  Lande  eintreffenden  Nachrichten  ergibt  sich, 

daß  die  Bauern  systematisch  Milizen  organisieren,  um  die  ehemalige  Polizei  zu 
ersetzen.  Sie  schaffen  neue  Organisationen  der  Ortsbehörden, 
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der  alten  Rechtsordnung  auf  dem  Lande,  vom  Zerfall  des  gouvernementalen 
Apparates.  Sie  würde  erst  die  Novemberrevolution  des  städtischen  Proleta¬ 
riats  im  richtigen  Lichte  erscheinen  lassen  als  den  Umsturz  einer  zerfressenen 
und  zerfallenden  Staatsorganisation  durch  eine  neue  halbentwickelte,  die 
aus  der  bäuerlichen20)  Sehnsucht  nach  Eigentum  und  Individualrecht  ihre 

Nach  der  Petersburger  Telegraphen-Agentur  beschloß  der  Ausschuß  der 
Kadetten  die  baldige  Behandlung  der  Agrarfrage,  namentlich  in  Bezug  auf  die  . 
Einstellung  der  Enteignungen,  die  den  Bodenbesitz  der  ackerbauenden  Bevöl¬ 
kerung  zerstören. 

3,  April  1917  II.  Morgenblatt:  Auf  dem  Lande  umwickelten  die  Bauern  die  Pfähle 
mit  den  schwarzweißen  Adlern,  die  die  Grenzen  der  kaiserlichen  Wälder,  Jagden 
usw.  angeben,  mit  roten  Lappen, 

7.  April  1917  Abendblatt:  Die  Woge  des  Umsturzes  wird  dort,  wo  sie  die  Dörfer 
erreicht,  von  den  bedenklichsten  Exzessen  begleitet.  Auch  aus  den  Gouver¬ 
nements  Nishnij-Nowgorod,  Twer  und  dem  Nordwesten  treffen  Nachrichten 
von  der  Zerstörung  von  Gutshöfen  und  Wäldern  ein  .  .  .  Die  Bauern  ver¬ 
weigern  massenhaft  die  Pacht  an  Private  und  die  Kronländereien  mit  der  Be¬ 
gründung,  daß  jetzt  alles  Land  den  Bauern  gehöre. 

26.  April  1917  I.  Morgenblatt:  Die  Soldaten,  die  mit  oder  ohne  Urlaub  nach  Hause  zu¬ 

rückgekehrt  sind,  .  .  .  hetzen  die  Bauern  gegen  die  Grundbesitzer  auf  .... 
Ueberall  im  Lande  werden  Bauernversammlungen  abgehalten  und  die  Verteilung 
des  Landes  wird  als  gerecht  gefordert. 

27.  April  1917  Abendblatt:  Die  Bauern  fangen  an,  die  Wälder  abzuholzen  und  die 

Besitzungen  der  Gutsbesitzer  zu  plündern  und  niederzubrennen. 

29.  Mai  1917  Morgenblatt:  Die  „Rjetsch“  vom  18.  bringt  eine  offene  Beschwerde  der 
Gutsbesitzer  der  südlichen  und  Wolga-Gouverneme'nts  über  die  gesetzlose 
Tätigkeit  der  Bauernausschüsse,  die  überall  die  Ausführung  der  Landarbeiten 
hindern,  sämtlichen  Privatbesitz  aufheben,  die  Gutsbesitzer  und  Verwalter 
verhaften. 

Nach  dem  Rücktritt  der  bürgerlichen  Minister  schrieb  Fürst  Lwow  im  „Djen" 

(,  F.  Z.“  27,  Juli  1917  II.  Morgenblatt):  Gegenwärtig  ist  nirgends  mehr  auf  russischen 
Dörfern  eine  behördliche  Gewalt  vorhanden,  kein  Gericht  und  keine  Verwaltung.  Alles 
ist  dem  Gutdünken  der  Dorfversammlungen  überlassen,  die  in  chaotischer  Un¬ 
ordnung  tagen. 

Man  vergleiche  dazu  die  Situationsschilderung  Lenins  vom  September  1917:  Die 
drohende  Katastrophe  und  wie  soll  man  sie  bekämpfen?  Wien  1920  (Materialien  zur 
Geschichte  der  proletarischen  Revolution  in  Rußland,  Heft  1),  die  auch  das  Problem 
der  Inflation  und  Geldentwertung  berührt,  auch  die  „Einleitung"  von  Hans  Vorst,  Das 
bolschewistische  Rußland,  Leipzig  1919  (Vorst  beschuldigt  zu  Unrecht  an  verschie¬ 
denen  Stellen  die  Bolschewiki,  an  der  Geldentwertung  schuld  zu  sein;  sie  sind  in 
jenen  circulus  vitiosus  hineingeraten,  aus  dem  Deutschland  9  Jahre  lang  keinen  Aus¬ 
weg  gesehen  hat).  Ferner  Russische  Korrespondenz,  Jhrg.  II,  Bd.  2,  H,  7/9  S.  853  ff. 
Die  Sowjets  in  der  Februar-  und  Oktoberrevolution,  vor  allem  S.  864. 

20)  Die  bäuerliche  Ideologie  dieser  Epoche  schildert  wohl  zutreffend  N.  Bucharin, 
Der  Klassenkampf  und  die  Revolution  in  Rußland,  Russische  Korrespondenz  Bd.  I, 

S.  758  ff.,  S.  768.  Es  ist  unmöglich,  die  Bauern  durch  Aneignung  irgendwelcher  unbe¬ 
kannter  Ländereien  zu  entzücken  ....  die  ganze  Kraft  seines  Gedankens  ist  auf  ein 
nahes  .  .  .  Ziel  gerichtet,  das  Land  des  Gutsherrn.  Er  hat  es  mit  seinem  Schweiße 
benetzt.  Er  hat  es  mit  seinem  elenden  Pflug  bearbeitet.  Er  hat  dafür,  selbst  Hunger 
leidend,  dem  Gutsherrn  so  viel  Geld  gezahlt.  Er  muß  es  um  der  Gerechtigkeit  willen 
bekommen. 
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Hauptkraft  zog,21)  die  den  Kern  ihres  revolutionären  Heeres  im  Bauerntum 
suchte  und  fand. 

II.  Wohl  niemals  hat  eine  Revolution  so  sehr  den  Gegenstand  von 
Vergleichen  mit  früheren  und  gleichzeitigen  Umsturzbewegungen  gebildet 
wie  die  bolschewistische,  und  speziell  der  Vergleich  mit  der  großen 
französischen  Revolution  ist  immer  wieder  angestellt  worden.22)  Ich  will 
.  im  folgenden  aus  diesen  beiden  Revolutionen  ein  charakteristisches  Moment 
herausheben,  das  vielleicht  das  eigentümlichste  in  der  Geschichte  der 
modernen  Revolutionen  ist.  Vom  Tage  des  Zusammentritts  der  französischen 
Nationalversammlung  an  zeigte  sich  ein  politisches  Problem,  das  wir  vielleicht 
am  besten  als  das  der  doppelten  Legalität  bezeichnen.  Nationalversamm¬ 
lung  und  Königtum  beanspruchen  beide  für  sich  im  Grunde  die  volle 
Souveränität,23)  und  die  ersten  Jahre  der  Revolution  sind  erfüllt  von  den 


21)  Hierzu  vgl.  E.  Preobrashenski,  Die  soziale  Basis  der  Oktoberrevolution,  ebd. 
H.  19/20,  S.  1124:  An  der  Oktoberumwälzung  nehmen  neben  den  Arbeitern  die  Soldaten, 
d.  h.  die  ....  mobilisierte  Bauernschaft,  tätigen  Anteil  .  .  .  diese  Eigentümlichkeit 
der  russischen  Revolution  wird  im  Westen  keine  Wiederholung  erleben,  wo  die  Bauern¬ 
schaft  bereits  im  Anfangsstadium  der  Umwälzung  als  gesetzgebende  Kraft  mit  einem 
Flügel  auf  Seiten  des  angreifenden  Proletariats  und  mit  dem  anderen,  wahrscheinlich 
dem  größeren  Flügel,  auf  Seiten  der  Gegenrevolution  kämpfen  wird.  .  .  .  Der  Sommer 
1918  war  die  kritischste  Periode  im  Leben  der  Rätemacht  ....  Der  Umstand,  daß 
sich  die  Mittelbauern  .  .  .  auf  die  Seite  der  Revolution  stellten,  ....  entschied  den 
Ausgang  des  Kampfes  zugunsten  der  Revolution. 

22)  Vgl.  die  bekannten  Streitschriften  von  Kautsky  und  Trotzki  über  „Terrorismus 
und  Kommunismus“. 

23)  Unabhängig  von  allen  staatsrechtlichen  Fragen  weist  der  Parlamentarismus 
in  seinen  Anfängen  viele  Vergleichspunkte  zur  monarchisch-ständischen  Staatsordnung 
auf.  Die  an  sich  sehr  interessante  Diskussion  zwischen  Friedrich  Tezner  und  Felix 
Rachfahl  über  den  „Dualismus"  in  der  ständestaatlichen  und  der  rechtsstaatlichen  Ver¬ 
fassung  berührt  diese  Verwandtschaft,  die  in  der  Kontinuität  der  historischen  Wirk¬ 
lichkeit  liegt,  gar  nicht.  Selbst  wenn  man  Tezners  m.  E.  gut  fundierte  These  von  der 
rechtsbegrifflichen  Einheit  auch  des  Ständestaats  akzeptiert, .  bleibt  immer  noch  das 
Problem  übrig,  dem  Robert  Piloty  seinen  Aufsatz  über  „Autorität  und  Staatsgewalt“ 
im  Jahrbuch  der  Internationalen  Vereinigung  für  vergleichende  Rechtswissenschaft 
und  Volkswirtschaftslehre  Bd.  6/7  Berlin  1904,  S.  551  ff.  gewidmet  hat,  das  Problem 
des  allmählichen  Auseinandergleitens  von  Legalität  und  Staatsgewalt.  Dieses  Aus¬ 
einandergleiten  zweier  wesenhaft  zusammengehöriger  Attribute  des  Staates  scheint  für 
einen  krisenhaft  revolutionären  Zustand  charakteristisch  zu  sein.  Der  Parlamentarismus 
beginnt  nun  überall  auf  dem  Kontinent  damit,  nicht  nur  der  alten  Legalität  gegenüber 
ein  neues,  kaum  formuliertes,  aber  in  seiner  Erscheinung  lebendiges  Prinzip  zu  ver¬ 
treten,  sondern  vor  allem  erscheint  er  immer  getragen  von  jungen  und  starken  Kräften, 
die  einen  Teil  der  alten  Staatsmacht  erschütterten  oder  usurpierten.  So  ruht  in  jedem 
nicht  demokratischen  Parlamentarismus  ein  Stück  der  alten  Ständeopposition,  die  nur 
bei  gegebener  günstiger  Situation  aktiv  wird  und  werden  kann.  Das  Verhältnis  der 
französischen  Parlamente  (bis  1792)  zu  den  königlichen  Ministern  einerseits,  Bismarcks 
Auffassung  des  Verhältnisses  von  Reichstag  und  Reichskanzler  und  die  Auflösung  der 
auf  sie  gegründeten  Machtverteilung  im  Kriege  andrerseits  demonstrieren  trefflich  die 
hier  gestreifte  Problematik  des  konstitutionell-parlamentarischen  Staates. 
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Konflikten,  die  sich  aus  diesem  Anspruch  ergaben.  Im  Veto,  in  der 
Kabinettsbildung  fand  der  Gegensatz  von  Königtum  und  Parlament  seinen  — 
mehr  formellen  —  Ausdruck.  In  diesem  Kampfe  schuf  sich  die  Parlaments¬ 
mehrheit  eine  Waffe  im  Jakobinerklub,  der  sich  nach  der  Absplitterung  der 
Feuillants  gegen  sie  selbst  wandte,  so  daß  die  Rivalität  von  Parlament  und 
Jakobinerklub  bis  zum  Sturze  Robespierres  das  bezeichnendste  Moment  der 
französischen  Innenpolitik  wird.  Auch  die  Republik  kannte,  solange  sie 
revolutionär  war,  die  doppelte  Legalität.  Erst  von  diesem  tatsächlichen 
politischen  Zustand  her  wird  das  Wort  Robespierres  vom  Mißtrauen  als  der 
spezifisch  republikanischen  Tugend  verständlich.  Der  Jakobinerklub  entstand 
als  parlamentarische  Fraktion,  wurde  zum  Machtzentrum  des  linken  Parla¬ 
mentsflügels  und  seines  Anhanges,  zum  Kontrollorgan  der  „Freunde  der 
Verfassung“,  das  sich  aus  eigenem  Rechte  den  Organen  der  königlichen 
Verwaltung  und  Rechtsprechung  gegenüberstellte,  und  wurde  in  dieser 
Funktion  schon  von  Mirabeau  anerkannt.  Er  wurde  mit  seiner  über  das 
ganze  Land  erstreckten  Organisation  zur  ersten  Wahlmaschine  des  euro¬ 
päischen  Kontinents.  Er  wurde  schließlich  der  Träger  der  revolutionären 
Diktatur.  In  der  Reaktionsepoche  wurde  er  mit  das  erste  Opfer  des  Kampfes 
gegen  die  Träger  der  Revolution.24) 

Der  Jakobinerklub  spielt  in  der  Geschichte  des  kontinentalen  Partei¬ 
wesens  die  gleiche  Rolle,  die  die  französischen  Revolutionsparlamente  in 
der  Geschichte  des  kontinentalen  Parlamentarismus  spielen.  In  ihm  ist  das 
große  organisatorische  Vorbild  aller  modernen  Parteiorganisation  gegeben.ss) 
Während  aber  die  moderne  Partei  jetzt  fast  immer  nach  dem  von  ihm  zuerst 
entwickelten  Schema  aufgezogen  wird,  bediente  er  sich  bei  seiner  Entstehung 
gewisser  Anhaltspunkte,  die  ihm  die  Revolution  bot.  Die  Klubs  der  „Freunde 


24)  Zur  Geschichte  des  Jakobinerklubs  vgl.  seine  Geschichte  von  Zinkeisen  so¬ 
wie  die  Dokumentensammlung  Aulards.  Ich  bin  in  meiner  (ungedr.)  Dissertation,  Ge¬ 
schichte  der  Commission  diu  Luxembourg  (Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  französischen 
Februarrevolution  [Frankfurt  1922  )  auf  die  Bedeutung  des  Jakobinerklubs  für  die  Ent¬ 
wickelung  der  politischen  Technik  in  Frankreich  eingegangen  und  hoffe,  diese  Dinge 
noch  einmal  ausführlicher  behandeln  zu  können.  Lorenz  v.  Stein,  Das  System  des 
Vereinswesens  und  des  Vereinsrechts  Stuttgart  1869,  formuliert  die  Rolle  der  Jakobiner 
in  der  Periode  der  Herrschaft  der  Montagne  treffend:  „So  war  die  Souverainite  du 
peuple  in  der  Tat  die  Souverainite  des  clubs". 

Die  formale  Seite  der  revolutionären  Verwaltungstechnik  hat  C.  Schmitt-Dorotic, 
Die  Diktatur,  Leipzig  1921,  S.  153  ff,  dargestellt.  Leider  fehlt  noch  immer  eine  um¬ 
fassende  Darstellung  der  Materie.  Die  Probleme  der  kommissarischen  Verwaltung  in 
der  modernen  Revolution  sind  daher  bewußt  aus  meinen  Darlegungen  ausgeschieden. 

25)  Vgl.  meine  oben  zit.  Dissertation.  Sehr  interessant  sind  in  diesem  Zusammen¬ 
hänge  die  Formen  des  revolutionären  Kampfes  von  1848  in  Oesterreich,  Fast  gleich¬ 
lautend  mit  Lorenz  Stein  formuliert  Graf  Hertig,  Genesis  der  Revolution  in  Oesterreich, 
S.  181,  daß  die  „revolutionären  Localassoziationen  einen  despotischen  Einfluß  auf  die 
ganze  Monarchie  gewannen“.  Für  Böhmen  hat  Zehntbauer,  Verfassungswandlungen 
in  Oesterreich,  diese  Dinge  dargestellt. 
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der  Verfassung"  knüpften  vielfach  an  die  junge  revolutionäre  Gemeinde¬ 
organisation  an.  Speziell  in  den  Anfängen,  in  denen  er  noch  Club  Breton 
hieß,  waren  seine  Hauptstützen  in  der  Provinz  die  jungen  Gemeinde¬ 
organisationen  der  Bretagne.  Und  die  „societes  populaires"  der  Hauptstadt 
und  des  Landes,  die  ihm  nach  dem  Austritt  der  ,,Feuillants"  sein  Gepräge 
gaben,  standen  in  enger  Beziehung  zu  munizipalen  Organisationen,  waren 
vielfach  wie  die  Cordeliers  Dantons  und  Desmoulins  ehemalige  Gemeinde¬ 
vertretungskörperschaften,  In  den  entscheidenden  Juli-  und  Augusttagen 
1792  waren  es  die  Vertreter  der  provinziellen  Nationalgarden,  die  die 
einzelnen  Kommunen  zur  Feier  des  14,  Juli  nach  Paris  entsandt  hatten,  und 
einzelne  Distrikte  von  Paris,  die  sich  ihm  bei  der  Beseitigung  des  Königtums 
als  zuverlässigste  Stützen  anboten. 

Aehnliche  Erscheinungen  finden  sich  in  allen  großen  Revolutionen, 
die  Europa  in  den  nächsten  hundertdreißig  Jahren  erlebte.  1848  erinnerte 
man  sich  in  Paris  gern  der  Klubs  der  großen  Revolution,  die  man  bewußt 
nachahmte,  und  in  den  ersten  zwei  Monaten  muß  man  durchaus  von  einer 
gut  organisierten  Nebenregierung  der  Klubs  sprechen.26)  Die  Organisationen 
Blanquis,  Barbes'  und  Louis  Blancs  waren  in  hohem  Grade  offiziös,  und  vom 
Innen-  und  Arbeitsministerium  aus,  in  denen  ihre  Vertreter,  Ledru-Rollin 
und  Louis  Blanc  saßen,  versuchten  sie,  das  Land  zu  beherrschen  und  die 
Wahlen  zur  Konstituante  zu  machen.  Ganz  übereinstimmende  Tendenzen 
der  Parteienbildung  finden  wir  in  allen  europäischen  Ländern,  die  1848  die 
Revolution  erfaßt,  am  charakteristischsten  vielleicht  in  Prag  und  Wien.27) 

Das  gleiche  Bestreben,  in  der  revolutionären  Parteiorganisation  die 
Garantie  für  den  Schutz  und  den  Fortschritt  der  Revolution  zu  suchen,  zeigt 
sich  auch  deutlich  in  den  russischen  Revolutionen  des  zwanzigsten  Jahr¬ 
hunderts.  Die  Organisation  der  Arbeiterdeputiertenräte  von  1905  ist  viel¬ 
leicht  die  wichtigste  Erfahrung  revolutionärer  Praxis,  die  dies  stürmische 
Jahr  den  russischen  Revolutionären  brachte.28)  Die  Revolution  von  1917 
stand  unter  der  Signatur  des  Rätesystems.  Die  russische  Geschichte  vom 
März  bis  November  1917  ist  die  lebendigste  Veranschaulichung  des  Problems 
der  doppelten  Legalität.20)  Als  der  Arbeiter-  und  Soldatenrat  als  proleta¬ 
rische  Kontrollinstanz  sich  neben  die  Regierung  gestellt  hatte,  war  im 
Grunde  von  vornherein  klar,  daß  das  Schicksal  Rußlands  vom  Ausgang  des 


26)  Vgl.  meine  Diss.  un<l  die  sehr  umfangreiche  französische  Literatur  zu  dieser 
Zeit.  Vom  reaktionären  Standpunkt  aus  hat  in  stetem  Vergleich  mit  der  Revolution 
des  18.  Jahrhunderts  A.  Lucas,  Les  clubs  et  les  clubistes,  Paris  1851  (in  der  Münchener 
Staatsbibliothek)  eine  Art  Katalog  dieser  politischen  Vereine  gegeben. 

27)  S.  Anm.  25. 

28)  Vgl.  die  oben  zitierten  Darstellungen  von  Trotzki  und  Tscherewanin. 

29)  Schon  am  10.  April  1917  Morgenblatt  meldet  die  „Frankfurter  Zeitung daß  die 
bereits  fast  in  allen  Städten  eingesetzten  Arbeiter-  und  Soldatenräte  mit  dem  Peters¬ 
burger  Aktionsausschuß  in  ständiger  telegraphischer  Verbindung  stehen. 
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Kampfes  dieser  beiden  Souveräne  abhing.  Der  Rücktritt  Miljukows  unter 
dem  Druck  des  Arbeiter-  und  Soldatenrates  ließ  vielleicht  zum  ersten  Male 
die  Krise  ganz  deutlich  werden,  die  bis  zur  Novemberrevolution  die  inner¬ 
politische  Geschichte  Rußlands  erfüllt.  Diese  Räteorganisation  wurde  dann 
ihrerseits  für  die  ganze  Entwicklung  der  mitteleuropäischen  Revolutionen 
charakteristisch.  Ihr  Schicksal  ist  noch  nicht  entschieden.  Ihre  charakte¬ 
ristischen  Merkmale  sind  in  der  Zeit  des  Kampfes  um  die  Macht  die  Kontroll-  • 
funktionen  der  mißtrauischen  Revolutionäre  gegenüber  der  legalen  Ver¬ 
waltung  und  Justiz,30)  nach  errungenem  Siege  die  ungeteilte  Vereinigung  aller 
Gewalten  in  der  Hand  einer  straffen  Organisation.  Auch  in  Rußland  fand 
sie  auf  dem  Lande  in  den  neuentstandenen  Gemeindeorganen,31)  in  den 
Städten  in  den  im  Herbst  1917  gewählten  radikalen  Gemeindeparlamenten 
ihre  Stütze,  bis  sie  nach  dem  Siege  ihnen  über  den  Kopf  wuchs  und  ihre 
Funktionen  an  sich  riß,  aus  sich  heraus  aber  eine  neue  Verwaltung  und 
eine  neue  Rechtsprechung  schuf. 


30)  Die  Praxis  eines  deutschen  Arbeiter-  und  Soldatenrates  hat  H,  Laufenberg, 
Die  Räteidee  in  der  Praxis  des  Hamiburger  Arbeiterratesi,  Arch,  f.  Soz.-Wiss.  Bd.  45, 
S,  591  ff.  trefflich  dargestellt.  Ueber  das  Nebeneinanderbestehen  von  alter  Legalität 
und  Arbeiterrat  vgl.  insbes.  S.  592,  595  ff. 

S1)  Vgl.  hierzu  die  oben  gegebenen  Einzelheiten  und  Zitate. 
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Zur  sozialen  Genesis  der  Renaissance 

Von  Fedor  Schneider 

§  1 

Methodische  Grundlegung 

Als  ich  im  Jahre  1914  der  herrschenden  Meinung  von  der  Roheit  und 
Kulturfeindlichkeit  der  Langobarden  entgegentrat,  suchte  ich  der  Bedeutung 
dieses  Volkes  für  die  Kulturentwicklung  gerechter  zu  werden  mit  folgender 
Würdigung:1)  ,,Noch  heute  gehören  die  von  ihnen  dereinst  besiedelten 
Provinzen  Italiens  zu  den  volkreichsten  und  zeichnen  sich  durch  überlegene 
Kultur  aus.  Nur  ihre  Städte  haben  in  den  glorreichen  Zeiten  der  Kommunal¬ 
bewegung  einen  neuen  Aufschwung  im  Volksleben  Italiens  geschaffen,  sie 
haben  die  Grundlagen  der  Renaissance,  die  Freiheit  und  Persönlichkeit, 
.  .  errungen  .  .  .  Wo  die  Langobarden  festen  Fuß  faßten,  da  sehen  wir  bis  in 
unsere  Tage  die  dichteste  Besiedlung,  die  größte  Verbreitung  von  Werken 
materieller  und  geistiger  Kultur.“ 

Inzwischen  hat  zu  meiner  Freude  ein  Forscher  vom  Range  von  Alfons 
Dopsch2)  meinen  Standpunkt  nicht  nur  in  Bezug  auf  die  Langobarden  ange¬ 
nommen;  er  hat  auf  breitester  Grundlage  den  Beweis  angetreten,  daß  die 
Germanen  der  Völkerwanderungszeit  überhaupt  nicht  kulturlos  waren,  daß 
erst  die  italienische  Renaissance  sie  zu  Barbaren  (im  modernen  Wortsinne) 
gestempelt  hat:  diese  sollten  dann  die  antike  Kultur  vernichtet  haben  —  die 
,, Katastrophenpolitik“,  wie  Dopsch  sagt,  die  eine  sehr  vereinfachte  und  ein¬ 
seitige  Lösung  eines  komplexen  Problems  bieten  wollte  und  gegen  die  ich 
mich,  was  Italien  betrifft  —  und  das  ist  die  Hauptsache  — ,  bereits  in  dem 
der  angezogenen  Stelle  voraufgehenden  Satze  gewandt  hatte. 

Anderswo  werde  ich  beschreiben,  wie  im  Kernlande  des  imperium 
Romanum  seit  den  Tagen  der  Städtebewegung  des  elften  Jahrhunderts  das 


x)  Die  Reichsverwaltung  in  Toscana  von  der  Gründung  des  Langobardenreiches 
bis  zum  Ausgang  der  Staufer,  I,  171  f. 

2)  Wirtschaftliche  und  soziale  Grundlagen  der  europäischen  Kulturentwicklung 
aus  der  Zeit  von  Cäsar  bis  auf  Karl  d.  Gr.  I  (Wien  1918)  S.,  200  ff.  ünd  überhaupt 
S.  190—318. 
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Nationalbewußtsein  an  dem  Gefühl  der  Abstammung  von  den  alten  Welt¬ 
eroberern  und  dem  feindlichen  Gegensatz  gegen  die  deutsche  Fremdherrschaft 
seine  Nahrung  fand.  Auch  der  gebildete  Italiener  von  heute  erkennt  nur  das 
römische  Element  in  seinem  Blute  an;  er  ignoriert  in  vorgefaßter  Meinung 
das  germanische,  er  setzt  die  germanischen  Einflüsse  auf  seine  Kultur  herab 
mit  einer  Bitterkeit  und  Undankbarkeit,  die  sich  aus  den  politischen  Schick¬ 
salen  seiner  Nation  verstehen  läßt,  aber  objektiv  unberechtigt  ist.  Um  so 
erfreuter  ist  man,  unter  den  italienischen  Gelehrten  manchen  zu  finden,  der 
auch  die  langobardische  Ahnenreihe  seiner  Kultur  ohne  Vorurteil  betrachtet; 
neben  Namen  wie  Giuseppe  Salvioli  und  Amedeo  Crivellucci  ist  es  mir  ein 
Bedürfnis,  meinen  verehrten  Freund,  den  Rechtshistoriker  Luigi  Chiappelli, 
anzuführen,  der  in  einem  vortrefflichen  neueren  Buch3)  ganz  mit  meinen 
Auffassungen  übereinkommt. 

Weil  für  Italien  die  Quellen  vergleichsweise  überaus  reichlich  fließen, 
kann  man  hier  zeigen,  wie  die  Sozialentwicklung  von  der  langobardischen 
Landnahme  bis  zur  Städtezeit  und  Renaissance  nun  wirklich  verlaufen  ist: 
das  Jahrzehnt  weiterer  Forschungen  hat  meine  Anschauungen  präzisiert. 
Die  Städte  rissen  sich  aus  den  feudalen  und  naturwirtschaftlichen  Fesseln 
los:  gut;  aber  woher  entstanden  so  bedeutende  Städte?  Die  Antwort  gibt  die 
freie  Landgemeinde.  Sie  ist  es,  die  zunächst  den  Nahrungsspielraum  für  eine 
rasch  wachsende  städtische  Bevölkerung  durch  Intensierung  bäuerlicher 
Bodenkultur  ausweitete,  dann  aber  diesen  Zuwachs,  unverbrauchtes,  im 
Selbstgefühl  der  freien  Persönlichkeit  kampffrohes  Menschenmaterial,  hergab. 
Womit  nicht  gesagt  sein  soll,  daß  die  Städte  nicht  auch  anderen  Zuzug 
empfingen:  Führer  aus  den  höchsten,  Arbeiter  aus  den  personenrechtlich 
oder  dinglich  gebundenen  niederen  Schichten.  Aber  die  Landgemeinde 
scheint  vor  allem  wichtig. 

Die  „Entstehung  von  Burg-  und  Landgemeinde  in  Italien“  —  denn  aus 
verfassungsrechtlichen  Gründen  ist  die  Burggemeinde  nicht  von  der  Land¬ 
gemeinde  zu  trennen  —  habe  ich  aus  den  Urkunden  geschrieben.  Leider  kann 
dieses  Buch,  das  längst  im  Manuskript  vollendet  vorliegt,  nicht  gedruckt 
werden.  So  sei  es  mir  an  diesem  Orte  gestattet,  daraus  einige  wesentliche 
Ergebnisse  mitzuteilen,  für  deren  Begründung  ich  mich  —  ich  wage  kaum 
zu  sagen:  hoffentlich  nur  einstweilen!  —  auf  die  ausführliche  Darstellung 
berufen  muß.  Aber  diese  enthält  darüber  hinaus  auch  noch  vielerlei  neue 
Beiträge,  so  zur  historischen  Geographie,  zum  byzantinischen  Limeswerk, 
zum  jüngeren  Burgbau  in  Italien  (X.  Jahrhundert)  wie  überhaupt  zur  Wirt¬ 
schafts-,  Sozial-  und  Staatsgeschichte. 

Noch  immer  arbeitet  die  Forschung  auf  dem  Gebiete  der  Städte¬ 
geschichte  Italiens  ohne  strenge  Terminologie;  Vermischung  von  Stadt  und 


3)  L’etä  longobarda  in  Pistoia  (Firenze  1922)  p.  87. 
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Landgemeinde  ist  an  der  Tagesordnung:  so  gehört  die  „merkwürdige  Ur¬ 
kunde“  von  1093  über  das  castrum  Biandrate,4)  die  wegen  der  frühen 
Nennung  von  Konsuln  in  der  Geschichte  der  Städtefreiheit  eine  so  große 
Rolle  spielt,  einer  Burggemeinde  an.  Und  dabei  ist  wegen  der  Fortwirkung 
antiker  Ordnungen  der  Begriff  „Stadt“  viel  sicherer  festzustellen  wie  für  das 
Deutschland  des  frühen  Mittelalters;  Stadt  ist  nämlich  nur  die  ciuitas,  die 
Erbin  der  Zentren  römischer  Selbstverwaltung:  im  Mittelalter,  wo  sie  nicht 
eingegangen  ist,  als  Sitz  des  Bischofs  wie  später  des  fränkischen  Grafen  der 
wichtige  Mittelpunkt  aller  Lebensverhältnisse  in  ihrem  Bezirk,  dem  welt¬ 
lichen  Territorium  und  der  kirchlichen  Diözese.5 6) 

Für  die  Landgemeinden  hat  sich  mit  Recht  dae  Maurersche  Klassi¬ 
fikation  in  freie  und  hofrechtliche  eingebürgert;  für  Italien  haben  sie 
Rechtshistoriker  wie  Pertile  und  Arrigo  Solmi  aufgenommen.  Neuerdings 
ist  es  aber  beliebt,  alle  italienischen  Landgemeinden  für  hofrechtlich  zu 
erklären:  das  tat  ausdrücklich  nicht  nur  Hans  Niese  in  einer  ergebnisreichen 
Rezension  der  seltsamen  „Italienischen  Verfassungsgeschichte“  von  Ernst 
Mayer0),  nein  auch  der  Gelehrte,  dem  wir  eine  Sozialgeschichte  der 
italienischen  Landgemeinde  verdanken.7)  So  ist  das  Kapitel  von  Caggese 
über  den  Ursprung  dieser  Assoziationen  weniger  grundlegend  wie  anaere 
Teile  seines  \Verkes,  und  wenn  in  Italien  das  Interesse  an  der  Landgemeinde 
groß  ist,  so  verschuldet  eben  die  mangelnde  Einigung  über  die  methodischen 
Prinzipien  eine  Zersplitterung  der  Forschung  in  unübersehbare  Monographien 
über  einzelne  überwiegend  hofrechtliche  Gemeinden,  die  meist  späte  oder 
sekundäre  Bildungen  sind  und  selten  sichere  Rückschlüsse  auf  die  alten 
Verhältnisse  zulassen.  Auch  Zusammenfassungen  größerer  Gebiete,  wie  die 
Arbeiten  von  Sorbelli  über  den  emilianischen  Apennin  oder  von  Andrich 
über  das  Friaul,  leiden  an  dem  Mangel  methodischer  Klarheit  über  die 
Anfänge,  die  überhaupt  noch  nicht  quellenmäßig  und  kritisch  untersucht 
worden  sind.  Dafür  trat  zum  Ersatz,  wie  üblich,  die  soziologisch  aufgeputzte 
generalisierende  Phrase  ein.  Man  begnügt  sich  etwa  mit  dem  Dogma  von  den 
nivellierenden  Wirkungen  des  Hofrechts  —  und  doch  ist  der  Begriff  des 
einheitlichen  „Hofrechts“  seit  den  Forschungen  von  Seeliger  ad  acta  zu  legen 
—  oder  mit  dem  einer  immanenten,  transzendental  gedachten  bäuerlichen 
Freiheitsbewegung,  die  die  Entwicklung  in  die  privat-  und  hofrechtliche 
Sphäre  verschiebt  —  und  doch  hat  Georg  v.  Below  eine  übertriebene  Bevor¬ 
zugung  privat-  und  hofrechtlicher  Beziehungen  längst  als  irrig  erwiesen  — , 


4)  Carl  Hegel,  Geschichte  der  Städteverfassung  von  Italien  (Leipzig  1847),  Bd.  II. 
S.  169 — 172;  dieses  teilweise  veraltete  Buch  ist  im  ganzen  noch  heute  grundlegend, 

5)  Schneider,  Reichsverwaltung  in  Toscana.  I,  33.  Kornemann,  Art.  Civitas  bei 
Pauly-Wissowa,  RE,  1.  Suppl.-Heft  (1903)  Sp.  300 — 304, 

6)  Zeitschrift  der  Savigny-Stiftung  für  Rechtsgeschichte.  XXXII  (Germ.  Abt.)  S.  388. 

7)  Romolo  Caggese,,  Classi  e  comuni  rurali  I  (Firenze  1907)  p.  169,  229. 
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oder  man  nüanciert  etwas  anders  und  faßt  überhäupt  nur  die  wirtschaftlich- 
soziale  Vergesellschaftung  als  (wiederum  immanenten)  ,,Zug  der  Zeit“, 
wobei  man  den  Vorteil  hat,  die  Elemente  des  neuen  Amalgams  ebenso 
unbewiesen  voraussetzen  zu  können  wie  die  entscheidenden  Motive. 

Es  wird  gut  sein,  den  Begriff  der  freien  Landgemeinde  gleich  zu 
determinieren:  wir  verstehen  darunter  eine  solche,  die  ursprünglich  dem 
Reich  unmittelbar  untersteht;  und  zwar  öffentlichrechtlich,  nicht  privat¬ 
rechtlich  wie  abhängige  Domänendörfer,  die  ebenso  hofrechtlich  sein  können 
wie  die,  die  einen  anderen  Grundherrn  als  den  Staat  haben.  Selbst  wenn 
man  heute  noch  —  im  Widerspruch  zu  der  endlich  erreichten  begrifflichen 
Klärung")  —  die  m^igelnde  Unterscheidung  öffentlicher  und  privater 
Rechtsbeziehungen  als  charakteristisch  für  das  Mittelalter  ansehen  wollte, 
so  wäre  doch  die  Machtwirkung  des  Staates  auf  die  freie  Landgemeinde 
nicht  der  des  Grundherrn  auf  die  hofrechtliche  qualitativ  —  bei  noch  so 
großer  quantitativer  Steigerung  —  gleichzusetzen.  Die  soziale  Struktur 
beider  ist  diametral  verschieden:  die  freie  Landgemeinde  besteht  ursprüng¬ 
lich  ausnahmslos  aus  Freien  (arimanni,  ingenui,  liberi),  die  hofrechtliche  nur 
aus  Individuen,  die  in  verschiedenen  Graden  der  Abhängigkeit  vorn  Grund¬ 
herrn  stehen;  hier  ist  die  Gemeindegründung  ein  herrschaftlicher  Akt,  der 
die  Lasten  allgemein  fixiert,  was  in  manchen  Einzelfällen  eine  Milderung 
bedeuten  mag,  und  gewisse  Rechte  verleiht.  Hier  ist  denn  auch  der  Zeitpunkt 
jener  „Nivellierung“,  d.  h.  Verschmelzung  der  verschiedenen  sozialen 
Klassen  der  abhängigen  Leute,  greifbar;  man  hat  ihn  meist  viel  zu  früh 
angesetzt  und  wie  mit  einem  historischen  Gesetz  die  ganze  soziale  Ent¬ 
wicklung  typisiert. 

Demgegenüber  lehren  die  Quellen,  daß  die  hofrechtliche  Gemeinde 
eine  jüngere  und  offenbar  sekundäre  Bildung,  ja  eine  Abschwächung 
gegenüber  der  freien  ist.  Diese  ist  ganz  bedeutend  älter  und  beruht  nicht 
auf  jenem  nebelhaften  Phantom  der  Evolution  und  Vergesellschaftung,  das 
eingetreten  sein  soll,  „als  die  Zeit  erfüllet  war“,  sondern  auf  fest¬ 
umschriebenen  staatsrechtlichen  Akten  und  Pakten,  die  wir  zum  Teil 
kennen,  zum  Teil  wenigstens  erkennen  können.  So  wird  es  methodisch  sein, 
mit  den  Ursprüngen  der  freien  Landgemeinde  anzufangen.  Man  wird  damit 
mehr  Klarheit  schaffen  als  mit  den  zur  Zeit  beliebten  Rückschlüssen  aus 
jener  Analogiebildung  der  hofrechtlichen  Gemeinde.  Nur  daß  auf  diesem 
Wege  unbewußt  —  durch  wahllose  Untersuchung  beider  Gruppen  —  das 
echte  alte  Material  vermehrt  worden  ist.  Aber  die  starke  Ueberschätzung 
des  Wertes  der  jungen  hofrechtlichen  Statuten  und  Verfassungen,  die 
methodisch  unzureichende  Interpretation  der  uralten  Zeugnisse,  verbunden 
mit  steter  Verwässerung  durch  die  ewigen  Rückschlüsse  aus  dem  XIII.  und 


8)  Georg  v.  Below,  Der  deutsche  Staat  des  Mittelalters  I  (Leipzig  1914). 
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XI V.  Jahrhundert,  verhinderte  die  Verständigung  über  die  Grundlagen.  Erst 
nach  Schaffung  dieser  wird  man  das  sekundäre  und  junge  Material  mit 
Erfolg  zu  Rückschlüssen  verwerten. 

Die  Ueberlieferung  zeigt  den  umgekehrten  Gang  der  Entwicklung 
wie  in  Deutschland.  Hier  besteht  rechtlich  und  sozial,  wenn  auch  nicht 
wirtschaftlich,9)  zuerst  nur  eine  Art  Gemeinde:  die  Landgemeinde;  aus  ihr 
differenzieren  sich  Markt,  Burg,  Stadt.  Italien  tritt  in  das  Mittelalter  nur 
mit  einer  Art  Gemeinde,  der  civitas.  Es  kennt  am  Ausgang  der  römischen 
Kaiserzeit  staatsrechtlich  keine  Landgemeinde.  Am  Ende  der  Entwicklung, 
seit  dem  Siege  der  Städtefreiheit,  ist  der  rechtliche  und  soziale  Unterschied 
zwischen  der  Stadt  und  der  inzwischen  entstandenen  Landgemeinde  (der 
freien  und  der  ursprünglich  hofrechtlichen)  verwischt;  sie  heißen  alle  comune 
und  sind  theoretisch  gleich  konstruiert  und  berechtigt,  wenn  auch  die 
Unterschiede  an  tatsächlicher  Bedeutung  politisch  zu  Abhängigkeitsverhält¬ 
nissen  führen.  So  spricht  man  mit  Recht  von  Italiens  Kommunalzeit.  Noch 
heut  ist  comune  der  verwaltungsrechtliche  Ausdruck  für  die  Großstadt  wie 
für  die  kleinste  autonome  Landgemeinde,  deren  Zellen,  die  frazioni,  nur 
Vorwerke  ohne  organisches  Sonderleben  sind, 

§  2 

Langobardische  Staatskolonisation 

In  Oberitalien  wie  im  Gebiete  der  Italiker  hat  Rom  keine  stärkeren 
Eingriffe  in  die  Vorgefundene  wirtschaftliche  und  soziale  Organisation  vor¬ 
genommen,  Man  siedelte  dort  in  Dörfern  und  Einzelhöfen,  die  in  Gauen 
mit  einer  befestigten  Mal-,  Kult-  und  Zufluchtsstätte  ( castellum ,  conci- 
liabulum)  zusammengefaßt  waren.  Erst  allmählich  wirkte  die  höhere  — 
städtische  und  geldwirtschaftliche  —  Kultur  des  Siegers  zersetzend.  Rom 
führte  die  Städteverfassung  ein  und  teilte  das  platte  Land  den  Städten  zu. 
Aus  den  bekannten  Ursachen  bemächtigte  sich  der  in  den  Städten  zusammen¬ 
gefaßte  Großgrundbesitz  auch  dieser  Landschaften  und  drückte  die  freien 
Bauern  zu  Kolonen  herab.  Die  Kastelle  und  anderen  quasimunizipalen  Ge¬ 
meinden,  die  sich  aus  den  Vororten  der  Gaue  gebildet  hatten,  hielten  der 
Kulturentwicklung  nicht  stand;  teils  erwuchsen  sie  zu  Städten,  teils  wurden 
sie  zu  gewöhnlichen  Dörfern  herabgedrückt.  Aber  dieser  vicus  ist  nicht 
Gemeinde;  er  hat  weder  Gemeindeland  noch  Gemeindeautonomie,  nur  die 
Stadt  hat  Gemeindebefugnisse,  die  in  den  Händen  der  größeren  Grund¬ 
besitzer,  der  possessores,  liegen.  Zu  ihnen  gehören  auch  die  wenigen  Reste 
der  freien  Bauern,  die  etwa  noch  im  Dorf  wohnen.  Sie  sind  cives  nicht  des 
Dorfes,  sondern  der  Stadt.  Auf  sie  kann  die  spätere  ländliche  Gemeinde¬ 
bildung  nicht  zurückgehen.  Nur  die  Stadt  hat  Allmenden,  die  communalia. 

9)  Soweit  wird  man  an  v,  Belows  „Landgemeindetheorie"  auch  nach  dem 
ergebnisreichen  Abschnitt  über  das  Städtewesen  von  Alfons  Dopsch,  Die  Wirtschafls- 
entwicklung  der  Karolingerzeit  (2.  Aufl,,  Weimar  1922)  II,  S.  95 — 137  festhalten  dürfen. 
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Anders  lag  es  in  den  kulturell  nicht  völlig  assimilierten  Alpental¬ 
gauen,  die  den  nächsten  Städten  als  halb  selbständige  Gemeindebezirke 
attribuiert  wurden.  Hier  bestanden  in  den  Gauen  quasimunizipale  Ge¬ 
meinden  ( conciliabula)  und  Dörfer  fort  und  behielten  gesonderte  All¬ 
menden:  interconciiiaricia  und  vicanalia.  Als  im  frühen  Mittelalter  unsere 
Urkunden  einsetzen,  finden  wir  hier  diese  beiden  Begriffe  noch  vor,  während 
die  communalia  außer  im  Gebirge  (Alpen  und  Apennin)  auch  in  der  Ebene, 
etwa  in  den  Sumpfwäldern  von  Cremona  und  Mantua  oder  im  Hügelland 
südlich  des  Gardasees,  bleiben. 

Nachdem  Byzanz  Italien  aus  der  Hand  der  Ostgoten  zurückerobert 
hatte,  errichtete  es  einen  Alpenlimes  mit  Kastellen,  die  vielfach  in  den 
ehemaligen  Gauburgen  der  Urbevölkerung  lagen.  Die  Kastelle  waren  Mittel¬ 
punkte  selbständiger,  aus  dem  Territorium  der  Stadt  ausgeschiedener 
Verwaltungssprengel;  die  Besatzung  wurde  teils  in  der  Rechtsstellung  der 
milites  limitanei  angesiedelt,  teils  —  besonders  in  späterer  Zeit  —  aus  der 
als  Nationalmiliz  konstruierten  Bevölkerung  entnommen.  Nach  dem  Verlust 
der  Alpenfront  an  die  Langobarden  haben  die  Byzantiner  ein  neues  Kapitel 
ihrer  glorreichen,  leider  bis  auf  wenige  ragende  Trümmer  versunkenen 
Militärgeschichte  geschrieben.  Das  ist  der  Langobardenlimes  im  Apennin 
und  Ciminischen  Wald;  vielfach  vorgeschoben,  öfter  zurückgenommen:  über¬ 
rannte  der  stürmende  Feind  eine  Linie,  so  warf  das  kaiserliche  Heer  gegen¬ 
über  einen  neuen  Festungswall  auf.  Das  ist  teilweise  deutlich  erkennbar  und 
von  mir  früher  geschildert.10)  An  eine  ununterbrochene  ,,Schützengrabenlinie‘f 
mit  Wall  und  Graben  ist  nicht  zu  denken:  die  Front  bildete  ein  System  von 
Kastellen  und  Feldbefestigungen  an  Pässen  und  Straßen,  den  „Klausen“. 

Italienische  Forschungen,  besonders  von  Aldo  Checchini  und  Pier 
Silverio  Leicht,  haben  einwandfrei  nachgewiesen,  daß  die  Langobarden  diese 
Organisation  übernahmen  und  fortführten,  wo  sie  von  ihr  Besitz  ergriffen. 
Wenn  nämlich  die  vollfreien  Langobarden  bis  zum  Untergang  ihres  Reichs 
offiziell  arimanni  heißen,  so  bezeichnet  dieses  Wort  später  in  engerem  Sinne 
angesiedelte  Besatzungen,  die  durchaus  in  die  Rechtsstellung  der  byzan¬ 
tinischen  milites  limitanei  eingedickt  zu  sein  scheinen.  Der  Hergang  wird  der 
gewesen  sein,  daß  die  byzantinischen  Truppen  barbarischer  Herkunft  selbst 
vielfach  übergingen  und  unter  die  Langobarden  aufgenommen  wurden,  wobei 
ihnen  ihre  Stellung  belassen  wurde;  und  sie,  besonders  die  vielen  Ostgoten, 
die  Byzanz  in  die  italienische  Armee  eingereiht  hatte,  konnten  den  Lango¬ 
barden  als  Lehrmeister  des  Limessystems  dienen,  falls  diese  es  nicht  schon 
in  Pannonien  kennen  gelernt  hatten. 

Zu  der  Besatzung  eines  Kastells  oder  Klausensystems  gehören  zahl¬ 
reiche  kleine  Siedlungen,  deren  wehrfähige  Mitglieder  den  Dienst  im  Kastell 

10)  A.  a.  O.  S.  17—23. 
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versehen.  Das  sind  die  einzelnen  Arimannien.  Ursprünglich  Militärabteilung 
unter  Führern,  die  die  byzantinischen  Unter-  und  Subalternoffizierstitel 
decanus  und  centenarius -11)  (denn  das  ist  die  Herkunft  dieser  Worte!)  führen, 
werden  sie  zu  einer  auf  Staatsboden  angesiedelten  und  zur  Allmendnutzung 
berechtigten  Personalgemeinde:  ist  doch  alle  Allmende  bei  den  Langobarden 
verstaatlicht  worden.  So  sind  auch  die  großen  Systeme  des  Straßenschutzes 
wie  die  Veroneser  Klausen  organisiert  gewesen;  hier  war  die  Reichsburg 
Garda  rückwärtiger  Stützpunkt,  und  zu  ihr  gehörten  Arimannien  bis  weit 
unterhalb  von  Verona  an  der  Etsch.  Ebenso  haben  in  den  Tälern  Blenio  und 
Leventina  im  Kanton  Tessin  die  berechtigten  Glieder  jeder  Siedlung  an  der 
Straße,  die  Erben  der  einzelnen  Arimannenstellen,  das  Transportrecht  bis 
zur  nächsten  Siedelung;  die  Dekane  der  Orte  bestimmen  die  Leute  der  Reihe 
nach  zum  Dienst.  Hier  wie  sonst  hat  man  die  Gemeindebildung  mit  der 
Modehypothese  germanischer  Markgenossenschaft  erklären  wollen;  doch 
diese  dürfte  von  Dopsch  endgültig  in  das  Fabelreich  verwiesen  sein,  während 
wir  übrigens  seit  Hartmann  wissen,  daß  die  regelmäßige  Siedlung  der 
Langobarden  in  fara,  d,  h.  grundherrlich  nach  Geschlechtern  und  zersplittert 
vor  sich  ging  und  nicht  zur  Markgenossenschaft  führen  konnte. 

Nach  dem  Vorbild  der  militärischen  Limitansiedlung  mögen  die 
Langobarden  auch  andere  Staatssiedlungen  ohne  kriegerische  Zwecke 
angelegt  haben;  im  ganzen  liegt,  wie  schon  Leicht  erkannte  und  ich  noch  viel 
genauer  zeigen  konnte,  das  Gebiet  der  nachweisbaren  Arimannien  in  zu¬ 
sammenhängender  Linie  an  der  Reichsgrenze  und  zeigt  im  einzelnen  Be¬ 
ziehungen  auf  strategische  Punkte  und  Ziele.  Ganze  Täler  sind  oft  noch  sehr 
spät  in  recht  ursprünglichen  Formen  (etwa  Gesamtrat  aller  Teildörfer) 
zusammengefaßt;  oft  heißt  ihr  Verwaltungszentrum  einfach  Casteilum;  in 
solchen  Fällen  darf  man  von  einer  Talschaft  reden,  die  sich  an  vorbyzan¬ 
tinische,  ja  manchmal  vorrömische  Siedlungszustände  anschloß. 

Zu  den  Grenzen  kommen  aber  noch  militärisch  und  politisch  wichtige 
Bezirke  im  Innern,  wie  die  Umgebung  der  Hauptstadt  Pavia.  Dort  hat  das 
Königtum  die  mit  ihm  auf  Gedeih  und  Verderb  verbundenen  föderierten 
Fremdvölker,  die  Sarmaten,  die  es  in  Italien  vorfand,  die  Gepiden,  die  es 
mitbrachte,  die  Bulgaren,  die  es  nach  sich  zog,  alle  diese  und  andere 
stammfremde  „Garden“  kompakt  angesiedelt.  So  ist  die  später  als  Graf¬ 
schaft  bezeichnete  Bulgarei  bei  Pavia  genau  dasselbe  in  engeren  Dimensionen 
wie  die  etwa  gleichzeitige  Ansetzung  der  byzantinischen  Gardekorps,  des 
„gottbeschützten“  Obsequiums,  der  Buccellarier,  Optimaten  usw.  in  den 
Konstantinopel  gegenüber  liegenden  Landschaften  Kleinasiens.  Die  Samm- 


1X)  Von  den  Langobarden  mit  sculdahis  übersetzt;  die  Identität  wird  über¬ 
wiegend  angenommen  und  geht  klar  aus  einem  Diplom  Ottos  I.  für  Chur  (D.  209  der 
Monumenten- Ausgabe)  hervor,  wo  von  einer  centena  et  scultatia  Curiensis  die  Rede  ist. 
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lung  der  Ortsnamen  mit  Sarmatae,  Gepidi,  Bulgari  usw.  ergab  derartige 
interessante  Folgerungen.  Wir  wissen  ja  aus  Paulus  Diaconus,  Hist.  Langob. 
II,  c.  26,  daß  die  Dörfer,  in  denen  diese  ihr  Volkstum  zäh  bewahrenden 
Stämme  wohnten,  den  Stammesnamen  führten. 

Nun  löst  sich  das  Problem,  wie  die  Langobarden  zu  einer  freien 
Landgemeinde  kommen  konnten.  Die  allgemeine,  regelmäßige  Form  ihrer 
Landnahme  hätte  das  kaum  ermöglicht.  Die  einzelnen  farae  siedelten  unter 
der  romanischen  Bevölkerung  verstreut  und  vereinzelt;  so  hat  das  Volk 
schnell  seine  Sprache  verloren,  so  konnte  aber  auch  keine  rein  lango- 
bardische  Gemeinde  entstehen,  während  wir  andrerseits  sehen,  daß  die 
Gemeindebildung  bedeutend  eher  eintrat  als  die  soziale  und  kulturelle 
Verschmelzung  der  Sieger  mit  den  Besiegten.  Wir  haben  eben  zwei  Arten 
von  Siedlung  zu  scheiden:  die  regelmäßige  der  einzelnen  Grundherren¬ 
geschlechter  (in  fara)  und  jene  beschriebene  staatliche  Siedlung  in 
militärisch-genossenschaftlicher  Form  und  im  Rechtsverhältnis  der 
römischen  milites  limitanei  —  sie  betraf  sicherlich  nicht  die  Masse  des 
herrschenden  Volkes. 


§  3 

Die  Entwicklung  der  reichsfreien  Landgemeinde 

Ein  großer  Teil  dieser  Arimannensiedlungen  verlor  im  Laufe  der 
Jahrhunderte  die  Freiheit  und  behielt  manchmal  kaum  mehr  als  den  Namen 
jener  einstmals  bevorzugten  Stellung;  der  Arimannenname  deckte  hinfort 
alle  möglichen  sozialen  Uebergänge  vom  Edelfreien  bis  zum  Sklaven,  und 
Pier  Silverio  Leicht  hat  recht,  wenn  er  die  Arimannie  eine  ,,vexata  quaestio" 
nennt.  Aber  vielleicht  die  Mehrheit  rettete  Freiheit  und  Genossenschaft; 
und  diese  Bevölkerung  hat  einen  Eckstein  zum  stolzen  Bau  moderner 
Persönlichkeit  und  Individualität  geliefert.  Denn  im  ganzen  hat  das  Reich 
nicht  vergessen,  daß  die  Arimannen  ihm  zugehörten;  es  hat  sie  beschützt, 
auch  wo  es  sie  an  feudale  Herren  vergabte;  in  der  Regel  unterstanden  sie 
aber  seit  den  Franken  der  Grafengewalt,  die  über  ihre  Freiheit  wachte. 

Wie  verläuft  der  Weg  von  diesen  doch  mannigfaltig  gebundenen 
Militärsiedlungen  zu  der  freien,  nur  dem  Reiche  unterstehenden  Gemeinde? 
Die  Arimannie  zahlt  Zins  für  Weide  und  Rodung,  ist  dem  Staat  Spann-  und 
Transportdienste,  Holzschlag  im  Reichsforst  und  anderes  schuldig;  ihre 
Leitung  ist  militärisch,  die  Verfügungsfreiheit  über  das  Soldatengut  auf  die 
Gruppe  beschränkt.  So  blieb  der  Staat  in  Beziehungen  zur  Arimannie.  Aber 
mit  der  Zeit  lösten  sich  die  straffen  Bande  militärischer  Unterordnung. 

Sehr  zeitig  treten  freie  Landgemeinden  auf;  ja  man  ist  überrascht, 
zu  sehen,  daß  sie  viel  älter  sind  als  die  ältesten  Stadtgemeinden  des 
Mittelalters,  Das  älteste  Privileg  für  eine  Stadt  ist  reichlich  150  Jahre 
nach  dem  ältesten  für  eine  Landgemeinde  erlassen:  es  ist  das  bekannte 
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Diplom  Ottos  III.  für  Cremona  von  996  (D.  198)  ,12)  das  aber  nur  aus  Ver¬ 
sehen  erteilt  und  sofort  zurückgezogen  wurde;  dann  folgt  das  Heinrichs  II. 
für  Mantua  von  1014  (D.  278).  Beide  sind  aber  den  Städten  nur  in 
ihrem  Charakter  als  Landgemeinden  erteilt,  das  für  Mantua  nennt  aus¬ 
drücklich  die  dortigen  Arimannen  als  Empfänger,  und  es  war  ein  Vorzug, 
dessen  nicht  jede  Stadt  gewürdigt  wurde,  sondern  nur  solche,  die  von  freien 
Langobarden  besetzt  worden  waren.  Cremona  und  Mantua  waren  erst  603 
von  Agilulf  erobert,  als  die  Langobarden  schon  siedelten;  jenes  ward  bis 
auf  den  Boden  zerstört,  während  die  Besatzung  von  Mantua  freien  Abzug 
erhielt.13)  Hier  wird  also  an  die  Stelle  byzantinischer  Limitansiedlung  oder 
vielleicht  schon  Nationalmiliz  —  der  Quellenausdruck  milites  ist  doppel¬ 
deutig  —  die  Ansiedlung  langobardischer  Arimannen  getreten  sein,  und 
so  hingen  die  ersten  Städteprivilegien  von  der  großen,  viel  älteren  Kategorie 
der  Landgemeindeprivilegien  ab.  Denn  das  älteste  Privileg  dieser  Gattung, 
nur  aus  einem  Zitat  bekannt,  ist  den  Leuten  von  Flexum  bei  Mantua  von 
König  Liutprand  (712 — 744)  erteilt  worden. 

Die  Stadt  hat  eben  unter  den  Langobarden  Selbstverwaltung  und 
Gemeindequalität  eingebüßt;  sie  untersteht  staatlichen  Organen  und  gewinnt 
erst  allmählich  im  Zusammenhang  mit  der  Allmendehoheit  ihre  Rechts¬ 
persönlichkeit  zurück,  die  damals  bereits  zahlreiche  Landgemeinden  längst 
besitzen.  Denn  die  Landgemeinde  hat  sich  ganz  folgerichtig  aus  der 
Arimannie  entwickelt;  das  läßt  sich  in  vielen  alten  Einzelfällen  unmittelbar 
aus  den  Quellen  herauslesen,  aber  auch  sonst  wahrscheinlich  machen.  Ich 
habe  die  ältesten  Landgemeinden  chronologisch  zusammengestellt  und  dann 
eine  topographische  Uebersicht  über  die  mir  bekannten  reichsfreien  Land¬ 
gemeinden  überhaupt  gegeben:  ihr  Verbreitungsgebiet  deckt  sich  mit  dem 
der  Arimannie  fast  völlig,  und  so  ist  historisch  und  topographisch  der  Zu¬ 
sammenhang  mit  ihr  hergestellt. 

Auch  auf  den  Gang  dieser  Entwicklung  wirft  unsere  Ueberlieferung 
genügend  Licht.14)  Indem  der  militärische  Zweck  der  Siedlung  im  Laufe  der 
Jahrhunderte  in  Vergessenheit  gerät,  tritt  der  Gemeindecharakter,  der  sich 
zuerst  vom  Allmendanteil  aus  entwickelt,  stärker  hervor.  Es  bildet  sich  eine 
Ratsversammlung  der  Genossen,  ja  Gemeindeorgane:  manchmal  behält  der 
Vorsteher  seinen  militärischen  Titel  decanus,  dessen  Geschichte  deshalb  von 
der  Forschung  bisher  durchaus  verkannt  ist,  meist  finden  sich  andere  Be¬ 
nennungen.  Immer  noch  bleibt  die  Siedlung  dem  Reich  verbunden,  das  sie 


12)  Ich  zitiere  die  Diplome  von  Otto  I.  bis  Konrad  II,  nach  der  Diplomnummer 
(D.)  in  der  Ausgabe  der  DD.  in  den  Monumenta  Germaniae,  die  folgenden  bis  Heinrich  VI. 
nach  den  Regesten  von  Stumpf  (St.). 

13)  Paulus  Diaconus,  Hist,  Langob.  IV,  c,  28. 

14)  Vgl.  die  Frankfurter  Dissertation  von  Ernst  Ludwig,  Zur  Verfassung  der 
Arimannia  (1923,  Schreibmaschinenmanuskr.). 
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schützt  und  durch  den  Grafen  beaufsichtigt,  ihre  Lasten  regelt  und  mit  der 
Zeit  mildert,  ihr  die  Allmende  zu  eigen  überträgt,  Zollbefreiungen  und 
weitere  Privilegien  erteilt  und  damit  den  entscheidenden  Schritt  vollzieht: 
der  Gemeindecharakter  wird  öffentlich  anerkannt.  Selbst  Arimannen- 
gruppen,  die  durch  Pachtungen  in  einen  grundherrlichen  Verband  getreten 
waren,  behielten  ihre  Rechte  und  ihre  freie  Gemeinde  durch  Garantie  des 
Staates  (Zago:  D,  0.  I.  384). 

Andere  Arimannien,  die  wirtschaftlich  günstig  lagen,  haben  infolge¬ 
dessen  einen  raschen  Aufschwung  genommen.  Ich  greife  zwei  Fälle  als 
typisch  heraus.  Erstens  kann  die  Lage  an  wichtigen  Handelswegen  dazu 
führen,  daß  der  Staat  der  Gemeinde  —  ganz  wie  schon  längst  der  Immunität 
—  nicht  nur  Zollvergünstigungen,  sondern  Einhebung  und  Ertrag  des  Zolles 
selbst  gewährt. 

Ein  Beispiel  dafür  ist  Lazise  am  Gardasee,  zum  System  der  Reichs¬ 
burg  Garda  gehörig;  es  ist  Arimannie  und  zählt  zu  den  ersten  als  reichs¬ 
unmittelbar  anerkannten  Gemeinden;  überhaupt  ist  es  die  älteste  Gemeinde, 
der  als  solcher  außer  der  Allmende  wirkliche  Staatshoheitsrechte  übertragen 
werden,  die  also,  man  möchte  sagen,  als  quasifeudal  behandelt  wird.  Im 
zehnten  Jahrhundert  wird  es  Burg.  Otto  II.  (D.  291)  gibt  den  Genossen, 
deren  Namen  aufgeführt  werden,  den  Hafenzoll  und  die  staatliche  Fischerei¬ 
anlage,  Durchgangsabgaben  der  lombardischen  Kaufleute,  das  Geleit,  Maß 
und  Gewicht.  Noch  Heinrich  IV.  (St.  2801a)  nennt  die  Leute  von  Lazise 
„arme  Fischer“;  denn  sie  besaßen  altherkömmlich  die  Fischereigerechtigkeit 
auf  dem  ganzen  Gardasee.  Nun  werden  sie  zur  freien  Landgemeinde,  die 
durch  die  übertragenen  öffentlich-rechtlichen  Befugnisse  erstarkt.  Auch  hier 
spielten  aber  Allmenderechte  hinein;  Lazise  hatte  die  Nutzung  des  ge¬ 
waltigen  Reichsforstes  silva  Ligana,  der  sich  von  der  Halbinsel  Sermione  und 
dem  Ort  Lugana  um  den  Südostzipfel  des  Gardasees  nach  Norden  bis  nach 
Garda  hin  zum  Monte  Baldo  hinaufzog.16)  Von  Abgaben  von  Fischen  und 
Wein,  von  Lasten  wie  Wacht  und  Holzschlag  werden  sie  befreit;  der  Dekan, 
der  hier  noch  als  Organ  des  Staates  fungiert,  darf,  ähnlich  wie  in  der 
Immunität,  ihre  Häuser  nicht  betreten.  Nur  eine  Pflicht  wird  auch  der  freien 
Gemeinde  eingeschärft,  und  diese  galt  vielleicht  eher  als  Vorrecht:  dreimal 
jährlich  mußten  die  Genossen  das  Königsgericht  besuchen,  sie  standen  also 
im  Königsschutz,  Vom  Grafengericht  ist  keine  Rede  mehr. 

Aehnlich  liegt  es,  wenn  eine  Talschaft  wie  die  des  Val  di  Scalve  bei 
Bergamo  Bergwerke  ausbeutet.  Als  Heinrich  III,  (St.  2336)  die  Leute  von 
Scalve  als  reichsfreie  Gemeinde  anerkennt,  erläßt  er  Zoll  und  jegliche  öffent- 


15)  Dieser  Reichsforst  wie  die  Organisation  der  Veroneser  Klausen  ist  erst  durch 
die  Frankfurter  Dissertation  von  Hans  Baur,  das  Reichsgut  in  Venetien  (1921,  Schreib¬ 
maschinenmanuskript),  herausgearbeitet  worden. 
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liehe  Lasten  und  setzt  dafür  die  Jahresabgabe,  die  der  Gemeinde  kollektiv 
obliegt,  auf  1000  Pfund  Eisen  fest;  dafür  dürfen  die  Leute  aber  auch  Eisen 
und  alles  andere  frei  durch  das  ganze  Reich  verhandeln. 

Häufig  ist  der  andere  Fall,  daß  die  Arimannie  auf  Reichsgut  in  der 
Nähe  einer  Pfalz  oder  eines  Reichshofes  angesetzt  ist-  Entsteht  hier  später 
eine  Burg,  so  geht  die  Arimannengemeinde  oft  in  der  Burggemeinde  auf. 
Zum  Beispiel  Vigevano  in  der  Lombardei,  Als  Heinrich  IV.  (St,  2653)  den 
Gemeindecharakter  anerkennt,  fallen  alle  für  die  Arimannen  charakte¬ 
ristischen  Bindungen  fort:  jeglicher  Besitz  wird  Allod;  Herbergsrecht,  Zoll  und 
alle  Lasten  werden  erlassen;  auch  vom  Besuch  des  Grafengerichts  erscheinen 
die  Leute  entbunden,  und  wie  in  Lazise  bleibt  das  Erscheinen  vor  dem 
Königsgericht  die  einzige  Pflicht,  Und  hier  wird  nun  ausdrücklich  hervor¬ 
gehoben,  daß  die  Erhebung  zur  reichsunmittelbaren  Gemeinde  einen  Schritt 
vorwärts  auf  der  Bahn  der  sozialen  Erhebung,  nämlich  die  Aufhebung  des 
Arimannieverhältnisses  bedeutet:  die  Worte  sind:  ut  ab  arimanhia  exeant, 
und  der  Ort  heißt  —  viel  eher  wie  jede  Stadtgemeinde  —  offiziell  comune. 

Solche  Gemeinden  bezeichnet  der  Staat  später  gern  ausdrücklich  als 
reichsunmittelbar,  Vigevano  heißt  wie  Pontremoli  und  andere  camera  imperii 
specialis.  So  ist  es  zu  erklären  und  kein  inhaltloser  Akt  der  Höflichkeit, 
wenn  in  der  Stauferzeit  eine  Unmenge  nichtstädtischer  Gemeinden  vom  Reiche 
Schutzbriefe  erhalten.  Immer  liegen  alte  Reichshoheitsrechte  vor,  nie  handelt 
es  sich  um  Orte,  die  irgendwie  —  hofrechtlich  oder  selbständig  durch 
Assoziation,  wenn  das  überhaupt  denkbar  wäre  —  erwachsen  wären  und 
mit  dem  Reiche  nichts  zu  tun  hätten.  Nein,  sie  alle  liegen  auf  Reichsgrund 
und  sind  reichsunmittelbare  Gemeinden  der  beschriebenen  Art.  Eine  neue 
Perspektive  auf  die  innere  Politik  des  Königreichs  Italien  ergibt  sich,  sobald 
diese  Folgerungen  als  zwingend  erkannt  werden. 

Aber  die  wichtigeren  und  eigentlichen  Reichsburgen  sind,  gerade 
wegen  ihrer  fortdauernden  militärischen  Bedeutung,  mit  der  oft  eine  weniger 
günstige  wirtschaftliche  Lage  Hand  in  Hand  gehen  konnte,  in  ihrer  Gemeinde¬ 
entwicklung  eher  zurückgehalten  als  gefördert  worden.  So  Garda  selbst, 
aber  auch  das  wirtschaftlich  günstig  gelegene  Borgo  San  Donnino,  In  den 
Burgen  tritt  wohl  meist  zu  den  Arimannen  ein  zweites  Bevölkerungs¬ 
element,  das  eigenartige  Züge  in  das  örtliche  Verfassungsleben  bringt:  das 
Militär,  die  Ritter.  Meist  sind  es  Valvassoren,  manchmal  unfreie  Masnada, 
eine  Frankreich  und  Italien  eigene  soziale  Schicht,  die  tiefer  steht  als  die 
deutschen  Ministerialen,  nicht  bloß  deren  Aufschwung  nicht  mitgemacht  hat. 
Häufig,  wie  in  Biandrate  (1093),  entsteht  hier  die  Gemeinde  erst,  indem  die 
nichtritterlichen  Freien  mit  den  Rittern  einen  Pakt  schließen,  sich  ver¬ 
bünden,  allmählich  verschmelzen.  Das  ist  aber  schon  die  unmittelbare  Vor¬ 
stufe  zu  einer  der  häufigsten  Entstehungsarten  des  städtischen  comune:  so 
ist  es  in  Mailand  zugegangen,  nur  in  viel  größeren  Verhältnissen, 
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Andererseits  werden  ganze  große  Talschaf ten,  die  einmal  als  freie 
Arimannien  gelebt  haben  müssen,  vom  Staat  feudalisiert,  indem  Kapitäne 
und  Valvassoren  darin  Lehen  und  Burgen  erhalten.  In  solchen  Fällen,  in 
denen  meist  die  ältere  Ueberlieferung  fehlt  und  die  älteren  Zustände  durch 
die  neuen  Einwirkungen  verwischt  sind,  ist  es  in  der  Regel  sehr  schwer,  die 
Ursprünge  und  die  Entwicklung  nachzuweisen.  Wir  treffen  dann  auf 
komplizierte  Verfassungen.  Auch  wenn  das  feudale  Element  nicht  vorwiegt, 
nimmt  der  Talrat  wohl  die  Form  von  Landständen  an,  in  denen  die  Burg¬ 
herren  wie  die  freien  Dörfer  vertreten  sind.  Vielfach  scheint  im  Apennin, 
für  den  diese  Form  charakteristisch  ist,  das  Haus  Canossa  die  Feudalisierung 
gefördert  zu  haben.  Typisch  sind  etwa  die  Landschaft  Frignano,  der  alte 
byzantinische  Kastellbezirk  Ferronianum  in  den  Bergen  über  Modena,  oder 
in  Toscana  die  Garfagnana,  in  der  Barga  als  alte  reichsunmittelbare  Ge¬ 
meinde  und  wohl  ursprünglicher  Mittelpunkt  deutlich  seine  Vorzugs¬ 
stellung  bewahrt. 

Die  Landgemeinde  ist  nicht  nur  die  wirtschaftliche  Voraussetzung  der 
städtischen  Kultur:  ihr  Beispiel,  ihre  verfassungsrechtliche  Stellung  führt 
überhaupt  die  Städte  zur  Autonomie.  Aber  noch  wichtiger  ist  vielleicht  eine 
dritte  Wirkung:  die  Analogiebildung  der  hofrechtlichen  Gemeinde.  Für  die 
vorkommunale,  die  Feudalzeit  ist  diese  viel  schwerer  und  seltener  nach¬ 
zuweisen,  als  man  wohl  annimmt;  ein  Streben  nach  freier  Stellung  läßt 
sich  in  den  hofhörigen  Kreisen  lange  nur  in  Ausnahmefällen  bemerken.  Der 
Zerfall  der  Fronhofswirtschaft,  der  schon  im  X.  Jahrhundert  stark  ein¬ 
setzt,  die  Massenfreilassungen  üben  keinen  Einfluß  auf  die  Assoziierung; 
auch  nicht  das  oft  bezeugte  lokale  Gewohnheitsrecht,  das  die  Ackerpacht 
regelt.  Erst  der  Kampf  der  aufstrebenden  Städte  gegen  den  Feudalismus, 
d.  h.  im  Grunde  das  Vordringen  der  Geldwirtschaft  gegen  die  ältesten 
Domänen  der  Naturalwirtschaft,  entscheidet  hier.  Um  Geld  statt  Arbeit  und 
Naturalien  zu  bekommen,  befreien  die  Grundherren  ihre  Sklaven  und  geben 
ihren  Hintersassen  Gemeindeverfassungen,  bei  denen  wirtschaftliche  Er¬ 
leichterungen  in  starkem  Ausmaß,  soziale  Freiheiten  und  Verwaltungs¬ 
befugnisse  noch  zögernd  und  ängstlich  abgewogen  gewährt  werden.  Das 
eigene  Gemeindegericht  entsteht  aus  der  freien  Schiedsgerichtsbarkeit;  ist 
der  Gemeindeherr  Bann-  oder  Gerichtsherr,  so  kann  es  durch  ihn  obliga¬ 
torisch  werden,  indem  er  nun  an  den  Gefällen  und  durch  seine  Organe  am 
Gericht  beteiligt  wird.  Anders  ist  aber  auch  das  Stadtgericht  nicht  ent¬ 
standen,  und  die  Herrschaft  entschließt  sich  auch  zu  dieser  Regelung  nur 
aus  fiskalischen  Erwägungen,  Das  Hochgericht  bekommt  eine  Gemeinde 
stets  nur  ausnahmsweise  durch  staatliche  Gewährung. 

Im  Hergang  und  Ausmaß  der  Verfassungsgebung  —  denn  es  sind 
,, oktroyierte“  Verfassungen  —  ist  der  sekundäre  Charakter  der  hofrecht- 
lichen  Gemeinde  greifbar.  Sehr  wirksam  zu  der  Bildung  ihrer  Voraus- 
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Setzungen  ist  im  übrigen  auch  der  Kollektivlibell.  Libell  ist  die  in  Italien 
übliche  Art  des  Landpachtkontraktes;  er  entspricht  im  großen  und  ganzen 
der  wesensverwandten,  bekannteren  Prekarie.  Das  lokale  ländliche  Gewohn¬ 
heitsrecht  ermöglicht,  daß  man  ein  Gut,  statt  es  zu  parzellieren,  kollektiv 
und  gegen  Kollektivzins  einer  Mehrheit  von  freien  —  auch  freigelassenen  — 
Leuten  überträgt;  dann  sind  die  Voraussetzungen  zur  hofrechtlichen  Ge¬ 
meindebildung  in  verhältnismäßig  freien  Formen  sofort  gegeben. 

§  4 

Die  Burggemeinde 

Die  besondere  Bedeutung  der  Burg  wurde  schon  gestreift;  wir  müssen 
aber  noch  auf  sie  eingehen,  da  in  manchen  Gegenden  überhaupt  die  Burg¬ 
gemeinde  die  einzige  Entwicklungsmöglichkeit  der  Landgemeinde  ist.  Wir 
unterscheiden  die  ältere  Burg  oder  das  Byzantinerkastell  einerseits  —  sein 
Merkmal  ist  der  eigene  öffentlich-rechtliche  Verwaltungssprengel  —  und 
die  jüngere  Burg,  deren  Typ  in  Italien  durch  die  Anlagen  gegen  Ungarn 
und  Sarazenen  seit  rund  900  entsteht.  Bis  in  die  ausgehende  Karolingerzeit 
gehen  alle  in  Italien  nachweisbaren  Burgen  auf  byzantinische  Limeswerke 
zurück.  Burgbaurecht  ist  Regal,  das,  wie  es  scheint,  den  Grafen  als  Trägern 
der  Hochgerichtsbarkeit  allgemein  zusteht.  Sie  machen  davon  ausgiebigen 
Gebrauch:  schon  973  verfügt  ein  Glied  des  südtoskanischen  Grafenhauses 
Aldobrandesca  über  45  Burgen  in  den  verschiedensten  Grafschaften.16)  Die 
ältere  Burg  hat  als  Arimannensiedlung  seit  der  Langobardenzeit  persönliche 
Freiheit  und  genossenschaftliche  Beziehungen  der  Burgmannen,  die  fast 
gesetzmäßig  zur  Gemeindebildung  führen;  diese  Eigenschaften  werden  auf 
die  jüngere  Burg  als  Analogiebildung  übertragen. 

Aber  wir  scheiden  weiter.  Nicht  der  einzige  Vertreter  dieses  jüngeren 
Typs,  wie  die  Freunde  mittelalterlicher  Ritterromantik  träumen,  ist  das 
Feudalkastell,  die  „Ritterburg“.  Nein.  Sie  entsteht  durch  Befestigung  des 
Gutshofes,  wie  man  es  in  jedem  Urkundenbuch  an  zahllosen  Einzelfällen 
studieren  kann,  umfaßt  zahlenmäßig  wahrscheinlich  die  große  Mehrheit 
aller  Burgen,  führt  aber  im  Einzelfall  höchstens  zur  hofrechtlichen  Gemeinde 
und  kann  hier  fast  vernachlässigt  werden;  nur  daß  einige  besonders  beliebte 
Schulbeispiele  der  Landgemeindeverfassung  (z.  B.  Titinnano,  heute  Rocca 
d’Orcia)  dieser  Klasse  angehören. 

Aber  der  andere  Teil  ist  von  vornherein  als  Wohnsitz  einer  größeren 
Anzahl  kleiner  freier,  ursprünglich  bäuerlicher  Leute  angelegt  worden;  in 
allen  genauer  bekannten  älteren  Fällen  ist  das  Verfahren  das,  daß  der 
Burgbauberechtigte  den  Bau  zugleich  mit  den  Wohnplätzen  der  künftigen 
Burg  libellarisch  vergibt:  aber  der  Unterschied  zwischen  der  Landpacht  und 

18)  C.  Calisse,  Documenti  del  monastero  di  S.  Salvatore  sul  Monte  Amiata  riguar- 
danti  il  territorio  romano  (in  Arch.  Soc.  Rom.  di  Storia  Patria  XVI — XVII)  p.  43. 
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dieser  Burgmiete  ist  ganz  außerordentlich  stark,  der  Libell  ist  hier  freie 
Erbleihe.  Der  Pachtschilling  selbst  ist  nur  das,  was  man  in  unseren  Städten 
,,Wurtzins“  nennt:  hier  kann  man  ausnahmsweise  einmal  wirklich  von 
i.Rekognitionszins“  reden,  einem  Begriff,  der  von  Ignoranten  so  gern  am 
falschen  Orte  verwandt  wird.  Die  Hauptlast  ist  öffentlich-rechtlich:  die 
Pflicht,  Mauern  und  Befestigungen  zu  bauen,  instandzuhalten  und  zu  be¬ 
wachen.  Aber  das  lag  ja  im  eigensten  Interesse  der  Burgmannen  fcastellani); 
oft  genug  hat  die  freie  grundhörige  Bevölkerung  selber  zu  ihrem  Schutze 
vor  den  Stürmen  der  Ungarn-  und  Sarazenenzüge  wie  der  Feudalfehden 
von  der  Herrschaft  die  Erlaubnis  zur  Burggründung  gefordert.  Vielfach  wird 
zum  Wohnplatz  auch  Allmendnutzung  gewährt.  Die  Häuser  sind,  wo  ich 
die  Angaben  der  Urkunden  nachmessen  konnte,  verhältnismäßig  geräumig. 
So  ist  die  soziale  Wirkung  dieser  verfassungsrechtlichen  Voraussetzungen 
günstig:  die  Burgleute  bleiben  frei,  die  Luft,  die  die  jüngere  Burggemeinde 
atmet,  ist  gesund  für  ihre  Entwicklung. 

Häufig  wird  der  Erbleihlibell  nicht  mit  dem  einzelnen,  sondern 
kollektiv  mit  der  Gesamtheit  der  künftigen  Burgbewohner  abgeschlossen: 
damit  ist  die  Gemeinde  von  vornherein  konstituiert.  Oder  aber  —  und  be¬ 
sonders  später  —  ganze  Genossenschaften,  hofrechtliche  oder  freie,  gehen 
in  eine  Burggemeinde  über.  Das  ist  speziell  die  Form,  in  der  die  Reichs¬ 
gemeinden  zu  Reichsburgen  wurden.  Natürlich  ist  da  auch  Synökismus 
möglich,  indem  mehrere  Orte  zusammen  eine  Burg  anlegen  (Vigevano) ;  sie 
können  in  ihr  auf  gehen  oder  f  ortbestehen.  In  solchen  Fällen  braucht  sich  die 
Burggemeinde  nicht  erst  zu  bilden,  sie  ist  gegeben,  und  die  Burgfreiheit 
wirkt  außerdem  noch  fördernd  auf  die  Gemeindeentwicklung  ein.  So  er¬ 
wachsen  die  großen  Reichsorte  der  Stauferzeit.  Selbst  Städtegründungen 
(Mediatstädte  wie  Massa  Marittima,  Grosseto)  entstehen  in  ähnlicher  Form. 

Daß  die  Verleihung  des  Marktrechts  an  die  jüngere  Burg  ein  wesent¬ 
liches  Agens  der  Burgfreiheit  ist,  hat  längst  L.  M.  Hartmann  erkannt.  Auf 
diesen  Einzelzug  und  andere  kann  hier  nicht  eingegangen  werden.  Als 
typisches  Beispiel  der  Burgverfassung  habe  ich  eine  Grafschaft  heraus¬ 
gesucht  und  genauer  erforscht,  in  der  die  Grafenrechte  noch  spät  ohne 
wesentliche  Zersplitterung  in  einer  Hand  und  die  öffentlich-rechtlichen  Ver¬ 
hältnisse  im  ganzen  doch  wenigstens  seit  dem  XI.  Jahrhundert  gut  er¬ 
kennbar  sind,  nämlich  Luni,  wo  der  Bischof  Graf  ist. 

In  der  Mark  Ancona  scheint  sich  die  Landgemeinde  überhaupt  nur 
als  Burggemeinde  (castellanza,  wie  sie  heißt)  gebildet  zu  haben;  diese  ist 
dort  als  isoliertes  Problem  studiert  worden  und  ordnet  sich  nun  in  die 
allgemeine  Entwicklung  ein:  wir  verstehen  ihre  Voraussetzungen.  Diesen 
gemäß  ist  die  Nüance  etwas  anders  als  in  der  Lombardei,  dem  Lande  der 
alten  Reichsgemeinden;  auch  die  Städte  treten  schon  merklich  zurück.  Das 
hängt  natürlich  mit  dem  Prozentsatz  langobardischer  Siedelung  zusammen; 
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Toscana  hat  bei  dichter  Langobardenbevölkerung,  aber  weniger  bedeutenden 
Reichsgemeinden  eine  starke  Ausbildung  hofrechtlicher  Gemeinden;  hier 
setzt  die  Städteblüte  später  als  in  der  Lombardei,  aber  ebenso  machtvoll 
ein.  Freie  Burggemeinden  wurden  auch  in  Unteritalien  gegründet;  wenn 
wir  recht  sehen,  vorzugsweise  in  den  langobardischen  Landesteilen.  Weil 
in  diesen  die  Herrenrasse  nicht  zahlreich  und  kräftig  genug  war,  blieb  das 
Latifundium  vorherrschend  und  konnte  später  der  normannische  Feuda¬ 
lismus  den  sozialen  Charakter  der  Kultur  bestimmen.  Hier  hat  der  Groß¬ 
grundbesitz,  teilweise  mit  Kolonat,  teilweise  mit  Weideverfassung  und 
Transhumanz,  seit  der  Römerzeit  eigentlich  bis  auf  unsere  Tage  geherrscht. 
Das  einzige  Comune  ist  das  der  Seehandelsstadt  mit  seinen  Eigenheiten. 


§  5 

Sozialkultur 

der  s  t  ä  d  t  i  s  c  h  -  g  e  1  d  w  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  n  Zeit 


Der  Abschluß  der  mittelalterlichen  Sozialentwicklung  Italiens  kann 
hier  nur  angedeutet  werden;  er  liegt  außerhalb  des  Landgemeindeproblems. 
Als  die  Städte  sich  befreien  und  die  ihren  wirtschaftlichen  Bedürfnissen 
und  sozialen  Zuständen  entsprechende  Form  des  Comune  nach  Analogie 
der  Reichsgemeinde  weiter  ausbauen,  ist  diese  bereits  auf  der  Höhe  ihrer 
Selbständigkeit  und  Bedeutung  angelangt;  fast  eher  wie  die  Städtekriege 
setzen  die  Fehden  der  Reichsorte  unter  sich  und  gegen  die  Städte  ein,  das 
vollgültige  Zeugnis  dafür,  daß  diese  Gemeinwesen  sich  ihres  organischen 
Eigenlebens  bewußt  geworden  sind.  1098  ist  die  Fehde  von  Cremona  gegen 
die  Reichsburg  Crema,  um  1100  die  von  Como  und  dem  alten  Byzantiner¬ 
kastell  Isola  Comacina,  auf  die  1118 — 27  der  große  Comokrieg  —  Como 
gegen  die  Reichsorte  am  See  —  folgt;  1108  wird  die  Reichsburg  Borgo 
San  Donnino  von  Parma  zerstört.  Und  in  Toscana  treibt  Marturi  (das 
spätere  Poggibonsi)  um  1130  selbständige  Politik.  Wir  sind  an  der  Schwelle 
der  Staufenzeit,  in  der  die  Reichsorte  ein  wichtiges  Element  der  Reichs¬ 
politik  werden. 

Die  Städte  zeigen  sich  sofort  als  befreiendes  Element  der  gebundenen 
Landbevölkerung.  Sie  werfen  den  Feudalismus  des  platten  Landes  nieder, 
sie  entziehen  ihm  seine  eigentlichen  Kraftquellen.  Die  abhängigen  Leute 
werden  von  den  Fesseln  der  Schollenpflicht  und  der  Lehnsbande  gelöst, 
die  „Ritterburgen“  gebrochen,  die  Ritter  selbst  zur  Unterwerfung  unter 
das  Comune  gezwungen  und  häufig  in  die  Stadtmauern  gezogen:  so  gewinnt 
die  Stadt  Einfluß  auf  die  hofhörigen  Gemeinden,  drängt  die  Rechte  der 
Herrschaft  zurück,  normiert  die  Ortsverfassung  und  beeinflußt  sie  in  frei¬ 
heitlichem  Sinne.  Für  die  städtische  Wirtschaftspolitik  ist  diese  Aufsicht 
über  die  Landgemeinden  die  erste  Voraussetzung.  Ein  wichtiges  Beispiel 
ist  Verona,  das  schon  um  1200  die  systematische  Befreiung  der  Landorte 
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betreibt.  Im  XIII.  Jahrhundert  geht  dann  das  Stadtcomune  zur  Abschaffung 
der  Feudalrechte  und  zur  systematischen  Bauernbefreiung  über  (Bologna 
1256,  Florenz  1289).  Der  Stadtstaat  wird  geschaffen,  die  Landgemeinden 
werden  organisch  eingefügt  und  auf  territoriale  Verwaltungs-  und  Auf¬ 
sichtsbezirke  verteilt:  der  erste  Schritt  zur  modernen  Staatsverfassung. 
Auch  die  Städte  gründen  freie  Land-  und  Burgorte  aus  politischen  und 
militärischen  Ursachen:  die  weniger  rudimentären  Territorialstaaten,  die 
Ueberbleibsel  der  italienischen  Feudalzeit  (Piemont),  ahmen  die  städtische 
Ordnung  nach.  Jene  Orte  sind  die  Freistätten,  deren  Namen  schon  von  der 
sozialen  Grundidee  erzählen:  die  Francavilla,  Borgofranco,  Castelfranco  usw. 

Aber  die  Geldwirtschaft,  die  von  der  Stadt  aus  vordringt,  wirkt 
auch  unmittelbar.  Um  1200  ist  es  üblich,  daß  die  geldbedürftigen  Magnaten 
ihre  Sklaven  gegen  Zahlung  befreien  und  ihre  Hörigen  ablösen;  an  die 
Stelle  des  Libellarkontrakts  mit  seiner  Schollenpflicht  tritt  weithin  —  was 
noch  genau  zu  untersuchen  ist  —  die  freie  Zeit-  und  Geldpacht,  der  fitto. 
Und  als  die  Grundherren  unter  den  zersetzenden  Wirkungen  der  Geld¬ 
wirtschaft,  deren  Anforderungen  ihre  Mentalität  nicht  gewachsen  ist, 
wirtschaftlich  einem  Ruin  ohne  gleichen  verfallen  (hier  ist  Titinnano  das 
Schulbeispiel),  zerreißen  in  zahllosen  Landgemeinden  die  hofrechtlichen 
Fesseln.  Ein  allgemeiner  Ausgleich  vollzieht  sich,  nun  ist  alles  comune. 
Was  sich  vom  Feudalismus  erhält,  ist  in  den  Stadtpatriziat  aufgegangen, 
meist  als  besondere  Parteiorganisation  (Guelfen  und  Ghibellinen),  die  jene 
berühmten  sozialen  Kämpfe  in  den  Städten  an  der  Schwelle  der  Neuzeit 
verursacht.  Als  der  städtische  Kapitalismus  am  Ausgang  des  XIII.  Jahr¬ 
hunderts  seine  Ueberschüsse  in  Grundrente  anlegt,  ist  die  Schranke 
zwischen  Stadt  und  Land  gefallen. 

Die  Landschaften,  die  kein  Langobardenfuß  betrat,  wie  die  Campagna 
und  Maremma  und  viele  Gebiete  des  Südens,  blieben  menschenarm,  wirt¬ 
schaftlich  stagnierend  und  sozial  rückständig.  Zum  mindesten  fehlte  ihnen  — 
mit  Ausnahme  einiger  Seestädte,  die  sich  doch  bald  von  denen  Norditaliens 
überflügelt  sahen  —  die  Lebens-  und  Schöpfungskraft,  die  anderswo  über 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Aufschwung  zur  Blüte  am  Baume  der 
Menschheit,  zur  Renaissance  geführt  hat.  Und  an  der  Wurzel  dieses  Baumes 
steht  die  Landgemeinde.  Sie  entstand  innerhalb  des  langobardischen  Volks¬ 
tums  und  nicht  durch  eine  Massenbewegung,  eine  allgemeine  Evolution 
der  unfreien  agrarischen  Unterschicht,  wie  man  geträumt  hat,  sondern  von 
oben,  durch  den  langobardischen  Staat  und  seine  edle  Herrenrasse,  die  hier 
wie  sonst  ihre  Ueberlegenheit,  frische  Tatkraft  und  Entwicklungsfähigkeit 
bewährte. 

Die  freie  Landgemeinde  hat  in  stiller,  kaum  beachteter  Tätigkeit 
Italien  wirtschaftlich  von  neuem  erobert,  so  weit  Langobardenblut  die 
melancholischen  Reste  der  Romanen  auffrischte.  Sie  belebte  die  Städte, 
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und  Freiheit  in  Stadt  und  Land  sind  die  Ziele  der  italienischen  Sozial¬ 
entwicklung.  Denn  die  Landgemeinde  begründet  im  Vergleich  zu  der  nie 
sehr  günstig  wirkenden,  schnell  verfallenden  Fronhofwirtschaft  gesündere, 
glücklichere  Agrarzustände,  gesteigerte  Produktion,  Volksvermehrung  und 
damit  die  Vorbedingung  für  den  merkantilen  und  industriellen  Aufschwung 
der  Städte.  Wo,  wie  im  feudalen  Süden,  die  Gutshöfe  und  Burgen  der 
Gemeindebildung  und  wirtschaftlichen  Intensierung  hinderlich  waren,  da 
hat  der  germanische  Kulturfaktor  nicht  durch  freien  Lufthauch  die 
mörderische  Mephitis  des  römischen  Latifundiums  vertreiben  können.  Was 
der  neuzeitliche  Machtfaktor  des  Agrarkommunismus  in  diesen  Landstrichen 
gegen  Riesenbesitz,  Verödung  und  Malaria  ausrichten  wird,  gehört  der 
Zukunft  an;  für  die  Kultur  haben  die  langobardisch  besiedelten  Landesteile 
jedenfalls  bis  weit  über  die  Renaissance  heraus  eine  durchaus  führende 
Rolle  gespielt.  So  ist  eben  diese  Sozialentwicklung  Italiens  eins  der  wert¬ 
vollsten  Verdienste  der  Langobarden  um  die  Weltkultur. 
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Die  Geschichte  bei  Vico  und  bei  Montesquieu 

Von  Gustav  Mayer 

Weder  Vico  noch  Montesquieu  waren  Geschichtsschreiber  im 
eigentlichen  Sinne  des  Wortes.  Weder  der  Italiener  noch  der  Franzose 
hatte  sich  in  einem  seiner  Werke  die  Aufgabe  gestellt,  einen  Abschnitt  aus 
dem  großen  Ablauf  menschlicher  Dinge  um  seiner  selbst  willen  aufzurollen, 
nur  damit  der  Leser  erfahre,  „wie  es  eigentlich  gewesen“  sei.  Die 
modernste  Geschichte  der  neueren  Historiographie  hielt  sich  deshalb  für 
berechtigt,  Vico  zu  übergehen,  aber  selbst  Montesquieu  gilt  ihr  nicht  eigent¬ 
lich  als  Historiker,  so  hoch  sie  auch  den  Einfluß  seiner  Werke  auf  die 
Geschichtsschreibung  des  letzten  Drittels  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
bewertet.  Und  in  der  Tat:  der  Geschichte  als  der  Selbstbesinnung  der 
Menschheit  auf  ihren  Entwicklungsweg  kommt  im  geistigen  Leben  des 
einzelnen  wie  der  Nationen  eine  so  zentrale  Stellung  zu,  daß  nicht  bloß 
Geschichtsschreiber,  sondern  Denker  der  verschiedensten  Herkunft  zu 
allen  Zeiten  bald  in  mehr  intuitiver  Form,  bald  in  systematischer  Ver¬ 
senkung  sich  mit  den  Zielen,  den  Grenzen,  der  theoretischen  und  praktischen 
Bedeutung  der  Historie  beschäftigten  oder  wenigstens  ihres  Stoffs  sich 
bedienten,  um  Gesichtspunkte,  die  in  ihnen  nach  Klarheit  rangen,  aufzu¬ 
hellen.  Führte  eine  solche  Vertiefung  in  die  Geschichte  sie  zu  neuen 
Ergebnissen,  so  gewann  diese  nicht  selten  hinterher  auch  Einfluß  auf  die 
eigentliche  Geschichtsschreibung. 

Es  waren  besonders  zwei  in  der  menschlichen  Seele  tief  verankerte 
Bedürfnisse,  die  solche  Geister  zur  Beschäftigung  mit  der  Geschichte  ver¬ 
lockten;  man  könnte  von  einem  amore  sacro  und  einem  amore  profano 
sprechen.  In  dem  einen  Fall  war  es  das  metaphysische  Verlangen,  durch 
Betrachtung  der  Jahrtausende  menschlicher  Begebenheiten  Gesetze  aufzu¬ 
spüren,  die  allem  irdischen  Treiben  zu  Grunde  liegen,  die  Handschrift  der 
Gottheit  zu  entziffern,  die  hier  einen  verborgenen  Sinn  in  die  vernunftlose 
Natur  hineinschrieb.  In  dem  anderen  Fall  entsprang  die  Anziehungskraft 
der  Geschichte  einem  mehr  praktischen  Bedürfnis:  die  Erkenntnis  der 
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Vergangenheit  sollte  die  Gegenwart  befruchten,  die  Lehren  des  Geschehenen 
sollten  der  Zukunft  zugutekommen.  Der  Verschiedenheit  der  Absichten, 
mit  denen  so  verschiedene  Geistesrichtungen  sich  der  Geschichte  nahten, 
entsprach  notwendig  auch  eine  Verschiedenheit  der  Auffassung  und  Aus¬ 
deutung.  Als  charakteristische  Vertreter  zweier  aus  verschiedenen  Quellen 
entspringenden,  aber  auf  der  Geschichte  als  auf  ihrem  unentbehrlichen  Stoff 
fußenden  Betrachtungsweisen  können  Montesquieu  und  Vico  gelten:  der 
vielgereiste,  in  der  großen  Welt  heimische,  schon  bei  Lebzeiten  weltberühmte 
französische  Baron  und  der  einsame,  nie  über  die  Grenzen  seines  engeren 
Vaterlandes  hinausgekommene  neapolitanische  Gelehrte,  dessen  Zeit,  wie 
sein  Bewunderer  Jules  Michelet  meinte,  deshalb  niemals  so  richtig  ge¬ 
kommen  ist,  weil  er  der  eigenen  zu  weit  voraus  war  und  der  späteren,  die  ihn 
ans  Licht  zog,  in  Ausdrucksweise  und  Weltauslegung  zu  veraltet  erschien, 
als  daß  sie  sich  noch  laut  und  freudig  zu  ihm  hätte  bekennen  können. 

Goethe  erzählt  in  der  „Italienischen  Reise“,  daß  ihn  1787  in  Neapel 
Filangieri  mit  Nachdruck  auf  den  in  Deutschland  noch  völlig  unbekannten 
Vico  hingewiesen  habe,  und  er  weiß  zu  berichten,  daß  man  diesen  Philo¬ 
sophen  jenseits  des  Apennin  damals  allgemein  dem  Montesquieu  vorzog. 
Italienische  Gelehrte  hatten  in  der  Tat  frühzeitig  die  Behauptung  aufgestelit, 
daß  die  „Scienza  nuova“  einen  entscheidenden  Einfluß  auf  das  Hauptwerk 
des  um  einundzwanzig  Jahre  jüngeren  Montesquieu  ausgeübt  habe,  und  der 
Geschmack  der  Zeit  hatte  sogar  die  romanhaft  ausgeschmückte  Erzählung 
von  einem  nachweisbaren  Plagiat  in  Umlauf  gesetzt.  Doch  wer  heute  die 
Schriften  der  beiden  Männer  gleichzeitig  liest,  wird  weit  mehr  von  der 
Gegensätzlichkeit  ihrer  Weltanschauung  als  von  dem  Uebereinstimmenden 
in  ihrer  Geschichtsbetrachtung  berührt.  Während  sich  nämlich  von  Vicos 
Gedanken  die  Fäden  zu  den  Problemen  der  neuesten  Geschichtsphilosophie 
hinüberspinnen,  leitet  Montesquieus  Betrachtungsweise  hin  zur  wissenschaft¬ 
lichen  Politik,  zur  vergleichenden  Staatslehre,  zur  modernen  Staatenkunde. 

Im  Katholizismus  wurzelnd  und  unbeeinflußt  von  der  Aufklärung, 
die  nördlich  der  Alpen  bereits  die  Geister  geweckt  hatte,  fragte  Vico 
nach  den  allgemeinen  Gesetzen,  durch  welche  die  göttliche  Vorsehung 
die  menschlichen  Geschicke  leite.  Sie  wollte  er  erkennen,  aber  er  wollte 
nichts  weiter  als  erkennen.  Der  Franzose  hingegen,  der  religiös  indifferente 
und  völlig  diesseitig  verwurzelte  Sohn  der  Aufklärung,  betrachtete  die 
Vergangenheit  keineswegs  mit  der  Absicht,  der  Weltleitung  ihr  Geheimnis 
abzulauschen.  Er  blieb  ganz  der  eigenen  Zeitlichkeit  zugewandt,  und  so 
wünschte  er  bloß,  aus  den  Erfahrungen,  die  sich  in  der  Werkstatt  der 
Geschichte  sammeln  ließen,  für  Gegenwart  und  Zukunft  Lehren  abzuleiten. 
Seine  „Considerations  sur  la  grandeur  et  la  decadence  des  Romains“  nannte 
d’Alembert  eine  römische  Geschichte  für  den  Gebrauch  der  Staatsmänner 
und  der  Philosophen.  Wir  Heutigen  würden  nur  sagen:  der  Staatsmänner; 
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unter  einem  Philosophen  verstehen  wir  etwas  anderes  als  das  Zeitalter 
der  Enzyklopädisten.  Montesquieu  forderte  die  eigene  Geistesart  nicht 
auf,  sich  mit  den  höchsten  und  letzten  Fragen  philosophisch  auseinander¬ 
zusetzen;  keine  religiöse  Natur  war  in  ihm  verborgen.  Ein  etwas  lässiger 
Deismus,  dessen  öffentliche  Aeußerungen  nach  den  Erfahrungen,  die  er 
mit  den  Lettres  Persanes  gemacht  hatte,  der  Wunsch  färbte,  nicht  als 
Freigeist  Anstoß  zu  erregen,  begegnet  uns  in  seinen  Schriften  dort,  wo 
er  auf  Gott  und  die  Vorsehung  zu  sprechen  kommt.  Im  Grunde  bedeutete 
seiner  verweltlichten  Seele  die  Religion  nur  einen  Gegenstand  unter  den 
vielen,  die  ihn  zu  einer  politisch-wissenschaftlichen  Betrachtungsweise 
aufriefen:  „Pourquoi  tant  de  philosophie?"  schreibt  er  einmal:  ,,Gott  ist  ja 
so  weit  entfernt  .  .  .  Wirklich  zu  erkennen  vermögen  wir  ihn  nur  in  seinen 
Gesetzen;  diese  sind  in  uns  eingegraben,  und  der  soziale  Instinkt  entwickelt 
sie  in  unserer  Seele  in  dem  Maße,  wie  er  uns  dazu  bringt,  die  Gesellschaft 
zu  formen". 

Wenig  bedeutete  Montesquieu  der  einzelne  Mensch.  Die  Menschen 
in  ihrem  gesellschaftlichen  Zusammenleben,  das  war  das  Laboratorium, 
in  dem  er  sich  bewegte,  das  wurde  das  Thema  seines  Esprit  des  Lois, 
das  war  der  beherrschende  Gesichtspunkt,  der  ihn  an  die  Geschichte 
heranführte.  Bei  Vico  findet  sich  in  seiner  Selbstbiographie  das  Geständnis, 
daß  die  Moral  der  Stoiker  wie  der  Epikuräer  auf  ihn  keinen  Einfluß  ge¬ 
winnen  konnte,  weil  beide  Richtungen  sich  an  das  vereinzelte  Individuum 
wendeten.  Viel  mehr  bedeuteten  ihm  die  philosophischen  Schriften  eines 
Plato,  Aristoteles  und  Cicero,  weil  diese  sich  fragten,  wie  man  die  Menschen 
als  soziale  Wesen  am  besten  leite.  Genau  ebenso  hätte  Montesquieu  seine 
Verehrung  für  die  zwei  großen  Athener  begründen  können.  Wie  für  Vico 
wurde  für  ihn  der  Mensch  erst  interessant  als  Zoon  politikon.  Doch  während 
der  Franzose  in  einer  Zeit  und  in  einer  Umgebung  lebte,  wo  die  Geistes¬ 
wissenschaften  sich  in  voller  Separation  und  Säkularisation  befanden,  lebte 
Vico  als  der  letzte  große  Repräsentant  eines  älteren,  noch  in  der  Tradition 
der  Renaissancephilosophie  wurzelnden  wissenschaftlichen  Geistes,  Katho¬ 
lizismus  und  Platonismus  verschwistern  sich  bei  ihm  zu  jener  Ideenlehre, 
um  derentwillen  ihn  Eduard  Gans  als  einen  „phantastischen  Vorläufer 
Hegels"  feiert.  Mit  Vico,  erklärt  dieser  große  Rechtslehrer,  habe  erst  das 
Bestreben  begonnen,  der  bis  dahin  teils  als  eine  Aufeinanderfolge  zufälliger 
Begebenheiten,  teils  als  ein  geglaubtes,  aber  unerkanntes  Werk  Gottes  be¬ 
trachteten  Geschichte  den  Gedanken  ursprünglicher  Gesetze  und  einer  Ver¬ 
nunft  unterzulegen,  der  die  Freiheit  des  Menschengeschlechts  nicht  wider¬ 
spreche,  sondern  deren  Boden  sie  bilde. 

Vicos  geistige  Entwicklung  fiel  in  die  Zeit,  als  der  mathematisch-natur¬ 
wissenschaftlichen  Methode  und  Begriffsbildung  jener  große  Einbruch  in  den 
Bereich  der  Geisteswissenschaften  gelang,  den  erst  die  moderne  deutsche 
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philosophische  Wissenschaft  nachhaltig  zurückgedämmt  hat.  Sein  ganzes 
Leben  hindurch  blieb  er,  wenn  auch  erfolglos,  bemüht,  jenem  Ueberfluten 
schon  nahe  an  der  Quelle  Einhalt  zu  gebieten.  Er  verteidigte  die  historischen 
Wissenschaften,  deren  Begriff  er  klar  und  weit  faßte,  gegen  die  Ueber- 
griffe  des  Cartesianismus.  Er  trat  den  Zeitgenossen  entgegen,  die  für 
Mathematik  und  Naturwissenschaften  deshalb  den  Vorrang  beanspruchten, 
weil  ihnen  hier  Gewißheit  entgegenträte,  während  die  der  menschlichen 
Natur  innewohnende  Freiheit  in  den  Geisteswissenschaften  nur  Wahrschein¬ 
lichkeiten  zu  finden  gestatte.  Die  so  argumentierten,  wies  Vico  darauf  hin, 
daß  jedes  der  großen  Wissenschaftsreiche  seine  eigene  Methode  besitze  und 
wie  verfehlt  es  deshalb  sein  würde,  die  Art  von  Gewißheit,  auf  welche  die 
Geisteswissenschaften  abzielten,  an  der  mathematischen  Gewißheit  messen 
zu  wollen.  Er  gestand  Descartes  das  Verdienst  zu,  Methode  in  das  Denken 
gebracht  zu  haben,  doch  er  wies  auch  auf  die  Gefahr  hin,  die  davon  drohte, 
wenn  nun  das  individuelle  Urteil  zur  Alleinherrschaft  drängte.  Weil  Vico  in 
der  Vernunft  ein  Geschenk  Gottes  an  das  Menschengeschlecht  verehrte, 
konnte  Materialismus  in  keiner  Form  und  in  keiner  Ausgestaltung  ihm 
etwas  anhaben.  Ihm  war  es  Glaubenssache,  daß  die  geistige  Welt  eine 
höhere  Substanz  als  die  körperliche  erfüllte.  Glaubenssache  war  ihm,  dem 
Platoniker  und  Katholiken,  daß  von  Anbeginn  an  gewisse  ewige  Wahrheiten 
göttlichen  Ursprungs  in  der  menschlichen  Seele  ruhten.  Und  unleidlich  war 
ihm  deshalb  die  Hypothese  jener  Empiriker  und  Rationalisten,  die  Recht 
allein  auf  Macht  begründeten  und  es  erst  durch  den  Gesellschaftsvertrag 
entstehen  ließen,  denen  der  Staat  nur  eine  klug  erdachte  Maschine  war  zur 
Ausgleichung  des  bellum  omnium  contra  omnes.  Spinoza  wirft  er  vor,  er 
spräche  vom  Staat  „come  d’una  societä  che  fusse  di  mercadanti“.1)  Wie 
anders  sprach  ihm  Cicero  aus  der  Seele,  dort,  wo  er  dem  Epikuräer  Atticus 
schrieb,  er  könnte  mit  ihm  nicht  über  die  Gesetze  diskutieren,  solange  jener 
ihm  nicht  einräumte,  daß  es  eine  göttliche  Vorsehung  gebe.2)  Nie  und 
nimmer  will  Vico  die  geschichtliche  Welt  so  wie  Machiavelli  und  Hobbes, 
denen  er  es  vorwirft,  als  ein  Produkt  des  Zufalls  gelten  lassen,  aber  auch 
an  dem  von  ihm  hoch  verehrten  Grotius3)  tadelt  er,  daß  jener  den  Lauf 
der  Geschichte  als  von  der  göttlichen  Vorsehung  unabhängig  darstellen 
möchte.  So  tief  ist  Vico  von  der  Ueberzeugung  durchdrungen,  daß  die 
Menschheit  und  ihre  Kultur,  die  er  beide  unter  dem  gleichen  Namen  umanita 
begreift,  ihren  Weg  nach  einem  unabänderlichen  Plan  zurücklegen  und  daß 
dieser  Weg  das  Werk  der  göttlichen  Vorsehung  ist. 

x)  Scienza  nuova.  Ed.  Nicolini  T.  3,  175.  Später  protestierte  Burke  und  im  An¬ 
schluß  an  ihn  Adam  Müller  mit  fast  den  gleichen  Worten  gegen  jene,  welche  den  Staat 
„wie  eine  alltägliche  Kaufmannssozietät"  betrachteten.  Vgl.  Meinecke:  Weltbürgertum 
u.  Nationalstaat  S.  129. 

2)  Scienza  nuova.  Ed.  Nicolini  I.  175. 

3)  ibid.  S.  187. 
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Diese  religiöse  Geschichtsmetaphysik  verknüpft  sich  bei  ihm  nun 
auf  eine  höchst  originelle  Weise  mit  einer  genetischen  Geschichtsauffassung. 
Die  Ideen  bedeuten  ihm  gleichzeitig  göttliche  Ratschlüsse  und  in  der 
menschlichen  Natur  gründende  Gesetze.  Eine  solche  Verbindung  herzu¬ 
stellen,  gestattet  ihm  seine  Lehre  von  der  durch  die  Vorsehung  allem  Völker¬ 
schicksal  zu  Grunde  gelegten  „ewigen  idealen  Geschichte  der  Menschheit“. 
Diese  enthalte,  sagt  er,  die  ewigen  Gesetze,  nach  denen  die  Schicksale  aller 
Völker  abliefen,  in  ihrem  Aufstieg,  Fortschritt,  Niedergang  und  Ende4),  und 
nach  welchen  sie  stets  ablaufen  müßten,  wenn,  was  er  aber  nicht  zugibt, 
bis  in  alle  Ewigkeit  immer  neue  Welten  entstehen  würden.  Erst  diese 
Annahme  ermöglicht  es  seinem  Platonismus,  sich  vorzustellen,  wie  durch 
die  Verschiedenheit  aller  äußeren  Formen  hindurch  die  Identität  der 
Substanz  in  der  Geschichte  erfaßbar  bleibt.  Keimmäßig  hätte  die  göttliche 
Vorsehung  die  Anlage  zu  einer  in  den  großen  Linien  gleichmäßigen  Ent¬ 
wicklung  in  die  Seelen  aller  Nationen  gesenkt.  Als  nun  diese  durch  Krieg, 
Verträge  und  Warenaustausch  miteinander  in  Berührung  traten,  wurden 
sie  sich  des  gemeinsamen  Besitzes  bewußt,  und  aus  der  Idee  des  Rechts, 
die  ihnen  allen  eignete,  erwuchsen  die  Anfänge  des  Völkerrechts.  Recht 
und  Kultur  seien  also  göttlichen  Ursprungs.  Dennoch  sei  die  soziale  Welt, 
im  Gegensatz  zur  Natur,  das  Werk  des  Menschen.5)  Gott  wirke  auf  die 
Menschheit,  aber  durch  die  Menschheit.  Die  Menschen  schaffen  sich  ihre 
eigene  Welt,  doch  diese  Welt  ist  nichtsdestoweniger  einem  Geiste  ent¬ 
sprungen,  der  dem  ihrigen  unendlich  überlegen  ist  und  sich  ihrer  und  ihrer 
beschränkten  Ziele  bloß  bedient,  um  seine  erhabeneren  Ziele  durchzusetzen, 
die  freilich  auch  die  Erhaltung  des  Menschengeschlechts  auf  Erden 
bezwecken.6) 

Von  solcher  Erkenntnis  her  tritt  Vico  an  die  Geschichte  heran.  Die 
Natur,  sagt  er,  ist  das  Werk  Gottes,  trotzdem  bemühten  die  Gelehrten 
sich,  sie  zu  erforschen.  Aber  warum  erforschten  sie  nicht  lieber  die  Gesetze 
der  geschichtlichen  Welt,  die  ihr  eigen  Werk  ist?  Indem  er  diesen  Gedanken 
weiterspinnt,  gelangt  der  Philosoph  dazu,  die  Prinzipien  einer,  wie  ihm 
dünkte,  neuen  Wissenschaft  aufzustellen,  deren  Aufgabe  es  sein  sollte,  die 
Veränderungen  in  der  Geschichte  aller  Völker  auf  gemeinsame  Gesetze 
zurückzuführen  und  so  die  ewigen  Gesetze  ans  Licht  zu  ziehen,  die  nach 
dem  Wunsche  der  Vorsehung  das  Heil  des  Menschengeschlechts  auf 
Erden  sichern.  — 

4)  Ebenda  Buch  2  Kap.  5.  In  der  deutschen  Ausgabe:  Grundsätze  einer  neuen 
Wissenschaft  über  die  gemeinschaftliche  Natur  der  Völker,  deutsch  von  Dr.  Ernst 
Weber.  S.  211.  Webers  Uebersetzung  entspricht  nicht  mehr  unseren  heutigen  wissen¬ 
schaftlichen  Ansprüchen.  Brauchbarer  ist  die  französische  Ausgabe:  Principes  de  la 
Philosophie  de  l’histoire  traduit  par  Jules  Michelet,  Bruxelles  1835. 

5)  Auf  diesen  Gedanken  beruft  sich  Marx,  Kapital  I,  336. 

°)  Scienza  Nuova  ed.  Fausto  Nicolini  III,  1048, 
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Taucht  man  aus  der  Tiefe  solcher  geschichtsphilosophischen  Proble¬ 
matik  empor  und  vergegenwärtigt  sich,  wie  Montesquieu  etwa  die  gleichen 
Fragen  beantworten  würde,  so  empfindet  man  sich  in  ein  seichteres  Gewässer 
versetzt.  Den  Einführungskapiteln  des  Esprit  des  Lois  merkt  man  an,  daß 
sie  den  Verfasser  Schweiß  gekostet  haben,  und  trotzdem  wurde  mit  Recht 
die  Klarheit  ihres  Gedankenganges  bemängelt.  In  seinem  Element  fühlt 
sich  Montesquieu  erst,  wenn  er  nicht  mehr  genötigt  ist,  die  politischen 
Gesetze  von  Naturgesetzen  abzugrenzen  oder  gar  auf  Probleme  einzugehen, 
die  sich  nicht  auf  empirischem  Wege  lösen  lassen.  Zwar  auch  nach  ihm 
hat  nicht  blinder  Zufall  die  Welt  geschaffen,  und  auch  er  spricht  wie  Vico 
der  Idee  des  Rechts  einen  zeitlichen  Primat  vor  den  positiven  Gesetzen  zu. 
Aber  die  „raison  primitive“  und  die  „justice  eternelle“  sind  für  ihn  doch 
nur  notwendige  Hypothesen,  und  sie  erscheinen  blaß  und  farblos  neben 
der  echten  Gläubigkeit  des  Neapolitaners.  Montesquieus  Größe  zeigt  sich 
erst  dort,  wo  er  an  den  historischen  Stoff  unmittelbarer  herantritt  und 
ihn  nun  nach  den  Gesichtspunkten  zergliedert,  die  seine  Arbeit  für  die 
Nachwelt  fruchtbar  gemacht  haben.  Seinem  starken  Wirklichkeitssinn 
widerstrebt  es,  nach  Gesetzen  zu  forschen,  die  zu  ändern  nicht  in  des 
Menschen  Macht  liegt.  In  der  Tat,  Menschenwerk  sind  für  ihn  alle  Gesetze, 
deren  Wert  und  Bedeutung  der  Esprit  des  Lois  untersucht.  Dennoch  aber 
sind  auch  für  ihn  die  Gesetze,  die  das  Leben  der  Staaten  regeln,  nicht 
bloß  zufällig  so,  wie  sie  sind,  sondern  er  findet  sie  abhängig  von  bestimmten 
natürlichen  und  geschichtlichen  Faktoren.  Indem  er  diesen  Gedanken  auf 
die  Staaten  der  Vergangenheit  und  Gegenwart  an  wendet,  fördert  Montes¬ 
quieu  jene  Fülle  politisch-wissenschaftlicher  Erkenntnis  zu  Tage,  der  er 
seinen  großen  Ruf  verdankt. 

Wir  betonten  bisher  stärker  die  Abweichungen  in  der  Geistesart 
der  beiden  Denker.  Aber  empfanden  nicht  Filangieri  und  Goethe  Ueber- 
einstimmungen?  Auf  sie  stößt  man,  sobald  man  untersucht,  was  sie  eigent¬ 
lich  von  dem  historischen  Stoff  ergreifen  und  was  sie  beiseite  lassen. 
Ihre  Geschichtsauffassung  stimmt  darin  überein,  daß  nicht  die  Schicksale 
der  einzelnen  Völker,  erst  recht  nicht  Taten  oder  Schicksale  einzelner 
hervorleuchtender  Persönlichkeiten,  ihnen  als  das  Wichtige  erscheint,  sondern 
daß  sie  sich  von  den  Individualitäten  —  dies  Wort  im  weitesten  Sinne 
verstanden  —  ab-  und  den  Generalitäten  zuwenden.  Mag  Vicos  Forschungs¬ 
weise  eher  als  genetisch,  die  Montesquieus  als  analytisch  anzusprechen 
sein,  beide  mußten  für  ihre  Zwecke  gleichzeitig  bei  verschiedenen  Völkern 
und  Epochen  das  Gemeinsame  wie  das  Trennende  ins  Auge  fassen.  Beide 
betrachteten  mehr  die  Zustände  als  die  Vorgänge,  mehr  die  Querschnitte 
als  die  Längsschnitte,  v/eil  jene  historischen  Elemente,  die  sie  nutzbar  machen 
wollten,  nur  bei  solchem  Verfahren  in  voller  Vitalität  sichtbar  werden 
konnten.  Ist  aber  nicht  der  einzelne,  sondern  die  Gemeinschaft  der  Träger 


422 


des  geschichtlichen  Lebens,  so  wächst  über  alle  anderen  Fragen  die  Frage 
hinaus,  welches  die  Kräfte  sind,  die  Bildung  und  Umbildung,  Wachsen 
und  Vergehen  der  Staaten  bestimmend  beeinflussen. 

Montesquieu  hält  es  für  wichtiger,  der  Wirkung  der  Gesetze  nach¬ 
zugehen  als  ihrem  Ursprung.  Deshalb  befaßt  er  sich  auch  kaum  mit  der 
Urgeschichte  der  Menschheit.  Vico  will  die  principii  der  umanitä  erforschen. 
Da  er  beide  Worte  in  einem  doppelten  Sinn  gebraucht,  so  meint  er  damit 
das  Gesetzmäßige  in  der  Geschichte  der  Menschheit  sowohl  wie  die  Ent¬ 
stehung  der  Kultur.  In  seiner  Forschung  erhält  die  Urgeschichte  einen 
breiten  Platz.  Die  Quellen,  aus  denen  er  sich  für  sie  am  ausgiebigsten  Rat 
holt,  sind  die  Sprachen  und  die  Sagen,  Man  erinnert  sich,  welch  breiten 
Platz  sie  in  seinen  Werken  einnehmen,  wie  sie  ihn  außer  zu  einer  Fülle  von 
unhaltbaren  Hypothesen  auch  zu  solchen  von  bleibendem  Wert  führen. 
Seiner  Theorie  von  den  „ poetischen  Charakteren“  dankte  er,  daß  er  das 
III.  Buch  seiner  Scienza  Nuova  stolz  ,,Von  der  Entdeckung  des  wahren 
Homeros“  überschreiben  durfte.  Montesquieu  hatte  kein  Verhältnis  zur 
Sprachwissenschaft.  Wenn  er  aber  die  Dichtungen  als  schlechte  Quellen  für 
den  Historiker  bezeichnet,  so  würde  Vico  ihm  erwidert  haben,  daß  die 
ältesten  Dichtungen  und  Sagen  der  Völker  für  die  Rekonstruktion  ihrer 
frühesten  Geschichte  unentbehrlich  waren. 

Eine  Diskrepanz  zwischen  Kultur  und  Geschichte  besteht  weder  für 
Vico  noch  für  Montesquieu,  beide  sind  nicht  Kulturpessimisten  wie 
Rousseau  und  Spengler,  die  spätere  Entwicklung  erscheint  ihnen  nicht  als 
ein  Abstieg  aus  einem  goldenen  Zeitalter.7)  Der  Lehre  vom  Gesellschafts¬ 
vertrag  steht  Vico  gänzlich  fern,  aber  auch  Montesquieu  bekennt  sich  nicht 
zu  ihr.  Von  einem  bestimmten  Augenblick  an  postuliert  er  das  Vorhanden¬ 
sein  einer  reunion  des  forces,  aus  der  eine  Regierungsgewalt,  eine  force 
generale,  und  einer  reunion  des  volontes,  aus  der  die  Gesetze  entspringen. 
Dieser  beiden  Hauptgewalten  im  Staat,  der  Exekutive  und  der  Legislative, 
bedarf  er.  Denn  erst,  wenn  er  sie  hat,  vermag  er,  worauf  es  ihm  vornehmlich 
ankommt,  der  Wirkung  der  Gesetze  nachzuspüren.  Viel  komplizierter  stellt 
sich  für  Vico  die  Frage  nach  der  Entstehung  des  Staats.  Läßt  man  das  dem 
Zeitalter  angehörige  Beiwerk  beiseite,  so  ergibt  sich,  daß  er  den  Staat  aus 
einem  Zusammenschluß  der  Großfamilien  ableitet.  Dieser  erfolgt,  weil  die 
Familienoberhäupter  das  Bedürfnis  empfinden,  gemeinsam  dabei  vorzugehen, 
wenn  sie  sich  durch  Widerstand  oder  durch  Zugeständnisse  mit  den 
wachsenden  Ansprüchen  ihrer  Gefolgsleute  und  Schutzbefohlenen  aus¬ 
einandersetzen.8)  Es  ist  auffällig,  daß  Karl  Marx,  der  Vico  kannte  und 


7)  Vico,  deutsch  v.  Weber,  S.  326. 

s)  Ebenda  S.  442. 
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schätzte,9)  auf  dessen  Theorie  von  der  Entstehung  des  Staates  aus  den 
frühesten  Klassengegensätzen  nirgends  Bezug  nimmt.  Welche  Faktoren 
bestimmen  nun  bei  dem  Italiener  wie  bei  dem  Franzosen  das  Schicksal  der 
Staaten?  „Tout  est  extrSment  lie“,  bemerkt  Montesquieu  an  einer  Stelle 
des  Esprit  des  Lois,  die  vielleicht  den  modernsten  Zug  in  seiner  Geschichts¬ 
auffassung  enthüllt.  Denn  das  macht  wohl  doch  seine  eigentümliche  Größe 
aus,  daß  er  schon  so  lebhaft  empfand,  wie  innig  und  unlöslich  die  verschie¬ 
denen  Triebkräfte  im  staatlichen  Leben  mit  einander  Zusammenhängen. 
Man  kennt  seine  Aufzählung  der  Faktoren,  die  den  Charakter  der  Gesetze 
bestimmen:  er  spricht  da  vom  Klima  und  vom  Umfang  des  Landes,  von 
seiner  politischen  und  ökonomischen  Struktur,  von  der  Zahl,  den  Sitten  und 
der  Religion  der  Bevölkerung.  Er  denkt  an  ein  Zusammen-  und  Wechsel¬ 
wirken  aller  dieser  und  noch  anderer  Faktoren.  Bei  Vico  sieht  man 
deutlicher  als  die  Wechselwirkung  jener  Kräfte,  die  auch  er  nennt,  eine 
einfache  kausale  Kette.  „Aus  der  Natur  der  Menschen“,  heißt  es  in  der 
Scienza  nuova,  „gehen  ihre  Gewohnheiten  hervor,  aus  den  Gewohnheiten 
die  Regierungsformen,  aus  den  Regierungsformen  die  Gesetze,  aus  den 
Gesetzen  die  bürgerlichen  Sitten,  aus  den  bürgerlichen  Sitten  die  öffent¬ 
lichen  Taten  der  Nationen“.  Doch  auch  Vico  gilt  es  als  Axiom,  daß  die 
Regierungen  mit  der  Natur  der  Regierten  in  Uebereinstimmung  sein 
müssen,  und  er  kritisiert  jene  Juristen  und  Historiker,  die  die  römischen 
Gesetze  immer  isoliert  betrachtet  hätten,  ohne  den  Einfluß  der  politischen 
Umwälzungen  in  Rechnung  zu  stellen  und  ohne  die  enge  Beziehung 
zwischen  Politik  und  Recht  zu  berücksichtigen. 

Zu  den  Eckpfeilern  von  Montesquieus  Lehre  gehört  seine  Theorie 
von  der  Bedeutung  des  Klimas  für  die  politische  Formung  der  Völker. 
„L'empire  du  climat  est  le  premier  de  tous  les  empires“  heißt  es  im  neun¬ 
zehnten  Buch  des  Esprit  des  Lois  dort,  wo  er  den  Einfluß  des  Klimas  auf 
die  Verschiedenheit  der  Völker  nach  ihrer  Religion,  Verfassung  und  Straf¬ 
gesetzgebung  untersucht  und  auch  die  Einwirkung  der  Gestaltung  und 
Beschaffenheit  des  Bodens  in  Betracht  zieht. 

In  Vicos  Problemstellung  liegt  es,  daß  er  nicht  sowohl  nach  dem 
forscht,  was  die  Völker  unterscheidet,  sondern  nach  dem,  was  ihnen  ge¬ 
meinsam  ist.  „Scienza  nuova  d’intorno  alla  commune  natura  delle  nazioni“ 
betitelt  sich  sein  Hauptwerk.  Dabei  entgeht  die  natürliche  Verschiedenheit 
der  Völker,  wie  man  begreift,  auch  ihm  nicht;  dem  philosophischen  Philo¬ 
logen  drängte  sich  bereits  die  Verschiedenheit  der  Sprachen  als  Problem 
auf.  Er  glaubte  sogar  eine  neue  und  große  Wahrheit  zu  enthüllen,  als  er 

9)  Vgl.  seinen  Brief  an  Lassalle  vom  28.  April  1862.  Dort  u.  a.:  „Vico  enthält  dem 
Keim  nach  Wolf  (Homer),  Niebuhr  (römische  Königsgeschichte),  die  Grundlagen  der  ver¬ 
gleichenden  Sprachforschung  (wenn  auch  phantastisch)  und  noch  viel  Schock  Genialität 
in  sich." 
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feststellte:  „Es  ist  die  Wirkung  der  Verschiedenheit  des  Klimas,  daß  die 
Völker  verschiedene  Naturen  haben.  Diese  Verschiedenheit  der  Naturen 
hat  sie  die  für  das  menschliche  Leben  nützlichen  oder  notwendigen  Dinge 
unter  verschiedenem  Gesichtspunkt  ansehen  lassen  und  die  Verschiedenheit 
der  Gewohnheiten  und  Gebräuche  erzeugt,  von  der  die  Verschiedenheit  der 
Sprachen  eine  Folge  ist.“  So  wie  hier  den  Einfluß  des  Klimas,  betont  Vico 
auch  gelegentlich  schon  den  Einfluß  der  Bodenbeschaffenheit  auf  die 
Religion,  die  geistige  Struktur  und  die  Staatsform.  Die  philosophische  Natur 
der  Athener  setzt  er  in  der  ersten  Auflage  der  Scienza  nuova  mit  den 
unfruchtbaren  und  rauhen  Gefilden  Attikas,  die  Soldatennatur  der  Römer 
unter  Berufung  auf  Strabo  mit  der  Lage  ihrer  Stadt  in  Beziehung.  Bei 
einem  Geist,  der  die  Verschiedenheit  der  Volkscharaktere  so  deutlich 
erfaßte,  hätte  man  vielleicht  annehmen  können,  daß  er,  der  große  Vorläufer, 
der  er  war,  bis  zu  jener  Konzeption  fortschreiten  würde,  die  in  dem 
Volksgeist  die  Quelle  aller  Kultur  erblickte.  Daß  er  diesen  Schritt  nicht 
tat,  hat  Ernst  von  Möller10)  in  seiner  feinen  Abhandlung:  „Ueber  die 
Entstehung  des  Dogmas  von  dem  Ursprung  des  Rechts  aus  dem  Volksgeist“ 
auf  den  „nivellierenden“  Einfluß  des  Naturrechts  zurückführen  wollen. 
Doch  er  irrt  sich.  Es  lag  viel  mehr  an  der  geistigen  Organisation  und 
an  der  Weltanschauung  Vicos,  daß  er  auf  die  Aehnlichkeit  in  den  ge¬ 
schichtlichen  Erscheinungsformen  bei  verschiedenen  Völkern  größeres 
Gewicht  legte  als  auf  die  Uebereinstimmung  zwischen  den  verschiedenen 
Lebensäußerungen  des  gleichen  Volks.  Selbst  für  Montesquieu,  dessen 
Einfluß  auf  die  historische  Rechtsschule  neuerdings  stark  unterstrichen 
wurde,  ist  nicht  der  esprit  general  schlechthin  der  Schöpfer  der  Gesetze; 
auch  ihm  liegt  noch  der  umgekehrte  Gesichtspunkt  näher,  daß  die  Gesetze 
den  esprit  general  mitbestimmen. 

Eindringlich  forschen  beide  Denker  nach  den  allgemeinen  Be¬ 
dingungen  für  die  Entstehung  und  die  Bewährung  der  einzelnen  Staats¬ 
formen.  Dabei  fragt  wiederum  Vico  mehr  nach  ihrer  Entstehung,  Montes¬ 
quieu  mehr  nach  ihrer  Bewährung.  Einig  sind  sie  darin,  daß  die  gleichen 
politischen  Bedürfnisse  die  gleichen  Staatsformen  erzeugen.  Aber  während 
Montesquieu  dort,  wo  er  allgemeine  Regeln  aufstellt,  die  Mannigfaltigkeit 
der  historischen  Motive,  ihr  Hin-  und  Zurückwirken,  ihr  tausendfältiges 
Ineinandergreifen,  oftmals  daran  erinnert,  daß  man  die  Aehnlichkeit  ver¬ 
schiedener  historischer  Situationen  sehr  wohl  vergleichen  kann,  ohne  ihrer 
Singularität  Gewalt  anzutun,  neigt  Vico  überall  dazu,  vorschnell  allgemeine 
und  ewige  Gesetze  zu  entdecken.  Er  hält  es  für  ein  ewiges  Gesetz,  daß 
alle  Völker  zuerst  eine  aristokratische,  dann  eine  demokratische,  danach 
eine  monarchische  Verfassung  erhalten.  Aber  obgleich  er  dieses  Gesetz 


10)  Mitteilungen  des  Instituts  für  österreichische  Geschichtsforschung  30  (1009). 
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ein  ewiges  nennt,  gilt  es  ihm  doch  nur  so  weit,  als  nicht  übermäßige 
Störungen  von  außen  gewalttätig  in  die  innere  Entwicklung  eingreifen. 
Montesquieu  bemächtigt  sich  schon  mit  einem  weit  vollkommeneren  Rüst¬ 
zeug  des  gleichen  Stoffes,  er  legt  keinen  Wert  mehr  auf  eine  schematische 
Aufeinanderfolge  der  Staatsformen.  Ihm  erscheint  es  fruchtbarer,  in  das 
eigentümliche  Wesen  einer  jeden  von  ihnen  einzudringen,  ihr  den  Puls 
zu  fühlen,  ihren  Lebensgesetzen  nachzuspüren.  Indem  er  so  verfährt,  stößt 
er  auf  die  für  ihn  so  bedeutsame  Unterscheidung  zwischen  der  Natur  und 
dem  Prinzip  der  Staatsform,  wobei  er  unter  Natur  die  für  ihre  Entstehung 
konstitutiven  Faktoren,  unter  Prinzip  jene  „psychische  Gesamthaltung  des 
politischen  Lebens“  begreift,  die  für  den  Bestand  der  Staatsform  notwendig 
sei  und  den  allgemeinen  Gesetzen  wie  den  Handlungen  der  Bürger  ihren 
Atem  einflößen  müsse.  Auf  die  Bedeutung  des  ethischen  Faktors  für  das 
politische  Leben  legt  Montesquieus  weltlicher  Geist  stärkeren  Nachdruck 
als  der  tief  religiöse  Neapolitaner,  dem  es  von  vornherein  feststeht, 
daß  selbst  Epochen  geschichtlichen  Niedergangs  der  göttlichen  Vorsehung 
zur  Vollendung  ihrer  hohen  Aufgabe  dienen  müssen. 

Montesquieu  erforscht  das  Wesen  der  Gesetze  in  dem  Bewußtsein, 
damit  für  das  Glück  und  die  Besserung  der  Menschheit  zu  arbeiten.  Diese 
Aufgabe  weiß  Vico  in  den  Händen  der  Vorsehung  aufgehoben,  ihm  gewährt 
es  Genüge,  dem  Weg  der  Gottheit  durch  die  Jahrtausende  andachtsvoll 
nachzuspüren. 
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Geschichte  als  Ideologie 

Von  Gottfried  Salomon 
I.  A.  Ideale  Voraussetzungen 

Die  Voraussetzung  alles  Geschichtsdenkens  ist  Einheit,  das  be¬ 
deutet  die  jeweilige  Welt  als  eine  Einheit  der  Menschheit.  Sie  wird  abstrakt 
in  Gott  oder  der  Vernunft  vorausgedacht  und  konkret  in  dem  Bestehen 
immer  weiterer  Einheiten  und  Zusammenhänge  von  Stämmen,  Völkern, 
Menschheiten  ersichtlich.  Je  nach  der  Auffassung  des  Geistes  in  Gott  und 
dem  Menschen  ist  Einheit  im  Ursprung  als  Schöpfung  und  am  Ziel  als 
Vollendung  gedacht.  Der  Sinn  der  Geschichte  ist  die  Einheit  zu  bilden,  denn 
die  ursprüngliche  Schöpfungseinheit  ist  zerfallen  oder  von  Anbeginn  ist  nur 
die  Richtung  auf  Einheit  gegeben.  Theologisch  ist  die  Einheit  der  Menschheit 
in  Gott,  kulturell  in  der  Vernunft  antizipiert,  politisch  wird  sie  realisiert 
in  den  Einheiten  der  Welt  zusammengehöriger  Menschheit,  die  eine 
Geschichte  hat. 

Die  historische  Welteinheit  entspricht  der  politischen  Weltherrschaft. 
Weltgeschichten  gibt  es  in  den  Zeiten  der  Weltpolitik,  wie  in  der 
hellenischen  und  der  spätrömischen  Zeit.  Die  großen  Menschheitseinheiten 
sieht  Theopomp  in  der  mazedonisch-hellenischen,  Polybius  in  der  römischen 
Weltherrschaft  vor  sich.  Wenn  Dikäarch,  der  Schüler  des  Aristoteles,  im 
Sinne  des  alexandrinischen  Panhellenismus  eine  Kulturgeschichte,  und 
der  Stoiker  Poseidonius,  in  der  Nachfolge  des  Polybius,  bereits  eine  „philo¬ 
sophische“  Weltgeschichte  gibt,  die  wie  eine  Cäsarenphantasie  von  der 
stoischen  Konstruktion  des  Universalstaates  ausgeht,  so  ist  die  Form  der 
Weltgeschichte  damit  gegeben  und  wird  von  der  Kirche  übernommen,  wie 
die  Formen  römischer  Weltpolitik.  Die  Kirche  hat  dabei  die  rechtliche  als 
kirchlich-rechtliche  Einheit  verstanden.  Jedenfalls  beruht  die  kirchliche 
Weltgeschichte  auch  auf  der  Weltpolitik.  Die  Einheit  Welt  aber  ist  nicht 
mehr  philosophisch  in  der  Vernunft,  sondern  theologisch  in  Gott  gegründet. 

„Gott  hat  aufgehört,  sich  in  der  Natur  zu  offenbaren,  und  gab  sich  in 
der  Geschichte  zu  erkennen,“  sagt  Schelling,  um  den  Gegensatz  antiker  und 
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mittelalterlich-christlicher  Geschichtsauffassung  zu  erklären.1)  Geschichte  im 
christlichen  Sinne,  mit  Christus  begonnen  und  in  der  Kirche  fortgesetzt,  ist 
Geschichte  des  göttlichen  Geistes  in  der  Welt.  Kirchliche  Geschichtswissen¬ 
schaft  ist  also  ein  Zweig  der  Theologie,  Erkenntnis  Gottes  ist  die  Voraus¬ 
setzung  in  der  Geschichte  der  Kirche  wie  der  von  ihr  umfaßten  Welt. 
Vom  Standpunkt  der  Kirche  ist  alle  Geschichte  Geistesgeschichte  und 
Weltgeschichte.  Indem  die  Welteinheit  des  römischen  Reiches  als  Geist¬ 
einheit  der  römischen  Kirche  erscheint,  wird  aus  der  politischen  Universal¬ 
geschichte  des  Polybius  und  Trogus  Pompejus  die  religiöse  Universal¬ 
geschichte  Augustins  und  Ottos  von  Freising.  Für  die  politisch  orientierte 
Anschauung  ist  Universum  gleich  Imperium  und  gibt  die  zufällige  Expansion 
des  römischen  Reiches  die  Grenze  an;  für  die  religiös  bestimmte  Richtung 
dagegen  ist  das  Universum  die  Humanitas.  Aus  der  Reichsgeschichte  wird 
Menschheitsgeschichte,  die  allerdings  im  Mittelalter  auf  die  christliche 
Menschheit  im  Rahmen  der  römischen  Kirche  tatsächlich  beschränkt  ist. 
Ihrer  Idee  nach  aber  kann  die  Geschichte  der  Kirche,  als  der  Vertretung 
des  göttlichen  Geistes  in  der  Welt,  nicht  in  Grenzen  begriffen  werden,  die 
etwa  durch  die  tatsächliche  Ausbreitung  des  Glaubens  gegeben  sind. 

Geschichte  in  Grenzen  erscheint  als  ein  in  sich  geschlossener  Ablauf 
um  einen  Mittelpunkt  (z.  B.  graeco-  oder  europäozentrisch).  Die  geogra¬ 
phische  Bestimmung,  die  das  Geschehen  an  die  Erde  bindet,  legt  die 
Erklärung  einer  Analogie  mit  der  Natur  nahe;  Wiederkehr  des  Gleichen 
ist  die  Geschichte  als  Naturgeschehen,  vor  allem  im  Bilde  des  Kreises 
der  Jahreszeiten.  Geist  löst  sich  von  der  Erde  und  ihren  Bindungen,  seine 
Geschichte  kann  nicht  durch  den  Kreis,  sondern  durch  die  Linie  des  fort¬ 
schreitenden  Verlaufs  begriffen  werden.  Fortschritt  ist  die  Geschichte  als 
Geistesverlauf.  Die  Linearität  ist  eindeutig  durch  das  Ziel,  das  der  Geist  der 
Geschichte  setzt,  bestimmte  Richtung  zum  Ungleichen. 

Für  die  Kirche  kann  Geistesgeschichte  nicht  durch  die  natürliche 
Vernunft,  sondern  nur  durch  übernatürliche  Offenbarung  in  ihrem  Fort¬ 
schritt  auf  ein  Ziel  erkannt  werden.  Das  Ziel  ist  übergeschichtlich,  denn 
die  Kirche  als  „civitas  dei“  führt  zu  dem  apokalyptischen  Reich.  Wenn  die 
Geschichte  nur  Weg  und  Mittel  zur  Uebergeschichte  ist,  so  ist  ihr  Inhalt 
der  währende  Kampf  des  Glaubensgeistes.  In  dem  Dualismus  des  mythisch 
oder  moralisch  erklärten  Kampfes  zwischen  guten  und  bösen  Mächten  wird 
die  Geschichte  zur  Theophanie,  zur  Erscheinung  Gottes  in  der  Welt.  Ihr 
Fortschritt  ist  in  dem  Sieg  des  Christentums  über  das  Heidentum  sichtbar 
und  in  den  Perioden  der  immer  erweiterten  Weltherrschaft  gegliedert. 
Dieser  Theophanie  entspricht  eine  Ideophanie,  wie  ich  die  analoge  Art  der 
profanen  Geistesgeschichte  nennen  möchte.  An  die  Stelle  des  transzen- 


’)  Schelling:  Methode  des  akadem,  Studiums.  8.  Vorles, 
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denten  Geistes  tritt  ein  objektiver  Geist  geschichtlich  in  Erscheinung, 
statt  Gottes  Vorsehung  bestimmt  der  Geist  eines  Volkes  Bewegung  und  Ziel. 
Nicht  ein  absoluter,  weltüberlegener  Geist,  sondern  ein  irgendwie  relativer, 
weltabhängiger  Geist  schreitet  durch  Gegensätze  fort  zu  einem  in  der  Ge¬ 
schichte  bleibenden  Idealreich.  Nun  ist  der  universale  und  ideale  Wert,  der 
im  Fortschritt  verwirklicht  werden  soll,  das  über  die  Völker  aufgeteilte 
Staats-  und  Kulturgut,  er  ist  nicht  mehr  überpolitischer  und  überkultureller 
Art,  entsprechend  einer  Staat  und  Kultur  begründenden  Kirche.  Aber  dieses 
Geistesgut  ist  nicht,  wie  in  der  Kirche,  der  Menschheit  gegeben  und  am 
nahen  Ende  wiedergegeben,  sondern  aufgegeben,  darum  liegt  das  Reich  des 
Geistes  in  unendlicher  Ferne.  Auf  die  Weltendelehre,  die  Vollkommenheit 
in  der  Geschichte  leugnet  und  Fortschritt  eigentlich  illusorisch  macht,  folgt 
ein  Zukunftsglaube,  indem  im  unendlichen  Fortschritt  Vollkommenheit  doch 
in  der  Welt  erreicht  wird.  Der  Pessimismus  der  Weltüberwindung  und 
-Vernichtung  macht  einem  Optimismus  der  Welteroberung  und  -Vervoll¬ 
kommnung  Platz.  In  einer  rationalen  Mythologie  wird  der  Kampf  der 
Kulturträger  gegen  die  jeweilig  als  moralisch  verwerflichen  Mächte 
idealisiert  und  Völker  (oder  zuletzt  gar  Klassen)  als  Missionare  des  Glau¬ 
bens  an  das  ideale  Kulturreich  legitimiert.  Die  Kulturträger  haben  im 
Grunde  dieselbe  Sanktion  wie  die  Gotträger,  nur  ist  die  Sendung  und  die 
Rechtgläubigkeit  anderer  Art.  Auch  die  profane  Geistesgeschichte  ist  eine 
Glaubensgeschichte,  doch  dieser  Glaube  ist  nicht  mehr  übersinnlich  offenbart 
und  ausschließlicher  Besitz  eines  eingeweihten  Standes,  sondern  in  der  allge¬ 
meinen  Vernunft  gelegen,  jedem  begreiflich  und  von  einer  breiteren  Schicht 
von  Vorkämpfern  vertreten.  Diese  Verbreiterung  hat  zur  Folge,  daß  die 
Kultur  nicht  mehr  im  Rahmen  der  Kirche  bleibt.  Die  religiöse  Idee  des 
Gotträgertums  ist  exklusiver  als  die  moralische  Idee  des  Kulturträgertums, 
denn  Priestern  ist  der  Wert  in  Einheit  und  Fortschritt  des  Geistes  nur  in 
der  Kirche  als  Stellvertretung  der  Gottheit  gegeben,  wogegen  Laien  be¬ 
haupten,  daß  die  Werte  der  Menschheit  und  jedem  Menschen  aufgegeben 
sind.  Wenn  Kultur  ein  selbständiges  Werk  der  Vernunft  bedeutet,  wird 
die  Geschichte  das  Reich  der  Moral.  Nicht  der  göttliche  Mensch,  sondern 
der  vernünftige,  nicht  Christus,  sondern  jeder  Mensch  ist  zum  Geiste 
berufen.  Nun  ist  erst  die  Menschheit  nicht  stellvertreten,  sondern  selb¬ 
ständig.  An  die  Stelle  der  christologischen  tritt  eine  anthropologische 
Geschichtsauffassung:  Humanismus  und  Humanitarismus. 

Geschichte  muß  als  Prozeß  oder  Pro&reß  verstanden  werden.  Zeiten 
der  Dynamik  sind  darum  die  produktiven  Zeiten  für  die  Geschichtswissen¬ 
schaft.  Im  Gegensatz  zum  Orient  kann  die  Vorstellung  „ewiger  Ordnung“, 
einer  Statik,  in  Europa  nicht  geläufig  sein,  wo  die  Verlagerung  von 
Völkern  und  Kulturen  ein  stetes  Nacheinander  und  Nebeneinander  von 
Ordnungen  ergeben  hat.  Diese  Dynamik  wird  schon  von  Herodot  im  welt- 
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geschichtlichen  Gegensatz  Asien  und  Europa  für  den  Perserkrieg,  von 
Thukydides  in  dem  staatsgeschichtlichen  Gegensatz  der  spartanischen  und 
attischen  Verfassung  im  peloponnesischen  Krieg  erklärt.  In  der  Antike  wird 
die  Geschichte  im  Ganzen  als  ein  Kreislauf,  als  Wiederkehr  des  Gleichen, 
begriffen  und  als  bloßer  Auf-  und  Niedergang  erscheint  die  gegensätzliche 
Bewegung,  weil  der  Mensch  sich  im  Wandel  einer  natürlichen,  ewigen  Ord¬ 
nung  weiß.  Der  Objektivismus,  der  dem  ästhetischen  Charakter  des  Helle¬ 
nismus  entspricht,  erklärt  Geschichte  und  Natur  als  objektive  Vorgänge 
aus  natürlichen  Ursachen,  Das  Subjekt  tritt  als  Gestalt  auf  den  Plan,  die 
objektiver  Ordnung  unterliegt,  Geschichte  tritt  ja  an  die  Stelle  des  Mythos, 
indem  die  Geschichte  der  Götter  durch  die  der  Heroen  ersetzt,  beide  als 
Bildergalerien  des  Kosmos,  der  Ordnung,  erschaut  werden. 

Aber  die  Ordnung  ist  nur  der  Rahmen  ebenso  wie  alle  Formung, 
innerhalb  dessen  sich  die  Gegensätze  darstellen.  Wie  der  Einheitsgedanke 
letzten  Endes  aus  der  Gotteinheit,  so  fließt  der  Gedanke  der  Bewegung  durch 
Gegensätze  aus  der  Gottzweiheit,  dem  Kampf  von  Licht  und  Finsternis, 
guten  und  bösen  Mächten,  Einheit  ist  dann  nur  am  Anbeginn  oder  am  Ende, 
vor  oder  nach  der  Geschichte  gegeben.  In  der  Antike  wird  Einheit  als  Ord¬ 
nung  in  der  Natur  erschaut  und  alle  Bewegung  ist  darum  wesenloser  Schein, 
ein  Spiel  von  Kräften,  die  nicht  hinausreichen  über  die  Grenzen,  die  der 
Kreis  des  Natürlichen  steckt.  Erst  in  der  Kirche  wird  die  Einheit  im  Geiste 
erklärt  und  ist  Geschichte  des  Geistes  eben  nicht  in  den  Kreis  gebannt, 
sondern  darüber  hinausgeschritten.  Wie  die  Ordnung  aufgehoben,  so  scheint 
die  Welt  erweitert,  die  Grenzen  sind  nicht  mehr  sichtbar,  seit  die  Kirche 
geistig  wie  räumlich  über  die  Antike  hinausreicht.  Wenn  auch  die  römische 
Kirche  sich  als  Erbe  des  römischen  Weltreichs  erklärt,  so  kann  sie  doch  ihre 
Zeit,  das  Mittelalter,  nicht  einfach  als  Verlängerung  des  Altertums  ansehen, 
denn  dieses  Mittelalter  beginnt  ja  nicht  mit  dem  Christentum  als  Staats¬ 
religion  des  Römertums,  als  antikes  Christentum,  sondern  mit  der  Ver¬ 
lagerung  auf  neue  Völker,  bei  denen  die  Kirche  als  Erzieherin  und  Leiterin 
wirkt  und  Staat  und  Kultur  in  christlichem  Geiste  begründet.  Der  Unterschied 
hellenischer  und  barbarischer,  europäischer  und  asiatischer  wird  nun  zu  dem 
christlicher  und  antik-heidnischer  Welt,  Die  Kirche  begreift  ihre  Kultur  als 
Fortschritt  und  Gegensatz  gegenüber  der  Antike, 

Die  „Revolution“  gegen  das  Mittelalter,  die  sich  als  Renaissance  der 
Antike  darstellte,  im  Humanismus  ist  eine  Gegenbewegung,  in  der  die  christ¬ 
liche  Einstellung  durch  eine  Verkehrung  der  Gegensätze  sich  wandelte.  Ein 
drittes  Stadium  scheint  erreicht  in  der  Rückkehr  zum  ersten.  Das  Mittelalter 
wird  als  Ganzes  einem  anderen  Ganzen,  der  Antike,  entgegengesetzt.  Der 
Fortschritt  durch  Gegensätze  ist  ohne  Einheit  und  der  dritte  Schritt  wird 
erst  später  als  Lösung  und  Einung  der  Gegensätze  erklärt,  „War  doch  jetzt 
Gott  das  Altertum,  die  Kunst,  die  Wissenschaft,  das  Leben  der  Griechen 
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und  Römer;  Teufel  war  das  Mittelalter,  seine  ,, gotischen“  (das  heißt  barba¬ 
rischen)  Tempel,  seine  stachlige  Theologie  und  Philosophie,  seine  linkischen 
und  grausamen  Sitten.  So  hatten  die  beiderseitigen  Begriffsbestimmungen 
ihre  Aufgaben  vertauscht,  aber  ihre  Entgegensetzung  blieb;  und  wenn  es  dem 
Christentum  gelang,  das  Heidentum  zu  verstehen  und  sich  als  sein  Sohn  zu 
fühlen,  so  gelang  es  der  Renaissance  ihrerseits  nicht,  sich  als  Tochter  des 
Christentums  und  des  Mittelalters  zu  fühlen  und  dieses  in  seiner  positiven 
und  ewigen  Leistung  zu  begreifen.2) 


Es  werden  in  der  italienischen  Renaissance  die  hellenistisch-römischen 
Bestandteile  aus  dem  katholischen  Synkretismus  herausgelöst.  Die  Rückkehr 
zu  den  antiken  Quellen  ist  zunächst  nur  eine  philologische  Leistung,  analog 
der  philologischen  Kritik  der  Reformation.  Die  Geisteswerte,  die  das  Mittel- 
alter  überlieferte,  und  ihre  Grundlage,  Platonismus  und  Aristotelismus, 
werden  fortgeführt  und,  wie  in  der  Antike,  zu  Stoizismus  und  Epikureismus 
weitergebildet.  Das  bedeutet  geisteswissenschaftlich  die  Wandlung,  die  auf 
allen  Gebieten  einsetzt,  ohne  zunächst  mehr  als  ein  Bedeutungswandel  der 
gleichen  Formen  zu  sein.  „Der  Humanismus  hatte  der  offiziellen  Schulphilo¬ 
sophie  des  Mittelalters  ebensowenig  eine  eigene  neue  entgegenzusetzen,  wie 
der  christlichen  Geschichtsphilosophie  eine  humanistische  weltliche  Theorie.“3) 
Die  Kritik  des  theologisch  bestimmten  Geistes  greift  auf  die  Antike  als  vor¬ 
christliche  Tradition  zurück.  Ein  ästhetischer  Rationalismus  gibt  die  Illusion 
einer  Wiedergeburt  des  nationalen  Altertums  in  der  italienischen  Renaissance 
und  des  klassischen  Altertums  im  internationalen  Klassizismus.  In  der  Kunst 
als  dem  Bereich  freierer  Schöpfung  geschieht  die  Loslösung  von  der 
theologisch  gebundenen  Geistesbildung  am  frühesten.  Hier  wird  der  Gegen¬ 
satz  nicht  mehr  von  der  Religion  her  als  der  christlicher  und  heidnischer 
Kultur,  sondern  als  der  barbarischer  Gotik  und  antiker  Klassik  in  der 
bildenden  Kunst  bewußt. 


Da  aber  im  Humanismus  der  Fortschritt  als  Wiederkehr  erklärt 
ist,  wird  die  Geschichte  ein  natürlicher  Kreislauf  und  der  planlose  Wechsel 
von  Aufstieg  und  Verfall  an  der  vorbildlichen  Antike  demonstriert.  Seitdem 
ist  die  römische  Dekadenz  das  historische  thema  probandum,  die  Kontinuität 
des  römischen  Imperiums  im  Mittelalter  wird  bestritten  und  damit  die  Mög¬ 
lichkeit  einer  dreigliedrigen  Periodisierung  gegeben.  In  der  Zeit  des  Ueber- 
und  Untergangs  ist  der  Geschichtspessimismus  zu  verstehen.  Aus  dem  über¬ 
wiegenden  Bewußtsein  des  Gegensatzes  zur  Vergangenheit  ergibt  sich  das 
mangelnde  Bewußtsein  des  Zusammenhangs  in  Renaissance  und  Humanismus. 
Die  Aufklärung  dagegen  sieht  den  Aufstieg  und  fühlt  sich  auf  der  Höhe 
des  bis  zu  ihr  reichenden  Fortschritts.  Der  Prozeß  der  Aufhellung  des 


2)  Croce,  S.  198. 

3)  Fueter,  S.  13. 
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Bewußtseins  bildet  ununterbrochene  Reihen  auf  den  Gebieten  der  Wissen¬ 
schaft,  die  als  die  eigentliche  Domäne  des  „neuen“  Geistes  ein  Progreß  ist. 
Der  Fortschritt  ist  ohne  Entwicklung,  denn  eine  Kluft  bleibt  zwischen  Geist 
und  Geschichte.  Solange  das  Mittelalter  als  Verfall  angesehen  wird,  fehlt  die 
Kontinuität,  zwischen  Altertum  und  Neuzeit  ist  ein  Sprung. 

Der  Geist  erklärt  sich  unabhängig,  indem  die  Geschichte  Material  für 
die  Gegenwart  wird.  Der  natürliche  Geist,  die  Vernunft,  als  „Natur*  des 
Menschen  ist  über  aller  Geschichte.  Die  Renaissance,  die  sich  der  Antike  als 
Norm  bediente,  erscheint  historischer  als  die  Aufklärung,  denn  ihr  Rationalis¬ 
mus  ist  Ausdruck  eines  künstlerischen,  formbestimmten  und  konventions¬ 
gebundenen  Geistes.  Sie  ist  nur  der  Vorsprung  kleiner  Kreise,  während  die 
Aufklärung  getragen  wird  von  einer  verbreiterten  Besitz-  und  Bildungsschicht. 
Das  Bürgertum,  das  sich  frei  fühlt,  verlangt,  daß  man  seine  eigenen  Maßstäbe 
an  die  Geschichte  legt.  Der  radikale  Rationalismus  ist  die  Mündigkeits¬ 
erklärung  des  der  Kirche  entlaufenen  Geistes.  „Das  von  Erinnerungen  an  die 
griechisch-römische  Welt  durchwobene  symbolische  Gewand,  mit  dem  sich 
der  moderne  Geist  zuerst  bedeckt  hatte,  ist  zerrissen  und  fortgeworfen.“4) 
Jede  Anlehnung  und  Entlehnung  ist  verpönt,  auch  die  antike  Geschichte,  wie 
die  biblische  und  kirchliche,  wird  ihrer  Heiligkeit  entkleidet;  die  un-  und 
übergeschichtliche  Vernunft  prüft  die  Geschichte  auf  ihren  Nutzen  für  das 
gegenwärtige  Leben.  „Auf  das  Beispiel  und  die  Autorität  der  Griechen  und 
Römer,  welche  der  Kultur  und  den  Sitten  des  barbarischen  Zeitalters  (des 
Mittelalters)  gegenüber  die  Vernunft  darstellten,  folgt  die  Vernunft  in  ihrer 
Reinheit,  die  nunmehr  bei  ihrem  wirklichen  Namen  genannt  wird;  und  wie  auf 
die  Klassizität  die  Rationalität,  so  folgt  auf  den  Humanismus  mit  seiner  ein¬ 
seitigen  Bevorzugung  gewisser  Völker  und  gewisser  Lebensformen  der  Kultus 
der  Humanität,  die  auch  „Natur“  genannt  wird,  das  ist  die  allgemein¬ 
menschliche  Natur,  und  soweit  die  Gefühlsseite  herrscht,  folgt  der 
Humanitarismus. “4a)  Der  Humanismus  hat  das  Ideal  einer  Kulturzeit,  die 
Antike,  darum  wird  in  einer  historischen  Pädagogik,  rhetorisch  oder  speku¬ 
lativ,  die  ersehnte  Wiederkehr  eines  goldenen  Zeitalters  erklärt.  Die  Auf¬ 
klärung  sieht  das  Ideal  in  einer  Urzeit,  im  Naturzustand,  und  diese  Natur  ist 
nicht  in  der  Geschichte  zu  finden,  sie  muß  erst  verwirklicht  werden.  Die 
Philosophie,  die  kritisch  die  ewige  Einheit  und  Ordnung  aus  der  verwirrenden 
Fülle  der  Geschichte  enthüllt,  gibt  ein  moralisches  Programm.  Die  Kritik 
der  Geschichte,  der  Vergangenheit,  dient  der  Politik.  Das  goldene  Zeit¬ 
alter  liegt  nicht  zurück,  sondern  vorwärts.  Wenn  das  Ideal  nicht  in  der 
Geschichte,  vielmehr  in  der  Vorgeschichte  gesehen  wird,  steht  Vernunft  der 
Geschichte  gegenüber  und  entgegen.  In  dem  Gegensatz  Vernunft  und  Ge¬ 
schichte  ruht  die  Möglichkeit  des  Fortschritts  und  das  Ziel  ist  übergeschicht- 


4)  Croce,  S.  200.  4a)  Croce,  S.  200. 
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lieh.  Die  theologische  wird  in  die  logische  Sphäre  übersetzt,  aber  an  Stelle 
des  verlorenen  Paradieses  steht  der  unverlierbare  Natur-Zustand  und  statt 
der  Eschatologie  wird  der  Utopismus  wirksam.  Der  Menschheit,  nicht  der 
Gottheit,  ist  Vollkommenheit  zugesprochen,  zu  der  sie  im  Fortschritt  gelangt. 
Auf  der  Perfektibilität  beruht  der  Geschichtsoptimismus  des  achtzehnten 
Jahrhunderts,  Die  Vernunft  ist  so  frei  zu  agieren,  daß  die  bestmögliche  Welt 
komme,  denn  die  Zeit  ist  reif  und  der  Mensch  mündig,  sie  macht  Geschichte, 
in  der  die  Menschheit  fortschreitet  zur  Freiheit.  Vergangenheit  ist  für  jeden 
Zukunftsglauben  sinnlos,  für  die  Eschatologie  wie  für  die  Utopie  ist  die  Zeit 
erfüllet  und  im  Kairos  ist  die  Gegenwart  Geschichte. 

I,  B.  Politische  Einflüsse  und  philosophische  Erklärungen 

„Was  sind  unsere  Historien  der  Kultur,  der  Zivilisation,  des  Fort¬ 
schritts,  der  Menschheit .  . .  anderes  als  die  unseren  Zeiten  entsprechende 
Form  der  Kirchengeschichte?“5)  Unsere  Historie  beruht  auf  der  Säkula¬ 
risation  kirchlicher  Ueberlieferung.  Die  Umwälzung  der  Geisteswissen¬ 
schaften,  die  in  der  Aufklärung  des  achtzehnten  Jahrhunderts  vollzogen  ist, 
wird  im  Humanismus  des  sechzehnten  Jahrhunderts  eingeleitet.  Diese  Bruch¬ 
stellen  der  Ueberlieferung  geben  das  Datum  der  Periodisierung  „Neuzeit“. 
Humanismus  und  Aufklärung  behaupten,  die  Erbschaft  des  Mittelalters,  d.  h. 
der  Kirche,  nicht  angenommen  zu  haben  und  wirtschaften  doch  mit  seinen 
Errungenschaften;  sie  beginnen  nicht,  sie  wandeln  um.  Die  Formen  der 
mittelalterlich-kirchlichen  Geistesgeschichte  bleiben  erhalten  und  werden  in 
einem  neuen  Sinne  gewandelt.  Eine  Säkularisation  vollzieht  sich,  wie  auf 
politisch-) uristischem,  so  auf  historischem  Gebiet.  „Das  natürliche  System 
der  Wissenschaften“  begreift  die  Geschichte  ein.  Die  Geschichte  wird  von 
Gott  losgelöste,  selbständige  Bewegung  des  menschlichen  Geistes  und  von 
der  „natürlichen“  Vernunft  beurteilt.  Die  Geistesbildung  rückt  aus  der  theo¬ 
logischen  in  eine  szientifische  Sphäre,  in  der  nicht  die  Kirche,  sondern  Staat 
und  Kultur  gelten  und  ihre  Funktionen  übernehmen.  Die  „Welt“  ist  in  der 
natürlichen  Vernunft  frei,  aus  der  kirchlichen  Bindung  gelöst.  Die  Emanzipation 
der  Laien  ist  Emanzipation  der  Kultur.  Ein  Prozeß  der  „Rationalisierung“ 
verändert  und  bestimmt  geistige  wie  gesellschaftlich-staatliche  Ordnung.  Die 
Geschichte  der  von  kirchlicher  Bevormundung  befreiten  Gesellschaft  stellt 
sich  zugleich  als  Geschichte  des  freien  Geistes,  als  Kulturgeschichte,  dar.  Die 
Gesellschaft  bedarf  des  Priesters  als  Leiter  und  die  Kultur  der  Kirche  als 
Ueberlieferung  nicht  mehr.  Laien  geben  der  „Welt“  Sinn.  Die  Uebersetzung 
der  überlieferten  Bildung  in  die  Sprache  einer  neuen  Bildungsschicht  er¬ 
scheint  als  ein  vollständiger  Bruch,  da  man  sich  der  Gebundenheit  und  Her¬ 
kunft  nicht  bewußt  ist.  Wenn  ich  in  der  folgenden  Skizze  einer  Geschichte 


5)  Crocc,  S.  164. 
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der  Geschichtsschreibung  die  Säkularisation  darstelle,  kommt  es  darauf  an, 
gerade  Herkunft  aus  und  Zusammenhang  mit  der  theologisch  bestimmten 
Geisteswissenschaft  herauszuheben. 

,,Dem  Bruche  mit  der  kirchlichen  Form  der  Geschichtsschreibung 
lagen  tiefere  als  bloß  formale  Differenzen  zugrunde,  ebenso  wie  hinter  der 
radikalen  Ausscheidung  der  Landesgeschichte  aus  der  Universalgeschichte 
politische  Tendenzen  steckten.“* 7 8)  In  der  florentinischen  Renaissance  wird 
gegen  die  korporativen  und  repräsentativen  Formen  der  universalen  Mächte, 
des  Papst-  und  Kaisertums,  ein  national-  oder  gar  lokalpatriotisches  Pro¬ 
gramm  aufgestellt  und  das  bürgerlich-römische  Recht,  sowie  die  republi¬ 
kanisch-römische  Geschichtsschreibung  benutzt,  um  die  Politik  der  Geld¬ 
oligarchie  zu  stützen.  Die  Veranlassung  für  die  Spekulationen  über  den 
Nationalstaat  und  die  Verfassungsform  gibt  die  französische  Invasion  und 
Vertreibung  der  Medici,  der  Konkurrenzkampf  Frankreichs  und  Spaniens 
um  die  Hegemonie  in  Italien.  Die  Geschichte  des  Stadtstaats  und  seiner  Ver¬ 
fassung  ist  der  Gegenstand  der  Betrachtung.  Weder  wirtschaftliche  noch 
geistige  Bewegungen  haben  das  Ende  der  politischen  Selbständigkeit  herbei¬ 
geführt.  So  bildet  denn  auch  nur  die  Politik  den  Gegenstand  der  geschicht¬ 
lichen  Betrachtung.  ,, Traktate  über  politische  Wissenschaft“7)  nennt  Croce 
diese  Geschichtswerke,  die  Dokumenten-  und  Beispielsammlungen  zu 
politischer  Nutzanwendung  darstellen.  Die  Geschichte  ist  Gedächtnis  und 
Erziehung  des  politischen  Menschen;  sie  ist  notwendig  „individualistisch“ 
und  polymorph  vom  Standpunkt  einzelner  Machthaber,  denn  Besitz-  und 
Bildungsumschichtung  sind  in  dieser  Frühzeit  Ausdruck  des  Willens  zur 
Macht  Einzelner,  die  als  Pioniere  das  Terrain  erobern,  auf  dem  sich  die 
Gesellschaft  von  Einzelnen,  das  Bürgertum,  erhebt. 

Die  Emanzipation  der  Laien  ließ  eine  theologische  Erklärung  nicht 
zu.  „Die  Florentiner  Bankiers,  die  ihre  diplomatischen  Intrigen  ohne  Rück¬ 
sicht  auf  geistliche  oder  kirchliche  Interessen  durchzuführen  pflegten,  waren 
wenig  geneigt,  dem  Himmel  einen  Einfluß  auf  die  Politik  zuzuschreiben“.8) 
Vielmehr  schließt  man  aus  der  Erfahrung  des  Parteigetriebes  auf  die  gesamte 
politische  Geschichte.  Aber  die  politischen  Formen  werden  zunächst  ganz 
abstrakt  aufgefaßt  und  die  Parteiunterschiede  nicht  aus  den  ökonomischen 
Interessenlagen,  sondern  aus  dem  ideellen  Widerstreit  von  Macht  und  Frei¬ 
heit  erklärt.  „Das  Hinsterben  der  republikanischen  Freiheit  und  der  sieg¬ 
reiche  Kampf  um  die  Macht  in  den  Formen  der  Alleinherrschaft  ist  Gegen¬ 
stand  der  (altrömischen  und)  humanistischen  Annalen  und  Historien,  beides 
aber  wird  behandelt  als  ein  sittliches  Problem.9)  Staat  und  Gemeinwohl 

°)  Fueter,  S.  11. 

7)  Croce,  S.  196. 

8)  Fueter,  S.  13. 

9)  M.  Ritter,  S.  51. 
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über  Partei  und  Sonderinteressen  werden  Postulat.  Wie  die  altrömische 
Geschichtsschreibung  die  Entwicklung  der  Verfassung  aus  den  Kämpfen  der 
Patrizier  und  Plebejer,  der  Nobilität  und  der  Volkspartei  ableitete,  so 
erklärt  man  auch  in  der  Renaissance  die  staatliche  Geschichte  mit  dem 
deklamatorischen  Pathos  der  Parteiideologien.  Die  Geschichte  wird  ein 
Mittel  der  profanen  Politik.  Das  Material  wird  von  der  Gelehrsamkeit  ge¬ 
sichtet  und  gesammelt,  das  Magazin  aber  dient  politischen  Zwecken.  Das 
Geschichtsdenken  steht  immer  mehr  unter  dem  Einfluß  des  Rationalismus, 
der  nicht  in  den  Geistes-,  sondern  in  den  Naturwissenschaften  hochkommt. 
Naturwissenschaftliche  Methode  setzt  sich  auch  in  der  Staatslehre  durch. 

Der  Sinn  der  Befreiung  der  Kultur  muß  auf  dem  Gebiete  des  Staates 
offenbar  werden.  Was  der  Humanitarismus  für  die  Geschichte  des  freien 
Geistes,  bedeutet  das  Naturrecht  für  die  Geschichte  der  von  der  kirchlichen 
Bevormundung  befreiten  Gesellschaft.  Die  Feindschaft  gegen  den  Tradi- 
tionalismus  muß  zur  Wirksamkeit  in  einer  Gesellschaft  kommen,  die  ihren 
Aufstieg  nicht  mit  historischen,  sondern  nur  mit  natürlichen  Rechten 
legitimieren  kann.  Nun  erst  treten  die  kirchlich  überlieferten  und  kirchen¬ 
politisch  bedeutsamen  juristischen  Formen  unverhüllt  hervor.  Imperium  und 
Sacerdotium  hatten  nur  in  den  Konfliktszeiten,  im  Investiturstreit  zuerst, 
sich  der  juristischen  Waffen  bedient.  Der  entstehende  Nationalstaat  braucht 
juristisch-historische  Fiktionen  wie  translatio  oder  concessio  imperii  nicht, 
er  ist  nicht  traditionell-legitim,  sondern  revolutionär.  Jurisprudenz  und 
Historie  treten  auseinander.  Das  Naturrecht  beginnt  mit  einer  historischen 
Fiktion,  aber  die  Historie  dient  nicht  zu  ihrem  Beweise. 

Die  natürliche  Vernunft  bestimmt  die  Geschichte  als  Fortschritt  der 
Verstandesaufklärung.  Der  Fortschritt  wird  an  der  neuzeitlichen  Natur¬ 
wissenschaft  und  Naturbeherrschung  demonstriert.  Zivilisation  und  Technik 
sind  neben  der  Wissenschaft  Gegenstand  des  historischen  Interesses.  Die 
Vertreter  des  wohlhabenden  Bürgertums  bestimmen  als  Aufgabe  des  Staates 
die  Hebung  der  ideellen  und  materiellen  Prosperität.  Neben  die  Geschichte 
des  Staates  tritt  darum  die  Geschichte  der  zivilisatorisch  wie  ökonomisch  be¬ 
deutsamen  Gesellschaft  in  der  Rechts-  und  Sitten-  sowie  Handelsgeschichte. 
Wie  Staat  und  Gesellschaft  unverbunden  neben  einander  bestanden,  so 
sind  auch  die  verschiedenen  Geschichten  ohne  Zusammenhang. 

Die  bürgerliche  Gesellschaft  braucht  eine  kritische,  politisierende 
und  moralisierende  Geschichtsschreibung  zur  Rechtfertigung  ihrer  Ansprüche 
gegenüber  den  geschichtlich  begründeten  Mächten:  Adel  und  Klerus.  Damit 
ist  schon  der  antihistorische  Rationalismus  gegeben.  Nach  dem  Zeitalter 
der  unausgeglichenen  Gegensätze,  rationaler  und  historischer,  religiöser  und 
politischer  Anschauungen  wird  in  der  Aufklärung  der  Rationalismus  auf 
allen  Gebieten  durchgeführt;  Gegenreformation  und  Gegenrenaissance,  in 
denen  Kirche  und  Adel  wieder  zur  Geltung  kamen,  treten  zurück.  Die 
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staatsbürgerliche  lind  volkswirtschaftliche  Gesellschaft  erobert  sich  ihre 
Freiheit  und  gibt  sich  ihre  Gesetze;  sie  findet  ihren  reinen  Ausdruck  in  der 
Aufklärung,  die  den  Rationalismus  der  Renaissance  und  den  Individualismus 
der  Reformation  radikal  weiterführt. 

„Die  Humanisten  hatten  aus  ihren  Figuren  altrömische  Theater¬ 
helden,  die  galanten  Historiker  Lustspielintriganten  gemacht.“10)  Die  Auf¬ 
klärer  sahen  in  der  Geschichte  erbauliche  oder  abschreckende  Szenen  der 
Leidenschaften.  Die  Geschichte  des  Staates  wird  nicht,  wie  die  der  Kirche, 
von  der  Vernunft  aus  erklärt.  Der  gesunde  Menschenverstand,  der  auf  Grund 
der  persönlichen  und  nächsten  Erfahrung  stets  skeptisch  urteilt,  sieht  in  der 
Geschichte  die  Unvernunft  verkörpert:  betrügerische  Priester,  kriechende 
Höflinge,  böse  Despoten  gelten  als  Urheber  kirchlicher  und  staatlicher  Ein¬ 
richtungen.  Die  Glaubwürdigkeit  der  überlieferten  Quellen  wird  angezweifelt 
und  die  Zeugnisse  und  Zeugen  nun  erst  kritisch  untersucht. 

Ein  geschichtlicher  Pyrrhonismus  erklärt  die  Geschichte  als  „Mythos“, 
d,  h.,  im  Sinne  der  Aufklärung,  als  Fabel  und  Schwindel.  Die  Aufklärer 
„hatten  gesehen,  wie  absolute  Monarchen  mit  Dekreten  Städte  und  Industrien 
gründeten,  wie  von  weltlichen  und  geistlichen  Fürsten  die  Religion  vielfach 
als  Mittel  zum  Zweck  gebraucht  wurde“.11)  Die  Formen  der  Alleinherrschaft 
über  Welt  und  Kultur  übertragen  sie  von  Gott  auf  absolute  Herrscher  und 
Staatengründer.  Ueber  viele  Einzelne  erhebt  sich  ein  Einziger.  Der  Absolutis¬ 
mus  siegt  über  alle  Mächte,  wie  der  Rationalismus  der  Wissenschaft  über 
alle  Irrationalitäten  der  Kunst.  Die  Uniform  ist  das  Zeichen  der  Zeit. 

Die  Geschichte  ist  nicht  mehr  das  Reich  eines  außerweltlichen,  uner¬ 
kennbaren  Gottes,  sondern  das  Werk  innerweltlicher  Mächte  bekannter 
Individuen,  denen  ein  äußerer  Zweck  gesetzt  ist.  Die  individuelle  Ursäch¬ 
lichkeit  ist  von  Glück  und  Zufall  abhängig.  Fortuna  tritt  an  Stelle  der 
Providentia.  Zur  Erklärung  des  Heroismus  und  Despotismus  in  der  Ge¬ 
schichte  diente  die  Katastrophentheorie.  „Die  Katastrophentheorie  ist 
gleichsam  das  normale  Seitenstück  zu  dem  geschichtsphilosophischen  System, 
das  Religionen  und  Staatsverfassungen  durch  einen  einmaligen  Willensakt 
aus  dem  Nichts  entstehen  ließ  .  .  .  Sie  läßt  die  Vorsehung  oder  den  Zufall 
ebenso  abrupt  in  den  geschichtlichen  Verlauf  eingreifen,  wie  es  die  auf¬ 
geklärten  Despoten  in  die  Einrichtung  ihrer  Staaten  zu  tun  pflegten.“12) 
Diese  individualistische  Anschauung,  die  qualitativ  die  Vielgestaltigkeit  und 
quantitativ  die  Einförmigkeit  erklärt  in  Humanismus  und  Aufklärung,  sieht 
nur  auf  die  großen  Individuen.  Sie  weicht  erst  allmählich  im  achtzehnten 
Jahrhundert  einer  kollektivistischen  Erklärung,  nachdem  die  Verselb- 


10)  Fueter,  S.  342. 
u)  Fueter,  S.  339. 
12)  Fueter,  S.  345. 
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ständigung  und  Verbreiterung  der  Bildungs-  und  Besitzschicht  sowie  die 
Bedeutung  der  Massen  in  den  Revolutionen  deutlich  wird.  ,,Es  ist  klar,  daß 
es  scheinbar  viel  leichter  ist,  einen  politischen  Umschwung  aus  klug  be¬ 
rechneten  Maßregeln  eines  Regenten  herzuleiten,  als  eine  Periode  allgemeiner 
Prosperität  in  Handel  und  Industrie  oder  die  Blüte  von  Künsten  und 
Wissenschaften,  besonders  wenn  solche  Fortschritte  der  Kultur  in  mehreren 
Ländern  gleichzeitig  einsetzen.“13)  Seitdem  die  Geschichte  der  Wissenschaft 
und  Wirtschaft  neben  die  des  Staates  tritt,  wird  das  Heroendrama  als 
Illusion  absolutistischer  Zeit  erkannt;  die  künstlerische  Auffassung  der  Ge¬ 
schichte,  die  seit  der  Renaissance  die  Geschichte  im  Hinblick  auf  die  Kultur¬ 
schöpfung  individualistisch  bestimmt  hatte,  war  nicht  mehr  haltbar.  ,,Man 
mochte  den  Einfluß  merkantilistiseher  Staatsmänner  und  fürstlicher  Mäcene 
noch  so  hoch  anschlagen:  es  lag  auf  der  Hand,  daß  internationale  Be¬ 
wegungen  durch  einen  Regenten  eines  einzelnen  Staates  wohl  gefördert,  aber 
nicht  hervorgerufen  werden  konnten.“14)  Seit  man  die  Bedeutung  der  Wirt¬ 
schaft  erkannt  hatte,  war  es  vollends  mit  dem  Aesthetizismus  und  Politi- 
zismus  vorbei. 

Wie  die  gesamtbürgerliche  Bewegung  seit  der  Revolution  nicht  mehr 
durch  große  Individuen,  so  konnte  die  weiträumliche  Verbreitung  der  Kultur 
nicht  mehr  von  einem  Staate  oder  von  Europa  aus  erklärt  werden.  Der 
Geschichtsraum  Europas  war  gesprengt.  Der  Europäismus  aller  bisherigen 
Weltgeschichte  wird  als  borniert  erklärt.  An  Stelle  der  geistigen  Einheit 
des  Mittelalters  tritt  nun  zu  der  Vielheit  der  europäischen  noch  die  der 
asiatischen  Kulturen.  Auf  die  geographische  folgte  die  geschichtliche  Ent¬ 
deckungszeit  im  XIX.  Jahrhundert. 

Eine  neue  universalistische  Geistesgeschichte  ist  von  der  Aufklärung 
der  Folgezeit  als  Aufgabe  gestellt.  Die  säkularisierte  Geistesgeschichte,  wie 
sie  in  der  Idee  des  Geistes  der  Zeit  und  der  Nation  von  Voltaire  und  Hegel 
immer  noch  im  Rahmen  der  von  Antike  und  Christentum  gebildeten  Mensch¬ 
heit  versucht  wurde,  eines  Geistes,  der  doch  bloß  europäisch  war,  konnte 
noch  nicht  von  einem  Standpunkt  aus  geschrieben  werden,  der  über  diese 
orthodoxe  oder  heterodoxe,  vom  Christentum  jedenfalls  bestimmte,  Geistes¬ 
geschichte  hinausreichte. 


I.  C.  Soziale  Bedingtheiten 

Wenn  ich  Typen  der  Historiker  vom  VIII  bis  XV.  Jahrhundert  unter¬ 
scheide,  muß  ich  von  dem  Stande  der  Bildung  ausgehen.  Geschichte  schreiben 
kann  nur  der  des  Schreibens  Kundige  und  der  an  Geschichte  Interessierte. 
Die  Geschichtsschreibung  hat  geschichtliche  Formen,  die  der  Bildung  über- 


1S)  Fueter,  S.  344. 
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liefert  sind,  zur  Voraussetzung;  diese  Formen  entstammen  der  Antike  und 
werden  übernommen:  Biographie,  Chronik  und  Annalen  der  Welt-,  Landes¬ 
und  Stadtbegebenheiten. 

Da  die  Kirche  die  antike  Bildung  überliefert,  ist  der  Klerus  allein 
als  Bildungsstand  anzusprechen,  Weltgeistliche  und  Mönche  schreiben  Ge¬ 
schichte.  Die  Weltgeistlichen  sind  im  oströmischen  Reich  als  Bischöfe  der 
Staatskirche  und  im  römischen  Reich  deutscher  Nation  als  Beamte  des  Kaiser¬ 
hofs  tätig,  die  Mönche  sind  Träger  der  gelehrten  Bildung  wie  die  Benediktiner, 
oder  wie  die  Bettelmönche  Prediger  der  laiischen  Erziehung.  Ihre  Bildung  ist 
in  den  höfischen  „Renaissancen“  die  bewußte  Rezeption  und  Restauration 
antiker  Ueberlieferung.  (Aus  dieser  Einstellung  wird  verständlich  die 
Annahme,  Kaiser-  und  Papstreich  seien  die  einfache  Fortsetzung  des  alten 
römischen  Reiches.)  Mit  der  Verarbeitung  des  Stoffes  und  der  Verselb¬ 
ständigung  des  Geistes  in  der  Scholastik  ist  die  Elementarerziehung  zur 
hohen  Schule  geworden,  auf  der  vor  allem  neben  der  theologisch-logischen 
die  juristische  Bildung  gepflegt  wird.  Die  Kirche  hat  sich  frühzeitig  als 
Rechtsinstitut  erklärt,  darum  hat  sie  für  das  Kaisertum  Beamte  und  gegen 
das  Kaisertum  Advokaten  gestellt;  in  der  Zeit  der  Kodifikationen  hat  die 
Rechtsgelehrsamkeit  die  Universitätengründung  bewirkt;  so  sind  die  Juristen 
der  Hofkanzlei,  der  Kurie  und  der  Universität  Träger  der  Bildung  und 
Anwälte  der  Mächte,  die  sich  mit  juristischen  Waffen  bekämpften.  Da  indes 
das  historische  Recht  mit  rechtshistorischen  Fiktionen  arbeitet,  drängt  die 
Juristerei  zur  Historie.  Man  schreibt  Geschichte,  um  Recht  zu  haben  oder 
zu  behalten.  Die  gelehrte  Forschung  wird  zur  publizistischen  Belehrung. 
(Der  Streit  des  Kaiser-  und  Papsttums  geht  um  den  Anspruch  der  Fort¬ 
setzung  des  römischen  Reichs.) 

Der  Wandel  der  Bildung  und  der  Benutzung  der  Formen  beruht 
auf  dem  Wandel  der  sozialen  Stellung  der  Bildungsträger,  Der  Historiker 
ist  bestimmt  von  der  Formtradition  wie  von  der  Sozialautorität.  Diese 
Autorität  gründet  sich  auf  die  Teilnahme  an  der  Geschichte  und  die  Ab¬ 
hängigkeit  von  den  Geschichtsmächten.  Kleriker  im  Hofdienst,  die  selbst 
Geschichte  machen,  oder  im  Bistum  und  Kloster  Geschichte,  nicht  nur  als 
Zeitgenossen  oder  Augenzeugen,  erleben,  als  Fürsten  wie  Gelehrte,  unter¬ 
scheiden  steh  von  den  späteren  Klerikern,  die  nur  für  die  Schule  oder  das 
Publikum  ohne  Sachkenntnis  oder  mit  mehr  oder  weniger  Akten-  und 
Urkundenkenntnis,  Geschichte  zurecht  machen  und  darum  nicht  ihre  Zeit, 
sondern  die  Vergangenheit  meist  beschreiben.  Daß  die  Anstellung  und 
Bezahlung,  Lehen  und  Hofdienst,  Pfründe  und  Honorar  eine  Rolle 
spielen,  ist  klar.  Kirchenfürst  und  freier  Mönchsgelehrter,  Magister  und 
freier  Literat  schreiben  Geschichte  mit  sehr  verschiedener  Autorität  für  die 
geschichtelesende  oder  -hörende  Schicht. 
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Es  fragt  sich  nicht  nur  von  wem,  sondern  besonders  für  wen  ge¬ 
schrieben  wird.  Solange  die  geistige  Konsumentenschicht  sehr  klein  ist, 
verstehen  Geschichte  nur  höfische  oder  klerikale  Kreise,  Kaiser,  Papst  und 
Orden;  wenn  sie  sich  verbreitert,  also  ein  größeres  Publikum  in  Betracht 
kommt,  ritterliche  und  bürgerliche  Laien  bestimmter  Länder  und  Städte,  muß 
sich  die  geistige  Produktion  ändern.  Das  bedeutet,  die  Art  der  Geschichts¬ 
schreibung  hängt  ab  von  dem  Interesse  an  Geschichte.  Kaiser  und  Papst 
haben  weit-  oder  reichspolitische  Interessen,  denen  gelehrte  Stoffsamm¬ 
lungen  und  auf  die  Zeitfragen  bezügliche  Auswahlen  dienen.  Geschichte 
wird  im  Auftrag  zu  bestimmtem  Zweck  geschrieben,  sie  ist  offizielles 
Mittel  der  Verherrlichung  und  Verteidigung.  Stoff  und  Auswahl  sind 
von  vornherein  durch  den  Gesichtspunkt  gegeben.  Die  Schreiber  sind 
nicht  einzelne  freie  Geister,  sondern  gehören  zu  größeren  oder  kleineren 
Gruppen,  als  deren  Sprachrohr  sie  sich  betrachten.  Alles  Wissen  dient  der 
Macht  oder  zur  Macht,  dem  Prestige  oder  der  Suggestion.  In  maiorem 
gloriam  oder  in  usum  mandantis  wird  die  ,,Oeffentlichkeit“  bearbeitet. 

Die  Formen  wandeln  sich.  Der  Heldensang  lebt  in  der  Biographik 
fort,  in  der  Kaiserbiographie  wie  den  Heiligenleben,  durch  die  Geschichte 
soll  der  Held  verewigt  und  das  Gedächtnis  seines  Ruhmes  den  Nachfolgern 
erhalten  werden.  In  der  Zeit  vorwiegend  klerikaler  Bildung  genügt  die 
trockene  Gelehrsamkeit,  mit  dem  Aufkommen  laiischer  Bildung  braucht  man 
zunächst  wieder  die  schöne  Poeterei.  Die  Reihen  der  Herrscher,  die  Papst- 
und  Kaiserregister  werden  zu  Chroniken  und  Annalen  ihrer  Großtaten  und 
mit  der  Einbeziehung  weiterer  geschichtlich  aktiver  Schichten  zur  Dar¬ 
stellung  der  Stammes-  und  Landes-,  der  Stadt-  und  Ständegeschichte.  Die 
geschichtlich  aktiv,  d.  h.  politisch  maßgebende  Schicht  hat  ihre  Geschichte 
in  ihr  entsprechender  Form,  als  Kompilation  oder  Reimchronik,  als  Kriegs¬ 
annalen,  Geschlechterregister  oder  Abenteuergedicht.  Die  Geschichte  dieser 
herrschenden  Schichten  gibt  die  äußere  Politik,  solange  die  imperialen 
Mächte  bestimmen,  sie  beschränkt  sich  immer  mehr  auf  die  innere  Politik, 
je  mehr  die  territorialen  Mächte,  Fürst  und  Stadt,  emporkommen.  Die  Formen 
wandeln  sich  allmählich  mit  den  Inhalten,  denen  sie  angepaßt  werden,  so 
gibt  es  Geschichte  des  Stammes,  des  Landes  und  der  Stadt  im  Rahmen  der 
Reichs-  und  Weltgeschichte,  bis  sie  sich  historisch  wie  politisch  verselb¬ 
ständigen.  Der  Charakter  der  neuen  Mächte,  Territorialfürstentum  und 
Stadtpatriziat,  ist  ein  anderer  als  der  des  Kaisertums  und  der  Feudalität, 
demgemäß  ist  auch  ihre  Geschichte  anderer  Art. 

Jedenfalls  bestimmen  die  Mächte  in  ihren  Parteiungen  die  Ge¬ 
schichte.  Kaisertum  und  Papsttum,  Fürstentum  und  Städte  (zunächst  in  ihrer 
Stellung  zu  der  ersteren)  ergeben  die  Parteigruppierungen.  Die  Geschichts¬ 
schreiber  sind  kirchen-  und  reichspolitisch  eingestellt.  Es  kann  sich  nicht  um 
„Objektivität“  handeln,  sondern  um  Partei.  Partei  hat  eine  andere  Be- 
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deutung  im  modernen  Staat  als  im  alten  Reich.  Der  einzelne  steht  völlig  in 
der  Gruppe,  in  deren  Dienst  er  ist,  einerlei  ob  er  als  unabhängiger  „Privat¬ 
mann“  oder  als  abhängiger  „Offiziosus“  schreibt,  (wobei  zu  beachten  ist,  daß 
es  die  Privatisierung  und  bloße  Vertragsbindung  nicht  gibt,  sondern  Kollek¬ 
tivität  und  Amtsauffassung  bestehen).  Persönliche  Ansichten  spielen  keine 
Rolle.  Die  Gruppe  dominiert.  Aber  jede  Rahmengruppe  enthält  in  sich 
Spannungen  und  Bindungen,  verschiedene  Arten  des  Zusammenhanges  und 
der  Loslösung,  so  daß  die  engeren  Gruppen  wie  Individuen  wirken;  so  sind 
in  der  Rahmengruppe  Kirche  die  Gruppenindividuen  der  Orden  wohl  zu 
unterscheiden,  die  Benediktiner  und  Cluniazenser,  die  Dominikaner  und 
Franziskaner  usw.,  als  Historiker  und  Politiker;  erst  mit  dem  Absolutismus 
der  Kirche  schwinden  die  Parteien  von  der  Oberfläche.  Wenn  nun  ein 
Historiker  Lehre  oder  Handlungsweise  seines  Mandanten  darstellt,  so  hängt 
es  von  der  Gruppe  ab,  ob  und  inwieweit  er  in  seiner  Geschichte  eine  Recht¬ 
fertigung  gibt.  Die  Benediktiner  sind  dem  Kaisertum,  die  Cluniazenser  dem 
Papsttum  verpflichtet.  Die  Situation  der  Gruppe  entscheidet  und  ihre  Partei¬ 
nahme  hat  selber  eine  Geschichte.  So  sind  die  Benediktiner  auch  im  Huma¬ 
nismus  nationaler  als  die  Predigerorden  und  steht  die  Tradition  ihrer  Gelehr¬ 
samkeit  von  Rudolf  von  Fulda  bis  zu  Mabillon  in  der  Kloster-  wie  in  der 
Kaisergeschichte  infolge  ihrer  starken  Verwurzelung  in  Verbindung  mit  der 
Politik  ihres  Landes,  während  Dominikaner  wie  Jesuiten  völlig  international 
und  ultramontan  orientiert  in  ihrer  Ordens-  und  Landes-,  Kaiser-  und  Stadt¬ 
geschichte  die  Politik  des  Papsttums  zeigen. 

Die  Kleriker  als  Bildungsträger,  politische  Anwälte  und  historische 
Forscher  haben  mit  ihrer  Geschichtsschreibung  Rechte  zu  verteidigen  oder 
anzugreifen,  Ansprüche,  die  sich  auf  Fiktionen,  wie  die  Nachfolge  Christi  als 
ersten  Papst  oder  die  Nachfolge  der  römischen  Imperatoren  durch  Kaiser 
oder  Papst,  gründen,  Ueberall  spielt  die  „ Theorie“  hinein  als  Berufung  auf 
Buchautorität.  In  der  Zeit  vorwiegend  theologischer  Bildung  ist  die  Bibel 
Ausgangspunkt  und  erhalten  daneben  das  Corpus  juris  oder  die  Aristotelische 
Politik  die  Sanktion,  auf  Grund  deren  sie  Autorität  üben.  So  werden  die 
historischen  Konflikte  entschieden  wie  in  einem  Prozeß,  den  Ankläger  und 
Verteidiger  vor  der  Nachwelt  durch  Auslegung,  Umdeutung,  Feststellung 
betreiben.  Je  mehr  die  gelehrte  Forschung  durch  immer  bewußtere  literarische 
Anwendung  politisiert  wird,  desto  mehr  schwindet  die  „uninteressierte“ 
Geschichtsschreibung,  d.  h.  desto  parteimäßiger  im  modernen  Sinne  wird  sie, 
denn  in  der  Publizistik  treten  die  Zwecke,  die  „Interessen“,  ganz  anders 
hervor  als  in  der  esoterischen  Erudition,  Die  Schrift  wird  zur  Rede  und 
Ueberredung,  das  Manuskript  zur  Stilübung,  die  bloße  Historie  doktrinär  und 
dann  rhetorisch,  ein  Mittel  der  Politik. 

Wenn  ich  im  Folgenden  die  Geschichte  der  Geschichtswissenschaft  in 
dieser  Frühzeit  (unter  Benutzung  der  Darstellung  in  den  Quellenwerken  von 
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Wattenbach  und  Lorenz)  skizziere,  so  habe  ich  die  Variationen  und  Modi¬ 
fikationen  der  historischen  Formen  und  die  Situationen  der  Historiker  heraus¬ 
zuheben.  Die  Ordnung  der  Historie  kann  bis  zum  Interregnum  nach  den 
Kaiserhäusern  sich  richten  und  muß,  vor  allem  in  der  Neuzeit,  nach  National¬ 
staaten  getrennt  sein.  Bei  dem  Typus  der  Reichs-  und  Weltchronik,  die  mit 
der  Weltpolitik  der  Karolinger,  Ottonen,  Salier  und  Staufer  verknüpft  ist, 
sind  die  Kirchenfürsten  und  Hofbeamten,  die  führende  Politiker  sind,  zu 
trennen  von  den  unabhängigeren  Mönchsorden,  die,  wie  die  Benediktiner, 
Lehnsherren  des  Reiches  sind  und  muß  die  politische  Theorie  zur  Zeit  des 
Investiturstreites  herangezogen  werden;  später  sind  die  Bettelmönche, 
Dominikaner  und  Franziskaner,  zu  unterscheiden  und  bis  in  den  deutschen 
Humanismus  die  Vincentinen  und  Martinen  zu  verfolgen.  Bei  dem  zweiten 
bedeutenden  Typus:  der  Kaiserbiographie,  ist  die  Stellung  Einhards  als  Hof¬ 
gelehrter  und  die  Widukinds  als  Klostergelehrter,  die  den  Kaiser  als  Welt¬ 
herrscher  oder  Stammesfürsten  verherrlichen,  zu  unterscheiden  von  der 
doppelten  Stellung  eines  Reichs-  und  Kirchenfürsten  wie  Ottos  von  Freising, 
der  philosophisch,  oder  der  freien  Stellung  eines  Ritters  wie  Gottfrieds  von 
Viterbo,  der  poetisch  den  Kampf  um  das  Weltreich  darstellt.  —  Die  völlig 
veränderte  Position  von  Historie  und  Politik  in  Humanismus  und  Aufklärung 
vom  XV.  bis  XVIII.  Jahrhundert  bringt  modifizierte  Typen  und  Haltungen. 

Formtradition  und  Bildungsschicht  hängen  zusammen.  Die  Formen 
haben  in  den  verschiedenen  sozialen  Schichten  verschiedene  Bedeutung.  Die 
Bildungsrichtung  derselben  Schicht  verändert  sich  und  damit  werden  Formen 
bedeutungslos.  Jedenfalls  bestimmen  die  Produzenten,  d.  h.  die  Intelligenz, 
und  die  Konsumenten,  d.  h.  die  „Gesellschaft“,  in  der  Neuzeit  Bedeutung 
und  Wandel  der  Formen.  Theologische,  literarisch-künstlerische  und  philo¬ 
sophische  Formtendenzen  der  Bildung  entsprechen  der  Stellung  und  Art 
der  Sozialtypen  der  Intelligenz,  die,  wie  früher  in  der  Kirche,  nun  in  den 
Kirchen,  oder  auf  kirchlich  oder  fürstlich  bestimmten  Hochschulen,  als  freie 
Vaganten  und  Hofliteraten  oder  als  freie  Denker,  für  Salons  und  Parteien, 
tätig  sind.  Mit  der  Erschütterung  der  stabilen  Standesordnung  wird  nicht 
nur  die  soziale  Stellung,  sondern  auch  die  Stellung  zur  herrschenden 
sozialen  Gruppe  bedeutsam,  die  Stellung  als  Angehörige  der  Ober-  und 
Unterklasse,  der  herrschenden  oder  unterdrückten  Partei,  die  Art  des 
Staatswesens  und  Hofes.  Die  Stellung  in  und  zur  ,, Gesellschaft “  ist  die  zum 
Zeitalter,  für  das  die  herrschende  Meinung  und  gegen  das  die  unterdrückte 
„Idee“  in  Rückwärts-  und  Vorwärtsutopien  eintritt.  Die  Produktion  wird 
repräsentativ  oder  programmatisch. 

Geschichte  bedeutet  in  der  Neuzeit  nicht  nur  der  Methode,  sondern 
auch  dem  Material  nach  verschiedenes,  je  nach  der  sozialen  Schicht,  die 
Geschichte  hat  und  schreiben  läßt.  Das  deutsche  Kaisertum  braucht  Welt¬ 
chronik,  da  es  den  Weltreichsanspruch  behält,  und  diese  wird  in  mittelalter- 
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licher  Manier  geschrieben  werden.  Die  Regierungen  der  National-  oder 
Stadtstaaten  dagegen  werden  den  Bruch  mit  der  theologischen  Welt¬ 
geschichte  und  die  Aufnahme  der  antiken  Tradition  begünstigen,  die  profane 
Nationalgeschichte  ermöglicht;  oder  eine  Dynastie  der  Usurpation  wird 
Zeitgeschichte,  eine  Dynastie  langer  Tradition  auch  Altertumsgeschichte 
schreiben  lassen.  Staat  und  Kultur,  bürgerliche  Gesellschaft  und  Wirtschaft 
werden  erst  in  der  Neuzeit  eine  Geschichte  haben.  Wie  der  Form-,  so  ist 
der  Inhaltswechsel  der  Geschichte  im  Zusammenhang  mit  dem  Gesellschafts¬ 
wandel  verständlich. 

Wer  sind  die  Geschichtsschreiber?  Die  Antwort  ist  nur  aus  der 
Kenntnis  der  Politik  und  Kultur  sowie  der  Stellung  und  Bedeutung  der  Ge¬ 
schichtsschreiber  zu  geben.  In  Humanismus  und  Aufklärung  sind  es  zunächst 
Dichter  und  freie  Philosophen  als  Vorläufer  der  Laienbildung.  Die  Bilder 
der  großen  Männer  und  der  großen  Zeiten  werden  von  Phantasie  und 
Spekulation  als  geschichtliche  Muster  dargestellt.  Sehnsucht,  Ruhmbegier 
und  Herrschsucht  bestimmen  diese  historische  „Literatur“,  die  nur  politische 
Theorie  ohne  Sachkenntnis  gibt.  Leute  ohne  „gesellschaftliche“  Stellung  und 
ohne  Auftrag  schreiben  Geschichte,  mehr  des  Altertums,  die  sie  aus 
Schriften  kennen,  als  ihrer  Zeit,  da  sie  ohne  nähere  Sachkenntnis  sind.  — 
In  den  Zeiten  der  politischen  Kämpfe  treten  als  Historiker  hervor  erstens 
die  Staatsmänner,  die  zu  ihrer  eigenen  oder  der  Regierung  Rechtfertigung 
schreiben,  Erinnerung  und  Lehre  aus  ihrer  Erfahrung  bieten  und  selbst  Ge¬ 
schichte  gemacht  oder  mitgemacht  haben.  Es  ist  einerlei,  ob  sie  mit  oder  ohne 
Auftrag  schreiben.  Dagegen  fällt  der  Auftrag  und  die  Bezahlung  ins  Gewicht 
bei  der  zweiten  Gruppe,  den  Apologeten  und  Advokaten.  Sie  sind  nicht  Schau¬ 
spieler,  nur  Mitspieler  auf  der  historischen  Bühne,  haben  ihren  Platz  nach 
der  Stellung,  die  sie  erhalten  und  die  von  der  Art  des  Hofes,  der  Dynastie, 
der  Regierungsart  und  deren  Geschichte  abhängt.  Sie  haben  Personen  oder 
Tendenzen,  Hof  oder  Handlungen  zu  rechtfertigen  und  zu  verherrlichen,  und 
erhalten  Einblick,  soweit  es  im  Belieben  ihres  Auftraggebers  liegt.  Ganz 
anders,  drittens,  die  Publizisten,  die  bloß  Zuschauer  sind  und  für  das 
Publikum  schreiben,  oft  ohne  Auftrag  und  jedenfalls  nicht  aus  offizieller 
Initiative.  Ihre  Stellung  ist  von  Tendenzen  ihrer  Schicht,  ihres  Standes,  ihrer 
Partei  bestimmt.  Sie  geben  Programme,  damit  andere  Geschichte  machen. 

In  der  Renaissance  sind  die  Vorläufer  wie  Petrarca  zu  unterscheiden 
von  der  ersten  Generation,  die  den  Aufstieg  bürgerlicher  Besitz-  und  Bildungs¬ 
schicht  und  die  Verfassungskämpfe  und  den  Sieg  der  Popolanen  unter  den 
Medicis  erlebt,  Kanzler  der  Republik  Florenz  wie  Bruni  und  Poggio 
schreiben  Geschichte,  in  offiziellem  Auftrag,  im  Amt,  mit  voller  Sachkunde. 
Ihre  Nachahmer  sind  Literaten,  die  Dynastien  ohne  Tradition,  wie  in  Neapel, 
oder  Oligarchien  mit  entwickelter  Diplomatie,  den  Verhältnissen  ent¬ 
sprechend,  wie  in  Venedig,  bedienen. 
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Renaissance  bedeutet  die  Wiedererhebung  italienischen  Bürger¬ 
geistes.  Eine  geldwirtschaftlich  bedingte  Schicht  von  Emporkömmlingen 
braucht  Prestige  und  begönnert  die  Kunst.  Die  literarisch  -  künstlerische 
Wiederentdeckung  antiker  Formen  in  Künstlerateliers  und  Gelehrten¬ 
stuben  gibt  Dekor  und  Material,  Mittel  der  Repräsentation  und  Legitimation. 
Der  Exodus  des  Geistes  aus  der  Kirche  wird  ermöglicht  durch  die  Ver¬ 
weltlichung  des  Papsttums,  das  wie  ein  Landesfürstentum  wirkt,  und  durch 
die  Begünstigung,  die  von  Handelskontoren  und  politischen  Kanzleien  aus¬ 
geht.  In  der  zweiten  Generation,  der  Zeit  Lorenzos  des  Prächtigen,  wird 
der  Parvenü  schon  nobilisiert.  Die  Spielerei  mit  Genealogien,  die  antike 
Kostümierung,  das  feudale  Zeremoniell,  all  die  Allegorien,  Triumphbilder 
der  Macht,  die  den  ganzen  Olymp  aufbieten,  die  Turniere  und  Bälle,  sind 
ein  höfisches  Treiben,  das  plötzlich  abbricht  mit  der  politischen  Niederlage. 
Die  Verfassungskämpfe  haben  eine  politische  Geschichtsschreibung  gezeitigt. 
Auf  die  Poeten  mit  ihren  historischen  Träumen  folgen  Staatsmänner,  die 
sachkundig  die  historische  Verteidigung  der  Politik  des  Stadtstaates  führen 
und  Geschichte  im  Hinblick  auf  die  Gegenwart  schreiben,  oder  Literaten,  die 
in  offiziellem  Auftrag  Zeitgeschichte  zum  Ruhme  der  Dynastie  oder  anderer 
Mandanten  liefern.  Mit  der  Konsolidierung  der  Herrschaft,  in  der  Zeit 
Lorenzos  zum  Beispiel,  tritt  die  politische  Tendenz  zurück;  Schöngeister 
bestimmen  auch  die  historische  Produktion,  denn  Geschichte  ist  nur  eine 
literarische  Gattung.  Die  erneuten  inneren  und  äußeren  Kämpfe  geben  dann 
wieder  die  Veranlassung  zu  einer  Geschichtsschreibung,  die  halb  philo¬ 
sophische  Theorie  oder  halb  diplomatische  Kunst  ist.  Es  handelt  sich  nicht 
mehr  um  höfische  oder  amtliche,  sondern  um  parteiische  oder  programma¬ 
tische  Werke.  Der  Staat  ist  in  die  internationale  Politik  verflochten  und  mit 
dem  Untergange  bedroht.  Staatstheorie  und  Staatskunst  bemühen  sich,  die 
Mittel  der  Selbständigkeit  oder  Rettung  historisch  ausfindig  zu  machen. 

Wie  anders  wirkt  sich  der  Humanismus  in  Deutschland  aus.  Die 
Geschichte  dient  auch  hier  als  höfischer  Lobgesang,  parteiische  Recht¬ 
fertigung,  nationale  Theorie,  und  die  Darstellung  ist  rhetorisch,  diplomatisch, 
apologetisch,  aber  die  Geschichtsschreiber  unterscheiden  sich  wesentlich 
von  den  italienischen  Genossen,  Die  deutschen  Humanisten  sind  bloß 
Gelehrte,  freie  Vaganten,  Hochschulmagister,  reformierte  Mönche  und  Hof¬ 
angestellte,  alle  ohne  politische  Bedeutung  und  Sachkenntnis.  Sie  werden 
unterstützt  von  Landesfürsten,  wie  den  Pfälzern  oder  Württembergern,  die 
Hochschulen  zum  Ruhm  ihres  Geschlechts  stiften  und  sich  den  Luxus  der 
Poeten  erlauben;  diese  machen  keine  internationale  Politik  und  haben 
an  Zeitgeschichte  wenig  Interesse,  nur  die  selbständigen,  wie  die  Wittels¬ 
bacher,  legen  Wert  auf  eine  Landesgeschichte.  Die  Kaiser,  Luxemburger 
wie  Habsburger,  brauchen  dynastische  Genealogien  oder  apologetische 
Landesgeschichte  im  Rahmen  der  Weltchronik,  als  Nachfolger  der  römischen 
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Weltbeherrscher.  National  denken  nur  ein  paar  freie  Literaten  und  Gelehrte 
der  Grenzlande,  des  Elsaß  vor  allem,  Aber  es  kommt  nur  zu  der  natio¬ 
nalistischen  Ruhmesgeschichte  des  deutschen  Altertums  gegenüber  der 
Antike  und  der  Beschimpfung  durch  die  Italiener;  soweit  das  Interesse  des 
Mandanten  für  die  Vergangenheit  seiner  Dynastie  reicht,  auch  zu  einer 
Geschichte  des  Mittelalters.  Weltchronik,  infolge  des  deutschen  Anspruchs 
auf  das  römische  Weltreich,  Landes-  und  Stadtgeschichte,  meist  im  Rahmen 
der  Weltgeschichte,  das  sind  die  Formen  der  deutschen  humanistischen 
Geschichtsschreibung.  —  Durch  die  Reformation  erst  sind  die  Schriften  von 
Politik,  konfessioneller  Politik  erfüllt;  Apologie  einer  Lehre  oder  Advokatur 
eines  Rechtsfalls,  die  Zenturiatoren  und  Sleidanus,  das  ist  keine  politische 
Geschichtsschreibung,  wie  wir  sie  in  Italien  und  Frankreich  finden.  Es  ist 
in  Deutschland  eben  nicht  zur  Politisierung  des  Bürgertums,  zur  Ausbildung 
eines  Nationalstaates  gekommen.  Die  Geschichte  wird  entweder  aus  mora¬ 
lischem  oder  philologischem  Interesse  geschrieben  und  erscheint  als  bloße 
Wissenschaft.  Wie  von  den  Mönchen  wird  von  den  Magistern  das  Ideal 
„Objektivität“  angestrebt  und  bei  dem  Mangel  eigener  Anschauung  und 
Erfahrung  Asubjektivität  erreicht. 

Das  Geschichtsdenken  der  Aufklärung  ist  Philosophie  und  Dichtung. 

Die  Aufklärung  ist  in  England,  wo  nach  den  Revolutionen  nicht  die 
Notwendigkeit  politischer  Reformen  bestand,  bloß  wissenschaftliche  Auf¬ 
klärung.  Der  Kampf  gegen  den  Absolutismus  und  Katholizismus  ist  siegreich 
zu  Ende  geführt,  so  ist  die  Geschichtsschreibung  der  englischen  Aufklärung 
Unterhaltungsliteratur  der  Oberklasse,  und  Voltaire  und  Montesquieu  werden 
bei  Robertson,  Gibbon  und  Hume  ungefährlich.  Die  führenden  Historiker 
Englands  gehörten  ja,  wie  die  großen  Florentiner,  den  regierenden  Schichten 
an;  sie  haben  größtenteils  an  der  Regierung  teilgenommen  oder  sind  loyale 
Gelehrte,  die  vom  Standpunkt  der  Regierung  und  regierungsfähigen  Partei 
urteilen  und  Rechtfertigungen  oder  Ratschläge  geben.  Dem  Publikum  zu 
Gefallen  kleiden  sie  ihre  Politik  in  die  Form  von  Halbromanen. 

In  Frankreich  dagegen  tritt  die  staatsmännische  oder  gelehrte  Ge¬ 
schichtsschreibung  zurück.  Es  entsteht  eine  Geschichtsschreibung  vom 
Standpunkt  der  Untertanen,  der  vom  Hof  und  der  Regierung  ausgeschlossenen 
Schichten,  der  noblesse  de  robe,  der  Großbourgeoisie  und  des  Kleinbürger¬ 
tums.  Die  Geschichte  wird  im  Sinne  der  politischen  Aufklärung  zur  Kritik 
der  Regierung  und  gemäß  den  Forderungen  des  dritten  Standes  geben 
Montesquieu,  Voltaire  und  Rousseau  in  dichterischer  Form  ihr  Urteil  über 
die  Geschichte  ab.  Gegen  die  Regierung  vertreten  sie  die  Interessen  der  neuen 
Bildungs-  und  Besitzschicht,  Da  sie  ohne  Sachkenntnis  und  Verantwortung 
sind,  geben  sie  nicht  opportunistische  Ratschläge,  sondern  radikale  Dok¬ 
trinen.  Sie  wollen  nicht  bloß  eine  These  beweisen,  wie  Machiavelli,  sondern 
sie  wollen  politische  Propaganda  betreiben.  Die  französischen  Aufklärer 
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halten  sich  für  Missionare  der  Freiheit.  Die  Autorität  der  Vernunft  über  alle 
Geschichte  wird  in  einer  revolutionären  und  orthodoxen  Ideologie  advo- 
katorisch  und  moralistisch  verfochten.  Doktrinäre  diktieren  der  Geschichte 
Sinn  und  Fortgang.  Gegen  die  Kirche  soll  der  Kult  der  Vernunft  und  gegen 
den  absoluten  Staat  die  Regierung  der  Bildung  und  Bürgerlichkeit  auf¬ 
gerichtet  werden. 

Erst  in  der  französischen  Aufklärung  ist  die  neuzeitliche,  politische 
Geschichtsschreibung  der  Ausdruck  der  bürgerlichen  Weltanschauung. 

II.  U eberblick  über  die  Historiographie 

Das  „Mittelalter“  beginnt  mit  der  Verlagerung  des  Geschichtsakzents 
auf  die  neuauf kommenden  Völker  im  römischen  Reich:  die  Germanen; 
darum  genügt  eine  einfache  Fortsetzung  der  Weltgeschichte  als  Geschichte 
des  römischen  Weltreiches  nicht  mehr.  Zu  der  geographisch-ethnologischen 
Verschiebung  tritt  der  neue  theologisch  -  historische  Gesichtspunkt:  das 
Christentum  degradiert  die  römische  Geschichte  zur  Profangeschichte.  Neben 
der  Völkergeschichte  steht  also  die  Kirchengeschichte  als  Fortsetzung  der 
Reichsgeschichte.  Da  es  gilt,  den  Nachweis  des  höheren  Alters  der  jüdisch¬ 
christlichen  gegenüber  der  römischen  Geschichte  zu  führen,  gibt  der  Hof¬ 
bischof  der  oströmischen  Staatskirche  Eusebius  das  Vorbild  aller  späteren 
Weltchronik,  im  synchronistischen  Kanon  wird  (durch  die  Uebernahme  der 
Danielischen  Weltreichsphantasie)  das  römische  als  das  letzte  in  der  Reihe 
der  Weltreiche  und  das  christlich-römische  als  seine  Fortsetzung  bis  zur 
Wiederkunft  Christi  erklärt.  Theodoret  und  Evagrius  setzen  die  Chronik  nur 
über  Constantin  hinaus  fort.  Für  diese  Oströmer  besteht  ein  Zusammenhang 
christlicher  und  antiker  Geschichte,  ja,  steht  das  antike  Christentum  noch 
im  antiken  Kulturkreis.  Die  eindringenden  Germanen  werden  von  diesem 
hellenisch  gebildeten  Klerus  als  geschichtslose  Barbaren  bis  auf  Marius  von 
Avenche  (im  siebten  Jahrhundert)  bezeichnet;  erst  seit  ihrer  Bekehrung 
werden  sie  geschichtlich  bedeutsam,  indem  sie  antik-christliche  Bildung 
übernehmen.  Die  Vertreter  der  Staatskirche  sehen  ihre  historische  Auf¬ 
gabe  in  der  Politik  gegen  das  Heidentum,  die  auch  in  der  weströmischen 
Bearbeitung  des  Eusebius  bei  Hieronymus  und  Prosper  eine  Rolle  spielt. 
Auf  die  Polemik  folgt  die  Apologie  der  siegreich  missionierenden  Kirche. 
Kleriker  schreiben  die  Stammesgeschichte  der  Germanen:  Jordanis  die  der 
Goten,  Isidor  von  Sevilla  die  der  Westgoten  in  Spanien,  Paulus  Diakonus 
die  Geschichte  der  Langobarden,  Gregor  von  Tours  die  der  Franken  und 
Beda  die  Geschichte  der  englischen  Kirche,  In  der  Kirche  selbst  tritt  in  Wett¬ 
bewerb  mit  dieser  germanischen  Heldengeschichte  die  christliche  Heiligen¬ 
geschichte. 

Im  Expansionsgebiet  der  germanisierten  und  christianisierten  Länder, 
wo  Kleriker  als  Beamte  und  Gelehrte  mit  klassischer  Bildung  im  Dienste 
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der  neuen  Staaten  wirken,  kommt  seit  den  Karolingern  hinzu  die  reichs¬ 
politische  Historiographie  und  die  offizielle  Kaiserbiographie.  Die  Karo¬ 
lingischen  Annalen  und  Einhards  Leben  Karls  des  Großen  sind  authentische 
Aufzeichnungen  unter  Einfluß  und  Förderung  durch  den  neuen  „Imperator“. 
Mit  dem  Zerfall  des  Reiches  verschwindet  die  offizielle  Hofgeschichts¬ 
schreibung  und  werden  die  Annalen  von  privaten  Mönchsgelehrten,  wie  in 
Fulda,  fortgesetzt.  Aehnlich  im  Westfrankenreich,  wo  eine  größere  Selb¬ 
ständigkeit  der  Kirche  gegen  König  und  Papst  eine  freiere  Tätigkeit 
ermöglicht,  auch  hier  folgt  auf  die  höfische  Geschichte  der  Bischöfe 
Prudentius  und  Hinkmar  die  private  Annalistik  von  S.  Vaast.  In  Italien 
dagegen  ist  die  Beschäftigung  mit  den  Klassikern  als  Heiden  verpönt  und 
fehlt  darum  eine  wissenschaftliche  Tradition.  Nicht  einmal  die  päpstlichen 
Annalen  bleiben  bestehen,  zumal  die  Klöster  von  den  Sarazenen  zerstört 
werden.  Klassische  Bildung  erhält  sich  nur  am  Langobardischen  Hofe. 

Erst  die  Neugestaltung  unter  den  Ottonen  führt  wieder  zu  einem 
Aufschwung  der  Bildung,  deren  Träger  Ottos  I.  Bruder,  Erzbischof  Bruno, 
der  Lehrer  Ottos  II.  Gerbert  und  der  Erzieher  Ottos  III.  Bernward  sind. 
Die  Grenzen  der  historiographischen  Zeiträume  decken  sich  mit  den 
politischen.  In  der  Geschichtsschreibung  wie  in  der  Politik  tritt  vor  allem 
Sachsen  als  Bildungsgebiet  hinzu,  wo  Stand  und  Herrscher  eng  verbunden 
sind,  ln  der  „Geschichte  der  Sachsen"  W idukinds  wird  die  Kaiserbiographie 
zum  Heldengesang  des  Stammes  und  seines  Fürsten.  Widukind  steht  dem 
Hofe  nahe  (wie  seine  Widmung  zeigt),  aber  er  bleibt  im  Kloster  und  ist 
darum  freier  von  Einflüssen,  aber  als  Unbeteiligter  auch  ohne  tiefere  Ein¬ 
sicht  in  die  Verhältnisse.  Dem  Heldengesang  zum  Ruhme  des  Kaisers  folgt 
das  Loblied  auf  Bischof  Bernward  von  Thangmar,  den  Berater  und  Leiter 
der  Regierungsgeschäfte,  das  darum  nicht  bloß  Bischofs-,  sondern  offizielle 
Reichsgeschichte  ist.  Thietmar  von  Merseburg  gibt  mehr  die  Geschichte 
seines  Bistums,  auch  er  ist  zum  kaiserlichen  Rate  als  Verwandter  der 
Ottonen  gehörig  und  schreibt  Reichsgeschichte,  denn  die  Bistümer  sind 
Regierungs-  und  Bildungszentralen.  In  dieser  Reichsgeschichte  und  Kaiser¬ 
biographie  handelt  es  sich  wie  in  der  Reichspolitik  um  das  Imperium 
Romanum.  Die  äußere  Politik  herrscht  vor;  die  Berücksichtigung  innerer  Politik 
ergibt  sich  erst  viel  später  aus  der  Verselbständigung  der  Stadt-  und 
Territorialstaaten.  Der  Kampi  um  Rom,  das  ist  der  Gedanke  der  römischen 
Geistlichkeit  im  kaiserlichen  Dienste.  Der  Klerus,  auch  als  Beamtenstand, 
ist  nicht  derart  wie  der  Laienstand  im  Lande  verwurzelt,  wenn  auch  die 
Kleriker  bestimmten  Stiftern  zugeteilt  sind.  Nur  die  Kloster-Geistlichkeit 
gibt  Landesgeschichte.  Die  Kompilation  aller  erreichbaren  Klosterannalen 
geschieht  im  Quedlinburger  Stift,  dem  Ottos  III.  Schwester  Adelheid  vor¬ 
steht,  also  offiziell. 
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In  Frankreich  ist  die  Geistlichkeit  nicht  Stiftern  zugeteilt,  sie  bildet 
mehr  eine  hohe  Schule  der  Gelehrsamkeit  als  einen  politischen  Beamten¬ 
kreis.  In  Reims  entsteht  nach  Flodoards  Vorarbeit  die  Geschichte  der 
französischen  Kirche;  hier  schreibt  auf  Veranlassung  seines  Lehrers  Gerbert 
Richer  Herrschergeschichte,  vor  allem  den  Uebergang  der  Herrschaft  von  den 
Karolingern  auf  die  Capetinger,  bereits  mit  nationaler  Färbung;  die 
klassische  Bildung  der  Weltgeistlichkeit  steht  im  ausgesprochenen  Gegensatz, 
auch  politisch,  zu  der  Reform  der  Cluniazenser.  —  In  Italien  fehlt  die 
kirchenpolitische  Einstellung  vor  allem  am  Langobardischen  Hofe.  Liutprand, 
aus  vornehmem  Geschlecht  wie  Paulus  Diakonus,  Kanzler  Berengars,  nach 
dem  Zerwürfnis  im  Dienste  Ottos  I.,  schreibt  im  Aufträge  des  Kaisers  das 
reichspolitische  „Buch  der  Vergeltung“.  Selbst  die  von  Mönchen  ge¬ 
schriebenen  Chroniken  von  Venedig  und  Salerno  sind  nicht  papistisch. 

Deutschland  bleibt  auch  unter  den  Saliern  das  Land  klerikaler  Hoch¬ 
geltung  am  Hofe.  Mit  der  Wiederherstellung  des  Kaisertums  und  der  er¬ 
neuten  Anknüpfung  an  die  antike  Bildung  entsteht  wieder  eine  offizielle 
Reichsgeschichtsschreibung.  Die  Konflikte  zwischen  Kaiser  und  Papst,  die 
Parteiung  im  Bürgerkrieg,  zwischen  der  Reichsgewalt,  dem  Fürstentum  und 
den  Städten,  bringt  eine  über  die  Reichsgeschichte  hinausreichende  Welt¬ 
chronik  hervor;  Kaiser  und  Papst  sind  Häupter  der  Weltchristenheit,  deren 
Grenzen  durch  die  Kreuzzüge  hervortreten,  und  darum  greift  die  Geschichts¬ 
schreibung,  wie  zur  Zeit  des  Eusebius  und  Hieronymus,  zur  Weltreichs¬ 
phantasie.  Die  Politik,  Voraussetzung  der  Geschichtsschreibung,  geht  über 
die  höfische  Politik  der  Klöster  und  Bistümer  hinaus  und  wird  Weltpolitik. 
Hermann  von  Reichenau,  Sigebert  von  Gembloux  und  vor  allem  Ekkehard 
von  Aura  geben  Musterwerke,  die  unter  den  Staufern  fortgesetzt,  ja  noch 
von  Otto  von  Freising  ausgeschrieben  werden,  Werke,  die  nicht  dynastische 
Ansprüche,  sondern  imperiale  und  universale  Herrschaft  erklären.  Vor  dem 
Papst-Kaiser-Konflikt  steht  die  Kaiserbiographie  Konrads  II.  von  Wipo, 
die  freier  von  Liebedienerei  ist,  da  sie  erst  nach  dem  Tode  des  Helden 
erschien. 

Das  Zeitalter  Heinrichs  IV,  ist  von  Parteienstreit  erfüllt.  Die  Kirchen¬ 
politik  bringt  Parteien  hervor,  die  sich  mit  juristischen  und  historischen 
Waffen  bekämpfen.  Die  Klöster  im  Schwarzwald,  von  den  papistischen 
Cluniazensern  beeinflußt,  sind  Treffpunkte  der  Gegenkaiserlichen;  hier 
entstehen  Bernolds  und  Bertolds  Chroniken  als  Parteischriften,  die  indes 
nicht  Geschichtsfälschungen,  wie  etwa  Brunos  Werk  über  den  Sachsen- 
krieg,  sind.  Der  Lobgesang  des  Kaisers  dagegen,  wie  er  in  dem  anonymen 
„Leben  Heinrichs  des  Vierten“  angestimmt  wird,  bezeugt  die  Stellung 
eines  Kaiserlichen  und  dem  Stil  nach  die  klassische  Bildung  eines  Bene¬ 
diktiners.  Benediktiner  als  Grundbesitzer  fühlen  sich  dem  Kaiser  als 
oberstem  Lehensherrn  verbunden  und  bedürfen  seines  Schutzes  gegen  ihre 
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Dienstleute;  sie  sind  Gegner  der  Cluniazenser,  vor  allem  der  „modernen“ 
asketischen  Uebungen  dieser  Ordensleute,  die  Laienbrüder  alle  Arbeit  ver¬ 
richten  lassen,  um  ausschließlich  den  gelehrten  und  politischen  Dienst  des 
Papsttums  zu  versehen.  Gegen  die  Papisten  treten  vor  allem  in  Frankreich 
Vertreter  königlicher  Autorität  hervor;  selbst  die  Klosterannalen  von  S.  Denis 
sind  alles  weniger  als  papistisch,  auch  Sigebert  ist  weit  kaiserlicher  etwa 
als  Lambert  von  Hersfeld,  der  die  Vermittlung  der  Parteien,  vor  allem  im 
Zehntenstreit,  als  nötig  empfunden  hat.  Die  Kompilation  aller  Vorgänger 
liefert  Ekkehard  im  Aufträge  Heinrichs  V.,  dem  nach  der  Kaiserkrönung  in 
Rom  und  dem  Abschluß  des  Investiturstreites  an  einer  Reichsgeschichte  seit 
Karl  dem  Großen  liegt. 

Die  Weltchroniken  haben  besonders  die  Aufgabe,  die  „translatio 
imperii“  darzutun,  die  römischen  Kaiser  deutscher  Nation  als  rechtmäßige 
Nachfolger  der  alten  Imperatoren  zu  erklären  gegen  die  päpstlichen  An¬ 
sprüche.  Die  Kirche  ist  die  Lehrerin  der  politischen  Theorie,  die,  von  Mönchs¬ 
gelehrten  aus  der  antiken  Philosophie  entnommen,  nur  popularisiert  zu 
werden  braucht,  um  zum  politischen  Programm  moderner  Politik  zu  werden. 
In  dieser  Zeit  der  Rezeption  sind  Theorien  Mächte  und  haben  Bücher 
Autorität,  weil  die  Heiligkeit  von  Wort  und  Schrift  durch  die  Bibel  feststeht 
und  die  Wirklichkeit  der  Idee  in  der  Kirche  selbst  repräsentiert  wird.  In  der 
Kirche  stehen  sich  Theorien  als  Programme  und  Organisationen  als  Parteien 
gegenüber,  die  sich  der  historischen  und  juristischen  Legitimationen  bedienen. 
Das  relative  Naturrecht  ist  das  Mittel,  die  Anerkennung  des  profanen 
Unterbaues  der  Hierarchie  zu  vollziehen  und  die  tatsächlichen  Verhältnisse, 
Patriarchismus  und  Feudalismus,  moralisch  zu  festigen;  das  absolute  Natur¬ 
recht  dagegen  kann,  wie  im  Investiturstreit,  dazu  dienen,  die  weltlichen 
Mächte  zu  entheiligen  durch  die  Erklärung  der  naturrechtlichen  Volks¬ 
souveränität,  Hier  ist  die  Wurzel  aller  Widerstandsrechte.  Hat  jede 
Obrigkeit  ihr  Amt  von  Gott,  ohne  doch,  wie  das  Kaisertum,  durch  das 
Wahlrecht  aus  der  Abhängigkeit  von  dem  Willen  des  „Volkes“  losgelöst  zu 
sein,  so  ging  der  Streit  nur  um  die  Absetzbarkeit,  denn  die  Einsetzung  wurde 
von  Gregorianem  und  Antigregorianern  entsprechend  dem  Justinianischen 
Kodex  angenommen.  Indem  Gregor  durch  die  Unterscheidung  von  Herrscher 
und  Tyrann  das  Widerstandsrecht  des  Volkes  erklärte  und  billigte,  gibt  er 
die  vorbildliche  juristische  Rechtfertigung,  die  dann  später  von  den  Ständen 
gegen  das  Königtum  und  in  der  Konzilszeit  gegen  die  Kirche  selbst  ge¬ 
braucht  wird. 

Die  rechtlichen  Spekulationen  über  ein  vor-  und  überstaatliches 
Recht,  Staatsentstehung  durch  Vertrag  und  Rechtfertigung  durch  den 
Volkswillen,  Fragen  des  Rechtszwecks,  werden  als  politische  Grundlagen 
erklärt,  und  da  spielt  denn  die  historische  Fiktion  der  Vorzeit  und  die 
Konstruktion  der  Fortsetzung  des  römischen  Kaisertums  eine  Rolle,  Die 
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Weltchroniken  sind  darum  erfüllt  von  den  Theorien  über  das  römische 
Weltreich.  Die  historische  Forschung  tritt  demgemäß  mehr  zurück,  denn 
nicht  aus  der  Geschichte,  sondern  aus  dem  kanonischen  Recht  holt  man  seine 
geistigen  Waffen,  und  nicht  auf  Urkunden,  sondern  auf  die  Logik  stützt  man 
sich  in  der  Blütezeit  der  Scholastik.  Die  Folge  davon  ist,  da  ein  gebildeter 
Laienstand  die  Funktionen  des  Klerus  nicht  übernimmt,  und  die  Landes¬ 
und  Zeitgeschichte  nicht  gepflegt  wird,  daß  eine  phantastische  Welt¬ 
geschichte  vorherrscht,  die,  wie  die  Heiligengeschichte,  jeder  historischen 
Kritik  entbehrt. 

Im  Zeitalter  der  Staufer  bestimmt  der  Kampf  der  Reichsgewalt  mit 
Papsttum  und  Fürstentum  die  Geschichtsdarstellung.  Neben  der  Reichs¬ 
geschichte  steht  schon  die  Geschichte  der  Fürstenhäuser,  z.  B.  der  Welfen. 
Aber  ist  auch  die  große  Masse  der  Geschichten  gegenüber  der  früheren  Zeit 
hervorzuheben,  so  ist  doch  ihr  Wert,  wie  gesagt,  durch  den  Mangel  wirk¬ 
licher  Forschung  herabgemindert.  Dazu  kommt,  die  hohe  Geistigkeit  ist  zum 
Feudalherrentum  geworden,  und  die  Bildung  ist  in  der  ,, Summa“  des  Zeit¬ 
wissens  theologisch  aufgegipfelte  Philosophie. 

Wir  haben  in  dieser  Zeit  die  einzige  Geschichtsphilosophie  des  Mittel¬ 
alters,  das  Werk  Ottos  von  Freising.  Er  gibt  zunächst  im  1. — 6.  Buch  ein¬ 
fach  die  Weltchronik  Ekkehards  wieder  und  schließt  daran  die  Biographie 
Friedrichs  I.;  aber  der  Gang  der  Geschichte  ist  philosophisch  begriffen,  als 
Geschichte  von  zwei  Reichen,  die,  wie  bei  Augustin,  bis  zum  Weitende  im 
Kampf  stehen.  Die  „Philosophie“  des  Streites  von  Christentum  und  Welt, 
weltlichem  und  göttlichem  Reich,  ist  begründet  in  seinem  persönlichen 
Streit,  in  seiner  doppelten  Stellung  als  Kirchen-  und  Reichsfürst.  Als  Onkel, 
Vertrauter  und  erwählter  Biograph  des  Kaisers  ist  er  mit  der  hohen  Politik 
vertraut;  er  schreibt  „in  der  Bitterkeit  seiner  Seele“,  in  der  Voraussicht  des 
Reichszerfalles.  Durch  seinen  Notar  und  Fortsetzer  Ragewin  schickt  er 
seinem  Neffen  die  Chronik  und  fragt  an,  ob  er  Aenderungen  wünsche,  er  sei 
bereit,  da  eine  bessere  Zeit  heraufzukommen  scheine,  sein  Werk  fortzusetzen, 
wenn  der  Kaiser  ihm  das  amtliche  Material  überlasse.  Neben  dieser  ge¬ 
lehrten  Hofhistoriographie  steht  das  poetische  Werk  Gottfrieds  von  Viterho , 
der  als  Hofkaplan  und  Notar  der  staufischen  Kaiser  an  allen  Feldzügen 
teilnimmt  und  die  Taten  Kaiser  Friedrichs  in  Italien  beschreibt.  Es  ist  eine 
reine  Chronik,  wie  auch  die  „memoria  seculorum“,  deren  Auszug,  den  „Spiegel 
der  Könige“,  er  Heinrich  VI.  schickt.  Seine  Darstellung  ist  voll  der  Fabeleien; 
der  Einfluß  der  Kreuzzüge  macht  sich  bemerkbar,  (der  Orient  hat  nicht  nur 
die  Philosophie,  sondern  auch  die  Poeterei  angeregt).  Sie  ist  Vorbild  der 
deutsch  geschriebenen  Reimchroniken  geworden,  die  Zeugnis  für  die  Bedürf¬ 
nisse  der  feudalen  Laien  nach  Geschichte  ablegen;  in  ihnen  hat  die  Feuda- 
lität  zum  ersten  Male  das  Bildungsmonopol  der  Geistlichkeit  gebrochen.  Die 
Reimchronik  ist  eine  der  Formen  der  großen  ritterlichen  Dichtung. 
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In  England  kommt  es  schon  in  dieser  Zelt  zu  einer  nationalen  Ge¬ 
schichtsschreibung,  in  der  Schule  des  William  of  Malmesbury,  deren  größter 
Vertreter  Mathew  Paris  ist,  indem  Geschichte  nicht  mehr  vom  Standpunkte 
des  Hofes  oder  der  Kirche,  sondern  der  „Nation“,  des  Landadels  und  der 
Stadtbürger,  die  die  politischen  Funktionen  der  Kleriker  übernehmen,  ge¬ 
schrieben  wird.  Mit  den  Kreuzzügen  beginnt  in  Frankreich  eine  feudale 
Geschichtsschreibung  als  Abenteuerchronik,  die  über  Villehardouins  Ge- 
geschichte  des  vierten  Kreuzzuges  zu  den  Königsmemoiren  Joinvilles  und 
von  Froissart  zu  Commines  zu  einer  großen  ritterlich-laiischen  Staats¬ 
geschichte  führt. 

(Da  es  mir  nur  auf  die  Typen,  nicht  auf  die  genaue  Darlegung  des 
geistesgeschichtlichen  Zusammenhanges  ankommt,  kann  ich  den  Einfluß 
islamischer  Geschichtsschreiber  übergehen,  denen  Geschichte  der  arabischen 
Eroberungen  zur  Weltgeschichte  sich  ausweitet  und  den  Triumph  des  Islam 
verkündet,  wie  bei  Tabari,  und  über  die  schließlich  eine  Geschichts¬ 
philosophie  von  Bedeutung,  wie  die  des  Ibn  Chaldün,  hinausragt-) 

Die  Historie  seit  Ausgang  der  staufischen  Herrschaft  läßt  sich  nicht 
nach  den  Kaisergeschlechtern  ordnen;  statt  Reich  und  Kaiser  stehen  viel¬ 
mehr  Land  und  Landesherrschaft  im  Vordergrund  des  politischen  und 
historischen  Interesses,  Der  Quellenwert  der  Geschichtswerke  ist  herab¬ 
gemindert,  denn  es  sind  selten  Männer  in  hervorragender  Stellung,  die  ihre 
Zeit  aufzeichnen,  unter  den  Geistlichen  die  Bettelmönche,  unter  den  Laien 
der  niedere  Ritterstand  und  die  Stadtschreiber,  Sie  machen  nicht  Geschichte 
und  Politik  und  stehen  lokalen  Ereignissen  zu  nahe,  um  größere  und  weitere 
Geschichtsräume  zu  überblicken.  Dazu  kommt,  sie  schreiben  für  eine  breitere 
Leserschicht  und  darum  geht  ihre  Absicht  auf  Popularisierung,  wozu  Reim 
und  Fabel  helfen  müssen.  Das  größere  Publikum  interessiert  sich  nur  für  den 
engeren  Umkreis  und  nicht  nur  aus  dem  Verfall  des  Reiches  erklärt  es  sich 
also,  daß  Stadt-  und  Landesgeschichte  vorherrscht, 

Welt-  und  Reichsgeschichte  gibt  es  nur  in  schulmäßigen  Kompendien, 
Zeitgeschichte  auf  Grund  von  Urkundenforschung,  wie  sie  die  in  die  Ver¬ 
hältnisse  eingeweihten  Kirchen-  und  Staatsmänner  geben  können,  fehlt.  Die 
Geschichte  der  Klöster  und  Bistümer,  die  durch  ihren  Grundbesitz  mit  der 
Reichspolitik  verknüpft  sind,  lief  darum  in  eine  Reichsgeschichte  aus.  Die 
Bettelmönche,  die  jetzt  Geschichte  schreiben,  sind  ohne  Grundbesitz  und 
ohne  Regierungsgeschäfte,  sie  geben  nicht  eigene  oder  fremde  Politik, 
sondern  Enzyklopädie  zu  praktischen  Zwecken,  denn  sie  brauchen  Hand¬ 
bücher  für  die  Disputation  und  nicht  Urkundengelehrsamkeit,  sondern 
„Geschichten“  mit  Fabeln  und  Wundern,  die  sich  in  Predigten  verwenden 
lassen.  Für  die  Zwecke  der  Predigt  und  Schule  also  liefern  sie  die  erweiterten 
alten  Kompendien,  die  den  letzten  kirchlichen  Versuch  darstellen,  den  seit 
den  Weltchroniken  ungeheuer  erweiterten  Stoff  in  den  kirchlichen  Rahmen 
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zu  zwängen.  Die  Zerstreuung  der  Orden  über  die  christliche  Welt  und  die 
vielfältigen  Beziehungen  innerhalb  der  Orden  gestatten  ihnen  kosmo¬ 
politische  Zeitberichte  anzuhängen  in  lehrhafter  Absicht.  Die  Fruchtlosig¬ 
keit  der  Ketzer-  und  Heidenbekehrung  weist  die  Orden  auf  die  innere 
Mission,  sie  werden  die  Predigerorden  der  Städte.  Ihre  Mitglieder  ent¬ 
stammen  meist  auch  dem  städtischen  Bürgertum  und  stehen  in  Beziehung  zu 
den  Gemeinden,  die  ihnen  Unterhalt  gewähren,  so  daß  sie  weit  abhängiger 
als  die  alten  Mönchsgelehrten  sind.  Sie  sind  die  Verfasser  der  Städte¬ 
chroniken  geworden.  Die  Stellung  der  Städte  in  der  Geschichtsschreibung 
hing  nicht  zuletzt  bis  zum  vierzehnten  Jahrhundert  davon  ab,  ob  Geistliche 
in  ihnen  ihren  Wohnsitz  hatten.  Die  Geschichtsschreibung  bischöflicher  Be¬ 
amten  wird  jetzt  durch  die  einheimischen  Orden  abgelöst.15) 

Die  franziskanischen  Minoriten  haben  als  historische  Dichter  dieselben 
Funktionen  wie  die  ritterlichen  Poeten,  sie  wollen  ihre  Leser  durch  Reim¬ 
chroniken  erfreuen  und  ihnen  Kirchen-  und  Heiligengeschichte,  die  durch 
Angaben  von  Jahreszahlen  z.  B.  glaubwürdig  erschienen,  dem  Zeitgeschmack 
entsprechend  darstellen.  Die  Dominikaner  dagegen,  die  Fürstenbeicht¬ 
väter  und  Prinzenerzieher,  wie  später  die  Jesuiten,  sind  unpoetischer,  sie 
haben  als  politische  Historiker  der  nationalen  und  territorialen  Geschichte 
im  Rahmen  der  papistischen  Weltgeschichte  Raum  gegeben.  (Vinzenz  gilt 
als  nationalfranzösisch  und  nationalistische  Vorkämpfer  des  französischen 
Königtums,  wie  Pierre  Dubois,  stehen  unter  dominikanischem  Schutze.) 
Aber  alle  Landes-  und  Stadtgeschichte  ist  trotz  nationaler  Färbung  nur  ein 
Kapitel  in  der  Geschichte  der  christlichen  Welt,  zur  eigentlichen  National¬ 
geschichte  kommt  es  erst  im  Humanismus.  „Sobald  sich  die  kleinen  und 
großen  territorialen  oder  städtischen  Gebilde  nicht  mehr  widerspruchslos 
in  den  Rahmen  der  Papst-Kaisermonarchie  fügen,  muß  das  Bedürfnis  nach 
selbständiger  Erfassung  und  Darstellung  ihrer  Vergangenheit  entstehen. 
Neben  die  Weltchronik  und  die  Papst-  und  Kaiserreihen  muß  wieder  die 
Einzelschritt  treten,  ob  sie  nun  eine  Biographie,  oder  Stadt-,  oder  Landes¬ 
geschichte  sein  will.“16) 

Bis  in  die  Zeit  des  Humanismus  haben  zwei  Werke  gewirkt,  der 
Geschichtsspiegel  des  Vinzenz  v.  Beauvais  und  die  Papst-  und  Kaiserchronik 
des  Martin  von  Troppau.  Vinzenz,  der  als  typischer  Prediger  der  Zeit  den 
Spiegel  vorhält,  hat  in  seiner  ungeheuren  Kompilation  von  der  biblischen 
Genesis  bis  zur  Zeitgeschichte  alle  historischen  Legenden  untergebracht.  Die 
Chronik  des  päpstlichen  Kaplans  Martin  ist  politischer  und  hat  einer  ganzen 
Gattung,  den  Martinen,  den  Namen  gegeben:  Chroniken  im  Sinne  des 
römischen  Gedankens  der  Katholizität.  Er  ist  römisch  insofern,  als  Rom 
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15)  Vgl.  zum  Ganzen  Lorenz  II„  S.  1 — 3  ff. 

16)  Jcachimsen,  S.  8, 
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für  diesen  Dominikaner  das  wahre  Haupt  der  Welt  ist;  deshalb  ist  sein 
Werk  nicht  wie  das  des  Vinzenz  eine  gleichmäßige  Darstellung  der  sechs 
Weltalter,  sondern  vor  den  eigentlichen  Anfang  mit  Christi  Geburt  tritt  bei 
ihm  die  römische  Geschichte  und  an  deren  Anfang  eine  Stadtbeschreibung.1') 
Schon  vor  ihm  hatte  man  die  Sukzession  der  Päpste  an  Christus  direkt 
angeknüpft  und  bei  Gottfried  von  Viterbo  hieß  Christus  der  erste  Papst. 
,,Bei  Martin  gewinnt  es  Bedeutung,  denn  es  dient  ihm,  um  die  Vergleichung 
von  Kaiser  und  Papst  mit  Mond  und  Sonne  und  die  Zweischwertertheorie 
sogleich  an  die  Anfänge  des  Papst-Kaiserreiches  anzuschließen.“18)  Von 
ähnlicher  Verbreitung  wie  Martins  Chronik  sind  die  „flores  temporum“ 
der  Minoriten.  Die  Eifersucht  spielt  bei  ihrer  Abfassung  eine  Rolle  und 
die  freimütige  Stellung  zum  Papsttum  gibt  ihnen  eine  weite  Verbreitung, 
vor  allem  in  den  Städten,  wie  denn  auch  das  Franziskanertum  die  Laien¬ 
frommen  aufnimmt,  als  eine  vorreformatorische  Strömung. 

Wieder  stehen  die  Orden  im  politischen  Streit.  Aus  franziskanischen 
Kreisen  rekrutieren  sich  die  Anhänger  des  Kaisertums,  vor  allem  in  der 
Konfliktszeit  Ludwigs  des  Bayern.  Das  französische  Königtum  gibt  der  anti- 
papistischen  Propaganda  den  Anstoß,  in  seinem  Auftrag  schreiben  Aegidius 
und  Johann  von  Paris,  von  denen  Marsilius  und  Occam  ausgehen.  Die 
Franziskaner  setzen  der  Begründung  der  päpstlichen  Obergewalt  und  Welt¬ 
herrschaft  durch  Christus  als  ersten  Papst  die  Gegenerklärung  der  evange¬ 
lischen  Nachfolge  und  im  Widerstreit  gegen  die  Verweltlichung  den  Gedanken 
der  armen  Kirche  entgegen.  Occam,  der  Johann  XXII,  der  Ketzerei  über¬ 
führt,  begibt  sich  in  kaiserlichen  Schutz.  In  der  Reihe  der  , (literarischen 
Widersacher  der  Päpste“,  die  Riezler  darstellt,  steht  neben  einem  Franzis¬ 
kanergeneral,  wie  Michael  von  Cesena,  Marsilius  von  Padua;  der  „defensor 
pacis“  dieses  kaiserlichen  Rates  und  radikalen  Demokraten  (einer  Zeit,  in 
der  Kaiser  und  Städte  zusammenstanden)  ist  das  eigentliche  Streitbuch, 
in  dem,  wie  zur  Zeit  des  Investiturstreites,  die  Geschichte  als  Material 
juristisch  -  politischer  Polemik  dienen  soll.  Wieder  sind  historische  und 
politische  Interessen  eng  verbunden  in  einer  polemischen  „Literatur“. 

In  der  Spätscholastik  ist  die  kirchliche  Bildung  juristisch.  Die 
Dekretalen  beherrschen  die  Publizistik,  die  Schrift  „de  regimine  principum“ 
des  Thomas  von  Aquino  und  seines  Schülers  Tolomea  von  Lucca  sind  kenn¬ 
zeichnend.  In  der  Zeit  der  großen  Rechtskodifikationen  wird  „eine  Menge 
historischer  Tatsachen  dem  Flusse  der  Ueberlieferung  entrissen  und 
dogmatisiert.  Sie  können  .  .  .  nicht  mehr  auf  ihre  Entstehung  und  Richtig¬ 
keit  geprüft  werden.  Der  Martinus  ist  ein  „Spiegel  des  Rechtes  in  der 
Geschichte“  ...  er  steht,  nach  der  ausgesprochenen  Absicht  des  Autors 


17)  ebenda,  S.  4. 

18)  ebenda,  S.  5, 
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selbst,  neben  den  Dekretalen  wie  die  deutschen  Chroniken  neben  dem 
Sachsenspiegel.  Nach  dieser  Auffassung  darf  keine  von  den  großen  staat¬ 
lichen  oder  kirchlichen  Einrichtungen  ein  neues  Ding  sein;  sie  muß  um  so 
ehrwürdiger  am  Alter  sein,  je  wichtiger  sie  dem  Autor  erscheint.  Dachte 
einer  deutscher  als  Martin,  so  rückte  er  die  Einsetzung  der  Kurfürsten  zu 
Karl  dem  Großen  hinauf,  so  tat  der  Verfasser  der  ,,flores  temporum“ 

.  .  .  wer  päpstlicher  gesinnt  war,  wie  der  Kölner  Stadtschreiber  Gottfried 
Hagene  zog  sie  zu  Papst  Sylvester . . .  ein  kleiner  Fortschritt  war  es 
immerhin,  wenn  Männer  wie  Jordanus  von  Osnabrück  oder  Lupoid  von 
Bebenburg  den  lange  gebahnten  Wegen  französischer  oder  englisch- 
normännischer  Chronistik  folgend,  dem  Stammbaum  der  Institutionen  einen 
gleich  ehrwürdigen  und  gleich  phantastischen  deutscher  Nation  oder 
deutscher  Sprache  entgegenzusetzen  suchten.“19)  Es  handelt  sich  um  Theorien 
der  publizistischen  Polemik,  die  von  den  Advokaten  der  Parteien  in  der 
Geschichtsschreibung  benutzt  werden. 

Weil  nationale  Ideen  bei  den  Deutschen  erst  in  der  Nach-  und  Gegen¬ 
wirkung  des  italienischen  Humanismus  wirken,  spielen  die  Streitigkeiten  der 
universalen  Mächte  in  der  deutschen  Geschichtsschreibung  eine  unvergleich¬ 
lich  größere  Rolle  als  in  der  französischen.  In  Frankreich  ist  dynastische  und 
nationale  Historiographie  in  Blüte.  Die  Hofhistoriographen,  wie  de  la  Vigne, 
de  Seyssel  und  de  St.  Gelais,  sind  Lobredner  der  „guten  Könige“  und  Ver¬ 
teidiger  der  nationalen  Freiheit.  In  ritterlicher  Gesinnung  dem  König  ergeben, 
sehen  sie  nach  dem  hundertjährigen  Kriege  die  „Nation“  aufsteigen  und 
wahren  sie  in  den  Parlamenten,  wie  de  Seyssel,  die  bürgerlichen  Rechte. 
Kirchenpolitische  Tendenzen  treten  in  dieser  nationalen  Laiengeschichts¬ 
schreibung  völlig  zurück.  In  Italien  stehen  sie  im  Vordergrund.  Die  Päpste 
treiben  Weltpolitik,  als  Vertreter  der  universalen  Tendenz  stehen  sie  gegen 
die  nationalen  Mächte.  Die  Historiker  sind  ausgesprochen  politisch,  meist 
papistisch,  und  stehen  in  enger  Fühlung  mit  den  Publizisten.  Der  Dominikaner 
Bernardus  Guidonis  vor  allem  tritt  die  Nachfolge  Martins  als  Advokat  der 
Päpste  zu  Avignon  an.  In  einer  Doppelstellung  steht  der  dominikanische 
Bischof  und  Rat  Heinrichs  VII,  Nikolaus  von  Butrinto,  der  in  einer  Zeit  des 
Einvernehmens  zwischen  Kaiser  und  Papst  schreibt,  eine  Geschichte,  die 
Lorenz  „eine  von  Seiten  der  prozeßführenden  Kurie  geforderte  Veteidigungs- 
schrift  des  hierzu  bestellten  Advokaten“  nennt.  In  der  Zeit  Heinrichs  VII. 
stehen  in  Italien  neben  den  Diplomaten  und  Advokaten  als  Historiker 
bereits  idealistische  oder  utopistische  Literaten.  Von  dem  Kaiser  erwartet 
man  die  Herstellung  der  nationalen  Einheit.  Die  politische  Phantasie  von 
Dantes  Gesinnungsgenossen  hat  eine  Zeitlang  auch  Mussato  beeinflußt,  der 
dann  später  ohne  idealistische  Erwägungen  gegen  die  Ansprüche  des 
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,, Barbaren",  Ludwigs  des  Bayern,  auftritt.  Die  italienischen  Historiker  stehen 
auf  Seiten  der  ghibellinischen  oder  guelfischen  Partei,  die  sich,  vor  allem 
in  den  Städten,  als  Vertreter  der  Unter-  und  Oberklasse  entgegentreten. 
Der  bedeutendste  Repräsentant  ist  der  gemäßigte  Guelfe  gut  bürgerlicher 
Herkunft  Villani,  dessen  italienische  Geschichte  vorhumanistisch,  im  Stil  der 
Weltchroniken,  ein  Bilderbuch  ist;  bei  seinem  Bruder  und  Fortsetzer  Matteo, 
der  schon  mitten  im  Bürgerkrieg  steht,  ist  die  Tendenz  gegen  die  auf¬ 
kommenden  Unterklassen  schärfer  ausgesprochen,  Velluti  dagegen  ist  der 
Geschichtsschreiber  der  siegreichen  Demokratie,  Dieselben  Stellungen  haben 
später  Guiccardini  und  Pitti  eingenommen.  Die  modernen  Verhältnisse  von 
Florenz  zeitigen  schon  frühzeitig  die  sozialpolitischen  Kämpfe  und  zeigen 
den  Uebergang  der  Papst-Kaiserparteien  zu  den  städtischen  Faktionen  der 
sozialen  Klassen, 

In  Deutschland  wirken  vor  allem  im  Süden  die  Martinen,  an  sie 
schließt  sich  die  Stadtgeschichtsschreibung  an,  die  dem  Selbstgefühl  der 
herrschenden  Geschlechter  ihren  Ursprung  verdankt.  In  Straßburg  ver¬ 
anlassen  gebildete  Patrizier,  wie  Ellenhard  und  Johann  Twinger,  die  Nieder¬ 
schrift  der  städtischen  Kämpfe  mit  den  Bischöfen,  wie  Closners  Zeitchronik 
des  Bundes  mit  Habsburg,  worauf  dann  die  Stadtchronik  sich  zur  Reichs¬ 
geschichte  in  den  „Taten  Rudolfs  und  Albrechts“  des  Notars  Gottfried 
auswächst.  Von  bischöflicher  Seite  schreibt  Matthias  von  Neuburg  die 
Biographie  Bischof  Bertholds  und  schließlich,  getreu  den  Martinen,  Profan- 
und  Kirchengeschichte  nebeneinander,  eine  Weltchronik  mit  lokaler  Tendenz 
der  Notar  Jakob  Twinger  von  Königshofen, 

Ich  übergehe  die  vielen  Städtechroniken  Schwabens,  Frankens,  der 
Rheinlande  und  Hansastädte,  die  vor  allem  an  den  Bischofssitzen  entstehen, 
wo  Kapläne  und  Notare  im  Aufträge  des  Rats  die  Urkunden  zusammen¬ 
stellen.  Jede  dieser  Stadtchroniken  hat  ihr  eigenes  Gepräge  und  gibt  ein 
Bild  der  Interessen  und  Kämpfe  der  herrschenden  Geschlechter,  Sie  sind 
teilweise  zur  Provinz-  oder  Reichsgeschichte  erweitert  und  größtenteils  von 
beauftragten,  einheimischen  oder  auswärtigen  Klerikern  geschrieben.  Die 
Städte  sind  nicht  zu  Stadtstaaten,  wie  in  Italien,  geworden,  sie  treiben  nicht 
internationale  Politik;  historisch  bedeutsam  sind  nur  die  inneren  Streitig¬ 
keiten,  Ich  erwähne  das  Geschlechtsbuch  des  Nürnberger  Kaufmanns  Ulman 
Stromer,  weil  vom  Geschlechtsbuch  die  bürgerlich-laiische  Stadtchronik  aus¬ 
geht,  Nur  Patrizier  können  sachkundig  Geschichte  schreiben,  wenn  sie  über 
die  Geheimnisse  des  Rates  sich  offen  aussprechen  dürfen;  darum  haben 
erst  die  Zunftrevolten  eine  über  die  Memorialbücher  der  Geschlechter  hinaus¬ 
gehende  Chronik  gezeitigt.  Nur  von  der  Stadtkanzlei  aus  konnte  die  Los¬ 
lösung  der  städtisch-bürgerlichen  von  der  geistlichen  und  ritterlichen  Ge¬ 
schichtsschreibung  erfolgen.  Noch  Gottfried  Hagenes  ,,boich  van  der  stede 
Colne“  ist  eine  Reimchronik  im  ritterlichen  Stil;  der  Kölner  Stadtschreiber, 
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der  „keines  Hern  Rat  noch  Pfaff“  sein  durfte,  schreibt,  vom  Standpunkt 
der  Geschlechter  gegen  Erzbischof  und  Gewerke,  eine  Geschichte,  die  von 
einem  neueren  Herausgeber  „Pfaffentrug  und  Bürgerzwist“  mit  Recht  be¬ 
nannt  wurde.  Eine  Stadtchronik  nicht  im  Rahmen  der  Welt-  oder  Reichs¬ 
chronik  gibt  der  Magdeburger  Schöppenschreiber  Heinrich  von  Lammespringe, 
da  werden  aus  der  Reichsgeschichte  die  sächsischen  Nachrichten  heraus¬ 
gelesen  und  vom  Standpunkt  der  Schöffen,  im  Gefühl  des  historischen  Rechts, 
über  die  Zünfte  geurteilt.  Die  vorübergehende  Herrschaft  der  Zünfte  in 
einzelnen  Städten  hat  dann  auch  diese  Partei  zum  Wort  kommen  lassen. 
Bemerkenswert  für  die  Ausbreitung  der  Laienbildung  ist  die  Absicht,  ein 
populäres  deutsches  Geschichtsbuch  zu  schreiben,  wie  bei  Hermann  Korner 
von  Lübeck.  |  jj 

Die  ritterliche  Laiengeschichtsschreibung,  die  auf  eine  gereimte 
„Kaiserchronik“  zurückgeht,  in  der  ritterliche  Anschauung  die  Tatsache  der 
Verwandtenkämpfe  im  Kaiserhaus  oder  die  Absetzung  Heinrichs  IV. 
retouchiert,  ist  Geschichtenerzählung  von  abenteuerlichen  Taten.  Dagegen 
steht  die  braunschweigische  Reimchronik  als  „Fürstenspiegel“  mit  dem 
Leitgedanken,  die  Macht  der  Feudalität  aus  der  Tugend  und  ihre  Bedeutung 
aus  der  Pflege  der  Tradition  zu  erklären;  Lob  und  Lehre  gehören  zusammen, 
zur  Rechtfertigung  aus  der  Vergangenheit  tritt  die  Belehrung  für  die  Zukunft. 
Zu  dieser  Gattung  gehört  Levold  von  Nordhofs  Chronik  der  Grafen  von 
Flandern,  von  deren  Pfründen  er  als  Hofmann  lebte;  sie  ist  geschrieben  aus 
der  Besorgnis  der  Erhaltung  der  Macht;  ebenso  Ludwig  von  Eybs  Denk¬ 
würdigkeiten  der  Markgrafen  von  Hohenzollem.  Wie  es  die  lockere  Struktur 
des  Reiches  bedingt,  ist  in  diesen  Geschichten  der  Territorialfürsten  von 
Nation  oder  Imperium,  von  Pflichten  gegen  Kaiser  und  Reich  keine  Rede 
mehr.  Der  Gegensatz  gegen  die  französisch-ritterliche  Geschichtsschreibung 
bis  zu  Commines  kann  nicht  schärfer  gedacht  werden.  Wie  die  Kleriker,  so 
gibt  sich  der  niedere  Adel  zum  bezahlten  Lobredner  der  Landesfürsten 
her.  Erst  unter  dem  Einfluß  des  Humanismus,  am  Hofe  Karls  IV.  und 
Maximilians  I.,  wandelt  sich  die  Geschichtsschreibung  des  Reiches  zu  der 
der  Territorialstaaten  und  Städte,  die  weitere  Gesichtspunkte  als  die  Liebe¬ 
dienerei  und  Ruhmrederei  enthält. 


_ *  * _ 

•  • 

Die  neuere  Geschichtsschreibung1921)  verdankt  ihr  Entstehen  dem 
Humanismus;  sie  ist  nicht,  im  Sinne  der  alten  Chronisten,  gelehrte  Forschung 
und  nicht  politische  Publizistik,  sondern  zunächst  nur  „Literatur“.  Der  Poet 
Petrarca,  Sohn  eines  Florentiner  Emigranten  und  selber  Kosmopolit  ohne 


19a)  Bei  der  Darstellung  der  Historiographie  des  nichtdeutschen  Humanismus  kann 
ich  die  glänzende  Darstellung  von  Fueter  oft  wörtlich  benutzen,  da  sie  unter  soziologischem 
Gesichtspunkt  (wie  keine  andere  Geschichte  der  Historiographie)  geschrieben  ist. 
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lokale  Bindung,  ist  frei.  Ein  weltlicher  Einsiedler,  der  ciceronianischen  Stil 
und  augustinisches  Christentum  vereinigt,  schreibt  aus  stilistischen  Gründen 
die  erste  moderne  Urkundenkritik,  ohne  alle  Rücksichten,  nicht  im  Aufträge 
einer  Regierung  oder  in  der  Anschauung  eines  Standes  oder  einer  Partei; 
er  gibt  (in  philologischer  Nachahmung  Suetons)  die  erste  humanistische 
Biographie.  Der  Humanismus,  seiner  Entstehung  nach  national-italienisch, 
hat  den  Glauben  an  die  Mission  des  römischen  Geistes  und  der  Tradition 
der  großen  Vorzeit,  darum  wirkt  diese  Literatur  im  Sinne  des  aufkommenden 
Nationalismus.  Die  Idee  der  Nation,  wie  die  des  Imperiums,  wird  aus  der 
Antike  entnommen,  aber  die  Antike  ist  neu  gesehen  und  modern,  sie  ist  nicht 
kirchlich-traditionell,  sondern  neuen  Zwecken  gemäß  gewandelt;  in  einer 
Bildung,  die  von  kirchlichen  Einflüssen  frei  ist,  ist  das  alte  Rom  Idealbild 
für  die  Wiedergeburt.  Der  Dichter  sucht  Trost  in  der  Vergangenheit  und  ein 
Vorbild  für  seine  patriotische  Sehnsucht.  Es  ist  das  Zeichen  dieser  neuen 
Bildung,  daß  die  „Lebensbeschreibungen  berühmter  Männer“  nicht  Kaiser 
und  Päpste,  Heilige  und  Feudalherren,  sondern  römische  Politiker  verherr¬ 
lichen.  Indem  die  Phraseologie  der  alten  Römer  übernommen  wird,  erscheint 
die  Historie  aktuell  als  ideale  Politik  eines  Literaten,  der  nicht  im  politischen 
Leben  steht.  Nicht  poetischer  Traum,  sondern  bloß  rhetorisches  Schmuck¬ 
stück  ist  die  antikisierende  Darstellung  seines  Nachfolgers  Boccaccio.  Die 
Biographien  römischer  Staatsmänner  waren  jedenfalls  nicht  ausdrücklich 
zum  Amüsement  vornehmer  Kreise  bestimmt,  aber  die  „Berühmten  Frauen“ 
des  Boccaccio  sollen  dem  Unterhaltungsbedürfnis  seiner  Gönnerinnen  dienen. 
Boccaccio  ist  nicht  zeitabgewandt  und  schreibt  ausdrücklich  für  bestimmte 
Kreise  auch  die  erste  Dichterbiographie,  das  „Leben  Dantes“,  den  Lobgesang 
der  neuen  Dichtung, 

Erst  nachdem  die  Geschichtsschreibung  aus  den  Händen  der  Dichter 
in  die  der  Staatsmänner  und  Gelehrten  übergegangen  ist,  wird  sie  sozial 
bedeutsam  und  formal  neuartig,  indem  Politik  und  Humanismus  sich  ver¬ 
binden.  Coluccio  Salutati  verschafft  der  neuen  Bildung  Eingang  im  Aus¬ 
wärtigen  Amt  und  diplomatischen  Verkehr.  Sein  Schüler  Bruni  schreibt  die 
erste  für  das  Ausland  bestimmte  politische  Geschichte  von  Florenz  im 
humanistischen  Stil.  Ein  Kanzler  der  Stadt,  von  der  Signoria  beauftragt,  gibt 
mit  voller  Sachkenntnis  eine  Erklärung  seiner  Zeit  in  der  Geschichte  der 
Verfassung.  Als  Uebersetzer  der  Politik  des  Aristoteles  sucht  er  einen  gesetz¬ 
mäßigen  Verlauf  der  staatlichen  Veränderungen  festzustellen  und  stattet 
als  Nachahmer  der  Annalen  des  Livius  die  Figuren  des  Geschlechter-  und 
Zünftekampfes  rhetorisch  aus;  in  der  Geschichte  treten,  wie  auf  dem 
Theater,  ideale  Gestalten  auf,  aus  erhabenen  Motiven  werden  alle  wirt¬ 
schaftlich-politischen  Kämpfe  erklärt.  Die  Verfassung  ist  die  kunstvolle 
Bindung  der  Gewalten,  darum  muß  auch  die  erste  Verfassung  von  1250, 
entgegen  den  ihm  vorliegenden  Urkunden,  ein  gemeinsames  Werk  der 
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Guelfen  und  der  Ghibellinen  sein.  Wie  der  Imperialismus  phantastische  Ent¬ 
stehungsgeschichten  der  Fortsetzung  des  römischen  Kaisertums  braucht,  so 
verlangt  nun  der  Lokalpatriotismus  eine  ehrwürdige  Gründungsgeschichte: 
Florenz  soll  aus  den  Zeiten  der  römischen  Republik  stammen,  ja,  noch  auf 
den  etruskischen  Bund  zurückgehen,  von  dem  die  Römer  ihre  Kultur  über¬ 
nahmen,  Es  ist  keine  Rede  von  einer  ununterbrochenen  Fortsetzung  des 
römischen  Imperium,  vielmehr  bilden  die  „declinatio  imperii“  und  die 
Wiedererstehung  der  italienischen  Kommunen  Perioden,  zwischen  denen  das 
barbarische  Zeitalter  liegt.  Die  Stadtstaaten  lassen  von  Amts  wegen  ihre 
Unabhängigkeit  von  dem  Kaisertum  erklären.  Der  guelfisch-patriotische  Ein¬ 
schlag  bestimmt  neben  der  künstlerisch-apologetischen  Darstellung  der  neuen 
Kunst  (Ghiberti)  die  Periodisierung  der  Geschichte  in  Bezug  auf  das  Mittel- 
alter,  im  Gegensatz  zu  der  gelehrten  Geschichtsschreibung  eines  Blondus, 
die  sich  der  mönchischen  Chronistik  anschließt  und  die  kontinuierliche  Ge¬ 
schichte  des  römischen  Reiches  behauptet. 

Die  Nachfolger  Brunis  im  Kanzleramt  sind  verpflichtet,  die  von  der 
Regierung  subventionierte  Stadtgeschichte  auszubauen,  vor  allem  Poggio, 
er  sieht  in  der  Historie  nur  eine  literarische  Gattung  und  ist  mehr  Humanist 
als  Politiker,  er  ragt  stilistisch  über  Bruni  hervor,  denn  er  gibt  nur  Kriegs¬ 
geschichte,  die  sich  besser  mit  den  livianischen  Annalen  verträgt,  weil  die 
Jahresrechnung  die  natürliche  Periodisierung  der  durch  die  Jahreszeiten 
bedingten  Kriegführung  ist.  Scala  schreibt  offiziös  über  die  Verschwörung 
der  Pazzi  und  gibt  eine  Apologie  Lorenzo  de  Medicis.  Accoltis  Geschichte 
des  ersten  Kreuzzuges  ist  die  einzige  Schrift,  in  der  ein  historischer  Stoff 
nicht  um  der  Aktualität  willen  behandelt  wird,  sie  ist  nur  die  humanistische 
Ueberarbeitung  des  Wilhelm  von  Tyrus,  Der  Humanismus  als  literarische 
Mode  wendet  sich  der  Geschichte  aus  philologischem  Interesse  zu,  der 
politische  Charakter  ergibt  sich  oft  aus  der  Stellung  und  dem  Auftrag  der 
Humanisten.  In  Zeiten  politischer  Ruhe  entstehen  Geschichten  fast  nur  als 
Stilübung.  Rucellai  ist  ein  derartiger  literarischer  Historiker. 

Die  offiziöse  Historiographie,  die  den  Ruhm  von  Florenz  begründet, 
wird  vor  allem  in  Neapel,  Mailand  und  Venedig  nachgemacht.  Es  sind 
Konkurrenzunternehmungen  auf  Initiative  der  Regierung,  für  die  man  die 
Hilfe  einheimischer  oder  auswärtiger  Literaten  braucht,  wenn  am  Orte  das 
künstlerische  Leben  nicht  entwickelt  ist.  In  Neapel  verlangt  die  Dynastie 
eine  Zeitgeschichte  zu  ihrer  Verherrlichung.  Da  Valla,  nach  seiner  Geschichte 
Ferdinands  I.  zu  urteilen,  die  Aufgabe  des  Apologeten  ungenügend  erfüllte, 
bestellt  Alfons  I.  bei  dem  genuesischen  Literaten  Facius  eine  Geschichte 
seiner  Taten,  in  guter  Stilübung  stellt  dieser  (für  eine  Pension  und  fünf¬ 
hundert  Dukaten)  das  Idealbild  des  Fürsten  auf.  Beccadelli,  einer  der  fürst¬ 
lichen  Sekretäre,  gibt  in  seiner  Geschichte  mehr  eine  höfische  Anekdoten¬ 
sammlung,  und  der  Vizekanzler  Pontano,  ein  Staatsmann,  nicht  ein  Schön- 
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geist,  beschreibt  offiziell  die  Kriegshandlungen.  Diese  dynastische  Historio¬ 
graphie  hat  Typen  wie  Porcello  begünstigt,  die  alle  humanistische  Bildung 
ins  Komische  verzerren;  da  werden  alle  Zeitereignisse  antikisiert  und  alle 
Helden  römisch  benannt  und  bekleidet.  Dieser  Lohnschreiber,  der  sich  für 
seine  ruhmredigen  Widmungen  von  verschiedenen  Fürsten  bezahlen  läßt, 
ist  der  Vorläufer  des  päpstlichen  Journalisten  Jovius. 

Die  Zeitgeschichte  währt  so  lange,  wie  die  politische  Selbständig¬ 
keit  besteht,  auch  in  Mailand.  Die  Herrschaftsansprüche  der  Sforza  sind 
nicht  besser  begründet  als  die  der  Aragonesen,  aber  sie  verlangen  mehr  als 
bloß  Zeitgeschichte;  da  die  Politik  der  Sforza  und  Visconti  zusammenhing, 
soll  die  alte  Geschichte  zur  Rechtfertigung  und  Verherrlichung  erforscht 
werden.  Also  schreibt  Simonetta  eine  Geschichte  Italiens,  soweit  seine 
Helden  darin  eine  Rolle  spielen;  da  sein  Werk  aus  der  Verbannung 
geschrieben  und  erst  nach  dem  Tode  Francesco  Sforzas  erschienen  ist, 
erhebt  es  sich  über  die  bloßen  Lobschriften.  Ludovici  Moro,  der  sich  als 
Nachfolger  der  Visconti  fühlte,  beauftragt  Merula  mit  einer  Geschichte 
seiner  Ahnen.  Neben  dieser  höfischen  erscheint  eine  Geschichte  für  das 
große  Publikum,  darum  mehr  in  der  Manier  der  alten  Chroniken,  die 
Geschichte  Mailands  von  Corio. 

Auch  der  Kirchenstaat  stellt  Historiker  an.  Platina,  der  Günstling 
Gonzagas,  der  mit  seiner  Ruhmrede  auf  die  Mantueser  seine  Befähigung 
zum  Geschichtsschreiber  nachwies,  schreibt  im  Aufträge  Sixtus  IV.  die  Ge¬ 
schichte  des  Kirchenstaates.  Da  die  Päpste  sich  als  Landesfürsten 
gerieren,  ist  diese  rein  politische  Kirchengeschichte,  die  auf  die  Kirchen¬ 
spaltung  noch  nicht  Rücksicht  zu  nehmen  braucht,  eine  humanistisch  freie 
und  profane  Arbeit,  die  von  beiden  Konfessionen  später  häufig  benutzt 
worden  ist. 

In  Venedig,  wo  die  Geschichtsschreiber  unter  Zensur  stehen,  wird 
offiziös  für  das  Ausland  geschrieben.  Das  geschlossene  Familienregiment 
dieser  Oligarchie  läßt  die  Humanisten  nicht  in  die  Staatsstellungen  gelangen, 
wie  in  Florenz.  Nicht  Staatsmänner,  sondern  fremde  Literaten  liefern  die 
propagandistischen  Werke,  ohne  praktisch  -  politische  Erfahrung  und  ohne 
historische  Gelehrsamkeit.  Der  Professor  der  Eloquenz  Sabellicus  wird  be¬ 
auftragt  (für  200  Zechinen)  venetianische  Geschichte  zu  schreiben;  dem  ein¬ 
heimischen  Humanisten  und  Sekretär  Leos  X.,  Bembo,  werden  wenigstens 
die  Archive  geöffnet  und  Exzerpte  von  Freunden  gemacht. 

Neben  dieser  amtlichen  steht  eine  mehr  private  Geschichtsschreibung, 
nicht  von  Politikern  und  Literaten,  sondern  von  Gelehrten.  Sie  ist  ohne 
Einfluß  und  Unterstützung,  da  sie  von  den  Humanisten  des  Stils  und  von 
den  Fürsten  der  Parteilosigkeit  wegen  verachtet  wird.  Flavius  Blondus 
(Biondo)  macht  Schule,  vor  allem  in  Deutschland,  mit  seiner  ,,Italia 
illustrata“.  Dieser  Stadtschreiber  von  Forli  und  spätere  Notar  der  päpst- 
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liehen  Kammer  Eugens  IV.  liefert  ein  Urkundenwerk  wie  die  ,, Geschichte 
Italiens  im  Mittelalter“,  das  die  kirchliche  Vorstellung  des  fortdauernden 
römischen  Reiches  beibehält  und  die  Zeitgeschichte  als  letzten  Teil  an  die 
römische  Geschichte  knüpft,  während  die  Humanisten  ihre  Zeit  als  neue 
Epoche  vom  Mittelalter  abheben  wollen  und  die  Fortsetzung  des  alten  Rom 
nicht  in  der  Kirche,  sondern  in  den  italienischen  Stadtstaaten  sehen.  Die 
gelehrte  Schule  ist  der  staatsmännischen  Schule  Brunis  gegenüber  nicht 
aufgekommen  und  hat  erst  auf  die  Quellenkritik  späterer  Zeit  mehr  Einfluß 
gewonnen.  Blondus  hatte  die  Einheit  Italiens,  wenn  auch  bloß  geographisch, 
erklärt,  politisch  ist  sie  erst  nach  dem  Siegeszug  Karls  VIII.  von  Frankreich 
von  Machiavelli  gedacht  worden. 

In  Florenz  nimmt  die  Geschichtsschreibung  in  der  Zeit  der  Ver¬ 
fassungskämpfe,  der  Vertreibung  und  Wiedereinsetzung  der  Medici,  einen 
neuen  Aufschwung.  Die  Historiker  sind  Politiker.  Parteikämpfe  geben  die 
Veranlassung  zur  politischen  Theorie,  Es  wird  nach  der  besten  Staatstechnik 
gefragt  und  eii^e  rationale  Kalkulation  der  Machtmittel  gegeben.  „Weil  die 
Verfassungsregulative  damals  in  Florenz  aus  bewußter  Berechnung  der 
einander  widerstrebenden  Kräfte  hervorgingen  und  auf  ihre  Wirkung  bis 
ins  einzelne  hinein  kalkuliert  waren,  ließen  sie  auch  andere  politische 
Organisationsformen  aus  schlauer  Berechnung  entstanden  sein.  Weil  die 
Kleinheit  der  Verhältnisse  und  das  Fehlen  einer  Tradition  dem  einzelnen 
eine  verhältnismäßig  große  xMacht  verliehen,  schlugen  sie  auch  für  andere 
Zeiten  den  Einfluß  eines  Staatsgründers  oder  Gesetzgebers  viel  zu  hoch 
ein.“20)  Das  Programm  einer  nationalen  Politik  geht  von  der  Situation  aus. 
Keine  Gruppe  ist  Träger  der  Macht,  als  Retter  in  der  Not  erscheint  der 
„große  Mann“.  Da  die  Ursache  der  Niederlage  gegen  Frankreich  in  der 
politisch-militärischen  Ueberlegenheit  gesehen  wird,  muß  ein  Fürst  kommen, 
den  Staat  zu  retten,  ein  Fürst,  der  nicht  den  alten  Geschlechtern  entstammt, 
ein  neuer  Herrscher,  der  durch  die  Bewaffnung  der  Bauern  erfolgreich 
Widerstand  leistet  und  die  Ordnung  durch  Niederhaltung  des  Adels  wieder 
herstellt.  So  spekuliert  über  Mittel  und  Ziel  der  Politik  der  „Philosoph  der 
Politik“  dieser  Zeit:  Machiavelli. 

Die  Geschichtsschreibung  dient  der  Politik,  sie  ist  rein  pragmatisch, 
denn  sie  gibt  Erklärung  der  Vergangenheit  zum  Nutzen  der  Gegenwart. 
Es  soll  das  Allgemeingültige  herausphilosophiert  werden,  darum  ist  die 
Geschichtsschreibung  halb  philosophisch,  halb  historisch  nur  Demonstration 
und  Illustration  der  Lehre  an  Beispielen  und  Vorbildern,  vor  allem  am 
Altertum.  Der  poetische  Traum  Petrarcas  wird  politisiert,  die  Wiedergeburt 
der  Antike  bedeutet  Wiedergeburt  der  Nation  in  einem  italienischen  Ein¬ 
heitsstaate.  Der  Stadtstaat  Florenz  ist  der  Vorkämpfer  nationaler  Eman¬ 
zipation  von  den  imperialen  Mächten  des  Kaiser-  und  Papsttums  wie  von 


20)  Fueter,  S.  63. 
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der  französischen  Fremdherrschaft.  Der  kulturellen  Verselbständigung  im 
Humanismus  soll  die  politische  im  Patriotismus  folgen.  Die  Stadt  ist  nicht, 
wie  in  einer  alten  Chronik,  bloß  der  Ort  denkwürdger  Begebenheiten, 
sondern  Staat,  ein  ,,corpo  misto“,  ein  zusammengesetzter  Körper,  Keimzelle 
des  Großstaats.  Der  moderne  Staat,  der  Absolutismus,  wird  vorausgedacht 
und  in  seinen  Mitteln  unverhüllt  dargelegt.  Die  „Realpolitik“,  die  später 
in  der  ,,Arcana“literatur  geheim  erklärt  wird,  das  Mächtespiel  mit  Bünd¬ 
nissen,  Soldaten  und  Geld  tritt  bereits  offen  hervor.  Nur  ein  mit  der 
europäischen  Politik  vertrauter,  durch  Gesandtschaften,  Aktenkenntnis 
und  Verfassungsumstürze  sachkundiger  Mann  konnte  das  Programm  ent¬ 
wickeln.  Die  Kabinette  der  Großmächte,  die  es  praktizieren,  haben  kein 
Interesse,  es  zu  veröffentlichen.  Der  zur  Herrschaft  gekommene  Absolutismus 
redet  von  Staatsraison  immer  in  Verbindung  mit  Gemeinwohl.  Moral  ist 
für  Realpolitik  erst  eine  nachträglich  aufgesetzte  Maske. 

Machiavelli  steht  als  Sekretär  der  Signoria  (1498 — 1512)  mitten  im 
politischen  Leben.  Er  tritt  ein  für  den  Confaloniere  Soderini,  dessen  Ver¬ 
trauensmann  und  Berater  er  war,  vor  allem  in  der  Frage  der  Volksbewaffnung, 
so  ist  er  gefangen  gesetzt  und  aufs  Land  verbannt  worden,  als  der  Con¬ 
faloniere  von  den  Optimaten  gestürzt  wurde,  und  wird  in  Gnaden  wieder¬ 
aufgenommen  und  mit  einer  Pension  bedacht,  da  die  Medici  auf  seine  Pläne 
zurückkommen.  In  seinen  „Betrachtungen  über  Livius  und  die  Kriegskunst“ 
sind  seine  Ratschläge  niedergelegt  und  in  seinem  Buche  „der  Fürst“,  das 
er  Lorenzo  de  Medici  widmete,  ist  die  Vorrede  und  der  Sinn  seiner  Ge¬ 
schichtsschreibung  enthalten.  1520  bis  1525  schreibt  er  dann  als  Pensionär 
im  Aufträge  der  florentinischen  Akademie,  deren  Oberhaupt  ein  Kardinal 
von  Medici  (der  spätere  Klemens  VII.)  war,  seine  „Florentmische  Ge¬ 
schichte“.  Er  verkündet  nicht  den  Triumph  der  Medici,  wie  Platina  den 
Ruhm  der  Gonzaga  oder  Merula  den  der  Visconti,  doch  zeigt  die  anti- 
medicäische  Darstellung  des  venetianischen  Humanisten  Brutus,  übrigens 
die  Parteischrift  eines  vertriebenen  Optimaten,  daß  auch  Machiavelli  Partei 
ergreift;  aber  die  Medici  stehen  nach  ihrer  Prätention  über  den  politischen 
Parteien,  wenn  sie  auch  als  Führer  der  Popolanen  hochgekommen  sind; 
sie  beanspruchen  keine  dynastische  Legitimation. 

Machiavelli  schreibt  Verfassungsgeschichte  und  überträgt  als  Huma¬ 
nist  die  Formen  der  politischen  Gestaltung  des  alten  Rom  auf  das  neue 
Florenz.  Sein  Grundgedanke  ist:  der  Wandel  der  herrschenden  Klassen  ruft 
die  Verfassungsänderung  hervor.  Wie  diese  Klassen,  Adel  und  Bürgertum, 
entstehen,  worauf  der  Gegensatz  des  in  sieben  Zünften  gegliederten  Groß¬ 
bürgertums  und  des  in  fünf,  später  vierzehn  Zünften  gegliederten  Klein¬ 
bürgertums  beruht,  wird  nicht  deutlich,  er  sieht  die  Klassen  erst  in  dem 
Augenblick,  in  dem  sie  mit  politischen  Forderungen  in  den  Kampf  um  die 
Staatsgewalt  eintreten.  Die  innere  Geschichte  ist  also  die  Aufeinanderfolge 
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der  Parteiherrschaften  und  Verfassungen.  Der  Kampf  um  Macht  und  Frei¬ 
heit  genügt  nicht  zur  Staatserklärung.  Aus  den  antiken  Schriftstellern  ent¬ 
nimmt  er  die  Bedeutung  sittlicher  Kräfte,  durch  die  das  Sonderinteresse  der 
Parteien  dem  allgemeinen  Wohl  untergeordnet  werden  kann.  In  Florenz 
aber  herrschen  die  bloßen  Sonderinteressen  mit  all  der  Gewalttätigkeit  und 
Habsucht  der  Klassenvertreter,  Das  allgemeine  Wohl  kann  nur  eine  über¬ 
geordnete  Instanz,  der  Fürst,  bedenken  und  den  Verfall  des  Staates  auf¬ 
halten.  Von  ihm  erwartet  er  auch  die  Machtentfaltung  nach  außen,  die  zur 
Wiederherstellung  der  Größe  und  Einheit  Italiens  führt.  Für  den  Großstaat 
tritt  er  gegen  das  Kondottierentum  auf,  weil  es  schuld  an  der  militärischen 
Niederlage  ist,  und  verlangt  die  Unterdrückung  der  Parteiherrschaften, 
auf  die  er  die  innere  Schwäche  des  Staates  zurückführt,  durch  eine 
starke  Monarchie. 

Wie  der  Humanismus  überhaupt  das  Volk  als  ungebildete  Masse, 
als  zu  gestaltendes  Material  ansah,  so  urteilt  auch  Machiavelli  in  seinem 
Misanthropismus.  Die  Praxis  der  Renaissancetyrannis  ist  eine  Diktatur  der 
rationalen  Ueberlegenheit.  Alle  Verfechter  des  Absolutismus  sind  ,, politische 
Pathologen“  (Bezold),  die  um  der  Bosheit  der  Menschen  willen  eine 
Gewaltkur  vorschlagen.  Dabei  ist  vom  Standpunkt  der  Exekutive  die  Staats¬ 
form  gleichgültig.  Aus  dieser  Indifferenz  erklärt  es  sich  bei  Machiavelli  (und 
Hobbes),  daß  er  für  die  Republik  wie  für  den  Absolutismus  eintreten  kann. 
Die  Konstitution  des  Staates  ist  eine  Technik,  die  mit  bestehenden  Gewalten 
rechnet.  Solange  dieser  Staat  im  Werden  ist,  haben  alle  Auseinander¬ 
setzungen  im  Innern  zu  schweigen.  Die  Staatsform  ist  die  beste,  durch  die 
der  Staat  konsolidiert  wird.  Machiavelli  sieht  einen  Staat,  den  Aemter- 
wucher  und  Parteihader,  wachsende  Geldmacht  und  mangelnde  Wehrkraft 
zersetzten,  und  verlangt,  belehrt  durch  die  antiken  Vorbilder,  nach  dem 
absoluten  Fürsten  —  nach  Cosimo.  —  Die  Schule  Machiavellis  konnte  mit 
diesen  Anschauungen  dem  Prinzipat  Cosimos  dienen,  die  Theorie  schien  in 
die  Praxis  übergeführt,  die  Verfassungs-  und  Parteikämpfe  beendet  zu  sein. 
Wie  in  der  Zeit  des  ,, politischen  Stillebens“  unter  Lorenzo,  so  tritt  nun  auch 
jetzt  an  die  Stelle  der  rhetorischen  oder  spekulativen  eine  akademische 
Geschichtsschreibung,  gelehrte  Apologetik  oder  Indifferenz.  Der  Gesandte 
Cosimos,  Nerli,  schreibt  im  besten  Stil  Darstellung  und  Rechtfertigung  der 
Regierung,  und  als  Vertreter  der  politisch  Indifferenten  gibt  Varchi  die 
geschichtlich-psychologische  Charakteristik  der  Zeit  und  ihrer  Persönlich¬ 
keiten.  —  Daneben  tritt  die  kulturgeschichtliche  Betrachtung  hervor,  die 
Künstlerbiographien. 

Auch  der  größte  Geschichtsschreiber  der  Zeit  Guiccardini  schreibt  mehr 
als  Politiker,  denn  als  Gelehrter.  Er  ist  der  Sohn  eines  Gesandten  der  Medici, 
Advokat  der  ersten  Familien,  Gesandter  am  Hofe  Ferdinands  in  Spanien, 
wo  er  den  diplomatischen  Verkehr  zwischen  den  Großmächten  beobachtet, 
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und,  nachdem  er  den  Dienst  Lorenzo  de  Medicis  verlassen  hat,  unter  Leo  X. 
Gouverneur  der  Romagna,  Er  gibt  Raisonnements  vom  Standpunkt  der 
Optimaten  in  seinen  „discorsi“,  ohne  die  Politik  der  Medici  zu  befehden, 
die  auch  ihm  allein  geeignet  scheinen,  die  Unabhängigkeit  Italiens  wieder 
herzustellen.  Aber  er  verlangt  die  Beschränkung  der  Fürstengewalt  durch 
die  Optimaten;  ein  Rat  der  Acht  soll  dem  neuen  Herzog  zur  Seite  stehen, 
dem  er  selber  präsidieren  wollte,  jedoch  die  Medici  zogen  die  Verbindung 
mit  Spanien  der  Unterwerfung  unter  die  Geschlechter  vor.  Ist  sein  Ideal 
auch  ein  unabhängiges  Italien,  allerdings  unter  Vorbehalt  des  Einflusses  der 
Optimaten,  so  gibt  er  doch  nicht  wie  Machiavelli  ein  politisches  Programm, 
um  einen  Zustand  hervorzubringen,  er  schildert  vielmehr  die  bestehenden 
Verhältnisse.  In  den  halbunabhängigen  Stadtstaaten  ist  Politik  die  Diskussion 
der  wahrscheinlichen  Verbindungen  und  Erfolge  der  Großmächte,  und  so  ist 
seine  Geschichte  entstanden  und  sein  Erfolg  begründet  in  den  Regeln  und 
Ratschlägen,  die  er  für  die  Diskussion  der  internationalen  politischen  Mög¬ 
lichkeiten  gibt.  Er  geht  nicht  von  einer  Theorie  aus,  sondern  von  seiner 
praktischen  Erfahrung  und  schreibt  also  nicht  als  Philosoph,  sondern  als 
Staatsmann,  der  zweckmäßige  Handlungen  in  gegebenen  Situationen  erklärt; 
da  werden  nicht  Prinzipien  und  ideale  Motive,  sondern  nur  Intrige  und 
Kalkül  gezeigt.  Es  handelt  sich  um  Staatskunst,  nicht  um  Staatsphilosophie. 
Man  berichtet,  er  habe  Kommentarien  seiner  eigenen  Regierungshandlungen 
schreiben  wollen,  aber  Nardi  habe  ihn  auf  den  Neid  der  Zeitgenossen  auf¬ 
merksam  gemacht  und  ihn  bestimmt,  eine  allgemeine  Geschichte  zu 
schreiben.21)  Diese  allgemeine,  die  „Italienische  Geschichte“  geht  weit  über 
die  „Florentinische  Geschichte“  hinaus,  indem  zum  ersten  Male  die  Ge¬ 
schichte  der  europäischen  Politik  losgelöst  aus  der  Verbindung  mit  einem 
bestimmten  Staate  gegeben  wird.  Während  seiner  diplomatischen  Mission 
in  Spanien  und  seiner  administrativen  und  militärischen  Wirksamkeit  im 
Kirchenstaate  sieht  er  seine  Heimat  Florenz  und  sein  Vaterland  Italien 
gleichsam  von  außen,  das  gibt  seiner  Darstellung  die  Ueberlegenheit.  Aber  er 
bleibt  Zeitgenosse;  deshalb  liegt  über  seinen  Schriften  ein  Zug  von  Resig¬ 
nation;  die  konsolidierte  Herrschaft  Cosimos  I.  hat  die  Macht  der  Optimaten 
endgültig  gebrochen,  ihre  Vertreter  werden  politische  Pessimisten. 

Erst  im  Zeitalter  der  Gegenreformation  mit  ihrer  internationalen 
Politik  macht  Guiccardini  Schule.  Die  Hispanisierung  Italiens  bringt  den 
Adel  unter  dem  Absolutismus  der  Kirche  und  des  Königtums  wieder  in  die 
Höhe,  Wenn  der  venetianische  Staatsmann  Paruta  und  der  in  französischen 
und  venetianischen  Diensten  stehende  Davilla  Geschichte  schreiben,  so  be¬ 
wahren  sie  Guiccardinis  internationalen  Gesichtspunkt  und  verstehen,  wie  er, 
europäische  Diplomatie, 


21)  Ranke,  S.  33. 
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In  Deutschland  wirkt  der  Humanismus  von  Böhmen  aus.  Auf  die 
Anregung  Karls  IV.  hin  wird  offiziell  Landesgeschichte  geschrieben.  Offiziell 
war  auch  Ekkehards  Bearbeitung  der  Weltchronik  und  die  Kaiserbiographie 
Ottos  von  Freising,  aber  das  Kaisertum  ist  nun  nicht  mehr  an  einer  Welt-, 
sondern  an  einer  Landesgeschichte  interessiert.  Eine  Landesgeschichte 
Böhmens  war  schon  die  Reimchronik  Dalimils  vom  feudalen  Standpunkt 
gewesen,  vom  Standpunkt  des  Territorialherren  und  in  humanistischer  Form 
soll  sie  neu  geschrieben  werden.  Der  Brief  des  Kaisers,  der  Johann  von 
Marignolas  Werk  vorangesetzt  ist,  zeigt,  daß  er  mehr  will  als  eine  Genea¬ 
logie  des  Adels  und  Chronik  seiner  Fehden,  Doch  der  Florentiner  Minorit 
und  Hofkaplan  liefert  in  scholastischer  Manier  nur  die  übliche  Kompilation; 
während  Karls  IV,  Autobiographie ,  zum  Zwecke  der  Einführung  seiner  Söhne 
in  die  Regierungsgeschäfte  geschrieben,  in  der  Neigung  zu  gelehrten  und 
schwärmerischen  Tendenzen  (als  ,, Seelengeschichte“)  weit  mehr  Petrarcas 
Einfluß  zeigt.  In  den  Hussitenkämpfen  gehen  alle  frühhumanistischen  Keime 
verloren,  und  erst  Enea  Silvio  de  Piccolomini  gibt  eine  böhmische  Geschichte 
im  humanistischen  Stil.  Er  beginnt  mit  der  Geographie  und  endet  mit  der 
Abweisung  aller  fabelhaften  Herrschergenealogien.  Die  religiöse  Frage  tritt 
völlig  zurück  und  der  Kampf  der  Feudalherren  um  den  jungen  König  steht 
im  Vordergründe.  Ein  Kardinal  und  Diplomat  schreibt  die  erste,  deutsche 
humanistische  Landesgeschichte  als  politische  Angelegenheit  des  Kaisers. 
Enea  Silvio,  aus  verarmter  sienesischer  Familie  stammend,  Sekretär  der 
Kurie  und  lange  in  der  kaiserlichen  Kanzlei  beschäftigt,  schließlich  zum 
Papst  gewählt,  hat  den  Deutschen  vom  Kaiserhofe  aus  den  Humanismus  ver¬ 
mittelt,  dessen  Einwirkungen  mit  dem  Konstanzer  Konzil  beginnen.  Er  ist 
ein  ,, künstlerischer  Apostel“,  der  auf  Grund  seiner  politischen  Teilnahme 
an  der  großen  Politik  in  den  Denkwürdigkeiten,  der  sogenannten  , »Geschichte 
Friedrichs  III.“,  Memoiren  der  Zeit  und  in  den  „Commentarien“  eine  Auto¬ 
biographie  gibt.  Burckhardt  nennt  ihn  einen  „Spiegel  seiner  Umgebung“,  er 
ist  ein  phantastischer  Spiegel.  Entsprechend  der  Situation  nach  der  Konzils¬ 
zeit  ist  nicht  das  Erlebnis  der  kaiserlich-päpstlichen  Kämpfe,  sondern  die 
Einbildung  einer  kaiserlich-päpstlichen  Harmonie  die  Voraussetzung  seiner 
politischen  Tätigkeit.  Das  Reich  ist  versunken  und  das  Volk  behält  seinen 
Zusammenhang,  der  in  der  Geographie  dargestellt  werden  kann  und  aus  der 
Urzeit  als  Kultureinheit  abgeleitet  wird.  Er  gibt  den  Deutschen  sein  Buch 
„Germania“  und  begründet  damit  den  deutschen  Patriotismus  der  ersten 
Humanistengeneration,  Wie  dieser  Anreger  kirchlich  beeinflußt  ist,  so  auch 
seine  Fortsetzer,  und  doch  ist  er  nationaler  als  irgendein  mittelalterlicher 
Historiker. 

In  Deutschland  löst  sich  die  Geschichtsschreibung  des  Humanismus 
am  wenigsten  von  den  theologisch-mittelalterlichen  Vorstellungen.  Hier 
wirken  neben  der  gelehrten  Schule  des  Blondus  die  Weltchroniken  im  alten 
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Stil,  wie  sie  zur  Zeit  des  Humanismus  noch  der  Erzbischof  von  Florenz 
Antonius  oder  der  Augustiner  Philipp  von  Bergamo  schrieben,  und  die 
Drucke  dieser  Kompilatoren  spielen  in  der  Wiegenzeit  des  Buchdrucks  eine 
große  Rolle,  Warum  bleibt  es  in  Deutschland  bei  einer  Weltchronik  und 
kommt  daneben  nur  lokale  oder  territoriale  Geschichte  auf?  Weil  der 
deutsche  Staat  eben  als  Kaiserreich  eine  Universalhistorie  verlangt  und  in¬ 
folge  der  politischen  Zersplitterung  an  eine  nationale  Geschichte  nicht  zu 
denken  ist,  sondern  nur  dynastische  Geschichte  gepflegt  wird.  Dazu  kommt, 
die  Literatur  wird  nicht  wie  in  Italien  frei,  entkirchlicht,  sondern  durch  die 
Reformation  kommt  alle  höhere  Bildung  wieder  unter  die  Herrschaft  der 
Theologen,  Der  Humanismus  ist  auch  in  Deutschland  national,  aber  es  bleibt 
bei  der  literarischen  Tendenz  und  Reminiszenz,  die  sich  nur  auf  das  Alter¬ 
tum  richten  kann  und  bei  dem  Mangel  einer  Tradition  eben  nur  die  fremde 
Antike  und  die  fremde  Renaissance  als  Vorbild  hat.  Dabei  haben  die 
deutschen  Humanisten  trotz  allem  gegen  die  Italiener  aufgewandten  Pathos, 
das  aus  verletzter  Eigenliebe  stammt,  mehr  Stammes-  als  Volksbewußtsein, 
Deutlich  trennen  sich  die  Elsässer  von  den  Schwaben  und  Franken,  Volks¬ 
tum  und  politisch-kulturelle  Eigenheit  wird  phantastisch  erklärt,  wie  von 
Trithemius  im  „Königreich  Germanien“,  Man  bleibt  nicht  nur  der  Form, 
sondern  auch  dem  Inhalt  nach  den  Italienern  verpflichtet,  denn  Blondus 
und  auch  Platina  hatten  die  deutsche  Geschichte  schon  behandelt;  neu  ist 
nur,  daß  nicht  mehr  nach  dem  Ursprung  des  Reiches,  sondern  nach  dem 
des  Volkes  gefragt  wird.  Die  Neuausgabe  des  Tacitus  kommt  gerade  zur 
rechten  Zeit.  Der  Gesichtspunkt  und  die  Mittel  der  Wissenschaft,  die  Stoffe 
und  die  Quellen  sind  humanistisch,  aber  die  Methoden  und  Ziele  mittel¬ 
alterlichen  Denkens  bleiben,  vor  allem  der  Autoritätsglaube,  der  sich  nun 
auf  die  antiken  Schriftsteller  statt  auf  die  christlichen  richfet.  Die  Befreiung 
ist  auch  darum  nicht  gelungen,  weil  man  das  Schulwissen  (wie  überall) 
nicht  durch  eine  neue  Anschauung  ersetzt,  denn  nicht  von  der  Geschichts¬ 
wissenschaft  und  Philologie,  sondern  von  der  Naturwissenschaft  und 
Mathematik  leitet  sich  der  neuzeitliche  Geist  her.  Der  Humanismus  behält 
(vor  allem  in  Deutschland)  den  scholastisch- juristischen  Charakter.  Es  ist 
bloß  eine  neue  Zeit  der  Rezeption,  die  wieder  die  antiken  Formen  in  den 
Dienst  der  christlichen  Ideale  stellt.  Wenn  auch  die  praktisch-technischen 
Bedürfnisse  das  „lumen  naturale“  und  die  ,,ratio  individualis“  zur  Geltung 
bringen,  wenn  Rechnungswesen,  malerische  Perspektive  und  Kriegführung 
„rational“  sind,  so  dominiert  doch  auch  in  Italien  eine  andere  Art  des 
Rationalismus,  die  Scholastik  der  Jurisprudenz  in  der  Renaissance  des 
römischen  Rechts. 

In  den  fürstlichen  und  städtischen  Verwaltungen  wird  klassische 
Bildung  gebraucht  und  der  Humanismus  gefördert.  Die  Laienfrömmigkeit  in 
den  Städten  begünstigt  die  unkirchliche  Haltung.  Wenn  trotz  dieser  Vor- 
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bedingungen  der  Kampf  zwischen  der  alten  und  der  neuen  Bildung  nicht  zum 
Austrag  in  Deutschland  kommt,  so  liegt  das  ideell  daran,  daß  Unkirchlichkeit 
hier  seit  dem  Cusaner  zur  Mystik  und  nicht  zur  Aufklärung  führt  und  der 
Kampf  gegen  die  Kirche  um  die  Reform  geht;  zugleich  aber  spielen  soziale 
Momente  mit,  man  halte  nur  die  italienischen  Staatsmänner  und  Hofliteraten 
neben  die  deutschen  Ratsherren,  Magister,  Vaganten  und  Mönchsgelehrten 
und  bedenke,  daß  die  Gelehrten  kirchliche  Pfründner  bleiben  und  «auf  den 
Universitäten  der  Kampf  der  alten  und  neuen  Bildung  ein  Konkurrenzkampf 
um  die  besoldeten  Lehrstühle  ist.  (G.  Ritter.) 

Die  Bezeichnung  ,, scholastischer  Humanismus“  (Joachimsen)  ist  für 
die  erste  Humanistengeration  unbedingt  zutreffend.  Es  handelt  sich  bei  der 
humanistischen  Bewegung  in  Deutschland  um  verschiedene  Kreise,  die  sich 
ineinanderschieben,  den  Heidelberger  Universitätskreis,  den  die  Pfalzgrafen 
und  der  Kanzler  der  Universität  Dalberg  fördern,  Agricola,  Celtis.  Trithe- 
mius  und  Reuchlin  werden  wenigstens  vorübergehend  in  diesen  Hof-  und 
Gelehrtenkreis  gezogen;  der  Tübinger  Universitätskreis,  von  Eberhard  von 
Württemberg  gefördert,  dem  Nauclerus,  Bebel  und  Irenicus  angehören;  dann 
die  Vaganten,  die  wie  Peter  Luder  im  Leben  wie  in  den  Wissenschaften 
weit  herumgekommen  sind,  oder  wie  Kemnat  als  Hof poeten  Unterkommen; 
dazu  die  ,,Sodalitäten“  der  Patrizier  in  Augsburg  und  Nürnberg,  Ratsherren 
wie  Peutinger  und  Pirkheimer,  die  sich  den  Künsten  widmen  und  mit 
Künstlern  und  Gelehrten  in  Beziehung  stehen;  die  elsässischen  Kreise  und 
schließlich  die  reformierten  Benediktiner;  etwas  gesondert  steht  der  Hof¬ 
kreis  um  Maximilian  I.  Vielgestaltig  sind  auch  die  Werke  der  Humanisten 
in  Deutschland,  wie  sie  Joachimsen  darstellt. 

Die  italienischen  Weltchroniken  im  alten  Stil  haben  Agricola  am  Hofe 
des  Pfalzgrafen,  wie  den  Nürnberger  Stadtphysikus  Schedel  und  den 
Tübinger  Rektor  Nauclerus  angeregt.  (Agricolas  Werk  ist  uns  nicht  erhalten.) 
Schedel,  der  von  der  Jurisprudenz  zum  Humanismus  kam  und  als  Rat  des 
Pfalzgrafen  Philipp  und  Amtsnachfolger  seines  Onkels  in  Nürnberg  in  regem 
Verkehr  mit  den  humanistischen  Kreisen  steht,  gibt  eine  Weltchronik,  die 
von  Wohlgemut  und  Pleidenwurff  illustriert,  als  Prachtausgabe  auf  Kosten 
zweier  befreundeter  Patrizier,  Schreyer  und  Kammermeister,  erschien.  Es  ist 
eine  typische  Kompilation  mit  Anekdoten  und  Kuriositäten,  die  nur  nach 
Enea  Silvios  Vorbild  Geographisches  neu  einfügt.  Fueter  nennt  das  Werk 
„eine  Buchhändlerspekulation“  für  das  große  Publikum,  das  Schulliteratur 
braucht.  In  Nürnberg  gerade  hat  der  Humanismus  schwer  Eingang  gefunden, 
ein  Patrizier  wie  Pirkheimer  stand  ziemlich  vereinzelt  und  fand  am  Kaiser¬ 
hof  mehr  Interesse  als  in  seiner  Vaterstadt.  So  ist  es  verständlich,  daß  die 
Stadtchronik  von  einem  fremden  Kleriker  im  alten  Stil  geliefert  wird. 
Meisterlin,  der  schon  die  Augsburger  Chronik  im  Aufträge  des  humanistisch 
interessierten  Bürgermeisters  Gossembrot  in  freierem  Stil  geschrieben  hatte, 
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gibt  hier  eine  bloße  Tendenzschrift,  die  als  bestellte  Arbeit  die  Verdienste 
der  Geschlechter  hervorhebt  und  im  übrigen  Gründungsfabeln  schlimmster 
Art  auftischt.  Obwohl  sich  der  Bettelmönch  an  die  Direktiven  des  auf¬ 
traggebenden  Rats  hält  und  gegen  Burggraf  und  Zünfte  schreibt,  wagt  der 
Rat  das  Werk  nicht  drucken  zu  lassen.  Die  offizielle  Geschichtsschreibung 
der  Reichsstädte  ist  eben  nicht,  wie  die  der  italienischen  Kommunen,  unab¬ 
hängig  nach  innen  und  außen,  da  müssen  Rücksichten,  vor  allem  auf  die 
wechselnden  Machtverhältnisse,  genommen  werden  und  kann  die  Geschichte 
nur  zur  Information  der  herrschenden  Kreise,  jedenfalls  nicht  für  auswärtige 
oder  gar  für  das  Ausland  dienen.  Die  Städte  treiben  keine  Außenpolitik  im 
großen  Stil,  und  so  fehlt  jede  Einsicht  in  die  europäische  Diplomatie.  Selbst 
wenn  ein  Patrizier  wie  Pirkheimer  schreibt,  tut  er  es  mehr  als  Gelehrter  denn 
als  Staatsmann.  Dieser , .Fürst  des  Humanismus",  der  als  Jurist  auf  den  hohen 
Schulen  in  Pavia  und  Padua  ausgebildet  ist  und  bei  der  Ausgabe  des  Corpus 
juris  von  Haloander  mit  Rat  und  Tat  beteiligt  ist,  stellt  den  Schweizer¬ 
krieg  dar,  an  dem  er  als  Truppenführer  des  Nürnberger  Kontingents  beim 
kaiserlichen  Heer  teilnimmt.  Seine  Geschichte  ist  mehr  zur  Verteidigung 
gegen  die  süddeutschen  Konkurrenten,  die  schwäbischen  Städte,  geschrieben 
als  zur  Darlegung  der  Reichspolitik  und  im  übrigen  nur  die  Uebersetzung 
der  Etterlinschen  Chronik  ins  Humanistische.  Während  in  Nürnberg  der 
Humanismus  ein  fremdes  Element  ist,  gegen  das  sich  die  konservativen  Ge¬ 
schlechter  wehren,  ist  an  den  neuen  Universitäten  von  vornherein  der 
Humanismus  heimisch.  Die  Grafen  von  Württemberg  haben  Tübingen  ge¬ 
stiftet  und  als  ersten  Rektor  den  Vertrauensmann  Eberhards,  den  Professor 
des  kanonischen  Rechts  Nauclerus  berufen.  Er  gibt  das  erste  kritischere 
Geschichtswerk,  in  dem  das  germanische  Altertum  auf  der  Grundlage  der 
, .Germania"  des  Tacitus  dargestellt  wird.  In  seiner  Weltchronik  macht  er 
den  Versuch  einer  annalistischen  Anordnung  für  die  Geschichte  des  Kaiser¬ 
tums,  in  der  nur  die  Staufer  aus  Stammespatriotismus  gut  wegkommen,  steht 
er  doch  wie  alle  Kanonisten  in  der  Darstellung  mittelalterlicher  Verhältnisse 
auf  Seiten  des  Papsttums.  Seine  Geschichte  ist  durch  die  Freigebigkeit 
wohlhabender  Gönner  veröffentlicht  worden  und  mit  einem  Vorwort  von 
Reuchlin  und  einem  Anerkennungsschreiben  von  Erasmus  versehen,  von 
Melanchthon  durchgesehen  und  verbessert,  also  das  Hauptwerk  der  früh¬ 
humanistischen  Bewegung  mit  reformatorischem  Einschlag.  Er  stützt  sich 
wie  Schedel  auf  Antonius  und  Philipp  von  Bergamo,  aber  er  ist  kritischer 
als  Schedel  und  erst  recht  als  Trithemius.  Er  wirkt  ja  neben  Bebel,  der  für 
die  Antike  gegen  alle  scholastischen  Traditionen  bei  Enea  und  Blondus 
kämpft,  dessen  humanistisch  -  patriotische  Ansprache  an  den  Kaiser  den 
Auftakt  der  nationalistischen  Publizistik  für  die  humanistischen  und 
reformatorischen  Kämpfer  darstellt  und  der  auch  gegen  die  Historie  Gaguins 
und  die  französischen  Ansprüche  auf  das  Elsaß  streitet.  Die  nationale 
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Richtung  wendet  sich  gegen  das  Rom  des  Mittelalters  und  der  Renaissance, 
und  daraus  ist  die  Bevorzugung  der  Geschichtsschreibung  des  deutschen 
Altertums  bei  den  Gelehrten  und  Literaten  verständlich. 

Zu  Schedel  in  Beziehung  und  zu  Nauclerus  in  Abhängigkeit  steht 
Trithemius,  ein  Humanist,  der  zu  den  reformierten  Benediktinern  gehört. 
Er  schreibt  als  Abt  des  Klosters  Sponheim  die  Klosterchronik  und  wird,  da 
er  nach  seiner  Vertreibung  trotz  aller  Anerbietungen  der  Pfälzer  Kurfürsten 
sich  nicht  an  den  Hof  und  die  Universität  ziehen  läßt,  Abt  des  Schotten¬ 
klosters  zu  Würzburg,  Als  seine  Aufgabe  betrachtet  er  die  Erneuerung  der 
Klostergelehrsamkeit  der  Benediktiner  und  gibt  darum  in  seiner  Chronik 
von  Hirsau  eine  Ruhmeshalle  der  geistlichen  Schriftsteller,  Kloster  Sponheim 
ist  ein  Absteigequartier  gelehrter  Freunde,  und  sein  Abt  ist  das  Orakel  der 
Fürsten,  Mit  genealogischen  Hypothesen  und  astrologischen  Spekulationen 
dient  er  Maximilian  I,  Sein  Werk  über  die  berühmten  Deutschen  hat  die 
Tendenz,  eine  nationale  Urkultur  (im  Gegensatz  zu  Tacitus)  zu  behaupten, 
ja  er  erfindet  ein  „Königreich  Germanien“  als  Ursprung  des  deutschen 
Kaisertums,  Der  erbauliche  Zweck  und  die  Phantasie  eines  in  das  Altertum 
verlegten  Ideals  der  Klosterreform  hatte  ihn  bereits  in  der  Geschichte  von 
Hirsau  verführt,  aus  einer  fabelhaften  Gründungsgeschichte,  einer  ge¬ 
fälschten  Quelle,  dem  „Meginfried“,  die  Reihe  der  großen  Männer  des 
Ordens  zu  ergänzen.  Für  die  Frankenchronik  hat  er  als  Quelle  den  „Huni- 
bald“  erfunden,  der  dazu  dienen  sollte,  die  Franken,  an  deren  Könige  die 
Habsburger  angeschlossen  werden,  so  weit  zurückzuverfolgen,  daß  römischer 
Einfluß  nicht  mehr  in  Frage  kommt.  Geschehen  die  mittelalterlichen 
Fälschungen,  um  einen  Rechtstitel  zu  erlangen,  so  erfindet  Trithemius  bloß 
aus  Ruhmsucht  für  den  Orden  und  den  Kaiser, 

Die  Elsässer  Brant  und  Wimpfeling  sind  gegenüber  den  reformierten 
Mönchen  mönchische  Reformierte,  die  den  Streit  zwischen  Mönchtum  und 
Weltpriestertum,  Kloster-  und  Universitätsbildung  beginnen.  Sie  sind 
politische  Publizisten,  die  vaterländische  Geschichte  zu  Ehren  bringen 
wollen  und  Lobreden  auf  den  Kaiser  halten.  Im  Elsaß  kann  von  einem 
lokalen  oder  territorialen  Patriotismus  keine  Rede  sein,  ja,  die  Territorial¬ 
mächte  werden  angegriffen.  Am  Grenzwall  fühlt  man  sich  als  Vorkämpfer 
der  Reichspolitik,  Eine  Satire  gegen  die  Stände  und  ein  Elogium  für  die 
guten  Könige,  die  die  Christenheit  vor  den  Ungläubigen  geschützt  haben, 
ist  bezeichnenderweise  Brants  Buch,  Wimpfeling  als  selbsternannter  „Redner 
des  römischen  Königs“  stellt  in  einer  nationalistischen  Tendenzschrift 
Gaguin  wegen  der  Uebergriffe  seines  Königs  zur  Rede,  Als  in  Kleriker-  und 
Adelskreisen  des  Elsaß  nach  den  Mißerfolgen  des  Kaisers  im  Schweizer¬ 
krieg  Franzosenfreundlichkeit  sich  breit  macht,  wirft  er  die  Flugschrift 
„Germania“  heraus;  im  Streit  mit  dem  Franziskanermönch  Thomas  Murner 
entstehen  seine  „epitoma  Germanorum“,  der  Versuch  einer  deutschen  Alter- 


tumsgeschichte.  Die  Elsässer  beurteilen  die  Streitfragen  nicht  nach  den 
Kämpfen  der  großen  Kaiserzeit,  sondern  gehen  von  den  Anschauungen  der 
Konzilszeit  und  Reformation  aus;  das  Problem  eines  römisch-deutschen 
Imperiums  existiert  nicht  mehr  für  sie. 

Deutschland  ist  nicht  mehr  politische,  sondern  bloß  geographische 
Einheit.  Die  ,, Germania  illustrata“,  als  Nachahmung  des  Blondusschen 
Werkes,  steht  im  Mittelpunkt  des  Interesses.  Es  ist  kein  Zufall,  daß  alle 
Versuche  einer  politischen  oder  kulturellen  Geschichte  Deutschlands  miß¬ 
lingen  (Celtis  oder  Aventin)  und  daß  es  bei  einer  Geschichte  des  deutschen 
Altertums  bleibt.  Nur  das  Geschichtswerk  eines  erasmischen  Gelehrten  wie 
des  Beatus  Rhenanus,  das  nur  bis  zu  den  sächsischen  Kaisern  reicht,  ist  eine 
kritische  untendenziöse  Arbeit. 

Gegenüber  der  Reichsgeschichte  ist  Landesgeschichte  vor  allem  in 
Bayern  gepflegt  worden,  wo  schon  im  Mittelalter  die  Klöster  zu  territorialer 
Machtstellung  aufgestiegen  sind  und  die  Landesgeschichte  des  Abts  Herman 
von  Niederaltaich  zur  Begründung  von  Besitzrechten  oder  die  Hausgeschichte 
der  Wittelsbacher  entstand.  Wenn  nun  der  Humanist  Aventinus  als  Fürsten¬ 
erzieher  und  Hofgeschichtsschreiber  die  bayerischen  Annalen  herausgibt,  so 
steht  diese  Landesgeschichte  im  Rahmen  einer  Reichsgeschichte.  Wie  die 
Anhänger  der  gelehrten  Richtung  strebt  er  nach  vollständiger  Material¬ 
sammlung  und  gibt  doch  als  ein  bloßer  Rhetoriker  die  Quellen  kritiklos 
wieder.  Auch  er  steht  wie  die  Elsässer  im  Banne  der  Reformation  und 
schreibt  gegen  das  Pfaffentum,  weshalb  denn  sein  Werk  auch  zunächst 
ungedruckt  blieb.  Er  kennt  die  Quellen,  während  die  übliche  Landes-  und 
Stammesgeschichte,  die  eine  glorreiche  Vorzeit  schildern  will,  meist  nur 
die  Fabeln  mittelalterlicher  Geschichtsfälscher,  wie  des  Annius  von  Viterbo, 
zu  Recht  bestehen  läßt.  Zu  nennen  unter  den  Landeshistorikern  ist  Krantz, 
der  Lübecker  Ratsherr  ist  in  seiner  „Saxonia“,  die  vor  der  Reformation 
entstand,  den  italienischen  Humanisten  verpflichteter  als  sein  Nachfolger, 
der  Gelehrte  Chytraeus,  der  die  Geschichte  als  treuer  Anhänger  Melanch- 
thons  zu  seinem  Geschichtskalender  für  den  Landesherm  macht. 

Neben  der  gelehrten  Weltgeschichte  steht  die  dynastische  Geschichte. 
Da  der  deutsche  Kaiser  sich  vor  allem  als  österreichischer  Landesherr  fühlt, 
sind  die  in  seinem  Auftrag  und  unter  seinem  Einfluß  entstandenen 
humanistischen  Geschichtswerke  dynastisch  orientiert.  In  seinem  Auftrag 
bereiste  Ladislaus  Suntheim  das  südwestliche  Deutschland,  um  Materialien 
zu  einer  Genealogie  der  Habsburger  zu  sammeln.  Wenn  der  sogenannte 
„Pf aff  Lesla“  dann  einen  Stammbaum  von  hunderten  von  Heiligen,  die  aus 
dem  habsburgischen  Hause  hervorgegangen  sind,  herausgibt,  so  hat  der  Kaiser 
dabei  die  Absicht,  sein  Geschlecht  den  neuerworbenen  burgundischen  Unter¬ 
tanen  näherzurücken.  Celtis,  der  als  Professor  der  Rhetorik  und  Poetik  zur 
Erforschung  der  vaterländischen  Quellen  berufen  ist,  wie  der  Hofhistoriograph 
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Stabius,  sollen  Werke  über  das  deutsche  Altertum  edieren,  um  den  Ruhm 
des  Vaterlandes  wieder  herzustellen,  auf  das  die  Italiener  als  Barbarenland 
herabsehen.  Der  Kaiserliche  Rat  Peutinger,  ein  Augsburger  Patrizier  und 
Gatte  einer  Weiserin,  der  als  Gesandter  auf  den  Reichstagen  und  als  Stadt¬ 
schreiber  dem  Kaiser  nahe  steht,  gibt  ein  Inskriptionenwerk  heraus,  die 
größte  Sammlung  deutscher  Geschichtsquellen,  und  verficht  in  den  Ge¬ 
sprächen  über  das  germanische  Altertum  habsburgische  Politik  an  der 
Westgrenze  gegen  die  Franzosen.  Spielt  bei  den  Werken  über  das  Altertum 
die  nationale  Idee  eine  Rolle,  die  als  Gegenwirkung  gegen  italienische  Kultur 
und  französische  Machtansprüche  auch  offiziell  gefördert  wird,  so  hat 
eigentlich  nur  Cuspinian,  ein  Staatsmann  und  Gelehrter  am  Hofe  Maximilians, 
eine  politisch  orientierte  Zeitgeschichte  gegeben.  Seine  „Cäsaren“,  die  bis 
auf  Maximilian  I.  reichen,  sind  indes  originell  nur  dadurch,  daß  er  die  ost¬ 
römischen  Kaiser  mitbehandelt,  da  die  Türkenfrage  im  Vordergrund  des 
kaiserlichen  Interesses  steht.  Grünspeck,  der  „historicus  Kaiserlicher 
Majestät“,  gibt  nur  Elogien  Friedrichs  III.  und  Maximilians  I.  und  Treiz- 
sauerwein  hat  den  „Weißkunig“  in  usum  Delphini  geschrieben,  damit  Karl  V, 
und  Ferdinand  I.  von  Maximilian  lernen  möchten.  Hochoffiziell  ist  dann  der 
Ehrenspiegel  des  Erzhauses  Oesterreich,  den  Jakob  Fugger  stiftete  und  der 
später  auf  Wunsch  Leopolds  I.  erneuert,  der  eigenhändigen  Zensur  des 
Kaisers  unterworfen  worden  ist. 

Wenn  die  deutschen  Humanisten  sich  nicht  von  der  mittelalterlichen 
Theologie  in  dem  Maße  befreiten  wie  die  italienischen,  so  liegt  es  vor  allem 
daran,  daß  die  theologische  Auffassung  in  der  Geschichtsdoktrin  der  Re¬ 
formation  kanonisiert  wurde.  Die  W eltchronik  der  neuen  Kirche  schreibt 
Carion  und  Melanchthon  hat  sie  überarbeitet,  sodaß  daraus  die  Geschichte 
der  „wahren  Lehre“  in  der  Weltgeschichte  wurde.  Der  pädagogische  Zweck 
begünstigt  die  Schaffung  scholastischer  Kompendien.  Von  protestantischer 
Seite  entsteht  eine  Geschichtsliteratur  für  die  Schule,  wie  sie  dann  später  der 
Rektor  Cellarius,  der  Geschichtsprofessor  Horn  und  der  Rektor  Hübner 
fortsetzen,  bis  der  historische  Stoff  in  Katechismusform  gebracht  ist.  Anderer 
Art  ist  die  konfessionelle  Geschichtsschreibung ,  die  zum  Zwecke  der 
Apologetik  nicht  Schulkompendien,  sondern  wissenschaftliche  Arsenale  für 
theologische  Waffen  hervorbringt.  Aus  dem  Bedürfnis  der  konfessionellen 
Apologetik  und  Polemik  erwachsen,  stellt  das  Werk  der  Magdeburger 
Zenturiatoren  die  erste  Geschichte  der  kirchlichen  Institution  dar.  Es  handelt 
sich  nicht  um  eine  Geschichte  der  Kirchenpolitik  und  des  Kirchenstaats, 
sondern  der  Einrichtung  des  Papsttums,  die  in  der  Geschichte  der  dreizehn 
ersten  Jahrhunderte  gegeben  wird,  mit  der  Tendenz,  die  Kirche  als  Verfall 
des  Urchristentums  und  als  Abfall  von  der  evangelischen  Lehre  zu  zeigen. 
Völlig  theologisch  erscheint  die  Geschichte  als  Kampf  zwischen  Gott  und 
dem  Teufel,  ohne  alle  aufgeklärte  Skepsis  der  Humanisten.  Ueberzeugte 
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Parteimänner  als  private  Gelehrtenorganisation  schreiben  Geschichte  nach 
dem  Plane  des  Flacius,  der  vergeblich  auf  Unterstützung  durch  die  pro¬ 
testantischen  Fürsten  hofft,  obwohl  er  überall  Rücksicht  auf  das  landes¬ 
fürstliche  Bischof  tum  genommen  hat.  Wenn  dagegen,  im  Aufträge  des 
Kardinals  Caraff a,  der  Vorsteher  der  vatikanischen  Bibliothek  Baronius  die 
Annalen  der  Kirche  schreibt,  so  gibt  er  zur  Darlegung  der  kirchlichen 
Bedeutung  eine  Geschichte  der  Haupt-  und  Staatsaktionen,  mehr  der 
politischen  als  der  religiösen  Bedeutung.  In  Italien  bestehen  daneben  rein 
kirchenpolitische  Historien.  Die  Geschichte  des  Tridentiner  Konzils  von 
Sarpi  ist  ohne  konfessionelle  Polemik,  ,,das  Parteigutachten  eines  Advokaten 
der  venetianischen  Kirchenpolitik“  (Fueter).  Sarpi,  als  Lehrer  der  Kasuistik 
und  des  kanonischen  Rechts,  schreibt  offiziell  für  die  Stadt  Venedig 
antikurialistisch,  während  der  Jesuit  Palavicino  von  der  päpstlichen  Partei 
an  das  große  Publikum  für  die  Kurie  appelliert.  Jesuiten  haben  den  huma¬ 
nistischen  Stil  (wie  jede  Modeform)  der  Kirche  dienstbar  gemacht  und  dabei 
offener  als  jeder  Hofhistoriograph  ihre  Sache,  Papst  und  Orden,  verherrlicht 
und  verteidigt.  (Strada,  Orlandini  u.  a.) 

Erst  zur  Zeit  Karls  V.  gibt  es  in  Deutschland  eine  reichspolitische 
Historiographie ,  die  sich  der  französischen  Nationalgeschichte  ebenbürtig  zur 
Seite  stellen  läßt.  Die  offizielle  Historiographie  des  Humanismus  war 
dynastisch-politisch  oder  national-literarisch,  erst  die  Reichspublizistik  eines 
Sleidanus  ist  mehr  wie  Fürstenlob  und  Konfessionsstreit,  sie  nimmt  den 
„Charakter  eines  Plaidoyers“  an.  Die  Verfassung  des  Reichs  mit  fast 
souveränen  Ständen,  die  doch  nicht  als  unbotmäßig  erscheinen  wollen  und 
sich  darum  in  Konflikten  mit  den  Reichsbehörden  an  das  große  Publikum 
wenden,  bringt  einen  historischen  Gerichtshof  hervor.  Es  gilt  nicht  mit 
allgemeinpatriotischen  Erwägungen,  sondern  mit  Berufung  auf  bestimmte 
Rechtsnormen  Ansprüche  vor  der  Oeffentlichkeit  zu  rechtfertigen;  man 
muß  also  die  Tatsachen  scheinbar  sprechen  lassen,  sich  auf  Akten  und 
Urkunden  stützen,  aber  diese  so  auswählen,  daß  sich  ein  Tendenzbild  ergibt. 
Die  Schriftsteller  werden  zu  unpersönlichen  Sachwaltern  einer  Partei, 
deren  einseitiges  Archivmaterial  so  weit  veröffentlicht  wird,  als  es  die 
Interessen  des  Mandanten  erlauben.22)  Diese  Methode  wird  angewandt,  als 
es  sich  darum  handelt,  die  protestantischen  Stände  wegen  ihres  Abfalls  von 
der  Kirche  und  ihrer  Auflehnung  gegen.  Kaiser  und  Reich  zu  rechtfertigen.' 
Sleidanus,  der,  umgekehrt  wie  die  vorigen  Generationen,  vom  Humanismus 
zur  Jurisprudenz  kommt,  steht  im  Dienste  des  Kardinalbischofs  von  Paris, 
Johann  von  Bfellay,  und  führt  die  Verhandlungen  mit  dem  Schmalkaldischen 
Bunde.  Er  gibt  eine  Bearbeitung  von  Philipp  von  Commines  heraus  und  lernt 
die  Methode  der  französischen  Diplomaten  und  Memorialisten.  Nach  den 


22)  Fueter,  S.  200. 
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Mißerfolgen  seiner  Gesandtschaft  bei  den  deutschen  Fürsten  zieht  er  sich 
nach  Straßburg  zurück,  wo  er,  unter  Zuspruch  seiner  humanistischen 
Freunde,  vor  allem  Johann  Sturms,  die  „Kommentarien  über  Karl  V.“ 
herausgibt.  Er  widmet  diese  Geschichte  dem  sächsischen  Kurfürsten  und 
erwartet  Unterstützung  von  der  protestantischen  Partei.  Als  Nichttheologen 
interessiert  ihn  die  Religionspolitik,  nicht  die  Religion,  die  Verhandlungen 
der  Fürsten  und  Staatsmänner  und  nicht  die  Volksbewegung,  darum  ist  sein 
Werk  mit  einem  ungleich  weiteren  Blick  geschrieben  als  etwa  die  Luther¬ 
biographie  des  Cochläus  oder  Spalatins  Zeitgeschichte  mit  ihren  Charakter¬ 
bildern  der  protestantischen  Fürsten;  Sleidanus  ist  gewiß  nicht  parteilos  wie 
der  Gelehrte  Camerarius  in  seinem  Werk  über  den  Schmalkaldischen  Bund, 
aber  die  Kommentarien  sind  eben  nicht  von  einem  engen  Parteigesichtspunkt 
und  in  offiziellem  Auftrag,  sondern  als  freie  Publizistik  eines  Staatsmannes 
entstanden.  Die  Geschichtsschreibung  des  Bauernkriegs  ist  gegenüber  der 
des  Schmalkaldischen  Kriegs  ungleich  bornierter,  einseitiger,  parteiischer. 
Wenn  der  Sekretär  am  Kurpfälzer  Hof  Peter  Haarer  oder  sein  Schwager 
Melanchthon  Berichte  geben,  so  schreiben  sie  ohne  Ueberblick,  in  der  Hitze 
des  Gefechts;  den  unterlegenen  Bauern  ist  erst  später  durch  Götz  von  Ber- 
lichingen  ein  Wortführer  erstanden. 

In  der  Nachfolge  des  Sleidanus  ist  später  der  königlich  schwedische 
und  preußische  Historiker  der  Staatsaktionen  Pufendorf,  auch  Chemnitz  oder 
Khevenhiller,  zu  erwähnen.  Die  offizielle  Geschichtsschreibung  wird  aka¬ 
demisch.  Es  dominieren  polyhistorische  oder  philologisch-historische  Werke, 
seit  die  Bildung  von  den  Universitäten  aus  bestimmt  wird.  Daneben  kommen 
aber  schon  periodische  Schriften  und  fliegende  Blätter  über  große  Begeben¬ 
heiten,  „theatri  mundi“,  auf.  Nur  ist  der  Gesichtskreis  kleinstaatlich  und  die 
Sachkenntnis  auf  Schriften  beschränkt.  Die  Geschichte  wird  „Theorie“,  nicht 
im  Sinne  des  politischen  Programms,  sondern  der  bloß  gelehrten  oder 
literarischen  Geltung. - 

Eine  Darstellung  der  Geschichtsschreibung  in  der  Neuzeit  muß 
national  aufgeteilt  sein.  Die  Historiker  sind  in  Italien  in  der  Zeit  der 
Renaissance,  in  Frankreich  in  der  Zeit  der  Aufklärung  am  besten  vertreten. 
Von  Italien  geht  die  humanistische  Tradition  aus,  eine  Generation  nach 
Bruni  ist  sie  über  ganz  Italien  und  wieder  eine  Generation  später  über  das 
angrenzende  Europa  ausgebreitet.  Nationalgeschichte  wird  offiziell  vom 
Absolutismus  gepflegt,  so  vor  allem  von  der  französischen  Dynastie 
aus  einer  Art  Konkurrenzneid  und  um  dem  Einfluß  der  für  das  Ausland 
bestimmten  italienischen  Historie  entgegenzutreten.  Da  die  humanistische 
Bildung  in  den  herrschenden  Schichten  weniger  verbreitet  ist,  muß  Ge¬ 
schichte  in  der  Landessprache  geschrieben  werden,  und,  da  nicht  genügend 
einheimische  Gelehrte  zur  Verfügung  stehen,  werden  fremde  Literaten,  wie 
in  Venedig,  berufen.  Dynastie  und  Volk  sind  in  Frankreich  traditionell  ver- 
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bunden,  das  Königtum  stützt  sich  auf  eine  breite  Schicht  und  hat  sich  vor 
allem  das  Bürgertum  frühzeitig  verpflichtet,  darum  ist  die  Geschichts¬ 
schreibung  von  vornherein  ,,legitimistisch“,  Rechtfertigung  des  Königtums 
durch  Herstellung  der  dynastisch-nationalen  Legende.  Die  „Grandes 
Chroniques  de  France“  bereits  sind  nationalistischer  als  gleichzeitige 
deutsche  Chroniken,  und  der  Mönch  Gaguin  vertritt  die  nationale  Politik. 
Aber  nur  ein  Ausländer  konnte  (im  Sinne  des  Humanismus)  rhetorisch  die 
Ruhmrede  der  Dynastie  für  höfische  Kreise  geben:  Paulus  Aemilius  liefert 
auftragsgemäß  das  apologetische  Machwerk,  Sein  Fortsetzer  Feron,  ein 
Franzose,  dagegen  schreibt  als  Vertreter  des  unabhängigen  gallikanischen 
Parlamentsadels  kritischer  und  volkstümlicher;  völlig  nationalisiert  wird 
Paulus  Aemilius  von  dem  Hofhistoriographen  Karls  IX.  du  Hallan,  nachdem 
die  Bildung  in  weitere  Schichten  durchgedrungen  ist,  schreibt  er  für  das  „Volk“ 
ein  Werk,  das  gelehrte  Kritik  und  patriotische  Legende  verbindet.  Stehen 
von  vornherein  als  Geschichtsschreiber  neben  den  ausländischen  Literaten 
Vertreter  des  Parlamentsadels,  also  einer  bürgerlichen  „noblesse  de  robe“, 
welche  für  den  Absolutismus  eintreten,  so  stehen  auf  der  anderen  Seite  die 
Vertreter  des  hugenottischen  Adels. 

Hotman  erklärt  in  seiner  „Franco-Gallia“  die  Geschichtsauffassung 
der  Adelsfronde;  wie  die  aragonesischen  cortes  will  die  Fronde  als  Wahrer 
der  Volksrechte  gegenüber  der  Tyrannenmacht  angesehen  werden,  sie 
verlangt  Wahlkönigtum  und  Ständesouveränität.  Hotman  ist  der  Geschichts¬ 
schreiber  der  Monarchomachen,  die  sich  als  Volkstribunen  fühlen  und  die 
Befugnis  zusprechen,  das  Volk  zum  Widerstand  aufzurufen.  Es  wird  nach¬ 
gewiesen,  daß  das  Königtum  in  Frankreich  seit  den  ältesten  Zeiten  durch 
Rechte,  d.  h.  Freiheiten  der  Stände  beschränkt  ist.  Die  „Franco-Gallia“ 
erklärt  historisch,  was  die  „Vindiciae  contra  tyrannos“  juristisch  beweisen. 
Neben  die  ständischen  Monarchomachen  treten  im  sechzehnten  Jahrhundert 
die  Staatsmänner.  Von  einem  Vertrauten  des  Gründers  der  absoluten 
Monarchie  in  Frankreich,  Ludwig  XI.,  geht  die  freie  politische  Historie  aus. 
Commines  schreibt  die  Geschichte  seiner  Zeit  in  seinen  Memoiren.  Er  ist 
unabhängig  und  nicht  verpflichtet,  eine  Apologie  seines  verstorbenen  Herrn 
zu  liefern,  aber  als  praktischer  Staatsmann  tritt  er  für  die  Notwendigkeit 
einer  starken  Monarchie  und  ihres  Gründers  ein.  Er  gibt  seine  Erfahrungen 
ohne  Illusion  und  Retouche;  jede  Anerkennung  moralischer  Rücksichten  in 
politischen  Fragen  wird  abgelehnt,  eine  skrupellose  Staatskunst  für  richtig 
befunden.  Commines  schreibt  politische  Theorie  bestehender  Verhältnisse, 
nicht  wie  Machiavelli  Spekulationen  über  ersehnte  Neuordnung.  Er  gleicht 
Guiccardini. 

In  Frankreich  bestimmt  im  Frühabsolutismus  die  politisch  ge¬ 
wordene  Reformation  die  innerstaatlichen  Parteien.  Aus  dem  Gegensatz  der 
Konfessionen  wird  ein  Ringen  der  konfessionellen  Parteien.  Der  Kampf  gegen 
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das  Papsttum  wird  zum  Kampf  gegen  das  katholische  Königtum.  Darum  läßt 
die  Einsicht,  daß  der  Parteienstreit  zum  Verfall  des  Staates  führe,  Staats¬ 
männer  für  ein  überkonfessionelles  Königtum  eintreten.  Michel  de  V Hospital, 
Parlamentsrat  und  Vertreter  Frankreichs  auf  dem  Trienter  Konzil,  durch 
die  Gunst  Margaretes  von  Valois  Kanzler  von  Frankreich,  verficht  die 
Forderungen  freier  Theologen,  wie  Castellion:  Toleranz.  Die  Forderung  der 
Gewissensfreiheit  wird  eine  Forderung  politischer  Klugheit  gegenüber  dem 
hugenottischen  Adel.  In  seinem  Sinne  hat  Pasquier  sein  „pourparler  du 
prince“  geschrieben,  eine  Mahnrede  im  Glauben  an  die  Macht  der  Theorie, 
den  Bürger-  und  Religionskrieg  zu  verhüten.  Die  Notwendigkeit  einer  starken 
Monarchie  über  den  konfessionellen  Parteien  wird  dargetan,  das  Königtum 
aber  an  das  Gesetz  gebunden.  Für  die  Parlamentsräte  als  Wahrer  der 
staatsrechtlichen  Grundlage  gehören  rex  und  rectum  zusammen,  so  sind  sie 
die  eigentlichen  Vertreter  des  Staatsgedankens  und  die  Förderer  des  ent¬ 
stehenden  nationalen  Einheitsstaates  durch  den  Absolutismus.  ,, Parteien 
mögen  in  einer  Republik  Platz  finden,  in  einer  Monarchie  dürfen  sie  nicht 
geduldet  werden,“  sagt  der  Kanzler  und  sein  Anhänger,  der  politische 
Publizist. 

Ein  Vertreter  des  aufgeklärten  Absolutismus  ist  auch  der  größte 
Geschichtsschreiber  dieser  Zeit  de  Thou,  Thuanus,  der  als  Parlamentsrat 
und  Vertrauter  Heinrichs  IV,  mit  der  königlichen  Gesetzgebung  bekannt, 
durch  persönliche  Beziehungen  und  Aktenkenntnis  in  der  Lage  ist,  eine 
„ Geschichte  seiner  Zeit“  zu  schreiben,  die  über  Memoiren  hinausgeht.  Hatte 
Machiavelli  den  Staat  als  zusammengesetzten  Körper  verstanden  und  die 
Verfassung  in  der  kunstvollen  Bindung  der  Parteien  und  Stände  gesehen, 
so  geht  Thuanus  von  der  Einheit  des  Staates  aus  und  beurteilt  jedes  Partei¬ 
wesen  als  staatsgefährlich,  zumal  in  Verbindung  mit  den  kirchlichen  Gegen¬ 
sätzen  der  Ständeparteien.  Nach  landesfürstlichem  Grundsatz  darf  im  Staate 
die  Kirchenspaltung  keine  Rolle  spielen,  die  Kirchenpolitik  ist  um  der  Staats¬ 
einheit  willen  hintanzustellen.  Sein  Buch  dient  vor  allem  der  gallikanischen 
These.  Die  gewaltsame  Unterdrückung  des  protestantischen  Adels  erscheint 
Thuanus  als  ein  Dienst,  den  man  Spanien  leiste;  die  Gefahr,  daß  Frankreich 
eine  Provinz  des  spanisch-österreichischen  Weltreichs  werde,  sei  nur  durch 
das  Unabhängigkeitsgefühl  der  Stände  abgewendet,  die  Heinrich  IV.  zur 
Thronfolge  bestimmten,  und  so  nicht  als  Parteien,  sondern  als  Nation  ge¬ 
handelt  haben.  Thuanus  ist  Humanist  und  Theologe,  Offiziosus  und 
Diplomat,  darum  verbindet  er  den  humanistischen  Stil  mit  der  Kenntnis 
diplomatischer  Akten,  die  juristischen  Deduktionen  mit  der  Erklärung  gött¬ 
licher  Gerechtigkeit.  Er  ist  immer  der  Repräsentant  der  Nation,  wie  alle 
Parlamentsräte. 

Erst  der  Publizist  Mezeray  gibt  in  seiner  Landesgeschichte  ein  nicht¬ 
offizielles  politisches  Urteil,  als  „honnete  homme“  mit  ,,bon  sens“  vertritt  er 
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den  Wunsch  des  3,  Standes  nach  gerechter  Verwaltung  in  einem  nationalen 
Staate.  Er  schreibt  in  der  Zeit  der  Fronde,  in  der  der  Schriftstellerei  größere 
Freiheit  und  eigene  Verantwortung  gelassen  war.  Der  Absolutismus  hat  bald 
wieder  das  Geistesleben  im  Namen  des  „guten  Geschmacks“  eingezwängt 
und  neben  der  offiziellen  Geschichte,  wie  sie  ein  Jesuit  Daniel  fabrizierte, 
findet  sich  eine  freiere  Auffassung  eigentlich  nur  in  der  vom  Parlamentsadel 
geschriebenen  V erf assungsgeschichte. 

Die  erste  Verfassungsgeschichte  auf  Grund  der  Quellenkritik  stammt 
von  dem  Abbe  Dubos,  der  gegen  die  germanistische  These  des  Grafen 
Boulainvilliers  von  dem  fränkischen  Ursprung  des  Adels  die  Erklärung  der 
Fortdauer  römischer  Verwaltung  unter  den  Merowingern  erklärt,  und  damit 
die  nationale  Rechtsgeschichte  gründet. 

Die  Memorialistik  hat  in  Frankreich  eine  eigene  Geschichte.  Commines 
gab  eine  Lehre  für  Staatsmänner,  seine  Nachfolger  wie  die  Brüder  du  Bellay 
oder  der  Marschall  Montluc  schreiben  mehr  für  Militärs,  erst  mit  Kardinal 
Retz  verlieren  die  Memoiren  ihren  offiziellen  Charakter. 

Wenn  Retz  als  Führer  der  Fronde  die  öffentliche  Meinung  zu  Gunsten 
der  Adelsclique  gegen  die  Krone  beeinflussen  will,  so  gibt  von  der  groß¬ 
bürgerlichen  Seite  her  Tallemant  des  Reaux  seine  „historiettes“,  in  den 
Salons  gesammelte  „chronique  scandaleuse“  des  Adels.  Voll  persönlicher 
Ranküne  ist  schließlich  S.  Simon.  Der  hohe  Adel  kritisiert  den  König  als 
,,roi  des  commis“,  weil  er  sich  der  bürgerlichen  Intendanten  bedient.  Die 
Zurücksetzung  macht  scharfsichtig,  in  der  Welt  der  Hofintrigen  gedeiht  die 
Psychologie. 

Standen  Literaten,  Staats-  und  Parteimänner  unter  humanistischem 
Einfluß,  so  setzt  eine  Reaktion  gegen  den  Humanismus  von  Seiten  der 
Mönchsgelehrten  ein.  Die  Blondusschule  war  nicht  organisiert  gewesen,  ihre 
Forschungen  hatten  weder  Kontinuität  noch  Vollständigkeit.  Erst  die  Bene¬ 
diktiner  von  St.  Maurus  haben  die  systematische  Quellenkritik  begründet  und 
Nachschlagewerke  der  Materialien  geboten.  Die  Humanisten  hatten  die 
Autorität  der  Kirchenväter  durch  die  der  spätrömischen  Literatur  ersetzt, 
aber  die  antiquarische  Forschung  ist  völlig  kritisch  erst  bei  den  geistlichen 
Gelehrten,  die  ohne  advokatische  Kniffe  und  ohne  konfessionelle  Polemik 
pedantisch  und  solid  eine  Harmonie  der  Quellen  herzustellen  versuchen. 
Die  Annalen  des  Benediktinerordens  von  Mabillon  sind  Muster  politischer, 
auch  kirchenpolitischer  Unabhängigkeit;  von  anderer  Seite  her  wirkt  der 
Vorsteher  der  Ambrosiana  und  Bibliothekar  der  Esthe  Muratori  für  diese 
freie  und  gelehrte  Richtung. 

In  England  hat  die  offizielle  Historiographie  einen  anderen  Charakter; 
Es  lag  nicht  im  Interesse  der  Könige,  eine  dynastische  Legende  anfertigen 
zu  lassen,  denn  die  Tudors  konnten  ihre  Herrschaft  nicht,  wie  die  Capetinger, 
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legitimieren  auf  Grund  uralter  Herrschgewalt-  Die  Historiker  brauchten  auch 
nicht  konfessionelle  Parteistandpunkte  zu  erklären,  wie  in  Frankreich,  wo 
die  kirchlichen  Gegensätze  entscheidend  waren.  In  England  wirkten  rein 
die  sozialen  Gegensätze  und  konstitutionellen  Kämpfe.  Nur  die  Frage  des 
keltischen  Ursprungs  derTudors  wird  von  einem  italienischen  Kleriker  erörtert, 
oder  die  Selbständigkeit  der  schottischen  Geschichte,  wie  von  Buchanan,  er¬ 
klärt.  Der  Einfluß  der  neuen  Richtung,  des  Humanismus,  ist  nicht  sehr  be¬ 
deutend.  Wenn  ein  Kanzler  wie  Bacon  Geschichte  schreibt,  so  steht  im 
Vordergrund  Gesetzgebung  und  Diplomatie,  wie  bei  den  italienischen  Staats¬ 
männern.  Eine  große  Geschichtsschreibung  bringt  erst  die  Revolution  hervor, 
und  zwar  einen  neuen  Typus  Geschichtsschreibung:  die  Parteigeschichte. 
Wenn  die  offiziösen  Historiker  die  Verteidigung  ihrer  Mandanten  leisteten  und 
private  Arbeiten  die  persönlichen  Spekulationen  oder  sozialen  Interessen  des 
Autors  gaben,  so  konnte  von  Parteigeschichte  eigentlich  nur  in  der  Kirche  die 
Rede  sein.  In  der  kurzen  Zeit  der  florentinischen  Verfassungskämpfe  gab  es 
eine  Art  politischer  Parteigeschichte.  In  England  aber  kommt  es  im  17.  Jahr¬ 
hundert  zur  Bildung  dauernder  Parteigruppen,  die  aus  den  Ständen  hervor¬ 
gegangen,  politische  Programme  vertreten.  Die  Geschichtsschreiber  urteilen 
von  einem  Parteiprogramm  aus,  wie  früher  die  Kleriker  aus  ihrer  Ordens¬ 
tradition  oder  konfessionellen  Einstellung.  Sie  sind  völlig  befangen  und 
deuten  gegenwärtige  Tendenzen  in  vergangene  Zeiten  hinein.  Gewiß,  auch 
große  Staatsmänner  hatten  in  ihren  Memoiren  und  Zeitgeschichten,  wie 
Guiccardini  und  Commines,  ihre  eigene  Politik  vertreten,  aber  als  eine 
persönliche  Angelegenheit,  nun  schreiben  Politiker  in  Parteisachen.  Lord 
Clarendon,  Mitglied  des  kurzen  und  langen  Parlaments,  Leiter  der  könig¬ 
lichen  Geschäfte  und  Lordkanzler,  schreibt  in  der  Zeit  seiner  Verbannung  in 
Frankreich  (1646 — 1648),  unter  dem  Einfluß  der  französischen  Memorialistik, 
nicht  die  Rechtfertigung  seiner  persönlichen  Politik,  sondern  die  seiner 
Partei.  Der  erste  Teil  seiner  „Geschichte  der  englischen  Rebellion“,  vom 
Regierungsantritt  Karls  I.  bis  zum  Siege  des  langen  Parlaments,  steht  noch 
völlig  unter  dem  unmittelbaren  Eindruck  der  Vorgänge.  Als  gemäßigter 
Liberaler  sieht  er  die  Notwendigkeit  parlamentarischer  Verfassung  und  ein¬ 
geschränkter  Königsgewalt  ein.  Er  erklärt  als  Uebelstände  die  elfjährige 
Nichteinberufung  des  Parlaments,  die  Anordnung  des  Schiffsgeldes,  die 
willkürlichen  Verhaftungen  der  Sternkammer  und  Erzbischofs  Lauds  Ueber- 
griffe,  aber  nicht  daraus  erklärt  er  den  Umsturz,  sondern  aus  Agitation  und 
Predigt,  aus  der  Demagogie  der  Puritaner.  Er  zieht  zur  Erklärung  „weder 
die  großen  wirtschaftlichen  Veränderungen  im  englischen  Leben  während 
des  sechzehnten  Jahrhunderts  heran,  noch  die  durch  die  Tudors  geschaffene 
neue  soziale  Gliederung  der  Bevölkerung,  noch  die  veränderte  Stellung 
Englands  in  der  auswärtigen  Politik,  noch  den  im  Presbytertum  zur 
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Herrschaft  gekommenen  calvinistischen  Geist  der  Gemeindeorganisation“.23) 
Clarendon  gibt  politische  Verfassungsgeschichte  und,  da  es  für  eine  englische 
Politik  nicht  auf  die  dynastische  Rechtfertigung  besonders  ankommt,  bloß  eine 
juristische  Darstellung.  Gesetzgeberische  Maßnahmen  erscheinen  allein  be¬ 
deutsam  für  die  Staatsordnung,  wo  die  bürgerliche  Gesellschaft  weit  genug 
vorgeschritten  ist.  In  England  ist  eben  der  Kampf  um  die  Freiheit  d.  h.  die 
Befreiung  der  bürgerlichen  Gesellschaft  entschieden,  ein  Realpolitiker 
kann  nicht  an  dieser  Tatsache  vorbei  und  muß  als  Reformer  auftreten. 
Doch  hat  Clarendon  im  zweiten  Teil  seines  Werkes  (erst  1671)  Warnungs¬ 
tafeln  vor  zu  weitgehenden  Reformen  aufgestellt.  Merkwürdigerweise 
fehlt  eine  eigentliche  Parlamentsgeschichte.  Sein  Nachfolger  Bischof 
Burnet,  der  z.  Zt.  Wilhelms  von  Oranien  schreibt,  gibt  weniger  Bericht  von 
den  legalen  Maßnahmen  als  von  den  Parteiintrigen.  Da  gibt  es  keine  antik 
stilisierten  Reden  mehr,  wie  bei  den  Florentinern,  keine  weltmännischen 
Anekdoten,  wie  bei  den  Franzosen,  in  dieser  ungeschminkten  Darstellung 
des  modernen  politischen  Lebens.24) 


In  Frankreich  mußte  die  Kritik  des  absolutistischen  Staates  und  der 
mit  ihm  verbundenen  Kirche  zur  radikal  politischen  Geschichtsschreibung 
führen,  die  sich  im  achtzehnten  Jahrhundert  aus  der  Stellung  der  Ge¬ 
sellschaft  zu  dem  absolutistischen  Staat  ergab.  Die  völlige  politische 
Ausschaltung  bedingt  eine  historische  und  politische  ,, Philosophie“  von 
Männern,  die  der  herrschenden  oder  aufkommenden  „Gesellschaft“  ange¬ 
hören,  aber  nicht  an  der  Staatsmacht  teilnehmen.  Sie  spekulieren  und 
propagandieren  und  geben  politische  Theorie.  Im  siebzehnten  Jahrhundert 
hatte  man  sich  in  Anklage  und  Rechtfertigung  an  den  Hof  gewandt,  im 
achtzehnten  Jahrhundert  schrieb  man  zur  Unterhaltung  und  Aufklärung  der 
Salons.  Nur  in  dichterischer  Form  konnte  man  das  Publikum  interessieren 
und  die  Zensur  passieren.  Die  Kritik  des  Staates  wird  in  eine  Fabel  einge¬ 
kleidet  und  die  Geschichte  liefert  die  Masken.  Dem  Publikum  von  reichen 
Weltleuten  und  tonangebenden  Damen  zu  Gefallen,  verschmähen  die 
Schriftsteller  weder  exotische  noch  erotische  Pikanterien  ihren  historischen 
Romanen  beizugeben.  Die  Phantasie  beschäftigt  sich  nicht  mit  Mythen  des 
Jenseits  oder  Utopien  der  Zukunft,  sondern  dem  Märchen  ferner  Länder. 
In  der  entgötterten  Welt  herrscht  die  Freude  am  Bunten  und  Fremden. 
Die  äußere  Welt  ist  nun  voll  Kuriositäten.  Die  innere  Unendlichkeit  des 
Spätmittelalters  konnte  sich  nicht  mit  der  bizarren  Fülle  messen,  die  für 
das  Jahrhundert  der  Aufklärung  nun,  nach  der  Zeit  der  Entdeckungen,  über 
die  ganze  Erde  ausgebreitet  war. 


23)  Fueter,  S.  178. 

24)  Ein  Kapitel  über  Bolingbroke,  den  Vorläufer  Voltaires,  fehlt. 
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Die  Form  der  asiatischen  Einkleidung  ist  Allgemeingut  der  Zeit. 
,,Der  türkische  Spion“  von  Marana  und  ,,Der  Siamese“  von  Dufresny  sind, 
wie  schon  Voltaire25)  erklärte,  die  Vorbilder  der  „Persischen  Briefe“  von 
Montesquieu.  Sicher  gaben  auch  exotische  Gesandtschaften  Anregung.  Das 
Werk,  in  dem  politische  Satire  und  Harembeschreibung  wechseln,  bedarf  als 
Vorarbeit  des  „Geistes  der  Gesetze“  hier  nicht  weiterer  Darlegung. 

Montesquieu  hat  wie  Montaigne  eine  Liebe  zur  bunten  Fülle,  doch 
dient  ihm  die  Mannigfaltigkeit  der  Geschehnisse  ganz  cartesianisch  nur  zur 
Illustration  einer  Idee.  Die  Vernunft  hängt  sich  bloß  einen  historischen 
Mantel  um.  Aus  alten  Quellen  und  zeitgenössischen  Werken  schöpft  der 
Vielbelesene  Material  für  die  Demonstration.  Es  kommt  auf  die  Lehre  an,  die 
aus  der  Geschichte  zu  ziehen  ist.  Schrieb  Bossuet  einen  theologischen  Kom¬ 
mentar  zur  Apologie  der  Kirche  und  des  Staates,  so  gibt  Montesquieu  einen 
humanistisch-aufgeklärten  Kommentar  zur  Opposition  gegen  den  abso¬ 
lutistischen  Staat.  „Die  Betrachtungen  über  die  Ursachen  der  Größe  und  des 
Niedergangs  der  Römer“  geben  Erinnerung  und  Vorbild  staatlicher  Ent¬ 
wicklung,  wie  in  der  Renaissance.  Die  Geister  der  Vergangenheit  werden 
heraufbeschworen.  Parolen  und  Kostüme  des  Altertums  dienen  der  Gegen¬ 
wart  als  Programm  und  Draperie.  Die  Maskerade  ist  nicht  mehr  äußerliche 
Einkleidung  einer  Fabel  oder  Parodie,  sondern  Vergleichung  in  einer  Historie. 

Der  Humanismus  hat  aller  Staatstheorie  die  historische  Vorlage  ge¬ 
liefert.  Wie  Machiavelli  an  den  „Erörterungen  über  die  erste  Dekade  des 
Livius“  neben  der  „Florentinischen  Geschichte“  schrieb,  so  Montesquieu 
an  den  „Römern“  neben  dem  „Geist  der  Gesetze“.  Auch  jetzt  beruht 
die  Theorie  auf  Idealisierungen  des  antiken  Staates,  und  diese  Spekulationen 
dienen  der  Politik.  Montesquieu  folgt  Machiavelli,  aber  er  gibt  sich 
nicht  mehr  als  Parteipolitiker,  sondern  als  Gesetzgeber.  „Er  las  seine 
Autoren  wie  die  Juristen  ihre  Gesetzbücher:  er  ging  bloß  darauf  aus, 
einen  Text  zu  finden,  der  sich  zur  Sache  anwenden  ließ.  Die  historischen 
Werke  und  die  Reisebeschreibungen,  die  er  kannte,  bildeten  für  ihn  gleichsam 
einen  Kodex,  dessen  Teile  alle  gleiche  Gesetzeskraft  haben.“20)  Die  Ge¬ 
schichte  behandelte  er  vom  juristischen  Gesichtspunkt,  indem  er  Präzedenz¬ 
fälle  angibt  oder  Geschichten  unter  Gesetze  subsumiert.  Er  macht  seiner 
Zeit  damit  den  Prozeß,  der  mit  der  Verurteilung  endete. 

Die  Betrachtung  der  geschichtlichen  Dekadenz  des  Altertums  führt 
ihn  zum  Pessimismus;  sein  antik  zu  nennender  Tyrannenhaß  sah  keine  Mög¬ 
lichkeit,  den  dem  römischen  Kaisertum  ähnelnden  Absolutismus  zu  über¬ 
winden.  Erst  nach  der  englischen  Reise  gewann  er  einen  optimistischen 
Glauben;  er  sah  in  England  das  moderne  Vorbild  eines  fortgeschrittenen 


25)  Voltaire  22.  Brief  der  „Lettres  philosophiques". 

26)  Fueter,  S.  383. 
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Staatswesens,  ein  Idealbild  der  „gemischten  Regierung“,  das  als  Programm 
der  französischen  Politik  dienen  konnte.  Die  modische  Anglomanie,  in  den 
Salons  der  Tencin  und  du  Deffand  gepflegt,  sicherte  ihm  Erfolg.  „Der  Geist 
der  Gesetze“  wurde  das  Unterhaltungsthema  der  gebildeten  Schichten,  in 
ihm  sah  man  den  Zeitspiegel. 

Montesquieu  erklärte  den  Sieg  der  „cause  morale“  über  die  „cause 
physique“;  gerade  diese  „cause  physique“,  der  vemunftlose  Widerstand,  die 
physische  Abhängigkeit  sollte  im  Sinne  des  Cartesius  überwunden  werden. 
Gegenüber  Vernunft  und  Freiheit  erschienen  Klima  und  Bodenbeschaffen¬ 
heit  als  Schicksal  und  Zwang.  So  setzte  Montesquieu  die  anthropo- 
geographische  Geschichtsauffassung  fort;  es  entstand  die  natürliche  Ge¬ 
schichte  der  von  Klima  und  Boden  bedingten  Natur  der  Völker  und  Staaten. 
Ausgehend  von  Hippokrates  hatte  Bodin  bereits  (im  I.  Kapitel  des  fünften 
Buches  seines  „Staates“,  1577)  den  Einfluß  des  Klimas  als  eine  mysteriöse 
Sache  behandelt.  Montesquieu  folgte  Arbuthnots  Physiologie  in  seiner  ganz 
natürlichen,  physiologischen  Erklärung. 

Klima  und  Bodenbeschaffenheit  bestimmen  wie  ein  Schicksal  den 
Menschen.  Wichtiger  jedoch  ist,  was  der  Mensch  aus  dem  Boden,  als  was 
der  Boden  aus  dem  Menschen  macht.  Geistesbildung  siegt  über  Naturanlage, 
das  ist  die  Ueberzeugung  des  modernen  Menschen.  Die  von  Klima  und 
Bodenbeschaffenheit  abhängige  Natur  des  Menschen  kann  vor  allem  durch 
die  Gesetzgebung  völlig  umgewandelt  werden,  (wie  am  Beispiel  Chinas 
gezeigt  wird).  Im  Zusammenwirken  natürlicher  und  geistiger  Kräfte  (der 
Gesetzgebung  und  Sitte)  entsteht  ein  „esprit  general“.  Dieser  generelle  Geist 
ist  das  Gesetz,  das  in  diesem  philosophischen  Jahrhundert  auf  allen  Gebieten 
herrscht.  Nun  ist  der  „despotisme  legal“  der  Vernunft  für  die  Vertreter  des 
mechanistischen  Rationalismus  und  aufgeklärten  Absolutismus,  wie  Voltaire, 
nur  die  Politisierung  dieses  allgemeinen  Gesetzes,  im  Einheitsstaat,  während 
Montesquieu  organistischer  denkt.  Der  größte  Vertreter  der  großbürger¬ 
lichen  Parlamentsräte,  die  als  intermediäre  Gewalt  der  ständischen  Rechts¬ 
pflege  dem  zentralistischen  Absolutismus  entgegenwirken,  sieht  den  Staat 
unter  dem  Bild  der  Wage,  der  Balance;  die  Trennung  der  Gewalten  ergibt 
ein  System  gegenseitiger  Kontrollen,  die  partikulären  wirken  mit  den 
generellen  Kräften  zusammen,  das  Gesetz  wird  durch  die  gesellschaftlichen 
Verhältnisse  relativiert. 

Für  den  „Geist  der  Gesetze“  sind  nicht  nur  die  formalen  Gesetze, 
sondern  auch  die  inhaltvollen  Lebensgesetze  wichtig;  so  ist  die  bürgerliche 
Freiheit  definiert  als  „die  Meinung,  die  man  von  seiner  Sicherheit  hat“,  also 
die  durch  Gesetze  verbürgte  Freiheit  des  Eigentums,  Was  eigentlich  den 
„esprit  göneral“  ausmacht,  bleibt  unklar,  denn  die  persönlichen  Mächte,  die 
dahinter  stehen,  sind  rein  begrifflich  als  Wirtschaft  gegenüber  dem 
Gesetz  aufgefaßt. 
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Es  ist  bezeichnend,  daß  Montesquieu  (Buch  21)  eine  Geschichte  des 
Handels  gegeben  hat.  Der  Großhandel,  den  er  in  Bordeaux  vor  Augen  hat 
und  in  England  in  voller  Freiheit  sah,  interessiert  ihn  schon  im  Hinblick 
auf  den  Absatz  seiner  Weine.  Er  stützt  sich  auf  Melons  , .politischen  Versuch 
über  den  Handel“  und  erklärt,  der  Handel  bewirke  bei  größerer  Bewegungs¬ 
freiheit  und  Sicherheit  die  bürgerliche  Freiheit,  er  trage  zur  Aufklärung  bei, 
zur  Humanität  und  zum  Völkerfrieden,  wie  man  an  den  politisch  freiesten 
Völkern,  den  Engländern  und  Holländern,  wahrnehmen  könne.  Seine 
Handelsgeschichte  ist  spärlich.  Erst  der  deutsche  Professor  Heeren  hat  eine 
wirkliche  Handelsgeschichte  gegeben. 

(Heeren  ging  über  die  bloß  legislative  Betrachtung  hinaus,  indem  er 
Montesquieus  Ansicht,  daß  die  Gesetzessysteme  den  Wirtschaftssystemen 
entsprechen,  mit  der  Erklärung  Smiths  verband,  daß  Staat  und  bürgerliche 
Gesellschaft  die  persönlichen  Träger  der  abstrakten  Begriffe  Gesetz  und 
Wirtschaft  seien.  Die  Notlage  der  deutschen  Verhältnisse  zwang  diesem 
Historiker  die  sozialen  Fragen  auf.) 

Man  muß  sich  die  „gute  Gesellschaft“  vergegenwärtigen,  um  Voltaire 
ihren  Favoriten  und  Rousseau  ihren  Parasiten  zu  verstehen.  Voltaire 
steigt  auf,  wird  ein  Fürst  der  Literatur,  der  üble  Geschäfte  und  gute  Witze 
macht,  Rousseau  fällt  ab,  wird  ein  Rebell  gegen  sein  Lakaientum  und 
predigt  Moral.  Gewiß,  die  Ideen  sind  nicht  gleich  den  Interessen,  aber  sie 
werden  doch  zum  Programm,  denn  die  Philosophie  Voltaires  wie  die  Moral 
Rousseaus  sind  völlig  zeitgebunden,  nur  aus  ihrer  Stellung  für  oder  gegen 
die  „Gesellschaft“  verständlich.  Gesellschaft,  das  waren  die  Hofleute,  die 
sich  ihre  Langeweile  vertrieben  durch  Hasardspiel,  Maskenbälle,  Dilettanten¬ 
theater,  dann  die  durch  Aemterkauf  nobilisierte  Schicht  und  die  durch 
Staatsspekulation  bereicherten  Parvenüs,  Richter  und  Steuerpächter,  vor 
allem  Bankiers.  Die  Affaire  Law  wirft  ein  bezeichnendes  Streiflicht.  Der 
„kleine  Hof“,  die  Salons  des  Großbürgertums,  das  ist  der  Ort  der  Opposition. 
Hier  wird  die  Intelligenz  nicht  nur  als  Hofnarr  geduldet,  sondern  als 
Bannerträger  verehrt.  Die  Devise  „Ecrasez  1’infäme“  Voltaires  gilt  im  Kampf 
gegen  —  die  Kirche.  Man  verlangt  den  „aufgeklärten“  Absolutismus.  Seit 
renaissancistische  Kardinäle,  wie  Richelieu,  den  Absolutismus  als  Staats- 
raison  erklärten  und  den  Thron  mit  kirchlichem  Schutz  umgaben,  gilt  die 
Kirche  als  politischer  Feind.  Der  Haß  wendet  sich  vor  allem  gegen  die 
Jesuiten,  die  Konkurrenten  der  kolonialen  Handelskompagnien  waren;  ihre 
Vertreibung  nach  dem  Bankerott  Lavallettes  wurde  allgemein  begrüßt.  Der 
Merkantilismus  sollte  nur  dem  Bürgertum  zu  Gute  kommen.  Die  Macht 
der  Kirche  war  nicht,  wie  in  der  Renaissance,  eine  bloß  politische,  sondern 
seit  der  Gegenreformation  eine  kulturelle.  Ihrem  System  mußte  mit  einem 
geistigen  System  begegnet  werden  und  die  Intelligenz  hob  das  Banner  der 
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Aufklärung,  dem  das  Großbürgertum  folgte  in  der  Absicht,  daß  Vernunft 
und  Freiheit  eben  auch  in  der  Wirtschaft  zur  Geltung  gelangen  sollten. 

Der  Geschichtsschreibung,  die  von  der  Staatslehre  herkommt,  steht 
eine  philosophische  Geschichtsschreibung  gegenüber.  Voltaire  begründet  mit 
dem  ,, Essai  sur  les  moeurs  et  sur  l'esprit  des  nations“,  (der  schon  1754  als 
,, abrege  de  l'histoire  universelle“  erschien)  die  neue  Geschichtsphilosophie. 
Dies  Gegenwerk  zu  BossuetsWeltgeschichte  ist  ausgesprochen  antitheologisch. 
Voltaire  gibt  ein  natürliches  System  der  Geschichte,  ein  System  des  natür¬ 
lichen  Geistes  und  einer  Weltanschauung  heraus,  die  alles  Zeitwissen  im 
common  sense  umfaßt.  Der  gesunde  Menschenverstand  triumphiert  über  die 
Geschichte,  die  pragmatisch  benutzt,  nur  zur  Demonstration  endlich  er¬ 
reichter  Aufklärung  dient.  Er  wird  der  Philosoph  der  guten  Gesellschaft. 

Die  Schicht  von  bürgerlichen  Emporkömmlingen  tritt  anstelle  der 
Standesherren;  sie  ist  nicht  kriegerisch  oder  kirchlich,  sondern  kommerziell 
bestimmt;  sie  ist  vom  Staate  abhängig  und  der  merkantilistischen  Politik, 
sie  bereichert  sich  am  Krieg  und  nimmt  durch  Amtskauf  teil  an  der  Ver¬ 
waltung.  Voltaire  stellt  darum  neben  den  Tatsachen  der  äußeren  Krieg¬ 
führung  und  inneren  Verwaltung,  Handel,  Gewerbe  und  Künste  dar.  Das 
abstrakte  Verstandesich  sieht  die  verschiedenen  Gebiete  des  Geistes  und 
der  Geschichte  bloß  im  äußeren  Zusammenhang;  Staat,  Zivilisation,  Wirt¬ 
schaft  stehen  wie  in  einer  Enzyklopädie  nebeneinander.  Voltaire  kann 
das  „Zeitalter  Ludwigs  XIV.“  nur  von  der  Zentralstellung  des  Staates  aus 
schreiben,  denn  Handel  und  Gewerbe,  Wissenschaften  und  Künste  waren 
ja  Aufgabe  des  Staates.  So  steht  denn  die  Politik  doch  im  Vordergrund, 
wenn  auch  mehr  die  für  die  bürgerliche  Entwicklung  maßgebende  innere 
Verwaltung  als  die  äußere  Politik. 

Auch  er  versucht  im  Anschluß  an  Bossuet  eine  Geschichtserklärung 
aus  dem  Geiste  der  Zeit  und  Nation.  Wie  Montesquieu  nimmt  er  zwei  Kräfte 
an,  aus  deren  Gegenwirkungen  Geschichte  wird:  die  unveränderte  mensch¬ 
liche  Natur  und  die  nach  Ort  und  Zeit  verschiedenen  Faktoren,  Klima, 
Regierung  und  Religion;  durch  die  Macht  der  Gewohnheit  gefestigt  prägen 
sich  die  politischen  und  religiösen  Einrichtungen  in  dem  Geiste  aus.  Er  faßt 
diesen  Geist,  den  common  sense,  als  bloße  Naturtatsache  auf;  es  war  die 
neuzeitliche  Ratio,  die  nicht  mehr  in  der  Gelehrtenrepublik  der  Humanisten 
heimisch,  sondern  Gemeingut  eines  breiteren  Publikums  geworden  war;  die 
Besitz- und  Bildungsschicht  erklärt  sich  als  „nation“  gegenüber  der  ,,popu- 
lace“,  diese  reicher  mit  materiellen  und  geistigen  Gütern  ausgestattete 
Schicht  sieht  in  Voltaire  sich  selbst  auf  dem  Gipfel  der  Geschichte,  schaut  auf 
die  Vergangenheit  herab  und  fällt  ohne  inneren  Anteil  an  den  großen  Kultur¬ 
werten  der  Vergangenheit  absprechende  Urteile,  Nun  erscheint  das  Unbe¬ 
wußte  und  Ueberbewußte  in  der  strahlenden  Aufhellung  des  dem  Leben 
zugewandten  und  durch  die  Vernunft  über  Natur  und  Gesellschaft  mächtigen 
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individuellen  Geistes,  d.  h.  der  abstrakten  Ratio  aufgehoben.  Der  Träger  der 
Geschichte,  die  Nation,  die  man  unklar  oft  mit  Volk  oder  Bevölkerung  eines 
Staatsgebiets  gleichsetzt,  wird  gebildet  durch  den  aufgeklärten  Herrscher, 
den  „esprit  delie“.  Die  Religion  ist  nur  ein  Vorwand,  in  den  französischen 
Glaubenskämpfen  von  Herrschern  benutzt,  die  selbst  keine  Religion  hatten. 
Außer  in  der  Religion  gibt  es  nur  in  den  Ideen  der  politischen  Freiheit 
einen  Antrieb  der  Massenbewegung.  Auch  Voltaire  sieht  das  Vorbild 
der  Freiheit  in  England,  wo  das  Königtum  politisch  wie  kulturell 
zurücktritt  und  das  Bürgertum  selbständig  dominiert.  Hier  hat  die  Nation 
alle  Gebiete  einheitlich  durchgebildet.  So  unklar  die  Begriffe  Geist  der  Zeit 
und  der  Nation  sind,  so  hat  doch  Voltaire  das  Verdienst,  die  neue  Geschichts¬ 
philosophie  inauguriert  zu  haben. 

Man  kann  eine  Reihe  von  Augustin  und  Bossuet  bis  zu  Hegel  bilden, 
in  deren  entscheidender  Mitte  Voltaire  steht.  Er  vermittelte  zwischen  der 
naturalistischen  und  der  idealistischen  Geschichtsphilosophie.  Die  Ge¬ 
schichtsschreibung  war  wieder  zur  Geschichtsphilosophie  geworden,  d.  h. 
aus  einem  Geiste  heraus  erklärt.  Mit  der  humanistischen  Philologie  trat 
auch  die  in  der  Antike  vorgebildete  bloße  Beschreibung  und  kritische 
Sichtung  zurück,  als  bloße  Hilfswissenschaft  erschien  die  Quellenkunde  und 
Urkundenforschung  der  Muratori  und  Mabillon.  Voltaire  will  Erklärung 
und  Deutung.  Nicht  zurück,  sondern  vorwärts  gewandt  wird  die  Geschichts¬ 
philosophie  Ideologie  der  bürgerlichen  Gesellschaft,  in  ihr  wird  Programm 
und  Propaganda  der  Vorwärtsbewegung  gegeben. 

In  dichterischer  Form  haben  Montesquieu,  Voltaire  und  Rousseau 
ihre  Ideen  vorgetragen,  weil  sie  nur  so  dem  gebildeten  Publikum  zusagten 
und  nur  in  dieser  Hülle  von  der  Regierung  zugelassen  wurden.  Der  Ge¬ 
schichtsroman  der  Aufklärung  hat  nun  bei  Rousseau  zur  Geschichtsphantasie 
geführt,  einer  eigentümlichen  Verquickung  naturrechtlicher  und  geschichts¬ 
philosophischer  Gesichtspunkte.  Rousseau  steht  im  Gegensatz  zu  den  viel 
realistischeren  Darstellungen  Montesquieus  und  Voltaires,  die  an  denVerstand 
appellieren  und  ihrem  Zeitalter  positiv  gegenüber  stehen,  da  sie  in  ihm 
den  Sieg  des  Bürgertums,  den  Fortschritt  der  Zivilisation  sehen;  Rousseau 
dagegen  beruft  sich  auf  das  Gefühl  und  gibt  eine  Rückwärtsutopie,  die  man 
romantisch  nennen  kann,  indem  ihm  diese  Zivilisation  als  Gefahr  und 
Verderb  erscheint.  Seine  Liebe  zu  den  altväterischen  Sitten  und  kleinbürger¬ 
lich  einfachem  Leben  kämpft  für  eine  Gesellschaft  ohne  Ausbeutung  und 
Unterdrückung,  ohne  Luxus  und  Sklaverei.  Die  vorkapitalistische  und  vor¬ 
absolutistische  Zeit  ist  Geschichtsideal,  als  Naturzustand  erklärt.  Der  Klein¬ 
bürger  sieht  sich  als  den  reinen  Naturmenschen  der  Urzeit. 

Hat  Voltaire  den  Standpunkt  der  wohlhabenden  Bourgeoisie  ver¬ 
treten,  so  betrachtet  Rousseau  die  Geschichte  vom  Standpunkt  des 
notleidenden  und  zurückgesetzten  Kleinbürgertums,  „Bei  Rousseau  gibt  das 
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in  seiner  Würde  gekränkte  Ehrgefühl  des  Untertanen,  der  pathologisch 
gesteigerte  Zorn  über  die  Herrschaft  moralisch  verkommener  Menschen,  das 
Mitleid  mit  den  Opfern  der  Ungerechtigkeit  den  Ausschlag.“27)  Er  gibt 
nicht  eine  Polemik  und  Satire  der  Staatsverwaltung,  sondern  eine  Moral 
für  den  Staatsumsturz.  ,,Es  nimmt  die  Deklamation  einen  größeren  Raum 
ein  als  das  „raisonnement“.28)  Gegen  die  politische  Orthodoxie,  den  Stand¬ 
punkt  der  staatsgläubigen  Zeit  des  Absolutismus  und  der  ihm  verbundenen 
Großbourgeoisie,  kommt  jetzt  die  politische  Häresie  auf,  der  Protest  gegen 
die  allein  seligmachende  Staatsraison.  Die  Uebelstände  werden  nicht  in 
einer  unrationellen  Verwaltung  des  Staats,  sondern  in  der  Staatseinrichtung 
überhaupt  gesehen.  Die  politische  Geschichtsschreibung  führt  zu  der  Kritik 
des  Staates  und  Kritik  der  Zivilisation. 

Die  moralische  Predigt  mit  ihrer  Pathetik  der  Instinkte  wirkt  er¬ 
hebend  auf  die  an  Kultur  und  Fortschritt  unbeteiligten  kleinen  Leute. 
Diese  minderbemittelte  und  benachteiligte  Klasse  hat  in  Rousseau  ihr 
Sprachorgan,  Alles  „ressentiment“  kommt  zum  Vorschein,  indem  die  Schau¬ 
spielerei  der  erbaulichen  Menschenwürde  von  Natur  den  Naturmenschen, 
der  Unterklasse,  eine  Rechtfertigungs-  und  Erlösungslehre  Vormacht. 

Rousseau  ist  ein  „declasse“,  der  als  Parasit  der  Adelsgesellschaft 
sich  empört.  Das  poetische  Gefühlschristentum,  dieser  Freibrief  für  alle 
Schwächen,  diese  Sentimentalität  seiner  ,,Mama“,  ward  er  nicht  los  und 
ebensowenig  den  Dilettantismus,  mit  dem  er  in  Annecy  Musik-  und  Theater¬ 
stücke  arrangierte.  Seine  Bildung  ist  ein  oberflächlicher  Firniß,  er  fühlt 
sich  nie  in  der  galanten  und  gelehrten  Welt  zu  Hause  und  verliert  nie  das 
Gefühl  der  Minderwertigkeit,  die  Angst  als  Lakai  behandelt  zu  werden, 
der  von  der  Gnade  des  Adels  lebt.  Hat  er  auch  selbst  die  Einfalt  der  Sitten 
früh  verloren,  so  behält  er  sie  doch  als  idealisierte  Jugenderinnerung. 
Dem  aufklärungsstolzen  Zeitalter  stellt  er,  der  aus  Plutarch  und  Tacitus 
seine  Weisheit  schöpfte,  das  Bild  des  natürlichen  Zustandes  entgegen.  Diese 
Schwärmerei  vom  moralischen  Ideal  in  der  Vorzeit  hat  mit  der  zeit¬ 
genössischen  bukolisch-arkadischen  Dichtung  zu  tun.  „Wie  entsprach  doch 
die  von  Geßner  geschilderte  Welt  voll  gezierter  Unschuld,  überquellendem 
Edelmut  und  unendlicher  Langeweile,  an  der  sich  die  ganze  europäische 
Kulturwelt  des  achtzehnten  Jahrhunderts  erbaut  hat,  in  ihrer  seligen  Ver¬ 
schwommenheit  so  ganz  den  Träumen  eines  Mannes,  der  in  dem  Sehnen, 
nicht  in  der  Erfüllung  seiner  Wünsche  sein  Glück  suchte  und  fand.“20) 
Diese  Welt,  die  nach  Schillers  Wort  „weder  ganz  Natur  noch  ganz  Ideal 
war“  (in  „Naive  und  sentimentale  Dichtung“),  war  nicht  die  „Welt“  dieser 
Zeit.  Diese  Welt  fand  ja  in  Helvetius  und  Holbach,  in  Voltaire  und 


27)  Fueter,  S.  398. 
*®)  ebenda. 

^  Fester,  Rousseau, 
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d  Alembert  ihren  Ausdruck,  Gegenüber  dem  Egoismus  und  Materialismus 
der  Hofkreise  ist  die  Gefühlsreligion  ohne  Dogma  der  Trost  der  Zukurz- 
gekommenen.  Die  Kultur  der  großen  Individuen  und  der  Lebensstil  der 
oberen  Stände  ist  unerreichbar,  das  Kulturwerk  der  Gesellschaft  wird 
darum  niedergelegt  in  einem  „Sklavenaufstand  der  Moral“,  und  es  bleibt 
nur  die  Naturform  der  Gesellschaft  übrig.  Der  Sündenfall  des  Kollektiv¬ 
menschen  hat  den  Staat  und  die  Stände  und  die  ganze  Kultur  als  Ausdruck 
der  verderbten  Natur  bewirkt,  das  verlorene  Paradies  kann  nur  durch  die 
Umkehr  wieder  gewonnen  werden,  Kindheitserinnerung,  Liebe  zum  Idyll, 
Widerwille  gegen  Paris  und  seine  Luxuskultur  —  das  alles  schmilzt  zu¬ 
sammen  zur  Moral  eines  Einsamen. 

Der  „vicaire  savoyard“,  der  den  jakobinischen  Glauben  verkündet, 
hat  die  Moral  des  Herzens.  Zwischen  der  „Clarissa“  und  dem  „Werther“ 
steht  die  „Nouvelle  Heloise“,  der  Sehnsuchtsroman  eines  Liebebedürftigen, 
der  das  Ideal  der  Frau  ,,ä  grand  sentiment“,  die  Liaison  ohne  Standes¬ 
unterschiede  und  gesellschaftliche  Konvention  gibt.  So  wenig  die  Ehe  mit 
Therese  Levasseur  seinem  Ideal  entspricht,  so  wenig  die  Aussetzung  seiner 
Kinder  dem  Ideal  seines  Erziehungsromans  „Emil“;  und  das  Staatsideal 
der  Demokratie,  die  nur  für  Götter  möglich  erscheint,  ist  gar  „der  Gesell¬ 
schaftsvertrag  eines  Ungeselligen“,  wie  Voltaire  spottete.  Der  Bußprediger 
des  „fin  du  siede“  entwirft  aus  Sehnsucht  und  Reue  ein  Gegenbild  seiner 
selbst  und  der  Gesellschaft.  Wie  aus  Minderwertigkeitsgefühl  und  Selbstver¬ 
neinung  „die  Bekenntnisse“  stammen,  so  aus  Zurücksetzung  und  Nicht¬ 
beteiligung  die  Predigt  gegen  die  Ungleichheit. 

Der  Gegensatz  von  intellektuellem  Fortschritt  und  moralischem  Nieder¬ 
gang  ist  ein  gesellschaftlicher.  Vom  Standpunkt  der  Unterklasse  ist  der  Fort¬ 
schritt  unmoralisch  als  immer  größere  Ungleichheit.  Das  Nivellement  der 
geistig-gesellschaftlichen  Pyramide  auf  die  Basis  des  Naturzustandes  ist  die 
Forderung  Gleichheit.  Natur  heißt  nicht  Vernunft,  deren  Besitzer  die  Ober¬ 
klasse  ist,  sondern  Instinkt  und  Gefühl,  als  deren  Träger  das  „Volk“ 
erscheint.  Die  Erneuerung  kann  nur  von  der  unverdorbenen  Unterklasse 
ausgehen,  so  wird  die  Geschichtskonstruktion  Rechtstheorie  und  Revo¬ 
lutionsprogramm.  „Die  Erörterung  über  die  Ursachen  der  Ungleichheit 
unter  den  Menschen,“  die  zur  Politik  des  „Gesellschaftsvertrags“  fort¬ 
gebildet  ist,  ist  nicht  Historie,  sondern  Philosophie,  die  aus  der  Geschichte 
die  Rechtsfiktionen  entnimmt.  In  den  „Briefen  vom  Berge“  wird  der  Gesell¬ 
schaftsvertrag  als  Idealisierung  der  ursprünglichen  Genfer  Verfassung 
erklärt  und  damit  überhaupt  erst  das  Verständnis  dieser  Theorie  möglich. 

Dekadenztheorie  ist  die  Konsequenz  des  Vorsehungsglaubens  und  der 
Annahme  einer  ursprünglichen  Güte  der  Menschennatur  in  der  Schöpferidee. 
Äehnlich  der  radikalen  Sektentendenz  einer  Verwirklichung  der  Bergpredigt 
isL  der  neue  Radikalismus  ,  mit  seinem  Kultur^  und  Staatspessimismus 


revolutionäres  Programm  durch  den  absoluten  Maßstab.  Alle  Lehren  von 
Paradies,  goldenem  Zeitalter,  Naturzustand  setzen  an  den  Anfang  die  Voll¬ 
kommenheit  und  sehen  in  der  Geschichte  Verfall.  Wie  für  die  Reformation 
alle  Geschichte  der  Kirche  Verfall  der  Urgemeinde,  so  ist  für  die  Revolution 
aller  Staat  Verunstaltung  der  Naturgemeinschaft.  Die  Geschichte  wird 
Dekadenz,  indem  das  Ideal  des  Primitivismus  ein  Veto  gegen  allen  Fortschritt 
einlegt  und  in  der  Rückwärtsutopie,  als  Romantik,  das  Ende  mit  Schrecken 
prophezeit. 

„Seine  eigentlichen  Anhänger  erwarb  er  sich  im  Kleinbürgertum  und 
unter  den  Angehörigen  liberaler  Berufsarten,  besonders  unter  denen,  die 
sozial  auf  niedriger  Stufe  standen  (Winkeladvokaten,  Landärzte,  gelehrte 
Proletarier  usw,)“30)  Vor  allem  in  Deutschland  hat  er  die  Geschichtsphilo¬ 
sophie  beeinflußt. 

Die  deutsche  Aufklärung,  die  immer  aufgeklärte  Theologie  blieb, 
und  der  deutsche  Idealismus,  als  Abkömmling  des  Bildungsprotestan¬ 
tismus,  bedarf  einer  besonderen  Darlegung.  Die  Geistesgeschichte  wird  als 
moralische  Pädagogik  in  der  Kulturgeschichte  Ausdruck  eines  nur  kulturell 
bedeutsamen  Bürgertums. 
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